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Abschnitt m 


V>» Havarie» 



äden. 


Literatur 1 ); Pöhls, Seerecht, S. 625 — 770; Jacobsen, 
Seerecht, S. 452 — §20; Abbott, treatise, pari. IV. chap. IX. 
(6) pag. 425 — 454; Kent, comment. part. V. lect. 47 n. 8. 
pag. 232-244; Pardessus, cours III. n. 731-751; Bravard- 
Veyrieres, manuel, liv. II. chap. 13. p. 453—472; Koch, 
Preuss. Recht I. § 438 — 445. S. 739 IT,; Piantanida, giurfe 
— prudenza II. p. 253 sq. 


1. Von eigentlichen Spezialwerken sind zu nennen: 1) Die Dissertatio- 
nen Ober den Titel des Röm. Rechts de lege Rhodia de jactu von 
J. Gothofredus (Genf 1551 u. Helmstedt 1732); C. van Bynckers- 
hoeck (Haag 1702 und in dessen opusculis); van der Schelling 
(Lugdun-Bat. 1722); Mal bl anc (Tübingen 1801); Ramus de Mon- 
zano (Madrid 1673). Doch ist hier nichts als Römisches Recht zu 
finden. — Im Geiste des modernen Seerechts sind geschrieben, ohne 
aber jetzt noch irgend werthvoll zu sein: Een Tractat von Avarijen 
(Haag 1651); L. A. v. Bostel, de contributione propter jactum 
mari. (Arg. 1735); Gloecknert, de iure havariae (Heidelb. 1677); 
M. Lübeck, de iure avariae (Regiom. et Lips. 1719); T. Schroe- 
der, de avaria germ. v, Havereyrecht (Altdorf 1676); J. H. Fricke, 
comparatio iuris nautici rigensis et hamburg. antiq. in mat. hava- 
riarum (Kiel 1773); J. Schultze, de contributione jactus (Bas 
v. Kaltenberg, Seerecht II. 1 


2 . Abschn. VII. Havarien und Seeschäden. 

Quellen: Die älteren Seerechte sind unvollständig in dieser 
Materie. Die neueren widmen ihr besondere Abschnitte: 
Ordonnance de la mar. 1681. liv. III. tit. vfl. (des avaries) 
et VIII. (du jet et de la contribution); Code de comm. fr. 
liv. II. tit. VI. (des avaries) et tit. XII. (du jet et de la cont.) ; 
HolJ. Handelsgesetzbuch, Buch II. Tit. VI. (vom Ueber- 
segeln etc) und Tit. XI. (von Havarien); Span. Handels- 
gesetzbuch, Buch III. Titel IV.; Preuss. Allgem. Landrecht 
II. 8. Abschnitt 12. § 1766 ff. (von Havarie und Seeschäden). 
Vergl. die vielen Assec. und Havarieordnungen, so von 
Hamburg 1731, Schweden 1750, Preussen 1766, Rotter- 
dam 1721, Amsterdam 1744, Kopenhagen 1746 etc. 


Kapitel I. 

Einleitung. 

§ 134. Uebersicht. 

I , << . i • ' • f • , , | j | .. . . a • * f* , ’ •» •• 1 v ■ /•. < i *■ 

Es soll in diesem Abschnitte die ganze Lehre von den 
Seeschäden in ihrem Zusammenhänge übersichtlich dargestellt 
Werden, da man sie gewöhnlich in den Compendien wie in den 

»I ; . . • » i * * . i v » • * • ■ 


1647); R. C. a Derschau, praes. J. H. Iloyer, de havaria 
(Regiom. 1700); J. Slicher, de avariis (Lugd.-Bat. 1716); J. M. 
Brüning«, praes. D. G. v. der Keessei, de avaria (Lugd.-Bat. 
1773). -**- Besser ist: Q. Weytsen, tractaet van avaryen (Leiden 
1617 und öfter; van nieuw oversien en — — verrykt d. S. van 
Leeuwen 1651 und öfter); lateinisch von M. d. Vicq. (Amsterd. 
1672), französisch (Amsterdam 1703); F. M. Klefeker, von der 
Havariegrossa oder extraordinäre, besonders nach den Gesetzen und 
Gewohnheiten der Reichsstadt Hamburg. (Göttingen 1708; P. T. W. 
Ton nies, Uber Avarie-Grosse und die nothwendige AbhUlfe häufi- 
ger Missbräuche bei derselben. (Hamburg 1823 uud in demselben 
Jahre eine neue verbesserte Auflage, von der 1824 ein unveränderter 
Abdruck erschien); M. Pöhls, Bemerkungen Uber Havarie-Grosse 
nach Principien des Rechts und der Handelspolitik etc. (Hamburg 
1823) und dazu: Zusätze (Hamb. 1824); Tonnies, Beleuchtung 
der Schrift des Herren M. Pöhls: Bemerkungen eto» (Hamb. 1823). 
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Seegesetzgebungen auseinanderreisst und namentlich die Lehre 
von der Havariegrosse mehr oder weniger mit der Seeassecuranz 
in Verbindung setzt, obgleich letztere nicht bloss, was allerdings 
nicht sehr w esentlich für die systematische Darlegung ist, historisch 
erst viel später im Seeleben aufgetreten ist, sondern, was von 
entschiedener Wichtigkeit ist, ganz verschiedene Grundsätze be- 
folgt. 

Im weiteren Sinne versteht man unter Havarie überhaupt 
wohl ganz dasselbe, was man mit dem Ausdrucke Seeschäden 
zu bezeichnen pflegt, obgleich man darunter auch ganz beson- 
dere Arten von Seeschäden versteht, und desswegen haben wir, 
besonders nach dem Muster des Preussischen Hechtes, jene all- 
gemeine Rubrik dieses Abschnittes: „V on Havarien und 
Seeschäden“ gewählt, um recht treffend schon in der Ceber- 
schrift unsere Absicht, die ganze Lehre von den Seceschäden 
hier abzuhandeln, anzudeuten. 

§ 135. Eintheilung. 

Demnach werden wir in diesem Abschnitte zuerst Kap. II. 
Von An- und Uebers egel ung der Schiffe sprechen; Kap. III. 
die Lehre vom Schiffbruch, Strand recht und Bergung 
erörtern; Kapitel IV. von der eigentümlichen Natur dessen, 
was man, im Unterschiede von den Übrigen Seeschäden, unter 
Havarie itn Allgemeinen versteht, handeln, endlich 
Kapitel V — VII. insbesondere von dem so wichtigen und reich- 
haltigen Institute der Havariegrosse sprechen und zwar 
Kap. V. das Wesen der Havariegrosse bestimmen, Kap. VI. von 
dem Beweis der Havariegrosse reden und zuletzt Kap. VII. die 
eigentümlichen Grundsätze der Contribution zur Havariegrosse 
entwickeln. 


I* 
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Abschn. VII. Von Havarien und Seeschäden. 


Kapitel II. 

An- und Uebersegelung. 

§ 136. Begriff der Ansegelung *) 

Unter Ansegelung oder Zusammenstossen der Schiffe») 
versteht man das Aneinandergerathen zweier Schiffe in offener 
See oder auf dem Reviere oder im Hafen, gleichviel ob das eine 
oder beide im Segeln begriffen sind oder ob das eine oder ob 
beide gerade vor Anker lagen, ferner ist es gleichgültig, ob die 
Schiffe mit dein Rumpfe oder bloss mit dem Steuer, den Segeln, 
Raen, ausgeworfenen Ankertauen etc. aneinander gerathen. Dies 
wird dann juristisch nur relevant, wenn dadurch eine Beschädi- 
gung an den Schiffen herbeigeführt wird, sofern nicht der Kapi- 
tain des einen oder anderen Schiffes schon wegen Versuches 
zur widerrechtlichen Beschädigung fremden Eigenthums criminell 
belangt werden mag. Der höchste Grad der Ansegelung ist die 
Uebersegelung, wenn nämlich durch das Zusammentreffen 
der beiden Schiffe das eine von dem anderen in den Grund ge- 
bohrt und so zu sagen übersegelt wird. 

Also gehören hieher die Fälle des Ansegelns, Uebersegelns, 
Anfahrens, Antreibens, Anstossens, wie das Holl. Recht 1. c. 
Art. 536, 539 ausdrücklich sagt 1 2 3 ). 


1. Ausser der oben in der Ueberschrift dieses Abschnittes angegebenen 
allgemeinen Literatur ist hier noch zu verweisen auf: S. Stryck, 
de collisione navium in dessen dissert. tom. II.; C. van Bynckers- 
hoeck. quaest. iuris priv. üb. IV. c. 18; Benecke, System III. 
S. 440 ff. ; Emerigon, 1. c. tit I. chap. XII. sect. 14; Boulay- 
Paty, IV. p. 492 sq ; Pardessus, 1. c. n. 652—654; Cancrin, 
Wasserrecht Bd. III. Abh, XIV. § 46 ff.; Weddercop, 1. c. lib. IV. 
tit.; Stypmann, 1. c. pars IV. cap. 19; Piantauida, giurispr. II. 
p. 44—56; besonders aber Pöhls, 1. c. 777 ff. 

2. Französisch: abordage; Englisch: running foulof; Italienisch: abor- 
daggio oder investimento di due navi fra loro; Spanisch: abordo. 

3. Andere neuere Seegesetze z. B. das Preuss. 1. c. § 1911 ff. unter- 
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Nach Römischem Rechte werden hier überall die Grundsätze 
der Lex Aquilia wegen Schadenersatz zur Anwendung gebracht. 
Die neueren Seerechte erkennen dieselben zwar in Bezug auf 
dolose und culpose Ansegelungen an, stellen aber in Bezug auf 
zufällige Ansegelungen eigentümliche Grundsätze auf, die in 
der Billigkeit zu beruhen scheinen und welche im Allgemeinen 
darauf hinaus laufen, dass der in solchem Falle entstandene 
Schaden von beiden Schiffen nach einem gewissen Verhältnisse 
gemeinsam zu tragen sei, ohne dass aber dabei an Havariegrosse 
und deren eigenthümliches Wesen * * * 4 5 ) gedacht zu werden braucht. 
Pöhls, S. 778. 


$ 137. Unterscheidungen. 

Die Ansegelung ist entweder eine rein zufällige, d. h. sie 
wird durch die Gew’alt des Windes oder der Elemente oder 
durch sonstige unvermeidliche Ereignisse herbeigeführt, oder sie 
ist eine culpose oder schuld bare, die durch die Fahrlässig- 
keit, Nachlässigkeit, Absicht, überhaupt durch die Schuld des 
Schiffers herbeigeführt ist und als deren höchsten Grad die 
dolose oder absichtliche Ansegelung zu bezeichnen ist»J. 

Die Fälle der culposen Ansegelung sind nach den Umstän- 
den unendlich verschieden. Pöhls 1. c. zählt nach Anleitung 
der ausdrücklichen Bestimmungen älterer und neuerer Seerechte 


scheiden noch eigentliches Ansegeln vom Antreiben etc., doch das 

Preuss. Recht nur formell, indem es im Allgemeinen auf Beides 
gleiche Grundsätze anwendet. Dagegen enthält das Holländ. Recht 
trotz der formellen Gleichstellung jener verschiedenen Arten doch 

viele Modificationen in den Details, namentlich in Bezug auf vor 
Anker liegende Schiffe. 

4. Wie es z. B. Benecke 1. c. und Emerigon 1. c. wollen und wie es 
zum Theil das Holländische Handelsgesetzbuch Art. 540 ausdrück- 
lich festsetzt. 

5. Das neueste Franz. Recht unterscheidet denn drei Arten des Zu- 
sammenstossens: 1) abordage par force majeure; 2) abordage for- 
tuit, d. h. dessen Ursache nicht auszumitteln sei, obgleich vermuth- 
lieber Weise durch Jemandes Verschulden entstanden sei; 3) abor- 
dage quasi-dilit d. h, culposes Zusammenstossen. 
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einige auf, z. B. wenn der Vorfall sich ereignete dadurch, dass 
ein Schiffer sein Schiff nicht gut regiert oder wenn er die ge- 
setzlich vorgeschriebenen Massregeln versäumt, also wenn er 
keine Buöy auf seinen Anker setzt, ferner wenn er nicht den 
ihm im Hafen oder der Khede angewiesenen Platz einnimmt 
oder behält, ferner wenn er sich nicht in gehöriger Entfernung 
von den übrigen Schiffen namentlich beim Ein- und Aussegeln 
aus Häfen, Strömen, Buchten hält, ferner wenn er mit vollen 
Segeln dort ein- oder ausläuft; sodar.n wenn auf dem Reviere 
das kleinere dem grösseren Schiffe oder das auslaufende dem 
einlaufenden nicht ausweicht; ferner wenn der Schiffer sein vor 
Anker liegendes Schiff nicht festgemacht hat oder seine Geräth- 
schaften schlecht, z. B. die Ankertaue schadhaft waren; ferner 
wenn derjenige, der ausweichen konnte, dies nicht thut; sodann 
wenn der SchifTer, der Nachts aussegeln will, nicht zuvor am 
Tage bereits aus dem Hafen legt; ferner wenn überhaupt der 
Schiffer gegen die hafenpolizeilichen Anordnungen etwas unter- 
nommen und dadurch die Ansegelung veranlasst hatte; wenn 
der SchifTer nicht auslugen, wenn er im Hafen das Schiff ohne 
Wächter liess, endlich wenn er bei Nacht die Schiffsleuchte 6 ) 
nicht anzündete. 

Es lassen sich alle diese Fälle der culposen Ansegelung da- 
hin zusammenfassen, dass der SchifTer irgend etwas versäumte, 
wozu er nach den Gesetzen und Gebräuchen der See ver- 
pflichtet war. Siehe desshalb besonders bereits § 63, 64 
und 72. 

Fälle doloser Ansegelung sind hier kaum aufzuzählen, da 
sie sich von selbst ergeben 7 ). 

6. Ueber die Nothwendigkeit der SchifTsleuchte bei Nacht ist man 
allerdings nicht einig. Die älteren Seegesetze, selbst die Französ. 
Ordonnanz von 1681 erwähnen davon freilich nichts. Doch war 
schon Bynckershoeck (1720) und die Florentinischc Rota in 
einem Urtheile der Ansicht von der Nothwendigkeit. Auch schreibt 
das Preuss. Allg. Landrecht II. 8. § 1496 express vor: „jeder Schitfer 
„ist bei eigener Vertretung schuldig, er mag unter Segel oder vor 
„Anker sein, die Schiffsleuchte anzustecken.“ Pöhls, 1. c. bestreitet 
sogar die Sitte wie die Zweckmässigkeit der Laterne wenigstens auf 
offener See. So viel ich aber weiss. ist deren Gebrauch überall 
Sitte. 

7. Vergl. Consolato del mare cap. 243, Seerecbt von Wisby Art. 27 
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$ 138, Wirkungen. 

I. Bei doloser Ansegelung stimmen mit Hecht alle Seerechte 
darin überein, dass der zugefügte Schaden yon dem Schuldigen 
ganz zu tragen ist; ja es treten meist noch criminelle Bestra- 
fungen ein. 

II. Die culpose Ansegelung fällt im Princip unter denselben 
Gesichtspunkt und kann es keinen Unterschied macheu, ob das 
ansegelnde oder angesegelte Schiff die Schuld hat. Doch be- 
stimmt das Preuss. Hecht 1. c, dass nur ein grobes Versehen 
dem bösen Vorsatz in seinen Wirkungen gleich zu achten sei 
und scheint das richtig zu sein, sobald man darunter nur eine 
wirkliche Verletzung der dem Schifter obliegenden gewöhnlichen 
Pflichten versteht; denn man wird von dem Schifter eine ganz 
ausserordentliche Sorgfalt zur Vermeidung von Ansegelungen 
verlangen dürfen *)• 

III. Wenn beide Schiffe sich in Schuld wegen der An- 
segelung befinden, z. B. wenn das eine mit vollen Segeln in den 
Hafen hinein, das andere mit vollen Segeln aus dem Hafen 
heraus segelte und so der Zusammenstoss bewirkt wurde, so 
scheint mir der Satz angewendet werden zu müssen: quod quis- 
que sua culpa damnum sentit, non intelligitur sentire, also muss 
jeder seinen eigenen Schaden tragen. Damit stimmt denn auch 
das neueste Holland. Recht 1. c. Art. 535 überein, da die ältere 


und Ollron Art. 14, da namentlich im Wiabyschen Seerechte genagt 
wird : Es begiebt sich wohl, dass man gern ein altes Schiff anderen 
guten in den Weg legt, damit es, wenn es von dem anderen be- 
schädigt wird, allen solchen Schaden von ihnen ersetzt erhielte; 
weiss man aber, dass der Schaden nur zur Hälfte ersetzt werde, so 
legt man gern aus dem Wege. 

8. Das Holl. Handelsgesetzbuch spricht bloss einfach von Schuld und 
unterscheidet davon den Vorsatz gar nicht, wird mithin gerade nur 
in unserem Sinne verstanden werden müssen. Die älteren Seerechte 
(von OI£ron Art. 14, Wisby Art. 27, 48, der Hansa Titel X. Art. 1, 
Rotterdam. A. O. Art. 256) sprechen gleichfalls nur von Ansegeln: mit 
Vorbedacht, Willen, Wissen, Vorsatz, Schuld, wollen aber alle unsere 
culpose Ansegelung ohne Zweifel der eigentlich dolosen gleichge- 
stellt wissen. 
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Holl. Gerichtspraxis (zu Zeiten Bynckershöks) sich in solchem 
Falle für gleiche Verkeilung des Schadens auf beide Schiffe 
erklärte, und das neueste Preuss. Hecht 1. c. § 1930 festsetzt: 
dass jeder den Schaden tragen muss, der durch seine Schuld 
dem anderen erwachsen ist, und das scheiut auch als Römisches 
Hecht angesehen werden zu müssen*), und das ist nach Par- 
dessus 1. c. n. 652 auch für Französisches Hecht (arg. Art. 407) 
zu halten. 

IV. Wenn nicht auszumitteln ist, wer die Schuld trägt, so 
scheint es allerdings angemessen, den Schaden als einen zu- 
fälligen zu betrachten und hier dieselben Grundsätze in Bezug 
auf die Tragung wie beim Zufall anzuwenden. 

V. Nach alten und neueren Seerechten wird nun der 
Schaden durch zufällige oder solcher gleichgestellten (n. IV.) 
Ansegelung gemeinschaftlich von den Schiffen getragen. Das 
Römische Hecht, welches hier die allgemeine Regel, dass jeder 
seinen zufälligen Schaden leiden müsse, zur Anwendung bringt, 
ist freilich im neuesten Spanischen Art. 935 n. 7., Holl. Hechte 
Art. 536 und Franz. Art. 407, sowie neuesten Englischen in Be- 
zug auf den reinen Zufall adoptirt. Indessen die Abweichung 
des gemeinen Seerechts rechtfertigt sich aus der Natur des 
SeeYerkehres. Es ist dies zwar kaum ein Mittel, um zu verhin- 
dern, dass sich schlechte Schiffe einer Ansegelung aussetzen ,0 ) 
und sodann scheint es der Billigkeit, die ja überall im Seerecbte 
eine grosse Rolle spielt, angemessen zu sein, diese gemeinschaft- 
liche Noth auch gemeinschaftlich in ihren Folgen zu tragen. Es 
macht sich hier die alte germanische Rechtsregel geltend, dass 


9. Unsere und die neueste Holl. Satzung empfiehlt sich durch ihre Ein- 
fachheit und ihre Uebereinstimmung mit den strengen Sätzen des 
Rechts gegenüber culposen Handlungen. Auch soll Keiner aus 
seiner eigenen turpitudo klagen dürfen, was denn auch auf grobe 
Vergehen in unserem Sinne füglich zu beziehen ist. Pöbls 1. c. 
adoptirt das ältere Holl. Recht, indem er, was ich nicht begreife, 
erklärt, der Schaden ginge hier in einen zufälligen Uber. Jacobsen 
ist Pöbls Ansicht. 

10. Das Seerecht von 014ron 14. und das von Wisby 27. sagen dies 
indessen ausdrücklich. 
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wer als Werkzeug bei einem Unglücke gedient hat, den Schaden 
mittragen helfen muss 11 ). 

In England sah man es früher als gemeines Hecht an, 
dass bei zufälligem Schaden über beide Schiffe und Ladungen 
repartirt wurde, doch fiel die Repartition weg, wenn das eine 
Schiff ganz zu Grunde ging. cf. Molloy, de iure mar. lib. JI. 
cap. VI. §10. Jetzt trägt jedes seinen eigenen Schaden, an 
welchem übrigens die Ladung keinen Theil nimmt, cf. Abbott 
in dem Falle Buller c. Fisher. 

Dabei muss es principiell und consequenter Weise durchaus 
gleichgültig sein, ob ein Ansegeln, Antreiben, Anstossen, Ueber- 
segelo, Anfahren etc. stattfand, also ob beide Schiffe im Segeln 
begriffen oder nur das eine oder ob beide festlagen und etwa 
durch einen plötzlichen Sturmwind gegeneinander getrieben 
w urden ,f ). 


11. cf. Koch, Preuss. Recht II. § 445. Das Holl. Recht 1. c, Art. 538 
will eine solche Repartition nur in dem Falle eintreten lassen, „wenn 
„weder die Schuld noch der Zufall bewiesen werden kann und dem- 
nach die Ursache des Uebersegelns, Ansegelns, Anfahrens oder 
Antreibens zweifelhaft ist. Ebenso das Franz. Recht, cf. Pardessus, 
n. 652. 

12. Das Preuss. macht denn auch keinen Unterschied. Dagegen ist in 
manchen Seerechten ausdrücklich der Fall ausgeschlossen, dass ein 
segelndes Schiff ein vor Anker liegendes ansegelt (Placat Philipps II. 
1. c. Art. 3, Rotterdam A. O. Art. 259. Preuss. Seerecht von 1727, 
1. c. Art. 23), obgleich in diesen Gesetzen dann der Ansegler nur 
die Hälfte des dem anderen zugefügten Schadens nebst seinem rollen 
eigenen tragen soll; ferner der Fall, dass von zwei festliegenden 
Schiffen durch höhere Gewalt das eine nur losgerissen und auf das 
andere getrieben wird, wo entweder dasselbe gelten soll, wie im 
ersten Falle (Placat Philipps II. I. c. Artikel 2, Ordnung Karls V. 
1551 Art. 47, Rotterdam A. O. Art. 257) oder wenigstens dann das 
festgebliebene zu dem Schaden des antreibenden nicht beiträgt, 
wenn dieses allein beschädigt wurde (Hans. Seerecht Tit. X. Art. 3). 
Zu diesen Modificationen in den bezeichneten Fällen scheint aber 
durchaus kein juristischer Grund vorzuliegen. Sie finden sich aber 
namentlich noch im neuesten Holländ. Rechte. Geräth darnach ein 
segelndes oder treibendes auf ein fcstliegendes Schiff durch Zufall, 
und ohne dass das festliegende Schiff den Zufall z. B. durch Kappen 
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§ 139. Art der Repartition« 

Der Schaden soll also in den bezeichneten Fallen, wo über- 
haupt derselbe repartirt werden mag, gemeinschaftlich von beiden 
Schiffen getragen werden. Um aber eine wahre Gemeinschaft- 
lichkeit zu Stande zu bringen, scheint es nothwendig, auch die 
Ladung mit zur Repartition hinzuzuziehen. Denn einmal ist 
nicht das blosse Schiff, sondern Schiff und Ladung das be- 
schädigende Object; die Beschädigung durch das Schiff allein 
würde jedenfalls eine andere und in der Regel eine geringere 
gewesen sein, wenn nicht die Ladung mit ihrer Wucht mitge- 
wirkt hätte. Ferner darf man geradezu behaupten, dass ohne 
die Ladung das Schiff in dem Augenblicke der Beschädigung 
gewiss nicht gerade an demselben Orte sich befunden haben 
würde, also der Schaden gar nicht hätte passiren können, denn 
das Schiff ohne Ladung wäre entweder schneller oder auch 
langsamer gesegelt. Endlich findet ja überhaupt nach Seerecht 
eine gewisse Gemeinschaft zwischen Schiff und Ladung statt, die 
namentlich hier zur Geltung zu bringen, den Grundsätzen der 
Billigkeit angemessen erscheint. Dahin geht auch die keineswegs 
bloss auf Havariegrosse zu beziehende Parömie: Die auf einem 
Schiffe zur See sind, sind gleich reich 13 ). 

Ferner scheint aber die wahre Gleichheit mit Nothwendig- 
keit zu fordern, dass man bei der Repartition des beiderseitigen 
Schadens auf die Grösse des Schiffes und auf die Quantität der 
Ladung Rücksicht nehme und den Schaden von Schiff und 
Ladung auf beiden Seiten nach Verhältnis ihres Werthcs repar- 


dcr Taue verhindern konnte, so trägt das segelnde oder antreibende 
die Hälfte von dem Schaden des anderen Schiffes und dessen La« 
düng und seinen eigenen allein ganz, Art. 540. 

13. Vergl. Pöhls 1. c. S. 787 ff., dem wir hier im Allgemeinen folgen 
können, obgleich er auch manches Sonderbare vorbringt. Dagegen 
scliliessen die meisten anderen Autoren die Ladung von der Repar- 
tition aus. Vergl. Cleirac, us et coutumes ad Art. 14. des röles 
d’Olcron; Valin, ad Art. 10 tit. des avaries pag. 167; Emerigon, 
1. c. tom. I. chap. 12. sect. 14. n. 1. (p. 418); Beneeke, System 
III. S. 441 ff.; Azuni l. c. p. 9; Boulay-Paty 1. c. IV. p. 503; 
Piantanida, 1. c. p. 47 n. 16; Pardessus, 1. c. n. 652. 
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tiren lässt. Denn abgesehen davon, dass gerade das grosse und 
schwer beladene Schiff in der Kegel dem kleineren und leeren 
den grösseren Schaden zufügen, folglich auch mit Recht mehr 
contribuiren müsse, so ist es überhaupt fundamentale Ansicht 
im Handel und Verkehr, die Sachen nach ihrem materiellen 
Werthe zu betrachten und scheint keiii Grund vorhanden, hier 
eine Abweichung eintreten zu lassen. 

Eine Theilung zur Hälfte nach gleichen Theilen für jedes 
Schiff, abgesehen von seiner Grösse und seiner Ladung, würde 
zur grössten Unbilligkeit führen, indem hier gerade das kleinere, 
zumeist am meisten beschädigte Schiff den grössten Theil des 
Schadens tragen müsste. Auch ist nur die Grösse nicht der Geld- 
werth des Schiffes festzuhalten, und scheint es der Billigkeit ange- 
messen, dass die Ladung nur nach einer ungefähren Schätzung 
und mehr nach ihrer Quantität und Schwere, denn nur nach dieser 
Seite hin bewirkt die Ladung die Beschädigung mit, — als nach 
ihrem eigentlichen Geld werthe contribuire. Das Gegentheil würde 
zu Absurditäten führen und z. B. ein Schiff, das einige Kisten Gold- 
staub oder einige Kästchen Edelsteine an Bord hätte — etwas 
was doch in Bezug auf die Grösse des bewirkten Schadens völlig 
wirkungslos gewesen ist, mehr oder weniger zur alleinigen 
Tragung des Schadens verdammen. Ich würde also etwa als 
Kegel aufsteilen, dass Schiff und volle Ladung unter sich den 
Schaden zur Hälfte theilen und so im Verhältniss eine halbe 
Ladung nur zu einem Viertel hinzugezogen werde. Also würde 
die Berechnung so sein: Erst ist die Grösse der Schiffe festzu- 
stellen und darnach der Schaden unter beide zu vertheilen ; sind 
beide voll oder halb oder gar nicht oder überhaupt gleich ge- 
laden , so ist darauf bei der Berechnung des gemeinschaft- 
lichen Schadens weiter keine Rücksicht zu nehmen, doch ist der 
auf das Schiff jeder Part fallenden An theil zur Hälfte resp. ein 
Viertel etc. der Ladung aufzulegen. War von zwei gleich grossen 
Schiffen nur eins beladen, so trägt dies zwei Drittel des Scha- 
dens, den es mit seiner Ladung wieder theilt. War das eine 
halb, das andere ganz beladen, so ist nach Verhältniss weiter 
zu bestimmen, wie repartirt werden solle. Die Rechnung ist 
nach den gegebenen Factorcn leicht 

Diese von uns aufgestellte Theorie von der Repartition 
scheint nun allerdings, wie wir zu beweisen versucht haben, der 
Natur des Seeverkehres durchaus angemessen, doch ist sie in 
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keinem neueren oder älteren Seerechte consequent durchgeführt, 
sondern es ist dieselbe überall nur theilweise adoptirt und sind 
ihre Consequenzen überall nicht gezogen. Die Seerechte sind 
überhaupt in Bezug auf die Lehre von der Ansegelung und 
speziell in Bezug auf die Reparation des dadurch entstandenen 
Schadens sehr unausgebildet und weichen hier sehr von einander 
ab, ja stellen die verschiedensten Sätze auf. 

Einige Seerechte nämlich vertheilen den Schaden bloss über 
die Schiffe, ohne die Güter an der Repartition Theil nehmen 
zu lassen, wie das Hans. Seerecht 1. c. Art. 2; Ordnung Karls V. 
1551 Art. 46; Placat Philipps II. 1. c. Art. 1; Preuss. Seerecht 
von 1727 1. c. Artikel 21 und 28; sowie nach neuestem Preuss. 
und nach Französ. Rechte. Andere lassen ihn über Schiff und 
Ladung vertheilen und zwar entweder unbedingt (Rotterdam 
A. O. Art. 255, sowie das neueste Holl. Recht 1. c. Art. 536. 38) 
oder nur in dem Falle, dass auch die Güter Schaden genommen 
(Seerecht von Oldron Art. 14, von Wisby Art. 27. 68). Ferner 
die, welche bloss die Schiffe beitragen lassen, weichen wieder 
von einander ab, indem einige sie im Verhältniss zu ihrem 
Werthe beitragen (consolato del mare, c. 197 in f.; Hans. Seer. 
Titel X. Art. 2), andere aber stets die Hälfte bezahlen lassen 
(Preuss. Seerecht von 1727 cap. IX. Art. 21; Placat Philipps II. 
1. c. Art, 3; Ordnung Karls V. Artikel 46 und neuestes Preuss. 
Recht 1. c. § 1911, 12, 16, 23, 26). Wo aber die Ladung den 
Schaden mitträgt, wird dieser bald wie eine Havariegrosse über 
beide Schiffe mit ihren Ladungen vertheilt (Rotterdam A. O. 
Art. 255), bald trägt jedes Schiff mit seiner Ladung die Hälfte 
des Schadens beider Schiffe (OI£ron Seerecht Art. 14 und zum 
Theil neuestes Holl. Recht 1. c. Art. 540) etc. 


§ 140. Bestimmung des Schadens. 

Die Seerechte enthalten darüber nichts Besonderes und 
muss man demnach auf allgemeine Rechtsgrundsätze von Deckung 
des Schadens zurückgehen. Bei culposer und doloser Ansegelung 
wird man den Verletzer unbedingt zur Leistung des gesammten 
Interesses für verpflichtet halten, also ist nicht bloss das dam- 
num emergens, sondern auch das hierum cessans und id quod 
interest zu prästiren, wenigstens insoweit, als eine mittelbare 
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Folge der culposen Thätigkeit vorliegt und dem Verletzten der 
entgangene Gewinn zugleich sicher und gewiss war 14 ), was man 
von einer noch zu erwartenden, wenn auch bereits versprochenen 
späteren Fracht nicht behaupten kann, so dass also z. B. diese 
nicht zu prästiren wäre. 

Dagegen scheint es der Billigkeit und den allgemeinen Prin- 
cipien des Rechtes angemessen, im Falle zufälliger oder ihr 
gleich geachteten Ansegelung nie mehr Schaden in Anschlag zu 
bringen, als gerade den Schiffen unmittelbar durch die Ansege- 
lung zugeffigt worden ist, so dass also hier nicht das gesammte 
Interesse, nicht das hierum cessans in Anrechnung gebracht 
werden darf. 


§ 141. Verhaftung für den Schaden. 

In Uebereinstimmung mit anderen Instituten des Seerechts 
und gemäss der Natur des Seeverkehres und speziell seerecht- 
licher Verhaftungen wird bei Ansegelungen zunächst Schiff und 
(soweit letzteres Particularrechte anerkennen) Ladung nach altem 
und neuerem Seerecht als für den Schaden haftend angesehen. 
Dem Rheder und resp. den Abladern bleibt nichts übrig, als den 
Schiffer wegen culposer oder doloser Ansegelung nachträglich 


14. cf. das Römische Recht: L. 44 pr. D. 1. 2, sowie § 107. 4. 3. — 
L. 1. pr. L. 21. § 3. D. 19. 1. — L. 29. § 3. L. 23. § 2. D. 9. 2. — 
L. 11. D. 10. 4. Siehe Mackeldey, Lehrbuch des heutigen Röm. 
Rechts (12. Aufl. Giessen 1842, 2 Bde.) II. § 343. — Pöhls hält 
die Analogie des Römischen Rechts in dem daselbst vorkommenden 
Falle, dass ein Schiff die Netze der Fischer zerreisst (L. 29. § 3 D. 
de lege Aquil. 9. 2) fest und behauptet, dass analog bei der An- 
segelung nur der ganz gewisse, directe, unmittelbar durch die An- 
segelung bewirkte Schaden in Anschlag zu bringen sei, wie ja nach 
Röm. Rechte nur die Netze, nicht die möglicher Weise entgangenen 
Fische zu ersetzen seien. Indessen dort im Röm. Rechte wird auf 
dolus und culpa nicht besonders Rücksicht genommen und sodann 
ist die Möglichkeit des Fischfanges allerdings etwas ganz Unbe- 
stimmtes, obwohl man nach jetzigen Begriffen den Fischern wenig- 
stens noch ein Tagelohn würde zahlen müssen. 
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auf Ersatz zu belangen ls ); doch lässt das Hans. Seerecht 1. c. 
Art. 2 die Klage gegen den JRheder erst dann zu, wenn der 
Schiffer den Schaden zu ersetzen unfähig ist und Preussische, 
Franz, und Holl. Rechte sprechen gleichfalls wörtlich nur von 
einer Verhaftung des Schiffers, ohne aber wohl stillschweigend 
den Rheder ausschliessen zu wollen. Nach Franzos. Rechte 
(1. c. Art. 407) lässt aber den Schiffer oder Rheder Pardessus 
n. 652 nichtsdestoweniger verhaftet sein und ich halte das auch 
für Preuss. und Holl. Recht. Es scheint allerdings, als ob nach 
den neueren Seerechten eine Hinneigung zu der Ansicht vor- 
wiege, dass allemal erst der schuldbare Schiffer zu belangen sei 
und erst im Falle dieser nicht zur Stelle Befriedigung gewähre, 
man sich an den Rheder (das Schiff) und allenfalls die Ablader 
(Ladung) halten dürfe. Dabei wird der Rheder, falls ihn selbst 
keine Schuld trifft , nie weiter haften können als zum Belaufe 
des SchilTswerthes (mit Einschluss der noch nicht in sein ander- 
weitiges Vermögen übergegangenen Fracht). Dagegen kann der 
Schiffer im Fall der Schuld mit seinem gesammten Vermögen 
verantwortlich gemacht werden. Auch versteht es sich, von 
selbst, dass auch die Ablader nur mit der Ladung verhaftet 
sind. 

Es scheint ferner nach den Seerechten, als ob der Ablader 
(die Ladung) überhaupt nur dann verhaftet sei, wenn der Scha- 
den durch zufällige Ansegelung stattgefunden habe, indem aller- 
dings die Ablader wegen culposer Handlungen des Schiffers 
überhaupt nicht nach Seerecht für verantwortlich zu halten sind 
und hier kein genügender Grund zu einer Ausnahme vorzu- 
liegen scheint 18 ). 


15. Das Römische Recht ist unpraktisch; es lässt hier nur Schiffer und 
Schiffsvolk verhaftet sein. — Siehe Seerecht von Wisby Art. 47, der 
Hansa, Titel X. Artikel 4. Altes Preussische Seerecht 1727 cap. IX. 
Art. 21. Placat Philipps II. tit. cit. Art. 3. Ordnung Karls V. 1551 
Art. 49. 

16. Die Seerechte erwähnen wenigstens meist ausdrücklich nur das Schiff, 
so Hanseatisches Seerecht Titel X. Art. 2. Preussisches Scerccht von 
1727 cap. IX. Art. 20. 21. 
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| 142. Bewei» in Anse gelungsfällen * 7 ). 

Dieser kann allerdings durch jede mögliche Art von pro- 
zessualischen Beweismitteln geführt werden. Doch ist in der 
Regel die Verklarung das eigentliche Beweisdocument. Dabei 
wird als Regel aufzustellen sein, dass die Verklarung des einen 
Schiffes gegen den anderen insofern einen unbedingten Beweis 
liefert, als sie mit dessen eigenen und seiner Schiflsleute und 
Passagiere Erklärung und besonders Verklarung übereinstimmt. 
Bei Verschiedenheiten und Lücken haben die Richter auf Er- 
gänzungen und Berichtigungen, soweit solche möglich sind, be- 
dacht zu sein. Je grösser der Widerspruch der beiderseitigen 
Verklarungen, desto weniger ist das eine oder das andere als 
Beweismittel von Bedeutung. Siehe § 66. 

Der Gebrauch hat gew isse Vorschriften eingeführt *•), nach 
welchen sich in zweifelhaften Fällen bestimmen lässt, ob das 
Zusammenstossen als zufällig angenommen oder einem der Ka- 
pitäne oder beiden zugeschrieben werden kann. Wenn nämlich 
1) zwei SchiiTe in den nämlichen Hafen einlaufen wollen, so 
muss dasjenige, das weiter davon entfernt ist, abwarten, bis das 
ihm vorausgehende im Hafen eingelaufen ist, und stossen sie 
zusammen, so wird der Schaden dem Zuletztkommenden zuge- 
schrieben, wenn er nicht beweist, dass von seiner Seite kein 
Versehen begangen wurde. — 2) Beim Zusammentreffen zweier 
SchifTe muss das kleinere dem grösseren weichen. — 3) Das 
aus einem Hafen segelnde SchifT muss dem einlaufenden aus- 
weichen. — 4) Dasjenige, welches dem auslaufenden nachfolgt, 
wird angesehen, als habe es das ihm vorangegangene angesegelt. 
— 5) Die Präsumtion ist gegen das Schiff, das während der 
Nacht unter Segel geht und nicht den Tag zuvor aus dem Hafen 
legt. — 6) Das Schiff, das mit vollen Segeln fährt, wird ange- 
sehen, als habe es durch Verschulden seines Kapitains dasjenige 
angesegelt, welches, da es beigelegt oder vor Anker lag, nicht 


17. Darüber verbreitet sich weitläufig Pöhla l. c. Seite 794 — 97. Vor- 
treffliche Notizen bei Pardessus n. 652. . 

18. cf. Pardessus 1. c, n. 653, der diese Vorschriften, sowie sie hier 
folgen, angiebt. 
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ausweichen kann , sogar wenn der Equipage dieses Schiffes zu- 
gerufen wurde, den Anker zu lichten und es auf die Seite zu 
schaffen, sie aber aus Mangel an Zeit, aus Furcht vor einer 
grösseren Gefahr oder aus irgend einem anderen legitimen 
Grunde dem Zuruf nicht entsprechen konnte, z. B. schon weil 
ein zu kleiner Theil der Mannschaft auf dem Schiffe war, um 
das verlangte Manoever auszuführen. — 7) Wenn das Schiff 
im Hafen schlecht, unvorsichtig hingelegt ist oder die vorge- 
schriebene Distanz nicht beobachtet wird. — 8) Wenn das Schiff 
ferner an einem Orte festgemacht ist, der zu diesem Zwecke 
nicht dienlich ist, oder wenn es schlecht festgemacht ist, oder 
wenn dessen Taue nicht hinreichend sind, oder wenn es ohne 
Wächter gelassen wurde. — 9) Ebenso verhält es sich mit dem- 
jenigen Schiffe, das keine Ankerboie hat etc. 

Nach manchen Seerechten ist ausdrücklich eine kurze Frist 
vorgeschrieben, innerhalb welcher die Ansprüche wegen An- 
segelungen geltend gemacht werden müssen. Es ist das ver- 
nünftig. Die Unfälle zur See sind so häufig, dass ein Schiff, 
nachdem es von einem anderen angesegelt worden ist, in einem 
ziemlich kurzen Zeitraum andere Havarien erleiden kann, deren 
Ursache der Kapitain leicht verheimlichen und als* eine directe 
Folge der Ansegelung ausgeben möchte. Pardessus 1. c. Das 
Franz. Recht 1. c. Artikel 435. 36 scheint hierüber die besten 
Bestimmungen zu enthalten. Jede Klage auf Ersatz wegen des 
durch Zusammenstossen erlittenen Schadens, dessen Autor ge- 
kannt und culpos ist, oder auf Contribution wegen eines zu- 
fälligen Zusammenstossens, ist darnach erloschen, wenn sich das 
Ereigniss an einem Orte zugetragen hat, wo der Schiffer die 
Sache gerichtlich anbringen konnte, aber 24 Stunden verstreichen 
liess 1 *), ohne eine Reclame einzuleiten, oder wenn auf diese 
Reclame nicht binnen Monatsfrist, von ihrem Datum an ge- 
rechnet, eine gerichtliche Klage erfolgt ist. Pardessus 1. c. lässt 
bei Ansegelungen an einem anderen als dem bezeichneten Orte 


1!). Nach Preussischem Recht 1. c. § 1931. 32, jl 840 ff. muss der Schifter, 
wenn der UnglUcksfall im Hafen oder vor Anker in der Nähe eines 
Ortes geschehen ist, binnen 48 Stunden nach dem Ereignisse, bei 
Verlust seines Rechts, bei dem zuständigen Gerichte auf Unter- 
suchung antragen etc. 
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(besonders auf offener See) die vierundzwanzigstündige Reclarae— 
frist mit Recht erst von dem Augenblicke der Ankunft des 
Schiffes laufen, gegen welches der Schiffer klagt Doch wird 
man, wie das Preussische Recht 1. c. ausdrücklich vorschreibt, 
verlangen, dass der Schiffer überall im nächsten Hafen, wo er 
einlauft, seinen durch die Ansegelung erlittenen Schaden ver- 
kläre. 

Uebrigens müssen natürlicher Weise die gewöhnlichen Vor- 
schriften über die Verjährung und die Ursachen, die sie sus- 
pendiren oder unterbrechen können, beobachtet werden. Par- 
dessus 1. c. 


§ 143. Analoge Fülle. 

Siehe bereits § 68 S. 181 einen solchen Fall. Wir wollen 
hier nur noch einige besondere Bestimmungen des Holländischen 
Handelsgesetzbuches (Art. 541 ff.) herstellen, welche sich durch 
die Natur der Sache selbst als gemeinrechtlich zu empfehlen 
scheinen. 

Ist ein Schiff treibend geworden und auf die Taue eines 
dabei vor Anker liegenden Schiffes getrieben, und hat der 
Schiffer des ersteren Schiffes die Taue des letzteren gekappt, 
wodurch dieses von seinen Ankern abgekommen und Schaden 
oder auch völligen Schiffbruch gelitten hat, so ist jenes treibend 
gewordene Schiff gehalten, dem anderen Schiffe und dessen 
Ladung den ganzen Schaden zu ersetzen, cf. Art. 541, 

Liegen Schiffe in einem Hafen ordnungsmässig vor 
ihren Ankern oder fest in einer Lage und beschädigen sie nun, 
ohne von den Ankern abzugerathen oder treibend zu werden, 
durch ein wachsendes oder hohles Wasser, oder durch Sturm 
oder anderen Zufall von hoher Hand, die zunächst liegenden 
Schiffe durch Anstossen und Reiben: so wird ein solcher Scha- 
den, als ein besonderes Unglück, füglich durch das beschädigte 
Schiff allein zu tragen sein. cf. Art. 542. 

Sitzt ein Schiff auf dem Grunde, ohne weichen zu können, 
so hat der Schiffer das Recht, zur Zeit der Gefahr, von einem 
nahe liegenden Schiffe zu fordern, dass selbiges seine Anker 
lichte oder sie nöthigen Falls kappe und ausweiche, unter der 

V. Kaltenborn, Seerecht U. 2 
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Bedingung, dass das nahebei liegende Schiff solches thun könne, 
ohne sich selbst einer Gefahr auszusetzen und dass demselben 
der durch solches Weichen oder Kappen verursachte Schaden 
ersetzt werde. Der Schiffer aber von dem nahebeiliegenden 
Schiffe, der in solchem Falle sich geweigert hat oder nachlässig 
darin gewesen ist, dem Verlangen Genüge zu leisten, muss den 
dadurch verursachten Schaden erstatten. Art. 543. 

Alle Schiffer, deren Schiffe vor Anker liegen, können 
für den ganzen Schaden in Anspruch genommen werden, der 
dadurch entstanden, dass sie versäumt haben, eine Boie oder 
ein Ankerholz auf ihre Anker zu stecken; sie müssten denn 
beweisen, dass selbige ohne ihre Schuld abgekommen wären 
und sie selbige noch nicht wieder hätten hersteilen können. 


Kapitel III. 

f 

Schiffbruch, Strandrecht, Bergung. 

i . 

Literatur. Pöhls, I. c. S. 892 ff. Abbott part. IV. chap. XI. j 
(6), S. 492—530. Kent, 1. c. lect. 47. n. 10. S. 245 ff. *) 

§ 144. Begriff und Arten des Schiffbruches. 

r 

Unter Schiffbruch versteht man, gleichgültig ob Schuld oder 
Zufall den Zustand herbeiführte , denjenigen Zustand eines 
Schiffes, wodurch die Fortsetzung einer Reise von dem Orte 


1. Spezialliteratur: Kettler, praeside, Kempfer, de iure appulsus, \ 
vom Strand- oder Grundruhrrecht (Jena 1680); — Scheele, de iure 
naufragii colligendi (Argent. 1674); — Engelhagen, praeside 
Schleenstein, de compendio naufragiorum (Wittenberg 1677); 

— Gerdesius, de naufragiis etc. (Greifswald 1681); — Melchior, 
de naufr. (Giessen 1701); — Rhode, praes. J. S. F. Boehmer, 
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des Unfalles unfähig gemacht wird. Man unterscheidet aber 
zwei Arten des Schiffbruches*): 1) der absolute Schiffbruch 
(le naufrage absolut) ist derjenige, wodurch ein Schiff durch die 
Gewalt der Elemente auf offenem Meere, also ohne dass es das 
Ufer berührt, gänzlich zu Grunde geht, so dass nur die Trüm- 
mer davon auf der Oberfläche schwimmen. Dies ist denn 
Schiffbruch im eigentlichen Sinne, wodurch die Mannschaft ab- 
solut zum Verlassen (Abandon) des Schiffes genöthigt 
wird, w r enn nicht, was häufig genug in einem solchen Falle ge- 
schieht, die ganze Mannschaft zugleich mit dem Schiffe zu 
Grunde geht, das Schiff mit Mann und Maus, wie man zu sagen 
ptlegt, untergeht, indem vielleicht nicht einmal Zeit oder Ge- 
legenheit zur Bettung in den Booten möglich war oder auch 
diese noch untergeben. 

Ein Schiff kann aber 2) wenn es auf eine Untiefe, auf 
Klippen stösst, oder auf den Strand geräth, ganz oder in seinen 
wesentlichen Theilen so bedeutend beschädigt wird, dass es 
durch die Heftigkeit des Stosses eine Oeffnung bekommt und 


descrvaticio quod vulgo Bergelohn vocant (Halle 174.3); — G. C.1I. 

Dreyer, Specimen iuris publ. Lubec. circa inhumauum ius 

naufrag. (Biitzow und Wismar 1762); — J Schuback, de iure 
littorig, vom Strandrechte (Göttingen 1750 in 4.); Derselbe, com- 
mentarii de iure littoris; vom Strandrechte (Hamburg 1751 in F.) 
und dies letztere Werk deutsch herausgegeben unter dem Titel: 
Vom Strandrechte. J. T. 4. Schuback’s Abhandlung vom Rechte 
des Strandes, aus dem Lat. übersetzt (von M. A. Wodarch). . Auf 
Kosten der Deputation des Hamburg. Commercii herausgegeben 
von J. C. Greilich. 2 Theile in 4. und Verbesserungen und Zu- 
sätze nebst Beilagen und Kupfern zum ersten Theile (Hamburg 
1767. 1681); — J. G. Büsch, Darstellung des in den nördlichen 
Gewässern üblichen Strandrechts (Hamburg 1708); — v. Cancrin, 
Abhandl. von dem Wasserrecht (Halle lbOO) Bd. III. Abh. 13. S. 101. 
— Alewyn, de iure rerum naufragarum, inprimis secundum leges 
belgicas hodiern. (Amsterdam 1824); — W'iarda, ostfriesische Ge- 
schichte, V. S. 258 ff. — Besonders wichtig ist die geschicht- 
liche Uebersicht des Strandrechts, welche Pardessas am Ende 
jedes Abschnittes seiner Collection liefert. 

2. Französische Declaration vom 15. Juni 1735. Pardcssus, n. 840. 

2 * 
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mit Wasser angefüllt wird, ohne dass es desshalb gänzlich 
untergeht oder zertrümmert wird. Dies nennt man Scheitern, 
Stranden mit Scheiterung (öchouement avec bris) *). Dieser 
Unfall versetzt das Schiff in die physische Unmöglichkeit, die 
Fahrt fortzusetzen t und reducirt es so, dass es nur aus einer 
Masse von Materialien besteht, die mehr oder minder gut Zu- 
sammenhalten und nicht mehr als ein Schiff* angesehen werden 
könne, weil man e9 eher erbauen als repariren müsste. Einen 
solchen Seeunfali bezeichnet man als präsumirten Schiff- 
bruch (naufrage prdsumö). Das Schiff ist dann mehr oder 
weniger ein blosser Wrack und bleibt es, wenn es auch nach- 
träglich, nachdem die Mannschaft es wegen des bezeichneten 
Zustandes verlassen hatte, wieder von den Wellen flott gemacht 
worden ist und ein Spiel der Wogen in der See umhertreibt. 
Die Mannschaft hat aber in solchem Zustande des Schiffes das 
Recht, dasselbe in den Böten oder auf irgend eine andere 
Weise zu verlassen (abandonniren), falls sie das Leben durch 
längeren Aufenthalt in Gefahr glaube. Doch ist das Schiffs- 
volk auch hier den Anordnungen des Kapitains Gehorsam zu 
leisten schuldig, obgleich es gewiss Niemandem verwehrt werden 
dürfte, noch länger auf dem Schiffe zu bleiben, wenn Kapitain 
und sonstige Mannschaft es verlassen. 

Wird das Schiff weniger stark als selbst im Falle n. 2, beim 
Stranden beschädigt, also bleibt es nur zeitweilig auf einer Klippe 
oder Sandbank sitzen, wird es wieder flott, vermögen die Pum- 
pen das Sinken des Schiffes zu hindern, sind nur Maste und 
Segel etc. vernichtet, kurz, w f enn nur das Schiff trotz seines 
Strandens noch weitersegeln und die Mannschaft darauf bleiben 
kann, so spricht man noch nicht von Schiffbruch, sondern von 


3. Pöhls Unterscheid ungen sind richtig nach dem sprachlichen Stand- 
punkte, doch nicht von juristischem Werthe. Er nämlich S. 915 
unterscheidet: Schiffbruch, Scheiterung und Strandung. 
Schiffbruch sei jeder ganze oder theilweise Untergang des Schiffes, 
dieser entstehe nun durch Alter desselben oder durch Seeunfälle 
irgend einer Art. Scheitern im engem Sinne sei, wenn ein Schiff 
auf Klippen oder Untiefen stösst, und dadurch zerbricht; Stran- 
dung dagegen, wenn ein Schiff auf den Strand (d. h. auf das Ufer 
des Meeres, soweit dieses bei hohen Fluthen vom Wasser bedeckt 
ist) oder Untiefen geräth und fest sitzt. 
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Seeunfall, Seeschaden, auch wohl von Havarie im All- 
gemeinen. 

Im Falle des Schiffbruches ist nun Kapitain und Mannschaft 
verpflichtet, soviel als irgend möglich von dem Schiffe und der 
Ladung zu retten. Ferner sollen namentlich die Schiffspapiere 
und die kostbarsten Gegenstände der Ladung (als Geld, Gold, 
Silber, Edelsteine, wichtige Staatsdepeschen etc.) vor Allem ge- 
rettet werden. Doch sind billiger Weise überall Zeit und Um- 
stände des Schiffbruches zu berücksichtigen, wenn man den 
Schiffer wegen Nichtrettung selbst solcher Effecten verantwort- 
lich machen will. 

Es bat aber der Schiffer, soweit es angeht, sich nach dem 
nächsten Lande zu begeben, um dort alles Mögliche zu thun, 
um von den Trümmern des Schiffes oder von der Ladung zu 
retten. Es dürfen dazu namentlich fremde Leute engagirt oder 
aufgemuntert werden. Ist ein Schiff in der Nähe des Ortes des 
Schiffbruches, so hat der Kapitain, soviel es angeht , dieses um 
Hülfe zu rufen. Von der Pflicht des anderen Schiffes zur Hülfe- 
leistung ist bereits § 68 gesprochen. Haben Schiffer und Mann- 
schaft aus allzu grosser Furcht das Schiff zu früh abandonnirt 
und wird dasselbe nachträglich wieder seetüchtig und vielleicht 
Yon Fremden in einen Hafen gebracht, so kann man desshalb 
an sich Schiffer und Mannschaft noch nicht verantwortlich 
machen, falls nicht eine Verrätherei nachgewiesen wird und falls 
nur die Umstände der Art waren, dass eine für das Leben der 
Mannschaft wohlbegründete Furcht bei fernerem Verweilen auf 
dem Schiffe vorlag, was allerdings zugleich nur aus der Ver- 
klarung uud aus der nachträglichen Vernehmung der Mannschaft 
und Passagiere erhärtet werden kann. Jedenfalls ist ein solcher 
Schiffer verdächtig. 

Das Retten von Theilen des Schiffes oder auch von dem 
ganzen Wrack oder von der Ladung oder von Theilen derselben 
nennt man Bergen, Bergung. Die Bergung soll möglichst 
unter der Aufsicht und Leitung des Schiffers geschehen, und 
selbst auf den Fall, dass, wie dies gewöhnlich ist, die Bergung 
unter Aufsicht von öffentlichen Behörden geschieht, kann man 
den Schiffer oder den nächst Commandirenden (nach Abgang des 
Schiffers durch Tod etc) von der Pflicht zu solcher Aufsicht 
und überhaupt zur Wahrung der Rechte der Rheder und Ab- 
lader nicht freisprechen. 
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Es hat aber der Schiffer über das ganze Ereigniss des Schiff— 
bruclies eine Verklarung sobald als möglich aufnehmen zu lassen, 
ferner die geborgenen Güter in gehörigen Gewahrsam bringen zu 
lassen und endlich so schleunig als möglich Kheder und Ablader 
von dem Geschehenen und Gethanen zu unterrichten. Ist ein 
Correspondent der Rheder oder resp. der Ablader in der Nähe, 
so hat der Schiffer möglichst sich mit diesem in Vereinbarung 
wegen der geborgenen oder zu bergenden Güter zu setzen. 

Wegen der rechtlichen Folgen in Betreff der durch den 
Schiffbruch entstehenden Schäden an Schiff und Ladung wird 
unter dem Kapitel von der Havarie gehandelt werden und ist 
neben diesen zugleich auf die folgenden vom Strandrecht han- 
delnden Paragraphen zu verweisen. Hier soll nur Folgendes 
kurz bemerkt werden. 

Geschah der Schiffbruch absichtlich zum gemeinsamen 
Besten von Schiff und Ladung, so ist der Fall der Havariegrosse 
vorhanden. Geschah der Schiffbroch durch Zufall oder Schuld 
von Jemand, so ist im Allgemeinen derselbe zur Havarie par- 
ticulär zu rechnen. Im Falle des Zufalles tragen die Eigner 
des Schiffes und die Interessenten der Ladung jeder für seinen 
Antheil die Verluste und Verschlechterungen, die ihrem resp. 
Eigenthum zustossen, und es verbleiben ihnen die Reste, die 
davon geborgen werden, nach Abzug des Berglohns. 

Entsteht der Schiffbruch durch Bosheit, Nachlässigkeit oder 
Unwissenheit des Kapitains oder seines Stellvertreters, so dürfen 
die Rheder und Ablader gegen diese auf Schadenersatz klagen. 

Beweisen die Ablader, dass der Schiffbruch daher entstanden 
sei, dass das Schiff vor Antritt der Reise nicht gehörig Im Stande 
gewesen, z. B. nicht gehörig ausgebessert, nicht mit dem gehöri- 
gen Geräthe, nicht mit der nöthigen Mannschaft ausgerüstet ge- 
wesen sei, so ist der Rheder verbunden, allen Schaden zu er- 
setzen, den die Ladung durch den Schiffbruch erlitten hat. Auch 
wird man den Rheder hier persönlich mit seinem ganzen Ver- 
mögen für verpachtet halten müssen, wenn er nicht nachweist, 
dass er in entschuldbarer Unwissenheit wegen der Seeuntüchtig- 
keit des Schiffes bei der Ausreise gewesen sei. Die Haftung 
über den Werth des Schiffs (hier der Schiffsfrümmer) recht- 
fertigt sich daraus, dass der Rheder hier überall in culpa sich 
befindet, ja von Rechtswegen sollte ein jeder solcher Rheder 
peinlich bestraft werden, der ein solches Schiff in See schickt. 
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wegen des Versuches einer widerrechtlichen Verletzung fremden 
Eigenthumes und wegen Gefährdung von Menschenleben (der 
Besatzung des Schiffes nämlich), den Fall der entschuldbaren 
Unwissenheit ausgenommen. Auch möchte ich einem pflichtver- 
gessenen Rheder in solchen Fällen nie den Regress gegen den 
Kapitain gestatten, denn es würde hier immer eine Klage ex 
turpi causa vorliegen. Der Kapitain aber, der mit einem solchen 
seeuntüchtigen Schiffe unter Segel gegangen ist, ist allemal in 
culpa und kann sich auf keine Weise entschuldigen , denn er 
musste als ein pflichtgetreuer Schiffer vor der Abreise allemal 
erst genau untersuchen. Gegen ihn können die Schiffbrüchigen 
in solchem Falle überall direct auf volle Entschädigung klagen 
und sollte er von Rechtswegen überall peinlich bestraft werden 4 5 6 ). 

• 

§ 145. Vom Strandrecht im Allgemeinen •) 

« 

Unter Strand recht (ius litoris) versteht man im weiteren 
Sinne die Befugniss, von dem Strande auf jede mögliche Art 
Nutzen zu ziehen und zwar denkt man jetzt dabei vorzugsweise 
an die Befugnisse des Staats in dieser Beziehung, z. B. zur 
BernsteinGscherei (wie in Preussen) etc. 

Im engeren und gewöhnlichen Sinne begreift man aber 
unter dem Ausdruck Strandrecht das Recht, sich der schiff- 
brüchigen Güter zu bemächtigen, um sie entweder dem Fiscus 
zuzueignen oder, was jetzt als Regel betrachtet werden darf, da 
nur im Falle, dass sich kein Eigenthümer binnen einer be- 
stimmten Frist meldet, die Güter dem Fiscus anheimfallen, — 
dem Eigenthümer gegen ein Berglohn zurückzugeben. Im 
Deutschen nennt man es wohl auch Grundruhrrecht»), 
obwohl sich dies eigentlich auf das besondere Recht des Ufer- 


4. Vergleiche besonders Spanisches Handelsgesetzbuch. Abschnitt: vom 
Schiffbruch Art. 982. ff. 

5. cf. besonders Pöhls, S. 892—95, der hier gut spezificirt. 

6. ln lateinischen Urkunden laganum genannt. Muratori, anti- 
quitates Ital. tom. II. p. 14. Fischer, Geschichte des Deutschen 
Handels I. S. 428. Auch kommen die Ausdrücke: Fahrrecht, See- 
triften vor. Die Franzosen sind reich an Namen dafür, doch heisst 
es gewöhnlich droit de cöte, droit de bris. 
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eigenthümers bezog, die auf Flössen gestrandeten Güter als 
Eigentümer zu behalten (was dazu jetzt unpraktisch ist), 
während das Strandrecht an Meeresufern geübt wird. 

Es ist aber darunter begriffen: 

1) Das Recht, sich der gestrandeten und gescheiterten 
Schiffe (§ 144), sowie der darin geladenen Güter zu be- 
mächtigen. Dies steht jetzt in der Regel nur dem Fiscus 
zu und übt es auch dieser nur in gewissen Fällen. 

2) Das Bergungsrecht. Dieses besteht in dem, in der Regel 
jetzt nur dem Staate zuständigen Rechte, schiffbrüchige Güter, 
besonders gestrandete Schiffstrümmer oder Waaren der Ge- 
fahr zu entreissen und einen Theil derselben zu behalten, 
oder wenigstens für die bewerkstelligte Rettung eine Be- 
lohnung zu fordern. 

3) Das Recht an Sachen, die das Meer an das Ufer warf, wie 
Seegewächse, Fische, Muscheln, Korallen, Bernstein, sow'ie 
Trümmer gescheiterter Schiffe oder deren Ladungen, welche 
letztere im engeren Sinne mit dem Namen Wrack be- 
zeichnet werden, da man sonst unter dem franz. Ausdruck 
varech oder vraicq alle hier genannten Gegenstände ver- 
steht 7 ). Darunter begreift man auch nicht selten das Recht 
auf die Leichname verunglückter Menschen und namentlich 
auf deren Kleider und begriff im Mittelalter darunter die 
Befugniss, gestrandete Menschen als Hörige zu behandeln. 

4) Das Grundrecht, Strandgeld. Dies ist das Recht des 
Herren des Grundes, von einem gestrandeten Schiffe eine 
gewisse Abgabe zu fordern und ist eigentlich das Strand- 
recht in seiner mildesten Gestalt. Die Abgabe ist als eine 


7. cf. Ordonnance 1681. tit. de la coupe de varech (IV. 10). — Die 
Engländer begreifen unter wreck dreierlei Güter: Flotson, jetson 
und lagan. Der General treatise of the dominion of the sea (S. 669 
der dritten Auflage) sagt darüber: 1) Flotson is when the ship 
being sunk the goods float above water. 2) Jetson is when 
goods are cast into the sea, to lighten the ship, and notwithstan 
ding thereof the ship perisheth. 3) Lagan is when heavy goods 
are cast into the sea before the perishing of the ship, and by the 
prudence of the master and mAriners have a buoy or other sea-mark 
made fast to them, whereby they may the more easely be directed 
to the place where they are. 
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Beisteuer zu den Kosten der Erhaltung des Strandes, sowie 
auch als eine Entschädigung für den durch gestrandete 
Schiffe den IJferbauten zugefügten Schaden zu betrachten. 

5) Der Seefund oder die Seetriften, franz. choses flots, 
engl, floatson. Dies ist das Recht des Herren des Ufers, 
auch wohl des ersten Finders, alle sub 3. genannten, auf 
dem Meere treibenden Sachen an sich zu nehmen. 

6) Das Recht an herrenlosen, ans Ufer gekommenen 
Sachen. Als herrenlos wird jetzt aber nur solches Gut 
angesehen, zu welchem sich innerhalb einer nach den ver- 
schiedenen Particularrechten verschieden bestimmten Frist 
kein Eigenthümer findet. Der Erwerber ist aber in der 
Regel gegenwärtig der Fiscus, der dem Finder etc. nur ge- 
wisse Procente oder ein Bergelohn abgibt. 

7) Endlich versteht man unter Strandrecht auch die Juris- 
diction in Strandsachen. 


§ 146, Geschichtlicher Uebcrblick •). 

Im vorigen § sind zum Theil Begriffe in Bezug auf das 
Strandrecht erörtert, welche nur noch von historischer Bedeu- 
tung sind, indem sie in der Gegenwart durchaus keine praktische 
Verwirklichung mehr erhalten. Wir mussten aber auch diese 
Begriffe Jeststellen, weil es zum Verständniss der gegenwärtigen 
Praxis des Strandrechts zu führen scheint. Ja wir glauben zu 
diesem Behufe noch folgende historische Uebersicht der all— 
maligen Entwicklung des Strandrechts geben zu müssen. 

Das Strandrecht in dem Sinne, dass der Staat oder der 
Ufereigenthümer oder auch der erste Finder sich schiffbrüchiger 
Güter als seines Eigenthumes bemächtigen dürfe, gleichviel, ob 
die Eigenthümer oder Schiffsleute des schiffbrüchigen Gutes 
dabei sind oder nicht, ist sehr alt und im sog. Alterthume ge- 
wiss von allen barbarischen Völkern geübt worden, ja selbst von 
Griechen und Römern. Musste doch der Kaiser Anton inus 
(nach Anderen Constantinus) noch ein Gesetz (L. c. C. de 


8. Ausser der namentlich am Ende von Note 1. dieses Kapitels ge- 
nannten Literatur verweise ich noch besonders aufPöhls, S. Btloff.- 
der hier ziemlich umständlich ist. 
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naufrag. XI. 5) # ) erlassen, worin dem Fiscus untersagt wurde, 
sich der schiffbrüchigen Güter anzumassen. 

Sodann wurde das Recht im Mittelalter von allen christlichen 
Seestaaten und zum Theil auf die härteste und grausamste Weise 
geübt. Doch scheint man es überall in alten und neueren 
Zeiten nur gegen Fremde und nicht gegen Volksgenossen und 
Staatsangehörige geübt zu haben. 

Eine solche Art des Strandrechts konnte überhaupt nur so 
lange sich behaupten, als noch nicht der Gedanke von einer 
rechtlichen Verbindung der Völker und Staaten untereinander, 
von einem internationalen Rechtsleben sich im Verkehre dei 
Völker Geltung verschafft hatte, also so lange das Völkerrecht 
noch nicht praktisch anerkannt wurde, was allerdings erst mit 
dem Ausgange des Mittelalters geschehen ist Es beruht jene 
Art des Strandrechts auf dem bornirten Gedanken, dass alle, 
welche nicht zu dem nationalen oder gar localgemeindlichen 
Verbände gehören, an sich völlig rechtlos sind, sobald sie ohne 
besonderen Schutz in diesen Bereich treten. Der Strenge nach 
werden solche Fremdlinge hörige Leute und ihr Gut fällt den 
Gliedern des Verbandes anheim. 

Der Gedanke des Volks-, des Staats- oder gar des Local- 
gemeinde -Particularismus ist noch nicht überwunden. Darauf 
beruht die ganze Lebensanschauung des Alterthums und selbst 
des Mittelalters, obgleich dieses bereits die Keime zur Entfaltung 
des internationalen Rechtslebens enthält. Die fortwährenden 
Kriegs- und Raubzüge der einzelnen Völkerschaften und Reiche 
bezeugen es , welche zwar nicht selten in mehr zufälligen 
Dingen (Uebervölkerung, Ruhmsucht und Abenteuerlust eines 
oder mehrer Volksführer etc.) ihre äussere Veranlassung fan- 
den, die aber tiefer ihren inneren Grund in jener Nichtaner- 
kennung des Rechts im Verkehre mit Fremden hatten. 


• 1 T ' * ' r , i • ; j ¥ | : \ 1 1 

9. Es solle der Fiscus im fremden Unglück keinen Gewinn suchen, 
heisst es dort. Ueberhaupt ist das Röin. Recht den Schiffbrüchigen 
sehr günstig. Der Prätor gab gegen denjenigen, welcher von den 
Gütern des Schiffbrüchigen etwas entwendete, eine Klage aut das 
Vierfache (L. 1. § 5. D. 47. 9.) und Hadrian betrachtete ihn als 
Räuber (L. 7 und 12. pr. eodem). cf. L. 3. S D. eodem. L 3. 
$ 4. 5. D. 48. 8. 
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Uebrigens war diese Behandlung der Schiffbrüchigen und 
ihrer Güter anfangs gar nicht geordnet und stand kaum unter 
Controle des Staats. Die Privaten übten willkürlich das Hecht. 
Erst als die Seeküsten im Verlaufe der Zeit mehr und mehr 
Staatseigenthum wurden, massten sich die Regierungen (Könige, 
Fürsten, Herzöge, Grafen etc.) das Hecht an und übten' es 
keineswegs sofort milder. Dies geschah in den verschiedenen 
Europäischen Ländern zu verschiedenen Zeiten und wo es ein- 
mal geschehen, da war wenigstens die Möglichkeit und zuletzt, 
als die Staaten mehr und mehr im Verlaufe des 16. Jahrhunderts 
das Völkerrecht als Regulator für ihre Beziehungen zu fremden 
Staaten und deren Unterthanen anerkannten, die Nothwendig- 
keit gegeben, dieses alte Strandrecht als ein Schandrecht 
zu betrachten und aufzuheben ,0 ). 

Das Consulat der See erwähnt des Strandrechts nicht, 
obwohl es vom Bergclohne spricht. Dagegen eifert bereits das 
Olö ro n’sche Seerecht heftig gegen das Strandrecht, obwohl ge- 
rade in Frankreich, besonders in der Bretagne, sowie auch in 
der (Englischen) Normandie das Recht grausam geübt wurde. 

Auch suchten sich die Staaten gegenseitig durch Vertrüge 
gegen das Strandrecht zu sichern. 

ln Portugal regulirten namentlich zwei neuere Verord- 
nungen von 1774 und 1797 die Grundsätze in Strandungsfällen 
und in Betreff des Bergelohnes. Man ist hier sehr billig. In 
den Arsenälen sollen beständig Geräthe zum Retten und Bergen 
vorhanden sein und ist die Pflicht zur Bergung den Marine- 
intendanten besonders vorgeschrieben, wie denn gegenwärtig wohl 
in allen Staaten, die nach Seerecht leben, dergleichen Verpflich- 
tung den Staats- und Gemeindebehörden von Staatswegen auf- 
erlegt ist. — In Spanien wurde schon früh, in dem Gesetz-* 
buche Alonzo des Weisen verordnet, dass schiffbrüchige Güter 
den Eigenthiimern oder deren Erben zurückzugeben, also galt auch 
hier nicht eigentliches Strandrecht, sondern Bergung; indessen 
enthält selbst das neueste Handelsgesetzbuch keine besonderen 


10. Das Canonischc Recht eiferte übrigens bereits stark gegen alle 
Misshandlungen und Bedrückungen der Schiffbrüchigen. So sprach 
das Lateranische Concil (1179) Excommunication auf deren Be- 
raubung. Cap. 3. X. de raptoribus, inccnd. et violator. eccles. (5. 17). 
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Bestimmungen über die Höhe des Bergelohnes, der also nach 
Uebereinkunft oder nach Billigkeit im einzelnen Falle festzusetzen 
ist. Die geborgenen Güter werden gerichtlich deponirt. — In 
Frankreich erhielt das Recht durch die vortrefflichen Bestim- 
mungen der Ordonnanz von 1681 diejenige Gestalt, in der es 
jetzt 11 ) noch gilt und wornach die Schiffbrüchigen und ihre 
Güter unter dem speziellen Schutze des Königs (jetzt 1850 wieder 
einmal der Republik) stehen. — In Holland erliessen bereits 
Karl V. 1547 und Philipp II. 1563 und 1574 die strengsten Ver- 
ordnungen dagegen, die später öfter erneuert wurden; wie denn 
auch am 12. December 1663 die Generalstaaten, bei Gelegen- 
heit eines speziellen Falles und auf geschehene Beschwerde der 
Deputirten der Stadt Amsterdam, das alte Strandrecht aufhoben 
und sich das Recht nur als Retorsion vorbehielten. Doch ist 
erst in neuesten Zeiten in Holland der Antheil des Fiscus an 
dem Geborgenen weggefallen. Die Bestimmungen des neuesten 
Holl. Handelsgesetzbuches Art. 545 — 68 sind vortrefflich. — ln 
England ist das Recht lange Zeit noch in den Händen von 
Privatpersonen geblieben und von diesen bis ins vorige Jahr- 
hundert arg gemissbraucht worden ,2 ). Jetzt ist durch die 
Bergungsgesetze dem wohl allgemein im Britischen Reiche ab- 
geholfen, doch haben auch jetzt noch Privatleute besondere 
Rechte in Bezug auf das Strandrecht. Statut 53 Georg III. c. 87. 
Die neueste Acte ist vom Jahre 1846. — In Russland scheint 
man zu allen Zeiten das Strandrecht sehr mild geübt zu haben. 
— In Schweden war man in älteren Zeiten sehr grausam, 
doch beschränkte schon das Seerecht von 1667 das Recht der 
Krone an schiffbrüchigen Gütern auf Feinde und Seeräuber. 
Späterhin wurden zwei Gesellschaften (genannt: Tauchcr- 


11. Doch enthalten nähere Bestimmungen das Gesetz vom 15. Januar 
1735, sowie ordonnances sur les reprises v. 15. Juni 1779 u. 9. Jan. 
1789 und einige andere Gesetze, die § 148 in der Note stehen. 

12. Davon gibt Büsch (Bestrebungen der Völker, einander in ihrem 
Seehandel recht wehe zu thun. Hamburg 1800) S. 162, sogar noch 
aus dem Jahre 1 7St> einen Beleg. Doch haben sich die Gerichte in 
neueren Zeiten immer dagegen erklärt, dass der Grundherr als solcher 
Schiffbruchgütcr an sich nehmen dürfe, cf. Sutton contra Buck 
(Taunt reports II. p. 302; Holt, System II. p. 232). 
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compagnien) zur ausschliesslichen Uebung des Rechts der Bergung 
von sch iffbrü eiligen Gütern privilegirt, welche ein Berglohn von 
U, bald von des Werthes, bald von 6, 8, 10 oder gar 15 
Procent, je nach den Umständen und Fällen erhalten. Diese 
Privilegien, welche 1827 auf unbestimmte Zeit erneuert sind, 
sind drückend und zogen z. B. von Seiten Preussens Repressiv- 
massregeln gegen Schweden nach sich 1 *). Auch werden nament- 
lich Inländer und Ausländer in Bezug auf die Kosten der Bergung 
verschieden behandelt. — In Dänemark wurde bereits 1163 
durch ein Gesetz das Recht des Königs an Strandgut auf solche 
Sachen beschränkt, die von ihren Herren derelinquirt waren und 
nicht in Jahr und Tag in Anspruch genommen wurden. Dies 
Gesetz wurde 1240 wiederholt und 1320 wurde Strafe des 
Strassenraubs auf die Beraubung von Schiffbrüchigen gesetzt. 
Aehnliche Verordnungen liegen auch aus späterer Zeit vor und 
scheint es allerdings, als ob dessen ungeachtet das Strandrecht 
doch nicht selten missbräuchlich geübt sei. Schon die öftere 
Wiederholung derselben gesetzlichen Bestimmungen gegen das 
Strandrecht möchten dies mehr als wahrscheinlich machen. Be- 
sonders ist noch das Gesetz von 1558 hervorzuheben, welches 
fast ganz in das Seerecht von 1561 aufgenommen wurde. Die 
neueste Verordnung ist vom Jahre 1705. — In Schleswig, 
Hollstein, Dithmarschen, an den Deutschen »«) Küsten der 
Nordsee und Ostsee ist das Strandrecht bis in das vorige Jahr- 
hundert hinein meist hart geübt worden. In Hannover wurde 
das Recht durch Verordnungen von 1716 und 1724 erst gänzlich 
aufgehoben; in Oldenburg durch eine Verordnung von 1776. 
— In Preussen wurde schon früh dagegen gearbeitet 1 *). Da- 
hin gehört die Preuss. Landesordnung von 1577 S. 52; Preuss. 
Strandungsreglement von 1664; Preuss. Strandungsordnung vom 
10. November 1728; Declaration derselben vom 20. Nov. 1741; 


13. Preuss. Rescript des Ministers des Auswärtigen vom 30. April 1819. 

14. Die strengen Deutschen Reichsgesetze gegen das Strandrecht halfen 
bei der Ohnmacht der Deutschen Reichsgewalt nichts, cf. Constit. 
Criminalis Carol. Art. 218 und die obigen Bestimmungen des Röm. 
Rechts, welches ja in Deutschland gültig war. 

15. cf. L. Estocq, Auszug aus der Historie des allg. u. Preuss. See- 
rechts, bes. Kap. V. S. 60. 


\ 
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Publicandum v. 31. Dec. 1801 wegen der den Strandbewohnern 
in Westpreussen obliegenden Pflichten. Das Allg. Preuss. L. H. 
11 8. § 81—87 enthält sehr billige Bestimmungen in Betreff der 
Bergung. Privatpersonen haben überall keine besonderen Rechte 
in Bezug auf Bergung. — In den Vereinigten Staaten von 
Nordamerika kennt man das Strandrecht nur als Bergungsrecht 
und kommt hier Alles auf die Umstände des einzelnen Falles 
und auf Billigkeit an, da keine gesetzlichen Bestimmungen, ausser 
in Bezug auf den Fall der Wiedernehmung existiren. cf. Kent 
1. c. p. 245. 


§ 147. Heutiges Recht des Strandes, 

t 

Nach dem Bisherigen ist es klar, dass das alte strenge 
Strandrecht wie rationell gegen die Natur des internationalen 
Seeverkehrs anzusehen ist, so praktisch nicht mehr für ein ge- 
meinrechtliches Institut gehalten werden kann. Vielmehr hat 
sich jenes alte Recht eigentlich auf das Bergungsrecht redu- 
cirt. Dadurch wird aber das Recht der Schiffbrüchigen, selbst 
zu bergen, nicht ausgeschlossen. Als eine vernünftige Bestim- 
mung der meisten Particularrechte muss man es ansehen, dass 
überall nur Einheimische des Staats, an dessen Ufer das Schiff 
strandete, zur Bergung berechtigt sind. Bisweilen sind sogar 
besondere Gesellschaften (wie z. B. in Schweden) privilegirt oder 
namentlich die Lootsen und andere Leute besonders dazu be- 
vollmächtigt. Doch wo auch solche Schranken gesetzt sind, so 
darf man es als sich von selbst verstehend ansehen, dass solche 
Privilegirte noch andere Fremde zur Hülfeleistung beim Bergen 
herbeiziehen können, die dann unter der Aufsicht und Verant- 
wortung von jenen zu bergen haben, und dass in dringenden 
Fällen, wo jene Privilegirten nicht in der Nähe sind, jeder 
Andere bergen kann, der dann in der Regel sofort der Obrigkeit 
Anzeige von dem Geborgenen zu machen hat 

Ein Eigenthumsrecht an den schiffbrüchigen Gütern irgend 
welcher Art masst sich jetzt kein civilisirter Staat fiscalisch oder 
durch Private an. Diese Güter gelten jetzt nicht mehr an sich 
als herrenlos. Sie werden vielmehr für den Eigenthümer ge- 
rettet und ist dieser unbekannt, so werden die Güter zeitweilig 
geborgen, auch wohl Proclame erlassen und verfallen die Güter 
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erst nach einer längeren Frist, innerhalb welcher sich kein 
Eigenthümer gemeldet hat, dem Fiscus, freilich meist schon nach 
Jahr und Tag ,# ). 

Den Bergern gehört ein Bergelolm, der nicht selten in ge- 
wissen Procenten von den geretteten Gütern und Schiffstrümmern 
besteht. 

Der Heclamirende hat natürlich auf genügende Weise sein 
Eigenthum an den geborgenen Gütern zu erweisen. Uebrigens 
ist es nirgends nöthig, dass alle Ladungsinteressenten und diese 
mit den Schiffseignern gemeinsam das geborgene Gut recla- 
miren ,7 ). Doch wird es oft zweckmässig sein und geschieht an 
manchen Handelsplätzen häufig. Namentlich wird es zweck- 
mässig sein und geschieht gleichfalls häufig, die Assecuradeurs 
des Schiffs wie der Ladung heranzuziehen, obwohl auch diese 
an sich die Zuziehung nicht verlangen können. Doch können 
die Versicherungs -Verträge darüber besondere Bestimmungen 
enthalten und dürfen gegenwärtig die versicherten Interessenten 
den Versicherern in der Regel die schiffbrüchigen Güter aban- 
donniren, ohne aber dadurch von allen Pflichten zur Veran- 
lassung einer sorgfältigen Bergung dieser Güter befreit zu sein. 

Im Allgemeinen gelten dieselben Grundsätze für unmittelbar 
bei einem Schiffbruche geborgene Güter, wie die, welche ander- 
weitig und mehr zufällig am Strande oder auf offener See auf- 
gefischt w'erden, obgleich mit Recht die Höhe des Bergelohns 
hier und dort verschieden ist. 


$ 148. Von der Bergung *•). 

Nach dem bisher Gesagten genügt es hier noch Folgendes 
anzuführen. 

Sie liegt zuerst dem Kapitain und der Mannschaft ob. Alle 


16. d. h. 1 Jahr, 6 ^Wochen, 3 Tage. cf. Consol. del mare cap. 252. 
Ordonn. de 1. m. 1681 Art. 26. tit. des naufrages (IV. 9). Preusa. 
Seerecht von 1727 cap, IX. Art. 16. 

17. Was aber Schuback, 1. c. § 42 behauptet. 

18. cf. besonders Pöhla, Seite 914 ff. Recht übersichtlich ist Kent 
L c. 245-48. 
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Seerechte verpflichten sie dazu und bestrafen den Kapitain, der 
sie nicht anordnet, und den Seemann, der hierbei den Anord- 
nungen des Kapitains nicht Folge leistet, auf das Strengste. 
Nur die augenscheinlichste Lebensgefahr kann den einen wie 
den anderen von der Verpflichtung befreien Dabei steht fest, 
dass überhaupt die Rettung von Menschenleben höher gilt, als 
die Bergung von Gütern. Demnach sollen zuerst die Passa- 
giere gerettet werden. Doch sind auch diese, sow r eit es in 
ihren Kräften steht, zur Hülfeleistung beim Bergen für ver- 
pflichtet zu halten. Und sind die Passagiere nicht berechtigt 
für diese Art von Beistand eine Belohnung zu fordern, denn 
es ist das gemeinsame Interesse aller auf dem Schiffe befind- 
lichen Personen und namentlich auch der Passagiere, dass das 
Schiff möglichst gerettet werde, und drum Aller natürliche 
Pflicht, ihre Hülfe in Schiffsnöthen darzubringen.. Noch mehr 
gilt dies natürlich von der Mannschaft. Uebrigens wird man 
dessenungeachtet die Passagiere nicht absolut für verpflichtet 
halten können, am Bord des Schiffes zur Stunde der Gefahr 
zu bleiben*, sondern sie dürfen es, wenn sich günstige Ge- 
legenheit darbietet, verlassen, denn sie stehen von Anfang an 
nicht in solcher Beziehung zum Schiffe, dass sie, wie dies 
allerdings mit der Mannschaft der Fall ist, sich zu einer be- 
sonderen Sorge für das Schiff und dessen Ladung verpflichtet 
hätten; sondern ihre Pflicht reicht hier nur soweit und existirt 
eben nur so lange, als sie sich am Bord des Schiffes als 
Passagiere aufhalten. Daraus wird denn namentlich auch fol- 
gen, dass man den Passagieren, wenn sie, wozu sie nicht für 
verpflichtet gehalten werden können, ganz ausserordentliche 
Dienste zur Bergung von Schiff oder Gut geleistet haben, eine 
ausserordentliche Belohnung oder auch den eigentlichen Berg- 
lohn ausnahmsweise zusprechen dürfe, wie man denn sogar 
den Seeleuten in solchen ausserordentlichen Fällen eine be- 
sondere Belohnung zuzuerkennen geneigt sein wird. Alle diese 
Bestimmungen über Passagiere werden von der Englischen 
Praxis anerkannt. Vergl. Abbott I. c. 498. 99. 

Namentlich sind aber die etwa am Bord des Schiffes be- 
findlichen Lootsen zur Hülfsleistung vermöge ihres Amtes ver- 
bunden. In manchen Staaten sind die Gemeinden oder die 
Gesammtheit der Strandbewohner, in deren Nähe ein Schifl 
scheitert, gesetzlich zur Bergung verpflichtet und zu diesem 
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Behufe organisirt. Dann müssen die, welche gerade nach den 
gesetzlichen Bestimmungen an der Reihe zum Bergen sind, zur 
Hülfe herbeieilen und nach den Anordnungen ihrer Vorgesetzten 
handeln. 

Wahrend der Arbeit des Bergens läuft die Gage der Seeleute 
fort und können sie nach manchen Seerechten eine ausserordent- 
liche Vergütigung oder falls die Gage wegfällt, zum wenigstens 
ein Tagelohn für Bergung verlangen. Auf ein eigentliches Berg- 
iohn haben sie keinen Anspruch. Dies ist namentlich Englische 
und Nordamerikanische Praxis, cf. Kent 1. c. 24(3. 

Wenn ein SchifT von der Besatzung bereits aufgegeben und 
verlassen worden ist, so ist der Seemann durch den Abandon 
von seiner Steilung entlassen und wenn er nun später von SchifT 
und Ladung rettet, so mag man ihn zur Forderung eines Berg- 
lohnes für berechtigt halten. Wenigstens ist das Nordamerik. 
Praxis, cf. Kent, 1. c. 

Regelmässig gebührt dem Kapitain, auch wenn die Behörden 
ex officio einschreite n müssen und gesetzlich bestimmte Berger 
vorhanden sind, die Aufsicht und die Anordnung über den 
ganzen Act des Bergens, obwohl sich der Kapitain den Verord- 
nungen und Anordnungen der betreffenden Behörden fügen 
muss **). 

Auch diejenigen, welche völlig freiwillig schiffbrüchige Güter 
bergen, haben einen Anspruch auf eine Belohnung, die den 
Namen Berglohn (servaticum) führt und die sich usuell und 
auch gesetzlich nach den verschiedenen Particularseerechten ver- 
schieden bestimmt. Im Streite kann eine blosse Bezahlung der 
beim Bergen angewendeten Arbeit nicht schon als ein genügen- 
des Berglohn angesehen werden, sondern es ist dabei zugleich 
die in der Regel beim Bergen vorhandene Gefahr oder doch 
besondere Anstrengung mit in Anschlag zu bringen und darnach 
die Belohnung verhältnissmässig, je nach den Besonderheiten des 


19. Französische Verordnung vom 10. Jan. 1770, Gesetz vom 13. Aug 
1791, Verordnung vom 7. Mai 1802, Gesetz vom 16. September 1807. 
Diese Bestimmungen Frankreichs sind empfehlen* werth. Ebenso 
die neuesten Holländischen im Handelsgesetzbuch Art. 545 bis 568. 
Titel: vom Schiffbruch, Strandung und Strandgut. 


v. Kaltenborn Seerecbl II. 
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einzelnen Falles zu erhöhen 20 ). Der Werth des geborgenen 
Gutes mag hei der Berechnung des Berglohns auch mit in An- 
schlag gebracht werden, weil ja die Kettung kostbarer Güter 
dem Eigenthümer um so grösseren Nutzen gewährt; doch sollte 
dieser Werth nicht der einzige Massstab sein, wie es aber in 
manchen Gesetzgebungen der Fall ist, sondern es sollte die 
jedesmal angewandte Gefahr, Mühe und Arbeit mit berück- 
sichtigt werden, ln England wurde sonst auch auf die grössere 
oder geringere Bereitwilligkeit (alacrity)^ der Hülfeleistenden bei 
Zusprechung der ihnen gebührenden Grösse des Berglohnes ge- 
sehen. 

Uebrigens berücksichtigt die Englische Praxis alle von uns 
bezeichneten Punkte für die Bestimmung des Berglohnes. Abbott 
1. c. S. 495. 90. 

Jedenfalls erscheint die Zuerkennung eines grösseren Berg- 
lohnes im Allgemeinen als ein Mittel, um die Berger zu Rettun- 
gen, selbst gefährlicher Art, anzuspornen ai ). Doch wenn auch 
der Berger weiter keine besondere Mühe und Gefahr angewandt 
hat, wie wenn er das Gut bloss zufällig auffischt, so steht ihm 
doch ein Berglohn zu, weil er sich überhaupt der Sache eines 
Fremden annahm und selbige durch seine, wenn auch geringe 
Thätigkeit vor völligem Untergange oder Verlust rettete. Bei 
der Gewährung des Berglohnes ist ja überhaupt die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit wie im Allgemeinen, so namentlich in 
Bezug auf das Eigenthum, sowie das Interesse des Handelsver- 
kehres, die Sicherheit der Schiffahrt, das Leben und die Wohl- 
fahrt der Seeleute mit in Anschlag zu bringen, um das Institut 
der Bergung richtig zu würdigen. 

Hat der Schiffer eine bestimmte Summe vor der Bergung 
versprochen, vielleicht um zur Bergung in grosser Gefahr auf- 
zumuntern, so hat es damit in der Regel und namentlich nach 


20. Darauf wird besonders in der Nordamerikanischen Praxis das grösste 
Gewicht gelegt. Kent, 245. 

21. Kent, 1. c. 245 sagt ausdrücklich: the courts (in Nordamerika näm- 

lich) are liberal in the allowance of salvage in meritorious cases, 
as a reward for Ihe Service , and as an incentive to effort. In 
Nordamerika und England schwankt die Höhe des Berglohns zwi- 
schen des Wer the s der geretteten Sachen. Doch ist 

das Gewöhnliche. Kent 1. c. > 


* 
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Englischer Praxis (Abbott S. 499) sein Bewenden; wenigstens 
wird man billiger Weise bei dieser Art von gewagtem Geschäfte 
dem Schiffer nicht die Einrede gestatten dürfen, dass er aus 
(allzugrosser) Furcht dazu bewogen worden sei. Doch wird der 
Richter auf den Antrag des Schiffers oder auch von freien 
Stücken, in Berücksichtigung der besonderen Umstände des Falles, 
der Grösse der Gefahr beim Bergen, des Werthes der Güter etc. 
eine Ermässigung des selbst so versprochenen Berglohnes in 
Anbetracht dessen eintreien lassen dürfen, dass der Schiffer als 
Verwalter fremder Angelegenheiten billiger Weise eine über- 
mässige Belohnung nicht aus den Mitteln seiner Committenten 
versprechen durfte. Es wird hier Alles auf eine billige Berück- 
sichtigung der individuellen Verhältnisse des concreten Falles 
ankommen müssen aa ). 

Geschah die Bergung durch ein Staatsschiff, so scheint es 
zwar der Würde des Staats nicht angemessen, selbst ein eigent- 
liches Berglohn in Anspruch zu nehmen, wohl aber wird er sich 
Wenigstens älle bei der Gelegenheit aufgelaufenen Kosten und 
Beschädigungen ersetzen lassen dürfen. Sodann scheint mir aber 
nichts dem entgegen zu stehen, dass man die bergende Mann- 
schäft des Staatsschiffes, w’enn auch nicht zur Forderung des 
eigentlichen Berglohnes, doch zum Empfange einer den Verhält- 
nissen entsprechenden Belohnung für berechtigt halte. Dafür 
ist deiin auch die Englische Praxis. Abbott, 1. c. 500. 501. 

Im Falle verschiedene, nicht in Gemeinschaft stehende Per- 
sbnen geborgen haben und ihre Thätigkeit in Bezug auf Bergung 
von Schiff und Gut doch so gemeinsam war, dass nicht eines 
Jeden Antheil sich von selbst ergibt, also z. B. wenn durch die 
Thätigkeit von zehn solcher Personen das bereits abandonnirte 
Schiff* wieder Hott gemacht und in Sicherheit gebracht oder ge- 
meinsam ein Theil der Ladung geborgen etc., so ist die Theilung 
des Berglohnes unter ihnen schwierig und lässt sich einzig nach 
den Umständen des besonderen Falles entscheiden, wobei denn 


22. P&hlit S. 921; Schtibaek, 1. c. §37. NoteX. Manche Seerechte 
erklären in solchen Fullen übermässiger Versprechungen das Ge- 
schäft für ungültig. Ol^ron Seerecht Art. 4; Guidon de la raer. 
ch. 31 ( Franz. Ordonn. 1584 Art. 89; Ordonn. de la marine 1681 
Art. 40 sq. tit. des naufrages (IV. 9); Consol. del m, cap. 274. 
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namentlich die aufopfernde, die erste, die andauernste, gefahr- 
vollste Thätigkeit der einzelnen Individuen zu berücksichtigen 
sein wird. Vergl. Abbott 1. c. S. 501 ff. 

Die Bestimmung des Spanischen Rechtes 1. c. Art 986 ff., 
dass wenn ein unter Convoi oder Admiralschaft segelndes Schiff 
Schiffbruch leidet, die übrigen Schiffe jedes einen verhältniss- 
mässigen Antheil von den geborgenen Waaren und Schiffsge- 
räthen aufnehmen müssen, scheint in der Natur der Sache be- 
gründet zu sein. Diese Schiffe mögen aber dann ihren Curs 
ruhig fortsetzen und haben das Geborgene nur in ihrem Be- 
stimmungshafen sicher zu deponiren. 

Das Berglohn haftet in der Regel an den geborgenen Gegen- 
ständen und würde es gegen alle Billigkeit sein, wenn man den 
Berglohn höher als den Werth der geborgenen Güter selbst 
jemals stellen und die Schiffbrüchigen zu Nachzahlungen ver- 
pflichten wollte. 

Auch wird man die für die geretteten Güter noch verdiente 
Fracht mit in Anrechnung bringen dürfen, indem auch für sie, 
so weit sie wirklich ausgezahlt wird, Berglohn zu zahlen ist 
Bei Schiffbrüchen hat das allerdings nicht selten in der Berech- 
nung Schwierigkeiten. Doch wird bei der Berechnung des 
Berglohns, wenigstens nach einem Durchschnitt, überall die Fracht 
mit in Anschlag kommen müssen. — Bei Wiedernehmungen ist 
die Sache einfacher. Die Englische Praxis stellt allerdings die 
Fracht in Bezug auf die Haftung für Berglohn mit Schiff und 
Gut gleich. Abbott, S. 599 ff. 

Gewöhnlich ist die Frage für den Berger nicht relevant, 
denn da die Fracht in Bezug auf die Berechnung des Schiffswerthes 
das Berglohn erhöht, so ist auf der anderen Seite die Fracht 
wieder vom Werthe der geborgenen Güter in Abrechnung zu 
bringen. Es ist also die Frachteinrechnung nur in Bezug auf 
die Person derer wichtig, welche das Berglohn zu zahlen haben. 
Indessen ist die Herbeiziehung der Fracht zum Berglohne auch 
dann für die Berger wichtig, wenn die Berger der Güter mit 
den Bergern des Schiffes in keiner Gemeinschaft in Bezug auf 
die Bergung gestanden haben; denn dann werden die Berger 
der Güter, von deren Werthe ja die Fracht zuvor abzuziehen 
ist, sich verhältnissmässig schlechter stehen, als die Berger der 
Schiffstrümmer, in deren Werth die wirkliche Fracht einzu- 
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rechnen ist; was hier umgekehrt wäre, wenn man die Fracht 
bei Berechnung des Berglohns überhaupt nicht berücksichtigte. 

Für gerettetes Menschenleben kann man, aus Rücksichten 
der Humanität, Niemanden für berechtigt halten, eine Belohnung 
(Berglohn) von Rechtswegen zu fordern. Vielmehr er- 
scheint die Rettung von Menschenleben als eine so heilige 
moralische Pflicht jedes Menschen, dass er selbst sich dadurch 
entehren würde, wenn er dafür eine Belohnung fordern wollte. 
Eine Klage würde hier propter turpitudinem abzuweisen sein. 
Dagegen wird man jeden so Geretteten wie zur Dankbarkeit 
sittlicher Art, so zur materiellen Bekundung derselben, sofern 
er Vermögen besitzt, verpflichtet halten und ich nehme keinen 
Anstand, den Staat für berechtigt zu halten, hier besondere 
Belohnungen vorzuschreiben und im Unvermögensfalle des 
Geretteten selbst auszuzahlen, wie denn auch in dem Falle, 
dass mit verhältnissmässig grosser Gefahr nur wenig und werth- 
lose Sachen gerettet sind, mithin der Berglohn gering ausfällt, 
der Staat zu ausserordentlichen Belohnungen im Interesse der 
Sicherheit des Seeverkehres geneigt sich zeigen mag. In Eng- 
land ist durch eine Acte von 1846*») festgesetzt, dass wenn 
Menschen und Waaren von verschiedenen Böten der (ange- 
stellten) Rettungsmannschaften geborgen werden, die, welche 
Menschen gerettet haben, verhältnissmässig gleichfalls einen An- 
theil aus den durch die anderen Mannschaften geborgenen Gütern 
erhalten sollen. Es ist dies vom praktischen Gesichtspunkte 
durchaus zu billigen, denn dadurch werden Berger um so mehr 
angefeuert werden, Menschenleben zum wenigsten eben so gern 
und schnell als die Güter zu retten, und ist zugleich bei der in 
der Regel rohen Menschenclasse der Berger eine solche bestimmte 
Aussicht auf Gewinn sehr empfehlenswerth und nothwendig. 

Beschädigen die Berger ihre Fahrzeuge und Rettungswerk- 
zeuge beim Bergen, so kann man sie zwar nicht für berechtigt 
halten, von den Schiffbrüchigen unbedingt Ersatz zu verlangen, 
doch wird man unter Umständen den erkennenden Richter für 


23. Sog. Salvage-Act (an act for consolidating and amending the law» 
relating to wreck and salvage) vom 28. August 1846. Dieselbe ist 
sehr umfangreich und steht in der achten Ausgabe von Abbott*» 
treatise (Lond. 1847) im Appendix, «ub n. XIV. pag. CXVII— CXLI. 
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berechtigt halten dürfen, aus Gründen der Billigkeit darnach die 
Grösse des Berglohns zu erhöhen etc. Es ist freilich als Regel 
anzunehmen, dass der Berglohn schon an sich so hoch ist, dass 
die Tragung der so dem Berger erwachsenden Schäden mög- 
lich ist**). 

Der Kapitain kann zur Zahlung des Berglohnes Gelder auf- 
nehmen und dagegen die geretteten Effecten und Trümmer mit 
um so mehr Grund in Versatz geben, da dieser Lohn privilegirt 
ist. Pardessus, 1. c« n. 643. 

In alten Zeiten bestand das Berglohn in einem natürlichen 
Tbeile der geborgenen Güter, jetzt in der Regel in Geld. 

In den meisten Staaten existiren bestimmte gesetzliche Vor- 
schriften über die Höhe des Berglohns; in England und Nord- 
amerika nicht, sondern soll hier überall eine angemessene 
Belohnung gegeben werden, worüber die Gerichte im einzelnen 
Falle nach den Umständen zu entscheiden haben. Abhott 1. c. 
(6), S. 493. Siehe aber Note 21. 

. Wenn zwei SchifTe vertragsmässig zusammen als Genossen 
segeln oder gar in Ä dm iraischa n > so TsT Jettes dem 
ändern* von Rechtswegen zur Hülfeleistnng i& allen Nöthen ver-n 
bunden und kann mithin von keinem Anspruch auf Berglohn 
von Seiten des einen gegen das andere die Rede sein. Dies ist 
auch Englische Praxis. Abbott 1. c. S. 493. 

§ 149. Rechte und Pflichten der Berger* 5 ). 

Diese ergeben sich nach dem bisher Erörterten leicht als 
folgende. 

Der Berger soll möglichst im Interesse des Schiffbrüchigen 
und, bei seetriftigen Sachen, überhaupt des Eigenthümers han- 
deln. Er darf dabei seines eigenen Vortheils wegen nichts 
unternehmen, was jenem irgend nachtheilig sein könnte. Nament- 
lich soll er nicht gerade solche Sachen bloss retten, von denen 
er den meisten Vortheil hat, noch viel weniger etwa durch 
rgend etwas die Gefahr für die gescheiterten Güter und Trüm- 
mer erhöhen: was sich von selbst als verboten versteht, aber 

— ' . ' 

x « . * i * * 

24. Pöhl«, S. 921. Consulato del m, c. 274 pr. in f, 

Pähl», S. 922-925. / 
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leider allzuhäufig geschieht, trotzdem dass in allen Ländern so 
pflichtvergessene Berger mit harten Strafen bedroht werden. 

Da wo gewissen Leuten eine besondere amtliche Pflicht 
(wie z. B. überall den Lootsen) auferlegt ist, ist es für diese 
strafbar, wenn sie zu bergen unterlassen oder ihre Arbeit unter- 
brechen, weil ihnen vielleicht ihre unverschämte Forderung 
wegen eines ausserordentlichen Berglohnes nicht zugestanden 
wird. Uebrigens sollte man in allen Staaten Jeden, der einmal 
an Bord des Schiffes zum Bergen erschienen ist, zur Bergung 
dermassen für verpflichtet halten, dass er ohne Noth sich des 
Bergens nicht mehr entschlagcn könne. 

Die Berger haben den Anordnungen des Schiffers oder des 
anderweitig Commaudirenden sich zu fügen, doch dürfen sie 
nicht bloss dem Schiffer mit Rath beigehen, sondern sind sogar 
nach bestem Wissen verpflichtet, demselben zu rathen und 
namentlich ihn auf die Zweckwidrigkeit seiner Massregeln auf- 
merksam zu machen. 

Stehen die Berger selbst unter einem Vorgesetzten, so haben 
sie dessen Befehlen nachzukommen und dieser fiat sich npt dem 
Schiffer zu vereinbaren und namentlich dafür zu sorgen, dass 
Alles ordnungsmässig vor sich gehe. 

Die Berger haben alles Geborgene getreu äuszuliefern und 
zwar sofern sich der wahre Eigenthümer gehörig legitimirt, un- 
streitig an diesen. Sonst sind sie gewöhnlich zur Deponirung 
bei obrigkeitlichen Behörden verpflichtet. 

Wenn ein Schiffer unterwegs auf dem Meere seetrityige 
Sachen auffischt, so muss man ihn nicht bloss zur Eintragung 
derselben in das Schiffsbuch, sondern auch zur getreulichen 
Aufbewahrung und nachträglichen Ausantwortung an seine Obrig- 
keit, und hat er es in einem fremden Staatsseegebiete gefunden, 
an diese Obrigkeit für verbunden halten. 

Sind die geborgenen Sachen verderblicher Art, so sind sie 
zu veräussern und der Erlös aufzubewahren. Regelmässig wird 
dies aber erst von der Obrigkeit geschehen dürfen. 

Das Recht des Bergers beschränkt sich juristisch auf das 
Berglohn (siehe bereits § 148), wofür die geborgenen Sachen 
selbst haften, ohne dass man aber das Retentionsrecht so weit 
ausdehnen dürfte, dass bei einem Prozesse wegen der Höhe etc. 
des Berglohnes der genügend legitimirte Eigenthümer nicht 
sofortigen Besitz seiner Sachen verlangen dürfte, falls er nur 
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Caution leistet, die schon darin liegt, dass er von den geretteten 
Sachen so viel deponiren lässt, als der Berglohn zum höchsten 
betragen würde, allenfalls mit Einschluss der Prozesskosten. 

Nach Englischem Hechte darf der Berger so lange das ge- 
borgene Gut in seinem Besitz behalten, bis er das Berglohn er- 
halten hat. Abbott 1. c. Seite 494. Doch muss ihm gehörige 
Caution genügen. 

Wenn ein Berger bereits den zu bergenden Gegenstand, 
namentlich den ganzen Wrack zum Behufe der Bergung in Be- 
sitz genommen hat, so kann nicht beliebig jeder Andere sich 
noch an der Bergung betheiligen, sondern nur wenn es evident 
ist oder nötigenfalls richterlich oder überhaupt offiziell festge- 
stellt wird, dass der erste Berger nicht gehörig im Stande sei, 
mit Schnelligkeit, Leichtigkeit und Sicherheit das fremde Gut zu 
bergen. Abbott 1. c. S. 495. 


§ 150. Bergung in Kriegsfällen. Ranzionirung, Wiedernehmung*«). 

Wenn ein Schiff in Gefahr war von der einen oder anderen 
kriegführenden Macht ganz oder theilweis, namentlich in Bezug 
auf die ganze oder theilweise Ladung confiscirt zu werden, 
indem es bereits aufgebracht war oder doch nahe daran sich 
befand, aufgebracht zu werden, und es wird nun von Jemand, 
namentlich von einem anderen Schiffe aus dieser Gefahr errettet, 
so spricht man von Bergung in Kriegsfällen und wendet im All- 
gemeinen die bisher entwickelten Grundsätze von der Bergung 
an, so weit die Besonderheit und Eigentümlichkeit solcher 
Rettungen aus Kriegsnöthen eine solche Anwendung im einzel- 
nen Falle gestatten. 

Es gehören dahin namentlich die Fälle der Wiede rn eh mutig 
sowie der Ranzion, ferner überhaupt der Befreiung eines 
Schiffes aus feindlicher Gewalt, sodann das glückliche 
Durchbringen eines Schiffes durch eine feindliche, 
etwa blockirende Flotte, ja analog auch wohl die Errettung 
eines Schiffers vor Ueberwältigung durch seine meuterische 
Mannschaft oder durch transportirte Sklaven, die sich empört 
haben etc. 

,*r » . * ' , 


26. cf, besonder« Pöbls, S. 925—930. 
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In allen diesen Fähen darf der, welcher mit einer gewissen 
Gefahr für sich selbst das Schifl oder dessen Ladung ganz oder 
theilweis rettete, eine gewisse Belohnung in Anspruch nehmen, 
als Entschädigung für seine geleisteten Dienste. Im Voraus und 
im Allgemeinen lässt sich die Höhe dieser Belohnung nicht be- 
stimmen, sondern sich nur der allgemeine Massstab aufstellen, 
dass sie einmal und zwar vorzugsweise, wie überhaupt bei jeder 
Bergung, der angewandten Gefahr entsprechend sein müsse, und 
sodann dass zugleich in zweiter Linie Rücksicht auf den Werth 
des Geretteten genommen werden dürfe, indem allerdings beides 
als Anhaitepunktfür die Schätzung des verdienten und zu zahlen- 
den Berglohnes dienen mag. Freilich ist diese Bestimmung sehr 
relativ und gibt dem richterlichen Ermessen vielleicht allzu freien 
Spielraum. Demnach ist es angemessen, dass die Particular- 
rechte durch, jedenfalls aber nicht zu enge, positive Festsetzungen 
hier nachhelfen und die Thätigkeit des Richters zwischen ein 
Minimum und Maximum des Berglohns je nach den einzelnen 
Hauptarten der hierher gehörigen Fälle stellen. 

Nur die Fälle der Ranzion und der Wiedernehmung 
scheinen uns wichtig genug, um noch einige Details hervorzu- 
heben. 

Die Ranzionirungist eigentlich eine Abwehr der Nehmung. 
Sie besteht darin, dass Jemand sich durch einen Vertrag mit 
dem Feinde dahin abfindet, dass dieser gegen ein haar oder in 
Verschreibungen und Wechseln zu zahlendes Lösegeld Schifl 
und (resp. oder, wenn nämlich das Schifl* oder auch umge- 
kehrt, wenn die Ladung aus irgend einem Grunde schon an sich 
frei ist) Ladung aus seiner Gewalt wieder los und frei passiren 
lasse, auch mit einem Sicherheitsbriefe gegen jede fernere Auf- 
bringung durch Kriegsschiffe oder Kaper derselben Macht ver- 
sehe. Auch kann die Ranzionirung gegenüber von Seeräubern 
Vorkommen und ergeben sich die dabei vorkommenden Modili- 
cationen von selbst. 

Die Ranzionirungssumme, das Lösegeld erscheint überall 
hier selbst als das eigentliche Berglohn, was die feindlichen 
Kriegsschiffe, Kaper oder Seeräuber dafür erhalten, dass sie unser 
Schiff und (resp. oder) dessen Ladung aus der Gefahr der 
Nehmung entlassen und wenigstens in der Regel vor einer 
anderweitigen Nehmung durch dieselbe Macht auf derselben 
Fahrt sicher stellen. Freilich kann man das nur sehr analog 
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ein Berglohn nennen, dessen Höhe sich einzig durch die Willkür 
des feindlichen Nehmers bestimmt. 

Zahlte der Eigner des Schiffes oder der Güter direct jeder 
für sich die Ranzion, so ist die Sache sehr einfach. That es 
der Schiffer, den man hierzu als stillschweigend für bevoll- 
mächtigt ansehen darf, so müssen ihn die Eigentümer von 
Schiff und Gut nach Verhältniss entschädigen. Nur wird man 
als Bedingung aufstellen können, dass die Ranzionssumme um 
ein Erhehliches geringer sei, als der; Werth von Schiff und 
Ladung; sonst halte ich die Eigentümer zur Abandonnirung 
an den Schiffer für befugt Ohnedem scheinen mir Betrügereien 
von Seiten des Kapitains nicht zu verhindern. — Gab der Schiffer 
einen Theil der Ladung hin oder gaben auch die Eigentümer 
der Ladung selbst zur Befreiung des ganzen Schiffes die 
Ranzionssumme her, so ist nachträglich die ganze Summe auf 
die Gesammtheit von" Schiff und Ladung zu repartireü und von 
den einzelnen Interessenten von Schiff und Ladung nach Ver- 
hältniss zu tragen. Die Befreiung der auf dem Schiffe befind- 
lichen Menschen von der mit der Nehmung des Schiffes sie 
bedrohenden Gefangenschaft durch die Ranzionirung wird übri- 
gens nicht mit in Anschlag gebracht werden dürfen; auch nicht 
gegenüber einem Seeräuber die Befreiung aus hier gewöhnlicher 
Sklaverei. 

Die Wiedernehmung 27 ) soll hier nur aus dem Gesichts- 
punkte des Berglohnes abgehandelt werden, indem der ander- 
weitige, mehr völkerrechtliche Charakter derselben füglich im 
letzten Abschnitte dieses Werkes darzulegen ist. Wiedernehmung 
ist aber vorhanden, wenn auf irgend eine andere Weise als 
durch Ranzionirung ein Schiff aus feindlicher Gewalt oder doch 


27. cf. Pöhla 1. Bynkershoek, quaost. iuris publ. lib. I. c. 4. 5; 
von Martens, essay concernant les armateurs, les prises et reprises 
(Göttingen 1795, auch deutsch eod. 1. et d.)j Valin, trait£ des prises 
pag. 88; Emerigon, trait£ des assurances, chap. XII. s. 23 sq. ; 
Be necke, System. III. p. 365 ff. Kent, 247. — Das Consulat der 
See cap. 287. stellt noch sehr harte Grundsätze von der Wieder- 
nehmung auf, indem sie das Schiff nebst Gut dem Wiedernehmer 
wenigstens in dem Falle als Eigenthum zuspricht, wenn das Schiff 
vom Feinde bereits in dessen Gebiet oder überhaupt in Sicherheit 
gebracht worden war. 
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aus der unmittelbaren Gefahr vom Feinde genommen zu werden, 
durch die Thätigkeit von Dritten befreit wird. Geschah die Be- 
freiung durch die Thätigkeit der Mannschaft des Schiffes allein, 
so kann wenigstens von einem Bergungslohnc nicht die Hede 
sein, denn abgesehen, dass dieselbe in ihrem eigenen Interesse 
vorzugsweise handelte, da sie sich ja selbst befreite, so that eben 
die Mannschaft nichts als ihre Schuldigkeit in Bezug auf das ihr 
anvertraute Schiff und Gut. Allenfalls wenn dieselbe bei der 
Befreiung eine grosse Gefahr bestand und ganz ausserordentliche 
Anstrengungen zur Errettung des Schiffes machte, mag man 
ihnen billiger Weise eine Belohnung für die Bergung zu- 
sprechen. 

Geschah die Rettung durch Fremde, namentlich durch ein 
fremdes Schiff, so ist allemal vorauszusetzen, dass 1) unser Schiff 
zum wenigstens bereits in der dringendsten Gefahr der Nehmung 
schwebte und 2) dass der Fremde in irgendeiner Weise thätig 
zu unserer Rettung war. Dagegen verlangt man hier in der 
Regel nicht, dass der Fremde selbst einer besonderen Gefahr 
sich bei unserer Befreiung ausgesetzt habe,* wenn man auch 
vielleicht zur Bestimmung der Höhe der zuzumessenden Beloh- 
nung — und zwar dies gewiss mit allem Rechte — die dabei 
bestandene Gefahr des Fremden mit in Anschlag bringt. Ge- 
wöhnlich denkt man übrigens bei der Wiedernehmung immer 
nur an Befreiung durch ein ander Schiff; doch scheint kein 
Grund vorhanden, warum man nicht analog dieselben Grund- 
sätze auch auf anderweitige Befreiungen anwenden sollte. 

Nach den aufgestellten Principicn möchte ich daher dem 
Schiffe das Berglohn absprecheu, was durch sein blosses zu- 
fälliges oder absichtliches Erscheinen den Feind in Furcht jagt 
und veranlasst, die Prise fahren zu lassen, ohne selbst eine 
eigene Thätigkeit angewandt zu haben. Doch ist schon das 
Consulat cap. 287 n. 1. anderer Meinung, das aber überhaupt 
in dieser Echre sehr unbillig ist. Ferner ist auch die neuere 
Präzis meist gegen unsere Ansicht gewesen. 

Auch kann es füglich nicht darauf ankommen, ob auf dem 
wiedergenommenen Schiffe noch Besatzung von der eigentlichen 
Mannschaft sei oder nicht, um den Berglohn zu bestimmen und 
könnte nach jetzigen Ansichten vom See-r und Völkerrecht 
keineswegs ein solches leeres oder auch mit fremder Maunschaft 
besetztes Schiff bereits als ein herrenloses angesehen werden. 
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Freilich ist die Praxis schwankend. Dem Princip nach scheint 
aber hier nicht das Eigenthumsrecht, sondern gleichfalls nur ein 
Berglohn dem Wiedernehmer in jedem Falle zuzukommen. Es 
kann nach jetzigem Völkerrecht nur eine prisengerichtliche Zu- 
sprechung volles Eigenthum nach einer Nehmung an den Feind 
übertragen und erst wenn sie erfolgt, würde die Wiedernehmung 
dem Wiedernehmer Eigenthum an dem eroberten Schiffe ver- 
schaffen; indessen ist dann eigentlich von einer ganz neuen 
Nehmung und nicht von einer Wiedernehmung die Rede. 

Einem Convoischiffe würde ich niemals einen ßergungslohn 
für Wiedernehmung eines Schiffs zusprechen, was trotz des 
Convoi’s oder indem es vielleicht durch Sturm etc. von dem Con- 
voi verschlagen war, vom Feinde oder von Seeräubern genom- 
men wurde; denn es ist eben von Anfang an die Pflicht jedes 
Convoischiffes , die unter ihm segelnden Schiffe gegen jeden 
feindlicher Angriff zu schützen und kann hier selbst die zufällige 
Verschlagung nichts ändern 28 ). 

Man kann zwar nicht, wie dies die Englische Doctrin sagt, 
behaupten, dass Wiedernehmung neutralen Eigenthums über- 
haupt kein Bergelohn begründe. Indessen wird letzteres doch 
nur dann zuzusprechen sein, wenn das neutrale Eigenthum 
wegen irgend eines das Völkerrecht anderweitig verletzenden 
Charakters, hauptsächlich wegen Kriegscontrebande, der prisen- 
gerichtlichen Verurteilung an den ersten Kaptor ausgesetzt ge- 
wesen wäre. Keineswegs darf aber die Vermuthung, dass in 
einem bestimmten Staate wegen dessen völkerrechtswidriger Be- 
handlung von neutralem Eigenthume, wenn letztere auch noch so 
notorisch wäre, am Ende jedes neutrale, einmal gekaperte Eigen- 
thum aus erbärmlichen Scheingründen von den Prisengerichten 
als gute Beute condemnirt w T orden wäre, mit in Anschlag ge- 
bracht werden, um bei Wiedernehmung neutralen Eigenthums 
aller, auch noch so Völkerrechtgemässen Art ein Bergelohn zu- 
zusprechen. Es hiesse das den juristischen Standpunkt völlig 
verrücken und ein Recht und eine Klage auf einem schimpf- 
lichen (turpe) Fundamente auferbauen 2 ®). 


28. Pöhls 1. c., S, 927 ist anderer Meinung. 

29. Wenn die Englische Praxis der Prisengerichte zeitweilig sich nichts- 
destoweniger hat verleiten lassen, im entgegengesetzten Sinne, gegen« 
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Die Grösse des Berglohns lässt sich auch bei der Wieder- 
nehmung nicht allgemein bestimmen, sondern man wird nur 
eine Belohnung festsetzen können, die der Zeit, den Umständen 
und überhaupt den concreten Verhältnissen des besonderen 
Falles angemessen 50 ) erscheint. Siehe den Anfang dieses $. 

Haben mehrere Schiffe oder mehrere Theilnehmer durch 
ihre Thätigkeit zusammen die Wiedernehmung zu Stande ge- 
bracht, so ist der Bergelohn unter sie, billiger Weise nach Ver- 
hältnis der von ihnen angewandten Thätigkeit zu vertheilen 
und wo diese gleich erscheint, ist wohl, in Uebereinstimraung 
mit der Praxis in dem Englischen Admiralitätsgerichte vorzugs- 
weise die Belohnung nach Massgabe der verschiedenen Macht 
der rettenden Schiffe zu vertheilen und diese Macht einfach nach 
der Zahl der Mannschaften 31 ) oder auch der Kanonen, welche 
die Schiffe zu der Zeit führten, zu bestimmen. 

Consequent wird der Berglohn bei Wiedernehmungen ganz 
dieselben Privilegien wie jeder andere Berglohu geniessen. Siehe 
$ 148 und 149. 

$ 151. Particularrechte in Bezug auf Wiedernehmung. 

Es scheint angemessen, zu besserem Verständniss des im 
vorigen Paragraphen Gesagten hier die vorzüglichsten positiven 
Bestimmungen der Seerechte in den wichtigeren Seestaaten an- 
zuführen. 

In Portugal galt sonst ein Schiff, welches dem Feinde erst 


Uber der notorischen rechtswidrigen Behandlung neutraler Schiffe 
durch Französische Prisengerichte zu Ende des vorigen Jahrhunderts, 
zu verfahren, so ist das nur eine Ausnahme, die selbst in England 
fUr künftige Zeiten und Fälle nicht als massgebend betrachtet wer- 
den darf und am allerwenigsten als die Praxis des gemeinen See- 
rechts angesehen werden kann. Doch ist dies auch Nordamerikan. 
Praxis nach Kent 1. c. 247: when belligerent captors and courts 
were notorious for their unprincipled rapacity. Ist es aber nicht 
schändlich wegen der unprincipled rapacity eines Dritten einen 
Rechtsspruch gegenüber einem Neutralen verrücken zu wollen? 

30. So schon das Consulat 1. c. 

31. Dies ist in Nordamerika und England Praxis. Kent 1. c. 24ö. 
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nach dessen 24stündigem Besitz wieder abgenommen war, als 
gute Prise (Alvarä de 7. Dec. 1796 Art. 9); jetzt wird das Eigen- 
thum Portugiesischer Unterthanen gegen Bezahlung des achten 
Theils des vollen Werthes an das rettende Staatsschiff und des 
fünften an Privatschiffe zurückgegeben; gegenüber alliirten oder 
überhaupt wohl befreundeten (potentia alliada) soll das Hecht 
der Reciprocität gelten 3 *). 

In Spanien gilt noch der eben genannte alte Grundsatz, 
dass eine Wiedernehmung, nachdem das Schiff bereits 24 Stuhden 
in den Händen gleichviel des Feindes oder des Seeräubers war, 
dem Wiedernehmer eine gute Prise verschaffe. Sonst wird aller- 
dings die Prise dem Eigenthümer restituirt und dabei Spanier 
und Fremde gleich behandelt, doch unter der Voraussetzung der 
Reciprocität; doch bezahlen Spanier an ihre Staatsschiffe nichts 
für die Restitution, während Fremde (Neutrale) an Spanische 
Staatsschiffe ein Drittel, an Privatschiffe ein Sechstel des Werthes 
„ von Schiff und Ladung zu entrichten haben 38 ). 

In Frankreich wird jetzt wiedergenommenes neutrales 
Eigenthum ohne Berglohn zurückgegeben. Wird aber Eigen- 
thum eines Franzosen oder des Unterthanen einer kriegführen- 
den alliirten Macht wiedergenommen, so fällt es, wenn es bereits 
24 Stunden in den Händen des Feindes gewesen, dem Recaptor 
und namentlich wenn die Kaptur durch Staatsschiffe geschah, 
der Krone zu, und muss selbst, wenn dies nicht der Fall war, 
der Eigenthümer für die Restitution ein Drittel des Werthes 
als Berglohn zahlen. Den Seeräubern wieder abgenommenes 
Gut wird allemal gegen ein Drittel an Berglohn restituirt. 
Uebrigens erhält auch die Mannschaft des wiedergenommenen 
Schiffes, wenn sie dabei mithalf, Antheil am Berglohne und zwar 
gleichgültig, ob das Schiff bereits über 24 Stunden im feindlichen 
oder seeräuberischen Besitz war oder nicht * 4 ). Auch behauptet 
Emerigon, dass der Eigenthümer sein Schiff und Gut jeden- 


3*2. Codigo de las Parti das, p&rtida II, tit. IX. Iey 7. 

33. cf. Vando de 1621 Art. 10: de 1779 Art. 9, 21, 24; Prisenreglement 
von 1801 Art. 38. 39. 

34. cf. Valin, trait£ des prise, p. 91; ordonnance 1681 Artikel 8 — 10 
tit. des prises (III. 9.); ordonn. sur les reprises du 5. Jura 1779 'et 
du 9. Jan. 1789. 
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falls und ohne Zahlung von Berglohn zurückerhalten müsse, 
wenn es nicht dem Feinde wieder abgejagt, sondern von dem- 
selben aus anderen Gründen wieder fahren gelassen wor- 
den ist 3ft ). 

In Holland hat das Hecht der Bergung in Kriegsnoth zu 
verschiedenen Zeiten einen verschiedenen Charakter gehabt. 
Nach neuestem Hechte 38 ) erhalten Kaper, die dem Feinde 
ein Holländisches Schiff abnehmen, welches noch nicht 48 
Stunden im feindlichen Besitz war, ein Fünftheil als Berglohn; 
war es zwischen 48 und 96 Stunden in Feindes Hand, ein 
Drittheil, und war es über 96 Stunden die Hälfte. Staats- 
schiffe erhalten immer nur ein Achtel an Berglohn 3r ). Wieder- 
genommenes fremdes Eigenthum soll auf Grund der bestehen- 
den Völkerverträge zwischen Holland und den einzelnen Nationen 
beurtheilt werden (Placat v. 28. Juli 1705 Art. 18), doch scheint 
es als ob neutrales Eigenthum immer ohne Berglohn restituirt 
werde. 

In England 38 ) erhält der Eigenthümer gegen billiges 
Berglohn in der Regel stets das wiedergenommene Gut zurück 
und rein neutrales Eigenthum wird auch ohne alles Berglohn 
restituirt 39 ). Das Berglohn beträgt ein Achtel für Staatsschiffe, 
ein Sechstel für Kaper und wird unter die Mannschaft vertheilt, 
bei Kapern nach deren Contracte 40 ). — Gegen Fremde ent- 


35. Emerigon, trait£ des assur. chap. XII. sect. 24 p. 503. Freilich 
ist Valin, trait£ des prises, p. 101 anderer Meinung. 

36. Wie Pöhls 1. c. S. 939 sagt. cf. Bynkershoeck, quacst. iuris 
publ. lib. I. c. 5. Das neueste Handelsgesetzbuch enthält darüber 
nichts. 

37. cf. Placat vom 13. April 1677, votn 6. Juni 1702 Art. 8, von 1747 
Art. 7, von 1781 Art. 7, von 1793 Art. 7; wegen der Staataschiffe 
vom 19. April 1659. 

38. cf. Pöhla S. 944. 45. 

39. Der Fall der Carlotta; Pasqual (Robinson, reports V. p. 51); Hun- 
tTcss, Stinson (ibidem VI. 108). Doch machte das Prisengericht 
bei den einem Franz. Kaper abgenommenen Prisen eine Ausnahme, 
weil es annahm, dass in Frankreich alles neutrales Eigenthum 
condemnirt werde. Siehe den vorigen §. Note 29. 

40. Stat. 33. Georg III. c. 66 § 42, Stat. 43. Georg III. c. 160. $ 39, 
Stat. 45. Georg III. c. 72 § 7 und Stat. 48. Georg III. c. 132. 
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scheidet das Recht der Reciprocität 41 ). Er braucht der Feind 
das Schiff noch nicht in seinem wirklichen körperlichen Besitz 
gehabt zu haben 4a ), wenn man von einer Wiedernehmung 
sprechen soll und ist nicht nöthig, dass dem Feinde das Schiff 
mit Gewalt 48 ) genommen sei, sondern es genügt, wenn er seine 
Beute aus blosser Furcht bei Erscheinen des sog. VViedernehmers 
fahren üess, um letzteren zu Wiedernehmer zu machen und ihm 
Anspruch auf Berglohn zu verschaffen 44 ). Siehe aber den vori- 
gen §. — Wird ein Schiff zugleich aus den Händen des Feindes 
und aus einer Scenoth befreit, so gesteht das Admiralitätsgericht 
eine ausserordentliche Belohnung für Bergung aus der Seenoth 
zu 45 ). — Damit von einer gemeinschaftlichen Wiedernehmung 
mehrerer Schilfe gesprochen werden könne, genügt die blosse 
Absicht jedes einzelnen Schiffes, auf Suchen auszu- 
gehen, nicht, sondern es ist ein wirkliches Handeln zum Zweck 
der Wiedernehmung erforderlich, doch wird auch hier conse- 
quent die durch das blosse Erscheinen des zweiten Schiffes be- 
wirkte Flucht des Feindes und dessen nun erfolgtes Fahren- 
lassen der Beute als wirkliches Handeln nach Engl. Rechte an- 
gesehen werden müssen 46 ). — Wer auf irgend eine andere Art 
Schiffe aus feindlicher Gewalt befreit, hat, wenn er Englischer 
Unterthan ist, die Ansprüche eines wirklichen Wiedernehmers; 
dagegen aber Fremde nur einen Anspruch auf angemessenes 
Berglohn (quantum meruit), was also nach den Umständen zu 


41. So im Falle des Portugies. Schiffes Santa Cruz, Picoa (Robinson, 
reports I. 49). 

42. Edward et Mary, Tilleg. (Robinson 1. c. III. 305). 

43. Apollo, Veal (Robinson, III. 308), Pensamento - Felix , Mathttua 

. (Edward, adm. reports p. 115). 

44. Charlotte Caroline, Ader (Dodson, adm. rep. p. 194). Auch braucht 
die Absicht zur Wiedernehmung überhaupt nicht vorhanden gewesen 
zu sein, es genügt das Factum, cf. Progress, Banker (Edward, adm. 
reports, 211). 

45. Louisa, Higginbotham (Dodson, 1. c. 317). 

46. Le Niemen, Dupotet (Dodson 1. c. p. 9); cf. Bellona, Voltz (Edw., 
1. c, p. 63). 
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Rap. III. Schiflbruch, Strandrecht, Bergung. § 152. 

bemessen ist 47 )* Das Nordamerikanische Recht stimmt 
auch wesentlich mit dem Englischen überein 4 *). 

Die übrigen Particularseerechte enthalten über Wieder- 
nehmungen gar keine oder keine besonderen Bestimmungen. 


§ 152. Völkervertr&ge in Bezug auf Bergung**). 

Da das Recht der Bergung, besonders auch in Bezug auf 
das zu zahlende Berglohn manches Willkürliche in den einzel- 
nen Staaten hat und namentlich in Bezug auf die Höhe des 
Berglohnes etc. auch Einheimische und Fremde nicht selten ver- 
schieden behandelt werden, so haben die Staaten durch Völker- 
verträge einander und besonders die beiderseitigen Unterthanen 
vor willkürlicher Behandlung zu schützen gesucht. 

So ist im Allgemeinen Beistand in SchifTbruchsfällen den 
beiderseitigen Unterthanen stipulirt in den Verträgen zwischen 
Frankreich und Amerika 6. Februar 1778 Art. 18; Amerika und 
Schweden 3. Apr. 1783 Art. 20; Preussen und Amerika 10. Sept. 
1785 Art. 9; Russland und Frankreich 31. Dec. 1786 Artikel 35; 
Russland und Portugal 1787 Art. 29. 

Ferner ist gleicher Beistand den beiderseitigen Unterthanen 
wie Einheimischen ausbedungen in den Verträgen zwischen 
Dänemark und Russland 8/19. Octbr. 1782 Art. 5; Russland und 
Portugal 16/27. Dec. 1798 Art. 26; Preussen und Amerika 11. Juli 
1799 Art. 9; Dänemark und Preussen 17. Juni 1818 Art. 25. 

Sodann ist speziell festgesetzt, dass die Unterthanen des 
einen Staats in dem anderen nur das Berglohn zahlen sollen, 
was dessen Unterthanen daselbst geben müssen, in den Ver- 
trägen zwischen Holland und Amerika 8. October 1782 Art. 16; 
Russland und Dänemark 8/19. 1782 Artikel 35; Russland und 
Frankreich 31. December 1786 Art. 35; Russland und Portugal 
9/20. Dec. 1787 Art. 29; 16/27. Dec. 1798 Art. 26; Russland und 
Schweden 1/13. März 1801 Art. 23; Schweden und Amerika 1816 


47. Two Frienda, M. Dougal (Robinson, 1. c. I. 279). 

48. cf. Kent, 1. c. p. 247. 48. 

49. cf. Pöhla, 1. c. S. 967. 68. 
t. Kaltenborn, Seerecht II. 
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Art. 10, 4. Juli 1827 Art. 15; Schweden und England 18. März 
1826 Art. 3; Schweden und Preussen 14. März 1827 Artikel 1; 
Russland und Schweden 14/26. Febr. 1828 Art. I 60 ). 

In dem Handclstractat zwischen Russland und England vom 
20. Juni 1763 Art. 13 und 10/21. Februar 1797 Art. 13. ist bloss 
Zahlung eines massigen Bergelohnes verabredet. 

In dem Tractat zwischen Russland und Schweden 1/13. März 
1801 Artikel 23 wird noch ausbedungen, dass auch die eigenen 
Unterthanen in der Fremde selbst bergen dürfen. 

In den Verträgen zwischen Russland und Frankreich 31. Dec. 
1786 Art. 35, Russland und Sicilien 6/17. Januar 1787 Artikel 16 
ist festgesetzt, dass der Consul des Schiffbrüchigen zunächst die 
Direction des Bergens haben solle. 

In Bezug auf herrenloses Gut ist bestimmt in dem Vertrage 
zwischen Preussen und Däuemark 17. Juni 1818 Art. 25, dass 
dasselbe zurückgegeben werden solle, wenn sich der Eigenthümer 
innerhalb eines Jahres nicht meldet, wogegen dafür die Zeit von 
Jahr und Tag festgesetzt ist in den Verträgen zwischen Frank- 
reich und Hamburg 1. April 1769 Art. 12, Holland und Amerika 
8. Oct. 1782 Art. 18; Amerika und Schweden 4. Sept. 1816 Art. 10, 
4. Juli 1827 Art. 15. 

Im Vertrage zwischen Russland und Sicilien 1787 Art. 16 
ist bedungen, dass in SchifTbruchsfällen nichts unter dem Namen 
alter Gewohnheiten oder Rechte, gleichviel ob der Souveraine, 
der Städte oder von Privatleuten, solle gefordert w r erden dürfen, 
wogegen in dem Vertrage zwischen England und Frankreich 
26. Septbr. 1786 Art. 37 die coutumes ausdrücklich Vorbehalten 
werden und nur versprochen wird, dass man auf deren Beseiti- 
gung bedacht sein wolle/ 


50. Aus dieser Uebersicht der hier einschlagenden Verträge ersieht man, 
dass derselbe Vertrag bisweilen nicht bloss jene allgemeinen, sondern 
auch diese besonderen Bestimmungen enthält. 
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Kapitel IV. 

Von den Havariefällen. 

$ 153. Begriff der Havarie. 

Olli*’ . i* l ‘ ■ ' • ; '!im, ' 

^Havarie oder Haverie, auch Havarey oder Haverey, be- 
deutet gegenwärtig im weitesten Sinne alle ausserordentlichen 
Kosten * 1 2 ), besonders aber alle Schäden, welche Schiff und 
Ladung vom Augenblicke des Abganges bis zur Wiederkehr ge- 
habt haben *). 

Das Wort ist in allen neueren Sprachen immer dasselbe; 
Holländisch: avarye; ^Französisch: avarie; V S p a n i s c h: 
averia^ Italienisch : avaria; JEnglisch: average; Dänisch: 
Haverie; Schwedisch: Hafweri. 

Eigentlich bedeutet aber das Wort nicht den Seeschaden 
selbst, sondern die Berechnung, Aufmachung und Erstattung 
desselben und die zu dem Behufe vorzunehmende Zusammen- 
werfung von gewissen Gütern zu einer gemeinschaftlichen Masse, 
indem man, wie es scheint, ursprünglich nur an da9 dabei 
dachte, was man jetzt Havariegrosse oder grosse Havarie nennt 
lin Dänischen heisst Haverie jetzt noch jene Erstattung. Im 


i» < > ;■* ■ : ■ > 

1. Doch ist auf das Beiwort: „ausserordentlich** nicht einmal so viel 
Gewicht zu legen, wenn man nur nicht die sog. kleine Havarie vom 
Begriffe der Havarie ausschliessen will. $ 155. 

2. Das Span. Handelsgesetzbuch Art. 930 sagt: Havarien im rechtlichen 
Verstände sind: 1) alle ausserordentlichen und zufälligen Unkosten, 
die während der Reise des Schiffs zur Erhaltung desselben, seiner 
Ladung oder beider Gegenstände zusammen stattfinden; 2) die 
Schäden, die das Schiff erleidet von der Zeit an, wo es im Ab- 
gangsorte unter Segel gegangen, bis es im Bestimmungsorte vor 
Anker gelegt hat, und die Schäden, die der Ladung zustossen von 
der Zeit an, wo sie eingeladen wird, bis dahin, wo sie im Platze 
ihrer Bestimmung gelöscht wird. 
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i • * • ^ 

Spanischen heisst averia auch Anker- oder Hafengeld, sowie 
auch Fourniture, Provision du vaisseau. Im Englischen ist 
average 1) die Viehsteuer, das Frohngeld; 2) die Haverie und 
3) gleiche Theilung oder Durchschnittsrechnung. Im Französi- 
schen heisst avarie 1) jeder Seeschaden, 2) Hafen- oder Anker- 
geld, 3) alle ausserordentlichen Ausgaben eines Schiffes. 

Die Abstammung des Wortes ist sehr zweifelhaft. Locce- 
nius (de jure maritimo üb. II. cap. VIII. apud Heineccium, 
scriptores de iure nautico et mar. pag. 998), Langenbeck 
(Hamb. Schiffs- und Seerecht S. 161) und Müller ad Struvium 
leiten es von dem deutschen und überhaupt germanischen Worte 
Haven, Havennen, Have, Hafen ab und ebenso der berühmte 
Sprachforscher Adelung in seinem Deutschen Wörterbuche, 
der desshalb jetzt Haferei schreiben will. Es wäre nach dieser 
Ableitung unter Havarie ein Schaden zu verstehen, dessen Con- 
statirung und Vertheilung erst im Hafen erfolgen kann wegen 
der eigenthümlichen Berechnung, so dass also hiernach die 
jetzige sogen. Havariegrosse die ursprünglich einzige Art von 
Havarie gewesen wäre. Loccenius, 1. c. unter Berufung auf 
Boxhornius (in dessen Epistol. ad Vinnium 3 ) meint denn auch 
mit Recht, dass diese angedeutete Ableitung Zusammenfalle mit 
der, nach welcher Havarie von dem Französischen Worte ha vre 
d. i. der Form wie der Bedeutung nach das Deutsche Hafen 
hergeleitet wird und möchte ich diese letztere Ableitung von 
havre noch der obigen von Hafen vorziehen. Es ist mir näm- 
lich sehr wahrscheinlich, dass das germanische Wort Haverie 
gerade dort zuerst entstanden sei, wo das Wort Hafen oder 
Haven bereits das „r“ in sich aufgenommen hatte, denn nun 
war die Bildung sehr leicht; ferner dass das Wort im Franz. 
Norden oder doch in Flamland und überhaupt südlichem Holland, 
wo die germanische Mundart sich französirt, entstanden sei, 
denn einmal ist die ganze Endung und Formung des Wortes 
Haverie Französisch und auf der anderen Seite ist das Wort 
havre doch nur im Französischen Norden (statt port) um jene 
Zeit, wo das Wort wahrscheinlich in Uebung gekommen ist, also 


3. Dieser Brief ist abgedruckt bei Verwer, Nederlants Seerechte 
(4. druk. Amsterd. 1764) pag. 215—16. Uebrigens wird hier auch 
eine Verwandtschaft mit dem Persischen und Scytischen angedeutet. 
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um 1500, üblich gewesen, da man im südlichen Frankreich 
sicherlich nur das romanische Wort port gebrauchte. Endlich 
ist diese Gegend um das nördliche Frankreich und südliche Hol- 
land so classisch für die Bildung des Seerechts, seiner Begriffe 
seiner Wissenschaft, sind dort so viele und so vortreffliche Pro- 
ducte seerechtlicher Art in den Röles d’Oldron, in den verschie- 
denen Flamländischen, Holländischen und Friesischen Seerechten 
aus dem 12. bis 14. Jahrhundert hervorgegangen, dass es wirk- 
lich nicht Wunder nehmen kann, wenn man dort auf diesem 
classischen Boden des Seerechts die erste Entstehung und den 
ersten Gebrauch eines seerechtlichen Wortes suchen mag, be- 
sonders wenn so mancherlei Gründe vorzuliegen scheinen, die 
dies anderweitig mehr als wahrscheinlich machen. Zuletzt aber 
scheint dafür noch dies zu sprechen, dass die Beiwörter 
(adjectiva, epitheta), welche man zu dem Worte Havarie mit 
der Zeit zu setzen sich gewöhnt hat, um die verschiedenen 
Arten der Havarie zu bezeichnen, vorzugsweise Französisch sind 
und dass man dieselhen auch in anderen Sprachen, namentlich 
im Holländischen und Deutschen beibehielt, Havariegrosse etc. 
Es geschah dies zum allerwenigsten in dem dunklen Gefühle, 
dass das Wort einen Französischen Anstrich, w*enn auch 
nicht eine reine Französische Geburt habe. Freilich ist diese 
formale Transplantation zum grossen Theile der Weitberühmt- 
heit der berühmten ordonnance de la marine von 1681 zuzu- 
schreiben, in der sich jene Eintheilungen finden und nun um 
so leichter sich verbreiteten, obgleich festzuhalten ist, dass jene 
Eintheilungen und jene Französischen Bezeichnungen dafür viel 
älter sind, als die Ordonnanz und nicht erst durch sie geschaffen 
wurden. Denn schon der Holländer Weijtsen (in seinem 
Tractat van de avarijen, der zuerst 1600, dann 1617, 1651 etc. 
erschienen ist) braucht die Benennung avarije commune, 
avarije grosse, wo also das Adjectiv und namentlich auf seine 
Stellung hinter dem Subjecte völlig Französisch ist. — Vielleicht 
darf auch dies mit in Anschlag gebracht werden, dass im Fran- 
zösischen (und wahrscheinlich durch Transplantation auch im 
Spanischen, wie zu Anfang dieses $ bereits erwähnt ist) das 
Wort avarie, averia gerade auch eine Hafenabgabe, das sogen. 
Hafen- oder Ankergeld bedeutet, woraus um so mehr hervor- 
leuchtet, dass man bei Havarie an Hafen, havre, zu denken 
gewohnt war. 
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Verwer in den Anmerkungen zu seiner Ausgabe von 
Weijtsen, tractat van Nederl. avarijen (in Verwer, Neder- 
landls Seerechten. 4. druk. Amsterdam 1764 pag. 220) leitet das 
Wort von haven, Flämisch aven. Dieser Autor stellt seine 
Ableitung des Wortes Havarie in Analogie mit der Ableitung 
des Wortes Bodmerei von Boden (Holländisch bodem). Die 
Transplantation dieses ursprünglich mehr im Nordwesten Europa’s 
üblichen Wortes nach den südlichen, namentlich romanischen 
Staaten ist aber wie Verwer mit Recht bemerkt, ebenso wenig 
zu verwundern, als die von Kaplaken, Italienisch Cappalaca, 
Ballast, balastro etc. 

Debrigens für unsere germanische Ableitung spricht auch 
schon die späte Entstehung dieses Wortes. Im Consulat, im 
Seerecht von Wisby findet sich noch keine Spur davon, und 
Verwer 1. c. behauptet, dass vor dem Jahre 1500 dasselbe in 
Urkunden nicht gefunden werde. Es ist unter Andern das Wort 
auch noch nicht zu linden in dem Lübischen Seerecht (Buch 6. 
der Statuten von 1586), noch in dem alten Hanseat. Seerecht 
von 1591 und auch in dem revidirten Hanseat. Seerecht v. 1614 
findet es sich nur in der Titelrubrik (von Seewurf u. Haverey), 
nicht im Texte, obgleich die in den beiden letztgenannten Ur- 
kunden buchstäblich übereinstimmenden Artikel (Lübecker Stat. 
IV. 2. Art. 1. und Revid. Hanseat. Seerecht V1U. Art 1.) auf die 
Ableitung vom Worte Hafen eine Anspielung zu enthalten 
scheinen: „Ist ein Schiff in Wassers Noth, also, dass mail 
„Güter auswerfen muss: solcher Schade der geworfenen Güter 
„gehet über Schiff und Gut, welches im Schiff erhalten wird, 
„dergestalt, dass die Schiffsfreunde und auch der Kaufman 
„denselben, ein jeglicher an seiner quota, soviel er an Schiff und 
„Gut haben mag, bezahlen muss, als das Gut gelten möchte, in 
„dem Haven, dahin sie zu segeln bedacht w'aren, da dann 
„auch alsofort die Vergleichung und Bezahlung geschehen soll.“ 
Doch findet sich der Ausdruck groote haverije bereits in 
dem Placat Kaiser Karls V. 1551 Art. 41. Auch sagt Verwer, 
dass Havarie ursprünglich nur ein bei den Kaufleuten übliches 
Wort gewesen sei. Die älteren Schriftsteller, wie Loccenius 1. c. 
und Weijtsen 1. c. erklären es alle als gemeinsame Con- 
tribution und sagt Loccenius, dass das Wort tributio s. tribu- 
tum sive collatio anderweitig dafür üblich sei. Die Juristen 
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scheinen im 16. Jahrhundert dies Wort aus der Kaufmanns» 
spräche in ihre Wissenschaft und Praxis aufgenommen zu haben. 

Andere wie Weijtsen La § 1., leiten es von dem griechi- 
schen d/3apö<i (ßdpos, die Last, mit dem alpha privativum) ab; 
doch bemerkte schon Verwer 1. c. mit Hecht, dass man hier 
nicht erst nach Griechenland zu laufen brauche. 

Mar sh all (on insurance p. 535) glaubt nach Cowper, -es 
stamme von einem Lateinischen mittelalterlichen Worte avera- 
gium her, womit denn das Englische average unmittelbar 
zusammenhinge und welches von averare, transportiren abstam- 
men soll. Wenn ich das Wort einmal aus dem Lateinischen 
oder überhaupt Romanischen ableiten wollte, so würde ich vor- 
ziehen, es mit avertere, per adversionem zusammenzustellen und 
darnach die ursprüngliche Bedeutung von dem Englischen average 
bestimmen, welches dann mit Modificationen zu den übrigen 
Völkern gewandert sei. Koch (Preuss. Hecht I. § 438 Note 3) 
hält es allerdings für wahrscheinlich, dass das Deutsche Haverie 
von dem Englischen average, Durchschnittsrechnung, herrühre 
und nur eine besondere Deutsche Endung angenommen habe. 
Doch scheint diese ganze Conjectur wegen der Romanischen 
Abstammung unhaltbar. 

Miliar (on insurance p. 334) leitet es von dem Deutschen 
halb, halbers, soviel wie Theilnehmer, her, so dass damit 
unmittelbar die Verkeilung des Schadens auf das gerettete Schiff 
und Gut im Fall der Havariegrosse bezeichnet wäre. 

Just Henning Böhmer (de discrimine tempestatis c. 11. § 25) 
kommt, nach der Ansicht Pühls 1. c. Seite 626 der Sache am 
nächsten, indem er Haverie von dem Deutschen Habe ableilet. 
Dies ist denn auch Pühls Ansicht, der sich desshalb darauf be- 
ruft, dass im Cons. del mare cap. 61 und 90 die Kaufmanns- 
gtiter bereits als Habe bezeichnet würden. Ebendahin erklärt 
sich Pardessus 1. c. n. 731, indem er sagt, dass im 12. u. 13. 
Jahrhundert die verschiedenen seehandeltreibenden Nationen am 
Mittelmeer gemeiniglich mit dem Ausdruck: l’avers, l’aver, le 
haver, Tavoir oder im Plural les havers oder avers die Waaren 
der Schiffsladung bezeichnet hätten und dass gewisse Kosten und 
Gebühren des Schiffes, welche in jenen Zeiten gemeinschaftlich 
von den Ladungsinteressenten getragen werden mussten, zu 
einer eigentümlichen Rechnungsführung Anlass gegeben hätten, 
welche compte des avers oder de l’averie genannt wäre, wozu 
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die einzelnen Ladungsintcressenten jeder im Verhältnis seines 
ayers vom Schiffer herangezogen wurden. Uebrigens bedeutet 
noch jetzt das Pluralitantum averi im Italienischen: Vermögen, 
Güter. 

Indessen wenn das Wort wirklich so alten und zwar roma- 
nischen Ursprunges sein sollte, so wäre es doch sehr merk- 
würdig, dass in den alten Seerechten romanischer Sprache 
(Consolato und Röles von Olöron) das Wort noch gar nicht 
vorkommt. Sonst hat diese Ableitung allerdings viel für sich 
und sollten wirklich Urkunden über die frühe Existenz des 
Wortes nachgewiesen werden, so würde allerdings der Mangel 
des Wortes in den alten Seerechten eben nur als zufällig zu 
betrachten sein. Das Naturgemässe der Wortbildung wie Ge- 
schichtliches möchte mich gerade für diese Ableitung des Wortes 
bestimmen, wenn nur dieselbe urkundlich mehr constatirt wer- 
den könnte. Bis jetzt scheint sie aber nichts mehr als eine 
geistreiche Hypothese, mit der unsere obige Ableitung fürs Erste 
noch völlig ebenbürtig concurriren darf. Es würde aber darnach 
avarie, Havarie fürs Erste bedeutet haben; Zusammenwerfung 
aller Güter eines Schiffes, um gemeinschaftlich gewisse Kosten 
und Ausgaben der Reise, namentlich in den ausserordentlichen 
Fällen eines Seeschadens bei Gelegenheit des Seewurfes zu 
tragen, also ganz dasselbe, was es auch nach unserer Ableitung 
ursprünglich bedeutete. Und Pardessus 1. c. sagt ausdrücklich, 
dass der Ausdruck avarie in Spanien, Italien und Frankreich 
zuerst für Contribution genommen und erst später diezweite 
* Bedeutung des Seeschadens selbst angenommen habe und zwar 
zuerst des Seeschadens, den der Versicherer zu tragen über- 
nommen, sodann jedes Seeschadens überhaupt. 

Auch Hesse sich annehmen, dass das Wort in Analogie und 
gleichsam als ein ergänzender Begriff gegenüber dem Worte 
Bodmerei entstanden sei. Wie dieses nämlich seinem Ursprünge 
nach auf den Boden des Schiffes, auf das Schiff hinweist 
und dies als Sicherung für die nach dem Bodmereiverträge 
aufgenommene Gelder dient, so dient die gesammte Habe des 
Schiffes — (Schiff und Ladung, obgleich man dabei vorzugsweise 
an die eingeladene Habe, an die Waaren, Güter, Ladung, als 
den in der Regel kostbareren Theil denkt) — soweit sie beim 
Seewurf gerettet ist, zur Sicherung der zur Abwendung der ge- 
meinsamen Gefahr für Schiff und Ladung geworfenen Theile 
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von Schiff und Ladung und wird auf sie der den einzelnen 
Eignern erlittene Schaden an Schiff und Gut vertheilt. Haverei 
würde dann gleichfalls auch nach dieser Ableitung ursprünglich 
nur auf die jetzige sog. Havariegrosse sich bezogen haben*). 


$ 154. Eintheil ungen. 

♦ 

Indem man das Wort Havarie seit den letzten Jahrhunder- 
ten in einer sehr umfassenden Bedeutung zu nehmen sich ge- 
wöhnte und darunter alle ausserordentlichen Ausgaben, besonders 
allerdings die Seeschäden und ganz speziell die zur Rettung von 
Schiff und Ladung, jenem oder dieser oder beiden absichtlich 
zugefügten Beschädigungen des Schiffes und der Ladung ver- 
stand, so entstanden nach und nach folgende Eintheilungen: 

1) Havarie ordinäre oder auch commüne oder kleine oder ein- 
fache Havarie; siehe § 155. 

2) Particuläre oder auch einfache Havarie; siehe § 150. 

3) Havariegrosse oder auch gemeinschaftliche Havarie. 


S 155. Ordinäre oder uneigentliche Havarie oder sogenannte kleine 

Unkosten. 

Havarie ordinäre oder commüne oder auch commune 
oder gemeinschaftliche oder kleine Havarie. Hierunter werden 
alle gewöhnlichen Unkosten verstanden, die ein beladenes Schiff 
theils im Ausgangshafen , theils auf der Reise und bis es im 
Bestimmungshafen festgemacht ist, regelmässig und abgesehen 


4. Der geehrte Praktiker von Leser möge diese gelehrte, allerdings 
mehr philologische Untersuchung nachsichtig bcurtheilen. Sie schien 
mir aber einmal zur Aufklärung des Begriffes der Havarie noth- 
wendig und sodann zugleich von geschichtlichem Interesse zu sein, 
welches auch eine praktische Arbeit wie die vorliegende nicht ganz 
verschmähen darf. Emerigon 1. c. I. 601. macht sich die Sache 
freilich leicht, indem er sagt, die Abstammung sei noch nicht fest- 
gestellt und Boulay-Paty 1. c. IV. 433 meint dasselbe. 
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von eigentlichen Seeschäden zu entrichten hat *). Diese Unkosten 
werden bisweilen und zwar richtiger Hafen- oder Revier- 
kosten genannt, oder auch wohl als uneigentliche Havarie 
etc. bezeichnet. Namentlich gehören dazu: das sog. Ankergeld, 
welches in den Häfen zu entrichten ist; die Lootsengelder; die 
Feuergelder, d. h. Abgaben zur Erhaltung der Leuchtthürme; 
Tonnen- und Baakengelder; Hafengelder; ordinäre Quarantäne- 
gelder; der gemeinschaftlichen Zölle d. h. solche, welche nicht für 
das Schiff und die Ladung allein entrichtet werden; Schouten- 
frachten und Löschungskosten; Abgaben an die Seebehörden 
und Kastelle; Kosten der Konvoien und Admiralschaften; auch 
wohl (z. B. nach Preuss. Rechte II. 8. § 1778 — 1780) die zur 
Bergung des Schiffes und der Ladung verwendeten Aufeisungs- 
kosten bis zu einem Thaler auf die Last«). 

Es werden nun zwar auch wohl noch jetzt solche Kosten 
von Schiff und Ladung gemeinschaftlich getragen, woher der 
Name avarie commune, obwohl die Bezeichnung ordinaire üb- 
licher ist; — doch geschieht dabei die Vertheilung nicht wie bei 
der Havariegrosse über den und nach dem Werth des Schiffes 
und der Ladung, sondern in der Weise, dass das Schill einen 
gewissen Theil zu tragen hat und das Uebrige über die Ladung 
nach Lastenzahl vertheilt wird. Dabei pflegt das Verhältnis das 
zu sein, dass das Schiff ein Drittel und die Ladung zwei Drittel 
des Betrages zahlt. Doch kann der Frachtcontract natürlich ein 
Anderes bestimmen. Reisende sind für ihre Person und Reise- 
effecten zur kleinen Havarie beizutragen nicht schuldig. Preuss. 
Recht 1. c. § 1784. In neueren Zeiten ist aber diese ganze 
Repartition der bezeichneten Unkosten und somit diese ganze sog. 
ordinäre Havarie mehr und mehr in Abkommen gerathen, indem 
der Schiffer die Ausgaben für seine Ladung und namentlich 
überhaupt der Rheder die eigentlichen Reiseunkosten allein zu 
tragen haben oder sich der Schiffer allenfalls statt der ordinären 


5. Das Preuss. Recht 1. c. § 1775 sagt ausdrücklich, dass die bezeich- 
neten Unkosten sowohl im Ausgangs- als im Bestimmungshafen zur 
kleinen Havarie gehören. 

6. Vergl. Preussisches Recht 1. c. mit Spanischem Handelsgesetzbuch, 
Artikel 933. 
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Havarie gewisse und zwar gewöhnlich zehn 7 8 ) Procente festsetzt, 
die von der Fracht zur verhältnissmässigen Deckung jener Aus- 
gaben entrichtet werden. Es wird jetzt gewöhnlich die Fracht- 
summe so hoch berechnet, dass eben schon jene Kosten der 
Havarie-Ordinäre dadurch mitgedeckt sind und nun der Befrachter 
oder Empfänger nichts mehr dafür zu entrichten hat. Dadurch 
ist denn diese ordinäre Havarie fast völlig aus der Praiis ver- 
schwunden. 

Einige Seerechle, z. B. das Französische 9 ), rechnen be- 
reits diese kleine oder ordinäre Havarie gar nicht zur Havarie, 
sondern haben den Grundsatz, dass der Rheder, der für die 
Fracht den Transport übernommen hat, aus der Frachtsumme 
alle Reiseunkosten allein zu tragen hat. Auch das Holland. 
Handelsgesetzbuch Artikel 698 kennt sie nicht mehr, sondern 
unterscheidet nur zwischen 1) Havariegrosse, die es auch ge- 
meinschaftliche nennt, und 2) einfacher oder besonderer Havarie. 

Das Preuss. Recht 1. c. § 1774 verglichen mit § 1785 und 
1900 kennt noch alle drei Arten der Havarie. Ebenso noch das 
Span. Handelsgesetzbuch Artikel 933 — 936, welches die Havarie 
dieses $ die kleinen Unkosten oder die ordinäre Havarie (Art. 
933) nennt und darunter eben die bei der SchilTahrt vorfalien- 
deu, mehr gewöhnlichen als ausserordentlichen Ausgaben ver- 
steht •). 

Auf diese kleine Havarie hat wohl der im Seerecht vielfach 
auftauchende, indessen nur in den Fällen der Havariegrosse 
wahrhaft consequent durchgeführte Grundgedanke gebracht, dass 
zwischen Schiff und Gut eine Art Gemeinschaft stattßnde. Diese 


7. Büsch, Darstellung der Handlung Buch IV. Kap. 2. § 2.; in den 
sämuitlichen Schriften I. Seite 309. Die Kaplaken betragen nicht 
selten 5 Procent, so dass in den Certepartien nicht selten bedungen 
ist: „15 Procent für kleine Havarie und Kaplaken". 

8. Doch ist die Definition von Havarien Art. 397 des Code de com., 
wonach 1) alle ausserordentlichen Kosten und 2) alle Schäden 
von Schiff und Ladung dahin gehören, etwas im Widerspruch mit 
der blossen Annahme von zwei Arten der Havarie (1. grosse oder 
commune und 2. simple oder particulaire), in art. 399. 

9. Trotzdem aber definirt das Span. Recht die Havarie im Allge- 
meinen so, dass leicht diese kleine Havarie ausgeschlossen bleibt, 
Siehe die Definition oben Note 2. 
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Gemeinschaft ist aber in neueren Zeiten, namentlich seitdem die 
Kaufleute selbst ihre Güter nicht mehr begleiten und demnach 
die materielle Gemeinschaft zwischen Schiff und Gut nicht mehr 
durch ehfö Art von persönlichem Verhältnisse zwischen den auf 
demselben engen Raume des Schiffes Wochen und Monate lang 
lebenden Personen des Schiffers (als Repräsentanten der Schiffs- 
eigner) und der Befrachter als der Ladungseigenthümer unter- 
stützt wird, mehr und mehr eine lose geworden und hat sich 
eigentlich nur in Bezug auf den Fall der Havariegrosse conse- 
quent durchgebildet, wenn auch Spuren in anderen Instituten 
des Seerechts zahlreich sich zu finden scheinen. 


$ 156. Particulare Havarie. 

Zur sogen, particulärcn oder einfachen oder beson- 
deren Havarie gehören alle Schäden und Kosten, welche 
nicht gemeinschaftlich von Schiff und Gut getragen werden, 
sondern die der einzelne Befrachter oder der Rheder, wen von 
Beiden und soweit sie jeden treffen, zu tragen sind. Sind solche 
Schäden durch. Zufall herbeigeführt, so gilt einfach die Regel: 
casum sentit dominus. Dasselbe wird denn auch gelten müssen, 
wenn die Schäden aus Mängeln der Sachen selbst (z. B. wenn 
sie wegen ihrer inneren oder äusseren Beschaffenheit von selbst 
verderben) oder von höherer Gewalt herrühren. Doch ist hier 
überall die Voraussetzung festzuhalten, dass nicht besondere 
Umstände obwalten, die den Schaden in Havariegrosse bringen. 
Ferner versteht es sich von selbst, dass derjenige, welcher ver- 
tragsmässig das Risico in den Fällen des Zufalles, der höheren 
Gewalt etc. zu tragen übernommen hat (Versicherer), dem ver- 
letzten Eigentümer (Versicherten) den Schaden nach Massgabe 
der besonderen Vertragsbestimmungen zu ersetzen hat. 

War der Verletzte selbst Schuld daran, so heisst es: quod 
sua quisque culpa damnum sentit, non intelligitur sentire, d. h. 
er hat den Schaden allein zu vertreten und zu tragen und kann 
desshalb Niemand in Anspruch nehmen. Wurde aber derglei- 
chen Havarie durch Schuld eines Anderen dem Verletzten zu- 
gefügt, 30 hat der Eigentümer der verletzten Sachen eine Klage 
auf Entschädigung gegen den Autor und gegen diejenigen, die 
für seine Handlungen haften. 


61 


Kap. IV. Von den Havariefolien. $ 156. 

Es lassen sich im Allgemeinen die hieher gehörigen Kosten 
und Schäden im Gegensatz zu den übrigen Havariefollen am 
besten negativ dahin bestimmen: l) dass davon die -sog. kleinen 
Unkosten der ordinären Havarie auszuschliessen sind, indem von 
diesen die $ 155 aufgestellten Grundsätze gelten, und sodann 
2) das die Schäden und Kosten, weiche in Havariegrosse ge- 
meinschaftlich auf SchifT und Gut vertheiit werden und welche 
sich im Allgemeinen dadurch charakterisiren, dass sie mit einer 
gewissen Absichtlichkeit und zum Zwecke der gemeinschaftlichen 
Errettung von Schiff und Gut aus einer obschwebenden Gefahr 
herbeigeführt werden, nicht zur particulären Havarie gehören 10 ). 

Also sind zur particulären Havarie namentlich alle gewöhn- 
lichen Fälle des Schiffbruches, der Strandung, der An- und 
Uebersegelung, sei es, dass sie durch Zufall oder fremde oder 
eigene Schuld erfolgen, zu rechnen, doch immer den Fall der 
Havariegrosse ausgenommen. 

Die älteren und neueren Seerechte heben aber besonders 
folgende einzelne Fälle als zur particulären Havarie gehörig 
hervor 11 ), ohne dass man sagen könnte, dass damit Alles er- 
schöpft sei. 

1) Die Schäden und Verluste, die dem Schiffe oder der 
Ladung zustossen durch eigene Verderbniss (also durch Wurm- 
frass z. B. oder Fäulniss oder Moderung oder Brennung), sowie 
durch Sturm, Nehmung, Schiffbruch oder zufällige Strandung, 
überhaupt durch das, was man höhere Gewalt nennt. 

2) Berglohn und die bei der Bergung aufgewandten Kosten. 

3) In Bezug auf partiellen Verlust am Schiffe gehören 
namentlich hieher alle Verluste und erlittenen Beschädigungen 


10. Das Holl. Recht 1. c. Art. 701 sub n. 7. drückt sich so aus: Zur 
particulären Havarie gehören im Allgemeinen aller Schaden, Ver- 
lust und die aufgewendeten Kosten, die nicht verursacht oder auf- 
gewendet sind, vorsätzlich und zur Erhaltung und zum allgemeinen 
Besten von Schiff und Ladung, sondern die erlitten sind durch, 
oder aufgewendet zum Behufe des Schiffes allein, oder für die 
Ladung allein, und welche demzufolge nicht unter Uavariegrosse 
gehören. 

1L Vergl. Preuss. Landrecht II. 8 . $ 1900 — 1905; Holländ. Handels- 
gesetzbuch Art. 701, 70 7; Spanisches Handelsgesetzbuch Art. 934; 
Franz. Handelsgesetzbuch Art. 403. 


62 


Abschn. VII. Von Havarien und Seeschäden. 


an Ankertauen, Ankern, Tauen, Segeln, Bugspriet, Stengen, 
Raaen, Booten und SchHTsgeräthen, Schiffs- Kriegswerkzeugen 
und Munition etc., durch Sturm oder anderes Seeunglück. 

4) Ferner sind hieher zu zählen alle Ausgaben, welche er- 
forderlich sind, um alle bisher bezeichneten Verluste und Be- 
schädigungen, sei es des Schiffes oder seiner Theile, sei es der 
Ladung und der einzelnen Frachtstücke, wieder zu decken oder 
auszubessern. Also namentlich gehören hieher auch alle be- 
sonderen Reparaturen der Fustagen und die Kosten der Erhal- 
tung von den beschädigten VVaaren. Doch ist auch hier immer 
die Voraussetzung zu machen, dass das Eine oder das Andere 
nicht die unmittelbare Folge eines Unfalles ist, der zur Havarie- 
grosse Veranlassung gibt. 

5) Der Sold und Unterhalt der Besatzung eines Schiffes, 
sowie alle anderweitigen Ausgaben während der Liegezeit, sowie 
auch schon während des Transportes nach dem etwanigen 
Prisenorte, also überhaupt alle bei einem Reclame aufgelaufenen 
Kosten und Ausgaben 1 a ), wenn das Schiff auf einen rechtmässi- 
gen Befehl oder von höherer Hand angehalten oder unter Em- 
bargo gelegt worden ist. Doch ist hier, mit dem Span. Rechte 
1. c. Artikel 935 sub n. 3, in Bezug auf Sold und Unterhalt der 
Besatzung die Bedingung hinzuzufügen, wenn die Befrachtung 
zu etwas Gewissem für die Reise und nicht etwa gerade dahin 
abgeschlossen war, dass dergleichen Reclamekosten in irgend 
einer Weise gemeinschaftlich zu tragen seien, welche Verab- 
redung in Kriegszeiten die Rheder sich leicht ausbedingen mögen. 
Auch von den Kosten und Verlusten, die in Folge des Reclames 
die Ladung treffen, gilt ganz dasselbe, falls auch hier nicht 
etwas Besonderes in Bezug auf deren Tragung verabredet ist, 
z. B. dass diese Kosten die Frachtsumme vermindern sollen etc. 
Wenn die Aufbringung wegen Mangel an gehörigen Schiffs- 
papieren erfolgt, so wird man gegen den schuldigen Kapitain 
(Rheder) einen Regress gestatten dürfen wegen aller solcher 
Ausgaben. Geschah die Aufbringung wegen Contrebande, so ist 


12. Das Holl. Recht 1. c. Art. 701 sub n. 4. fügt aber die Beschränkung 
hinzu: dafern das Schift allein oder die Ladung allein angehalten 
ist. Denn sonst sollen diese Kosten in Havariegrosse berechnet 
werden. — Siehe unten $ 165. 
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der Regress gegen den zu gewähren, der ohne Wissen des 
Kapitains dergleichen an Bord gebracht und namentlich auch 
gegen den Kapitain, der ohne Wissen der anderen Ablader, von 
einem Ablader Contrebande mala fide eingeladen hat. Siehe 
auch n. 13 als Ergänzung. 

6) Alle Kosten im Nothhafen, w>enn derselbe wegen der 
in diesem § bezeichneten Beschädigung gesucht werden 
muss, auch wohl wenn man dort Proviant (oder Trinkwasser), der 
unverschuldeter Weise ausgegangen ist, einnehmen muss. Beim 
Verschulden Jemandes trägt natürlich dieser die dem Schiff und 
der Ladung durch das Angehen des Nothhafens aufgelaufenen 
Kosten. — Siehe aber § 165. 

7) Die Erhöhung der Fracht und die Kosten des Ladens 
und Löschens, welche, wenn ein Schiff während der Reise see- 
untüchtig wird, in den Fällen auflaufen, wo die Güter mit einem 
anderen Schiffe entweder von dem Schiffer für Rechnung der 
Ablader oder von letzteren selbst weiter transportirt werden. 

8) Der Sold und Unterhalt der Schiffsbesatzung während 
das Schiff in Quarantäne liegt, übrigens gleichviel, ob das Schiff 
auf die Reise oder monatsw’eise gemiethet ist. 

9) Der dadurch entstandene Verlust an Gütern, dass die- 
selben durch den Kapitain in einem Nothhafen unter dem Werthe 
verkauft sind, zur Bezahlung von Proviant oder um die Schiffs- 
besatzung zu bergen oder um irgend eine andere Ausgabe für 
das Schiff zu bestreiten. Den Ausfall trägt hier der Schiffer 
(Rheder) und muss er die Eigenthümer der Güter entschädigen. 
Der Fall der Havariegrosse ist immer ausgenommen. § 165. 

10) Jeglicher Schaden, der die Ladung oder das Schiff 
durch Nachlässigkeit, Versehen oder Baraterie des Kapitains oder 
der Mannschaft trifTt und zwar z. B. dadurch, dass die Luken 
nicht gehörig verwehrt oder die Güter nicht gehörig gestaut oder 
gelüftet oder umgeschippt etc., oder dass das Schiff nicht hin- 
reichend festgemacht oder schlechtes Winde- und Hebezeug 
angewandt worden waren. Dabei versteht es sich von selbst, 
dass die Eigenthümer der verletzten Sachen gegen die Schuldi- 
gen den Regress haben und dass sich namentlich die Eigen- 
thümer der Ladung noch besonders an Schiff und Fracht selbst 
halten können. 

11) Der Schaden, den das Schiff oder die Ladung dadurch 
erleidet, dass ersteres segelnd, oder vor Anker liegend, oder 
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am Lande festgemacht, mit einem anderen Schiffe zusammen- 
stösst. Wenn dieses zufällig geschieht und nicht vermieden 
werden kann, so trägt jeder Verletzte seinen eigenen Schaden; 
liegt eine Verschuldung vor, so darf der Verletzte gegen den 
Schuldigen auf Entschädigung klagen. Siehe übrigens § 139. S. 11 

12) Wenn Kaper oder Seeräuber das Schiff plündern. 

13) Wenn Waaren wegen Contrebande confiscirt oder über- 
haupt Schiff und Ladung aufgebracht werden, wo aber Rheder 
und Schiffer, welche ohne Vorwissen der Anderen Contrebande 
aufgenommen haben oder die nöthigen Schiffspapiere, wenn 
deren Mangelhaftigkeit der Grund des Aufbringens ist, verab- 
säumt haben, und ebenso die Ablader verantwortlich werden, 
wenn sie ohne Wissen des Schiffers Contrebande (vielleicht 
unter falscher Angabe des Inhalts der Fustagen) eingeladen 
haben. Siehe bereits n. 5. als Ergänzung. 

14) Wenn der Schiffer das Schiff, nicht um die Ladung, 
sondern in der Absicht, um das Leben oder die Freiheit der 
Besatzung zu Yetten, vorsätzlich stranden lässt. 

15) Kann ein Schiff wegen vorhandener Sandbänke, Un- 
tiefen oder überströmter Bänke mit seiner vollen Ladung weder 
von dem Abgangsplatze abgehen, noch an den Bestimmungsplatz 
gelangen, und muss also ein Theil der Ladung mit Lichtern 
herangebracht oder resp. in Lichtern gelöscht werden, so wird 
das Lichterlohn zwar nach Holl. Rechte 1. c. Art. 702 nicht aus- 
drücklich für Havarie gehalten. Da jedoch nach demselben 
Holl. Rechte alle Kosten dem Schiffe zur Last fallen sollen, es 
sei denn, dass durch Connossemente oder Certepartien eine 
andere Bedingung gemacht wäre, sowie aus Gründen der Ana- 
logie scheint es zweckmässig, auch diesen Fall zur Havarie 
particulär zu ziehen. Um so mehr muss dies geschehen, wenn 
jene Sandbänke etc. nicht stets vorhanden sind, sondern erst 
durch irgend einen Zufall und vielleicht gar nur zeitweilig erst 
entstanden sind. Siehe § 119 n. 4. S. 338 und § 93 und 97. 

16) Ueberhaupt aber ist festzuhalten, dass in allen Fällen 
der particulären Havarie nicht weniger wie der Havariegrosse 
dieselben Grundsätze auf das Hauptschiff wie auf das Lichter- 
schiff anzuwenden sind. Holl. Recht 1. c. Art. 703. Doch wird 
bei der vorläufigen Einladung in Lichterschiffen im Falle der 
Havariegrosse eine Gemeinschaft zwischen Hauptschiff u. Lichter- 
schiff und deren Waaren nur unter gewissen Bedingungen und 
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erst von einem gewissen Zeitpunkte an eintreten können. Siehe 
die folgenden Kapitel, besonders aber $ 165. 

17) Wenn innerliche Fehler des Schiffes, dessen Unfähig- 
keit die Reise zu machen oder Verschulden und Nachlässigkeit 
des Schiffers oder des Schiffsvolkes den Schaden oder die Un- 
kosten verursacht haben, so ist nur particuläre Havarie vor- 
handen und sind die letzteren, wenn sie auch immerhin zum 
Besten von Schiff und Ladung freiwillig und nach vorange- 
gangener erforderlicher Berathung gemacht sind, keine gemein- 
schaftliche Havarie. So Holl. Recht 1. c. Art. 700, siehe aber 
$ 163. S. 76. 78. 


§ 157. Havariegrosse. 

Zur grossen oder gemeinschaftlichen Havarie oder sogen. 
Havariegrosse werden im Allgemeinen alle Kosten und Schaden 
an Schiff oder Ladung gerechnet, die vorsätzlich gemacht wer- 
den, um das Schiff, die Ladung oder einen Theil derselben aus 
einer bekannten und wirklichen Gefahr zu retten. 

Diese vorläufige Definition des Spanischen Handelsgesetzbuches 
Art. 936 mag hier genügen. Es soll aber die wichtige Lehre 
von der Havariegrosse vollständig und in ihrem Zusammenhänge 
Kapitel V — VII. dieses Abschnittes separat abgehandelt werden. 

§ 158. Clausei: Frei von Havarie. 

Die C lausei: „frei von Havarie“ oder auch von einet 
besonderen Art der Havarie, namentlich der Havariegrosse, in 
den zwischen Versicherer und Versicherten abgeschlossenen 
Documenten muss selbstverständlich die Wirkung haben, dass 
eben der Versicherer nur soweit hafte, als die oder diese Art 
der Havarie- nicht reicht, sofern nicht solche Beschränkungen der 
Assecuranzhaftungen in den einzelnen Landen verboten sind 
oder falls nicht eine versteckte Betrügerei zum Grunde liegt, 
ln einer solchen Versicherung liegt dann nur, abgesehen von 
Versicherungen gegen 1 andere als eigentliche Gefahren der See, 
also abgesehen von Versicherungen gegen Seeräuber, Kaper etc., 
dass der Versicherer haften wolle, wenn das Schiff (mit Ladung) 
wirklich abandonnirt werden musste, also der extremste Fall des 
v. Kaltenborn, Seerecht II. 5 
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Seeunglückes, da man dies im gewöhnlichen Sprachgebrauch 
nicht als Havarie bezeichnet. Es sind also alle massigen Ver- 
luste von der Haftung des Versicherers ausgeschlossen. 

Ueberschreiten aber die Verluste die Grenzen bis wohin die 
Havarieklage statt hat, so kann der Versicherer die Clausel nicht 
mehr entgegensetzen, also in allen Fällen wo der Verlust als 
ein totaler oder fast als ein totaler anzusehen ist. Mittelst 
dieses Grundsatzes lässt sich folgende Frage lösen: Wenn ein 
Schiff, das mit der Clausel „frei von Havarie“ versichert 
war, sich in Gefahr befand unterzugehen, und dnrch die Mann- 
schaft abandonnirt wurde, dann aber durch ein anderes Schiff 
geborgen wird, dem dafür ein Berglohn gebührt, so fragt es sich, 
ob die Versicherer, unter Berufung auf jene Clausel, sich weigern 
können diese Gefahr zu bezahlen. Dies möchte zu verneinen 
sein, falls nur die Mannschaft redlich verfahren ist. Jene Clausel 
beschränkt die Verpflichtung allzusehr und es wäre unbillig, 
gegen den Versicherten, beim Eintreten jenes Falles, irgend wie 
noch zu Gunsten des Versicheres eine Präsumtion machen zu 
wollen ta ). 

Wenn dagegen die Clausel: frei von Havarie in Docu- 
menten zwischen Befrachter und Verfrachter, also namentlich in 
Connossementen und Certepartien beliebt ist, so kann das ge- 
wiss nirgends relevant sein, wenn durch Schuld des einen oder 
des anderen Contrahenten oder deren Repräsentanten (Schiffer, 
Supercargo) die Havarie sich ereignete. Sonst wird bei der 
ordinären und particulären Havarie allerdings überall eine Be- 
freiung stattfinden, die aber in Bezug auf die letztere eigentlich 
immer schon vorhanden ist, eben weil sie nur eine particuläre 
ist. Im Falle der Havariegrosse ist aber die Clausel gegenüber 
den anderen Ladungsinteressenten für völlig wirkungslos zu 
halten, indem auch ein solcher verclausulirter Befrachter unbe- 
dingt zur Contributiou wird beitragen müssen, denn Rechte 
Dritter, d. h. hier die Rechte der Ladungsinteressenten zur 
gemeinschaftlichen Deckung ihres Schadens aus der Havariegrosse 
durch Contribution können durch unsere Verträge nicht ge- 
schmälert werden. Höchstens wird man den so verclausulirten 
Befrachter berechtigen dürfen, von dem Verfrachter eine Ent- 


13* VergL Pardeuus, 1. c. n. 858 und Code de c. fr. Art 409. 
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Schädigung nachträglich für das zu verlangen, was er zur Con- 
tribution hergeben musste. Nur in dem Falle, wo ein einziger 
Befrachter dem Verfrachter gegenübersteht, wird die Clausei die 
Kraft haben, die Contribution abzuwenden. Doch auch hier un- 
beschadet der Rechte der Versicherer. 


$ 159. Anlaufen eines Kothhafens * 4 ) 

Nothhafen ist derjenige Hafen, in welchen das Schiff aus 
einem zutälligen Grunde einzulaufen genöthigt ist, ohne dass seine 
anfängliche und ordentliche Bestimmung darauf gerichtet war 
und indem eine gewisse Nothwendigkeit dazu treibt. Dies An- 
laufen kann aus vielerlei Gründen geschehen. Geschieht es 
durch Jemandes Verschulden, so hat dieser alle Kosten zu tragen 
und namentlich die Ladungsinteressenten wegen des Verzuges 
der Reise in jeder Beziehung zu entschädigen. 

Gerechte Gründe sind ; 1) Mangel an Lebensmitteln, sofern 
derselbe nicht durch irgend Jemandes Schuld verursacht war; 
2) die begründete Furcht vor Feinden und Seeräubern; 3) Jeder 
dem Schilfe zugestossene Unfall, wodurch selbiges ausser Stand 
gesetzt wird, die Fahrt fortzusetzen. 

Doch ist auch bei den letzteren Punkten überall vorauszu- 
setzen, dass das Anlaufen nicht aus Betrug, Nachlässigkeit und 
strafbarem Mangel an Voraussicht des Rheders oder Schiffers 
entstehe, wenn diese nicht den Abladern zu Entschädigungen ver- 
bunden sein sollen: was sonst nicht der Fall ist. 

Sofern nicht die Unfähigkeit des Schiffes zur Fortsetzung 
der Fahrt in Folge der Havariegrosse eingetreten ist * 1 »), so hat 
der Rheder oder Verfrachter für sich die Kosten des Anlaufens 
des Nothhafens zu tragen; es ist das also particuläre Havarie. 
Auch müssen die Ablader die dadurch für sie entstehenden 
Verluste tragen, wenn nicht eine Schuld Jemandes vorliegt. 

Ui *Lhn il :t ■ ■ i ' ■ '' 


14, Vergl. besonder* Span. Handelsgesetzbuch Art. 968 — 981, wo diese 
Lehre im Zusammenhänge dargestellt wird. 

15. cf. Preussisches Recht I. c. § 1825. 26. und unten die Kapitel Uber 
Havariegrosse. 

I f i • * • 5* 
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Ueberhaupt ist von den Rechten und Pflichten des Schiffers 
auf der einen und von den Rechten und Pflichten der Befrachter 
auf der anderen Seite während des Aufenthaltes im Nothhafen, 
— namentlich in Bezug auf den Verkauf beschädigter oder durch 
die Verzögerung der Reise zu verderben drohender Güter, sowie 
auf den Verkauf von Gütern, um durch den Erlös zur Fort- 
setzung der Reise in den Stand gesetzt zu werden, sowie von 
dem Recht und der Pflicht des Kapitains, ein ander Schiff zum 
Weitertransport zu nehmen, endlich von derselben Befugniss 
der Ablader und von der dann modißcirten oder nicht modifi- 
cirten Frachtzahlung — bereits oben in den betreffenden Ab- 
schnitten gesprochen. Siehe besonders $ 64, 72, 118, 119, 121, 
- 132. 

Nach den meisten Seerechten ist der Kapitain vor dem An- 
laufen eines Nothhafens ausdrücklich zur Berufung des Schifls- 
rathes verpflichtet; auch sollen wohl dazu die anwesenden 
Ladungsinteressenten, resp. Supercargo gezogen werden. Doch 
wird man überall dem Kapitain eine entscheidende Stimme ein- 
räumen müssen, der dann nachträglich sein Benehmen recht- 
fertigen muss und den Widersprechenden ihre Proteste und 
Reclamationen zu bescheinigen verbunden ist. 

Sobald der Beweggrund zum Anlaufen eines Nothhafens 
aufhört, darf der Kapitain die Fortsetzung der Reise nicht weiter 
verschieben, und er wird für den durch freiwillige Zögerung 
entstandenen Schaden verantwortlich. 


§ 160. Havarie und Assecuranz. 

Jedes dieser beiden Institute hat von Anfang an sein eigen- 
thümliches, von dem anderen verschiedenes Fundament und 
regelt sich nach seinen besonderen Grundsätzen. Fürs Erste 
beruht das Assecuranzverhältniss allemal auf einem besonderen 
Vertrage, der noch dazu mit besonderen Formen umkleidet zu 
sein pflegt. Die Havarie beruht in der Regel unmittelbar auf 
einem Factum. Havarie in der eigentlichen Bedeutung ist See- 
schaden. Assecuranz ist Deckung desselben in Folge eines Ver- 
trages und zwar in der Regel durch dritte Personen, die sich dazu 
in mehr oder weniger grossem Umfange, wie dies allemal aus den 
vertragsmässigen Bestimmungen des einzelnen Assecuranzge- 
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schäftes zu entnehmen ist Bei der Havarie findet dann zwar 

♦ 

auch nicht selten eine Deckung des Schadens statt; aber bei der 
particulären Havarie hat denselben der, der ihn erleidet, selbst 
zu tragen, falls nicht Jemand in Bezug auf den Schaden in culpa 
sich befindet und desshalb Entschädigung gewähren muss, und 
bei der Havariegrosse sind die Interessenten von SchifT und Gut, 
sobald von dem einen und dem anderen etwas geborgen wurde, 
durch das Factum des Seewurfes zu einer Gemeinschaft ohne 
Vertrag dahin verbunden, dass sie den Schaden, der durch See- 
wurf entstanden ist, gemeinschaftlich tragen müssen. Havarie 
und Schadensdeckung in Folge von Havarie bestehen durchaus 
selbstständig und haben an sich keine Beziehung zur Assecuranz 
und so sind Jahrtausende seit der Lex Khodia de jactu ver- 
gangen, dass Havarie ohne Assecuranz bestand. Bekanntlich ist 
die Assecuranz gegen Seeschäden erst im 15. Jahrhundert nach . 
Christi Geburt aufgekommen. Die Assecuranz erscheint als eine 
neue und von der Havarie völlig unabhängige, allemal auf aus- 
drücklichen Verträgen beruhende Deckung des Seeschadens. 

Ferner ist die Assecuranz viel umfangreicher, indem sie 
noch viel mehr Seeschäden sichern kann, als namentlich die 
Havariegrosse. Sie kann zur Sicherung dienen von Geldern, 
die auf das Schiff oder das Gut geliehen sind, sie kann insbe- 

4 

sondere zur Deckung von Bodmereigeldern benutzt werden, 
ferner auch dazu verwandt werden, um den eingebildeten und 
Affectionswerth einer der Seegefahr ausgesetzten Sache zu 
sichern; endlich kann sie sogar verwandt werden, um dafür zu 
entschädigen, was in Folge der Deckung eines Seeschadens nach 
Havariegrosse wie überhaupt nach Havarie von den Interessenten 
des Schiffes und Gutes gezahlt werden oder doch getragen wer- 
den muss; also sie dient namentlich zur Deckung von Havarie- 
geldern. 

Endlich sind die Berechnungen der Schäden sowie die Grund- 
sätze der Deckung desselben bei der Assecuranz oft andere als 
bei der Havarie, namentlich auch Havariegrosse. 

Siehe übrigens wegen dieses Unterschiedes noch § 162 S. 74. 

75, sowie besonders $ 186. 
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Kapitel V. 

Wesen der Havariegrosse. ') 

$ 161. Allgemeiner Charakter der Havariegrosse. 

Es zieht sich durch das praktische Seerecht mehr oder 
weniger der Grundgedanke hindurch und macht sich in den 
einzelnen seerechtlichen Instituten auf verschiedene Weise 
geltend, dass zwischen Schiff* und Ladung eine gewisse Gemein- 
schaft stattfindet Am vollkommensten ist dieser Grundsatz aus- 
gebildet in dem Institute der sogen. Havariegrosse. Wenn 
nämlich in einer drohenden Gefahr zum Besten von Schiff* und 
Ladung, eben um Beides aus der Gefahr zu retten, von dem 
Schiffer mit Absicht Handlungen vorgenommen werdenj wodurch 
entweder Schiff oder Ladung, theilweis oder ganz, vernichtet 
oder beschädigt werden, so soll der dadurch den einzelnen 
Eigenthümern von Schiff und Gut zugefügte Schaden gemein- 
schaftlich von allen Interessenten der einzelnen Theile von Schiff 
und Ladung getragen und sollen durch Alle jene Eigentümer 
für ihre Verluste nach einem gewissen billigen Verhältnisse ent- 
schädigt werden. Die natürliche Voraussetzung dabei ist aber, 
dass durch jene absichtlichen Handlungen und Beschädigungen 
wirklich das übrige Schifl und Gut aus der obschwebenden Ge- 
fahr errettet worden sei. In Bezug auf die Billigkeit der Rechts- 
ansicht, dass ein solcher Schaden gemeinsam zu tragen sei, 
sagt schon das Römische Recht (L. 2. pr. D. 14. 2. de lege 
Rhodia) : es ist dem Rechte angemessen, dass ein Nachtheil auch 
diejenigen mittreffe, w r elche es durch den Untergang der Sachen 
Anderer erreicht haben, dass ihre Sachen gerettet sind. Das ist 
- denn das, was man Havariegrosse oder grosse oder extra- 
ordinäre oder gemeinschaftliche Havarie zu nennen 


1. Die Literatur Uber Havariegrosse ist bereits unter der Rubrik dieses 
Abschnittes, Seite 1. angegeben. 
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pflegt, welche verschiedenen Ausdrücke sich namentlich im 
Französischen wiederGnden und auch in anderen Sprachen fast 
dieselben sind. In England spricht man von: general average. 
Auch bezeichnet man alle hieher zu rechnenden Fälle mit dem 
Namen des Seewurfes, obwohl man dabei wenigstens vor- 
zugsweise an die bei dieser Gelegenheit über Bord geworfenen 
Güter der Ladung denkt. Siehe den Schluss des §. 

Die ßefugniss aber des Schiffers, dergleichen Handlungen, 
Beschädigungen und Verletzungen vorzunehmen, rechtfertigt sich 
im Allgemeinen aus dem gemeinschaftlichen Verhältnis zwischen 
Schiff und Gut, dem er gemeinsam vorgesetzt ist und für dessen 
gemeinsames Beste er möglichst Alles zu thun hat; sodann aus 
der besonderen Stellung zur Rhederei wie zu den Ladungs- 
interessenten. Der Schiffer handelt ja hier unter den gefähr- 
lichen Umständen, so wie nur überhaupt ein guter Mandatar zu 
handeln hat und w'ie selbst ein Fremder als negotiorum gestor 
handeln dürfte, da gerade durch die anscheinend verletzenden 
Handlungen in der That der wirkliche Verlust verhindert wird, 
wenn der Zufall nicht alle Thätigkeit zu Schanden macht. Wird 
aber durch die obschwebende Gefahr trotz jener Thätigkeit des 
Schiffers Schiff und Ladung nicht gerettet, geht also Beides zu 
Grunde, so kann man den Schiffer nicht zur Rechenschaft ziehen 
und zu Entschädigungen wegen der zugefügten Verletzungen, 
wegen des Seewurfes etc. verdammen. Wird ja schon nach 
allgemeinen Rechtsgrundsätzen die Verantwortlichkeit für den 
von Jemand herbeigeführten Untergang einer Sache aufgehoben, 
wenn dieser nachweist, dass auch ohne seine Handlung diese 
Sache untergegangen wäre. 

Dagegen geht das Recht des Schiffers nicht so weit und er- 
strecken sich die Grundsätze der Havariegrosse nicht auf den 
Fall, dass wenn bloss die Ladung oder bloss das Schiff in Ge- 
fahr sich befindet, der Schiffer nun zur Rettung des Einen oder 
des Anderen Yon dem Einen oder dem Anderen opfern dürfte. 
Wenigstens würde er dergleichen nur auf seine persönliche Ver- 
antwortung hin thun können, und dabei die Rhederei nur in 
soweit haften, als sie überhaupt aus den Handlungen des Schiffers 
haften muss', und sodann würde die Vertheilung des dadurch 
dem Einzelnen verursachten Schadens auf Schiff und Gut oder 
auch nur auf die einzelnen Theilnehmer der Ladung nicht 
stattfinden, sondern jeder würde seinen Schaden für sich allein 
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zu tragen haben und sich wegen Entschädigungen nur an den 
Schiffer halten können. 

Namentlich wird es dem Schiffer nicht zustehen, von der 
Ladung, insofern selbige nicht zugleich Eigenthum der Rhederei 
ist, sondern Anderen gehört, etwas zu opfern, um das Schiff 
oder Theile davon zu retten. Denn er ist vielmehr umgekehrt 
vorzugsweise verpflichtet, gerade für die Ladung Sorge zu tragen 
und wird dafür verantwortlich zu halten sein, wenn er seiner 
und seiner Rheder Sachen den Vorzug vor den Sachen der 
Ladungsinteressenten gegeben hat 2 ). 

Dagegen hat der Schiffer unzweifelhaft das Recht, um das 
Schiff ganz oder werthvolle Theile desselben zu retten, andere 
im Verhältniss geringere Theile desselben zu opfern. Denn er 
handelt hier überall im Interesse der Rhederei, indem er den 
dieselbe treffenden Schaden nach bestem Wissen und selbst mit 
solchen Opferungen ahzuwenden oder möglichst auf ein Mini- 
mum zu reduziren bemüht ist. Gehören aber Schiff und 
Ladung Einem Eigenthümer, so wird, nach denselben Grund- 
sätzen der Schiffer für befugt zu halten sein, vom Schiff oder 
vom Gut zum Besten des Einen oder des Andereu zu opfern, 
wenn dabei nur immer die möglichste Minderung des dem Einen 
Eigenthümer drohenden Schadens vom Schiffer im Auge gehal- 
ten wird. 

Uebrigens wird nicht selten die Havariegrosse auch mit dem 
Ausdrucke Werfgeld bezeichnet, cf. Wedderkop, jus nau- 
ticum, lib. IV. $9. Schwedisch heisst Havarie = Hafweri, und 
Havariegross = gemensame H. oder Hafweri-Gross; Dä- 
nisch Hawerie-Grosse oder stört (grosse) Hawerie. 

§ 162. Geschichtlicher und politischer Character. 

Das Recht des eigentlichen Seewurfes scheint sehr alt 
* zu sein. Es wurde im Alterthume namentlich von den seefah- 
renden Bewohnern der berühmten Insel Rhodus geübt, ohne 
dass man mit Bestimmtheit behaupten könnte, dass sie zuerst 
dieses Recht in Uebung gebracht hätten, obwohl es die Römer 


2. L. 14. $ 11. D. 4. 2. L. 15. $ 3. D. 6. 1. L. 10. $ 1. D. 14. 2. 
L. 45. D, 44. 7« 
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so angenommen zu haben scheinen. Von den Rhodiern adop- 
tirten das Recht des Seewurfes die Römer und zwar indem 
sich dieselben wahrscheinlich unmittelbar an die bei den Rhodiern 
in Bezug hierauf geltende positive Satzung anschlosscn, vielleicht 
das betreffende Rhodische Gesetz wörtlich recipirten. Wenigstens 
circulirten die Römischen Rechtssatzungee über Seewurf bis in 
die spätesten Zeiten des Römischen Rechts unter dem Namen 
Lex Rhodia de jactu, wie denn noch Titel 2. des 14. Buches 
der Pandecten die Rubrik trägt: de lege Rhodia de jactu. 
Diese Lex Rhodia ist aber bis auf die neuesten Zeiten die Basis 
aller Seerechte der Welt in Bezug auf den Seewurf und über- 
haupt die Havariegrosse geworden und geblieben. Kent, comment. 
lect 47. n. 9. p. 233. 

Ursprünglich scheint in diesem Rechte des Seewurfes nur 
der Fall bedacht gewesen zu sein, dass der Schiffer zur gemein- 
samen Rettung von Schiff und Gut von den Waaren der La- 
dung welche über Bord geworfen hatte. Er, sowie diejenigen 
Befrachter, von deren Gütern nichts geworfen war, mussten dann 
einen verhältnissmässigen TheiJ des den resp. Ladungsinteres- 
senten durch den Seewurf zugefügten Schadens übernehmen. 
Sodann bezog mau es auch auf den Fall, wo der Schiffer zum 
gemeinen Besten von Schiff und Gut dem Schiff einen Scha- 
den absichtlich zugefügt hatte. Auch ein solcher sollte gemein- 
schaftlich getragen werden 3 ), ln dieser Ausdehnung ist dann das 
Recht des Seewurfes nichts anderes als die heutige Havarie- 
grosse, die demnach schon als ein Institut des alterthümlichen 
Seerechts auzusehen ist, wenn auch der Name Havariegrosse 
erst sehr spät, vielleicht erst im 16. Jahrhundert nach Christi 
Geburt in Gang gekommen zu sein scheint. 

Uebrigens sind im Einzelnen die Rechtsgrundsätze der mo- 
dernen Zeit über Havariegrosse verschieden von den Römischen 
Satzungen. Das Institut hat sich unter der grossartigen Einwir- 
kung der Entfaltung des modernen Seehandelslebens mehr und 
mehr entwickelt. Pie Principien sind einfacher geworden und con- 
sequenter angewandt. Der Kreis der hier einschlagenden Fälle ist 
bedeutend yergrössert worden. Namentlich sind durch analogi- 
sche Anwendung die Havariegrossefälle ungemein vermehrt. Doch 


3. L. 5. $. 1. D. de lege Rhodia (14. 2.). 
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ist die mir unter Practikern bisweilen begegnete Ansicht, als 
ob Absichtlichkeit zur Havariegrosse nicht nothwandig sei, 
als eine unglückliche Ausdehnung und als eine subjective 
Meinung zu betrachten. Die Berechnung der Schäden und der 
Entschädigungen ist mehr und mehr vervollkommnet worden. 
Die dessfallsigen Klagen brauchen jetzt nicht mehr durch 
die weitläufige Vermittelung des Schiffers von den Ladungs- 
interessenten, wie es Vorschrift des Röm. Rechts, angestellt zu 
werden. 

Vor einigen Decennien versuchte es der Hamburger Asse- 
curadeur Tonnies in den S. 2 dieses Bandes angegebenen 
Schriften, nachzuweisen, dass die Havariegrosse durch die Asse- 
curanz unnöthig gemacht werde, oder doch wenigstens auf sehr 
enge Grenzen zurückzuführen sei. Er wagte es demnach die 
Jahrhunderte lang nebeneinander als berechtigt herlaufende Ent- 
wickelung beider Institute im praktischen Seerecht gleichsam 
Lügen zu strafen. Die Gründe aber, welche er zur Belegung 
seiner Meinung angeführt, sind so seicht, so einseitig im egoisti- 
schen Interesse der Assecuradeurs, sind ferner bereits gleich- 
zeitig von Pöhls in den eben daselbst genannten Schriften 
widerlegt worden, und steht endlich diese Ansicht so vereinzelt 
in Praxis wie in Theorie da, dass es sich nicht der Mühe zu 
verlohnen scheint, darauf weiter einzugehen. Es genügt die blosse 
Erwähnung. Siehe bereits § 160. 

Die Vortheile der Havariegrosse Yor der Assecuranz sind 
aber vorzüglich folgende: «) 

1) Die Assecuranz kann immer erst durch einen besondern 
Contract entstehen, dient dann allerdings zur Abwendung aller 
Seeschäden, nicht bloss der Havariegrosse. Die Havariegrosse 
und die daraus entspringenden Rechte und Verbindlichkeiten 
entstehen unmittelbar aus der Natur und dem Wesen des See- 
verkehrs, tragen also in sich einen höheren als bloss contract- 
lichen Rechtsschutz, wenn man auch zur leichteren Beurtheilung 
des Verhältnisses dasselbe als ein quasicontractliches betrachten 
mag lind den durch das Werfen in Vortheil Gesetzten als 

einen Re Verpflichteten, den Eigenthümer des Geworfenen aber 

.... 


4. Vergl Pöhl», Bemerkungen über Havariegrowe. (Hamburg 1823.) 
S. 14. ff. Siehe bereits $ 160 und besonders § 186. 
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als eben dadurch berechtigt ansehen kann, wenigstens nach 
Analogie des Römischen Rechtes. 

2) In der Havariegrosse liegt aber namentlich eine ganz be- 
sondere Sicherung des Kaufmanns (Abladers, Befrachters) gegen 
willkürliche Handlungen der Beschädigung und Vernichtung der 
eingeladenen Güter, eben weil der Schiffer oder doch sein Man- 
dant, der Rheder, einen verhältuissmässigen Theil des Schadens 
tragen muss. Dies erscheint aber um so zweckmässiger, als in 
unsern Zeiten es durchaus als Ausnahme anzusehen ist; dass 
die Befrachter ihre Güter auf dem Schiffe selbst begleiten; ja 
gewöhnlich haben sie nicht einmal einen Supercargo mitgeschickt 
und liegt ihr ganzes Interesse an den Gütern während der Reise 
in der Macht des Schiffers. — Freilich auf der andern Seite soll 
nicht geläugnet werden, dass sich der Schiffer eher zu Beschädi- 
gungen des Schiffes für den Fall der Haveriegrosse, zum Kappen 
der Masten, Taue etc. entschliessen wird, indem er weiss, dass 
ja die Befrachter einen Theil des dadurch der Rhederei zuge- 
fügten Schadens tragen müssen. Doch wird die Möglichkeit 
einer leichtfertigen Beschädigung von Seiten eines furchtsamen 
oder pflichtvergessenen Schiffers als unbedeutend angesehen wer- 
den müssen, wenn man wiederum in Anschlag bringt, dass nun 
auch der seiner Rhederei pflichtgetreue Schiffer, weil er weiss, 
der Schaden werde zum Theil und nach Verhältniss von den 
Abladern getragen werden, in sorglicher Vorsicht nicht erst den 
allerletzten Moment und die äusserste Gefahr abwarten wird, 
ehe er zur Rettung von Schiff und Ladung eine Beschädigung 
des Schiffes unternimmt: wobei vielleicht sonst der einzig noch 
mögliche Zeitpunkt der Rettung von Schiff und Gut verstrichen 
wäre. Also ist das Institut der Havariegrosse gerade geeignet, 
um der kaufmännischen Speculation in gewisser Weise wenig- 
stens mittelbar eine grössere Sicherheit zu geben, indem der 
Schiffer (durch seine Rhederei) an dem Schicksale der Güter 
noch ein ganz besonderes Interesse durch jene gemeinsame 
Tragung des Schadens von Schiff und Gut bei der Havariegrosse 
haben muss. 

Wegen der Unterschiede von beiden Instituten siehe bereits 
$ 460, sowie namentlich § 186. 
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$. 163. Erfordernisse der Havariegrosse im Einseinen. *) 

Nach der zu $ 161 ausgestellten Begriffsbestimmung ergeben 
•ich folgende wesentliche Erfordernisse der Havariegrosse als aus 
der Natur des Instituts entsprossen. Die Particularrechte stim- 
men hierin als etwas Wesentlichem überein. 

I. Es muss zur Beschädigung von Schiff oder Gut eine 
für Schiff und Gut gemeinschaftliche Gefahr vorlie- 
ge n, welche dieKothwendigkeit der Beschädigung herbeiführt. 

Dabei ist es gewiss, obgleich namentlich die älteren Seerechte 
zum Tbeil auderer Meinung sind, •) für gleichgültig zu halten, ob 
die Gefahr durch die Schuld Jemandes herbeigeführt sei oder nicht. 
Die Havariegrosse und die Contribution des Schadens nach deren 
eigeuthümlichen Grundsätzen wird in dem einen wie in dem andern 
Falle stattfinden dürfen. Dagegen versteht es sich von selbst, 
dass der durch seine Schuld die Gefahr Herbeiführende zur Ver- 
antwortung und zur vollen Entschädigung herangezogen werden 
dürfe. Doch möchte ich zugleich den, welcher durch seine 
Schuld die Gefahr herbeiführte, von der Berechtigung aus der 
üavariegrosse und deren Contribution selbst entschädigt zu 
werden ausschliessen. 

Endlich verursacht der Schiffer oder sonst wer einen Scha- 
den, sei es dem Schiffe oder der Ladung, ohne wirkliche 
Noth, so kann solcher Schaden den übrigen Interessenten nicht 


■ 5. Vergl. Klefeker L. c. S. 2b, ff. u. Pöhls, L. c. S. 631 ff. 

,'•6. Nach Vorgang des Röm. Rechts wollen namentlich ältere Rechts- 
lehrer, dass wenn eine vorgegangene Fahrlässigkeit die nachherige 
vorsätzliche Beschädigung des Schiffes nothwendig macht, dieser 
Schaden nicht in Havariegrosse gehören solle; so Vinnius, Lauter- 
bach, Cocceji. Auch verordnen noch die Hamburger Statuten II. 
14. act. 24: Wenn das Schiff überladen worden, und solches dem 
Schiffer angezeigt worden sei, selbiger aber dennoch abginge, und der 
Ueberladung wegen Güter geworfen werden müssten, so solle dieser 
Schaden nicht in Havariegrosse kommen, cf. Langenbeck zu die- 
sem Artikel. Doch wird dieses Gesetz wegen der daraus fliessenden 
Weitläufigkeit in Praxis nicht angewandt, sondern die Contribution 
in Havariegrosse doch gestattet und nur ein Regress gegen den 
Schiffer gegeben, cf. Klefeker 1. c. S. 31. 32. 
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zur Last fallen; der Schilfer hat ihn allein zu tragen und haften 
dabei seine Rheder so weit, als sie überhaupt aus den Hand- 
lungen, .namentlich Versehen und Vergehen des Schilfers ver- 
haftet sind. Der Fall der Havariegrosse ist hier überall nicht 
vorhanden. Der Verletzte kann sich eiufach nur an den Ver- 
letzer und an dessen Mandanten halten'). 

II. Der Schaden muss freiwillig, absichtlich zuge- 
fügt sein; denn jeder andere Schaden würde zur particulären 
Havarie zu rechnen sein. 

III. Die Absicht dabei soll aber keine andere sein als 
die, Schiff und Ladung zu retten. 

Dabei steht fest, dass der SchilTer zwar nur in wirklicher 
dringender Gefahr 7 * 9 ) sich zum Seewurf, zum Kappen , Prangen, 
Stranden, Scheitern etc. entschlossen solle, doch kann man ihn 
nicht für verpflichtet halten, den alleräussersten Punkt der Ge- 
fahr, der sich überhaupt schwerlich bestimmen lassen möchte, 
allemal abzuwarten. Es genügt überall, dass eine dringende 
Gefahr vorlag, aus der auf andere Weise als durch Seewurf etc. 
zu entkommen, nicht wahrscheinlich war. Bei einer Aflaire, wo 
so viel auf augenblickliche Entschliessung ankommt, wie bei die- 
sem vorsätzlich verursachten Schaden zum Besten des Ganzen, 
haben die Gesetze keinen bestimmten Massstab vorschreiben 
können, nach welchem die Grösse der Gefahr, welche zu diesen 
Vorkehrungen berechtigen mag, zu beurtheilen sei. Es kommt 
hier alles auf die Umstände an und ist überhaupt nach Billigkeit, 
nicht nach den strengen Anforderungen des formellen Rechtes 
zu entscheiden, wenn man nicht das ganze Institut der Havarie- 
grosse und mithin den Seeverkehr tief erschüttern will. Indessen 
ist doch so viel gewiss, dass eine wirkliche Noth und zwar eine 
Gefahr, die entweder schon gegenwärtig oder doch wenigstens 
augenblicklich bevorstehend war, das Kappen der Taue, das 
Schneiden der Segel oder die Werfung der Güter rechtfertigen 
muss, ohne dass aber wie gesagt der Schilfer immer erst den 


7. L. 14. $ 2. D» praes. verb. (19. 5.) cf. auch Recopilacion de leyeg 
de las Indes. IX. 39. 10. 

tk Keilt, comment. ko. p. 233. The jettison muit.be made for 
sofficient cause, and not from i gronndless timidity, — A jettison iss 

only permitted in casea of extreme neoesaifcy. 
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höchsten Grad der Gefahr abzuwarten brauchte, oder auch nur 
als ein sorgsamer Schiffer dürfte. Es istj überall hinlänglich, 
dass nach der Bewandniss der Umstände jene vorsätzlichen Be- 
schädigungen als das leichteste Mittel zur Rettung des Ganzen 
erscheinen konnten. Dabei ist es einerlei, wodurch die Gefahr 
entstanden ist, ob durch Sturm und Ungewitter, durch andere bei 
der Seefahrt eintreffende bedachte oder unbedachte Zufälle, oder 
durch Verfolgung von Feinden und Seeräubern etc. Ja sollte, 
falls nur eine gemeinsame Noth einmal stattfand, der Schiffer 
nachlässiger oder boshafter Weise dem Schiffe oder der Ladung 
mehr Schaden als vernünftiger Weise nöthig war, zugefügt haben, 
so muss man zwar denselben dafür für verantwortlich halten; 
indessen können die Schiffs- und Ladungsinteressenten desshalb 
die Contribution zur Havariegrosse nicht verweigern, sondern es 
steht ihnen nur der Regress an den Schiffer zu. Das Gegentheil 
würde zu einem Heere von processualischen Weitläufigkeiten 
führen, besonders da alle diese Dinge so unendlich schwierig zu 
beweisen sind, und würde so unstreitig zum offenbaren Nach- 
theile des Seehandels gereichen. Siehe jedoch auch § 165. 
n. XXXI. u. $ 156 n 17; auch S. 76. 

Die älteren Seerechte schreiben dabei vor, dass der Schiffer 
zuvor mit den am Bord sich befindlichen Ladungsinteressenten 
in Berathung treten solle •). Doch ist das jetzt unpraktisch, nicht 
bloss weil sich letztere selten in der Jetztzeit an Bord zur Be- 
gleitung ihrer Waaren befinden; sondern Überhaupt ausser Uebung 
gekommen; wenigstens hält man den Schiffer heutiges Tages 
nirgends verpflichtet, sich durch die Meinung der anwesenden 
Ladungsinteressenten, wenn er auch wohlthun wird, sich deren 
Rathes, wenn es angeht, zu bedienen, namentlich wenn 
mehrere dem Schiffer gleich gut scheinende Wege der Rettung 
vorliegen, bestimmen zu lassen. Und das scheint vernünftig und 
in der Natur des Seeverkehrs begründet zu sein. Der Schiffer 


9. Oeron, Seerecht Art. 8, 9. Wi*by, Art. 20, 21. Placat v. Phi- 
lipp II. Tittel vom Schipbrekinghe Art. 4. Preuss. Seer, v. 
1727 cap. VII. Art. 14. Consol. del m. cap. 97. Hamb. Statuten 
II. 16. Art. c. Nach Pöhla, 1. c. aoll der Schiffer wenigstens immer 
die Meinung des anwesenden Ladungsinteressenten oder dessen 
Cargadeur einholen, ohne daran gebunden zu sein. 
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mit seinem Schiffsvolke müssen am besten beurtheilen können, 
ob Kappen, Schneiden der Taue, ob Seewurf etc. nöthig und 
gerathen seien oder nicht, nnd hat derselbe schon als Sachver- 
ständiger die Präsumption für sich, wenn nicht zugleich fest- 
stünde, dass er namentlich gegenüber den verschiedenen Inter- 
essenten der Ladung, namentlich im Falle des eigentlichen See- 
wurfes, viel unparteiischer handeln werde als irgend ein auf dem 
Schiffe sich zufällig befindender Ladungsinteressent selbst 1# ). 

ln den meisten Seerechten ist übrigens vorgeschrieben, dass 
der Schiffer zuvor einen Schiffsrath halten möge. Dabei ist ver- 
schieden bestimmt, aus welchen Personen dieser Schiffsrath be- 
stehen solle. Gewöhnlich ist aber darunter nur Zuziehung der 
Officiere zu verstehen und ist in allen Fällen der Schiffer zuletzt 
nicht unbedingt an die Meinung des Schiffsraths und dessen 
Majorität gebunden, sondern daff seinem freien Eutschlusse folgen 
und haben ihn auch die von seinen Leuten und Officieren, wel- 
che im Scbiffsrathe anderer Meinung waren, unbedingt Gehorsam 
zu leisten, wenn der Schiffer sich einmal zum Seewurf, zum 
Kappen, Prangen etc. nach seiner besten Einsicht entscheiden zu 
müssen geglaubt hat. Uebrigens kommen solche Meinungsver- 
schiedenheiten zwischen dem Schiffer und seinen Leuten im 
Ganzen gewiss nur selten vor. Wäre aber die Majorität des 
Schiffsrathes gänzlich gegen den Seewurf gewesen, so geschieht 
natürlich das Werfen auf die eigene Verantwortlichkeit des Ka- 
pitals hin, und die Gerichte haben dann seine Rechtfertigungs- 
gründe mit den Weigerungsgründen der Beratschlagenden genau 
zu vergleichen und demnach zu entscheiden, ob der Kapitain als 
pflichtvergessen zur Verantwortung zn ziehen sei. cf. Par- 
dessus 734. 

Uebrigens ist zur Existenz des Schiffsrathes kein ausseror- 
ordentliches besonderes Zusammentreten der ihn bildenden Per- 
sonen notwendig, sondern es genügt überall, dass der Schiffer 
mit den einzelnen Personen, wenn auch noch so kurz und mit 
jeder einzelnen über' die zu ergreifenden Massregeln sich berede 
und wo möglich verständige. Solche Beratschlagungen können in 


10. Vergl. schon Coniol. del m. c. Öl; Q. v. Weytsen; p. 8; Ordonn. 
Franc, tit du jet; Valin, Pothier, Emerigon,* namentlich Stevens, 
•asay, Thl. I. Kap. I. Art. I. 
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wenig Worten abgethan werden. Es kommt Alles auf Zeit Und 
Umstände an und können diese den Schiffer völlig rechtfertigen, 
wenn er auch gar nicht den Schiffsrath angegangen ist. Wenn 
z. B. der Sturm einen Mastbaum zerbricht, so .versteht es sich 
von selbst, dass er weggehauen werden mus£, damit er Schiff 
und Schiffsleute nicht hindere. Wenn das Schiff plötzlich in die 
Gefahr des Scheiterns gerathen ist und nur durch die äugen-* * 
blicklichste Hülfeanwendung, durch das schleunigste Manoevre 
möglicher Weise nach des Kapitains Ansicht gerettet werden 
kann^ so versteht es sich von selbst, dass der Kapitain sofort 
Befehle (z. B. zum Kappen der Taue, zum Prangen etc.) ertheile, 
und wurde er sich als ein schlechter Kapitain bezeugen, wenn 
er dann statt augenblicklich zu befehlen und zu handeln, erst 
noch conferiren und deliberiren und somit vielleicht den einzig 
möglichen Zeitpunkt der Rettung vorübergehen lassen wollte 11 ). 
Die Dringlichkeit der Gefahr rechtfertigt hier ein schnelles und 
entschiedenes, selbsteignes Handeln des Schiffers auch in dem 
Lande, wo die Gesetze die Zuziehung des Schiffsrathes als Regel 
fordern. Denn diese Gesetze setzen bei solchen Bestimmungen 
vernünftiger Weise immer die Möglichkeit der Berathung voraus 
und können unmöglich so verstanden werden, dass die Forma- 
lität des Schiffsrathes auf jeden Fall erfüllt werden müsse, wenn 
auch gerade durch sie vielleicht das Schiff erst wegen des da- 
durch bewirkten Aufschiebens der rettenden T hat zum Untergang 
gebracht werden sollte. Die Seerechte können den Schiffsrath 
fürwahr nicht als eine Leichenceremonie von Schiff und Ladung 
vorschreiben, etwa damit Schiff mit Mann und Maus mit der 
gehörigen Deliberation ins kühle Grab der Wogen hinunter- 


11. Das ist auch die Ansicht der Englischen Practiker. Pöhls 1. c. 
ist sehr peinlich, quält sich mit den veralteten Satzungen der 
mittelalterlichen Seerech tc ab und erklärt: da ein Theil der Schiffs- 

* mannsehaft die Umstände der Havarie beschwören müsse, so folge 
dftfans, dass dieser anch zur Besprechung herangezogen werden 
müsse. Ich glaube aber, dass sie auch ohne Zuziehung zu einer 
Berathung ein beeidigtes Zeugniss über das, was sie gesehen und 
gethan, ablegen können. Es ist gebräuchlich, denjenigen Seewurf, 
dem eine Berathung vorausgegangen ist, als regelmässigen, den 
* andern als unregelmässigen (jet regulier ou irr^gulier) zu be- 
zeichnen, Pardessus 1. c. 730. 
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steigen möchten, worauf aber jene strengen Postulate und Inter- 
pretationen mancher Autoren hinauszulaufen scheinen 1 s ). Abbott 
1. c. (6) S. 427 polemisirt heftig gegen die Forderung von irgend 
welchen Formalitäten beim Seewurf. 

Wenn es die Umstände gestatten, so ist über das Resultat 
der Berathung, wie Uber das Factum der ganzen Havarie 
eine Notiz im Journal (§ 65) zu machen, was heut zu Tage vom 
Schiffer oder Steuermann zu geschehen pflegt, sonst vom Schiffs- 
schreiber. Uebrigens kann auch nach Bewandniss der Umstände 
eine anderweitige besondere Urkunde über die stattgefundene 
Berathung aufgenommen werden. Auf Grund dieser schriftlichen 
Notizen ist dann nachträglich die sog. Verklarung (siehe be- 
reits $ 66) aufzunehmen, welche überhaupt vorzugsweise zur 
Controle über alles bei Gelegenheit der Havariegrosse Vorge- 
failene dienen mag. 

Wenn, was übrigens seltener der Fall ist, indem gewöhnlich 
erst andere Mittel versucht werden, Güter zur gemeinsamen 
Rettung von Schiff und Gut geworfen werden, also im Falle des 
eigentlichen Seewurfes sind noch gewisse Regeln zu beobachten. 
Nach der Regel soll der Schiffer zuerst dasjenige Gut .werfen, 
was auf das Verdeck, den Ueberlauf, die Schanze, das Back, in 
das Boot geladen oder an den Seitenwänden des Schiffes aussen 
angehängt ist, gleichviel ob das mit Genehmigung der Ladungs- 
interessenten geschah oder nicht, doch im letzteren Falle findet 
ein Regress gegen den Kapitain statt, — sodann das was am 
entbehrlichsten, vom geringsten Werth und am schwersten dem 
Gewicht nach ist**); endlich Alles, wodurch in betreffenden be- 
sonderen Fällen und nach den Umständen vorzugsweise eine 
Rettung zu erwarten ist. Ferner ist es billig, dass vor Allem 
wo möglich die Güter, worüber weder ein Connossement , noch 


12. Unserer Ansicht ist auch Kent 1. c. und Abbott 1. c. Besonders 
weitläufig ist Emerigon (trait4 des assurances tom. I. cb. 12. sect. 
40. pag. 607.) in Beantwortung der Frage, mit wem der Schiffer 
sich berathschlagen solle. Es scheint dabei zuerst auf die Bestha» 
mungen der Particularrechte anzukommen. Sodann aber mag man 
hier überall die Billigkeit walten lassen und nicht spitzfindig sein. 

13. Hamb. Assecuranz-Ordnung Titel XXII. Art 5. Preuss Allg. L. 
R. 1. c. §. 1800 ff. und die meisten anderen Seerechte. 

v. Kaltenborn, Seerecht U. 6 
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- eine ihm gleich kommende Schrift, noch Declaration von Seiten 
des Kapitains vorhanden ist, zuerst geworfen werden. Denn da 
der Verlust aller solcher Gegenstände zu keiner Contribution 
Veranlassung giebt, so würde der Kapitain nicht als gewissen- 
hafter Mandatar der Rheder und Befrachter handeln, wenn er 
solche VVaaren behielte, deren Verlust seinen Auftraggebern 
nichts kostet, und andere opferte, die durch Contribution bezahlt 
werden sollen. Widrigenfalls würde man in allen solchen Fällen 
den ohne Noth anders handelnden Kapitain wegen Schadenersatz 
belangen müssen, cf. Pardessus n. 735. Das Preuss. Allg. L. R. 
1. c. 1800. ist in Bezug auf die Ordnung der zu werfenden Ge- 
genstände am ausführlichsten. 

Sklaven, selbst da, wo der Sklavenhandel nicht verboten 
ist, können nach unserer modernen christlichen Lebensauffassung 
durchaus nicht als Sachen, als reine Waaren angesehen wer- 
den. Vielmehr werden die modernen Sklaven, anders als im 
Alterthume, überall mehr oder weniger in den Ländern des 
Europ.-Amer. Seerechts als Menschen betrachtet. Demnach 
ist es nicht bloss als gegen Sittlichkeit und Humanität zu erach- 
ten, sondern erscheint auch juristisch verboten und geradezu als 
ein schweres Verbrechen, wenn man zur Rettung seines Eigen- 
thums Sklaven in Seegefahr zur Erleichterung des Schiffes über 
Bord werfen möchte. Nur zur Rettung des eigenen Lebens 
würde allenfalls nach den Grundsätzen des Nothrechts, falls 
man dies überhaupt gestattet, das Ueberbord werfen von Men- 
schen, gleichviel ob von Sklaven oder von Freien, juristisch we- 
nigstens entschuldbar sein; doch würde es gegen Vernunft und 
Sittlichkeit sein, das Leben über Bord geworfener Menschen, 
gleichviel ob Sklaven oder nicht, nach Geld wie eine Waare 
berechnen und bei der Contribution nach Havariegrosse in An- 
schlag bringen zu wollen. Menschenleben ist ein unschätzbares 
Gut. Die Havariegrosse sollte hier überall nicht eintreten. 

Dagegen sind solche Behältnisse vorzüglich zu schonen, in 
welchen Edelsteine, Perlen, gemünztes oder ungemünztes Gold 
oder Silber, oder sonst Kostbarkeiten und Kleinodien sich be- 
finden. Hat Jemand dergleichen Sachen unter andere Waaren 
gepackt und dieses bei der EinschifTuug verschwiegen, so muss 
er den Schaden, der ihm aus der Verheimlichung entstanden ist, 
allein tragen. Zeigt er aber dem Schiffer die verschwiegene Be- 
schaffenheit noch in Zeiten an, so muss ein solches Pack mit 
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dem Wurfe verschont werden. Findet sich dann später, dass die 
Anzeige unrichtig gewesen, so soll nach neuestem Preuss. Seerecht 
solche verschonte Waare nach ihrem vierfachen wirklichen Werth 
in Havarierechnung gebracht werden ,4 ). 

Wenn indessen wegen der Umstände des besondem Falles, 
wegen der dringenden Gefahr, selbst schon wegen allzugrosser, 
wenn nur etwas begründeter Furcht in einer gewissen entschuld- 
baren Uebereilung diese Regel nicht befolgt und überhaupt nur 
das Erste Beste eilends über Bord geworfen worden ist, so kann 
man billiger Weise, falls nur nicht böser Wille oder grobe 
Fahrlässigkeit nachgewiesen werden kann, keine gegründete Ein- 
wendungen gegen die legale Existenz der Havariegrosse machen. 
Man muss hier immer festhalten, dass alle jene vorgeschriebenen 
Regeln durch die Umstände einer dringenden Gefahr zu erfül- 
len häufig unmöglich gemacht werden ,4 ). Gewöhnlich ist ja 
nicht einmal Zeit zu solcher Ueberlegung und Auswahl in Bezug 
auf die zu werfenden Gegenstände vorhanden und dann wird 
gewöhnlich das oben bezeichnete zuerst zu werfende Gut nicht 
zunächst bei der Hand und unmöglich zuerst zu w'erfen sein, da 
ja gerade bei einer kunstgemässen Verladung des Schiffes die 
schweren Güter zu unterst im Schiffsräume verpackt und dem- 
nach sehr schwer und nur mit sehr grossem Zeitaufwunde her- 
aufzuschaffen sind, um geworfen werden zu können tf ). 

So viel möglich soll dann von dem Schiffsschreiber oder von 
dem, der dessen Stelle vertritt (also jetzt Schiffer, Steuermann) 
bei der Werfung selbst angemerkt werden, welches Gut ge- 


14. Die Bestimmungen dieses ganzen Absatzes finden sich so wörtlich 
im Preuss. Allg. L. R. II. 8. § 1903 — 06. 

15. Mit Recht sagt Abbott 1. c. in Bezug auf die von manchen Au- 
toren und Seegesetzen fast ängstlich geforderten Formalitäten bei 
Havariegrossefällen: But the regulations prescribed by persons at 
cases in the closet or senate-house will seldom be followed at the 
moment when life or liberty is in jeopardy ; at such a moment every 
one present will exclaim with the friend of Juvenal: Fundite quae 
mea sunt — etiam pulcherrima; and provided the jettison have been 
the etfect of danger and the cause of safety, all writers agree that 
contribution ought to be made, although the forms have not been 
complied with. 

16. Vergl. die praktischen Bemerkungen Klefeker's 1. c. S. 28. 
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worfen worden, unter Angabe der betreffenden Zeichen und Mar- 
ken der Güter, damit man auf leichte Weise den Eigentümer 
derselben ausmitteln könne 17 ). Aber auch diese Sorgfalt kann 
selten beobachtet werden und muss dann jeder andere mögliche 
Weg genügen, um die geworfenen Güter und deren Eigentümer 
nachträglich festzustellen. Dabei ist es mir durchaus nicht zwei- 
felhaft, dass schon das Fehlen gewisser Güter nach dem Factum 
des Seewurfes genüge, um es als gewiss annehmen zu dürfen, 
dass solche fehlende Güter bei Gelegenheit jener Havariegrosse mit- 
geworfen sei, falls nur die Seeleute selbst dies für wahrscheinlich 
halten und nicht nachgewiesen oder doch wahrscheinlich gemacht 
werden kann, dass jene Güter anderweitig vom Schiffe abhanden 
gekommen seien. Ich glaube, man muss in dieser ganzen so äus- 
serst schwierigen! Materie so viel als möglich alle Spitzfindig- 
keiten des formellen Rechtes zur Seite setzen und die Billigkeit 
unter Berücksichtigung aller Umstände des concreten Falles, der 
Dringlichkeit der Gefahr etc. w'alten lassen, um die Chicanen 
und Prozesse zum Nachtheile des Handels nicht zu vermehren 
und zu verlängern. 

Auch Mund- und Kriegsbedürfnisse, Kleider und Gerät- 
schaften des Schiffers, des Schiflsvolks und der Passagiere kom- 
men, wenn sie geworfen worden, bei der grossen Havarie 
mit in Anschlag. Doch sind manche Seerechte, den Worten 
nach, anderer Meinung. Vergleiche z. B. Spanisches Recht 1. c. 
Art 958. 

Ein Gleiches gilt von Waaren, die das Schiffsvolk für eigene 
Rechnung mitzunehmen befugt ist. — Auch Waaren und Sachen, 
die zwar nicht geworfen, aber durch die beiGelegenheit des 
Wurfs getroffenen Anstalten beschädigt, verdorben oder 
in eine solche Lage gekommen sind, dass sie von den Wellen 
weggespült worden, müssen vergütet werden. Preuss. Recht 
1. c. 1807—9. 

Wenn das Schiff aber zwar in eben der Noth, da der Wurf 
geschehen ist, durch Wind und Wellen Schaden gelitten hat, 
dieser Schaden jedoch w r eder absichtlich zur Rettung des Schiffes 
und der Ladung verursacht w r orden, noch eine natürliche Folge 
der dazu getroffenen Anstalten gewesen ist, so können die Rheder 


17. Hamb. Ass.-Ord. XXII. Art. 3. 4. 
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insoweit von den Befrachtern keinen Havariebeitrag fordern. 
Eben dies gilt natürlich von der auf solche Art sich ereig- 
nenden Beschädigung der geladenen Güter. Preuss. Recht 1. c. 

$ 1810. 11. 

Wenn zur Erleichterung des Schiffes Waaren in ein kleineres 
Fahrzeug geladen und daselbst verdorben oder verloren werden 
oder untergehen, so gehört dieser Schaden gleichfalls zur grossen 
Havarie. Ist dabei dieser Schaden durch Untauglichkeit des 
kleineren Fahrzeuges geschehen, so können sich die übrigen 
Interessenten, wegen Vergütung ihres Havariebeitrages, füglich 
nur an den (in mala fide sich befindenden) Eigentümer des 
Fahrzeugs halten; die Havariegrosse kann aber dadurch nicht 
ausgeschlossen werden. Dasselbe muss gelten, wenn der 
Schaden aus Verwahrlosung oder Untreue der Mannschaft des 
kleineren Fahrzeuges entstanden ist; es findet einfach ein Re- 
gress an diese Leute statt. Dagegen wird der Schiffer des 
Hauptschiffes nur dann verhaftet sein, wenn er ohne Noth, 
also culpos ein untaugliches Fahrzeug gewählt bat. Preuss. 
Recht 1. c. $ 1812—15. Hat aber von der in ein kleineres Fahr- 
zeug während der Reise geladenen Waare, zur Rettung dessel- 
ben und seiner Ladung etwas geworfen werden müssen, so 
scheint allerdings die Bestimmung des Preuss. Rechts 1. c. $ 1816 
am consequentesten, dass dieser Schaden fürs Erste von dem 
Bording (Leichterfahrzeug) und seiner übrigen Ladung als grosse 
Havarie getragen werde, dass aber, was die von der Ladung des 
Hauptschiffes in den Bording gebrachte Ladung dazu beiträgt, 
wiederum vom Hauptschiffe und dessen ganzen übrigen Ladung 
in Havariegrosse zu vergüten sei. Siehe § 165. 

Uebrigens mit dem Vorwände, dass bei dem Wurfe selbst 
oder bei der Auswahl der zu werfenden Sachen übereilt oder 
sonst nicht vorschriftsmässig verfahren sei, kann sich kein In- 
teressent von Schiff und Ladung gegen Zahlung seines Havarie- 
grossebeitrags schützen, sondern er darf nur den Regress gegen 
den Schiffer oder den anderweitigen Urheber des Schadens 
nehmen. Das Gegenthcil würde zu unendlichen Weitläufigkeiten 
führen und die Ordnung des Seerechts und speziell des See- 
wurfs der Willkür de3 Einzelnen und der Ghicane der Advocaten 
Preis geben. Preuss. Recht 1. c. § 1818. 

Hat jedoch der Schiffer das Schiff überladen und muss zu 
dessen Erleichterung die auf dem Verdeck, der Schanze, 


86 


Abschn. VII. Von Havarien und Seeschäden. 


im Boote etc. liegenden Güter werfen, so stimmen die See- 
reckte darin überein, dass eine Vergütung als Havariegrosse 
nicht stattfmde und die Eigenthümer sich nur an den Schiffer 
halten dürfen, falls die Verpackung dort ohne deren Genehmigung 
geschah. 

Siehe übrigens wegen des Seewurfes noch $ 165 sub I. 

IV. Es liegt in der Natur der Sache begründet, dass erst 
dam von Havariegrosse die Rede sein könne, wenn wirklich 
ein in Folge der bezeichneten Handlungen entstan- 
dener Schaden vorliegt. Wenn daher die geworfenen Güter, 
die gekappten Taue, Anker etc. wiedergefunden werden und 
ihren resp. Eigentümern zu Gute kommen, so findet keine 
^Tavariegrosse statt 1 •) und zwar absolut nicht, wenn die Eigen- 
thümer völlig wieder in ihr Eigenthum vor der Contribution 
hach Uavariegrosse restituirt worden sind. Dagegen in allen 
anderen Fällen, namentlich wenn bloss teilweise die geworfenen 
Sachen wiedergefunden sind oder auch wenn für die geworfenen 
und geborgenen Gegenstände Berglobn und andere Ausgaben zu 
zahlen waren, reicht das Factum der Werfung, Kappung etc. 
hin, um die Schiffs- und Ladungsinteressenten zu berechtigen, 
das Recht der Havariegrosse und deren Gontribution des Schadens 
in Anspruch zu nehmen. 

Die Verluste und Schäden bestehen nicht bloss in den un- 
mittelbar geworfenen Gütern, gekappten Tauen etc. Es wird 
nämlich, um jene unmittelbar notwendigen Beschädigungshand- 
lungen vorzunehmen, nicht selten geschehen, dass man andere 
Theile der Ladung beschädigt oder einige Theile im Schiffs- 
räume zerbrechen oder sogar Löcher in das Schiff einhauen 
(saborder le navire) muss. Alle diese Schäden, wie überhaupt 
alle Verluste und Beschädigungen, welche unmittelbar bei Ge- 
legenheit des Seewurfes erfolgen, sind nach Havariegrosse in 
Anrechnung zur Contribution zu bringen, cf. Pardessus 
n. 736. 


18. L. 2. $ 7. L. 4. L. 8. D. de lege Rhodia (14. 2.) OUron Seerecht 
Art. 33; Hans. Seerecht IX. arg. Art. 3; Placat Philipps II. 1. c. 
Art. 13; Ilotterd. A. O. arg. Artikel 151. 152; Preuss. Seerecht 
von 1727 cap. VIII. Art. 40; Ordonn. von 1681 Artikel 15. tit. du 
jet. (III. 8). 
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Das Spanische Handelsgesetzbuch Art. 965 hat die wie es 
scheint sehr empfehlenswerthe praktische Bestimmung, dass eine 
Havarieklage mehr als Ein von Hundert über den Gesammt- 
werth von SchiiT und Ladung betragen müsse, wenn sie in den 
Gerichten angenommen werden soll. 

Uebrigens indem wir auf die Kapitel vom Strand recht 
und von der Bergung (§ 144 — -152) verweisen, ist hier nur 
noch der Grundsatz des modernen Seerechts hervorzuheben, 
dass in dem Werfen keine Derelictiou liege 19 ), dass 
also auch der dritte Finder geworfener Sachen selbige zurück- 
zugeben verbunden sei, und zwar heutzutage gegen ein billiges 
Berglohn. 

Werden nach einmal abgethaner Contribution der Schäden 
nach Havariegrosse von den geworfenen Gegenständen namhafte 
Bestandtheile den Eigenthümern wieder restituirt, so versteht es 
sich wohl von selbst, dass dieselben nachträglich noch zu einer 
besonderen Contribution kommen müssen. Indessen wird man 
billiger Weise die Eigenthümer so nachträglich geborgener Sachen 
nicht an und für sich und ausdrücklich zu einer nachträglichen 
Aufmachung der Havariegrosse verpflichten. Die Kosten einer 
solchen nachträglichen Ergänzung und Entschädigung werden in 
der Regel nicht unbedeutend sein und der Gewinn für die ein- 
zelnen Interessenten demnach gemeiniglich geringfügig sein. 
Dazu bedenke man, dass das Berglohn in den meisten Ländern 
noch ziemlich hoch ist und demnach schon dadurch der Werth 
des Geborgenen und mithin die in eine nachträgliche Contribu- 


19. L. 8. cit. L. 1. C. d. naufr. (II. 5): Authentica navigia C. de furt. 
(6. 2). Preuss. Zollregl. von 1674 Art. 21. 22; Preuss. Strandunga- 
regiement 10. Nov. 1728 Cap. 4. Consolato del mare cap. 160.249. 
Doch sind die Bestimmungen des Römischen Rechts zum Theil 
widersprechend. Vergl. L. 43 $ 11. D de furtis (47. 2), wornach 
wenigstens von dem, der seine Sachen ins Meer freiwillig werfe, 
zu vermuthen sei, dass er sie dereliquire, welche verkehrte Rechts- 
vermuthung denn zu der selbst in dem sonst so strengen Ollron- 
schen Seerecht (Art. 32. 33) sich findenden Vorschrift Veranlassung 
gegeben hat, dass was nicht beim Seewurf als aufgegeben betrachtet 
werden solle, in dicht verwahrten Kisten oder sonst gut verschlossen 
und verpackt sein müsse. Doch sind wohl heut zu Tage diese 
Präsumtionen und Bestimmungen sämmtlich für antiquirt zu halten. 
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tion kommende Gegenstände nur um so geringfügiger werden 
c~!::sen. Aus diesen Gründen scheint es zweckmässig, wegen 
C-üt: 'Tiger Weitläufigkeiten solche Heranziehungen zu einer 
m erträglichen Contribution möglichst selten zu machen oder 
wenigstens an gewisse Bedingungen zu knüpfen; Zwar möchten 
wir dieselben nicht gerade erst von der Erhebung der Klage 
ei-ies betheiligten Interessenten gegen den Eigenthümer des ge- 
br-renen Gutes abhängig machen. Dagegen scheint es zweck- 
rr.lzz: g, den Eigenthümer nur zur beglaubigten Anzeige von dem 
reinen 'Yerthe des nachträglich geborgenen Gutes bei dem be- 
trerenden Handels-, See- oder Admiralitätsgerichte zu verpflich- 
ten und dieses mag erst darüber entscheiden, ob der Werth des 
Geborgenen bedeutend genug sei, um ein neues Verfahren in 
der bereits abgewickelten Havariesache eintreten zu lassen. Die 
Yreticularrechte sollten nach gewissen Procenten bestimmen, 
wenn eine Verkeilung nachträglich eintreten müsse oder nicht. 

!n der Praxis ist, soviel ich weiss, dergleichen nachträgliche 
Contribution selten. Siehe $ 165. 

V. Schiff und Gut oder doch wenigstens das eine durch 
dis andere müssen durch den vorsätzlich verursachten Schaden 
auch wirklich gerettet sein. Denn nur wenn dieser bei 
der absichtlichen Zufügung des Schadens im Auge gehabte 
Sweck erreicht ist, kann von einem Ansprüche der Schadens- 
interescenten auf Contribution nach Havariegrosse die Rede sein. 
Wird die Rettung demnach nicht erreicht, so findet überhaupt 
keine Havariegrosse und keine Contribution statt ,0 ). Juristisch 
ist es zwar gleichgültig’, wie viel von Schiff und Gut am 
Y r erthe durch die geschehene Werfung, Strandung etc. zuletzt 
aus der Seegefahr gerettet sei; aber es scheint nicht zweck- 
mässig, wegen der in den meisten Ländern sehr bedeutenden 
Kosten der Aufmachung der Havariegrosse, auf Contribution 
nach Havariegrosse zu dringen, wenn nicht Schiff und Gut vor- 
aussichtlich ein Erkleckliches mehr werth sind, als die Kosten 
dar Aufmachung, der dabei für die Interessenten nothwendigen 
Ausgaben, wie Mandatariengebühren, Reiseausgaben etc. Man wird 
sonst unnöthiger Weise in Weitläufigkeiten gestürzt und erhält 
am Ende doch gar nichts oder doch nur sehr Unbedeutendes , 


SO. Span, Recht 1. c. Art. 043. Es findet dann particuläre Havarie statt. 
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an Entschädigung. Am sachgemässesten scheint es in allen 
solchen Fällen, sich ohne förmliche Aufmachung mit den ver- 
schiedenen Interessenten in Pausch und Bogen abzufinden 11 ). 

Wenn, indem die Rettung von Schiff und Gut trotz der 
Werfung nicht erfolgt ist, von den geworfenen Gütern einige 
gerettet werden, so verbleiben solche ihren respectiven Eigen- 
thümern, ohne dieselben zu einer Contribution für die übrigen 
zu verbinden ai ). Siehe $ 165. 

Gewöhnlich sagt man nun 1S ), dass die beabsichtigte Rettung 
von Schiff und Gut nur aus der eben obschwebenden Gefahr 
geschehen zu sein brauche und dass der spätere Untergang des 
einmal geretteten Gegenstandes die Contribution nach Havarie- 
grosse nicht aufheben könne. Doch ist dies wohl nur im folgen- 
den Sinne und mit folgenden Modificationen zu verstehen. Der 
Hauptgrundsatz nämlich für die Anwendung obigen Satzes muss 
der im Seerecht vielfach sich geltend machende Grundsatz sein, 
dass nach Seerecht im Allgemeinen nur eine Haftung von Schiff 
und Gut für seerechtliche Verbindlichkeiten stattfinde. Dies auf 
die Havariegrosse angewandt, ergiebt als Resultat, dass die Con- 
tribution nur stattfinden könne, soweit Etwas, auch aus einer 
nachträglich erst entstandenen Gefahr für Schiff und Gut, ge- 
rettet worden ist. Wenn also das Schiff und Gut aus der ersten 
bei der Werfung obschwebenden Gefahr gerettet worden ist und 
nun ohne dass an einem Orte ausgeladen oder auch irgendwo 
bereits die Havariegrosserechnung zur Ausführung gebracht sei, 
auf der weiteren Fahrt eine neue Gefahr Schiff und Gut über- 


21. Die Seerecbte sprechen meist [allgemein, wenn das Schiff ge- 
rettet ist oder wenn die Rettung erfolgt ist. Das Preuss. 
Allg. Landrecht II. 8. $ 1790 drUckt sich besser aus und setzt vor- 
aus: „dass durch die Verwendung oder Beschädigung der Zweck 
der Rettung ganz oder zum Theil erreicht worden sei.“ 

22. Hamburg. Assecuranz. O. tit. XXII. Artikel 9; L. 5. pr. D. ad leg. 
Rhod. Damit steht auch die allgemeine|Bestimmung des in der 
vorigen Note ausgeschriebenen Preussischen Rechts nicht im Wider- 
spruch. 

23. So Pöhls, L c. S. 635; cf. L. 4. pr. $ 1. D. 14. 2. Ordonn. 
1681. arg. art. 16. tit. du jet (III, 8); Piantanida, 1. c. II. 
p. 203. n. 49. — Unsere modificirte Ansicht wird durch die Be- 
stimmungen der neueren Seerechte unterstützt 
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kommen und darin beide ganz untergehen, so kann von einer 
Havariegrosse in Folge der Werfung in der ersten Gefahr nicht 
mehr die Hede sein. Wurde dagegen aus der zweiten Gefahr 
etwas gerettet, so unterliegt dies der Contribution nach Havarie- 
grosse aus der ersten Gefahr. Z. B. a4 ) von der Ladung wurde 
für 2000 Thlr. Waare geworfen bei der ersten Gefahr und das 
Schiff wurde dadurch gerettet. Bei einem im Verfolge der Beise 
entstandenen abermaligen Unglück aber blieb dieses Schiff und 
es wurde nur für 8000 Thlr. an Waare gerettet. Dann müsste 
diese mit zu dem Schaden des bei dem ersten Unfall geworfenen 
Gutes beitragen. Das Kapital, wovon die Ladung contribuirt, 
wäre demnach 10,000 Thlr. Das Geworfene muss nämlich seinen 
Antheil ebenfalls mit beitragen, weil es bezahlt wird. 

Das Spanische Handelsgesetzbuch Art. 944 sagt in dieser 
Beziehung: Wenn das Schiff, nachdem es aus der Gefahr, die 
zur grossen Havarie Veranlassung gegeben, gerettet worden ist, 
im Verfolg der Beise durch einen anderen Unfall verloren geht: 
so dauert für die aus der ersten Gefahr geborgenen Güter, die 
sich bis nach dem Verluste des Schiffs erhalten haben, die Ver- 
pflichtung, zur grossen Havarie beizutragen, fort, nach dem 
Werthe in ihrem derzeitigen Zustande und nach Abzug der zu 
ihrer Bergung verwendeten Kosten. — Das Preuss. Hecht I. c. 
§ 1792 — 94 erklärt: $ 1792. Ist aber nach überstandener Gefahr 
Schiff und Ladung durch neue Unglücksfälle verloren gegangen: 
so findet keine Vertheilung (nämlich in Havariegrosse) statt, 
sondern ein Jeder trägt seinen Schaden. — § 1793. Wird hin- 
gegen einTheil der Ladung geborgen oder freigegeben: so 
müssen dessen Eigenthümer davon zu der bei dem vorigen Un- 
glücksfalle entstandenen grossen Haverey eben so beitragen, als 
ob der neue Unglückslall sich nicht ereignet hätte. — § 1794. 
Ein Gleiches gilt von den Bhedern, wenn das genommene 
Schiff wieder frei gegeben oder ausgelöst wird; ferner 
wenn zwar das Schiff durch Wind und Wetter neue Unfälle er- 
litten hat, jedoch nicht ganz verloren gegangen, sondern davon 
mehr gerettet ist, als die Bergungskosten betragen. S. § 165. 

Wurden dagegen in einem Hafen Güter unterwegs nach der 
ersten Gefahr ausgeladen, so haftet deren Werth unbedingt für 


24. cf. Klefeker, 1. c. S. 33. 
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die Contribution* auch wenn das übrige Gut sammt dem Schiffe 
in einer späteren Gefahr völlig untergegangen sein sollte; und 
im Fall diese Güter von dem Eigentümer zur Zeit der Auf- 
machung der Havariegrosse bereits verkauft sein sollten, so haftet 
er bis zu ihrem Werthe mit seinem gesammten Vermögen. — 
Das Preuss. Recht 1. c. § 1791 bestimmt ganz allgemein: Ein 
Schiff muss zur /grossen Haverey beitragen, wenn dasselbe nach 
überstandener Gefahr einen Hafen erreicht hat. 

§ 164. Pflichten des Schiffers. 

Aus der bisherigen Darstellung erhellt, dass bei der Havarie- 
grosse dem Schiffer ein grosser Spielraum für eine freie Thätig- 
keit gegeben ist. Wie [er im Einzelnen zu handeln habe, ist 
bereits $ 163 näher angegeben. Hier ist nur darauf aufmerksam 
zu machen, dass der Schiffer überall im Interesse der Interessen- 
ten von Schiff und Ladung zu verfahren habe, ferner dass er aber 
auch von aller Verantwortlichkeit wegen seiner in solchen 
Havariefällen vorgenommenen Handlungen frei sei, wenn er nur 
nachweist, dass er als ein pflichtgetreuer Mandatar, als ein sach- 
kundiger Schiffer und den Umständen gemäss gehandelt habe, 
sollte auch durch seine Handlungen noch so viele Opfer von 
Schiff und Gut gebracht sein. Durch die Verklarung hat der 
Schiffer sein Benehmen zu rechtfertigen und spricht diese für 
ihn, so muss man sein Benehmen überhaupt dergestalt für 
rechtsbeständig halten, dass der Schiffer nun weiter und ander- 
weitig sich auf einen Beweis der Rechtsbeständigkeit seines 
Thuns sich nicht einzulassen braucht, sondern dass nun viel- 
mehr die Schiffs- und Ladungsinteressenten einzig durch Führung 
eines Gegenbeweises, also namentlich gegen die Verklarung, das 
Benehmen des Schiffers als schuldbar darzuthun haben. 

Der Richter wird aber hier überall bei Beurtheilung des 
Benehmens des Schiffers die Billigkeit vorwalten lassen müssen. 
Auch athmen namentlich schon die alten Seerechte und See- 
usanzen gerade in dieser Materie den Geist der Billigkeit Es 
darf nicht vergessen werden, dass der Kapitain hier immer 
unter der Wucht einer drohenden Gefahr, unter dem lastenden 
Einflüsse einer gerechten Furcht nicht bloss für Schiff und Gut, 
sondern auch für sein und seiner Leute und vielleicht auch der 
Passagiere Leben bandeln muss. 
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§ 165. Einzelne Fälle der Havariegrosse*»). 

Gemäss den von uns aufgestellten Erfordernissen gehören 
vorzüglich folgende einzelne Fälle zur Havariegrosse, welche in 
den neueren Seerechten meist ausdrücklich als solche aufgeführt 
werden. Es ist nun damit keineswegs die Summe aller hier 
möglicher Weise vorkommenden Fälle erschöpft. Doch sind es 
die wesentlichen, aus denen mit Hülfe analoger Interpretation 
leicht alle noch übrigen concreten Fälle sich beurtheilen lassen. 

I. Das Werfen, der Seewurf. Davon sind bereits in 
$ 163 die näheren Details angegeben. Die Ansicht älterer Juristen, 
namentlich Cleirac’s 2# ) , als ob dem Schiffer ein Privilegium 
zustande, sich weigern zu dürfen, seine Güter zuerst zu 
werfen, ist als antiquirt zu betrachten. Der Schiffer steht hier 
in Bezug auf die von ihm selbst geladenen Güter allen übrigen 
Ladungsinteressenten völlig gleich. 

Im Allgemeinen ist ferner alles auf dem Schifte befindliche 
Gut, mag es nun zur eigentlichen Ladung oder zum Schiffe 
selbst als nothweudiger oder zufälliger Bestandtheil oder der 


25. Vergleiche besonders Pölils, 1. c. S. 637—651. Die neueren See- 
rechte spezificiren die hieher gehörigen Fälle sehr. Das Span. 
Handelsgesetzbuch Art, 936 zählt 12 Fälle auf, das Holländische 
Art. 699 sogar 23, das Franz. Art. 400 etwa 10; die Preussisclie 
Asscc. -Ordnung 1766 Abschn. 25. §218 hat 23, das Preuss. Allg. 
Landrecht II. 8. § 1800 auch etwa 10 Fälle. Die älteren Seerechte 
geben meist die einzelnen Fälle nicht so detaillirt an und verbreiten 
sich vorzugsweise Uber den eigentlichen Seewurf. Auch ist kein 
neueres Seerecht vollständig. Doch soll wohl Überall die Aufzählung 
einzelner Fälle in den Particularrechten nicht so verstanden werden, 
als ob die nicht erwähnten Fälle ausgeschlossen seien, sondern 
scheinen die angeführten nur als die vornehmsten Beispiele ange- 
sehen werden zu sollen, um so mehr, da alle neueren Seerechte 1. c. 
eine allgemeine Nummer enthalten, unter die sich füglich viele 
andere nicht erwähnte, namentlich analoge Fälle bringen lassen. 
Die Russisch- Kaiserl. Ordnung der Handelsschiffahrt 
§ 234 — 58 bestimmt zwar Über einzelne Details der Havariegrosse 
recht klar, bietet aber durchaus nichts Besonderes und Neues dar. 

26. Us et coutumes de la mer, ad Art. 8 des jugemens d'Ol^ron. 
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SchifTsbesatzüng selbst oder nicht angehören ,7 )> der Werfung 
unterworfen, doch nach einer $ 163 angegebenen Reihenfolge. 
Selbst Geld und Pretiosen, namentlich auch der Passagiere, 
unterliegen nöthigenfalls du* Werfung, obgleich, da kostbare 
Gegenstände möglichst zuletzt geworfen werden sollen, deren 
Werfung nicht leicht geschehen wird. Doch steht jetzt fest, dass 
Kleider, Gelder, Pretiosen, die man am Leibe trägt, nicht con- 
tribuiren *•). 

Sodann pflegt auch Mund- und Kriegsproviant aus leicht 
begreiflichen Gründen von der Werfung ausgenommen zu sein, 
doch wohl nur bis zum allernothwendigsten Bedarf. 

Die Hauptfälle des Seewurfs sind zwar unstreitig die, dass, 
im seichten Fahrwasser oder indem es auf den Strand oder Un- 
tiefen gerathen ist, einmal das Schiff zum Weitersegeln nicht 
Wasser genug hat und darum erleichtert werden muss, und 
sodann, dass es vom Feinde verfolgt sich durch Werfung der 
Ladung zu erleichtern und dadurch zum Schneliersegeln zu be- 
fähigen sucht, um dem Verfolger um so besser entfliehen zu 
können. Aber es lassen sich auch noch andere Fälle denken, 
z. B. wenn Schiff und Gut durch die rein zufällig entstandene 
Beschaffenheit einer eingeladenen Waare vernichtet zu werden 
oder wenn z. B. ein Schiff mit Pulver beladen ist und nun Feuer 
ausbricht, so werden jene gefährlichen Güter und namentlich 
resp. jene Pulverfässer geworfen werden dürfen. 

Im Falle eines Seewurfs contribuirt das Schiff und sowohl 
die geretteten wie die geworfenen Güter zur Havariegrosse. 
Nicht weniger wird die Fracht von beiden dazu herangezogen *•). 
Doch enthalten die einzelnen namentlich älteren Seerechte manche 
modificirende Bestimmung. Nach dem Consolato del mare 


27. Vergl. Span. Handelsgesetzbuch Art. 936 n. 2. 

28. So schon das Wisbysche Secrecht Art. 38. n. 4. Placat Philipps II. 
1563. 1. c. Art. 7. Freilich ist der Guidon de la mer anderer Mei- 
nung (chap. 5. Art. 26). 

29. Holländ. Handelsgesetzbuch Art. 698 und 727; Span. Art. 937; 
Preussische Allg. Landrecht II. 8. § 1868 etc. OUron Seerecht 
Art. 8 i. f. Hanseat, tit. VIII. Artikel 3. Verordnung Karls V. 
1551 Art. 41. Placat Philipps-I1. 1. c. Art. 6. Rotterd. A. O. 
Art. 114. Preuss. Seerecht von 1727 Art 32 ff. 
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• cap. 96 kann sich der Schiffer von der Contribution für die 
ganze Fracht befreien, wenn er auf die Fracht von den ge- 
worfenen Gütern verzichtet. Nach der Ordonnanz von 1681 
Art. 7 (III. 8), nach der Preuss. Assecuranz-Ordnung v. 1766 
). c. § 234, sowie von den neueren Seerechten nach dem Code 
de com. frangais Artikel 304 und 401, soll das Schiff und die 
Fracht nur zur Hälfte des NVerthes beitragen. Nach dem Oldron 
Seerecht Art. 8 soll der Schiffer die Wahl haben, ob er für das 
Schiff oder für die Fracht beitragen will; und nach dem Wisby 
Seerecht Art. 38, Placat Philipps II. 1. c. Art. 6, Rotterd. A. O. 
'Artikel 114, soll in dieser Beziehung dem Kaufmanne die Wahl 
% zustehen. Siehe besonders N. XIV. dieses §. 

Nicht in Contribution ersetzt werden von den geworfenen 
Gütern diejenigen, weiche auf dem Verdecke lagen, ferner be- 
sondere Kostbarkeiten, die dem Schiffer nicht als solche declarirt 
worden sind 30 ), sowie überhaupt heimlich in das Schiff geladene 
Güter. 

Endlich ist für den Seewurf als wesentliche Bedingung der 
Contribution zu betrachten, dass dadurch das Schiff oder Gut 
seinen wesentlichen Theilen nach gerettet sei. Die Seerechte 
sind nicht sehr deutlich. Siehe S. 89. 90. § 163. Vergl. Ke nt 
1. c. Pothier tit. avaries n. 113. 

II. Derjenige Schaden, welcher durch den Seewurf den 
übrigen Gütern oder dem Schiffe zugefügt worden ist, also eine 
Folge des Seewurfes war 31 ). Dabei scheint es gleichgültig, ob 
der Schaden mittelbar oder unmittelbar durch die Massregel des 


30. So schon das Seerecht von Wisby Art. 38 und die Rotterd. A. 0. 
Artikel 3. 

31. Kent, comm. 1. c. S. 235. Die Seegesetze sprechen nur von Scha- 
den an den Gütern, sind aber wohl wie im Text au&zudehnen. 
Span. Recht 1. c. Art. 936. n. 2. Holl. Recht 1. c. Art. 698 n. 5. 
Hamb. Statuten II. 16. Art. 4. Hamb. Assec -Ordnung 21. Art. 9. 
§ 8, wo es heisst: der Schaden solcher Güter, die (Iber der Wertung 
verärgert, d. h. welche bei Gelegenheit des Seewurfs beschädigt 
worden sind, z. B. es werden Waaren geworfen; dadurch werden 
die übrigen dem Seewasser ausgesetzt und nun beschädigt. Doch 
muss natürlich jede solche Beschädigung eine Folge der Wertung 
sein. cf. Kiefeker 1. c. S. 37. Weijtsen 1. c. § 20. Stevens, 
essay Art. 1. n. 2. Der zufällige Schaden gehört nicht hieher. 
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Seewurfes herbeigeführt sei, wenn nur nachgewiesen wird, dass 
ohne den Seewurf jener Schaden wahrscheinlicher Weise nicht 
entstanden wäre. Dies scheint die Billigkeit in diesem kritischen 
Verhältnisse zu verlangen. Doch wird ein an sich zufälliger 
Schaden, wenn derselbe auch ohne die Werfung vielleicht nicht 
hätte passiren können, füglich nicht hieher gehören, wenn man 
nicht aus Rücksichten einer vermeintlichen Billigkeit die Rechts- 
begrifTe völlig erschüttern will * 2 ). 

III. Um so mehr wird consequenter Weise derjenige 
Schaden hieher zu zählen sein, der Schiff oder Gut absichtlich 
zugefügt wurde, um zum Werfen zu gelangen, z. B. das Ein- 
hauen von Löchern in das Schiff, um leichter werfen zu 
können. Siehe n. VI. 

IV. Die Masten, die mit Vorsatz zerbrochen, gekappt, un- 
brauchbar gemacht werden, zum gemeinen Besten natürlich. 

V. Die Segel oder die Taue, die man zerschneidet, kappt, 
und die Anker, die man im Stiche lässt, um das Schiff im Sturm, 
vor Feindesgefahr und aus ähnlichen für Schiff und Gut gefähr- 
lichen Nöthen zu bergen. 

VI. Ueberhaupt jede dem Schiffe und irgend einem Schiffs- 
geräthe zu dem genannten Zwecke absichtlich zugefügte Beschä- 
digung, z. B. das Einhauen von Löchern. Diese Beschädigung 
kann zum Werfen oder zum Lichtern oder zum Bergen der 
Güter geschehen oder um das Abfliessen des Wassers zu be- 
fördern, und versteht es sich unter Anderem von selbst, dass 
auch der Schaden hieher gehört, welche sodann z. B. durch 
solches Wasser der Ladung zugefügt worden ist**). 

Uebrigens autorisirt schon eine wohlbegründete Furcht 
den Schiffer zu dergleichen Beschädigungen. Wenn z. B. ein 
Schiffer in Admiralschaft oder unter Convoi segelt und die übrigen 
Schiffe wären bereits unter Segel, er aber könnte seine Anker 
nicht schnell genug herauswinden und kappte sie aus Furcht, 
er möchte sich versäumen und dadurch Schiff und Gut in Ge- 


32. Anderer Meinung scheint Beneke, System IV. S. 17 ff. Dagegen 
ist schon Pöhls 1. c. 639, obwohl derselbe nicht recht klar ist. 

33. Die Bestimmungen dieser Nummer finden sich namentlich im 
Holl. Handelsgesetzbuch Art. 699 n. 6. und scheinen völlig gerecht- 
fertigt durch die Natur der Havariegrosse. 
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fahr setzen; so gehört der Schaden in Havariegrosse. So schon 
Weijtsen 1. c. $ 18 und Langenbeck 1. c. S. 175, sowie 
Rotterd. A. O. § 89. 

VII. Namentlich gehört auch die Beschädigung hieher, 
welche absichtlich unternommen wird, um eine durch Zufall 
entstandene Beschädigung der Masten, Raaen etc., die dem Schiff 
im Laufe hinderlich oder sonst gefährlich würden, unschädlich zu 
machen, z. B. der Blitz schlägt in einen Mast ein. Dieser brennt 
oder stürzt über das Schiff weg. Es ist demnach nothwendig, 
Segel und Taue zu beschädigen, um den hindernden Mast über 
Bord zu werfen. Diese Beschädigung gehört zur Havariegrosse, 
nicht aber der durch den Mast selbst zugefügte Schaden, obgleich 
hier die Unterschiede nicht selten ihre grossen Schwierigkeiten 
haben werden. Ankertaue, welche zur Zeit des Schneidens 
schon aus einem anderen Grunde als verloren zu betrachten 
waren, gehören nicht in Havariegrosse. 

VIII. Ich kann keinen vernünftigen Grund absehen, warum 
das auf Grund des Seewurfs über Bord geworfene, gekappte 
oder sonst beschädigte Schiffsboot nicht zur Havariegrosse ge- 
hören sollte, gleichviel wo und wie es auf dem Schiffe ange- 
bracht sei, wenn es nur nach Seemannsbrauch ord- 
nungsmässig und sicher lag und befestigt war, in den 
Ringbolzen oder Windvieringen etc. Doch sind die Particular- 
rechte zum Theil ausdrücklich abweichender Meinung. Nach 
dem Preussischen Allg. Landrecht II. 8. $ 1853 gehört der dem 
Schiffsboote zugefügte Schaden nur dann in Havariegrosse, wenn 
dasselbe auf dem Verdecke befestigt ist. Ebenso schon nach 
den alten Rotterdamer und Gopenhagener Verordnungen. Nach 
Preuss. Seerecht von 1727 VIII. Art. 29 schon soll das an der 
Aussenseite des Schiffes (z. B. am Stern) angehangene Boot zur 
Havarie contribuiren, wenn es gerettet wurde, dagegen nicht in 
Havariegrosse ersetzt werden, wenn es geworfen, gekappt etc. 
wurde. Ueber die Englische Praxis sagt Stevens 1. c. Art. I: 
Sind die Böte gehörig an den Windvieringen befestigt ge- 
wesen, so ist es gebräuchlich, ihre Werfung als Havariegrosse 
anzusehen; nicht aber, wenn sie an den Penterbalken über 
dem Spiegel des Schiffes gehangen haben, w r ei! man das nicht 
als eine sichere Stelle für ein Boot ansieht. Vergl. auch Abbott 
L c. (6) S. 429. 
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Schon Weijtsen (van avarijen §21) nähert sich unserer 
Ansicht. Er meint, wenn das Boot wegen der Ueberladung, 
selbst auf dem Verdeck des Schiffes, durch den habgierigen 
Schiffer nicht an seinem ordentlichen Platze (auf dem Verdecke) 
liege, oder wenn es selbst mit Gütern beladen sei, was gegen 
die seemännische Ordnung von einem nach viel Fracht gierigen 
Schiffer geschehe, indem ein Boot immer in Bereitschaft zu 
Diensten des Schiffes sein müsse: so solle das geworfene Boot 
nicht in Havariegrosse gerechnet werden. Fast ebenso ist die 
Bestimmung der Hotterd. Assec.-Ordnung von 1721 Artikel 90, 
und auch Langcnbeck I. c. S. 171. 72 scheint dies zu billigen. 

IX. Stranden. Wenn ein Schiff, um einem totalen Ver- 
luste vorzubeugen oder um einem Feinde zu entgehen oder 
überhaupt zum Besten von Schiff und Ladung in einer dringen- 
den Gefahr, absichtlich auf den Strand gesetzt wird, so gehört 
aller dadurch entstandene Schaden in Havariegrosse. Damit 
stimmen denn nicht bloss die Gebräuche zur See überein, son- 
dern es enthalten auch ältere und neuere Seerechte ausdrück- 
liche Vorschriften darüber 34 ). 

Namentlich muss hier der Fall hergehören, wo die Stran- 
dung vorgenommen wird, um wenigstens die Ladung zu bergen, 
ja dies ist gewiss nicht selten die eigentliche Absicht dabei und 
es entspricht der Billigkeit und der innersten Natur der Havarie- 
grosse, gerade in diesem Falle die Gontribution eintreten zu 
lassen. Das Preussische Hecht 11. 8. § 1820 bestimmt denn dies 
auch ganz ausdrücklich. Erhellet dagegen aus den Umständen 
klar, dass die Strandung bloss in der Absicht geschehen ist, um 
das Leben oder die Freiheit der Equipage zu retten: so wird 
der entstandene Schaden selbst alsdann, wenn das Schiff unter- 
gegangen, aber die ganze Ladung gerettet worden, nur für par- 


34. Consolato del mare cap. 192. Placat Philipps II. 1. c. Artikel 6. 
Preuss. Seerecht 1727 1. c. Art. 7. Preuss. Allg. Landrecht II. 8. 
§ 1820. HollÜnd. Handelsgesetzbuch Art. 699. n. 15. Span. arg. 
Art. 936 n. 7. arg. n. 8. Art. 400 des Franz. Handelsgesetzbuches. 
Dagegen hat sich in neueren Zeiten aus sehr schwachen Gründen 
Stevens (essay on average) erklärt. Doch ist der Fall des absicht- 
lichen Strandens nach Englischer Praxis Havariegrosse. Siehe Abbott 
1. c. (6) S. 433 ff. 

v. Kaltenborn Seercchl II. * ‘ 
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ticuläre Havarie geachtet Preussische Allgem. Landrecht II. 8. 
§ 1821. 

Wenn wegen des Wiederilottmachens des Schiffes zur Er- 
leichterung desselben Waaren in das Boot oder in Leichterschiffe 
geladen werden müssen, so gehören die dabei aufgelaufenen 
Kosten in Havariegrosse, nicht weniger die Schäden oder der 
totale Verlust an den so ausgeschifften Gütern sowohl während 
der etwanigen Lagerung als auf dem Hin- oder Rücktransporte 
vom oder ins Schiff. Die Voraussetzung, dass das Schiff aus 
der obschwebenden Gefahr wirklich gerettet worden ist, wird 
dabei in dem Falle nicht vorhanden zu sein brauchen, wenn 
das Schiff gerade in der Absicht, um wenigstens die Ladung zu 
retten, auf den Strand gesetzt worden ist. S. die folg. Nummern. 

Es ist die Frage aufgeworfen, wenn überhaupt das ganze Schiff 
untergeht durch das absichtliche Stranden, dagegen die Ladung 
ganz oder theilweis gerettet wird, ob dann von Havariegrosse 
die Rede sein könne? Es ist hier nun fürs Erste zu unter- 
scheiden, um die Frage leichter zu beantworten. Lag bei dem 
auf den Strandsetzen gerade nur die Absicht vor, wenigstens die 
Ladung zu retten, so kann es nicht dem geringsten Zweifel 
unterliegen, dass ein Havariegrossefall vorliege. Siehe den An- 
fang dieser Nummer. Die L. 5. D. 14. 2: Aequissimum enim 
est commune detrimentum fieri eorum qui propter amissas res 
aliorum consecuti sunt ut merces suas salvas habuerint, findet 
hier vom Seewurf auf die Strandung unmittelbare Anwendung. 
Dafür ist auch schon Voet, comm. ad Pand. üb. 14. tit. 2. 
sect. 5. — In vielen Fällen wird aber allerdings diese Absicht 
nicht gerade vorliegen, sondern vielmehr die, durch die Be- 
schädigungen der Strandung wenigstens dahin zu gelangen, dass 
Schiff und Ladung, wenn auch verletzt, beide gerettet werden. 
Wenn dann nun trotzdem das ganze Schiff untergeht, aber die 
Waare ganz oder theilweis gerettet wird, so wird man in der 
Regel nicht sagen können, dass die Waare gerade durch den 
Untergang des Schiffes gerettet wäre. Wo dies aber der Fall 
sein sollte, so wird, gleichfalls nach dem obigen Satze der Lex 
Rhodia die Contribution der Havariegrosse zu statuiren sein. 
Dass hier weniger Absichtlichkeit vorlag, vermag füglich jener 
billigen Rücksicht nicht zu schaden. Aber selbst in allen an- 
deren Fällen möchte ich nach dem Untergänge des Schiffes die 
Ladung zur Contribution in Havariegrosse heranziehen, falls nur 
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der Untergang des Schiffes gerade durch die Strandung bewirkt 
worden ist. Schiff und Gut sind absichtlich und zur gegenseiti- 
gen Rettung in die Gefahr des Strandens gebracht worden. Es 
scheint billig, dass das eine wie das andere die unmittelbaren 
Folgen und Schäden dieser Gefahr mit übernehme und dass 
der Nachtheil des einen durch den Vortheil des anderen ver- 
hältnissmässig vergütet werde. Geht demnach das Schiff oder 
geht die Ladung ganz zu Grunde, so scheint es überall billig, 
dass das Gerettete zur Contribution komme. Und wird dies um 
so mehr anzunehmen sein, da das Stranden eine Gefahr ist, 
deren Endresultat sich von Anfang an gar nicht absehen lasst. 
Dabei ist aber jedenfalls das Schiff von Anfang an der meisten 
Gefahr ausgesetzt und dessen Untergang immer eher zu ver- 
muthen, als ein völliger Verlust der Waaren. Demnach scheint 
es um so billiger, gerade nach dem Untergänge des Schiffes in 
allen Fällen des absichtlichen Strandens die Ladung zur Con- 
tribution zu bringen. 

Allerdings sind Emerigon 1. c. I. p. 614. 616; Valin sur 
Art. 15. 16. tit. contribution et Art. 6. tit. avaries; Cleirac, 
jugem. d’Oter. p. 42; Roccus, de navibus et naulo Note 60. 
der Ansicht, dass der Untergang des Schiffes hier die Havarie- 
grosse ausschliesse. Dagegen tadelte schon Bynkershoek 
quaest. iuris publ. üb. 4. c. 24 ein ähnliches Urtheil des Amsterd. 
Seegerichts. Die Englischen Praktiker und Theoretiker sind 
zweifelhafter Ansicht. Doch hoben schon Reeves, Malynes, 
Molloy und Marshall sich für die negirende Ansicht Emerigon’s, 
Valin’s etc. ausgesprochen. Abbott 1. c. (6) S. 434—36 meint, 
dass die Englische Praxis jedenfalls auf die Absicht des Schiffers 
bei der Strandung sehen werde. Wollte derselbe gerade bloss 
die Ladung mit Aufopferung des Schiffes durch die Strandung 
retten, so liege unstreitig ein Havariegrossefall auch beim Unter- 
gänge des Schiffes vor, sonst aber nicht. Die Amerikanische 
Praxis stimmt mit der Engl, in der Lehre von der Havarie- 
grosse überhaupt überein, namentlich auch in dem genannten 
Falle. Abbott 1. c. 

X. Die Kosten und Schäden des Abbringen s. 
Wenn ein Schiff, gleichviel ob mit Absicht oder durch Zu- 
fall auf den Strand gerathen ist, so gehören alle durch das 

7* 
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Flottmachen von der Klippe oder Sandbank etc. entstandenen 
Schäden 34 ) und Kosten in Havariegrosse. Es versteht sich 
von selbst, dass auch das zum Flottmachen bezahlte Hülfsgeld 
hieher gehört, wie dies auch das Holl. Hecht 1. c. n. 16 aus- 
drücklich bestimmt; ebenso alle Belohnung für ausserordent- 
liche Dienste, um in solchem Falle dem Verluste oder der 
Nehmung des Schiffes vorzubeugen. Holl. Recht 1. c. 

Doch versteht es sich wohl von selbst, dass bei zufälliger 
Strandung entweder Schiff und Ladung zusammen abgebracht 
sein müssen oder dass wenigstens gerade zum Behufe des Ab- 
bringens, Flottmachens die Ladung gelöscht worden ist und ge- 
hören im letzteren Falle namentlich auch die Kosten des Ent- 
löschens in Havariegrosse. Wenn nun aber auch das Schiff 
nicht abgebracht werden konnte, sondern verunglückte, so muss 
bei der freiwilligen Strandung die geborgene Ladung allemal 
nach Havariegrosse contribuiren; bei der zufälligen 36 ) aber 
gewiss nur, wenn nachgewiesen wird, dass die in Bezug auf die 
Ladung Yorgenommenen Handlungen, namentlich das Ent- 
löschen in der bestimmten Absicht vorgenommen worden war, 
zur gemeinsamen Rettung von Schiff und Ladung zu dienen, 
und es ist klar, dass die blosse Erklärung von angeblicher Ab- 
sicht in dieser Beziehung nicht genüge, sondern es musste auch 
wenigstens eine gewisse Wahrscheinlichkeit vorliegen, dass durch 
besagte Handlungen die Rettung von Schiff und Gut möglicher 
Weise noch bewirkt und demnach vernünftiger Weise darauf 
die Absicht gerichtet werden konnte. Sonst liegen hier überall 
nur die Fälle der particulären Havarie vor. 


35. Diese zählt Pöhls 1. c. 641 nur bedingt hieher, doch mit Unrecht. 
Es gehören aber namentlich z B. die Schäden hieher, welche durch 
das zum Behufe des Flottmachens geschehene Werfen von Gütern 
eintreten. Das Preuss. Allgem. Landrecht II. 8. § 1822. 23. vergl. 
mit 1901. zieht die Schäden mit heran, doch mit einer etwas un- 
klaren Distinction. Das Holl. Recht 1. c. n. 16. Span. 1. c. n. 7. 
sprechen zwar nur von Kosten, schliessen aber gewiss nicht still- 
schweigend die Schäden aus. 

36. Pöhls 1. c. S. 641 schliesst bei der zufälligen Strandung dann hier 
Überhaupt die Havariegrosse aus. Vergleiche Beneke, System IV. 
S. 63; Beneke, principles, p. 215 ff. 
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XI. Prangen 37 ) Wenn ein Schiff durch Wind oder See 
auf die Küste oder auf Klippen und Sandbänke getrieben zu 
werden in der dringendsten Gefahr ist, oder wenn es vom 
Feinde verfolgt wird, und nun in diesen beiden Fällen seine 
Kräfte durch Aufsetzen einer ausserordentlichen Zahl von Segeln 
übermässig anstrengt, um der Gefahr der Nehmung oder des 
Strandens zu entgehen, so nennt man dies schweres Segeln, 
Hartsegeln, Pressen oder Prangen 38 ). Dabei nun können 
Segel über Bord fliegen, Masten brechen, überhaupt das Schifls- 
geräth sehr leiden, oder es können auch die Planken des Schiffes 
aus ihren Fugen gehen und so nicht bloss dem Schifle, sondern 
durch das eindringende Seewasser aucji der Ladung Schäden 
zugefügt werden. Nach den obigen Grundsätzen über Havarie- 
grosse muss nun consequenter Weise hier nicht bloss der durch 
dasPrangen dem Schiffe, sondern auch der durch das Prangen, 
namentlich durch das einfliessende Seewasser, durch das Brechen 
der Masten etc. der Ladung zugefügte Schäden in Havarie- 
grosse vergütet werden. Nach der Theorie scheint dies unge- 
mein einfach 3 ®). Dagegen ist zum Theil die Praxis z. B. in 
Hamburg anderer Meinung und rechnet den der Ladung hierbei 
entstehenden Schaden zur particulaircn Havarie. Auch das 
P reu ss. Allg. L. R. 1. c. $ 1824 erwähnt wenigstens nur den 
dadurch dem Schiffe und dessen Geräthschaften entstandenen 
Schaden, ohne aber den der Ladung entstandenen ausdrücklich 
auszuschliessen 40 ). 


37. Prangen gleich dem plattdeutschen Worte Wrangen d. h. Durch- 
drängen, Durchzwängen. Der Englische Ausdruck: press with 
sails, sowie der Französische forcer ses mats oder forcer les voiles 
correspondiren damit. — Uebrigens erwähnen nur wenige Seerechte 
das Prangen ausdrücklich. 

38. Nach Stevens, essay (4. Aufl. 1822) 1. c. Art. II. sub f. not. 1. 
‘ gehört in England der Schaden, den das Schiff und dessen Take- 
lage dadurch erlitten, dass bei stürmischem Wetter damit geprangt 
worden, nicht in Havariegrosse, obschon dieses Prangen zur 
Verminderung einer drohenden Gefahr, auf die Küste getrieben zu 
werden und zu stranden nothwendig war. Erkenntniss des Gerichts 
von Kings-Bench. (4 Maules et Selvin, reports p. 141.) 

39. Unserer Meinung ist auch Klefeker 1. c. S. 38. Anderer Meinung 
Pöhls L c. S. 642. 

40. Koch, Preuss. Recht I. $441 S. 742 scheint auch die Geietzstelle 
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XII. Einlaufen in einen Nothhafen. Unter einem 
Nothhafen ist derjenige Hafen 41 ) zu verstehen, in welchen ein 
Schifl in Folge höherer Gewalt, also wegen Seegefahr, 
w'egen Furcht vor dem Feinde oder vor Seeräubern, oder aus 
anderen dringlichen Umständen einzulaufen genöthigt ist und 
welcher nicht der oder einer der Bestimmungshäfen des Schiffes 
ist 4 *). Mangel an Provision ist zwar an sich kein Grund dazu, 
aber er kann es unter Umständen sein, wenn nämlich in Folge 
einer höheren Gewalt der in gehöriger Qualität und Quantität 
mitgenommene Mundvorrath oder das Wasser verdorben, oder 
bei einer aussergewöhnlich langen Fahrt ausgegangen ist. Auch 
wenn durch höhere Gewalt ein grosser Theil der Schiffsmann- 
schaft erkrankt, oder gestorben, oder von Feinden, Seeräubern 
oder beim Matrosenpressen w'eggeführt ist, demnach Schiff und 
Ladung wegen der schwachen Führung in Gefahr sich befinden 
und desswegen man den nächsten Hafen angeht, so ist von einem 
Nothhafen in unserem Sinne zu sprechen. Ferner zähle ich auch 
den Fall hieher, wo wegen der ansteckenden pestartigen Krank- 
heit eines unterwegs erkrankten Seemannes oder eines Passagiers 
die ganze Besatzung in Gefahr ist, auf der Fahrt von der Krank- 
heit ergriffen zu werden, wodurch dann unstreitig Schiff und 
Gut, da die nöthige Mannschaft zur Leitung des Schiffes fehlen 
würde, in gemeinsame Gefahr gerathen würden. Sucht in sol- 
chem Falle der Schiffer den nächsten Hafen, um den oder die 
Kranken abzusetzen und andere Vorsichtsmaasregeln wegen der 
Verbreitung der Krankheit zu treffen, so ist mit Recht von 
einem Nothhafen nach Havariegrosse die Rede. Der hauptsäch- 


80 zu interpretiren, dass der Schaden an Schiff wie an Gut dahin 
gehöre. 

4L Ob das wirklich ein Hafen, oder nur eine Bucht, oder eine Rhede, 
oder eine Flussmündung etc. sei, wohin sich das Schiff retirirt, ist 
gleichgültig. Vergl. Holl. H. G. Buch Art. 699 n. 14. Franz. Art. 
400 n. 7. Span. 936 n. 5. 

42. Abbott war schon gegen diesen ganzen Fall und ist derselbe nament- 
lich durch andere Entscheidungen des King-Bensch in der Engli- 
schen Praxis zum Theil verworfen. Vergl. Stevens 1. c. Art. 2 
sub f. Note und Ke nt 1 c. S. 235. ff. Siehe die Unterabtheilun gen 
dieser n. XII. 
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lichste Fall ist der einer durch höhere Gewalt nothwendig ge- 
wordenen Reparatur des Schiffes im nächsten Hafen. 

Geschah aber das Anlaufen eines solchen Hafens wegen 
der Schuld des Schiffers oder der Ladungsinteressenten, oder 
überhaupt nicht wegen höherer Gewalt, so kann man füglich 
einen solchen Hafen gleichfalls einen Nothhafen nennen, in- 
dessen liegt dabei keine Havariegrosse vor. Vielmehr sind alle 
Kosten, Schäden, Ausgaben dabei von demjenigen zu tragen, der 
die Schuld oder Veranlassung oder Ursache von diesem Anlaufen 
gewesen ist. 

ln Havariegrosse gehören aber folgende bei Gelegenheit des 
Anlaufens des Nothhafens aufgelaufene Kosten und Schäden: 

1) Das in dieser Beziehung ausgegebene Lootsgeld, wel- 
ches man vorzugsweise Extralootsgeld nennt 

Einige Gesetze bringen alles ausserordentliche Lootsgeld, also 
alles Extralootsgeld in Havariegrosse, doch ist dies principiell 
falsch 4 ®). 

2) Sonstige Hafenunkosten. Uebrigens sind diese wie 
die Lootsgelder herzuzählen, sie mögen beim Einlaufen in den 
oder beim Auslaufen aus dem Nothhafen gezahlt werden. Siehe 
den Schluss dieser N. XI 1. 

3) Das Leichtergeld, wenn das Schiff mit seiner vollen 
Ladung nicht in den Nothhafen hineinsegeln kann, und daher 
gelichtet werden muss. Ebenso Lagermiethe und Aufsichtskosten 
für die ausgeladenen Güter. 

4) Beschädigungen und Verluste an Waaren, die 
zu dem sub 3 angegebenen Zwecke, oder weil es die Reparatur 
des Schiffes nothwendig macht, oder weil wegen des im Noth- 
hafen Liegen es die Natur der Waaren erfordert, ausgeladen wur- 
den, passire der Schaden auf dem Transporte vom oder zum Schiff, 
oder in den Lagerhäusern; — nicht weniger die Kosten der 
Lagerung im Nothhafen 44 ). Doch ist überall die Voraus- 
setzung zu machen, dass das Schiff wirklich die Reise fortsetze. 
Werden aber zum Beispiel jene Güter in den Lagerhäusern 


43 Wisby Seerecht Art. 59. Placat Philipps II. 1. c. Art. 9. if. Uebri- 
gens ist Pöhla 1. c. 643 anderer Meinung als ich. VergL für meine 
Ansicht Holl. R. 1. c. Art. 699 n. 10. 

44. Beneke, System IV. S. 34 ist anderer Meinung. 
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gestohlen, oder verbrennen sie, so gehört der Schaden in Hava- 
riegrosse 45 ). 

Sollten dagegen die Beschädigungen der im Nothhafen auf- 
gelegten oder auch im SchifTe verbleibenden Güter einzig durch 
inneren Verderb, sofern dieser nicht durch den langem 
Aufenthalt des Schiffes bewirkt wurde, entstanden sein, so glaube 
ich, dass dieselben nicht in Havariegrosse gehören. Aehnlich 
distinguirt Be necke System IV. S. 52 ff. — Pöhls S. 654, 55. 
dagegen verwirft diese ganze Nummer 4. Er sagt: Sobald das 
Schiff in dem Nothhafen in Sicherheit gebracht ist, oder wenn 
man nicht soweit gehen will, sobald die Ladung aufgelegt ist, ist 
diese als gerettet zu betrachten. Selbst die Ladung der Waaren 
gehört nur bedingungsweise in Havariegrosse. Aber an der La- 
gerung selbst hat unbedenklich das Handeln zu gemeinschaftli- 
chem Besten von Schiff und Ladung seine Gränze. — Soweit 
Pöhls. Derselbe aber vergisst zu unterscheiden. Wenn das 
Schiff vom Nothhafen seine Reise nicht weiter fortsetzt, so hat 
Pöhls Recht. Wenn aber das Schiff dies thut, so besteht wäh- 
rend des Aufenthaltes im Nothhafen jene ursprüngliche Gemein- 
schaft zwischen Schiff und Gut weiter fort und rechtfertigt cs, 
dass auch die entfernteren Folgen des Einlaufens im Nothhafen 
und die daraus namentlich der Ladung entstandenen Beschädi- 
gungen in Havariegrosse gezogen werden. Es scheint falsch, dass 
bloss die unmittelbarsten Folgen des Factums des Havarie- 
grossefalles- r Havariegrosse gehören. 

Obgleich an sich die verschiedenen Schiffsgebühren eine 
gemeinschaftliche Schuld der Rheder und diejenigen der Duane 
regelmässig eine Schuld der Lad ungs Interessenten sind, so scheint 
es mir doch, als ob gegenseitig diese verschiedenen Ausgaben 
theils für das Schiff, theils für das Gut, in Havariegrosse zu ver- 
güten sind, wenn sie im Nothhafen ausserordentlicher Weise 
nothwendig waren, und überhaupt das Einlaufen in den Noth- 
hafen in dem besonderen Falle in Havariegrosse gehört. Vergl. 
Pardessus 1. c. n. 741 inf. 


% 

45. Vergl. Holl. H. G. Buch Art. 699 n. 17, Span. H. G. Buch Art. 

936 n. 5. und Klefeker, 1. c. S. 41, der als Beweis für diese Mei- 
nung noch anfülut, dass namentlich die AssecuranzprHmie für Feuers- 
gefahr im Magazin gewöhnlich in Havariegrosse gebracht werde, 
woraus folge, dass solche zur Sicherheit des Ganzen gezahlt sei. 
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5) Der Lohn und Unterhalt des Schiffsvolkes während der 
Zeit, wo das Schiff genöthigt gewesen ist, sich im Nothhafen auf- 
zuhalten 46 ). Doch ist dabei wieder die Voraussetzung zu machen, 
dass das Schiff mit den Gütern die Reise in nicht zu langer Zeit 
weiter fortsetzen könne und fortsetze. Sonst soll der Schiffer 
sein Volk ahlohnen und kann der Lohn und Unterhalt nur so 
lange zur Havariegrosse berechnet werden, als die Mannschaft 
nöthig war, um die Güter in Sicherheit zu bringen. — Die Kost 
und Gage aber der Leute, welche etwa zur Bewachung der La- 
dung nothwendig sind, müssen regelmässig in Havariegrosse kom- 
men. — Brauchte der Schiffer wenigstens die Leute zur Reparatur 
des Schiffes, so gehörten Kost und Gage doch nur dann zur 
Havariegrosse, wenn die Reparatur des Schiffes selbst dahin zu 
rechnen wäre, und würde das dann als Theil der Reparaturkosten 
zu betrachten sein. 

Uebrigens wenn das Schiff einen Hafen bloss wegen widriger 
Winde (ohne dass eine eigentliche gemeine Gefahr für Schiff und 
Ladung vorliegt) oder wegen Einnahme von Wasser und Proviant 
(siehe jedoch S. 102), oder wegen ähnlicher zufälligen Ursachen 
sucht, so gehören alle dabei vorkommenden Kosten und Ausgaben 
zur particulären Havarie. Vergl. Stevens I. c. Abbott, S. 441. 

Das Preuss. Allg. L. R. 11. 8. § 1825—26 drückt sich über 
diese ganze N. Xil. am besten aus: Muss ein Schiff, heisst es 
dort $ 1825, wegen erhaltenen Lecks oder anderer Gefahr, in 
einen Nothhafen einlaufen : so gehören alle Kosteiv äes Ein- und 
Ausladens, ingleichen der Unterhalt des Schiffsvolks während des 


46. Holl. Handelsgesetzbuch Art. 699. n. 9. Preuss. Allg. L. R. II. 8. 
$ 1825. 26. — Pöhls bezieht, 1. c. S. 644. wenigstens seinen Worten 
nach, dies nur auf den Fall der Reparatur des Schiffes im Noth- 
hafen. Stevens. 1. c. p. 38 u Verwer, Nederlandts Seewegten 
p. 117 (ed. Ams. 1711) schliessen unsere ganze Nummer aus. Das 
Spanische Recht 1. c. Art. 936. n. 11, zieht nur den Lohn und 
Unterhalt der Besatzung eines monatsweise befrachteten Schiffes 
hieher. Ebenso wie es scheint das Französische der Consequenz 
nach. — Der Engl. Gerichtshof Kings Bench in den Fällen Plummer 
v. Wildmann und Power v. Witmore, wo ein Schiff wegen einer 
Gefahr in einen Nothhafen retirirte, schlossen Sold und Unterhalt 
der Mannschaft, nicht aber die anderen nothwendigen Ausgaben im 
Nothhafen von der Havariegrosse aus. cf. Kent. 1. c. 
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Aufenthaltes im Nothhafen, so wie die Hauer desselben, insofern 
ihr Betrag durch eine solche Verlängerung der Reise vermehrt 
wird, zur grossen Haverey. § 1826. Ein Gleiches gilt von den 
Aus- sowie von den Einladungskosten, wenn zum Behufe der 
Ausbesserung des Schiffes, oder sonst aus erheblichen Gründen 
die Ladung im Nothhafen geloset wird. 

XIII. Die Reparatur des Schi ffes im Nothhafen gehört 
nur dann in Havariegrosse, wenn der Schaden, durch wel- 
chen sie erford er lieh wurde, dem Schiffe freiwillig und zur 
Rettung des Ganzen zugefügt wurde 47 ). Doch ist auch hier die 
Voraussetzung zu machen, dass die Reparatur zur Fort- 
setzung der Reise nothwendig war und gehören auch nur 
die Kosten der zur Reise durchaus nothwendigen Reparatur in 
Havariegrosse. Die Reparatur einer particulären Havarie trägt 
dagegen der Schiffer allein, und es ist reine Willkür, wenn man 
dasjenige, was die Reparatur mehr kostet, als sie im Bestim- 
mungshafen gekostet haben würde 4 *), in Havariegrosse bringen 
will, da ja die Kosten der Reparatur nicht Folge des Einlaufens, 
sondern der Beschädigung des Schiffes sind und ohnehin die La- 
dungsinteressenten durch die Verlängerung der Fahrt schon Scha- 
den genug erleiden. 

Vielleicht gehört aber jede noth dürftige Reparatur im 
Nothhafen in Havariegrosse, die an sich dem Schiffer nicht zu 
Gute kommt, indem sie nur vorläufig geschieht und später durch 
eine andere Reparatur ersetzt werden muss, die aber nothwendig 
gerade nur zur Fortsetzung der Reise war. cf. Spruch des Rich- 
ters Baylay, Plumers c. Wildman in Maules et Sei vin, reports 
III. p. 482; auch Pöhls, I. c. S. 656 Not. 13 4 »). 


47. Vergl. Pöhls 1. c. S. 655. 56. Richard negoce d’Amsterdam ch. 

14. p. 280. Emerigon. 1. c. I. p. 624. Abbott, 1. c. (6) 441. 

Ben ecke, System IV. S. 32; Benecke, priuciples p. 191. Park, 

on insurance p. 126. Langenbeck S. 199. n. 14. 

48. So Emerigon 1. c. I. p. 625. Piantanida, 1. c. II. p. 268. 

49. Charakteristisch ist das was Abbott 1. c. (6) 441. in Betrefl des 

Nothhafens überhaupt sagt: It seems to result from these decisions, 
that if a vessel goes into port in consequence of an iiyury which 
is itself the subject of general average, such repairs as are abso- 
lute ly necessary to enable her to prosecute her voyage, and the 
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XIV. Güter die im Nothhafen verkauft werden 
mussten. 

Darüber finden sich schon in den älteren Seerechten aus- 
drückliche doch ungenaue Bestimmungen ••). Doch versteht es 
sich, dass der Verkauf zum Zwecke des gemeinen Besten ge- 
schehen sein müsse, also um die Havariegrosse-Kosten zu decken 
(Holl. Recht 1. c. Art. 699. n, 20), oder wie das Span. Recht 
sagt Art 936. n. 12, um durch den £rlös den Schaden ausbessern 
zu lassen, den das Schiff durch irgend einen Unfall bekommen, 
der zur grossen Havarie gehört. Auch bestimmen beide letzteren 
Seerechte diesen Fall näher so, dass zur Havariegrosse namentlich 
der Verlust gehöre, welcher durch den Verkauf eines Theils 
der Güter (nämlich wie das Span. Recht 1. c. hinzusetzt: im Noth- 
hafen zu einem niedrigeren Preise als im Bestimmungshafen) von 
dem Eigner der Güter erlitten ist. 

Ferner scheint es sich von selbst zu verstehen, dass der 
Ertrag der so verkauften Güter zum Besten des Ganzen auch 
wirklich verwendet sein müsse 5t ), denn die Havariegrosse wird 
nicht durch die Handlung des SchifTers, durch den Verkauf, son- 
dern durch den Bestand wirklich existirender Facta hier be- 
gründet. 


necessary expences of port cliarges, wages and provisions during the 
stay, are to be considered ns general average; but if the damage 
was incurred by the mere violence of the wind and weather, without 
sacrifice on the part of the owners for the benefit of all concerned, 
it falls, with the expemes consequent upon it, within the contract 
of the Shipowner, „to keep his vessel tight, staunch and 
strong,“ during the voyage for whicli she is hired. — Dass ist denn 
auch entschieden Nordain. Praxis. Vergl. Story in der Amerik. 
Ausgabe von Abbott pag. 350. 

Doch liegen aus neueren Zeiten etwas divergirendc Entschei- 
dungen in Betreff des Nothhafens vor von dem Engl. Gericht Kings- 
Bench. Vergl. Stevens 1. c. Art. II. sub. f. not. 

50. Preuss. Seerecht 1727 Cap. VIII. Art. 18. Vergl. mit III. 51. 

51. Im Consolato, welches übrigens den befrachtenden Kaufmann als 
Eigenthümer der Güter am Bord anwesend voraussetzt, wie dies in 
alten Zeiten gewöhnlich war, cap. 105 heisst es: doch ist wohl 
zu merken, dass der Kaufmann dahin sehen und wissen soll, 
dass das, was er leihet, zur Beförderung der Reise und zu den Be- 
dürfnissen des Schiffes verwendet sei. 
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Es hat nun zwar unstreitig der Schiffer auch in anderen 
als Havariegrossefällen das Hecht, nötigenfalls und wenn er sich 
anderweitig kein Geld verschaffen konnte, von den eingeladenen 
Gütern zu verkaufen, um sich dadurch zur Fortsetzung der Reise 
in den Stand zu setzen. Doch gehören dann diese Güter nicht 
in Havariegrosse. Der Schiffer (Verfrachter) hat dann nur die 
Pflicht, die Güter nach dem Durchtschnittspreise am Bestim- 
mungsorte zu bezahlen 5a ), kann dagegen die ganze Fracht dafür 
fordern. Uebrigens scheint es hier gleichgültig, ob der Schiffer 
die Gelder wirklich zu dem [angeblichen Zwecke verwandt hat, 
wenigstens für den Eigenthümer der Güter, um gegen den Schiffer 
und Verfrachter wegen Erstattung des besagten Werthes zu 
klagen, falls der Eigenthümer nur in bona flde sich befand. 

Uebrigens versteht es sich nach § 62, dass der Schiffer als 
solcher nicht berechtigt ist, die Unternehmung dadurch abzu- 
brechen, dass er die Ladung in einem auswärtigen Hafen selbst 
verkauft, wenn es ihm gleich unmöglich ist, die ursprüngliche 
Reise fortzusetzen, und obgleich ein Verkauf der Ladung der 
vortheilhafteste Ausweg wäre, der für die Eigenthümer der Güter 
erwählt werden könnte. Lord Ellenborough (2 Stark’s Re- 
ports p. 3) sagte: dem Schiffer eine solche unbeschränkte Gewalt 
über Schiff und Gut zugestehen, würde die Vernichtung aller 
kaufmännischen Unternehmungen zur Folge haben. Vergl. Stevens 
1. c. Art. sub VII. Doch darf er gewiss nach Umständen als 
negotiorum gestor, wenn er nur bona fide handelt, hier 
verkaufen. — Siehe aber § 187 Bd. II. 

XV. Fracht für verkaufte und geworfene Güter. 
Nimmt man die alten Seegesetze buchstäblich, so würde nach 
den meisten derselben aa ) einfach anzunehmen sein, dass der 
Kaufmann, dessen Güter geworfen oder verkauft sind, dem Schiffer 
die volle Fracht bezahlen und letzterer solche ganz contribuiren 
müsse. Das Consulat cap. 293, indem es ausdrücklich die 
verschiedenen, zu jener Zeit circulirenden Ansichten iu diesen 


52. Wisby Seerecht Art. 35. 41; 016ron Seerecht Art. 22; Preuss. 
Secrecht v. 1727. cap. III. Art, 51. Ordonn. de la m. 1681. Art. 
14. tit. du fret (III. 3.) 

53. 016ron Seerecht Art. 8. 22. Wisby Seer. Art 21. 35. 41. 69. 
Preuss. Seer. 1727. cap. III. Art. 51. 
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Sachen aufzählt, entscheidet sich ganz bestimmt dafür, fügt aber 
hinzu, „dass die Schiffer von besagter Fracht abziehen dürfen 
„die Heuer der Matrosen, den Proviant und alle ordentlichen 
„Kosten, die sie auf gedachter Reise gehabt haben; von allen 
„diesen vorbesagten sollen die Schiffer oder Jemand in ihrem 
„Namen den Kauileuten Rechnung thun; und wollen es die 
„Kaufleute auf ihr Wort ankommen lassen, so mögen sie es 
„thun. Und von so viel als von der Fracht rein überschiesset, 
„die der Schiffer von den Kauileuten für die Reise, auf welcher 
„das Werfen geschehen ist, empfangen hat, soll er zu dem 
„Werfen (d. i. also zur Havariegrosse) verhältnissmässig 
„beitragen, so wie das behalten gebliebene Gut zum Werfen bei- 
„trägt 44 ).“ Und nach einer kritischen Auseinandersetzung heisst 
es weiter, in Bezug auf den speziellen Fall der Hin- und Rück- 
reise, wenn es nämlich nur auf der Hinreise geworfen worden 
ist: „Solchemnach ist der Schiffer um dieser und vieler Um- 
stände willen kcinesweges gehalten, für die Fracht, die er für 
die Zurückreise empfängt, zu dem Werfen beizutragen, das auf 
„der ersten Reise geschehen ist.“ — Hieraus geht denn zur 
Genüge hervor, dass das Consulat wenigstens die Fracht zur 
Havariegrosse, nach dem bezeichneten Abzüge heranzieht, 
wenn es auch nicht direct dieselbe in Havariegrosse berechnet, 
sondern wenigstens den Worten nach erst an den Kapitain ge- 
zahlt wissen will, der dann diese Fracht wieder zu contribuiren hat. 
Doch möchte ich das Consulat nicht so wörtlich verstehen , sondern 
freier interpretiren. Allerdings spricht aber das Consulat nicht 
ausdrücklich auch von verkauften Gütern; doch lässt sich 
nach ihm eine analoge Ausdehnung auf sie nach Massgabe der 
geworfenen sehr leicht machen. — Ferner lässt sich bereits das 
Hanseatische Seerecht (Art. 3 inf. tit. VIII.) ohne allen Zwang 
so verstehen, dass es direct die Bezahlung der Fracht in 
Havariegrosse annimmt. „Also soll auch des Schiffers Fracht so- 
„wohl von den Gütern, welche geworfen, als behalten worden 
„sein, (nämlich in Havariegrosse oder zum Werfgeld ist nach dem 
„ganzen Zusammenhänge zu suppliren) gerechnet werden.“ Und 


54. Dazu bemerkt aber Casaregis in seinen Bemerkungen zum Con- 
sulat, dass von dem Seegericht zu Pisa bei Reisen nach Livorno nur 
der dritte Theil der vollen Fracht in Anschlag gebracht werde, um 
zum Werfen beizutragen. 
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auch hier ist die analoge Ausdehnung auf verkaufte Güter sehr 
leicht zu machen. 

Diese Bezahlung der Fracht direct in Havariegrosse ist denn 
unstreitig der einfachere Weg. Der Schiffer bekommt darnach 
seine Fracht aus der Contribution nach Abzug seines Antheiles. 
Und diess ist gegenwärtig als Regel zu betrachten. 

Nähme man das Gegentheil auf Grund der älteren Seerechte 
an, so würde der Schiffer für die empfangene Fracht wieder 
contribuiren, der Kaufmann aber die bezahlte Fracht in Havarie- 
grosse erstattet haben und nur seinen Antheil einlassen müssen. 
Dies ist aber umständlich und weitläufig. 

Von den neueren Seerechten bestimmt das Spanische H. 
G. B. Art. 956: Zu dem Werthe, wovon das Schiff zur Havarie- 
grosse beitragen muss, ist der Betrag der auf der Reise ver- 
dienten Fracht zu schlagen, nach Abzug des Soldes des Ka- 
pitals und der Schiffsmannschaft. Das Holländische Art. 727. 
erklärt, dass die Havariegrosse namentlich auch getragen werde: 
„durch die Fracht, unter Abzug des Lohns und Unterhalts des 
„Schiffsvolkes.“ Das Preuss. Allg. L. R. 11. 8. § 1869. bestimmt, 
dass „das für die zurückgelegte Reise verdiente Frachtgeld, nach 
„Abzug desjenigen, was die Rheder daraus noch zu bezahlen 
„haben, besonders der noch rückständigen Heuer des Schiffers 
„und des Volkes, ingleichen des Beitrags zur kleinen Haverey“ 
zur Ausmittelung des Betrags der zu vergütenden grossen Havarie 
zu ziehen sei. 

Siehe noch einige Details bereits sub XII. dieses §. 

XVa. Aus den vorigen Nummern ergiebt sich zwar von selbst, 
doch hat Stevens 1. c. sub n. XII. es noch ganz besonders notirt, 
dass der Lohn an besonders dazu angenommene Leute, 
um dass Wasser aus einem leckgewordenen Schiffe 
auszu pumpen, zur Havariegrosse zu rechnen sei. Vergl. 1. 
East’s Term. Rep. p. 220. Indessen setze ich dabei voraus, dass 
der Leck wirklich so bedeutend w ar, dass er für Schiff und La- 
dung gemeinsame Gefahr brachte. Siehe Preussische A. Ord. 
§ 218 n. 16. 

XVI. Die Kosten der sog. Ranzioniru ng, also die 
Güter oder Schiffsgeräthschaften oder das Geld oder überhaupt 
alle Aufwendungen, welche gemacht und resp. hingegeben oder 
angewiesen sind, um Schiff und Ladung aus der Gewalt des 
Feindes oder von Seeräubern auszulösen, also besonders auch 
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der Loskauf aus den Händen von Kapern 44 ). Namentlich gehört 
auch alles das hieher, was Kreuzern, gleichviel ob feindlichen 
oder freundlichen 4 *) gegen versprochene, aber nicht am etwa 
bestimmten Termine erfolgte Bezahlung erhalten haben, Klefeker 
1. c. n. 15. 

Da es nun sehr schwierig ist zu bestimmen, ob der Angriff 
der Ladung oder dem Schiffe allein oder beiden zusammen ge- 
gölten und worauf sich demnach der Loskauf zu beziehen habe, 
so scheint mir die Bestimmung des Holl. Hechts 1. c. n. 1. natur- 
gemäss, dass in z weifelhaffen Fallen dafür zu hallen sei, 
dass das Loskaufen zum Besten von Schiff und Gut stattge- 
funden habe. 

Gleichgültig ist es, ob die Summe sofort gezahlt sei oder ob 
der Schiffer nur durch einen Revers zur Bezahlung einer ge- 
wissen Summe sich verpflichtet hat oder ob er die Summe in 
Wechseln auf seine Rheder oder deren Correspondenten an- 
weisst, falls nur der Wechsel oder Revers wirklich realisirt 
ist, oder endlich, ob Bürgschaften, Geissein gestellt sind, falls 
auch diese nur realisirt sind 4r ). 

Es muss aber ein Vergleich, Accord, eine Abfindung 
(Composition) mit dem Captor stattgefunden haben, damit er das 


55. Span. Handelsgesetzbuch Art. 936 sub n. 1; Holl. Art. 699 n. 1; 
Franz. Art. 400 u. 1. Das Preuss. Allgem. L. R II. 8. § 1829—34 
ist am vollständigsten. 

56. Langenbeck, 1. c. S. 170 ist unserer Ansicht. Pöhls 1. c. S. 653 
verwirft den ganzen Fall, da Räuber oder Feinde unter dem Ver- 
sprechen der Bezahlung etwas wegnehmen und nicht bezahlen. — 
Uebrigens sollte von Anfang an das Versprechen der Bezahlung nur 
als ein Schein angesehen und die Hingabe der Güter nur als eine 
reine Beraubung erscheinen, also jedenfalls gegenüber Räubern, so 
würde ich das so Weggenommene nicht zur Contribution in 
Havariegrosse bringen. 

Die Preuss. Ass. O. 1766 § 218 sub n. 12. erklärt, dass nur 
Güter und Esswaaren, welche ein fremder, jedoch nicht feind- 
licher Kaper gegen versprochene, aber nicht erfolgte Bezahlung 
abfordert oder wegnimmt, in Havariegrosse gehöre. 

57. Guidon de la mer ch. 6. Art. 1 sq. Ordonn. 1681. Art. 19 sq. tit. 
du fret (III. 3). Consolato del m. cap. 227 squ. Preuss. Assec. 
Ordnung 1766, Absch. 25. $ 218 n. 6. 
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Schiff losgebe. Was der Captor mit Gewalt genommen hat, 
kommt nicht zur Contribution (Code de com. fr. Art. 403). Ebenso 
verhält es sich mit den Sachen, die ein Ladungsinteressent selbst 
gegeben hatte, um gerade seine Waaren, seine Person oder seine 
Dienerschaft loszukaufen. Vergl. Pardessus, cours du droit com. 
n. 733. Galt der Angriff bestimmt nur dem Schiffe oder nur 
der Ladung, so ist aller Schade nur als particulaire Havarie zu 
tragen. Daher kann dem freien Schiffe oder der freien La- 
dung keine Contribution zugemuthet werden. 

Die civilrechtlichen Grundsätze von vis und metus sind auf 
die hier vom Schiffer geschehenen Versprechungen nicht anzu- 
wenden 5 ®). Denn nach Völkerrecht, dessen Grundsätze hier 
allein anzuwenden sind, sind die mit dem Feinde auch in Kriegs- 
zeiten geschlossenen Verträge gültig und verbindlich und müssen 
consequent solche Versprechen erfüllt werden, falls nur der An- 
griff nach Völkerrecht gesetzmässig war und geübt wurde 5 *). 
Unbedingt gilt dies von Versprechungen neutraler Schiffer gegen- 
über einer kriegführenden Macht. Wenn ein solches Versprechen 
unserem Feinde zum Behufe des Loskaufes gemacht ist, so fragt 
es sich allerdings, ob man vor unseren Gerichten dem Feinde 
eine Klage auf Erfüllung geben würde. Indessen einmal würden 
beim Friedensschlüsse von der feindlichen Macht dergleichen 
Versprechen gewdss als rechtsgültig nach Völkerrecht urgirt wer- 
den dürfen, und sodann wird sich ein Feind nicht leicht durch 
blosse Versprechungen und Anweisungen zum Loskauf bewegen 
lassen, also hat diese ganze Streitfrage kaum ein praktisches 
Interesse. 

Seeräubern allerdings wird man aus dergleichen Versprechen 
keine Klage gewähren, sondern man w r ird, wenn man ihrer hab- 
haft werden kann, ihnen selbst das Gezahlte wieder abstreiten 
dürfen. Indessen ist auch der Streitfall nicht practisch, denn 
Seeräuber w r erden sich nicht leicht mit blossen Redensarten, 
Versprechungen und Anweisungen abfinden lassen. 


58. Vergl. Pufendorf, ius nat. et g. lib. III. c. G. § 9 sq. Grotius, 
de iure belli ac pacis lib. II. cap. XI. § 7; cap. XVII. § 18 et 19. 
Emerigon 1. c. I. p. 472, Boulay-Paty, 1. c. II. p. 458. 

59. Von den alten Seercchtsbüchern erwähnen den Fall Consol. del m. 
cap. 229 und Guidon d. I. m. chap. VI. Art. 3. und entscheiden 
sich beide bereits für die Gültigkeit des Versprechens. 
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Uebrigens muss das Schiff durch den Loskauf von dem Kaptor 
wirklich befreit worden sein. Wäre der Kaptor gegen den 
getroffenen Vergleich Herr des Schiffes geblieben, so könnten 
die Eigenthümer der als Lösegeld gegebenen Sachen von den- 
jenigen nichts fordern, deren Sachen auf irgend eine andere 
Weise später gerettet wurden, wie z. B. wenn auf den Kaptor 
Jagd gemacht wird und er das Schiff nun abandonnirt, ferner 
nach der Wiedernehmung etc. 

Sind aber Geissein an Feinde oder Seeräuber zur Sicherung 
der Erfüllung des Vertrags und namentlich der Versprechungen 
gegeben worden, so liegt auf Schiff und Ladung unbedingt die 
Verpflichtung, diese auszulösen. Dabei ist nicht bloss das Ver- 
sprochene zu zahlen, sondern sind auch den Geissein ihre Kosten 
und Auslagen, namentlich Reisekosten zu restituiren ao ). Beides 
sowie auch die etwanige Belohnung für die Geissein gehört in 
Havariegrosse. Und bestimmt mit gutem Grunde das Preuss. 
Recht 1. c. § 1833 und 1834, dass die Rheder und Befrachter 
in diesem besonderen Falle der Auslösung der Geissein durch 
Abtretung ihrer Antheile am Schiffe oder an der Ladung sich 
nicht befreien können und dass selbige auch dann für die Lösung 
der Geissein verhaftet sind, wenngleich das Schiff oder die 
Ladung durch nachherige Unglücksfälle verloren gegangen sein 
sollte. 

XVII. Aller Schaden, der dem Schiffe und der 
Ladung durch Vertheidigung gegen Feinde und Räuber 
zugefügt wurde®*). Es versteht sich dabei auch hier, dass 
ein wirklicher Feind des Schiffes und der Ladung der Angrei- 
fende sein müsse. Ist es klar, das9 bei einer Wegnahme des 
Schiffes die Ladung nichts riskirte, so würde es ungerecht sein, 
letztere zu einer Contribution des Schadens herbeizuziehen für 


60. Vergl. besonders Span, liecht 1. c. Art. 936 sub 10, obgleich hier 
nur ein Mitglied der Schiffsbesatzung als Geissei vorausgesetzt wird, 
was allerdings die Regel ist. Doch können es auch Passagiere sein. 

61; Vergl. Pöhls 1. c. S. 646 über diese Nummer. Siehe besonders die 
billigen Bestimmungen des Preuss. Allg. Landrechts II. 8. § 1835 ff. 
— Dagegen ist übrigens Langenbeck 1. c. S. 170 unter Polemik 
gegen Grotius. 

v. Kaltenborn, Seerecht II. 8 
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einen Schaden, der ihres Besten wegen nicht verursacht worden 
ist. Vielmehr können die Ladungsinteressenten, wenn sie von 
dem gefährlichen Charakter des Schiffes, und umgekehrt die 
Schiffsinteressenten, wenn sie von dem gefährlichen Charakter 
des Guts entschuldbarer Weise nicht gewusst haben und die 
gegnerische Partei hier oder dort in mala fide in Bezug hierauf 
sich befand, die einen von den anderen Entschädigung verlangen, 
für alle Schäden, Kosten, Ausgaben, die ihnen hierbei entstanden 
sind. Speziell darf namentlich nicht der Schiffer den Angriff 
z. B. durch Verstösse gegen das Seeceremoniell schuldbarer 
Weise berbeigeführt haben. 

Ferner kommt hier unstreitig der allgemeine Grundsatz der 
Havariegrosse zur Anwendung, dass ein Schade nur in Havarie- 
grosse zu rechnen sei, wenn, durch die Herbeiführung desselben, 
Schiff und Ladung wirklich gerettet worden sind. Dabei scheint 
es gleichgültig, ob das Schiff sich sofort befreite oder erst nach- 
träglich entwischte. Sodann gehört namentlich die Beschädigung 
bei der nachträglichen Freimachung in Havariegrosse® 2 ). 

Namentlich gehören also hieher die eigentlichen Beschädi- 
gungen von Schiff und Gut, sowie die verbrauchte Ammunition® 3 ). 

XV111. Die Verpflegung, Heilung, der Unterhalt, 
die Entschädigung von allen am Bord befindlichen 


62. Pardessus 1. c. n. 73 7 scheint anderer Meinung. Sehr zweifelhaft 
und unter sonderbaren Distinctionen ist Stevens 1. c. Artikel 2. 
sub n. c. Freilich ist auch noch selbst in neueren Zeiten nach 
Stevens in England gerichtlich entschieden, dass weder der 
Schaden, der einem Kauffahrer bei der Vertheidigung 
gegen einen Kaper zugefügt wird, noch der Werth der ver- 
brauchten Ammunition, noch die Kosten, um die verwundeten 
Seeleute zu heilen, durch Havariegrosse zu vergüten sei (4 Tauip. 
Rep. p. 337), was um so mehr noch von Kriegsschiffen und 
Kapern, als von Kauffahrern gelten muss. Dies bestätigt auch 
Abbott 1. c. 445. 

63. Das Preuss. Recht 1. c. hebt dies ausdrücklich hervor. Das Span., 
Französ. und Holl. Handelsgesetzbuch erwähnen davon nichts aus- 
drücklich, sondern sprechen nur von dem in der folgenden Nr. XVIII. 
unseres Textes Erwähnten, doch schliessen sie Obiges gewiss nicht 
aus, da man es aus der allgemeinen Rubrik dieser Gesetzbücher 
über Havariegrosse deduciren kann. 
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Personen, die bei der Verteidigung von Schiff und 
Gut (siehe n. XVII.) verwundet oder verstümmelt wor- 
den sind #4 ). Dazu gehören denn auch die dem SchilTsvolk zur 
Aufmunterung versprochenen oder verabreichten Belohnungen, 
soweit solche in den einzelnen Ländern erlaubt sind. Pöhls 
1. c. S. 056 und die Englische Praxis verwerfen dies. Vergleiche 
Stevens, 1. c. Art. 2. lit. g. Ebenso die Begräbniskosten der 
Getödteten, sowie die Abfindungen der untauglich gewordenen 
Schiffsleute. Endlich, dasjenige, was den Wittwen und Kindern 
der getödteten oder an ihren Wunden gestorbenen SchilTsleute 
gereicht werden muss 64 ). 

Wurde ein Seemann dagegen im gewöhnlichen Dienste des 
Schiffes verwundet etc., so fallen die Kosten etc. dem Schiffe 
zur Last. 

XIX. Die Entschädigung oder die Auslösung von 
denen, w elche im Dienst des Schiffes und der Ladung 
zugleich abgesandt waren nach der See oder nach dem 
Lande und dort beschädigt oder gefangen genommen oder zu 
Sklaven gemacht worden sind 66 ). Desgleichen die Kosten für deren 
Verwundungen, für Entschädigungen an Wittwen, Kinder etc. 


64. Das Franz. R 1. c. n. 6, das Spanische 1, c. sub 9. und Holl. Recht 
1. c. n. 7, wo aber ungenau bloss von Vertheidigung des Schiffes 
gesprochen wird. Besser Preuss. Recht 1. c. § 1836 ff. — Vergl. 
bereits Hans. Seerecht XIV. Artikel 3. Verordnung Karls V. 1551 
Art. 28. Placat Philipps II. 1. c. Art. 2. Rotterd. A. O. Art. 97, 
98. 222. 223. Ordonn. 1681 Art. 6. (III. 7.) 

65. Es sind das die ausdrücklichen Bestimmungen der Ilamb. A.-Ord.. 
des älteren und neueren Preuss. Rechts, der Kopenhag. A.-Ord. 
1746. Wegen des Engl. Rechts siehe die vorige Nummer Note 62. 
Die Praxis scheint sich in England nicht mehr an das Statut 1 1 
und 12 William III. c. VII. zu kehren, wodurch der Richter des 
Admiralitütsgerichtshofes autorisirt wird, für die verwendeten See- 
leute, für die Wittwen der Getödteten etc. eine gewisse Summe zu 
erheben, die 2 Pfund vom Hundert des Werthcs von Schiff, Fracht 
und Ladung nicht übersteigt. 

66. Dies ist ausdrückliche Bestimmung des Holl. Rechts 1. c. 699 sub 8. 
Doch steht dort wohl nur durch einen Druckfehler Schiff oder 
Ladung, was gegen die ganze Natur der Havariegrosse und zugleich 
im Widerspruche mit Art, 431 ist, wie Schumacher, der Uebersetzer 

8 * 
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Es kann geschehen, dass ein Kapitain, der mehrere Hafen 
angeht, was man Escaten machen nennt (faire Schelle), sich 
vergewissern will, ob eine gewisse Waare sich da oder dort 
besser verkauft, ob sie da nicht verboten ist etc. Er sendet 
desshalb Jemand seiner Leute ans Land, um Auskunft zu er- 
halten. Der abgesandte Seemann wird aber auf dieser Dienst- 
reise verwundet oder gefangen. Obgleich nun eine solche 
Mission allerdings direct die Ladung, derentwegen hier nachge- 
forscht wurde, betrifft, so darf man füglich doch nicht die Ver- 
pflegung oder das Lösegeld dieses Mannes einzig den betreffen- 
den Ladungsinteressenten zur Last legen. Doch kann von einer 
Contribution in Havariegrosse auch nicht die Rede sein. Ich 
halte nur die Rheder für verpflichtet, verhältnissmässig die be- 
treffenden Kosten zu tragen, da ja der Seemann auch in einer 
eigentümlichen Art des Schiffsdienstes, wozu sich nämlich 
Schiffer und Rheder durch Eingehen in das Escatenmachen 
stillschweigend verpflichtet hatten, in diese Lage geraten war. 
Ja in subsidium möchte ich die Rheder verbunden halten, das 
Ganze zu tragen. Dagegen möchte ich die übrigen Ladungs- 
interessenten nur dann zur Contribution heranziehen, wenn auch 
sie einen Frachtcontract zum Escatenmachen mit dem Kapitain 
abgeschlossen haben, falls auch an dem Orte des Unfalles gerade 
nicht ihretwegen die Mission mit stattfand. Vergl. Pardessus 
1. c. n. 739. 

XX. Bergelohn an Kriegsschiffe und an Kaper 
für Wiedernehmung vom Feinde, und Kosten diescr- 
halb. Dies ist Englische Praxis und finde ich dieselbe als der 
Natur der Havariegrosse entsprechend Vergl. Stevens 1. c. 
Art. 1. sub n. XV. Die anderen Seerechte erwähnen den Fall 
nicht ausdrücklich. 

Pöhls 1. c. S. 650 billigt übrigens gleichfalls diesen Fall. 
Nach strengen Begriffen, sagt er mit Recht, kann hier zwar 
nicht eigentlich von einer Havariegrosse die Rede sein, da diese 
eine freiwillige Handlung eines Interessenten voraussetzt. Aber 
da der Berglohn als ein Aufwand erscheint, der sowohl das 


des Holl. Handelsgesetzbuchs, zu obigem Art. 699 in der Note be- 
reits bemerkt hat. — Andere Seerechte schweigen hiervon gänzlich. 
Doch liegt die Richtigkeit der obigen Nummer am Tage. 
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Schiff wie die Ladung trifft und dessen Grösse sich nach dem 
Werthe Beider richtet, so liegt wenigstens schon darin 
selbst ein Grund der Vertheilung des Schadens auf Schiff 
und Gut, analog der Contribution in Havariegrosse und kann es 
demnach ohne Schwierigkeiten geschehen, dass man überhaupt 
diesen Fall zur Havariegrosse heranzieht. Es veVsteht sich von 
selbst, dass überhaupt nur für den Theil des genommenen und 
wiedergenommenen Eigenthumes von einer Contribution des 
Bergiohns in Havariegrosse die Rede sein kann, welcher bei der 
Nehmung wirklich in Gefahr einer prisengerichtlichen Condem- 
nation war. Ist also nur das Schiff oder nur die Ladung unfrei 
gewesen, so kann von Vertheilung des Berglohns nach Havarie- 
grosse nicht die Rede sein. 

Endlich scheint eine analoge Ausdehnung dieser Nummer 
auf Belohnungen, welche etwa für Befreiung aus den Händen 
von Seeräubern ertheilt werden, sich von selbst zu verstehen. 

XXI. Die Reclamekosten, wenn Schiff und Ladung 
•ungerechter Weise, namentlich auch im Fall des Embargo, an- 
gehalten oder aufgebracht und beide durch den Schiffer reclamirt 
sind. Dazu gehört denn auch Lohn und Unterhalt des 
Schiffsvolkes während des vorbesagten Liegens und Reclams 87 ), 


67. Dies sind die Bestimmungen des Holl. Rechts 1. c. sub 12 und 13. 
Auch Stevens 1. c. n. XVII. erklärt sich dafür, führt aber an, 
dass viele in diesem Jahrhundert erlassene Decrete des Englischen 
Admiralitätsgerichts über fremde, durch britische Kreuzer aufge- 
brachte und aufgehaltene Schiffe, dahin lauteten: dass die Ladung 
alle Kosten tragen sollte. Doch spricht Stevens eigentlich nur da- 
von, dass das Schiff ungerechter Weise angehalten worden sei 
und das Holl. Recht hat den Zusatz: ungerechter Weise nicht, 
der' sich aber von selbst versteht. Kent 1. c. will etwa unterschei- 
den. Düring a capture and detention for adjudication wird Sold 
und Unterhalt der Mannschaft für Havariegrosse erklärt. Er beruft 
sich dazu auf: Ricard, negoce d 'Amsterdam p. 279. Boulay-Paty, 
tom. IV. 444. Leaven worth v. Delafield, 1. Caincs* reports 574. 
Kingston v. Girard, 4 Dallas* rep. 274. — Im Falle des Embargo 
aber nicht, wie dies schon Pothier 1. c. und derselbe Ricard an- 
nahmen und entschieden ist in Robertson v. Ewer, 1 Term. rep. 127. 
Penny v. New-York Insur. Comp. 3 Caines’ rep. 155, doch sei 1807 
von dem Court of Error in Pennsylvania anders entschieden. Kent 
beklagt selbst die Unsicherheit der Praxis. — Klefeker Le. S. 42 
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doch gewiss nur für die Mannschaft, die der Schiffer nothwendig 
brauchte auch während des Liegens zur Sicherheit von Schiff 
und Ladung. Denn das Mehr muss der Rheder und resp. der 
Schiffer allein tragen. Das Mass lässt sich aber nur nach den 
Umständen des concreten Falles beurtheilen. — Die etwanige 
Lagermiethe fitt die Güter, die Kosten des Ein- und Ausladens 
möchte ich der Ladung allein aufbürden, und auf der anderen 
Seite den Schiffer die besonderen Ausgaben für Kosten und 
Schäden seines Schiffes tragen lassen, da mir die Gemeinschaft 
von Schiff und Gut einmal und sodann die hier obschwebende 
Gefahr nicht so gross zu sein scheint, um alle Consequenzen 
der Havariegrosse, nach Analogie des Aufenthaltes in einem 
Nothhafen, ziehen zu können oder zu müssen. 

Die Particularrechte enthalten meist nur unvollständige Be- 
stimmungen hierüber. Das Span. Recht I. c. sub 11 zieht nur 
den „Lohn und Unterhalt der Besatzung eines monats weise 
„befrachteten Schiffes während der Zeit, wo es auf Befehl oder 
„durch höhere Macht unter Embargo oder angehalten gewesen“ 
— hieher. Der Code de com. franc. Art. 400 sub 6 sagt: les 
loyers et nourriture des matelots pendant la dötention, quand le 

navire est arr&tö en voyage par ordre d’une puissance , 

si le navire est affrötö au mois. Vergl. schon Ordonn. 1681. 
Art. 7. (III. 6). Pardessus 1. c. n. 741 sagt aber geradezu: 
Wurde ein Schiff aufgebracht und der Kapitain muss 
irgendwo verweilen, um die Legitimität der Prise zu 
contestiren, so gehören die Kosten zur Bewirkung der Frei- 
lassung, Kost und Gage der Equipage während seines Aufent- 
haltes ebenso zur Havariegrosse, wie in dem bereits angegebenen 
Falle eines gezwungenen Aufenthaltes. Uebrigens weiss Par- 
dessus recht gut, dass die gesetzlichen Bestimmungen Frankreichs 
nur analogisch soweit ausgedehnt werden können. 


sub 12 ist unserer Ansicht. Er sagt: das Monats- und Kostgeld 
für das Schiffsvolk, wenn das Schilf von hoher Hand angehalten 
worden ist. Ebenso, indem er überhaupt dies in allen Fällen der 
äusserlichen Gewalt, als Detention, Aufbringung, Schiffbruch, schwere 
Lecken oder Stranden, gelten lässt, Langcnbcck (Anmerkungen 
zu dem Hamburg. Schilfs- und Seerecht S. 152 fl'.). Siehe jedoch 
(Magens) Versuch über Assecuranzen S. SO ff. 
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Wenn aber das Holländische Handelsgesetzbuch Art 699 
sub n. 18 noch weiter geht und erklärt, dass in Havariegrosse 
gehören: „Der Sold und der Unterhalt des Schiffsvulks, wenn 
„das Schiff, nach dem Anfang der Reise, durch eine fremde 
„Macht oder durch den Ausbruch eines Krieges auf- 
„gehalten wird, so lange Schiff und Ladung nicht von allen 
„gegenseitigen Verbindlichkeiten entschlagen sind“, — so steht 
es allerdings ziemlich vereinzelt da, wenn auch Langenbeck 
(Hamburger Schiffs- und Seerecht S. 169 n. 11) #i ) in ähnlichem 
Sinn sich ausspricht und die Hamburger Praxis 1806 und 1807 
sich dahin entschieden haben soll, dass die Kosten, welche durch 
die veränderte Fahrt und durch das Liegenmüssen in einem 
fremden Hafen wegen des Ausbruches eines Krieges, namentlich 
wegen der Blokade des Bestimmungsortes etc. aufgelaufen sind, 
in Havariegrosse zu vergüten seien 6S ). 

Freilich können auch die so eben im obigen Texte ange- 
gebenen Bestimmungen des Spanischen und Französ. Rechtes 
mehr oder weniger hiehergezogen und im Sinne des tfolländ. 
Rechts erklärt werden. Auch das Preussische Recht 1. c. II. 8. 
§ 1827 gehört zum Theil hieher. Siehe unten Note 76 zu XXV11L 
Yergl. auch schon Baldasseroni IV. tit. IV. n. 8, Bynckers- 
hoek 1. c. p. 736. Emerigon 1. c. ch. 12. 5. 22. 45. Valin ad 
Art. 7 (III. 7). 

Aber das Princip der Havariegrosse wird damit durch- 
brochen. Es fehlt 1) die unmittelbar obschwebende Gefahr 
und 2) liegt auch die Absichtlichkeit wesentlich nicht 
mehr vor. Auch könnte man sich leicht gedrungen fühlen, alle 
Kosten von Detentionen des Schiffes, welche durch den Verlauf 
der Natur, als widrige Winde, Einfrieren etc., dann in Havarie- 
grosse zu rechnen und das wäre unbedingt falsch 70 ). 


68. Er sagt: Alle Unkosten und Liegetage, welche nicht nach dem 
Lauf der Natur, sondern durch dazu gekommene äussere Gewalt, 
als Detentiou, Nehmuug, Strandung und dergleichen cau- 
siret etc. 

69. Ein ähnlicher Fall wurde 1850 in den Hamburger Gerichten ver- 
handelt, doch kenne ich dessen endliche Aburtbeilung noch nicht. 

70. Man hat es aber gethan. Schon Langenbeck 1. c. S. 102 pole- 
misirt aber dagegen und unterscheidet bestimmt das Interesse der 
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Desswegen glaube ich denn auch jene Bestimmungen des 
Holländischen Rechts vom Standpunkte des gemeinen Europ. 
Seerechts nicht billigen und nicht als gemeinrechtliche Praxis 
bezeichnen zu können, soviel auch eine gewisse unbestimmte 
Billigkeitsrücksicht fürs Erste dafür sprechen mag. 

Ich bin aber hauptsächlich desswegen gegen eine gemein- 
schaftliche Tragung der hierbei auflaufenden Kosten und gegen 
analoge Anwendung der Havariegrossecontribution, weil mir 
durch dergleichen Aufhaltungen auf der Reise, die gewöhnlich 
lange andauern, die Ladung schon verhältnissmässig so grossen 
Schaden, wegen Verzögerung des Verkaufes etc. erleidet und 
dazu wegen Zahlung der Fracht nach Verhältniss zum wenigsten 
des zurückgelegten Weges so sehr beschwert ist, dass füglich 
der Schiffer die allerdings meist nicht unbedeutenden Kosten in 
Bezug auf das Schiff allein tragen möge, besonders da der Schiffer 
durch theilweise Entlassung der Mannschaft die Kosten meist 
ermässigen kann. Anders bei dem unter n. XXIII. zu nennen- 
den Falle der ausserordentlichen Quarantäne, denn deren 
Zeit dauert höchst selten so lange, dass dadurch die ganze 
Speculation mit der Ladung verunglückte, was bei den Kriegs- 
fällen obiger Art nicht selten der Fall sein wird. Demnach ist 
in der Regel der durch die Quarantäne für die Ladung ent- 
stehende Schaden im Verhältniss zu den Kosten, welche dem 
Schiffer dadurch erwachsen, unbedeutend, und scheint es billig, 
dass hier eine Ausgleichung durch Berechnung des beiderseitigen 
Schadens in Havariegrosse möglichst herbeigeführt werde. Auch 
kann ja hier der Schiffer durch Entlassung des Schiffsyolks 
seine Ausgaben nicht vermindern 71 ). Im ersteren, nicht im 


Liegetage, welche durch (len blossen Lauf der Natur entstehen, 
gegenüber denjenigen, welche durch sog. äusserliche Gewalt herbei- 
geführt werden. 

« 

71. Auch Pöhls 1. c. 653 erklärt sich dagegen, dass Kost- und Monats- 
geld der Equipage, wenn das Schiff von höherer Iland angchaltcn 
werde, in Havariegrosse gehören sollen. Vergleiche auch schon 
Verwer, 1. c. S. 117. § 2. Stevens, 1. c. Art. 2. lit. f. Bencckc 
System IV. S. 82. Be necke treatise pag. 233. Doch lassen alle 
diese Autoren es allzu sehr aus dem Auge, dass wie in allen Rechts- 
instituten, so auch bei der Havariegrosse, eine Ausdehnung auf 
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zweiten, also im Quarantäne-Falle fehlt es an der Hauptvoraus- 
setzung der Havariegrosse, dass ein Fall vorliege, wo sich der 
Eine durch den Schaden des Anderen bereichere. 

XXII. Es kann namentlich keinem Zweifel unterliegen, 
dass Anker, Taue etc., welche gekappt wurden, um 
dem Feinde zu entfliehen 7 *) oder um einer drohenden 
Seegefahr oder Feuersgefahr zu entgehen, in Havarie- 
grosse gerechnet werden müssen. 

XXIII. Die Kosten, mit Inbegriff des vermehrten Soldes 
und des Unterhaltes des Schiffsvolks , verursacht 
durch eine aussergewöhn liehe und heim Abschluss 
der Befrachtung nicht vorgesehene Quarantäne, für 
soweit wie das Schiff und die eingeladenen Gegenstände dersel- 
ben unterliegen. Vergl. schon n. XXI. in f. 

Dies ist die wörtliche Bestimmung des Holl. Handelsgesetz- 
buches 1. c. sub n. 22. Auch schon die Preuss. Assecuranzord- 
liung 1766 Abschn. 25 §218 sub 19 zählt: „alle Unkosten einer 
ausserordentlichen Qua ra ntä ne und anderer dergleichen un- 
gewöhnlichen und unvermeidlichen Zufälle“, in Havariegrosse. 
Fast ebenso Hamb. Assecuranz-Ordnung 1731. Titel 21. Art. IX. 
n. 10. Auch Klefeker 1. c. Seite 43 sub 16 ist der Meinung, 
drückt sich aber schlecht aus 7 *). Vergleiche auch Emerigon, 
traitö. I. p. 651. 

Die anderen Seerechte erwähnen hiervon freilich nichts und 
ist hier überhaupt nur eine analoge Anwendung der Con- 
tribution in Havariegrosse möglich, die sich aus Gründen der 
Billigkeit empfiehlt. Es fehlen hier gewisse Haupterfordernisse 
der strengen Havariegrosse ganz in ähnlicher Weise wie in den 
sub n. XX, und XXI. genannten Fällen. 

XXIV. Es liegt auf der Hand, dass alle nothwendigen 
Kosten und Ausgaben, die in unmittelbarer Verbindung mit der 


ähnliche Fälle möglich und oft billig ist. Ihre Gründe sind hier 
der Art, dass dadurch noch mancher andere Fall der Ilavariegrosse 
wegfallen müsste. 

72. Pöhls 1. c. 547. nennt nur diesen ersten Fall. 

73. Er sagt: Extra- Quarantänekosten, d. h. wenn ein Schiff vierzehn 
Tage, drei, vier Wochen oder länger Quarantäne halten muss. — 
Pöhls, 1. c. S. 654 n. 4. verwirft dagegen diese ganze Nr. XXIII. 
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Havariegrosse und deren Abwicklung stehen, also namentlich: 
Die Kosten für das Aufmachen uud Feststellen der 
Havariegrosse, hieher zu zählen sind. 

Diese Bestimmung (des Holl. Hechts 1. c. sub n. 21) recht- 
fertigt sich dadurch, dass eine solche Berechnung und Verkei- 
lung dieser Kosten am einfachsten ist und eine gleichmässige 
Contribution dazu von Schiff und Gut in der Natur der Sache 
begründet liegt. Also gehören hieher alle Spesen und Kosten, 
die dem kaufmännischen Gebrauche gemäss für Dienstleistungen 
der Kaufleute gezahlt w r erden. Namentlich auch alle Mäkler - 
Courtagen beim Verkauf von Waaren, alle Provisionen, Zinsen, 
Taxatorenremunerationen, Belohnung von anderen Sachverstän- 
digen, nur versteht es sich von selbst, dass der zu taxirende, 
besichtigende Schaden in Havariegrosse gehören muss. Ist daher 
ein Schaden zum Theil Havariegrosse, zum Theil particuläre 
Havarie, so gehören auch die Kosten der Taxation etc. nur 
theilweis in Havariegrosse. 

XXV. Aus ähnlichen Gründen rechtfertigt sich die fernere 
Bestimmung des Holländischen Rechts 1. c. sub n. 19, dass die 
Bodmerei prämie von Geldsummen, welche zur 
Deckung von Kosten, die in Havariegrosse kommen, 
aufgenommen werden, selbst in Havariegrosse gehöre. Auch die 
Prämie, um die eben genannten, auf Bodmerei ge- 
nommenen Gelder zu versichern, zieht man mit Recht 
hieher. Holl. Recht 1. c. sub 20. — Siehe n. XXVI. 

XXVI. Namentlich aber rechtfertigt es sich, dass die 
Bodmereiprämie in Havariegrosse zu berechnen sei, wenn 
der Schiffer in einem Nothhafen zum gemeinen Besten des 
Schiffes und der Ladung Geld aufgenommen und Bodmerei ge- 
zeichnet hat. Klefeker 1. c. S. 43 sub 17. — Siehe n. XXV. 

XXVII. Kosten und Schäden der An- und Ueber- 
segelung. Obgleich der Fall der An- und Uebersegelung 

eigentlich mit der Beschädigung nach Havariegrosse nichts ge- 
mein hat, indem der dem einen von dem anderen zugefügte 
Schaden mehr oder weniger zufällig bleibt, selbst im Falle, dass 
einer oder beide Schiffer mit bcjscm Vorsatz an- oder über- 
segelten: — so haben doch die älteren Seerechte diesen Schaden 
in Havariegrosse durch Contribution über Schiff und Gut ver- 
theilt, wenigstens im Falle der zufälligen An- und Ueber- 
segelung. Vergl. Hamb. Assec.-Ord. 1731. Titel 8. Art 1 und 2. 
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Aehnlich, doch mit Modificationen Preuss. A. O. 1766. Absch. 9. 
$ 117 tf. Die neueren Seerechte enthalten noch mehr modifi- 
cirende Bestimmungen. Doch brauchen wir in dieser Beziehung 
nur auf die bereits § 139 — 141 gegebenen Erörterungen zu ver- 
weisen. 

XXVIII. D ie seit alten Zeiten hieher gerechneten 
Kosten der Admiralschaft 74 ), sowie nicht weniger 
die des neueren Convoi (siehe § 70) müssen auch noch 
gegenwärtig in Havariegrosse berechnet werden 74 ), falls nur 
nicht feststeht, dass diese Kosten dem Schiffer bereits bei der 
Frachtbestimmung und -festsetzung vergütet worden sind. Diese 
letztere Beschränkung scheint mir aber allerdings nothwendig zu 
sein. Unter Voraussetzung derselben finde ich dann aber auch 
nicht die geringsten Schwierigkeiten, die genannten Kosten zur 
Contribution in Havariegrosse zu bringen, denn namentlich >vird 
1) die Ausgabe zum gemeinen Besten von Schiff und Gut ge- 
macht, 2) in Hinblick auf eine obschwebende Gefahr und 3) fehlt 
auch der Charakter der Absichtlichkeit der ganzen Unternehmung 
nicht. Selbst wenn durch landesherrliche Verordnung die Schiffe 
zeitweilig unter Convoi zu fahren gezwungen werden, so ist der 
Zwang hier doch sehr entfernter Art und trifft mehr die Ge- 
sammheit der Schiffahrt, nicht den Einzelnen. Auch ist dies 
eben immer nur als Ausnahme zu betrachten, bei welcher trotz- 
dem die Vertheilung der bei dem Convoi auflaufenden Kosten 
in Havariegrosse zu vergüten sind , da sie Schiff und Ladung 
gemeinsam zum Besten, zur Abwendung einer Gefahr dienen, 


74. Consol. del m cap. 283 284. Rotterd. A. O. arg. Artikel 253. 
Schwed. Seerecht VII. cap. 7. Hainb. Statut 1497. Tit. vom. 
Schiprechte Art. 32. coli. Wisby Seerecht Art. 38 i. f. 

75. So Langenbeck 1. c. Seite 109. n. 5: Adiniralschaftskosten und 
Seinbriefen. Vergl. auch Bynckershök, quaest. juris publ. IV. 
cap. 25. p. 729 (cd. Lugd.-Bat. 1774). Verwer, ncderl. Seercchten 
p. 117. 123. Wedderkop, introd. III. tit. IV. §57. Emerigon, 
traite des assur. I. pag. 020. Be necke, System IV. Seite 71 ff. 
Be necke, principles p. 225 sq. — Bynckershök 1. c. erzählt drei 
Holl. Entscheidungen für Convoi auf und Abbott 1. c. S. 443. 44. 
hält es noch für passend diese in Detail vorzutragen. Doch scheint 
die Engl. Praxis zweifelhaft uud Stevens 1. c. erwähnt sogar den 
Fall unter den von ilnn aufgezählten Uavaricgrossefallen nicht, 
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so lange eben nicht feststeht, dass bereits in der Frachtstellung 
vom Schiffer die Convoiausgaben mit berücksichtigt, also diese 
Kosten auf die Fracht geschlagen sind und letztere demnach 
verhältnissmässig erhöht worden ist. 

Uebrigens muss eingeräumt w’erden, dass im Gegensatz zu 
den meisten anderen Havariefällen der Charakter der Gefahr 
hier ein etwas anderer ist, indem die Gefahr nicht unmittelbar 
vorhanden ist, sondern nur in Aussicht steht. Doch scheint 
dieser Unterschied nicht so wesentlich zu sein, um dessw r egen 
eine Ausschliessung dieses Falles aus der Havariegrosse zu 
rechtfertigen. Pohls I. c. Seite 652 legt freilich viel Gewicht 
hierauf und leugnet, .doch nicht bloss aus diesem Grunde, die 
rechtliche Möglichkeit, wenigstens die Kosten des Convoi in 
Havariegrosse zu vergüten. Doch nimmt er einen Fall aus: 
„Wird ein Schiff vom Feinde verfolgt und begiebt es sich nun 
„unter den Schutz von Kriegsfahrzeugen, so gehört dasjenige, 
„was dafür bezahlt wird, allerdings in Havariegrosse, was auch 
„schon dann der Fall ist, w r enn der Feind so nahe ist, dass es 
„unmöglich ist, ihm zu entgehen, und der Schiffer nun die nahe 
„Hülfe des Convoi sich zu Nutze macht: denn hier ist das 
„Merkmal der Havariegrosse vorhanden.“ Indessen scheint die 
Beschränkung auf diesen einen Fall nicht nöthig, falls man nur 
die von uns oben gemachte allgemeine Voraussetzung .und Be- 
schränkung festhält. — Auch die Kosten des nothw r endigen 
Wartens auf Convoi gehören natürlich hieher T# ). 


76. Für unsere Ansicht in Betreff des Convoy überhaupt ist schon 
Bynckershök quaest. iuris priv. lib. IV. chap. 25 und sprechen 
namentlich Holl. Gerichtssprüche vom Anfang des 18. Jahrhunderts, 
wenigstens insofern als sie die Gage und den Unterhalt der Mann- 
schaft während des nothwendigen Wartens auf Convoy in Havarie- 
grosse rechnen. Ebenso erklärt sich Kent, comment. on the 
American law. Iect. 47. n. 9. S. 237 (while the vessel was detained 
at an intermediate port by fear of enemies,- and waiting for con- 
voy) dafür. Ferner ist für unsere Ansicht Pardessus 1. c. n. 741 
und im wesentlichen auch das Preuss. Allgcm. Landrecht II. 8. 
§ 1827; Muss ein Schiff auf Convoy warten oder sonst, wegen 
besorglicher Feindesgefahr, in einem neutralen Hafen eine Zeit lang 
liegen bleiben: so werden die Heuer und der Unterhalt des Schiffs- 
volks für diesen Zeitraum als grosse Havarie vergütet. — 
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Sollte heutzutage noch eine Admiralschaft Vorkommen, so 
würden auch jetzt noch deren Kosten in Havariegrosse zu be- 
rechnen sein, unter derselben Voraussetzung, dass sie nicht 
schon auf die Fracht geschlagen sind. 

XXIX. Es soll hier noch ein spezieller Fall erwähnt wer- 
den, der in England viel bestritten worden, obgleich er nach 
dem bisher von uns Erörterten sich leicht als ein Havariegrosse- 
Fall ergeben wird, welcher Ansicht denn auch Stevens 1. c. 
Art. 2. sub lit. h. ist. 

Nämlich: Schaden, der Ladung dadurch zugefügt, 
dass man Wasser durch die Luken hindurchgicsst, 
um ein zufällig im Kaum oder zwischen den Ver- 
decken entstandenes Feuer zu löschen. 

Die Frage ist, sagt Stevens 1. c., wer muss diesen Schaden 
bezahlen. Der Versicherer der Güter verweigert es, aus dem 
Grunde, dass, obschon er für den Verlust durch Feuer im All- 
gemeinen einstehen muss, selbiges doch in diesem Falle die 
entfernte Ursache des Schadens ist. Wasser ist die nahe Ur- 
sache. Allein dieses kommt durch Menschenhände und gehört 
also nicht unter die Rubrik eines „Verlustes oder Unglücks“, 
wofür der Versicherer verbindlich ist. Macht man eine Havarie- 
grosseforderung daraus, so wird sie aus dem Grunde zurückge- 
wiesen: dass der den Gütern zugefügte Schaden vom zweiten 
Grade und zufällig ist, und nicht vom ersten Grade und ab- 
sichtlich (sowie beim Wegkappen eines Mastes etc.), wie er sein 
muss, um eine solche Forderung zu begründen. Die Frage 
bleibt also: Wie soll der Eigner des beschädigten Guts seine 
Entschädigung erhalten. In Antwort hierauf ist zu bemerken, 
dass, da es nie ein Unrecht geben sollte, ohne eine Abhölfe 
dafür, und da es ferner Niemandem erlaubt sein müsste, von 
eines Anderen Verlust Vortheil zu ziehen, so hat der Eigner 
ein Recht, von denen, welche durch seinen Verlust Vortheil 
gehabt haben, zu fordern, dass sie ihm die Abhülfe geben, 
welche er von seinen Versicherern nicht bekommen kann. Und 


§ 1818. Es macht keine Ausnahme, wenn gleich zur Zeit des 
Auslaufens die Gefahr schon bekannt gewesen, und 
wegen der Convoy nichts verabredet sein sollte. 
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so muss denn die besagte Forderung durch einen 
Havariegrosse-Beitrag ab gern acht werden. 

Soweit Stevens. Man mag zugleich wiederum aus diesem 
Falle ersehen, wie es ungerechtfertigt erscheint, bloss die näch- 
sten und unmittelbarsten Folgen des eigentlichen Havariegrosse- 
Factums zur Havariegrosse ziehen zu wollen. 

XXX. Aus Gründen der Billigkeit möchte ich in analoger 
Anwendung der der Havariegrosse zum Grunde liegenden Rechts- 
principien noch in folgenden Fällen, wenn ich sie auch nicht 
gerade als Havariegrossefälle proclamiren will, da hier Manches 
zur Feststellung des Begriffes der eigentlichen Havariegrosse 
fehlt, trotzdem die Contribution in Havariegrosse eintreten lassen: 

1) Wird, um einer in einem Hafen oder einer Rhede ausge- 
brochenen Feuersbrunst Einhalt zu thun, befohlen, ein Schiff 
zu versenken, so erscheint dies als eine zum Besten Aller 
unternommene Massregel; und wenn auch die Absichtlichkeit 
von Seiten der einzelnen Schiffer unmittelbar fehlt: — in der 
Absicht der befehlenden Obrigkeit liegt gleichsam offen- 
kundig die vernünftiger Weise von allen Schiffern bei 
solcher Gelegenheit gleichfalls gehabte Absicht. Es ist billig, 
dass dieser Verlust als gemeinsame Havarie betrachtet 
werde, wozu alle übrigen Schiffe (sammt ihrer etwanigen 
Ladung) beizutragen haben. Dies ist denn auch Bestimmung 
des Span. Handelsgesetzbuchs Art. 067. Vergl. auch schon 
Ordon. de Bilboa cap. 20 Art. 21. 

Die nämliche Vorschrift möchte ich auch auf den Fall 
anwenden, wo eine Hafenbehörde, der gemeinen Sicherheit 
wegen, die Befestigungstaue eines Schifles kappen lässt, 
sofern dies der Kapitain an sich nicht thun durfte, ohne 
ein Versehen zu begehen und ohne durch eine Art von 
höherer Gew alt dazu genöthigt zu w erden. Die dadurch vor 
einer Gefahr gesicherten Schiffe (sammt Ladung) contribuiren 
gemeinsam. Geschah das Kappen zum Besten des Hafens 
selbst, so muss die Ortsbehörde allein entschädigen; ferner 
geschah es bloss zum Besten dieses einen Schiffes, so ist 
für dieses allein eine Havariegrosse vorhanden. Vergleiche 
Pardessus 1. c. n. 741 in med., wo wenigstens Aehnliches 
aufgestellt wurd. 

2) Wenn, um die durch reinen Zufall bewirkte Gefahr 
des Verlustes zweier Schiffe zu vermeiden, der Kapitän 
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des einen auf die Aufforderung des anderen ihm zu Hülfe 
kommt, seine Taue kappt oder ein Manöver macht, wodurch 
sein Schiff scheitert und Schiffbruch oder andere Havarie etc. 
erleidet; so gibt billiger Weise der Schaden an Schiff und 
Gut Anlass zur Contribution, in welche beide Schiffe (sammt 
ihrer etwanigen Ladung) einzuwerfen haben. Vergl. bereits 
oben Bd. 1. § 68 S. 181 und Bd. 11. § 143; sowie auch etwa 
Pardessus 1. c. n. 741. 

3) Wenn ferner das Schiff aus allen bisher angeführten Grün- 
den abandonnirt werden muss, ohne dass man diesen 
Abandon einem Betrüge oder einer grossen Unklugheit des 
Schiffers zuschreiben kann, und dasselbe nun nach über- 
standener Gefahr wiedergeborgen wird, so gehören die ge- 
habten Kosten in derselben Weise zur Havariegrosse. 

XXXI. Wie sehr die Particularseerechte, trotzdem, dass sie 
gewisse einzelne Fälle der Havariegrosse aufzählen, doch diese 
Fälle selbst auf die aufgeführte Anzahl nicht beschränken wollen, 
sondern eine analoge Interpretation auf ähnliche Fälle nach der 
Natur und dem Wesen der Havariegrosse gestatten, namentlich 
also eine Anwendung der nach dem gemeinen Europ. Seerechte 
als bekannt angenommenen Fälle stillschweigend gutheissen, — 
ersieht man deutlich daraus, dass namentlich die neueren See- 
rechte eine allgemeine Rubrik für Havariegrossefälle enthalten. 

So heisst es im Preuss. Allgem. Landrecht II. 8. § 1839: 
Ausser diesen Fällen gehören auch alle ausserordentlichen Kosteu, 
welche zur Fortsetzung der Reise verwandt werden müssen, 
und Einen Thaler, auf die Last gerechnet, übersteigen, 
ebenfalls zur grossen Haverey 77 ). — Freilich scheint gerade 
diese Bestimmung sehr willkürlich zu sein. 

Besser das Franz. Recht 1. c. Art. 400 in f. Et en göndral, 
les dommages soufferts volontairement et les d^penses faites 
d’apres ddliberations motiv^es, pour le bien et le salut commun 
du navire et des marchandises, depuis leur chargeinent et döpart 
jusqu’ä leur retour et dechargement. 

Fast ebenso das Holland. Recht 1. c. Art. 699 sub 23: Im 
Allgemeinen aller Schaden, der aus Noth, vorsätzlich verursacht. 


77. Nach § 1774 gehören die unter 1 Thaler zur kleinen Haverey. 
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und als unmittelbare Folge davon, erlitten ist, und die Kosten, 
welche unter gleichen Umständen, nach vorhergegangener er- 
forderlichen ßerathung, zur Erhaltung und zum allgemeinen 
Besten von Schill und Ladung, verwendet sind 79 ). 

XXXill. Endlich ist hier noch auf die, nach meiner An- 
sicht nicht als gemeinrechtlich sich ergebende Bestimmung des 
Holländischen Rechts 1. c. Art. 700 hinzuweisen: Wenn inner- 
liche Fehler des Schiffs, dessen Unfähigkeit die Reise zu machen, 
oder Verschulden und Nachlässigkeit des Schiffers oder des 
Schiffsvolkes den Schaden oder die Unkosten verursacht haben: 
so sind diese letzteren, mögen sie auch immerhin zum Besten 
von Schiff und Ladung freiwillig, nach vorhergegangener erforder- 
lichen Berathung gemacht sein, keine gemeinschaftliche Havarie. 
— Doch versteht sich dann von selbst, dass die Schuldigen zur 
vollen Entschädigung angehalten werden dürfen und dass nament- 
lich die Rheder, soweit sie für Handlungen des Schiffers und 
des Schiffsvolks überhaupt verhaftet sind, belangt werden 
können. Siehe bereits § 103 sub n. I. S. 76 und u. 111. gegen den 
Anfang, S. 78. Bd. II., auch § 156 n. 17. S. 65. 

XXXIII. Wie wenig endlich durch die in den einzelnen 
Seercchten aufgezähltcn speziellen Fälle der Kreis der Havarie- 
grossefälle in jedem einzelnen Lande als geschlossen angesehen 
werden dürfe, mag man aus der in der Natur des Seehandels- 
verkehres begründeten und jedenfalls für gemeinrechtlich zu 
haltenden Bestimmung des Span. Handelsgesetzbuches Art. 966 
ersehen : es werden die Parteien nicht daran gehindert, die ihnen 
beliebigen besonderen Verträge über die Fälle, wo die Havarie 
eintreten soll, sowie über die Aufmachung und Zahlung dersel- 
ben zu schliessen, in welchem Falle diese Verträge pünktlich 
beobachtet werden müssen, selbst dann, wenn sie von den ver- 
ordneten Regeln abweichen würden. 

Doch ist hier wohl der Zusatz zu machen, dass solche Ver- 
träge bestimmter Personen den Rechten, welche Dritte aus dem 
seerechtlichen Institute der Havariegrosse, welches einmal all- 
gemein anerkannt ist und dessen Existenz und Wirkung in den 
einmal üblichen Fällen rechtlich überall vorausgesetzt werden 
darf, im Allgemeinen herleiten dürfen, nicht präjudiciren könne. 


78. In anderen Seerechten habe ich darüber nichts gefunden. 
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Ein Theil der Ladungsinteressenten wird z. B. mit den Rhedern 
keinen Vertrag wirksam dahin abschliessen können, dass auch 
in Bezug auf die übrigen Ladungsinteressenten besondere und 
vom gemeinen oder particularen Seerechte abweichende Bestim- 
mungen über Havariegrosse gelten sollen. 


Kapitel VI. 

Beweis der Havariegrosse. 

t 


§ 166. Allgemeine Grundsätze vom Beweise des Seeschadens. 

Es steht zwar fest, dass in Secsachen und namentlich auch 
in den Fällen von Seeschäden und Havarien jedes rechtliche 
Beweismittel zur Constatirung der betreffenden Facta gestattet 
sei. Doch schreibt eine uralte Seeusanz und schreiben alle 
älteren und neueren Seerechte noch eine besondere Art des 
Beweises hier vor, namentlich in Havariesachen. Es ist dies die 
sog. Verklarung oder der Seeprotest, wovon bereits im 
ersten Bande $ 66 gesprochen worden ist. Auch das Reise- 
journal (§65) kann schon alsein eigentümliches Beweismittel 
angesehen werden, indem solches, wenn es ordnungsmässig ge- 
führt ist, analog den Rechnungsbüchern der Kaufleute, eine be- 
sondere Autorität hat, namentlich wenn es durch die Ver- 
klarung, deren Grundlage es bildet, eine neue Bestärkung 
erhalten hat, aber auch allenfalls ohne die Verklarung. 

Der Beweis durch Reisejournal und Verklarung ist fürs 
Erste allerdings als ein Erleichterungsmittel der rechtlichen 
Beurkundung von Seesachen anzusehen. Die Vorfälle zur See 
haben gewöhnlich keine anderen Zeugen ausserhalb des Schiffes, 
ausser der Mannschaft, also ausser den mehr oder weniger un- 
mittelbar dabei Betheiligten, als den Himmel und das Meer. Die 
an sich so zahlreichen gewöhnlichen rechtlichen Beweismittel 
können darum in der Regel gar nicht zur Anwendung kommen 

?. Kaltenborn, Seerecbl II. 9 
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und die strengen Anforderungen des gewöhnlichen rechtlichen 
Beweises mit seinen besonderen Formalitäten müssen demnach 
schon von selbst fallen gelassen werden, w f enn man nicht in 
Seesachen und namentlich in Havariefällen oftmals allen und 
jeden Beweis so gut als unmöglich machen will *). 

Demnach wird denn auch überhaupt beim Beweise in 
Havariefällen weniger auf Formalitäten gesehen, nämlich abge- 
sehen von Schiffsjournal und Verklarung, obgleich man nicht 
mit Klefeker 1. c. sagen darf, dass der Beweis eines zur See 
erlittenen Schadens eigentlich an gar keine Formalität gebunden 
ist und dass er schon gehörig geführt sei, wenn er der Art 
sei, jeden vernünftigen Menschen, also nicht erst in formeller 
Weise den Richter von der Wahrheit des angeblichen Schadens 
zu überzeugen. Das ordnungsmässig geführte Journal und (oder 
nötigenfalls auch allein) die Verklarung sind eben hier die 
nothwendigen Formalitäten. 

Doch ist gewiss auch hier die blosse äussere Form um 
so weniger in Betracht zu ziehen und als relevant anzusehen, 
als Zeit und Ort, sowie die Beschaffenheit dieser eigenthüm- 
lichen Beweismittel des Seerechts selbst, endlich alle anderen 
Umstände der Havariefälle so sehr dem Zufalle unterwarfen sind 
und Gefahr auf der einen und Furcht auf der anderen Seite 
einwirken, um Beobachtung gewisser Formen zu erschweren, 
ja nicht selten unmöglich zu machen. 

Namentlich w-erden die Anforderungen an die Eigenschaft 
der Zeugen der zu beweisenden Facta bedeutend nachzulassen 
sein*), wenn man nicht den Beweis von Havariefällen gemeinig- 
lich unmöglich machen will. Es ist denn auch durchaus in der 
Praxis anerkannt, dass trotz des Dienstverhältnisses zwischen 
dem Schiffer und seinen Leuten das Zeugniss der letzteren 
völlig geeignet ist, die Aussagen des Schiffers zu bekräftigen 
und zu beweisen. Es werden des Schiffsvolks Aussagen nicht 
für suspect gehalten. Dies wird auch wohl noch weiter ausge- 
dehnt. Doch wird man zur Transportation verurtheilte und an- 
dere Verbrecher, die sich auf dem Schiffe aufhalten, nur mit 


1. Vergl. Emerigon 1. c. II. chap. 14. sect. 3. pag. 103. Klefeker, 
1. c S. 46. 

2. Vergl. Emerigon 1. c. und Klefeker 1. c, 


\ 
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Vorsicht als Zeugen anwenden dürfen» selbst in Bezug auf einen 
dieselben an sich nicht betheiligenden 'Seeschaden» ohne dass 
man aber ihr Zeugniss völlig unberücksichtigt lassen würde, 
namentlich im Falle des Mangels anderer Beweismittel. Freilich 
kommt hier Alles auf die Umstände an und ist erst darnach zu 
bemessen, in wie weit jene Verbrecher 1) überhaupt Kenntniss 
der Wahrheit der betreffenden Facta haben können, 2) in wie 
weit sie wahrscheinlich oder bestimmt die Wahrheit sprechen 
werden, 3) in wie weit selbige an der Feststellung des betreffen- 
den Ereignisses in dieser oder jener Weise interessirt sind und 
in wie weit 4) gerade darnach ihre Aussage iür verdächtig oder 
unverdächtig zu halten sei. Natürlich können die Depositionen 
von Verbrechern gegenüber den Angaben wirklich unverdächtiger 
Personen, die jenen widersprechen, keinen Glauben verdienen, 
obgleich sie wenigstens Veranlassung geben müssen zur noch- 
maligen möglichen Controle der geschehenen und für wahr bis 
dahin angenommenen Aussagen. 

Nach den Umständen, wenn nämlich es sonst an anderen 
Beweismitteln fehlt, muss man sich im Seerecht selbst mit dem 
Zeugnisse eines einzigen Seemannes oder auch eines Passa- 
giers begnügen und darnach das Factum als juristisch erwiesen 
betrachten, wenn nur sonst nichts Verdächtiges vorliegt Nament- 
lich wird man aber die Aussagen selbst eines Ofliciers, nament- 
lich des Schiffers oder Steuermannes oder Bootsmannes als einen 
vollen Beweis betrachten *), falls dieselben nur ehren werthe 
Leute sind und in den Umständen nichts Verdächtiges, nament- 
lich in den Details der Angaben selbst nichts Widersprechendes 
hegt Doch wird hier füglich Alles auf das Ermessen des Rich- 
ters nach den Umständen des besonderen Falles ankommen 
müssen. Nur soviel ist überall im Allgemeinen festzuhalten: die 
eigentümliche Natur des Seeverkehres, die mannigfaltigen Ge- 
fahren der See, die meist unmögliche Beobachtung von Formen, 
die leider zu oft mangelnden anderweitigen Beweismittel müssen 
hier den Richter immer eher als sonst irgend in einer anderen 
Rechtssphäre bestimmen, der Billigkeit den freiesten Spielraum 
zu gewähren und möglichst das formelle Recht mit seiner Strenge 
fallen zu lassen. 




3. Klefeker, S. 47. 
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Es steht dann ferner fest, dass gegenüber seinem Ver- 
sicherer der Schiffer (Rheder) allerdings zur Beweisführung 
der erlittenen Havarien verpflichtet ist, denn es ist natürlich, 
dass, wer einen Schaden ersetzt haben wolle, diesen Schaden 
zuvor beweisen müsse, und ferner steht fest, dass es durchaus 
dem Schiffer (Rheder) zu überlassen ist, wie er nun gerade 
diesen Beweis führen w'olle. Doch leidet es auf der anderen 
Seite keinen Zweifel, dass die Versicherer es sich gefallen lassen 
müssen, dass der Rheder diesen Beweis auf Grund des von dem 
Schiffer dem Rheder geführten eigenthümlichen Beweises 
durch die Verklarung sich gefallen lassen müssen. 

Dasselbe wird von der Verbindlichkeit und von der Art 
der Beweisführung der Befrachter gegenüber den Versicherern 
der Ladung behauptet werden dürfen. — Ebenso bei der Bodmerei. 

Der Schiffer dagegen muss gemeinrechtlich für v e r p f 1 i c h t e t 
geachtet werden, gegenüber seinen Rhedern, sowie gegenüber 
den Interessenten der Ladung den Beweis der Havarie gerade 
durch die Verklarung zu liefern. Die meisten älteren und 
neueren Seerechte legen denn dem Schiffer diese Verpflichtung, 
den Beweis gerade so zu liefern, auch ausdrücklich auf und 
manche bestrafen den hierin nachlässigen Schiffer sehr hart. 
Vergl. bereits Bd. I. § 66. Selbst wo Gesetze den Schiffer nicht 
ausdrücklich dazu verpflichten, ist er doch zur Belegung der 
Verklarung verbunden, sobald die Interessenten von Schiff und 
Gut es verlangen. 

Dass aber der Schiffer die Facta des Havariefalles überhaupt 
den Interessenten von Schiff und Gut beweisen müsse, folgt aus 
der Stellung des Schiffers von selbst. Der Schiffer ist seinen 
Rhedern für die tüchtige Führung des Schiffes und den Ladungs- 
interessenten für die Ablieferung der Waaren im gesunden Zu- 
stande unbedingt verantwortlich. Nur die unabwendbare höhere 
Gewalt und im Falle der Havariegrosse namentlich ein den Ge- 
bräuchen der See entsprechendes ordnungsmässiges Benehmen 
schützt den Schiffer gegen Schadensansprüche, wenn er Schiff 
oder (und) Gut entweder gar nicht oder nicht im gesunden, 
im gehörigen Zustande den Rhedern und resp. den Befrachtern 
und deren Destinatären überliefert. An sich können aber in der 
Regel die Schiffs- und Ladungsinteressenten von den Thatsachen 
der höheren Gewalt nichts wissen, ja w f enn dies auch der Fall 
sein sollte, so muss man den Schiffer doch zu der nach den 
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Gebräuchen der See üblichen Beweisführung ihnen für ver- 
pflichtet halten , weil sie diesen ihnen durch den Schiffer ge- 
führten Beweis gegenüber ihren Versicherern und Bodmereigebern 
gemeiniglich nothwendig gebrauchen werden. 

Wenn man demnach das Ganze des Verhältnisses in um- 
fassende Erwägung zieht, so erscheint der durch den Schiffer 
gelieferte Beweis durch die Verklarung wesentlich als eine Art 
von Rechtfertigung der amtlichen Führung des Schiffers, als eine 
Art von Rechenschaftsbericht und Rechnungsablegung, zu wel- 
cher der Schiffer wie jeder andere Geschäftsführer seinen Pa- 
tronen und Auftraggebern unbedingt verpflichtet zu halten ist 4 ). 
Um so mehr wird diese Forderung aber an den Schiffer von 
den Rhedern und Befrachtern gestellt werden dürfen in allen 
den Seeunfällen, wo der Schiffer gegen sie einen Anspruch ver- 
anlasst und sie gerade durch den Seeschaden selbst in ganz 
eigentümliche Verpflichtungen hineingebracht hat, wie dies bei 
der Havariegrossc der Fall ist, indem hier eine Contribution der 
Seeschäden auf das gerettete Schiff und Gut geschieht. 

Es muss aber der Schiffer dem Rheder und den Befrachtern 
diesen Beweis gerade durch die Verklarung liefern, weil gerade 
durch diese die einzige nach den Verhältnissen der Seeschiffahrt 
mögliche Controle über den Kapitain und sein Benehmen während 
der Reise ausgeübt werden kann und weil gerade die Verklarung 
das einzige Beweisdocument ist , auf Grund dessen der Rheder 
und die Befrachter nach Seerecht Dritten, namentlich den Ver- 
sicherern gegenüber einen ordnungsmässigen Beweis ihres See- 
schadens liefern können. Die Verklarung erscheint aber nach den 
Gesetzen und Gebräuchen der verschiedenen Seestaaten als das 
allgemeine Beweismittel, welchem, so lange es unverdächtig er- 
scheint, auch alle dritten Personen und namentlich die Ver- 
sicherer Beweiskraft beilegen müssen. Bei anderen Beweis- 
mitteln, durch welche der Schiffer den Interessenten von Ladung 
und Schiff die Facta des Seeschadens darthun würde, ist dies 
aber nicht der Fall. Demnach ist jeder andere Beweis als durch 
Verklarung für Rheder und Befrachter als ungenügend zu be- 
trachten und ist es schon desshalb der Natur der Sache ange- 


4. Vergl. Pöhls, Seerecht Seite 687 und Pöhla, Bemerkungen Uber 
Havariegrosse S. 45. 
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messen und der Ordnung des Seehandelsverkehres gemäss, dass 
der Schiffer den Beweis gerade durch die Verklarung liefere. 

Daraus ergibt es sich, wie irrig es sei, wenn man die Vor- 
schrift, dass der Schiffer eine Verklarung belegen solle, bloss 
für eine Vergünstigung für denselben und für ein blosses Nach- 
lassen von der Strenge des gerichtlichen Beweisverfahrens hält®). 
Sie ist eine Pflicht für und Controle gegen den Schiffer und 
selbst höhere Gewalt befreit den Schiffer nicht davon, sondern 
entschuldigt ihn nur wegen Nichtbeobachtung etwaniger vorge- 
schriebener Formen, Fristen •) etc. 

Nichtsdestoweniger würde man jedoch dem Schiffer, der 
keine Verklarung belegte, keineswegs allen Anspruch an die 
Schiffs- und Ladungsinteressenten eben desshalb nehmen kön- 
nen, sondern nur behaupten dürfen, dass er verantwortlich 
werde, also dass er jeden Schaden, welcher jenen Personen aus 
dem Mangel einer Verklarung erwächst, ersetzen müsse. Nament- 
lich gehört hieher der Fall, wo ein Ladungs- oder Schiffs- 
interessent wegen mangelnden Beweises keinen Ersatz von seinen 
Versicherern erhalten kann, nämlich natürlich nur in soweit, 
als der Versicherer bei geführtem Beweise zum Ersätze ver- 
pflichtet war; ferner wenn bei der Havariegrossecontribution 
wegen des vom Schiffer verschuldeten Mangels des Beweises der 
Rheder oder Befrachter in Verlust kommt. — Nur wenn der 
Schiffer beweist, dass er in Folge höherer Gewalt (also z. B. 
weil er und seine Leute unmittelbar nach der Havarie, ehe 
man in einen Nothhafen kommen konnte, in Sklaverei geriethen) 
die Verklarung unterlassen habe, ist er von allen Verpflichtungen 
der Art freizusprechen. — Eine fernere natürliche Folge des 
Mangels der Verklarung ist die, dass der Schiffer den Beweis 
des Seeschadens nun auf andere Weise führen müsse. Es kann 
dann wohl kein Zweifel sein, dass an diesen die Verklarung 
ersetzenden Beweis strengere Anforderungen in formeller Be- 
ziehung gemacht werden dürfen, als an die Verklarung selbst. 


5. Roccus, de assec Art. 59. Casaregis, discursus legal, discur. 2. n. 4. 
et disc. 142. n. 12. Marquard, de jure merc. üb. II. c. 13 n. 75. 
Baldasseroni 1. c. n. 8. 

6. So Pöhla 1. c. 690. Anderer Meinung Emerigon L c. II. p. 84. 96. 
Boulay-Paty 1. c. II. 145. 
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Namentlich wird gegen einen säumigen Schiffer immer in ge- 
wisser Weise der Verdacht rege, dass der Schaden entweder 
gar nicht oder doch nicht so als der Schiffer ihn nachträglich 
angibt, geschehen sei, und muss ihm schon desswegen ein for- 
mell schwieriger Beweis zur Sicherung seiner Mandanten auf- 
erlegt werden. Also wird namentlich sein Eid allein oder der 
Eid einiger seiner Leute nicht als genügender Beweis angesehen 
werden können, sondern es wird namentlich mit seiner Mann- 
schaft ein förmliches Zeugenverhör vorgenommen werden müssen. 
Dagegen hiesse es wiederum in den meisten Fällen allen ferneren 
Beweis dem Schiffer unmöglich machen, wenn man hier die 
Anforderungen an die Förmlichkeit des Beweises so hoch steigern 
wollte, dass man dem Schiffer nicht gestatten wollte, den Beweis 
gerade durch die Zeugenaussagen seiner Leute zu führen. In 
der Regel werden andere Beweismittel völlig fehlen *). Doch 
wird man auf das Journal immer ein grosses Gewicht legen 
müssen und es, sofern es nur an sich unverdächtig, allenfalls 
allein schon als Beweis ansehen dürfen. 

Uebrigens war der Schiffer im Falle einer Havarie wie bei 
allen anderen für Schiff oder Gut wichtigen Ereignissen ver- 
pflichtet, den Khedern, Befrachtern und deren Correspondenten 
sobald als möglich Nachricht zu geben, abgesehen von der Pflicht 
zur Verklarung. Hatte er dies schuldbar unterlassen, so erregt 
dies allein schon unzweifelhaft Verdacht gegen sein ganzes Be- 
nehmen in der Havariesache, ja unter Umständen können da- 
durch Zweifel gegen die Existenz des Havariegrossefalles ent- 
stehen. 

Am Bestimmungsorte muss der Schiffer, sobald er anlangt, 
noch vor der Losung den Fall, namentlich bei der Havarie- 
grosse, den Seegerichten, den Consignatären und den Corres- 
pondenten der Rheder anzeigen und alle Anstalten zur Ablegung 
eines genauen und gew issenhaften Rechenschaftsberichtes machen. 
Unterliess er von dem Allen etwas Wesentliches, so wird er 
schon dadurch gegen sich und seiu ganzes Benehmen in der 
Havariesache Verdacht erregen. In allen solchen Verdachts- 
fällen wird die erste Folge die sein, dass der Richter unter 


7. Vergl. Überhaupt Pöhls 1. c, 690. 
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möglichst strenger Beobachtung der gewöhnlichen Förmlich- 
keiten sich inquisitorisch über alle Details des Havariefalles auf 
das Strengste zu informiren hat. 


§. 167. Verklarung, namentlich bei Ilavariegrosse. 

Die Natur der Verklarung ist bereits Band I. $ 66. erörtert 
Hier ist nur Folgendes nachzuholen. 

Die Verklarung erfolgt auf Grund des Journals und zwar in 
Havariegrossefällen namentlich auf Grundlage der in Betreff 
dieser darin gemachten Notizen. Sie ist überhaupt nichts Anderes 
als ein Auszug aus dem Journal, weichen der Schiffer macht, 
doch so, dass er den Inhalt des Journals jedenfalls noch ausführ- 
licher darstellen, auch wohl im Einzelnen ergänzen und berich- 
tigen kann, ohne dass schon darin an sich ein Verdacht gegen 
die Verklarung oder gegen das Journal liegen wird. Der Schiffer 
ist sodann ausserdem zur Edition des Journals verpflichtet und 
wird durch den gesammten Inhalt des Journals der Inhalt der 
Verklarung geprüft werden dürfen. Das Journal ist zwar die 
wahre Grundlage der Verklarung, doch wird man nicht behaupten 
können, dass eine Verklarung schon desshalb keine Beweis- 
kraft verdiene, wenn durch höhere Gewalt das Journal vernichtet 
worden oder weggenommen worden ist und nun die Verklarung 
einzig auf den unmittelbarenAngaben des Schiffers beruht. Dabei 
wird allerdings die Voraussetzung zu machen sein, dass in den 
Umständen des besonderen Falles hier kein Verdacht gegen den 
Schiffer gegeben sei 8 ). Siehe § 170, bes. S. 143 ff. 

Die Verklarung muss Alles in sich begreifen, was die Um- 
stände des erlittenen Schadens ins Licht stellen kann. Sie muss, 
wenn sie zum Beweise der Havariegrosse dienen soll, Alles an- 
führen, wodurch solche gesetzmässig wird und zur Contribution 
verpflichtet: also namentlich die bestimmte Ursache der Gefahr 
und die nähere Charakteristik der Gefahr selbst, in welcher sich 
das Schiff zu der und der Zeit, an dem und dem Orte, bei dem 
Kappen von Tauen, Masten etc. oder bei dem absichtlichen 


8. Klefeker 1. c. S. 50 schliesst die Möglichkeit der Verklarung ganz 
aus, wenn das Journal nicht mehr vorhanden ist. 
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Stranden oder Prangen oder bei der Werfung der Güter etc. oder 
bei dem Einlaufen in einen Nothhafen etc. befand und zu jenen 
Aufopferungen sich veranlasst sah. Ferner, dass durch jene Vor- 
kehrungen die drohende Gefahr abgewandt worden sei. Sodann 
Angabe, ob die Masten gebrochen oder absichtlich gekappt 
sind; ob und welche Güter durch die Werfung beschädigt sind. 

Wenn die Verklarung mit Genauigkeit gemacht werden sollte, 
so würde sie auch besagen müssen, dass das Schiff im guten 
Stande den Hafen verlassen habe, nicht überladen gewesen sei 
und überhaupt Alles, was den Schiffer von einer Schuld an der 
Nothwendigkeit der Werfung, des Kappens, Prangens, Strandens 
etc. frei spricht. Doch geschieht dies nicht immer und überlässt 
man dies meist bei dem Gerichte anzubringen, von welchen zu- 
letzt die Havariegrosse abgethan wird. 

Der Schiffer hat diese Verklarung an dem ersten Orte, wo 
er landet, zu machen. Geschieht dies bloss in Form eines Pro- 
testes ($ 66 Bd I. S. 175), so ist dies eben noch keine eigent- 
liche Verklarung, doch scheint ein solches Document schon geeignet 
und genügend zu sein, auf Grund desselben späterhin eine förm- 
liche Verklarung zu Stande zu bringen. Doch müssen besondere 
Umstände den Schiffer entschuldigen, dass er nicht sogleich eine 
förmliche Verklarung machte, wenn er nicht Verdacht wegen der 
Unterlassung und Verzögerung auf sich laden soll. 

Die Verklarung weicht aber namentlich insofern wesentlich 
von dem eigentlichen und förmlichen Zeugenverhör des gewöhn- 
lichen Prozesses ab, als die Deponenten einseitig oder wenig- 
stens ohne vorhergehende förmliche, verpflichtende Ladung einer 
Gegenpartei vernommen werden. Sie erscheint also überall der 
Form nach mehr als eine öffentliche Bescheinigung und Beglau- 
bigung, hat aber nichts desto weniger im Allgemeinen die Beweis- 
kraft eines förmlichen Zeugenverhöres auch für die gegnerischen 
Parteien, wegen der besonderen Natur des Seeverkehres. 

§ 168. Beweiskraft der Verklarung. 

Sofern nur Form und Inhalt der Verklarung unverdächtig 
sind, giebt die Verklarung einen vollen Beweis für das Factum 
der Havarie. Dabei darf man es mit der Form nicht so genau 
nehmen, den Umständen Rechnung tragen und billiger Weise 
nachträgliche Ergänzung mangelnder Formen gestatten. Wenn 
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sich der Inhalt nur nicht so widerspricht, dass ein Verdacht 
gegen den Schiffer entstehen mag, so wird man nachträgliche 
Ergänzungen und Aufklärungen gestatten dürfen, ohne dass da- 
durch schon die Glaubwürdigkeit der Verklarung leiden könnte. 
Man spricht hier dann von einer sogenannten Nach Verklarung. 
Siehe unten. Uebrigens scheint als ob der Richter einzig nach 
den Umständen des besonderen Falles beurtheilen könne, ob 
solche Ergänzungen und Verbesserungen als unmittelbare An- 
hänge und in der Form der Verklarung oder auf andere und 
mehr förmliche Weise geschehen müssen, namentlich durch 
förmliche Vernehmung der SchifTsleute als Zeugen. Doch möge 
man hier überall Billigkeit walten lassen. 

Die Verklarung kann dann natürlich nur die Begebenheiten 
der Reise beweisen. Mit Recht aber hält Pöhls die Behauptung 
für falsch, dass die Verklarung unbedingt nur Thatsachen be- 
weise, für die keine anderen Beweismittel vorhanden sind. Von 
Zeit der Einnahme der Ladung an darf die Verklarung für alle 
Ereignisse des Schiffes und der Ladung während der Reise bis 
zu deren Beendigung als Beweis dienen und zwar selbst für das, 
was auf dem Lande z. B. im Nothhafen passirte. Die Gegner 
können nicht verlangen, dass der Schiffer diese Facta noch auf 
andere Weise beweise, falls nur von den Gerichten die Verkla- 
rung als ordnungsmässig und beweistüchtig für das in Frage 
stehende besondere Ereigniss erklärt wird. 

Doch steht auf der andern Seite fest, dass ein Schiffer, der 
über ein Ereigniss andere Beweise wirklich hat, und welchem 
durch deren Darlegung keine Weitläufigkeiten entstehen, von 
den Gerichten, soweit es diesen relevanterscheint, füglich ange- 
wiesen werden kann, sie darzubringen. Ferner muss man den 
Schiffer für verpflichtet halten, wenn er bei ordnungsmässiger 
Führung seiner Geschäfte über dieses und jenes Geschäft Belege 
und Beweise nach den Usanzen der Handelswelt haben muss, 
er dieselbe auch neben und bei der Verklarung unbedingt dar- 
bringen und auflegen muss. Die Verklarung kann diese Belege 
in der Regel nicht ^chon ersetzen. Also wird jedem Schiffer es 
obliegen, Quittungen über seine Ausgaben im Nothhafen, ferner 
wo Waaren verkauft sind, Verkaufsrechnungen, Auctionsproto- 
kolle etc., bei Ausbesserung des Schiffes Reparaturrechnungen 
etc. aufzuweisen, und jeder Interessent wird diese als natürliche 
Belege fordern dürfen. Nur in den Fällen, wo solche Belege 
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durch höhere Gewalt untergegangen sind, wird man auch für 
dergleichen Angaben des Schiffers die Verklarung auf Grund der 
Schiffsböcher als genügenden Beweis ansehen dürfen und auch 
in diesen Punkten die Glaubwürdigkeit derselben nicht anzwei- 
feln dürfen, falls nur sonst kein Verdacht gegen den Schiffer 
vorliegt. Siehe § 170. 

Die sogen. Nachverklarung kommt auf zweifache Weise 
vor. Dieselbe enthält nämlich entweder Aufklärungen über That- 
sachen, welche in der ersten Verklarung dunkel und unvollständig 
angegeben sind; oder sie wird belegt, w’eil sich nach der ersten 
Verklarung Thatsachen ereigneten, oder auch erst völlig oder 
richtiger bekannt wurden (z. B. dadurch, dass der besonders 
betheiligte Seemann nachträglich noch erscheint, da man ihn todt 
geglaubt etc), die für Beurtheilung der betreffenden Havarie 
von Wichtigkeit sind. •). Es würde sehr hart sein, wenn man 
im ersteren Falle wie es Pöhls 1. c. 699 thut, verlangen wollte, 
dass der Schiffer die Ergänzungen und Aufklärungen über That- 
sachen, die ihm schon zur Zeit der ersten Verklarung bekannt 
waren, nun allemal durch eine förmliche Vernehmung der See- 
leute als Zeugen zu beweisen habe, so lange nicht die Schuld 
der Dunkelheiten, Lücken etc. dem Schiffer zur Last fallen. 
Blosse Ungenauigkeiten in dem Berichte und Aehnliches wird 
man noch nicht als eine Schuld des Schiffers ansehen dürfen; 
vielmehr muss man gerade dies einem Schiffer zu Gute halten, 
in welchem man in der Regel keinen grossen Stylisten suchen 
darf und welcher nicht selten unter den misslichsten Umständen 
im Nothhafen seinen der Verklarung zum Grunde liegenden 
Bericht hat abfassen müssen. Wenn nun aber vollends gar der 
die Verklarung aufnehmende Beamte (Richter, Consul, Notar) 
die Schuld der Ergänzungen trägt, so wäre es besonders hart, 
dem Schiller dieses durch Auflegung strengerer prozessualischer 
Beweisformen entgelten lassen zu wollen. Siehe § 170. 

$ 169. Beweis des Eigenthums und der Grösse des Schadens an 

Schiff und Gut. 

Wenn die wirkliche und legale Existenz der Havariegrosse 
in der in den vorigen $$ angedeuteten Weise bewiesen worden 


9. Vergl. Emerigon 1. c. II. p. 97. Boulay-Paty 1. c. II, 120. 
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ist, so liegt es denen, welche Ersatz fordern, ob, ihr Eigenthum 
und die Grösse des Schadens an den aufgeopferten Gütern zu 
beweisen. Dies ist der zweite Punkt des Beweises bei der 
Havariegrosse. 

Die Verklarung beweist immer nur das Factum der Havarie 
selbst und die einzelnen Ereignisse derselben. Dagegen muss 
die Grösse des durch die Havarie an Schiff und Gut 
erlittenen Schadens auf andere Weise dargethan werden. 
Dabei stehen sowohl dem Schiffer wie den Interessenten von 
Schiff und Gut alle ordentlichen Beweismittel zu Gebote. Die 
Abschätzung erfolgt namentlich durch Sachverständige, ln den 
grösseren Seehäfen, wo die Aufmachung der Havariegrosse öfter 
vorkommt, sind zu diesem Behufe beständig Personen angestellt. 
Der Beweis der geworfenen, beschädigten, geretteten Güter nach 
Art und Menge erfolgt durch die Connossemente, insofern die 
Inhaber derselben, gleichviel ob sie Selbsteigenthümer oder Com- 
missionäre oder Bevollmächtigte des wahren Eigenthümers sind, 
in dieser Beziehung schon als gehörig legitimirte Eigentümer 
nach Seerecht angesehen werden, ferner durch die Facturen, 
insofern durch diese der Preis derselben bestimmt wird, obgleich 
in letzterer Beziehung die einzelnen Seerechte verschiedene 
Bestimmungen aufstellen. Die Connossemente, Facturen und 
andere Ladungspapiere und Declarationen gelten so lange als 
volle Beweise für die Art und die Menge der betreffenden 
Güter, als den Befrachtern nicht dargethan wird, dass fälschlich 
zu viel oder unrichtig von ihnen angegeben worden ist. Dagegen 
wird auf die entgegengesetzte Behauptung der Befrachter, dass 
in den verlorenen Collis mehrere oder bessere Waaren gewesen, 
in der Regel gar nicht zu hören sein. 

Da solche Güter, über welche keine Connossemente ausge- 
stellt sind, z. B. diejenigen, welche dem Schiffer oder der Mann- 
schaft eigenthümlich gehören etc. etc., der Contribution unter- 
liegen, so bleibt in Ermangelung anderer Beweise des Eigen- 
thumes nichts übrig, als der Eid der als Eigentümer auftretenden 
Personen. Dieser Eid ist wie die Eide bei der Verklarung mehr 
als eine förmliche Bescheinigung, nicht als förmlicher und so- 
lenner Beweis anzusehen 10 ). 


10. Vergl. Hamburg. Assecur. -Ordnung tit. XIII. Art. 23. Klefeker, 
S. 51-53. 
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Es versteht sich von selbst, dass den resp. gegnerischen 
Parteien in allen Fällen der Gegenbeweis zu gestatten ist, wo 
derselbe nach allgemeinen Hechtsgrundsätzen überhaupt thun- 
lich ist. 


§ 170. „Gegenbeweis gegen die Verklarung 1 *). 

Es steht den Interessenten, gegen welche eine Verklarung 
producirt wird, das Hecht zu, einen Gegenbeweis zu führen. 
Dieser Beweis kann I. eigentlicher Gegenbeweis im strengen 
Sinne des Wortes sein, wodurch das Fundament der Verklarung 
vernichtet wird, und 11. ein Beweis selbstständiger Behauptungen 
und Vorbringungen sein, wodurch die an sich nicht als nichtig 
angefochtene Verklarung ganz oder theilwels entkräftet werden 
soll (eigentliche Einrede, Heplik). Letzterer ist denn ganz nach 
allgemeinen Prozessgrundsätzen zu beurtheilen ; doch werden 
jedenfalls diesen gegen die Verklarung auftretenden Interessen- 
ten dieselben Rücksichten zu Gute kommen müssen und wer- 
den sie nach denselben Grundsätzen der Billigkeit zu behandeln 
sein, welche, bei der eigenthümlichen Natur der Ereignisse der 
See, für den Schiffer eine Erleichterung des Beweises in for- 
meller Beziehung bewirken. Also namentlich werden sie sich 
auch auf die Zeugnisse der ganzen oder Einzelner der Schiffs- 
mannschaft berufen dürfen etc. 

Der eigentliche Gegenbeweis beschäftigt sich I) entweder 
damit, zu beweisen, dass die in der Verklarung aufgeführten 
Ereignisse sich überall gar nicht zugetragen haben, oder sucht 
2) nur darzuthun, dass die Verklarung keinen Glauben verdiene 
wegen ihrer Mängel nach Form oder Inhalt. Beides kann aller- 
dings durch dieselben ordentlichen Beweismittel geschehen 
(Zeugen etc.), aber die Wirkung ist natürlich verschieden, 
jenachdem das Eine oder das Andere festgestellt wird. Auch 
können einige in der Natur der verschiedenen Beweismittel 
liegende Modificationen eintreten, die indessen nicht wesent- 
lich sind. 

Im Zweifel stehen dem Gegenbeweisführer alle ordentlichen 


11. Vergl. besonders Pöhls S. 699—703, an den wir nna hier möglichst 
anschliessen. 
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Beweismittel zu und es treten für dieselben im Allgemeinen 
keine besonderen Regeln ein. Doch ist auf folgende Eigentüm- 
lichkeiten hinzuweisen. 

A. Da mit der Verklarung regelmässig kein förmliches 
Zeugenverhör unter förmlicher Ladung der Parteien verbunden 
ist, sondern die Beeidigungen nur als Beglaubigungen und Be- 
scheinigungen für die Aussagen des Schillers erscheinen, so 
brauchen die Gegner der Verklarung die Verklarung nicht un- 
bedingt gegen sich gelten zu lassen und können selbige nach 
ihrem Ermessen bezweifeln und eine neue und förmliche Ab- 
hörung derselben Zeugen der Verklarung, also namentlich der 
bereits vernommenen Schiffsmannschaft verlangen. Diese zweite 
Abhörung ist aber gleichfalls nicht nach den strengen Regeln 
des Zeugenbeweises zu beurteilen. Dabei wird unzweifelhaft 
so viel feststehen, dass, wenn schon die Aussagen der Zeugen 
bei dieser zweiten Abhörung auch noch so sehr das Gegenteil 
von ihren Aussagen bei der Verklarung enthalten, dadurch an 
sich niemals der Beweis des directen Gegenteils als geführt 
angesehen werden könne. Vielmehr wird auch hierdurch nur 
der Verklarung die Beweiskraft genommen, ohne dass die neuen 
Aussagen als juristische Wahrheit angenommen werden dürften. 
Denn die Deponenten, indem sie ihre bei der Verklarung ge- 
gebenen früheren Angaben bei dieser zweiten Abhörung in Ab- 
rede stellen und entkräften, stellen sich selbst als meineidig 
dar, und sodann muss die eine Aussage soviel Kraft haben, als 
die andere, die erste wie die zweite, so dass sie sich mithin 
gegenseitig in ihrer Glaubwürdigkeit aufheben. 

Dagegen wird die zweite Deposition des Schiffsvolkes die 
Glaubwürdigkeit der Verklarung sehr verstärken, wenn die Aus- 
sagen der zweiten Vernehmung mit denen bei der Verklarung 
in den wesentlichen Punkten übereinslimmen oder wenn selbige 
genügende Aufklärung und Ergänzung der dunklen oder lücken- 
haften Verklarungsangaben liefern. 

B. Besonders wichtig für den Gegenbeweis kann das Schiffs- 
journal werden. 

Nach $ 66 bildet dasselbe überhaupt die regelmässige Grund- 
lage der Verklarung. Weichen daher die Bestimmungen des 
Journals von denen der Verklarung ab oder enthält ersteres 
Thatsachen nicht, welche letztere anführt:, so wird das Journal 
unter Umständen geeignet sein, der Verklarung alle Beweis- 
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kraft zu entziehen oder selbige doch mehr oder weniger zu 
schwächen. 

Nicht weniger werden Mängel in dem Journale selbst (z. fi. 
Unordnung, Widersprüche, Rasuren, fehlende Blätter etc.) schon 
an sich und nun vollends in Verbindung mit anderen Beweis- 
momenten oder Verdachtsgründen, wichtige Momente für den 
Gegenbeweis gegen die Verklarung liefern. Denn durch die 
Erschütterung des Fundaments der Verklarung, als welches das 
Journal zu betrachten ist, wird die Verklarung selbst erschüttert. 

Da übrigens der Schiffer das Journal vorzugsweise im In- 
teresse der Schiffs- und Ladungsinteressenten zu führen ange- 
sehen werden muss, ja das Journal von Anfang an eigentlich 
nur als Controle über die tüchtige Geschäftsführung des Schiffers 
in Betreff von Schiff und Gut angesehen werden darf, so ver- 
steht es sich von selbst, dass der Schiffer den Rhedern wie den 
Befrachtern zur Edition des Journals verpflichtet ist. Ja es wird 
dasselbe von allen Schiffsbüchern, die der Schiffer führen muss, 
gelten, denn alle werden vorzugsweise, wenn nicht ausschliess- 
lich, zu dem Zwecke geführt, den Schiffer und seine Geschäfts- 
führung gehörig zu controliren. Durch die Edition des Journals 
wie der übrigen Schiffsbücher kann ja überhaupt erst der 
Schiffer einen genügenden Beweis und eine gehörige Rechen- 
schaft über die Führung der ihm in Betreff von Schifl und Gut 
obliegenden Geschäfte, also über die Erfüllung der ihm gegen 
Rheder und Befrachter obliegenden Pflichten ordnungsmässig 
darthun. Es ist dabei zwar einzuräumen, dass der Schiffer in 
dieser Beziehung vornämlich und direct dem Rheder verpflichtet 
sei, also dass er vorzüglich diesem zur Edition der Schiffsbücher 
verbunden geachtet werden muss. Aber nicht bloss vermöge 
der durch den Frachtcontract eingetretenen Gemeinschaft dürfen 
die Ladungsinteressenten hier an den Rechten des Rheders 
Theil nehmen, sondern es scheint die Beziehung, in welcher 
der Schiffer direct nach der ganzen Natur des Seefrachtver- 
hältnisses steht, der Art zu sein, dass man auch in Bezug auf 
diese Personen gegenüber dem Schiffer die Schiffsbücher und 
namentlich das Journal als gemeinschaftliche Documente be- 
trachten darf. 

Behauptet der Schiffer, kein Journal geführt zu haben, so 
zeigt er sich dadurch als einen sehr unordentlichen, ja im 
höchsten Grade nachlässigen, pflichtvergessenen Schiffer und 
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erregt mit Recht den gegründetsten Verdacht gegen seine ganze 
Geschäftsführung in Betreff von Schiff und Gut Demnach kann 
die, nun einzig durch die Schuld des Schiffers ihres Fundamen- 
tes, nämlich des Journaies entbehrende Verklarung des Schiffers 
von Anfang an nur geringen Glauben verdienen. Allen Glauben 
wird man ihr indessen principiell nicht absprechen können. 
Dasselbe wird gelten müssen, wenn durch Schuld des Schiffers 
das Journal ganz oder auch nur theilweis verloren gegangen 
oder verstümmelt etc. ist. 

Ist dagegen das Journal bei einem Schiffbruche oder sonst 
in Folge höherer Gewalt und überhaupt ohne Schuld des Schiffers 
verloren gegangen oder abhanden gekommen oder ganz oder 
theilweis vernichtet, verstümmelt etc., so kann man wegen 
Mangel des Journals allerdings auch hier der Verklarung von 
Anfang an nicht dieselbe Glaubwürdigkeit wie sonst beilegen. 
Man wird immer annehmen dürfen, dass Schiffer und Schiffs- 
volk, deren Gedächtniss durch die unmittelbar bei oder nach 
den betreffenden Ereignissen niedergeschriebenen Journalnotizen 
nicht zu Hülfe gekommen werden kann, dies oder jenes ver- 
gessen haben oder sich überhaupt nicht mehr deutlich aller 
Umstände erinnern. Doch wird füglich dies namentlich erst 
dann anzunehmen sein, wenn solche Verklarung längere Zeit 
nach der Havarie erfolgte. Auch werden erst anderweitige Um- 
stände geeignet sein, eine solche Verklarung eigentlich zu ver- 
dächtigen, namentlich wenn aus dem Inhalte der Verklarung sich 
Lücken in dem Berichte über das Havarieereigniss ergeben. 
Jedenfalls aber wird man wenigstens eher geneigt sein dürfen, 
den Gegenbeweis gegen eine solche auch rein zufällig der 
Journalgrundlage ermangelnde Verklarung zu versuchen oder 
doch eine besondere Controle gerade durch eine nachträgliche 
zweite Abhörung der Schiffsmannschaft über das Havarieereig- 
niss in einem förmlichen Zeugenverhöre zu veranstalten. Und 
der Richter scheint hier nach der Natur der Sache die Pflicht 
zu haben, dieses Zeugenverhör so scharf und speziell als mög- 
lich und unter Beobachtung der strengsten juridischen Formali- 
täten zu machen, um gerade dadurch möglichst den reinen That- 
bestand der Havarie zu Tage zu fördern. 

C. Auch alle übrigen Belege, welche der Schiffer über seine 
Geschäftsführung beibringt und beibringen muss, als Quittungen 
über Zoll-, Lootsen-, Hafen-, Quarantäne -Gelder, Verkaufs- 
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reehnungen, Auctionsprotokolle etc. können nach ihrer Form 
wie nach ihrem Inhalte, auch nach Zeit und Ort der Abfassung, 
nach Beschaffenheit der Person des Ausstellers, Aufnehmers, 
der etwanigen Zeugen etc., unter Umständen wichtige Momente 
für den Gegenbeweis liefern, und zwar sowohl überhaupt als 
namentlich für die Grösse des Schadens etc. Doch scheint es, 
als ob sich hierüber weniger allgemeine Grundsätze aufstellen 
Hessen und dass hier vielmehr Alles auf die Umstände des be- 
sonderen Falles ankomme. Es ist hier also dem Ermessen der 
Parteien oder auch des Richters Alles anheimzugeben. 

D. Für die anderen zulässigen Beweismittel lassen sich 
keine besonderen Regeln aufstellen, sondern gelten die allge- 
meinen prozessualischen Rechtsgrundsätze. Namentlich wird 
auch hier beim Gegenbeweise überhaupt Vieles dem freien Er- 
messen des Richters überlassen bleiben. Sodann ist festzuhalten, 
dass dieselben Beweismittel in verschiedenen Verhältnissen nach 
Bewandtniss der Umstände verschiedene Resultate in Bezug auf 
die Glaubwürdigkeit der Verklarung hervorbringen können, 
namentlich jenachdem der SchiiTer und seine Leute mehr oder 
minder gerechtfertigt oder verdächtig dastehen. 

E. Die Wirkung des Gegenbeweises muss aber hauptsäch- 
lich in folgenden bestimmt auseinander zu haltenden Fällen 
verschieden sein: 

1) Der Beweis des directen Gegentheils von den in der Ver- 
klarung behaupteten Thatsachen muss natürlich dem SchiiTer 
jeden auf die von ihm fälschlich angeführten Thatsachen 
begründeten Anspruch nehmen. 

2) Der Beweis dagegen, dass die Verklarung keinen vollen 
Glauben verdiene, kann diese Wirkung nicht unbedingt 
haben. Wird der Mangel der Beweiskraft durch Umstände 
herbeigeführt, welche nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
für den Schiffer die Natur eines Zufalles haben, z. B. wenn 
die Schiffsmannschaft beim zweiten Verhör das Gegentheil 
von dem aussagt, was man bei der Verklarung angegeben 
hatte, so muss es ihm freistehen, die Wahrheit dessen, was 
er durch seine Verklarung deponirt hat, auf andere Weise 
darzuthun. Der bessere Beweis wird hier nie abzuschneiden 
sein, denn damit, dass die Verklarung (nun wegen der 

v. Kaltenborn, Seerecbt II. 10 
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entgegengesetzten Depositionen beim zweiten Zeugenyer- 
höre) noch nichts oder vielmehr nichts mehr beweiset, ist 
noch nicht ausgemacht, dass das Unerwiesene (eben die 
Depositionen des Schiffers in seiner Verklarung) nun auch 
unwahr sei. 

Ist dagegen der Mangel der Beweiskraft der Verklarung 
einer Schuld des Schiffers zuzuschreiben, so ist demselben 
auch dann noch nicht allgemein das Recht des besseren 
Beweises abzusprechen, sondern wird hier allemal die spe- 
zielle Natur der einzelnen Handlung zu berücksichtigen sein, 
die man dem Schiffer in dieser Beziehung zur Last legt. 
Erst darnach wird zu bemessen sein, ob der Gegenbeweis 
der nach Form oder Inhalt mangelhaften Verklarung bald 
mehr bald weniger gegen den Schiffer beweise und ob 
man diesen letzteren zum besseren Beweise zulassen solle 
oder nicht. Der Schiffer, welcher z. B. bloss ein Versehen 
in der Form beging, wird billiger Weise nicht von der 
Befugniss ausgeschlossen werden, einen besseren Beweis zu 
liefern oder die Formalitäten noch nachträglich zu erfüllen 
etc. Derjenige dagegen, der betrüglich handelt, also z. B. 
derjenige, welchem nachgewiesen wird, dass er Matrosen 
erkaufte, Passagiere bestach, seine Bücher fälschte etc., ist 
von Rechtswegen so anzusehen, als ob er keine Verklarung 
belegt habe und verliert consequenter Weise überall seine 
Rechte aus einer Verklarung oder wird sonst zum Schadens- 
ersätze verpflichtet. Vergl. Pöhls 1. c. 

Endlich kann es keine Frage sein, dass den Schiffs- 
und Ladungsinteressenten untereinander oder gegen ihre 
Versicherer in allen Füllen der bessere Beweis gestattet 
werden müsse ia ). 

$ 171. Ort des Beweises. 

Die Rechtfertigung der Verluste und Kosten, welche die 
gemeinschaftliche Havarie bilden, und überhaupt die ganze Auf- 
machung, Berechnung und Vertheilung der Havariegrosse ge- 
schieht an dem Löschplätze (Spanisches Recht I. c. Art. 945), 


12. PiAntanida 1. c. I. p. 13 sq. 
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überhaupt wo die Heise endigt (Holl. Recht 1. c. Art. 722), und 
zwar in der Regel auf Ansuchen des Kapitains, mit Vorladung 
und Anhörung sämmtlicher anwesenden Interessenten oder ihrer 
Commissionäre. Span. Recht 1. c. Art. 045. Holl. Recht Art. 724. 
Doch versteht sich die Bestimmung des Holland. Rechts 1. c. 
Art. 722 von selbst; nämlich vorausgesetzt, dass nicht die Par- 
teien über den Ort dieser Aufmachung andere Bedingungen 
zuvor gemacht oder nachträglich noch andere Bestimmungen 
getrofTen haben. Dort muss denn das ganze Be weis verfahren 
stattfinden. 

Ist der Ort der Löschung oder Beendigung der Reise für 
die betreffenden Schiffs- und Ladungsinteressenten als Ausland 
anzusehen, so wird es allerdings fürs Erste darauf ankommen, 
ob die Behörden und Gerichte dieses Landes solchen Ausländern 
in dieser Sache Gehör geben und Recht sprechen wollen. Im 
entgegengesetzten Falle würden die SchifTs- und Ladungsinteres- 
senten nur privatim ihre Havariegrosse daselbst aufmachen und 
abthun können. Wollen sic sich dazu nicht verstehen, so wird 
die Berechnung in dem Hafen der Ladung oder überhaupt in 
einem Heimathshafen oder auch wohl am nächsten Platze, wo 
die Aufmachung regelrecht erfolgen kann, geschehen können, 
ln streitigen Fällen wird von der einen Partei am besten die 
Klage dort erhoben, wo Schiff und Gut oder doch der grösste 
theil der gegnerischen Güter und Parten sich befinden, sofern 
die dortigen Behörden die Klage annehmen wollen. Sonst wird 
am zweckmässigsten die Klage am Wohnorte der anderen Partei 
zu erheben sein. Das forum contraclus conclusi wird nicht 
seiten rein zufällig sein und eine Durchführung der Klage da- 
selbst schwer werden. Sind viele an verschiedenen Orten 
wohnende Interessenten vorhanden und siqd zufälliger oder ab- 
sichtlicher Weise die Gegenstände der Havariegrosse nicht mehr 
beisammen vorhanden, so wird eine Durchführung der Klage 
sehr schwierig sein. Das Beste ist dann immer, an dem Wohn- 
orte der am meisten betheiligten Personen die Klage zu erheben. 
Natürlich wird man den Schiffer zur Verantwortung ziehen und 
zur Entschädigung anhalten dürfen, wenn durch seine Schuld 
den Schiffs- und Ladungsinteressenten die Aufmachung und 
Abthuung der Havariegrosse erschwert oder gar unmöglich ge- 
macht wird. 


10 * 
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Das Holl. Recht 1. c. Artikel 723 bestimmt noch: Bei einer 
Einstellung einer Reise innerhalb Landes (Holland) oder bei 
Strandung von Schiften allda, wird die Rechnung und Verkei- 
lung der Havariegrosse angefertigt an dem Orte, von wo die 
Schifte innerhalb dieses Landes abgegangen sind oder hätten 
abgehen müssen. — Ferner heisst es ebendaselbst Artikel 725: 
Bei einer gänzlichen Einstellung der Reise unterwegs oder bei 
dem Verkauf der Ladung in einem Nothhafen, beides ausserhalb 
Landes (Holland) vorfallend, ist die Forderung, Berechnung und 
Verkeilung des Schadens zu machen an dem Orte, wo eine 
solche Reiseeinstellung oder ein solcher Ladungsverkauf statt- 
tindet. — Diese Bestimmungen scheinen sachgemäss zu sein. 


§ 172. Fortsetzung. 

Es ist aber gereeht und billig, dass die Aufmachung der 
Havariegrosse in der Regel am Löschplätze geschehen soll, 
weil dies der Ort ist, wo der Schifter die Waaren abliefert und 
mithin gerade dort die Gemeinschaft von Schiß 1 und Ladung 
aufzuhören im Begriff ist. Ferner lässt sich hier eigentlich allein 
oder doch am leichtesten der Betrag des contribuirenden Werkes 
und des Schadens ausmitteln. Endlich sind ja, wenigstens ge- 
wöhnlich, gerade hier die Empfänger der Güter, welche die 
Contribution angeht und welche ja den Gesetzen dieses ihres 
Wohnortes, des Löschplatzes, unterworfen, mithin hier am 
besten zu belangen sind. 

Es versteht sich dann von selbst, dass die Aufmachung vor 
der Ablieferung der Waaren geschehen muss oder dass diese 
letzteren wenigstens zuvor zum Behufe der Havariegrosseberech- 
nung abgeschätzt werden. In streitigen Fällen ist Deponirung 
nöthig. Uebrigens wird allemal möglichst schnell die Ausladung 
zu bewerkstelligen sein, damit die Güter nicht durch das zulange 
Liegen im Schiffe verderben oder sonst (namentlich wenn das 
Schiff bei der Havarie sehr beschädigt) neuen Gefahren ausge- 
setzt werden. 

Jede Aufmachung an einem anderen Orte als dem Lösch- 
plätze nach Verabfolgung der Güter etc. und überhaupt nach 
mehr oder weniger grosser Aufhebung der Gemeinschaft zwischen 
Schiff und Gut führt zu unendlichen Weitläufigkeiten, stürzt in 
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unabsehbare Prozesse und wird nicht selten zu gar keinem 
Resultate führen können, indem der Thatbestand der Havarie- 
grosse, ihrer Schäden und Beiträge nach einmal aufgehobener 
oder auch nur gestörter und verkümmerter Gemeinschaft sehr 
schwer, meist nur unvollkommen und nicht selten gar nicht mehr 
festgestellt werden kann, namentlich wenn die zu belangenden 
Personen in allen Welttheilen wohnen. Desswegen wird man 
die Pflicht des Kapitains zur gehörigen Zeit und am gehörigen 
Orte die Havarie aufzumachen, als sehr strenge ansehcn müssen. 
Seine Nachlässigkeit und Saumseligkeit wird hier seine Rheder 
und Befrachter leicht in grosse Nachtheile bringen. Manche 
Gesetze verpflichten den Schiffer ausdrücklich, dafür zu sorgen, 
dass die Aufmachung geschehe. Es liegt aber diese Pflicht auch 
in der Natur der Sache begründet. Der Schiffer nach seiner 
eigentümlichen Stellung gegenüber den Rhedern wie den 
Ladungsinteressenten muss für das bei der Havariegrosse so 
wesentlich concurrirende gemeinschaftliche Interesse von beiden 
Parteien sorgen. Die Ladungsinteressenten kann man zu dieser 
Besorgung nicht besonders für verpflichtet halten, denn sie sind 
einander, ausser der Leistung ihres Beitrages, zu nichts weiter 
verbunden. Die Rheder aber werden gerade vorzugsweise durch 
den Schiffer repräsentirt. Ueberdies ist der Schiffer bei einer 
Beschädigung des Schiffes (durch Prangen, Stranden) jedenfalls 
derjenige, welcher (im Namen der Rheder allerdings) eine For- 
derung macht. Bei Beschädigung der Ladung oder beim Werfen 
soll aber gerade er den Eigentümern Ersatz leisten, zu dem 
ihm nur alle Interessenten von Schiff und Gut contribuiren 
müssen. Regt im letzteren Falle der Schiffer die Aufmachung 
und Contribution nicht an, beweist er also dabei seine Berech- 
tigung der Werfung etc. eben wegen des Havariegrosse -Falles 
nicht, so wird man ihn zur persönlichen Haftung für allen den 
Ladungsinteressenten durch jene Werfung etc. verursachten 
Schaden anhalten dürfen. Es tritt dann wenigstens die Prä- 
sumtion ein, dass der Schiffer zu jenen absichtlichen Beschä- 
digungen nicht berechtigt gewesen war, dass der Fall nicht in 
Havariegrosse gehört habe etc. Dasselbe wird dann zu sagen 
sein von der Pflicht und Haftung des Schiffers gegenüber der 
Rhederei, wenn der Schiffer schuldbar die Aufmachung unter- 
lässt. Vergl. Pöhls, S. 743. Siehe unten J 178 n. XI. 
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Der Löschplatz wird nicht selten der Nothhafen sein und 
dies wird nicht bloss in dem Falle geschehen , wenn das Schiff 
wirklich unfähig geworden ist, seine Reise von dort aus fortzu- 
setzen, sondern auch, wenn die Ladungseigenthümer oder deren 
Beauftragte dem Schiffer die Fortsetzung der Reise untersagen, 
indem sie ihm die volle oder theilwei9e Fracht, nach Massgabe 
einer zu treffenden Vereinbarung oder soweit darüber gesetz- 
liche Bestimmungen bestehen, zahlen und über ihre Waaren 
anderweitig disponiren, also selbige im Nothhafen veräussern 
oder mit anderer besserer, schnellerer Gelegenheit oder nach 
anderen Orten verschicken. In streitigen Fällen wird allerdings 
die Aufmachung und Durchführung der Havariegrosse im Noth- 
hafen manche Schwierigkeiten haben, besonders da Schiffs- und 
Ladungsinteressenten daselbst nicht wohnen , auch dort wohl, 
nach den eigenthümlichen Gesetzen des Landes nicht belangt 
werden können etc. Siehe § 171 13 ). 

Setzt dagegen das Schiff mit der Ladung seine Reise 
nach dem Bestimmungshafen fort, so tritt das Forum des Lösch- 
platzes ein. 

Wenn die Havariegrosse sich in der Nähe des Abgangshafens 
ereignet oder doch kein anderer Nothhafen in der Nähe ist, so 
wird das Schiff bisweilen geradezu in den Abgangshafen zu- 
rückkehren. Dann muss dort die Havariegrosse aufgemacht 
werden. Die Sache ist dann hier ebenso einfach als am Lösch- 
plätze. Die Ladungsinteressenten sind hier natürlich dann regel- 
mässig noch gar nicht die destinirten Empfänger der Waaren, 
denn diese können regelmässig zu der Zeit noch in keiner Ge- 
meinschaft mit Schiff und Gut stehen, falls sie nicht bereits 
beim Abgänge der Waaren ausnahmsweise und aus irgend einem 
Grunde als den Casus tragende Eigentümer angesehen werden 
mussten, sondern in der Regel die Absender oder Befrachter l4 ). 


13. Benecke, System IV. S. 150 und principles p. 326. verwirft die 
Aufmachung der Havariegrosse im Zwischen- oder Nothhafen un- 
bedingt. Azuni 1. c IV. pag 5. will sie hier unbedingt zulassen. 
Auch Pöhls S. 743 ist unserer Ansicht. 

14. Die Hamburg. A. und H O. Titel XXI. Artikel 13 sagt: „Wenn 
„einem Schiffe oder Ladung auf der Hinreise einiger Schaden 
„zustösst, so kann derselbe an dem Orte, da die Löschung ge- 
schieht, wohl regulirt werden.“ — Das Gesetz ist zwar etwas 
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An welchem Orte aber auch die Regulirung der Havarie- 
grosse geschehen mag, so ist dieselbe nach den Gesetzen 
und Gewohnheiten dieses Ortes (siehe § 171) einzurich- 
ten. Wenn also z. B. ein Preuss. Schill von der Ostsee nach 
Bordeaux bestimmt, daselbst mit Havariegrosse ankommt, so 
wird diese in Bordeaux nach Französischen Gesetzen und Ge- 
brauchen berechnet und daselbst bezahlt werden. Wenn aber 
eben dieses Schiff zu Hamburg als in seinen Hafen einlauft und 
daselbst die Gemeinschaft von Schiff und Gut aufgehoben wird, 
so wird die Havariegrosse zu Hamburg und zwar nach Hamb. 
Gesetzen und Gebräuchen rcgulirt und bezahlt. Dieses forum 
rei sitae, wie man’s nennen möchte und was sich vielleicht 
noch besser als forum solutae communionis ex havaria magna 
enatae bezeichnen lässt, und die Regulirung nach den Seerech- 
ten dieses Forums scheint durchaus in der Billigkeit und in 
der Natur der Sache begründet zu sein. Der Schiffer, welcher 
Havariegrosse hat , darf wohl vorzugsweise als Creditor, die 
Ladungsinteressenten aber dürfen als Debitores angesehen wer- 
den und sind also letztere, welche man regulärer Weise bereits 
in der Person der Empfänger ersehen darf, bei der Aufstellung 
eines solchen Forums und bei der Unterwerfung unter dieses 
Lokal- und Landesrecht in Bezug auf Havariegrosse gerade 
ihrem ordentlichen Forum und ihren ordentlichen Gesetzen 
unterworfen. Dies wird wenigstens auf den regulären Fall 
passen, dass die Empfänger oder deren Repräsentanten an dem 
bestimmten Orte wohnen und überhaupt die Annahme der Güter 
sich gefallen lassen oder gefallen lassen müssen. Das ist denn 


dunkel, denn es redet überhaupt vom Seeschaden, ohne Havarie- 
grosse ausdrücklich zu nennen. Indessen ist an sich klar, dass nur 
diese darunter verstanden wird. Havarie particulär, oder eigent- 
licher Schaden für den Assecuradeur, muss in dessen Forum be- 
rechnet werden. — Die Worte des Gesetzes sind auch mehr im 
Sinne einer lex permissiva als praeceptiva abgefasst. Indessen wird 
es doch in Hamburg allemal so wie oben im Text gesagt, mit dem 
Forum des Löschplatzes gehalten. Vergl. Klefeker 1. c. und Preuss. 
Allg. Landrecht II. 8. $ 1845 — 47, woraus wenigstens dem Sinne 
nach gefolgert werden muss, dass die Gesetze des Orts anzuwenden 
seien, wo die Dispache aufgemacht wird. Siehe Koch, Preuss. 
Recht I. $ 444. S. 746, _ 
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die Regel und würde man die anderen Fälle analogisch ent- 
scheiden müssen. Dass aber bei der Rückkehr von Schiff und 
Ladung in den Abgangshafen nach dortigen Gesetzen die Con- 
tribution erfolgen müsse, ergibt sich von selbst und sind hier 
die Befrachter in derselben Lage, wie die Empfänger am Lösch- 
plätze. Aber auch im Nothhafen würde analoger Weise dasselbe 
statuirt werden müssen, obgleich die Analogie hier ihre Schwierig- 
keiten hat. 

Demnach thut man noch besser, dieses Forum und diese 
Gesetze des Ortes aus anderen Gründen zu verkheidigen. Es 
handelt sich bei der Regulirung der Havariegrosse überhaupt 
nicht um die Personen der Befrachter J und Empfänger, sondern 
gerade um das Quantum ihrer in das Schiff geladenen Güter, 
über deren Belauf in der Regel keine Haftung für sie hier vor- 
liegt. Demnach scheint es billig, dass die Gesetze des Ortes 
zur Anwendung kommen, wo sich diese Sachen sammt dem mit 
ihnen in Gemeinschaft stehenden Schiffe befinden. Dazu ist zu 
erwägen, dass gerade an diesem Orte, weil er doch der nächste 
ist, den man nach dem Seeschaden in der Regel anläuft, es am 
leichtesten ist, den ganzen Thatbestand festzustellen. Dies wird 
aber nur durch Leute dieses Ortes geschehen können und diese 
kennen ordentlicher Weise nur ihres Orts und Landes Gesetze 
und Usanzen. Demnach ist es das Beste, dass überall darnach 
die Havariegrosse abgemacht wird. 

Endlich würde das Gegentheil, die Wahl irgend eines an- 
deren Rechtes, in der Durchführung seine grossen Schwierig- 
keiten haben. Es ist nicht selten, dass theils die Absender, 
theils die Empfänger in den verschiedensten Ländern und oft 
sehr weit von einander wohnen. Welches Recht wollte man 
nun zur Anwendung bringen? Und welche Weitläufigkeiten 
würde die grosse Entfernung der einzelnen Ladungsinteressenten 
machen! Jeder Ladungsinteressent würde aber auf das Forum 
und das Recht seines Ortes und Landes provociren können und 
würde dann eine gleichförmige und übereinstimmende Reguli- 
rung unmöglich sein, da es nicht selten der Fall sein würde, 
dass an den verschiedenen Wohnorten der Ladungsinteressenten 
ganz verschiedene Gesetze gelten. Die Bestimmungen über 
Contribution in Havariegrosse in den verschiedenen Seestaaten 
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weichen ja in vielen wesentlichen Punkten von einander 
ab **). 

Ferner gebe ich in dieser Beziehung noch Folgendes zu 
erwägen. 

Nach gemeinem Civilrecht möchte man leicht zu der For- 
derung kommen, dass das Forum und das Recht des Ortes zur 
Anwendung zu bringen, wo die Gemeinschaft entstanden ist, 
also forum contractus. Ich betrachte aber die Gemeinschaft 
nach Havariegrosse nur entfernt durch die Verbindung von Schiff 
und GutvermittelstdesLadenszu Stande gebracht. Es scheint 
mir durch das Factum der Havariegrosse noch eine eigen- 
tümliche, neue unmittelbare Gemeinschaft von Schiff und Gut ent- 
standen zu sein, welche gewöhnlich im offenen Meere sich macht. 
Dort ist das Forum contractus oder besser communionis inci- 
dentis. Dort ist aber kein Richter. Drum ist es am natür- 
lichsten, das Recht des nächsten Hafens, wo die Gemeinschaft 
von Schiff und Ladung aufgehoben wird, zur Anwendung zu 
bringen. Wer Waaren in ein Schiff verladet, contrahirt zwar 
von Rechtswegen die Verbindlichkeit, sie zum allgemeinen Besten 
im Fall der Noth zum Opfer zu bringen, und im Verhältnis 
beizutragen, wenn dieses Opfer das Eigenthum Anderer betrifft, 
damit diese dafür entschädigt werden. Doch nur eventuell. Die 
Gemeinschaft in dieser Beziehung tritt erst mit dem Factum der 
Havariegrosse selbst ein. 

Durch Verträge können, wie bereits $171 angedeutet, die 
Parteien allerdings besondere Bestimmungen über das Forum 
und über die zur Anwendung zu bringenden Gesetze feststellen, 
auch durch passende Nebenbestimmungen die hier sich dar- 
bietenden, angedeuteten Schwierigkeiten heben oder mildern. 
Indessen hat letzteres seine grossen Schwierigkeiten und wird 
demnach die grösste Vorsicht anzuwenden sein. Das Forum 
und das Recht des Löschplatzes empfehlen sich überhaupt durch 
ihre ungemeine praktische Bedeutung, durch die Leichtigkeit der 
Anwendung und Durchführung. 

Da übrigens in allen Seestaaten die Aufmachung der Havarie- 
grosse entweder gerichtlich geschieht oder durch einen vom 
Staate dazu autorjsirtep Mann (Dispacheur, resp. Dispache- 


15. Vergl. Klefeker |. c. S. 71 und Rmerigon L c. I. p. 652. 
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Collegium) besorgt wird, so entstehen allerdings über Regulirung 
der Havariegrosse nicht so leicht Streitigkeiten. Sollte indessen 
eine Partei, also der Schiffer oder die Ladungsinteressenten oder 
der eine oder andere von den letzteren mit der Regulirung des 
Gerichts oder des Dispacheurs nicht zufrieden sein, so muss 
nothwendig die Beschwerde darüber bei dem Gerichte dessfalls 
angebracht und von diesem entschieden werden. Ein solcher 
Streit kann z. B. entstehen, wenn der Schiffer glaubt, dass ihm 
der Schade nicht hinlänglich vergütet wird, oder wenn die Ein- 
lader meinen, es sei ihnen von dem Schaden zu viel aufgebürdet 
worden. 

Wenn nun Schiffs- und Ladungsinteressenten als Fremde 
in dein Orte zu betrachten sind, wo die Havarieaufmachung ge- 
schieht, was namentlich bei einem Einlaufen in einen Notbhafen 
leicht der Fall sein kann, so kann es wohl geschehen, dass diesen 
Fremden der Rechtsspruch verweigert wird. 

So spricht die Franz. Jurisprudenz den Fremden wenigstens 
im Allgemeinen das Recht ab, andere Fremde vor Französischen 
Gerichten zu belangen* •). Doch ist die Praxis in Handels- und 
namentlich Seesachen in Frankreich milder und erkennt das 
Recht der Fremden an 17 ). 

So lange man aber noch in Seekriegen feindliches Privat- 
eigenthum als gute Beute ansieht, wird die Aufmachung in einem 
feindlichen Hafen füglich nicht geschehen können. 


16. Ausdrückliche Gesetze bestimmen das nicht. Der Appel hof zu 
Colmar führte davon als Grund an: „dass man Unterthan des 
„Staats sein müsse, um auf den Schutz seiner Gerichte Anspruch 
„zu haben.“ Der Spruch des Appelhofs ist vom 30. Decbr. 1815. 
Vergl. Sirey, recueil g£n£ral des lois et des arrets 1817 II. 62. und 
Th. Pütter, Fremdenrecht (Leip. 1845) S. 28. 

17. Auf Grund des Code de procedure civ. Art. 420. Vergl. Pütter 
1. c. Und das ist denn als die Praxis wohl aller civilisirten Staaten 
heutzutage anzusehen. 
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Kapitel VII. 

Regulirung der Havariegrosse. 

$ 173. Einleitung *). 

Da die Havariegrosse zum allgemeinen Besten von Schiff 
und Gut gemacht wird, so ist nichts billiger, als das? alle die- 
jenigen, deren Eigenthum durch diesen vorsätzlich dem Schiff 
oder der Ladung oder beiden zusammen zugefügten Schaden 
gesichert worden ist, denselben auch gemeinschaftlich über- 
nehmen müssen. Placuit, heisst es schon L. 2. $2. D. ad leg. 
Rhod., omnes quorum interfuisset jacturam fieri, conferre oportere. 
Dieser Grundsatz gibt die allgemeinste Regel zur Vertheilung 
des Schadens unter die Schiffs- und Ladungsinteressenten, 
oder wie man es gewöhnlich nennt: über die Contribution 
zur Havariegrosse, also über die Grundsätze in Betreff der Bei- 
tragspflicht jedes einzelnen Interessenten zur Deckung des ge- 
meinsamen Schadens, überhaupt zur sog. Aufmachung, Re- 
guli rung der Havariegrosse. 

Es sind aber sämmtliche Eigentümer des Schiffes wie der 
Güter zur Deckung des gemeinsamen Schadens verbunden. Es 
wird nämlich der Schaden, der doch unmittelbar nur die ein- 
zelnen Interessenten und deren Eigenthumsstücke trifU durchaus 
als eine gemeinsame Sache, als eine gemeinsame Calamität be- 
trachtet, welche aber nach einem gewissen Verhältnisse auch 
den unmittelbar Verletzten trifft. Nämlich es liegt keineswegs 
der Gedanke bei der Contribution zum Grunde, dass der Scha- 
den des Einzelnen diesem von den übrigen Interessenten von 
Schiff und Ladung völlig vergütet werde, obgleich iin Römischen 
Rechte in dieser Beziehung unklare Begriffe herrschen, sondern 
vielmehr der, dass dieser Schade des Einzelnen von allen In- 
teressenten gemeinsam, also namentlich auch von dem Ver- 


1. Vergl. besonder« Klefeker l. c. S, 54. 
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letzten nach einer richtigen Proportion mitgetragen werde. 
Demnach ist die Bestimmung des Römischen Rechtes (L. 2. 
pr. D. 1. c), dass nur die geretteten Güter (also die Interes- 
senten, quorum merces servatae sind) beitragen, wenigstens un- 
genau. Auch die geworfenen und beschädigten Güter müssen 
mit contribuiren und deren Eigenthümer müssen 'einen Theil 
des Schadens selbst tragen, nämlich als Glieder der, durch die 
Havariegrosse unter den Schiffs- und Ladungsinteressenten pro 
rata des Werthes ihres Eigenthums an Schiff oder Ladung ent- 
standenen Gemeinschaft; nur durch die verhältnissmässigen Bei- 
träge cler übrigen Interessenten können sie eine Entschädigung 
verlangen. Siehe bereits § 161. Bd. II. S. 70. 

Für das durch den vorsätzlich verursachten Schaden ge- 
rettete Leben freier Menschen wird allerdings nichts gezahlt»). 
Denn dies iSF" kelhfcr^gCt^^ g werth. Dagegen wo es noch 
Sklaven gibt, zieht man meist dföse so gut wie Sachen zur 
ContriBütion , denn sie haben einen besti mrinten ^pecühiären 
WerJPE7*Dies ist auch Englische Praxis. Abbott (67447T Siehe 
aber oben § 163 Bd. II. S. 82. 

Uebrigens erkennen zwar .alle neueren sowie schon die 
mittelalterlichen Seerechte obige allgemeinen Grundsätze über 
die Contribution an, dagegen sind sie doch in der Anwendung 
derselben verschieden von einander, indem sie eines Theils 
Modificationen der leitenden Grundsätze aufstellen, theils durch 
besondere und an sich willkürliche und darum möglicher Weise 
in den verschiedenen Ländern verschiedene und doch nicht un- 
vernünftige positive Zahlenbestimmungen die abstracten Begriffe 
der Praxis auszuführen suchen. 

Es ist im Allgemeinen gleichviel, auf welche Summe der 
Verlust desjenigen sich beläuft, der durch Havariegrosse gelitten 
hat. Allerdings im Assecuranz- und Bodmerei-Verträge ist dies 
anders, indem hier in gewissen Fällen gar keine Rücksicht auf 
den Seeschaden genommen wird, wenn er sich nicht auf eine 
gewisse Summe beläuft, gewisse Procente des Werthes beträgt. 
Bei der Contribution zur Havariegrosse wird regelmässig jeder 
Seeschaden berechnet und vergütet. Doch enthalten manche 


2. L. 2. § 2 D h. t. Corporum liberorum aestimatio nulla fieri poteat. 
Emerigon I. p. 643. Abbott (6) S. 447. 
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Particularrechte auch in dieser Beziehung eigentümliche Be- 
stimmungen *) und Vertrüge sümmtlicher Ladungsinteressenten 
können dies für alle insgesammt willkürlich festsetzen. 

Es ist nun zuerst zu erörtern, welches die Gegenstände der 
Contribution sind und wie der Werth der zur Contribution zu 
ziehenden Gegenstände zu berechnen sei. Siehe § 174 — 178. 
Sodann ist die Berechnung der Seeschaden an Schiff und Gut 
zu machen. Siehe § 179 ff. ; und endlich ist die eigentliche Auf- 
stellung der Havariegrosserechnung darzulegen. 


§ 174. Effecten, frei von Contribution 3 4 5 6 ). 

Nach den Auseinandersetzungen des vorigen § ist es klar, 
dass Alles, was zu der Zeit des Havariegrosseereignisses sich am 
Bord des Schiffes befand nebst dem Schifie selbst, zur gemein- 
samen Deckung des Schadens contribuiren müsse, also im All- 
gemeinen 1) das Schiff, 2) die Ladung und 3) die Fracht als 
nothwendiger Zubehör des Schiffes. 

i 

Ferner ist nicht abzusehen, warum Geld, edle Metalle, Ju- 
welen, Edelsteine und zwar nach ihrem wahren Werthe nicht 
contribuiren sollten 4 ). Es ist auch kein Grund vorhanden, ge- 
münztes Geld bloss nach seinem inneren Werthe •) contribuiren 


3. Das Spanische Recht 1. c. Art. 965 bestimmt, dass eine Havarie- 
klage mehr als ein von Hundert des Gesammtwerths von Schiff 
und Ladung betragen mUsse, wenn sie in den Gerichten angenom- 
men werden soll. 

4. Klefeker I. c S. 54. Benecke, System IV. S. 141. und prin- 
ciples pag. 305. Stevens essay on average P. I. ch. I. sect. 2. 
Abbott 1. c. P. III. ch. VIII. n. 14. Emerigon 1. c. chap. 22. 
p. 639. Boulay- Paty 1. c. IV. p. 549. Weij tsen 1. c. § 22. 
Piantanida 1. *c. II. 160; besonders Pöhls 1. c. S. 717 ff. 

5. Dies ist auch Englische Praxis. Abbott (6) IV. 9. § 14. S. 447: 
to their full value. Magens 1. c. 62 63. Doch contribuirt mit 
Recht dergleichen auch in England und Frankreich nicht, wenn es 
bloss zum Privatgebrauch der Passagiere oder Mannschaft, nicht als 
Handelsartikel am Bord ist. Abbott 1. c. Emerigon I. 645. 

6. Placat Philipps II. Tit. vom Schipbrekinghe Art. 7. 
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zu lassen, da dasselbe für seinen Eigentümer den Werth hat, 
zu welchem er es ausgeben kann; und zwar wird füglich der 
Werth dieses gemünzten Geldes nach dem Curse des Lösch- 
platzes zu bestimmen sein 7 8 9 ), wie ja überhaupt alle Güter nach 
dem Marktpreise des Löschplatzes regelmässig zu contribuiren 
haben. Auch die Bestimmung des W is b y’schen Seerechts 
Art. 38, dass Geld und Pretiosen nur zur Hälfte ihres Werthe9 
beitragen, galt nur particularrechtlich, wie nach Klefeker S. 60 
in Hamburg nach der Praxis; auch war es Observanz in 
Amsterdam *). Uebrigens schwebte bei diesen irregulären 
Bestimmungen wegen der Contribution des Geldes etc. wohl dies 
als Grund vor, dass diese Effecten wegen ihrer Handlichkeit 
schneller und leichter zu retten sind, namentlich da sie in der 
Regel der besonderen Obhut des Schiffers übergeben sind und 
in dessen Cajüte lagern. 

Dagegen I. ist mit Recht Alles das, was die Seeleute und 
Passagiere von dergleichen Kostbarkeiten an ihrem Leibe tragen, 
also namentlich deren Ringe, Uhren, Ketten, Brochcn etc, von 
der Contribution frei ®), da hier von einer Bergung durch eine 
Opferung zu gemeinem Besten in keiner Weise die Rede sein 
kann; der Träger rettet vielmehr dergleichen unmittelbar durch 
die Rettung seiner Person und so gut wie diese nicht zu con- 
tribuiren hat, so auch consequent jene einzig durch die Person 
selbst geretteten Effecten. 


7. Dies ist ausdrückliche Bestimmung des Holl. Handelsgesetzbuchs 
Art. 727. Absatz 5. Stevens 1. c. Art. 1. will allerdings gemünztes 
Geld nur dann contribuiren lassen, wenn es als Fracht geladen sei; 
und, sagt er, gäbe es keine Autorität dafür, dass Geld zur Havarie 
zahlen müsse. Allerdings das unter den Reiseeffecten der Passagiere 
mit befindliche Geld wird in der Regel nicht contribuiren, auch 
nicht was man selbst rettet, namentlich an seinem Leibe etc. 

8. Vergl. Park, on insurances p. 145. Verwer, Nederlands Seerechten 
S. 112. Weijtsen 1. c. § 23. 

9. Wisby Seerecht 1. c. Placat Philipps II. 1. c. Solche Güter konnten 
ja überhaupt nicht geworfen werden Auch die Bestimmung des 
Preuss. Rechts 1. c. § 1876: „Hat bei einem Schiffbrücke Jemand 
„die ihm zugehörigen Sachen an sich genommen und mit eigener 
„Lebensgefahr gerettet, so kann ihm davon kein Beitrag abgefordert 
„werden“, lässt sich hieher ziehen. Siehe n. IV. Note. 
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II. Befreit sind ferner von der Contribution die Provision 
des Schiffs und alle Victualien, wie auch nach neuerem Rechte 
die Ammunition des Schiffes, Pulver, Kugeln etc. 1 ®). Doch wird 
man dies mit dem neueren Preuss. Rechte 1. c. § 1872 ff. auf 
den Bedarf für Hin- und Rückreise füglich beschränken müssen. 
Das Mehr erscheint als reine Waare. Klefeker S. 63. Dagegen 
ist es völlig einerlei, ob die Provision zum allgemeinen Gebrauch 
oder zum Behuf einzelner Personen eingeschifft ist Das scheint 
schon in der Parömie zu liegen. Die zur See sind alle 
gleich reich. Müssen doch im Fall der Noth die Passagiere 
ihren besonderen Proviant (gegen Entschädigung allerdings) zum 
allgemeinen Besten hergeben **). 

III. Kleider, Gage und die sog. Führung, also noch mehr die 
blosse Bagage der Schiffsmannschaft. Das Preuss. Recht 1. c. 
$ 1874 so unbedingt und ebenso das Franz. Recht I. c. Art. 419. 
Pardessus 1. c. c. 745 ,a ). Ebenso die Hamb. Assec. O. XXII. 
Artikel 7. nimmt Provision, Kriegsmunition, der Officiere und 
Equipage, Kleider, Gage und Volksheuer aus. Die Schwed. 
A. O. von 1750 nennt nur die Kleider, welche man gebrauchet 
und den Reisevorratb. Das Holl. Handelsgesetzbuch Art 731 
erwähnt nur die Kleidungsstücke und Lebensmittel, will aber 
wohl das Uebrige nicht ausgeschlossen haben. Das Spanische 
Handelsgesetzbuch Art. 958 nimmt aus: Kriegs- und Mund- 
vorräthe des Schiffes, die bereits getragenen, zum Gebrauch des 
Kapitains, der Officiere und des Schiffsvolks (sowie Art. 959 der 


10. Wegen Proviant Hamb. A O. Tit. 22. Art. 7. Hamb Statut II 1«. 
Art. 2. L, 2. $ 3. D. 14. 2 Wegen Proviant und Munition: Altes 
Preuss. Recht 1727 cap. 8. Art. 36. Preuss. Allg. Landrecht II. 8. 
§ 1872 ff. Die Engl. Praxis nach Abbott 447. Holl. Handelsgesetz- 
buch Art. 731. — Grotius introductio in jus belg. III. 22. p. 202 
(der Holl. Ausg.) schloss die Munition aus. 

11. Vergl. Eisenhart, Grundsätze des Deutschen Rechts in Sprich- 
wörtern. (2. Ausg. Leipzig 1792.) S. 413. 

12. Doch »nd die Bestimmungen des Französ. Code nicht sehr genau. 
Pardessus 1. c. stellt aber die obige Ansicht unbedingt auf. In der 
Ordonnanz von 1681 III. 8. Art. 11 werden les loyers et Ies hardes 
des matelots genannt. 
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am Bord befindlichen Ablader, Supercargos und Passagiere'*) 
dienende Wäsche und Kleidungsstücke. 

Doch müssen natürlich die Seeleute von den Waaren, die 
sie über ihre Führung mitgenommen haben, contribuiren. 014ron 
Seerecht Art. 8 in f. Wisbv Art. 20. Preuss. Seerecht 1727 1. c. 
Cons. del mare cap. 128. 129. Hamburg. Statut XVI. Artikel 7. 
„mehr dann seine bescheidene Führung“. Das Lübische 
Recht Üb. VI, tit. 2. Art. 1. bestimmte aber, dass dieses Mehr 
über die Führung nicht contribuire, „sofern über einen 
halben Last schwer nicht geworfen wird“. Das Con- 
silia t cap.» 129 sagt: „dass, wenn ein Matrose die Führung für 
„sein eigen Geld gekauft hat, indem er nämlich seine Heuer 
„noch nicht empfangen, falls dem Schiff, mit welchem er fährt 
„und worin er die Führung verladen hat, ein Unglück über- 
,, kommt, dieser Matrose gehalten sei, zu dem Werfen verhält- 
„nissmässig für so viel als die Führung gekostet hat oder werth 
,,ist, d. h. zum Belaufe alles Geworfenen, beizutragen. Wenn 
„aber der Schiffer dem Matrosen eine Gunst erwiesen und vor 
„Antritt der Reise ihm seinen Lohn (zum Theil) vorgeschossen 
„hätte, so soll letzterer für die Hälfte der Heuer zu keinem 
„Beitrage für die Werfung verpflichtet sein. Wenn aber die 
„Führung mehr gekostet hätte als die halbe Heuer beträgt, so 
„sind die Schiffsleute schuldig, für das Mehr beizutragen, und 
„für so viel, als die Führung mehr kostet oder werth ist, als 
„die Hälfte des (empfangenen?) Heuergeldes beträgt. Und w r enn 
„der Schiffer die vorbesagte Gunst nicht erweisen will und die 
„Schiffsleute die gedachte Führung selbst kaufen müssen, so 
„sind sie schuldig, wenn geworfen wird, dazu beizutragen, alles 
„dergestalt, wie oben gesagt worden ist. Jedoch zu welcher 
„Zeit auch der Schiffer den Schi ffsleuten die Heuer 
„gebe und bezahle, so sind sie von der Stunde an zu nichts 
„weiter wegen ihrer Führung verpflichtet, als für dasjenige, was 
„sie mehr gekostet hat, als die halbe Heuer beträgt, und 
„daher ist dieses Kapitel gemacht.“ Der letzte Absatz scheint 


13. Insoweit der Werth der Sachen einen jeden dieser einzelnen Per- 
sonen des Art. 959 nicht mehr beträgt, als der Werth von solchen, 
wovon der Kapitain keinen Betrag zu geben hat. 
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denn aber gerade die anderen Bestimmungen zum Theil auf- 
zuheben ,4 ). 

Diese Ausnahmen zu Gunsten der Equipage sind wohl aus 
einem natürlichen Billigkeitsgefühl sowie aus der Erwägung her- 
vorgegangen, dass die Seeleute schon durch ihre schweren 
Dienste zur Rettung von Schiff und Gut genug contribuiren. 
Auch spricht dafür die Rücksicht darauf, dass sie ihre Gage 
nicht versichern dürfen und dass sie sich bei solcher Begünsti- 
gung leichter zum Werfen entschlossen werden. 

Auch das Englische Recht lässt die Volksheuer nicht con- 
tribuireu, ist aber in Bezug auf den Sold des Schiffers zweifel- 
haft. Stevens Art. 3, 

IV. Häufig werden auch die Kleider und die gewöhnlichen 
Reiseeffecten der Passagiere ausgenommen ,& ). Siehe die Citate 
der vorigen Nummer III. So das Preuss. Recht 1. c. $ 1875. 76. 
Code de commerce Art. 419 wenigstens nach Pardessus Inter- 


14. Die strengen Bestimmungen des Röm. Rechts L. 2. § 2. in f. D. 
ad leg. Rhod. sind unpraktisch. Uebrigens gibt es einen Fall, in 
welchem man bisweilen die Volksheuer zur Contribution hat heran- 
ziehen zu müssen geglaubt, nämlich der Fall der Ranzionirung des 
Schiffes, wo also Schiff und Gut aus den Händen von Kapern oder 
Corsaren losgekauft wurden Auch war dies früher selbst in Frank- 
reich durch die Praxis anerkannt. Pothier 1. c. n. 122. Valin 
1. e. sur Part. 20. (III. 3). E m e r i g o n 1. c. ch. 12. 5. 4. n. 7. 
Be necke, System IV. 143, principles 308. Stevens 1. c. Art. 3. 
Indessen wenn bei einer solchen Ranzionirung die Summe des 
Loskaufs zum Theil auch für die Befreiung der Seeleute von 
Gefangenschaft und resp. Sklaverei gegeben werden mag, so 
scheint doch kein genügender Grund vorhanden, desswegen die 
Regel der Havariegrosse hier Umstürzen zu müssen, da ja bei jeder 
gewöhnlichen Rettung durch Ilavaricgrosse gemeiniglich neben Schiff 
und Gut sogar das Leben der Seeleute als gerettet angesehen 
werden muss und trotzdem die Seeleute ihre Volksheuer nicht zu 
contribuiren brauchen. 

15. Abbott 1. c. P. III. ch. VIII. n. 14. Emerigon I. p. 645. Beneke, 
System IV. S. 144. Das Preuss. Recht 1. c. § 1876 nimmt auch 
Sachen aus, die Jemand von seinem Eigenthum an sich genommen 
und mit eigener Lebensgefahr gerettet hat. Dies scheint richtig, 
ist aber streng zu interpretiren. S. oben Note 9. 

v. Kaltenborn, Seerecht II. 
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pretation, der aber nur von Kleidern und Pretiosen spricht, die 
man am Leibe trägt. 

Also alle diese Nr. I — IV. genannten Güter brauchen 
nicht zu contribuiren, wenn sie gerettet sind; dagegen 
wird der Werth aller dieser geworfenen und be- 
schädigten Gegenstände durch Vertheilung über alle 
anderen Güter erstattet. Vergl. Holl. Handelsgesetzbuch 
Art. 731. 

V. Havarie- und Bodmereigelder. S. § 204. Abschn. VIII. 
Auch Sehwed. A. u. H. 0. 1750 sub Abschnitt Havarie Art. 111. 
Vergleich der Kopenhag. Assec.-Compagnie Abschnitt Havarie- 
rechnungen Art. X. — S. § 165 n. XXV. * 

VI. Die Bestimmung des Preuss. Allgem. Landrechts 1. c. 
§ 1872. 73, dass Waaren, die schon vor dem Seeunfalle gelost 
w'aren oder erst nachher eingeladen worden sind, nicht con- 
tribuiren, versteht sich überall von selbst. 

VII. Die Bestimmung des Preuss. Rechts 1. c. 1877, dass 
nicht contribuire, was ein Befrachter durch Taucher für eigene 
Rechnung aus dem Meere herausholen lässt, ist wohl dahin zu 
beschränken, dass die Gemeinschaft der Schiffs- und Ladungs- 
interessenten zuvor ihre Ansprüche auf Herausholung dieser 
Güter aufgegeben haben müsse. 

Schwer einzusehen ist es, wie man zu der Behauptung ge- 
kommen ist: was keine Fracht bezahle, contribuire auch nicht 
zur Havariegrosse 19 ). Zur Aufstellung dieser Kegel ist durch- 
aus kein Grund vorhanden, da die allgemeine Regel, was ge- 
rettet worden, müsse contribuiren, hier ihre volle Anwendung 
leidet, und man durch die Ausnahme offenbar gestatten würde, 
dass sich der Eine mit dein Schaden des Anderen be- 
reichere: etwas was völlig gegen die Natur der Havariegrosse 
streitet ,7 ). 


16. Langenbeck 1. c. S. 171. Weddercop 1. c. lib. IV. tit. 1. §27 
p. 171. Stevens 1. e. Part. I. ch. I. sect. 2. Art. 1. 

17. Vergl, Pöhls 1. c. S, 719. 
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§ 175. Insbesondere von der Contribution des Schiffes*®). 

Obgleich es keinem Zweifel unterliegt und in allen Par- 
ticularseerechten ausdrücklich ausgesprochen ist, dass das Schilf 
zur Contribution herangezogen werden müsse, so weichen doch 
die einzelnen Gesetze in der näheren Bestimmung der Art und 
Weise von dieser Contribution des SchilTes sehr von einander ab. 

Das Römische Recht sagt nur: Dominus etiam navis pro 
portione obligatus est. L. 2. § 2. D. ad leg. Rhod. Doch wird 
L. 4. $ 2 in f. eodem die Beschränkung aufgestellt, dass die 
Summe des eigenen Schadens nicht grösser sein dürfe, als die- 
jenige, welche man contribuiren müsse, weil Keiner doppelt 
verlieren soll. 

Die Seerechte des Mittelalters und der neueren Zeit ent- 
halten aber eigenthümliche und sehr mannigfaltige besondere 
Bestimmungen. Das Recht von Olöron Artikel 8 und noch die 
Franz, ordon. des rivieres 1615 Art. 16. 17. lassen dem Rheder 
die Wahl, ob er von dem Schilfe oder von der Fracht con- 
tribuiren wolle; dagegen gesteht das Seerecht v. Wisby Art. 38 
das Placat Philipps II. Titel von Schipbrekinghe Art. 6 und die 
Verordnung für die Börse von Antwerpen Art. 9. dem Eigner 
der Ladung diese Wahl zu. Die Rotterd. A. O. Art. 114 lässt 
aber den Schilfer für dasjenige, was von beiden (Schiff oder 
Fracht) am meisten beträgt, contribuiren, und dies war über- 
haupt sehr lange Zeit Holl. Recht. Siehe Verwer 1. c. annot. 
118. — Das Consolato del mare aber cap. 94. 96. n. 1. cap. 97. 
n. 1, ferner die Verordnung Peters von Aragonien von 1340 die 
Usanz von Livorno (nach Klefeker S. 66 und Baldasseroni’l c 
S. 126), die Franz. Ordonnance 1681 liv. III. tit. 8. Art. 7 und 
ebenso Code de comm. fr. Art. 417 ziehen das Schilf (und die 
Franz. Rechte auch die Fracht) nur zur Hälfte ihres Werthes 

heran (Code de comm. ä proportion de leur valeur au lieu du 
d^chargement). 

Andere Secrechte stimmen zwar darin überein, dass sie das 
Schiff zur Contribution fiir den ganzen Werth verpflichten. 


18. Vergl. bes. Pöhls 1. c. 720 ff. 
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weichen aber in der näheren Bestimmung dieses Werthes sehr 
von einander ab. Das Preuss. Allgem. Landrecht II. 8. § 1868, 
sowie auch schon das alte Preuss. Seerecht von 1727 cap. VIII. 
Art. 33, endlich das Span. Handelsgesetzbuch Art. 955 Absatz 3 
(wie es dort heisst: in seinem derzeitigen Zustande) *•), lassen 
das Schiff nach seinem wahren Werthe, wie es aus der See 
kommt, also am Löschplätze contribuiren. Dieser Werth ist 
nötigenfalls, wenn sich die Interessenten nicht einigen können, 
durch Sachverständige zu ermitteln. Die Hamburg. A. O. 1731 
TH. XXL Art. 8. bestimmt zwar auch allgemein, dass das Schiff 
„nach dem wahren Werthe in dem Stande, wie es aus der See 
„kommt“, contribuiren solle; doch ist, nach Klefeker I. c. S. 65 
Note, zu diesem Werth hinzuzurechnen aller Schaden, der in 
Havariegrosse vergütet wird. Z. B. das Schiff wäre 10,000 Thlr. 
werth und die gekappten Taue und geschnittenen Segel betrügen 
5000 Thlr., so müsste das Schiff von 15,000 contribuiren. Es 
ist das zwar, wie wir sogleich zeigen werden, nach allgemeinen 
Grundsätzen richtig, indessen ist diese praktische Ansicht schwer- 
lich aus den Worten des Gesetzes herauszulesen, sondern man 
ist damit über die Bestimmungen des Gesetzes selbst hinausge- 
gangen. — Die Schwed. A. und H. O. 1750 bestimmt, däss 
festzuhalten: „der eigentliche Werth des Schiffes, in dem Stande, 
„in welchem es aus der See gekommen und wie verordnete 
„Besichtigungs- und Taxirungsmänner solchen befunden haben; 
„wenn aber das Schiff oder der grösste Theil davon in der 
„Police zu einem gewissen Werthe eingesetzt und taxirt worden 
„ist, so bleibt es bei der geschehenen und angenommenen 
„Taxirung.“ Die Convention zwischen der Kopenhag. A. Comp. 
1746 (Abschnitt Havarierechnung Art. XL) bestimmt Letzteres 
gleichfalls, ist aber unvollständig, indem sie nichts über den Fall 
erwähnt, wenn das Schiff in der Assecuranz nicht taxirt ist* 0 ). 


19. Vergl. auch Verordnung Philipps II.. Ordonnanz von Bilboa, Ord. 
von Portugal. Die Russische Ordnung der G&ndelsschiffahrt 
Hpt. 12. Art. 249 bestimmt, dass das Schiff oder Fahrzeug, sowie 
die Waaren nach dem Preise geschätzt werden sollen, wofür selbige 
am Anlandeorte hätten verkauft werden mögen, abgerechnet den 
Zoll, die Fracht, die Löschungskosten und die Kosten des Trans- 
ports auf dem Zoll. 

20. Diese beiden Schwedischen und Dänischen Seeordnungen sind leider 
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Auch nach Englischer, jedoch hier schwankender Praxis 
kam es vor, die Taxe in der Police zum Grunde zu legen, 
nachdem aber der Betrag des theilweisen Verlustes davon ab- 
gezogen worden ist. Siehe Stevens 1. c. sectio II. Art. 2 at ). 
Abbott aber sagt von England pag. 447. In this country the 
owners contribute to the value of the ship at the end of the 
voyage: vergl. Kent 1. c. 242. 

Diese abweichenden Bestimmungen der einzelnen Seerechte 
zeigen wohl zur Genüge das Schwierige der Lösung dieser Frage. 
Jedoch scheint sich uns dieselbe in folgender Weise nach den 
Principien des Havariegrossinstitutes entscheiden zu lassen und 
dabei ein unmittelbares Anschliessen an die Praxis der vor- 
nehmsten Staaten möglich zu sein. 

Es ist ein allgemein anerkannter Grundsatz, dass in Bezug 
auf die Beurtheilung der zur Contribution zu ziehenden Gegenstände 
auf den Zeitpunkt des Havariegrosscreignisses selbst gesehen 
wird und alle Sachen, die der Zeit SchilT und Gut constituirten, 
heranzuziehen sind. Bei den Gütern sieht man dann allerdings, 
um deren Werth zu beurtheilen, wenigstens regelmässig, nach 
dem Marktpreise am Löschplätze. Siehe $ 177. Und dies ist 
richtig, denn die Bestimmung der Güter ist ja in der Regel die, 
dort verkauft zu werden. 

Doch lässt sich dies nicht auf die Berechnung des zur Gon- 
tribution zu bringenden Schiffswerthes anwenden. So gut näm- 
lich wie die geworfenen, verkauften Güter zur Gontribution 
herangezogen werden, und dies keinen anderen Zweck hat, als 
dadurch den Gesammtwerth der Ladung zur Zeit des Havarie- 
grossunfalles möglichst zu gewinnen, — so muss auch das von 
dem Schiffe und seinen Geräthen durch die Havariegrosse Ver- 
lorene, Beschädigte etc. mitcontribuiren, wenn nicht der Schiffer 
zum Nachtheil der Ladungsinteressenten unbilliger Weise bevor- 


niebt gehörig genug rubricirt und nach Zahlen abgetheilt, um 
jeden einzelnen Passus genau citiren zu können. Der Text nebst 
Uebersetzung steht bei Magens, Versuch über Assec. und die be- 
treffenden Stellen daselbst S. 709 und 1059. 

21. Magens 1. c (siehe Stevens in der Note) verwirft für die Havarie- 
grosse diese Policentaxe. Uebrigens ist zu bemerken, dass er bereits 
vor 120 Jahren schrieb. 
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zugt werden soll. Es fordert dies der Grundsatz der Gleichheit. 
Also wenn man auch füglich den Werth des Schiffes im Lösch- 
plätze als ersten Anhalt für die Bestimmung seines Contributions- 
werthes nehmen mag, so muss man doch noch dazu rechnen 
den Betrag der dem Schiffe durch die Havariegrosse geschehenen 
Schäden und Verluste. Erst so erhält man wenigstens an- 
näherungsweise den Gesammtwerth des Schiffes zur Zeit des 
Havariegrossereignisses. 

Ueberhaupt wird es principiell nicht leicht bezweifelt wer- 
den können, dass eigentlich Schiff und Gut contribuiren müssen 
ganz in dem Bestände, in welchem sie sich unmittelbar bei dem 
Eintritte des Havariegrossefactums befanden. Freilich dies zu 
bestimmen, ist sehr schwierig, ja kann überhaupt nur an- 
näherungsweise geschehen. Doch hat es bei den Waaren 
weniger Schwierigkeiten, indem dieselben durch den Transport 
an sich nicht so sehr leiden und also am Löschplätze wesent- 
lich noch eben so viel wert!» sind, als am Orte und zur Zeit 
des Havariegrossefactums, falls nicht besondere Umstände Be- 
schädigungen herbeiführten. Freilich ist die Werthberechnung der 
im Löschhafen beschädigt ankonnnenden, oder gar geworfenen, 
im Nothhafen verkauften etc. Güter für die Zeit des Havarie- 
grossefactums nachträglich nicht so leicht zu berechnen und 
kann nur annäherungsweise richtig aufgestellt werden. Es sei 
denn, dass man unbedingt den in den Facturen angegebenen 
Preis der Güter als Norm für deren Werth annehmen wollte; 
was aber nicht praktisch scheint, da hiermit der Willkür man- 
cher Spielraum gegeben wäre. Siehe § 177. 

Dagegen ist es bei dem Schiffe anders. Ein Schiff nutzt 
sich durch jede, einiger Massen lange Reise ab, sei es am 
Rumpf, Kiel, Steuerruder, sei es an den Masten, Raaen, sei es 
an den Segeln oder der Takelage. Es wird also weniger werth. 
Man bezeichnet diese natürliche Abnutzung des Schiffes mit dem 
Ausdrucke: Slitage. Diesen Verlust muss nun jedenfalls der 
Rheder selbst und allein tragen. Er bekommt durch die Fracht 
volle Entschädigung dafür. 

Es ist nun klar, dass wenn das Havariegrossefactum sich 
längere Zeit nach dem Termin der Abreise zugetragen hat, das 
Schiff zur Zeit des Seeunfalles bereits durch die Slitage mehr 
oder weniger abgenutzt sein musste, besonders je nach dem 
Wind und Wetter der Fahrt günstig waren oder nicht etc., und 


Kap. VII. Kegulirung der Havariegrosse. $ 175. 167 

dass mithin sein Werth zur Zeit der Seenoth nicht mehr der 
war, welchen das Schiff im Abgangshafen hatte. Dazu kommt, 
dass man selten unmittelbar beim Abgänge 3es Schiffes dasselbe 
sachverständig und unter gehöriger Beglaubigung der gewissen- 
haften Abschätzung taxiren lässt und dass es in der Kegel sehr 
schwer, wenn nicht unmöglich sein wird, späterhin diesen Werth 
des Schiffes, wie er unmittelbar vor dem Abgänge desselben 
gewesen sei, festzustellen. — Die Angaben des Werthes in den 
Assecuranzpolicen beruhen bekanntlich meist nur auf unge- 
fähren Abschätzungen und können also hier nicht zum richtigen 
Massstab dienen, obgleich es in manchen Ländern, wie oben 
gezeigt, üblich ist aa ). — Dazu wird es ungemein schwierig sein, 
genau anzugeben, wie hoch der Werth des Slitageschadens zur 
Zeit der Seenoth gewesen sei. Obgleich hier wenigstens eine 
ungefähre Schätzung durch die beeidigten Zeugnisse der 
Mannschaft, sowie nach den Regeln der Erfahrung nicht unmög- 
lich ist und dazu hier, im Seerecht, wo es auf Billigkeit vor- 
zugsweise ankommen mag, überall genügen möchte. Mithin 
wird man den zur Contribution zu ziehenden Werth des Schiffes 
allerdings in der Weise berechnen können und dabei zu einem 
ziemlich richtigen Resultate gelangen müssen, dass man I) den 
Werth des Schiffes beim Abgänge aus dem Hafen der Abreise 
feststellt und 2) davon die Slitage abzieht, sowie, was sich von 
selbst versteht, etwanige particuläre Havarie, die sich vor dem 
Havariegrosseunfalle ereignete. Doch wie gesagt, es hat diese 
Berechnung wegen des meist mangelnden Fundamentes des 
Schiffswerthes bei der Abreise seine grossen, oft unüberwind- 
lichen Schwierigkeiten a3 ). 


22 Auch Benecke, principles p. 311 sq. mischt die Police hinein. 

23. Ucbrigens entscheidet sich Pöhls 1. c. S. 722 für diese Berechnung 
der Contribution des Schiffes. Ebenso Stevens 1. c. der da sagt: 
die Methode erweiset sich auf jeden Fall als die beste, welche dem 
Werthe des Schiffes beim Absegeln am nächsten kommt, nachdem 
davon der verbrauchte Proviant und Vorrät he, ferner die 
gewöhnliche Abnutzung der Reise, und die etwa vor der Havarie- 
grossenoth vorgefallenen particulären Havarien abgezogen wer- 
den. Und in der Note sagt er zur Verteidigung dieser Ansicht: 
Zur Bestätigung des Princips, den Werth des Schiffes darnach an- 
zunehmen, was es beim Antritt der Reise werth war, ist zu be- 
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Desswegen ziehe ich folgende Bestimmung und Berechnung 
vor, die sich auch mehr an die Praxis des Seerechtes in den 
vornehmsten Staaten wenigstens anschliesst und im neuesten 
Holland. Hechte ausdrücklich festgesetzt ist Das Hamburgische, 
Preussische, Spanische, Französische, Holländische und, zum 
Theil das Schwedische Recht stimmen alle wenigstens darin 
überein, dass sie den Werth des Schiffes im Löschplätze als 
mehr oder weniger ausschliessliches Fundament für die Berech- 
nung der Contribution annehmen. Es scheint dies zweckmässig, 
denn jedenfalls lässt sich hier der Werth des Schiffes überall 
leicht feststellen; sodann ist dies nach Analogie der Waaren, 
die ja auch vorzugsweise nach dem Werthe des Löschplatzes 
contribuiren. Es kann nun zwar nicht geläugnet werden, dass 
hier die Handelsconjuncturen des Ortes und der Zeit den Werth 
des Schiffes bald höher, bald geringer stellen werden. Indessen 
würde dergleichen Variation auch bei der Bestimmung des Werthes 
im Abgangshafen eintreten können und ist überhaupt im Handels- 
und Seeverkehr als etwas so Natürliches und Unumgängliches 
zu betrachten, dass man füglich daran keinen Anstoss nehmen 
kann für die Berechnung der Contribution a4 ). 

Doch ist diese Berechnung nach dem Werthe des Schiffes 
in seinem Löschplätze immer nur als Fundament zu gebrauchen. 
Es ist aus den bereits oben angegebenen Gründen dazu der 
Werth von den Seeschäden des Schiffes durch die Havariegrosse- 


merken. wie ein Rheder sein Schiff absendet, in der Absicht, dass 
es ihm wieder zurückgebracht werden soll. Er sendet es nicht aus, 
wie ein Kaufmann einen Ballen Güter, um im Löschplätze verkauft 
zu werden. Die Summe also, wofür der Rheder Gefahr läuft, ist 
der Werth des Schiffes in dem Hafen, wo es zu Hause gehört, und 
kein imaginärer Werth — Das ist denn auch N ordamerik. Recht. 
Vergl. Kent, commentaries on American law tom. III. Part. V. 
lect. 47. n. 8. Seite 243. The value of the vessel lost is estimated 
according to her value at the port of departure, making a 
reasonable allowance for wear or tear on the voyage up to the 
time of the disaster. 

24. Pöhls 1. c. S. 723 nimmt aber hieran sehr grossen Anstoss und ver- 
wirft vorzüglich desshalb die Berechnung des Schiffswerthes nach 
dem Bestände im Löschhafen überhaupt als Fundament zur Con- 
tribution. 
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noth hinzuzurechnen, damit man den wahren Werth des SchitTes 
zur Zeit der Havariegrosse immer mehr möglichst aufßnde. 

St i tage wird auch noch zu berücksichtigen sein. Doch 
wird man sich hüten müssen, die Abnutzung, welche unmittel- 
bar aus Havariegrossebeschädigungen des Schiffes entspringen» 
als blosse Slitage zu bezeichnen oder gar vielleicht dieselbe Ab- 
nutzung bei der Aufstellung des Havariegrosseschadens und nun 
wiederum bei Berechnung der Slitage aufzustellen. Die Slitage 
wird hier natürlich nur die natürliche Abnutzung des SchilTcs 
von Zeit des Havariegrossunfalles bis zur Zeit der Ankunft im 
Löschhafen sein und diese wird zu dem bisher aufgefundenen 
Werthe des Schiffes hinzugerechnet, damit eben das Mehr 
des Werthes herauskomme, welchen das Schiff zu jener Zeit 
hatte. 

Endlich muss die in der Zeit von dem Havariegrossefactum 
bis zum Einlaufen in den Löschplatz passirte kleine Havarie be- 
rechnet und deren Werth gleichfalls zum bisher gefundenen Facit 
des Schiffswerthes hinzugerechnet werden. 

Die Totalsumme gibt annäherungsweise den wahren Werth 
des Schiffes zur Zeit der Havariegrosse und hiernach hat das 
Schiff an der Contribution Theil zu nehmen. 

Hiermit stimmt denn auch im Wesentlichen das neueste 
Holländische Hecht Artikel 727 überein: „die gemeinschaftlichen 
„Havarien werden getragen: durch den Werth des Schiffes in 
„dem Zustande, worin dasselbe (natürlich im Löschplätze, resp. 
„Nothhafen) angekommen ist, mit Hinzufügung von dem, was 
„durch Havariegrosse vergütet wird.“ — Die Zurechnung des 
Betrages der Slitage und der etwanigen particulären Havarie in 
der Zeit von der Havariegrossenoth bis zum Einlaufen in den 
Nothhafen wird nun zwar nicht ausdrücklich erwähnt, versteht 
sich aber wohl bei einer genauen Berechnung von selbst. Jeden- 
falls aber der Werth der particulären Havarie, wenn man auch 
die Slitage für zu unbedeutend halten mag, um sie besonders in 
Anrechnung zu bringen. 

Uebrigens sind auch schriftstellerische Autoritäten für diese 
unsere Ansicht a4 ). Klefeker glaubt sogar, wie oben bezeichnet 


25. Auch Koch, Preuss. Recht 1. c., indem er die Bestimmungen des 
Preuss. Rechts kurz kritisirt, erklärt: das Schiff sollte, nach der 
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wurde, die Hamb. A. O. ganz im Sinne des neuesten Holland. 
Hechts erklären zu müssen. Und seine Interpretation würde 
auch auf das Preuss. und auf das Span. Recht 1. c. analog an- 
gewandt werden können. Doch halte ich die Klefeker’sche Inter- 
pretation für gezwungen. 

Selbst Stevens, indem er die Verschiedenheiten der Engl. 
Praxis kennt und ausdrücklich bemerkt, dass in den letzten 
dreissig Jahren (also da Stevens zuerst 1813 schrieb etw f a von 
1780 — 1819) ihm kaum eine Englische Dispache vorgekommen 
sei, worin der dem Schilfer durch Havariegrossebeitrag ver- 
gütete Betrag zu dem Werthe des Schilfes in dessen geringerem 
Zustande im Löschplätze hinzugefügt sei, erklärt: der wahre 
Werth des Schilfes zum Beitrage ist die Summe, welche sein 
Rumpf, Masten, Raaen, Segel, Takelage und Vorräthe aufbringen 
würden, nachdem die Aufopferung gemacht worden ist, mit Zu- 
rechnung dessen, was durch Havariegrossebeitrag vergütet wird. 
— Freilich spricht sich dieser Autor nachhelF~zu Gunsten der 
anderen Berechnung aus. ’ ' 

Wenn man aber von dem so oder so bestimmten Werthe 
des Schilfes häufig wiederum den Betrag der Volksheuer und 
der Provision in Abrechnung bringt 18 ), so ist dies falsch. 
Die Provision contribuirt überhaupt nicht, weil sie als das zur 
Reise unentbehrliche und Allen gemeinschaftliche Gilt Aller an- 
gesehen wird. Aber eben daher kann sie nicht von dem Werthe 
des Schilfes abgesetzt werden, weil dadurch der Schilfer die 
Vergünstigung für dieselbe zweimal gemessen würde. Vielmehr 
ist selbige nur einfach bei der Berechnung des Schilfswerthes 
überall nicht mit in Anschlag zu bringen. Vielleicht ist sie aber 
aus Billigkeitsrücksichten von der zu contrib ufrenden Fracht in 
Abzug zu bringen. Siehe darüber $ 170. — Die Volksheuer 
gehört aber gar nicht hieher, denn sie ist überhaupt nicht Theil 
des Schilfes, sondern steckt in der Fracht. 


Regel, von der Summe, welche sich durch seinen Werth bei der 
Ankunft mit Hinzurechnung der Schäden darstellt, beitragen. 

20. Siehe z. B. die drittletzte Note von hier. Pöhls eifert dagegen. 
— In England sind verschiedene Berechnungen üblich. 
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$ 176. Von der Contribution der Fracht. 

Soweit der Schiffer überhaupt Fracht erhält, namentlich da 
die Fracht dem Schiffer gerade durch die gemeinschaftliche 
Opferung erhalten und gewahrt wird, so versteht es sich von 
selbst, dass dieselbe insoweit zur Contribution mitherangezogen 
werde, denn diese ist füglich auf Alles zu vertheilen, was aus 
der Havariegrosse heraus an vermögensrechtlichen Werthen 
mittelbar oder unmittelbar gesichert worden ist. Dabei ist nicht 
abzusehen, warum nicht die ganze Fracht zur Contribution 
herangezogen werden solle, soweit sie überhaupt reine Fracht 
für den Schiffer ist, also namentlich nach Abzug der Volksheuer, 
worin denn, wie dies das Span. Recht 1. c. Art. 056 und Preuss. 
Recht I. c« § 1869 es speziell sagt, sowohl der Sold des Kapi- 
tals wie ; des Schiffsvolks begriffen ist, was aber in England 
zweifelhaft, Stevens 1. c. Ferner ist darunter nicht bloss die 
Löhnung im strengeren Sinne, sondern auch der Unterhalt zu 
verstehen, wie dies das Holland. Recht Art. 727 speziell angibt. 
Siehe § 175 i.f. Ueberhaupt scheint hier der ganze Proviant von 
der Fracht abgezogen werden zu müssen. Derselbe ist eine 
nothw'endige Ausgabe für das Ganze, ist aber einzig aus der 
Fracht zu decken, so dass deren Betrag nur soweit als reine, 
dem Schiffsrheder allein zu Gute kommende Summe angesehen 
werden kann, als auch der Proviant davon abgezogen ist. Ste- 
vens 1. c. Artikel 3 ist freilich dagegen, aber Abbott 1. c. P. IV. 
c. 9. § 19. S. 447 scheint dafür. Er sagt nämlich: wages of the 
crew and other expenses of the voyage. Stevens will 
nämlich den Proviant von dem ursprünglichen Werthe des 
Schiffes.* abgezogen wissen. Siehe unten das Citat aus Consulat 
c. 96. Auch L. 2. § 3. D. ad Leg. Rhod. Verord. Philipps Ib 
Artikel 7. 

Uebrigens bin ich geneigt, nicht in allen Fällen den 
vollen Sold für die Reise in Abzug zu bringen, sondern nur 
soweit die Fracht verdient ist, also wenn die Reise nicht ganz 
vor der Havariegrosseaufmachung vollendet war und auch nicht 
die ganze Fracht verdient wurde, so ist nur ein Verhältnisse 
mässiger Theil des Soldes abzuziehen. Vergl. Stevens I. c. Da 
aber für die geworfenen und im Nothhafen verkauften, in 
Havariegrosse aber ersetzten Güter wohl immer die volle Fracht 
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zu zahlen ist, so ist dies wiederum zu berücksichtigen. Es ver- 
steht sich aber im Allgemeinen von selbst, dass nur die wirk- 
lich verdiente Fracht, also wenn die Heise inmitten abgebrochen 
werden muss, nur pro rata itineris zu contribuiren hat, wie dies 
im Span. Hecht 1. c. und Preuss. Hecht 1. c. § 1869 ausdrücklich 
gesagt wird. Doch ist dabei wohl vorauszusetzen, dass nicht die 
Reise nachträglich vor Aufmachung der Havariegrosse vollendet 
sei; denn wurde sie dies, so darf es überhaupt mit Recht so 
angesehen werden, dass die ganze Fracht überhaupt erst durch 
die Rettung von Schiff und Gut in Folge des freiwilligen Opfere 
in Havariegrosse dem Schiffer erworben sei. Demnach scheint 
es billig, dass die ganze Fracht, doch nach Abzug aller durch 
die Havariegrosse entstandenen ausserordentlichen Unkosten con- 
tribuire. — Wird aber die Havariegrosse vor Vollendung der 
Heise aufgemacht und kann das Schiff seine Heise nicht fort- 
setzen und beendigen, so ist es klar, dass die Fracht nur soweit 
sie verdient, also pro rata itineris contribuire. Wenn aber auch 
das Schiff seine Reise hätte fortsetzen können trotz des Havarie- 
grosseunfalles, nun aber wegen eines anderen Un- oder Zufalles 
dies nicht geschieht, oder überhaupt auch hier aus irgend einem 
Grunde die Aufmachung vor der Vollendung der Reise geschieht, 
so kann mau billiger Weise nicht die ganze Fracht contribuiren 
lassen. Siehe das Ende dieses §. — Der berühmte Sir William 
Scott entschied bei einem Falle der als Havariegrosse anzu- 
sehenden Wiedernehmung, dass die. Fracht beitragen müsste, 
und begründete sein Urtheil so: Wenn ein Anfang der Reise 
(zur Zeit der Havarie nämlich) bereits stattgefunden hat, und 
die Reise nachher vollendet ist: so gehört die ganze 
Fracht mit zu dem Interesse, wofür Bergelohn gegeben ist (und 
wovon desshalb zu contribuiren ist). Vergleiche Robinson’s adm. 
rep. VI. p. 90. Stevens 1. c. Ich glaube in diesen Worten Scott’s 
das Fundament wenigstens für meine Ansicht finden zu 
dürfen. 

Auch das ältere (cap. VIII. Art. 34) und neuere Preuss. 
Recht (II. 8. § 1869), sowie die Hamb. A. O. XXI. 8. lassen 
die Fracht nach Abzug der Volksheuer contribuiren, doch zieht 
jenes von der Fracht überhaupt ab: was die Rheder daraus 
noch zu bezahlen haben, besonders die noch rückständige 
Heuer des Schiffers und des Volks, ingleichen den Beitrag zur 
kleinen Havarie; und das Hamb. R. sagt: Volksheuer, Lootsgeld 
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und Alles was zur kleinen Havarie gehört, also das, was man 
gewöhnlich mit dem Namen: Hafenunkosten bezeichnet. • 

Hier ist noch die Bestimmung des Preuss. Rechts, dass nur 
die rückständige Heuer 27 ) von der Fracht in Abzug zu 
bringen, näher zu besprechen. Im Falle nämlich eines gänz- 
lichen Unterganges von SchifT und Ladung wäre überhaupt dem 
Schiffsvolke keine Gage zu zahlen gewesen, und dasjenige, was 
dasselbe nach der Havariegrosse erhält, contribuirt überhaupt 
nicht. Diese Gage steckt also immer in der Fracht und wird 
die reine Frachtsumme um so viel geringer, als die Gage be- 
trägt. Indessen da mau doch nicht sagen kann, dass die be- 
reits bezahlte Gage dem Schiffer erst in Folge der Rettung 
durch Havariegrosse zur Last gefallen sei und da die be- 
reits vorausbezahlte Gage dem Schiffer selbst nicht im Falle 
de9 gänzlichen Unterganges von Schiff und Gut zurückbezahlt 
werden würde: so mag man allerdings diese Gagevorschüsse für 
so selbstständig halten, dass man sie nicht von der in Havarie- 
grosse zu berücksichtigenden Frachtsumme abzieht* 8 ). Doch 
scheint mir auf der anderen Seite die Billigkeit dafür zu sprechen, 
dass man auch dergleichen Vorauszahlungen in Abzug bringe. 
Es sollte überhaupt hier nur die ganz reine Fracht in Rechnung 
gesetzt werden. Die Fracht ist ja lange nicht ein so sicheres 
Vermögensobject, als die anderen Effecten der Contribution 
(Schiff, Waaren). Es ist immer noch zweifelhaft, ob sie zuletzt 
von jedem Schuldigen wird eingetrieben werden können, ob 
dessen etwanigen Zahlungen in Wechsel völlig sich realisiren 
lassen werden etc. Darum mag hier überall die Billigkeit mehr 
walten, als bei Berechnung des Werths von Schiff und Gut**). 

, : •> ,,i , ■!.. ifuif 


27. Das ältere Preuss. Recht 1. c. lässt die ganze Heuer des Schiffers 
und des Schiffsvolks abziehen. Wo die Ansicht gilt, dass die Volks- 
heuer im Fall der Ranzionirung nicht frei von Havariegrosse 
sei, da darf natürlich in diesem Falle die Volksheuer von der 
Fracht nicht abgezogen werden. 

*, r , 

28. Dieser Ansicht ist denn auch Pöhls 1. c. S. 726 ganz entschieden. 
Ebenso Stevens 1. c. und Marshall, on insur. p. 623. 

29. Schiffsrheder haben behauptet, dass, wenn die Ladung für ihre 
Rechnung abgeladen und die Fracht nicht versichert wäre, das 
Schiff und die Ladung (oder vielmehr die Versicherer derselben) 
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Sodann halte ich die ferneren Bestimmungen des Preuss. 
und zugleich des Hamburgischen Rechts für eben so billig, als 
dem Wesen der Fracht und des Seeverkehres entsprechend, 
dass von der Fracht überhaupt alle sog. Hafenunkosten ab- 
gezogen werden. Dadurch kann es denn allerdings geschehen, 
dass bei einer langen und kostspieligen Reise jene Abzüge die 
Fracht auf Null reduciren und dass mithin Schiff u. Gut factisch 
allein contribuiren. Vergl. Stevens ). c. 

Andere Secrechte haben aus denselben Billigkeitsrücksicbten 
sogar noch mildere Bestimmungen festgesetzt und, wahrschein- 
lich auch um die Berechnung zu vereinfachen, überhaupt nur 
die halbe Fracht herangezogen (eben so wie nur (§ 175) die 
halbe Summe des Schiffs werths, und zwar gewiss aus ähnlichen 
Gründen). Indessen heisst denn diese exorbitante Bestimmung 
nichts Anderes, äls den Knoten mit dem Schwerte durchhauen, 
und dazu scheint kein Grund vorhanden; denn die Schwierig- 
keiten einer annäherungsweise richtigen, billigen Bestimmung 
sind nicht so gross, dass man zu solcher willkürlichen und 
verzweifelten Lösung schreiten müsste. — Schon das Con- 
sulat cap. 293, obwohl es cap. 96 die Fracht ganz heranzieht, 
sagt: dieses ist aber so zu verstehen, dass die Schiffer von be- 
sagter Fracht abziehen und abrechnen die Heuer der Matro- 
sen, den Proviant und alle ordentlichen Kosten, die sie 
auf gedachter Reise gehabt haben 30 ). 


die ganze Havariegrosse bezahlen müssten. Aber dieses ist irrig. 
Denn einmal hat die Havariegrosse mit der Versicherung nichts zu 
thun und kann ihr Bestand von dem Factum der Versicherung oder 
Nichtversicherung Überall gar nicht abhängen. Und sodann macht 
die Fracht einen Bcstandtheil von dem Werthe jeder Schiffsunter- 
nehmung aus, gleichviel wer Befrachter ist. Die Fracht ist hier 
überall verdient. Wäre dies nicht der Fall, so müsste man mit 
gleichem Rechte hier behaupten, dass kein Volkslohn zu zahlen sei, 
da ja sehr bedeutungsvoll und mit Recht „die Fracht als die 
M utter der Gage“ bezeichnet wird. Vergl. Stevens 1. c. Art. 3. 

30. Doch spricht das Consulat cap. 96 den Schiffer in dem bestimmten 
Falle von der Contribution der erhaltenen Fracht frei, wenn er auf 
die Fracht für die geworfenen Güter verzichtet. — Pohls referirt 
nicht genau genug Uber das Consulat und Ubersiebt den Zusammen- 
hang zwischen cap. 96 und 293. 


Digitized by Google 


175 


Kap. VII. Regulirung der Havariegrosse. $ 176. 

üebrigens wie schon angedeutet, variiren die einzelnen See- 
rechte sehr. — Das Hans. Seer. Tit. VIII. Art. 3, die Statuta 
Genuens. üb. IV. c. 16, Recapilacion de Leyes de las Indias 
lib. IX. tit. 39. ley 10, sowie die Lübischen Statuten (VI. 2. 
Art. 3), Hamb. Statuten (II. 16. Art. 2) und endlich die Ver- 
ordnung Peters von Aragonien 1340 ziehen unbedingt die ganze 
Fracht zur Contribution. Doch ist keines dieser Gesetze in der 
Gegenwart noch praktisch. Endlich wird unbedingt bloss die 
Fracht erwähnt in der Convention der Kopenh. Ass.-Comp. 
1746 (Abschn. Havarierechnung) Art. XI. und XIII. 31 ). 

Nach älterem (Ordonn. 1681 III. 8. Artikel 7) und neuerem 
(Code d. com. Art. 417) Franz. Rechte contribuirt nur die Hälfte 
der Fracht. In Toscana contribuirte wenigstens ehemals die 
Fracht nur zu einem Drittel. Auch in Amsterdam wurde 
nach Gewohnheitsrecht, indem die dortigen Gesetze überhaupt 
nur wenige Bestimmungen über Havariegrosse enthielten , die 
Fracht gar nicht zur Contribution gezogen, und in Rotterdam 
nur, wenn die Fracht mehr beträgt, als der Werth des Schiffs 
ist. Klefeker S. 68. 

Andere ältere Seerechte Hessen den Schiffer entweder für 
das Schiff oder für die Fracht, nach seiner oder des Empfängers 
Wahl beitragen 33 ). 

Das Nordamerikanische Recht charakterisirt Kent 1. c. lect. 
47. S. 243 dahin: the practice in this country, at least it is the 
practice in Boston, to assertain the contributory value of the 
freight (and earnings) by deducting one third of the gross 
amount. Vergl. 3. Mason’s reports. p. 439. 

Da denn die ganze Fracht zu contribuircn hat, so namentlich 
auch der Theil, der für die geworfenen oder imNothhafen 
verkauften Güter gezahlt wird. Die meisten Seerechte der 
obigen Kategorie bestimmen dies ganz ausdrücklich 33 ). Dabei 


31. Weder in dem Schwed. Gesetzbuch, noch in der Schwed. Ass. Ord. 
von 1730 wird Überhaupt die Fracht als contributionspflicktig er- 
wähnt. Pöhls Angabe S. 725 Note ist falsch. 

32. 01£ron Seerecht Art. 8. Wisby Art. 38. Placat Philipps II. 1. c. 
Art. 6. Rotterdam. A. O. Art. 114. Verordnung für die Börse 
von Antwerpen Art. 9. 

33. Ordonn, 1681 liv. II. tit. X. Art. 13. Doch wird hier und in den 
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ist es vom rechtlichen Standpunkte gleichgültig, ob der Desti- 
natär der Waaren — was aber ursprünglich wohl die Regel 
war 84 ) — die Fracht bezahle, aus dem Grunde, weil er ja die 
geworfenen Güter (deductis deducendis natürlich) aus der Con- 
tribution erhält, und somit in Havariegrosse wiederum Ersatz 
empfängt, oder ob die Fracht in Havariegrosse über Alle ver- 
theilt wird: was jedenfalls einfacher ist, da diese Vertheilung 
auch im ersten Falle zuletzt doch stattfinden muss. 

Doch versteht es sich, wenn das Schiff nach der Havarie- 
grosse in einem Zwischenhafen, an Stelle der geworfenen oder 
verkauften Güter, andere einnimmt, dass dann die Fracht von den 
letzteren Gütern (nach Abzug der Kosten sie an Bord zu bringen) 
von der Fracht der ‘geworfenen oder verkauften abgezogen w er- 
den müsse. Denn sonst würde der Schiffsrheder Gewinn von 
dem Verluste eines Anderen ziehen, was gegen den alten Haupt- 
rechtsgrundsatz wäre: Nemo debet locupletari aliena jactura •*). 

Wenn die Havariegrosse in dem Ladungsplatze selbst regu- 
lirt wird, was namentlich in dem Falle geschehen wird, wenn 
sich der Seeschaden in dessen Nähe zutrug oder doch kein 
näherer oder sicherer Nothhafen anzulaufen möglich war, so ist 
nicht abzusehen, w’arum hier nicht eben so gut die bereits ver- 
diente Fracht mit in Contribution gestellt werden sollte. Auch 
muss es gleichgültig sein, ob in diesem Falle und ob überhaupt 
die Fracht im Voraus bezahlt sei 3 •). Nur ist es klar, dass so 


meisten Seerechten ausdrücklich nur von r geworfenen Sachen 
gesprochen. Indessen die analoge Ausdehnung ist leicht 

34. Guidon de la mer. ch. VI. Art. 1 sq. Consulat c. 96. Wiaby Seer. 
Art. 35. Rotterd. A. O. Art. 155. 

35. Vergl. Stevens L c. Art. 3 in f. 

36. Stevens 1. c. Art. 3. ist anderer Meinung, er sagt: die Fracht werde 
bei einer Vorausbezahlung als eine Ausgabe mit in die Factur ge- 
bracht und werde somit zu einem Theile des Werthes der Ladung. 
Aber, ist ihm zu entgegnen, nichtsdestoweniger hat der Schiffer ein 
selbstständiges Interesse an dieser Fracht und muss sie drum con- 
feriren, soweit er sie nicht restituiren muss. Auch wird ja nach 
unserer Ansicht der Werth der in Havariegrosse zu berechnenden 
Waaren nicht nach der Factur, sondern nach dem Marktpreise des 
Löschplatzes in Contribution zu bringen sein. Desshalb ist das Auf- 
schlagen des Facturapreises der Güter wegen der Vorauszahlung 
der Fracht hier gleichgültig. 
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viel von der zu contribuirenden Frachtsumme abzuziehen ist, 
als der Schiffer gesetzlich oder vertragsmässig von dem Voraus 
wieder herausgeben muss. 

Eine namentlich in England ventilirte und gerichtlich ent- 
schiedene Frage ist die 37 J, wie die Fracht contribuiren müsse, 
wenn das Schiff, welches auf eine Hin- und Rückreise so be- 
frachtet ist, dass überhaupt erst die Fracht bei Ablieferung der 
Retourladung im Abgangshalen zahlbar ist, schon auf der Hin- 
reise eine Havariegrosse macht. Der Court of Kings Bench hat 
hier die ganze bedungene und bezahlt erhaltene Fracht bei- 
tragen lassen, und dem stimmt mit Recht Stevens 1. c. und 
Holt 1. c. bei. Nur ist eben ganz besonderer Nachdruck auf 
die wirkliche Zahlung der ganzen bedungenen Fracht zu legen; 
was nur dann zur Zeit der Havariegrosseregulirung der Fall 
sein wird, wenn diese erst so zu später Zeit nach der Rück- 
kehr in den Abgangshafen erfolgt ist. Kann dagegen wegen 
dieser auf der Hinreise passirten Havariegrossenoth die pro- 
jectirte Hin- und Rückreise gar nicht weiter fortgesetzt werden, 
so trägt die Fracht nur bei, soweit sie etwa nichtsdestoweniger 
nach Gesetz oder Vertrag wenigstens theilweise gezahlt werden 
muss. Kann trotz des Seeunfalles die Reise weiter fortgesetzt 
werden, erfolgt aber die Aufmachung der Havariegrosse in einem 
Zwischenhafen zu einer Zeit, bevor es 1) ganz sicher ist, ob 
überhaupt die ganze Fracht verdient werde, und 2) bevor also 
die wirkliche Zahlung der bedungenen ganzen Fracht für Hin- 
und Rückreise hat erfolgen können: so wäre es nach meiner 
Ansicht sehr hart, wenn man die ganze, möglicher Weise noch 
zu verdienende Fracht bei der Contribution in Anrechnung 
bringen wollte. Deren Existenz ist ja für den Schiffsrheder 
immer nur erst noch möglich, noch kein wirkliches Vermögens- 
object desselben. Daher möchte ich wenigstens in diesem Falle, 


37. Vergl. Stevens, essai on average 1. c. Art. 3. Abbott, 1. c. P. IV. 
cap. 9. $ 14. S. 447. Benecke, principles p. 315 sq. Holt, System 
II. p. 197. Pöhls, S. 726 ff. Der Fall, in welchem die Frage 
discutirt wurde, ist William c. London Assurance - Comp, und steht 
in Maule et Selwyn, reports I. p. 318. Vergl. auch Edward’s ad- 
miralty's reports p. 223. 


v. Ksltsoborn Seerecbl 11. 
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wenn auch nicht gerade bloss die bis dahin in dem Hafen der 
Aufmachung der Havariegrosse verdiente Fracht, denn dies wäre 
zu wenig, da ja dem Schiffer durch die Bergung in Havarie- 
grosse eine Aussicht auf einen bedeutenden Gewinn aufs Neue 
begründet worden ist; so doch nur die ganze Fracht für 
die Hinreise in Anrechnung bringen 38 ). Darin sehe ich eine 
den eigentümlichen Verhältnissen angemessene Ausgleichung 
der Sache. — Passirte die Havariegrossenoth auf der Rückreise, 
so würde ich eher geneigt sein, die ganze Fracht in Contribution 
zu bringen. Die dann durch die Havariegrosse dem Schiffer neu 
begründete Aussicht auf einen bedeutenden Gewinn ist ja hier 
um Vieles sicherer, als im Fall der auf der Hinreise passirten 
Seenoth. Indessen mochte ich auch hier durch eine rein posi- 
tive Bestimmung der Gefahr Rechnung tragen, welche der 
Schiffer in Bezug auf diesen Gewinn immer doch noch läuft 
und desswegen vielleicht je nach den Umständen ein Drittel 
oder ein Viertel der Fracht zuvor von der zur Contribution zu 
stellenden Summe abziehen. 

Dagegen scheint mir in allen diesen Fällen der Fracht- 
contribution hei der bezeichneten Frachtzahlung für Hin- und 
Rückreise (als einer Einheit) von dem Betrage der zur Contri- 
bution zu stellenden Frachtsumme zuvor erst noch folgender 
Abzug gemacht werden zu müssen. Wäre nämlich das frei- 
willige Opfer nicht geschehen und das Schiff, ohne den Be- 
stimmungsort zu erreichen, untergegangen, so hätte zwar der 
Schiffer keine Fracht erhalten. Dagegen hat der Schiffer auf 
der anderen Seite auch besondere Unkosten durch das Havarie- 
grosseereigniss und also gerade durch seine Rettung gehabt 
Dadurch wird seine Fracht vermindert. Daher müssen billiger 
Weise alle diese in Folge der Havariegrosse dem Schiffer ent- 
standenen Unkosten zu Gute gehalten und darf ihm nur aufer- 
legt werden, mit dem nach Abzug dieser Unkosten verbleibenden 
Reste der ganzen oder theilweisen Frachtsumme zu contri- 
buiren 39 ). 


38. Vergleiche auch Benecke I. c , der einen ähnlichen billigen Ausweg 
empfiehlt. 

39. Pöhla 1, c. macht zwar auch mit Recht diesen Abzug, lässt aber den 
Schiffer in allen Fällen die, freilich wenigsten« gegenüber der Eng* 
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§ 177. Von der Contribution der Ladung. 

Es ist zu allen Zeiten anerkannt worden, dass vorzugsweise 
die Ladung zur Contribution in Havariegrosse heranzuziehen 
sei. Im Allgemeinen steht fest, dass alle zur Zeit des flavarie- 
grossunfallcs am Bord des SeliilTes sich befindlichen Güter, also 
die gesammte Ladung, namentlich auch die geworfenen, im 
Nothhafen verkauften, an Seeräuber oder Feinde zum Loskauf 
übergebenen Güter contribuiren müssen. Die § 174 angegebenen 
contributionsfreien Effecten gehören eigentlich nicht zur Ladung 
und werden überall zu contribuiren haben, sobald sie diesen 
Charakter annehmen. Also werden aus diesem Gesichtspunkte 
contribuiren müssen diejenigen Güter, welche die Passagiere 
ausser den gewöhnlichen Keiseeffecten am Bord haben, ferner 
Alles, was die Seeleute ausser ihrer „bescheidenen“ Führung 
an Gütern ins Schiff gebracht haben, ja manche Autoren gehen 
soweit, die Führung heranzuziehen, falls selbige aus Waaren 
Fremder besteht 40 ). 

Ferner contribuiren auch diejenigen Güter, falls sie näm- 
lich aus der Seenoth glücklich hervorgehen, welche nicht in 
Havariegrosse vergütet werden, wenn sie bei Gelegenheit der 
Havariegrosse geworfen oder beschädigt sind, also namentlich 
auch die auf das Verdeck oder ähnlich verpackten Güter, ferner 
die über welche keine Connosscmente ausgestellt etc. sind. 

Die nicht selten aufgestellte Hegel: Was keine Fracht 
zahlt, zahlt auch keine Havariegrosse, ist in ihrer ganzen 
möglichen Ausdehnung nicht richtig. Darnach tragen allerdings 
wie schon erwähnt die Effecten der Passagiere, der Sold der 
Seeleute etc. nicht zur Havariegrosse bei. Es werden alle eigent- 
lichen Güter, die eigentliche Ladung, also namentlich die Waaren, 
welche zum Verkauf in das Schiff geladen sind, überall beitragen 
müssen, mögen sie nun Fracht zahlen oder nicht. Es würde 
sehr Unrecht sein, wenn der Schiffer oder Bheder oder sonst 


ltschen Praxis durch jenen Abzug verminderte ganze, für Hin- und 
Rückreise bedungene Fracht contribuiren. 

40. Siehe oben § 174 S. 160. die Bestimmungen des Consulats. 

12 * 
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Jemand anders, welcher Güter am Bord des Schiffes verladen 
hätte, keinen Beitrag zur Contribution geben sollte, bloss weil 
er — was ja bei dem Einzeinrheder selbstverständlich immer 
der Fall sein muss, keine Fracht zahlen würde 41 ). 

Es fragt sich nun weiter, w'ie, nach welchem VVerthe 
haben die Güter zu contribuiren 42 ). Darüber herrschen in den 
einzelnen Particularrechten wie unter den Seerechtslehrern sehr 
verschiedene Ansichten. 

Dass alle Güter nach dem allgemeinen Werthe, den sie 
in Geld haben, beitragen müssen, leuchtet von selbst ein 4 *). 
Eine Waare existirt für den Kaufmann und überhaupt im 
Handels- und namentlich Seehandelsverkehre nur in ihrem Geld- 
werthe. Sollten auch unter den Gütern keine eigentlichen Waaren 
sich befinden oder überhaupt die ganze Ladung z. B. nur aus 
den Meublements, Ackergeräthschaften, Gewehren und allerhand 
Apparaten von mehreren Auswandererfamilien bestehen, so kann 
doch auch hier nur der allgemeine Geldwerth dieser Güter in 
Anschlag gebracht werden. Ein besonderer Affectionswerth ist 
aber auch bei solcher Art Güter nicht zu berücksichtigen; bei 
eigentlichen Waaren ist ein solcher kaum denkbar. 

Es ist nun allerdings schwer zu sagen, wie dieser Geld- 
werth der Güter zu finden sei, ob nach dem Facturpreise, ob 


41. Vergleiche Stevens 1. c. Art. 1. Emerigon I. 539. Abbott, P. III. 
c. 9. § 14, sowie bereits oben § 174 in f. S. 162. 

42. Vergl. besonders Pöhls 1. c. S. 728—735. 

43. Es haben allerdings einige Autoren (Kaimes, principles of equity 
book I. part I. c. 3. § 2. p. 116 sq. und Weskett on insurance. 
sub voce contribution) die seltsame Behauptung aufgestellt, dass 
die Waaren nur nach ihrem Gewicht, nicht nach ihrem Werthe 
contribuiren müssten. Es beruht dies aber auf einer argen Ver- 
wechselung. Die Ursache des Seewurfs wird nämlich von den Ver- 
tretern dieser Ansicht fälschlich in der Schwere der Güter gesucht: 
etwas was offenbar falsch ist, da der Grund des Seewurfs nur in 
dem Unfälle der See gesucht werden muss. Doch abgesehen hier- 
von, hat diese Ansicht auch die Gesetze und Gebräuche aller Zeiten 
und Seevölker gegen sich. Vergl. Pöhls, S. 729. Abbott 1. c. 
P. III. c. 9. § 14. Miliar, on insurance p. 345. Stevens, on 
average 1. c. Art. 1. Benecke, System IV. 112. Benecke, prin- 
ciples p. 293. 
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nach dem Marktpreise des Ladungs- oder des Löschplatzes. 
Doch stimmen die meisten Autoren darin völlig überein, und 
scheint dies auch der leitende Grundgedanke in allen Seerechten, 
trotz ihrer von einander abweichenden positiven Bestimmungen, 
zu sein: dass eigentlich der Geldwerth, den die Güter im Augen- 
blicke des Havariegrossereignisses haben, der zur Contribution 
zu ziehende Werth sein müsse: denn gerade dieser Werth wurde 
durch die Bergung in Havariegrosse unmittelbar gerettet und 
muss demnach zur Vergütung der der übrigen Ladung wie dem 
SchiiTe dabei entstandenen Verluste contribuiren. Dies ist ge- 
wiss principiell richtig und w’ird dies nach den bisherigen Er- 
örterungen ' (S 173 ff.) Jedermann zugeben müssen. 

Die Behauptung aber, dass die Güter nach ihrem Werthe 
im beschädigten Zustande bei der Ankunft im Hafen contribuiren 
müssten, weil ja nur dasjenige gerettet sei, was an Ort und 
Stelle komme**)» ergibt sich augenscheinlich als unrichtig. Denn 
durch die Bergung in Havariegrosse wurde gerettet, was in dem 
Zeitpunkte derselben überhaupt auf dem Schiffe vorhanden war. 
Dies ist der leitende Gedanke, der so consequent diese ganze 
Lehre durchdringt, dass selbst die geworfenen etc. Güter als in 
der Weise gerettet anzusehen sind, dass sie zur Contribution 
beitragen müssen. Jede Beschädigung aber der Waare nach der 
Zeit der Havariegrossenoth ist ein blosser Zufall für denjenigen, 
dem die Waare gehört, also particuläre Havarie. Vergl. Pöhls 
S. 730. Auch sind die positiven Bestimmungen der Seerechte 
gegen diese Ansicht. 

Jener wahre Werth der Güter im Augenblicke der Havarie- 
grossebergung lässt sich aber immer nur annäherungsweise be- 
stimmen. Denn der genaue Preis jenes Ortes und jener Zeit 
der Havariegrosse lässt sich überhaupt nicht ausmitteln. Die 
Seerechte haben verschiedene Wege eingeschlagen, ihn an- 
näherungsweise zu bestimmen. Das Römische Recht macht 
einen Unterschied und lässt die beitragenden geborgenen 
Güter nach ihrem Verkaufs werthe, die geworfenen aber 
nach ihrem Einkaufspreise, geborgene beschädigte Waaren 
endlich nach ihrem Werthe im beschädigten Zustande contri- 


44. Steven» 1. c. Abbott I. c. Pothier 1. c. n. 132. Boulay-Paty IV. 
p. 552. Benecke, principle» p. 297. 
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buiren 44 ). Diese Bestimmungen ergeben sich nach den aufge- 
steliten Principien als völlig verkehrt, denn sie stürzen die hier 
überall zu setzende Gleichheit der Behandlung aller Ladungs- 
stücke und aller Ladungsinteressenten völlig über den Haufen. 
Jene Unterscheidungen des Römischen Hechtes sind völlig un- 
haltbar und unpraktisch. 

Nach den meisten alten Seerechten contribuiren sowohl die 
geborgenen wie die geworfenen (und folgeweise gewiss auch 
die beschädigten) nach dem Werthe, den die ersteren am Lösch- 
platze naben 4 6 ). Nach anderen ist ein Unterschied zu machen, 
so dass die geworfenen Güter für den Werth, den sie am 
Löschplätze gehabt haben würden, falls die Werfung nach 
Zurucklegung der Hälfte des Weges stattgefunden hat, dagegen 
im anderen Falle nach dem Werthe des L ad ung splatzes con- 
tribuiren 47 ). Es liegt in dieser vielleicht nach Analogie der Lex 
Rhodia gebildeten Unterscheidung allerdings ein gewisser Sinn. 
Nur müsste man sie, was auch wohl jene Gesetze alle gestatten, 
überhaupt auf die geworfenen und nicht geworfenen Güter 
gleichmäs§ig an wenden.' Doch hat die Berechnung nach dem 
Preise des Ladungsortes im Löschplätze nicht selten etwas 
schwieriges, wenn letzterer, was die Regel, von ersterem ver- 
schieden ist und falls man nicht den Facturapreis unbedingt 
gelten lassen will. Freilich nach der hierin allerdings ziemlich 
vereinzelt stehenden Hamburg. A. O. XXL 8. soll „das Gut 
„nach der Einkaufsrechnung mit den beigefügten 


45. L. 2. § 4. L. 4. § 2. D. de leg. Rhod. Vergl. Piantanida 1. c. II. 
p. 209. n. 79 ff. 

46. Ol6ron Seer. Art. 8. Wisby Art. 38. Hans. VIII. Art. 1. Verord. 
Peters von Aragonien 1340. Placat Philipps II. 1. c. Art. 6. Ordon. 
1681 Art. 6 (III. 8.). 

47. Doch meist nach Abzug und resp. Zuzählung gewisser Unkosten. 
Cons. del m. c. 95. Rotterd. A. O. Art. 117. Schwed. Seer. 1667 
V. 10. Abh. 3. Schwed. A. O. Art. 5. § 2. Convent, der Kopenh. 
Ass. Comp. Art. XI. Stat. Genuen. 1. IV, c. 17. § si inter partes. 
Auch war früher diese Unterscheidung in England praktisch. 
Wellwood, abridgement of the sea laws tit. 21. pr. Molioy, de jure 
marit. II. 2. 5. 6. Malyne, lex merc. c. 26. Stevens 1. c. Art. 1. 
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„Unkosten bis an Bord des Schiffes, jedoch ohne die 
„(Assecurauz-) Prämie“ 4 *), contribuireu. 

Dagegen lässt sich aber viel einwenden. Es gibt zwar 
überhaupt keinen absoluten Preis einer Waare, sondern dieser ist 
nach den Umständen verschieden. Aber der Preis, zu dem 
die Waare am Abgangsorte eingekauft ist, kann sich schon ver- 
ändert haben, und selbst wenn dies nicht der Fall ist, kann 
dieser keinen der Interessenten etwas angehen. Ist der Empfänger 
der Waareu Eigentümer derselben, so hatte die Waare für ihn 
eigentlich nie den Werth des Abgangsortes, sondern galt nur 
das, was sie am Bestimmungsorte werth ist: weil er sie ja nach 
diesem hinbefördern lässt, worin nach kaufmännischem Brauch 
nichts Anderes liegen kann, als dass er sie nach dortigen Preisen 
verkaufen wolle, ist aber auch der Empfänger nur Commissio- 
när, so muss der Verkauf nicht minder als regelmässiger Zweck 
des Absenders angesehen werden, und mithin existirte für letzteren 
von dem Augenblicke der Verladung an kein anderer Preis, als 
der des Abgangsortes mehr. Vergl. Pöhls 1. c. 

Was aber den zweiten Punkt von der Halbirung der 
Heise betrifft, so weiss jeder Schiflährtskundige, wie schwierig 
es überhaupt und wie es in manchen Fällen sogar unmöglich 
ist, den Punkt genau anzugeben, wo die Hälfte der Heise endigt 
und wo folglich die andere anfängt. Dieses muss also eine er- 
giebige Quelle zu Streitigkeiten und Prozessen abgeben und ist 
schon desshalb zu verwerfen. Vergl. Stevens 1. c. Art. 1. 

Es will also scheinen, als ob hier überhaupt der Werth, 
den die Waaren im gesunden Zustande am Löschplätze haben 
würden, als das eigentliche Fundament für Bestimmung des zur 
Contribution zuzuziehenden Gütcrwerthcs betrachtet werden müsse. 
Denn einmal lässt sich dieser Werth immer am leichtesten be- 
stimmen; und sodann ist das überhaupt im Allgemeinen als ihr 
vom Zeitpunkte der Absendung an laufender Werth anzusehen. 
Es kann dann zwar nicht geläugnet werden, dass auch diese 


48. Be necke System IV. Seite 132. will den Facturawerth immer zum 
Grunde legen, scheint aber in seinen principles p. 299 von dieser 
Ansicht abgegangen zu sein. Klefeker 1. c. 8.59 hält die llamb. 
Satzung für die beste, doch solle wo möglich der Facturawerth be- 
schworen werden. S. oben $ 175. S. 166. 
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Werthsbestimmung etwas Schwankendes hat, dass sie nament- 
lich variirt, je nachdem die Regulirung der Havariegrosse und 
die Löschung der Güter im Nothhafen oder im eigentlichen Be- 
stimmungshafen stattfindet, ferner dass selbige von den jedes- 
maligen Handelsconjuncturen des bestimmten Löschplatzes ab- 
hängt. Doch dergleichen Schwankung liegt so sehr im Wesen 
alles Handels und namentlich aller Preise für Waaren, dass 
man darin durchaus nichts Unregelmässiges, am wenigsten für 
den Seehandelsverkehr wegen seiner notorisch grösseren Ge- 
fährlichkeit und Unsicherheit irgend Anstössiges finden darf. 

Dass aber gerade selbst im Nothhafen, falls dort die 
Havariegrosse regulirt wird, die dortigen Preise als Norm 
dienen müssen, und dass nicht der Preis des eigentlichen Be- 
stimmungshafens zur Richtschnur genommen werden könne, 
scheint am Tage zu liegen. Doch ist dabei gewiss die Voraus- 
setzung zu machen, dass die Reise selbst nicht in Bezug auf die 
Ladung fortgesetzt, also letztere auch nicht einmal mit anderer 
Gelegenheit nach dem Bestimmungsorte vor ihrem Verkaufe im 
Nothhafen gebracht werde, denn sonst ist der Preis des Be- 
stimmungshafens heranzuziehen. Pöhls S. 733. Werden aber die 
Güter im Nothhafen der Aufmachung verkauft, so ist dieser 
Werth zu contribuiren. Denn einmal ist es in der Regel schwierig, 
diesen Preis des vom Nothhafen entfernten Bestimmungshafens 
festzustellen; sodann aber liegt es wiederum in den Handels- 
conjuncturen begründet, dass man hier im Nothhafen, wo durch 
Zufall das ganze betreffende Handelsgeschäft abgebrochen wird, 
die dortigen Preise als die Schlusspreise für dieses Geschäft und 
diese Waaren ansieht, und diese Ansicht ist so sehr in der 
Natur der Sache begründet, dass hier die Waaren auch factisch 
in der Regel verkauft werden, indem der Weitertransport zu 
kostspielig ist. — Dahin scheint denn auch das Holl. Recht 
arg. Art. 728 (Absatz 2) analogisch erklärt werden zu dürfen. 
Ist ausserhalb Landes die Reise gänzlich eingestellt oder sind 
die Güter (dort) verkauft worden, und hat die Havarie- 
grosse an dem Orte nicht aufgemacht werden kön- 
nen; alsdann wird der Preis, den die Güter unterwegs werth 
gewesen oder am Verkaufsorte rein ertragen haben, als das 
beitragleistende Kapital angenommen. Also gewiss um so mehr, 
wenn die Aufmachung im Nothhafen selbst geschieht! 
— Unsere Ansicht scheint auch die Kent’s und der Nordamerik. 
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Praxis zu sein. In dem Falle Bell von Smith (bei 1. Caines’ 
rep. 574) musste nämlich das SchifT wegen Untüchtigkeit in 
Folge der Havariegrosse im Nothhafen verkauft werden und 
nach diesem Preise wurde contribuirt. Dazu sagt nun Kent I. c. 

S. 243. one rule has been to take the value of the ship 

and cargo at the port of necessity or place where the ex- 
penses was incurred; and, setzt er hinzu, if there be no price 
of ship and cargo at such a place to bc will and satisfactor- 
ily ascertained, the parties concerned maybe forced to recur 
to the value at the port and time of departure on the voyage. 
— Siehe auch $ 178. 

Dieser Preis am regelmässigen Löschplätze für die heilen 
Waaren ist nun auch für die geworfenen, an Kaptoren wegen 
Loskauf gegebenen, im Nothhafen verkauften, wie für die be- 
schädigt angekommenen anzunehmen. Es ist kein Grund vor- 
handen, wesshalh hier ein Unterschied zu machen sei. Alle Güter 
sollten ja eigentlich beitragen unmittelbar in ihrem Zustande 
zur Zeit der Havariegrosse. Also ist auch hier die Gleichheit 
des für möglichst nahe Bestimmung dieses Werthes von uns 
gesetzten Fundaments für alle diese Waaren festzuhalten 4 •). 

Doch bildet der Werth im Löschplatz, wie gesagt, nur das 
Fundament des zur Contribution zu stellenden Waarenwerthes. 
Es kann füglich die Waare nicht für ihren ganzen Werth im 
Löschhafen beitragen, da ihre Erhaltung und resp. Erstattung 
dem Eigner nur soweit nützt, als er sie netto erhält; denn nur 
das ist als gerettet anzusehen, was durch den Verkauf der 
Eigenthümer erlösse, d. h. also nach Abzug derjenigen Kosten, 
welche erst in Folge der Rettung der Güter entstanden 
sind 40 ). Daher muss man von jenem Werthe der Waaren in 
Abzug bringen: die etwanigen Kosten des Landens und Auf- 


49. Einzelne Seerechte bestimmen, dass für die geworfenen Waaren der 
Preis nach den Connossementen und Facturen zu bestimmen und 
nur dann nach ihrem wahren Werthe (im Löschplätze), wenn sie in 
jenen zu niedrig angegeben sind. Vergl. Preussische A. O. 1766 
XXVI. $ 235 — 37. Consulat c. 254. Ordonn. 1681 Artikel 8 — 10. 
(III. 8). Der Code ist übrigens hierin völlig abweichend. Siehe den 
Text im Folgenden. 

50. Vergl. desswegen Pöhls S. 732, Fremery, Itudes de droit commer- 
cial p. 240 sq.; Stevens 1. c. Art. 1. 
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bringens, namentlich auch bei geworfenen oder eroberten und 
nachträglich wiedergewonnenen Gütern die Bergungskosten, die 
Zölle, den Decort, wo auf Zeit gekauft zu werden pflegt, ja 
selbst die Courtage und Provision. 

Anderseits möchte ich die Fracht abziehen, denn auch 
diese wird nur gezahlt, weil Schiff und Gut durch die Havarie- 
grossebergung gerettet sind. Sie wäre nicht gezahlt, wenn Beides 
untergegangen wäre. Auch würde ja sonst die Fracht, da selbige 
schon vom Rheder zur Contribution gebracht wird, doppelt 
coutribuiren. 

Doch scheint kein Grund vorhanden zu sein, die Assecuranz- 
prämie abzuziehen, da ja diese bezahlt werden muss, die Güter 
mögen in Gefahr gewesen oder gerettet sein oder nicht, wie 
denn überhaupt die Assecuranz mit der Havariegrosse gar nichts 
zu thun hat. 

Der Beitrag der Waare zur Havariegrosse darf nicht 
abgezogen werden, weil dieser gerade dasjenige ist, was der 
Eigenthümer von dem allgemeinen Schaden zu leiden hat und 
was er von dem ganzen geretteten VVerthe leiden muss. 

Die Kosten, die Waare im Abgangshafen an Bord zu 
schaffen, dürfen ebenfalls nicht in Abzug kommen, weil sie zur 
Zeit der Entstehung der Havariegrosse bereits ausgegeben waren 
und nicht erst in Folge der Havariegrosse entstanden sind. Wohl 
aber Ausladungskosten. 

Endlich kann auch die particuläre Havarie, welche die Güter 
nach dem Havariegrossunfall erlitten haben, nicht in Abzug ge- 
bracht werden, denn auch sie sind keine Wirkung der Havarie- 
grosse. Anderer Meinung ist Stevens 1. c. Art. 1. 

War dagegen die Waare bereits vor der Havariegrosse 
durch inneren Verderb oder überhaupt durch Havarieparticulär 
erweislich verschlechtert, so muss möglichst gerade dieser ver- 
ringerte Werth der Waare berücksichtigt werden und wird dies 
namentlich bei geworfenen, zum Loskauf gegebenen, im Noth- 
hafen verkauften etc. geschehen müssen. Demnach ist hier die 
möglichst genaue Schätzung dieser Verschlechterung von dem 
Werthe dieser Waaren im heilen Zustande am Löschplätze in 
Abzug zu bringen. Das Preuss. Allg. Landrecht H. 8. § 1864 
sagt darüber: Sind die verlorenen Waaren, zur Zeit des Havarie- 
(grosse) Unfalles, durch Seesturz oder andern Zufall schon be- 
schädigt gewesen: so werden sie nur nach dem Werthe, den sie 
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bei dem (Havarie-) Verluste wirklich noch hatten, vergütet (und 
nach arg. § 1880 und 1884 zur Contribution gezogen). § 1865. 
Dieser Werth muss auf den Grund der eidlichen Angabe des 
Schiffers und seiner Leute über den Zustand der Waaren zur 
Zeit des Werfens, durch das Gutachten der Sachverständigen 
billig bestimmt werden. Vergl. auch Pardessus 1. c. n. 747. 

Sind aber Güter durch den Seewurf beschädigt, so muss 
ihr Werth als unbeschädigt berechnet werden, weil ja dieser 
Schade in Havariegrosse dem Eigner durch Beitrag vergütet 
werden muss. Stevens 1. c. Art 1. Pothier cout. de lou. n. 132. 

Ferner ist wohl die Leckage überall von dem Contributions- 
werthe der Güter in Abzug zu bringen, dagegen wird natürlich 
dieser Schaden den Betreffenden nicht in Havariegrosse ersetzt. 

Wie sehr diese von uns aufgestellten Ansichten aus der 
innersten Natur des heutigen praktischen Seerechts ent- 
nommen sei, mag man namentlich aus der Uebereinstimmung 
mit den particularen Satzungen der vornehmsten Seestaaten der 
Gegenwart entnehmen, wenn selbige auch zum Theil wenigstens 
sehr von den älteren Seerechten, deren Bestimmungen oben 
bereits speziell angeführt und allerdings zum Theil jetzt noch 
praktisch sind, z. B. in Dänemark, Schweden, Hamburg etc. ab- 
weichen. Doch enthalten auch jene neueren Seerechte manche 
Modificationen des Princips, sowie nicht minder weitere prak- 
tische Anwendungen und Folgerungen desselben •*). 

Das Spanische Handelsgesetzbuch Art. 955 lässt die zur 
Ladung gehörenden Güter nach dem Preise des Löschplatzes 
contribuiren, und sollen die verlorenen zu eben dem Preise bei- 
tragen, zu welchem sie in Havariegrosse ersetzt werden. Uebri- 
gens nach Art. 957 hat man bei der Schätzung der gebergenen 
Güter sich nach dem wirklichen Zustande, worin sie bei 
der Untersuchung befunden werden, zu richten, und nicht nach 
den Angaben der Connossemente , falls nicht die Parteien sich 


51. Kent, comment. on American law lect. 47. p. 242 sagt: the goods 
sacrificed as well as the goods saved, are to be valuod at the clear 
net price they would have yielded, after deducting freight, at the 
port of discharge; and this rule is founded on a plain principle 
of equity. Pöhla, Stevens, Pardessus, Abbott stimmen damit 
Uberein. 
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über Letzteres einigen. Ferner bestimmt Art. 960, dass die 
geworfenen Güter nicht zur Zahlung der grossen 
Havarie beitragen, die für die geretteten Güter aus 
einer anderen und späteren Gefahr entsteht. Die 
Masten, Segel, Taue und sonstigen Geräthschaften, welche beim 
Retten des Schiffes unbrauchbar geworden, sind, unter Be- 
rücksichtigung ihrer Abnutzung, nach dem Werthe zu schätzen, 
den sie zur Zeit der Havarie hatten (Art. 948). Werden die 
Connossemente geworfener oder beschädigter Güter nicht her- 
beigeschafft, so tragen einzig und allein die Eigenthüfner den 
Verlust oder die Verschlechterung derselben (Art. 949). — Die 
von den verlorenen Gütern wiedererlangten contribuiren nach 
Abzug der Verschlechterung und der Bergungskosten (951), und 
die nach der Vertheilung in Havariegrosse nachträglich 
erst zurückerhaltenen Güter werden nachträglich ebenso nach 
Verhältnis der geschehenen Vertheilung vertheilt. Ebenso mit 
Recht das Holl. Recht Art. 739 und Franz. 1. c. Art. 424. 

Nach Franzos. Rechte 1. c. Art. 402. Der Preis der ver- 
lorenen oder beschädigten oder geborgenen Güter wird nach 
dem Preise von heilen Gütern der Art am Löschplätze bestimmt. 
Doch soll dies nicht der Brutto werth, sondern der gerettete 
Werth, also der Netto werth sein, den der Eigentümer aus 
ihrem Werthe durch ihren Verkauf ziehen kann; daher muss 
vom Bruttoertrag abgezogen werden: die Fracht, die Kosten 
der Entlöschung etc. und der Discont •*). Nach Art. 418 soll 
express auf absichtlich falsche höhere oder geringere Angaben 
der Connossemente und Facturen keine Rücksicht bei Schätzung 
von verlorenen Gütern genommen werden. Nach Art. 415 wird 
Quantität und Qualität der verlorenen Güter durch die Con- 
nossemente oder nöthigenfalls durch die Facturen geschätzt 

Wird die Havarie im Löschplätze aufgemacht, so ist es jetzt 
in England allgemeiner Gebrauch, den wirklichen Werth der 


52. Ebenso zieht Pardessus n. 747 mit Recht die partic. Havarie vor 
der Werfung ab. Vergl. Code de comm. Art. 304. Ordon. 1681. 
III. 3. Art. 20 u. III. 8. Art. 6; besonders aber Fremery, Itudes 
de droit commercial p. 240 sq. Bis zur Ordonnanz unterschied 
man in Frankreich in der Regel so, dass bei Werfung vor zurück- 
gelegter Hälfte der Reise der Preis des Abgangshafens und im 
anderen Falle der des Löschhafens contribuire. 
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heilen Ladung nach dem Marktpreise des Löschplatzes anzu- 
nehmen und darnach alle Güter contribuiren zu lassen, nachdem 
alle daran haftenden Kosten, als: Fracht, Zoll und Ladungs- 
kosten davon abgetrennt sind **). Diese Englische ist denn auch 
die Nordamerikanische Praxis. Vergl. Kent 1. c. lect. 47. 
n. 8. pag. 242. 

Da3 neueste Holl. Handelsgesetzbuch Art. 727 fT. 54 ) lässt 
alle Güter contribuiren, die zur Zeit des Seeschadens an Kord 
oder in den Lichtern oder Booten sich befunden haben, 
oder welche vor dem Unfall aus Noth geworfen und ver- 
gütet worden sind, oder auch zur Deckung von Havariegrosse- 
kosten haben verkauft werden müssen. Gemünztes Geld con- 
tribuirt nach dem Curs zu Ende der Heise. Die verladenen 
Güter werden geschätzt nach ihrem Werthe am Löschplätze, 
unter Abzug der Fracht, Eingangszölle und Entladungskosten, 
desgleichen der besonderen Havarie, die während der Heise 
ihnen zur Last gefallen ist Art. 729 wird denn dies auch für 
die geworfenen Güter festgehalten, wo aber als der Abzug be- 
zeichnet wird: Fracht, Eingangszölle und gewöhnliche Kosten. 
Die Art und Beschaffenheit des Geworfenen soll nach den Con- 
nossementen, Facturen und anderen Beweisen beurtheilt wer- 


53. Vergl. Stevens, essay 1. c. Art. 1. Abbott P. III. 9. § 15. — 
Stevens sagt mit Recht: der Werth, wovon beigetragen werden muss, 
ist der Netto werth, den die Güter für den Empfänger haben, 
wenn er sie in seinen Besitz bekommt; doch bestehen die abzu- 
ziehenden Kosten bloss im Obigen, nicht in der Versicherungs- 
prämie, „denn diese ist eine Belastung des Absenders 
„oder Verkäufers zu Anfang der Reise und mithin will- 
kürlich; auch nicht die Commission, denn diese hat nach der 
„Ladung und dem Verkauf der Güter stattgefunden; und ein Ver- 
kauf ist in diesem Falle nicht durchaus nothwendig“. — Siehe 
jedoch oben meine Auseinandersetzung. Die ältere Engl. Praxis 
war ganz anders. Uebrigens ist diese Engl. Gesetzgebung Uber 
Havariegrosse völlig unvollständig und fehlt es sogar an massgeben- 
den richterlichen Entscheidungen. 

54. Dies ist immer zu verstehen, wenn ich bloss: Holl. Recht setze. 
Das ältere Holl. Recht ist zum Theil sehr abweichend, selbst noch 
der Entwurf von 1826, wornach z. B. Fracht und Schiff, ferner 
gemünztes Geld nur zur Hälfte contribuiren sollen. 
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den. Bei unrichtigen (zu niedrigen) Angaben über die Waaren 
in den Connossementen nach Art und Qualität soll nach Art. 730 
der wirkliche grössere Werth angenommen werden, falls 
sie behalten ankommen, sonst nach den Connossementan- 
gaben ; bei höheren Werthsangaben im Connossemente um- 
gekehrt. S. bereits oben S. 184 in f. 

Nach Preuss. 55 ) Allg. Landrecht II. 8. § 1878 fl*, müssen 
alle Güter zur Contribution beitragen, und zwar selbst die ge- 
worfenen wegen (Havariegross-) Unglücksfällen, die nach ihrer 
Werfung während der Reise sich ereignen. Ferner müssen 
contribuiren auch die Güter, welche der Schilfer als Ueberfracht 
eingenommen (§ 1848), die auf dem Verdeck, Ueberlauf, Schanze, 
im Boot verladenen oder au den Seiten des Schilfs angehängten 
Güter (1849), ferner die ohne Vorwissen des Schilfers oder ohne 
Connossemente eingeladenen (1851), endlich die Güter, welche 
der Eigenthümer oder dessen Bevollmächtigter, bei entstehender 
Seegefahr ohne des Schilfers und Schilfsvolks Einwilligung, 
wegnehmen und anderswohin bringen lässt (§ 1852)*«). — Doch 
sollen umgekehrt Beschädigungen aller dieser Güter nicht ver- 
gütet werden. 

Der Werth der Ladung wird nach dem Preise der behaltenen 
Güter am Löschplätze zur Zeit der Losung bestimmt, doch sind 
davon die kleine Havarie, die Ausladungskosten und andere Un- 
gelder abzuziehen und zwar selbst bei verlorenen ($ 1862), 
welche bei wirklicher Ankunft solche Ausgaben gehabt hätten. 
Doch ist nach § 1863 überhaupt die Fracht, wenn sie dem 
Schiffer bezahlt werden muss, nicht abzuziehen. Sind die 
Waaren vor der Havariegrosse bereits beschädigt worden, so 
ist dieser Werth anzunehmen und durch eidliche Angaben des 
Schilfers und seiner Leute festzustellen (§ 1864. 65). Die Be- 
stimmung der Art und Quantität der verlorenen Güter erfolgt 
nach der Certepartie, den Connossementen, Facturen und an- 


55. Folgendes ist das neueste Preuss. Recht. Das ältere Preuss. Recht 
weicht von den folgenden Bestimmungen nicht selten ab. Uebrigens 
ist durch das AUg. Preuss. Landrecht nicht bloss das Seerecht von 
1727, sondern auch die Ass.-Ordnung von 1766 antiquirt. 

56. So schon die Kopenhagener Ass.-Comp.-Ordnung L c. VIII. 15. 
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deren bei der Einschiffung geschehenen Declarationen ($ 1859). 
Kann jedoch dargethan werden, dass diese Angaben zu hoch 
gewesen, so ist nur auf die erwiesene Art und Quantität zu 
sehen ($ 1859). Dagegen wird auf die (blosse) Behauptung des 
Eigentümers, dass in dem verlorenen Packe, Fasse etc. mehrere 
oder bessere Waaren gewesen, als angegeben worden, keine 
Rücksicht genommen (§ 1860). Wegen der bei einem Seewürfe 
unrichtig angezeigten und verschonten Waaren ist das Vierfache 
des wirklichen Werthes zu contribuiren (§ 1885 u. 1806). Auch 
soll von Sachen, welche der Destinatär bereits empfangen und 
deren Werth derselben vorsätzlich oder aus grobem Ver- 
sehen zu niedrig angegeben hat, ebenfalls das Vierfache 
des wirklichen Werthes in Rechnung kommen ($ 1893). Heim- 
lich eingebrachte, imgleichen die in Absicht der Art oder Quan- 
tität (aus leichtem Versehen) unrichtig declarirten Waaren wer- 
den aber nur nach den höchsten zur Losungszeit am Losungsorte 
geltenden Preisen berechnet ($ 1888). Sodann sind Effecten, 
welche keinen gewöhnlichen Marktpreis haben, nach 
ihrem wirklichen Wert he zur Zeit der Losung durch ver- 
eidete Sachverständige zu schätzen (§ 1887). Endlich dürfen 
Waaren, deren Werth, während der Reise, durch inneren Ver- 
derb oder andere zur grossen Havarie nicht gehörende Unglücks- 
fälle, verringert worden, nur nach demjenigen Werthe beitragen, 
den sie zur Zeit der Losung noch wirklich haben (§ 1886). 
Werden aber geworfene oder sonst verunglückte Güter erst 
nach geschlossener Havarierechnung gerettet, so muss der nach 
Abzug der Bergungs- und anderen Kosten übrigbleibende Werth 
den Interessenten, nach Verhältniss ihrer Beiträge, wieder zu 
gute kommen (§ 1899). 

Endlich bestimmt dasselbe Preuss. Recht § 1855: Schiffs- 
provisionen, (Schiffs-) Gerätschaften oder andere zur 
eigentlichen Ladung nicht gehörende Sachen werden nach dem 
gemeinen Werthe des Orts, wo sie wieder angeschafft 
werden müssen, geschätzt; jedoch werden bei Geräthschaften 
und solchen Sachen, die durch den Gebrauch abgenutzt 
werden, nur zwei Dritttheile in Rechnung gebracht. — Das 
ist denn auch Englische und Nordamerikanische Praxis. Kent, 
Le. S. 243 sagt: As to losses of the equipment of the ship, 
such as masts, cables and sails, it is usual to deduct one 
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t h i r d from the price of the new articles ; for being new, 
they will be of greater value tlian the articles lost 97 ). 

Viele der hier angegebenen Details des Preus9. Rechts er- 
geben sich als so natürliche Consequenzen des Havarieinstitute9, 
dass sie Jedermann als gemeinrechtlich anerkennen wird. 

Die Russische Ordnung der Handelsschiffahrt XU. Art 249 
bestimmt: Um die Berechnung wegen Bezahlung der Havarie in 
gehörige Ordnung zu bringen, muss das Schiff oder Fahrzeug, 
oder Waare und Ladung, die Havarie gehabt haben (diejenigen 
' Waaren oder Güter, welche über Bord geworfen worden, mit- 
gerechnet) nach dem Preise geschätzt werden, für welchen 
diese Sachen am Orte der Anlandung oder Ankunft hätten 
verkauft werden mögen; abgerechnet den Zoll, die Fracht, 
die Löschungskosten und die Kosten des Transports auf den 
Zoll. Wenn aber Jemand eine Sache unter ihrem wirklichen 
Werth angiebt, so stehts einem Anderen (Interessenten doch 
wohl) frei, diese Sache für den angegebenen Preis und drei 
Procent darüber zu fordern, w r ofür sie ihm, nach Bezahlung des 
Zolls, der Fracht, der Löschungskosten und der Kosten des 
Transports auf den Zoll, abgeliefert werden soll. Nach Art. 251 
wird es nicht in Havariegrosse gerechnet, wenn wegen Ueber- 
ladung des Schiffs Waaren geworfen werden; einzig der Schiffer 
muss dann entschädigen. Art. 252. Was von Gütern, die in der 
Kajüte, oder im Rof, wo sich die Schiffsbedienten und Leute 
aufhalten, oder zwischen den Decken, oder auf dem Ueberlauf, 
oder an einer anderen Stelle des Schiffs (nämlich als ordent- 
lich in dem Raume des Schiffes) verladen sind, geworfen wird, 
wird nicht in Havariegrosse vergütet *•), sondern Jeder trägt hier 


57. So fast wörtlich auch Abbott 1. c. (6) P. IV. ch. 9. § 15. Vergl. 
auch Strong v. Tire Ins. Com. 11 Johnson’» reports 323; Simonds 
v. White, 2 Barnw. et Cresa. 305, Gray v. Waln. 2 Serg. et Ramie 
229. 257. 258. 

58. Daa Holl. Recht 1. c. Art. 733 lässt mit Recht die aufs Oberver- 
deck ohne Kenntniss des Abladers geladenen Güter in Havarie- 
grosse vergütet werden, obwohl es den übrigen Interessenten den 
Regress an Schiff und Schiffer vorbehält. Dieser Regress lässt sich 
dann analogisch auch auf die, anderswohin als auf das Oberver- 
deck ungehörig verladene Güter ausdehnen. 
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seinen Schaden selbst Doch machen die zur besseren Ver- 
wahrung und aus anderen Ursachen in der Kajüte gelegten 
Gelder und andere kostbare Metalle oder Sachen eine Aus- 
nahme. 


§ 178. Fortsetzung. Besondere Fälle. 

I. Die im vorigen § gegebenen Erörterungen bilden gleich- 
sam die Regel. Wenn nun aber ausnahmsweise nach dem 
Havariegrossunfall das Schiff weder in einen fremden Nothhafen, 
noch an seinen Bestimmungsort gelangt, um dort die Havarie- 
grosse zu reguliren, sondern in Folge der Havariegross sich ge- 
nöthigt sieht, in seinen Abgangshafen wieder einzulaufen, 
so scheint es sachgemäss, andere als die im vorigen § aufge- 
stellten Satzungen unterzubreiten. Man kann hier füglich nicht 
den Werth der Güter am Bestimmungsorte nehmen, denn dieser 
ist nun überhaupt schwer auszumitteln, wenn man nicht mit 
Abbott 1. c. Seite 449 geradezu sagen will, der Preis im Be- 
stimmungshafen ist in der Zeit unbekannt; — und sodann er- 
scheint dieser in der Zeit als ein Preis, der gar nicht mehr 
existirt, von dem Augenblicke an, wo die Reise abgebrochen 
und die Rückfahrt nach dem Abgangshafen eingetreten ist End- 
lich kann der Absender, um dessen Person und das subjective 
Recht, was er hier als geltend verlangen kann, noch besonders 
zu berücksichtigen, von jenem Augenblicke an, wo der Zweck 
der Absendung, nämlich Verkauf der Waaren, nach der Umkehr 
des Schiffes aufgehört hat, füglich an den Waaren kein anderes 
Interesse mehr haben, als bis zu dem Belaufe, den die Waaren 
ihm mit allen Unkosten zu stehen kommen. Folglich wird hier 
der zu contribuirende Werth der Waaren in den Facturpreisen 
der Güter zu suchen und zu linden sein, nach Abzug aller bis- 
herigen Unkosten, also wie man es auch ausdrücken kann, der 
dem Absender kostende Brutto werth der Güter am Bord. 
Dies ist die Ansicht von Pöhls und nicht weniger Engl. Praxis. 
Vergl. Abbott 1. c. c. 9. § 15. S. 448. 49, sowie Stevens 1. c. Art. 1, 
der dies so bestimmt: der Einkaufspreis der Güter bis an Bord 
(ohne Versicherung) und zwar der Belauf nicht bloss der Rech- 
nungen der Verkäufer, sondern auch die Verschiflungskosten, 

v. Kaltenborn, Seerecbt II. 13 
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da beides den Werth ausmacht, wovon das Risico bei der 
Havariegrosse gelaufen 69 ). 

Dieser von uns angegebene Contributionswerth wird nun 
allerdings gemeiniglich mehr oder weniger mit dem Preise der 
Waaren zusammenfallen, den dieselbe bei der Rückkunft des 
Schiffes im Abgangshafen haben. Doch ist dies einmal nicht 
nothwendig der Fall; jene Preise können auch sehr variiren, 
indem vielleicht gerade durch die Rückkehr des mit Einer 
VVaare vorzugsweise befrachteten Schiffes der Markt mit dieser 
Waare überfüllt wird und somit deren Preis plötzlich fällt. 
Sodann aber ist dieser mögliche Verkaufspreis des Abgangs- 
hafens (ganz anders als im Löschungshafen) hier völlig irrele- 
vant. Eine versandte Waare kann niemals so angesehen 
werden, an dem Abladeplatze verkauft zu werden. Namentlich 
konnte dieser Werth der Waare auch nicht im Entferntesten 
zur Zeit des Havariegrossereignisses selbst als vorhanden ange- 
sehen werden, und der Preis dieser Zeit ist doch wenigstens 
ideell als Norm anzunehmen, um den praktisch am besten zur 
Anwendung zu bringenden Preis vermöge eines richtigen Funda- 
mentes annäherungsweise festzusetzen (siehe $ 177). — Freilich 
möchte man vielleicht aus ßilligkeitsrücksichten ein wenden, 
dass es hart erscheine, einen anderen Contributionswerth für die 
Waaren festzusetzeu, als es dem Ablader durch augenblicklichen 
Verkauf wiederzuerlangen möglich sei. Indessen kann sich ja 
dieser niedrige Preis bald wieder heben. Sodann kann ja mög- 
licher Weise der Preis auch ein höherer sein , namentlich 
wenigstens für einen Theil der geladenen Waaren, und würden 
dann die Eigner der letzteren sich vielleicht über die hohe Con- 
tribution beklagen. Kurz es scheint kein genügender Grund 
vorhanden, um das von uns aufgestellte Fundament für die Be- 
stimmung des Preises aufzugeben. 

Für unsere Ansicht ist endlich die positive Bestimmung des 
Holl. Handelsgesetzbuches Art. 728: Wenn die Berechnung und 
die Vertheilung an dem Orte angefertigt werden müssen, von 
wo die Schiffe aus diesem Lande abgegangen sind oder hätten 


59. Er fügt noch hinzu: weil nach stattgefundenem Seewurf für diese 
Summe wieder ähnliche Güter in das Schiff gebracht werden kön- 
nen. Doch das scheint irrelevant. 
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abgehen müssen, wird der Betrag der verladenen Güter nach 
dem Werthe bestimmt, den sie zur Zeit der Abladung gehabt 
haben, mit den Kosten bis an Bord, ohne Ilinzufügung der 
Assecuranzprämie; und im Fall die Güter beschädigt 
sind, nach ihrem wirklichen Werthe. — Die hier beliebte 
Ausdehnung auch auf den Fall, dass die Havariegross das be- 
reits beladene Schiff noch im Hafen oder auf der Ilhede über- 
kommt, scheint sachgemäss. Ebenso, nach den bisherigen Er- 
örterungen, ist die Nichtheranziehung der Assecuranzpramie nur 
zu billigen. Endlich versteht es sich auch von selbst, dass die 
beschädigten Güter nur nach ihrem wirklichen Werthe contri- 
buiren, falls nur die Beschädigung nicht erst nach dem 
Havariegrossereigniss als particuläre Havarie passirt ist: denn es 
ist immer festzuhalten, dass für die Bestimmung des Werthes aller 
zur Contribution pflichtigen Güter die Zeit der Havariegrosse- 
noth von Anfang an als massgebend erscheint, indem principiell 
überall dieser Werth contribuiren müsste, wenn sich nicht der 
unmittelbaren genauen Bestimmung desselben die in der Praxis 
unüberwindlichen Schwierigkeiten entgegenstellten. 

Freilich möchte man vielleicht aus Bil ligk eitsr ü cksich- 
ten von dieser Strenge abweichen und den ohnehin schon hart 
betroffenen Eigner der beschädigt ankommenden Güter aus Er- 
barmen allemal nur zum noch wirklich vorhandenen Werthe con- 
tribuiren lassen, wie dies, den Worten nach, das Holl. Recht aller- 
dings zu bestimmen scheint. — Jedenfalls ist aber die Leckage vom 
Contributionswerthe der Güter abzuziehen. S. § 177 S. 181. 

Bei dieser Werthsbestimmung nach den Facturen wird auch 
gerade am Abgangsorte viel weniger vom Betrüge zu fürchten 
sein, als dies geschehen kann, wenn man am Löschplätze den 
Facturpreis als Fundament des Contributionswerthes annehmen 
wollte. Es w r ird hier überall leicht im Abgangsorte eine Con- 
trole möglich sein und dazu ist es ja sehr leicht, hier durch 
Beeidigung der Aussteller der Facturen eine grössere Sicherheit 
zu erlangen, was natürlich am Löschplätze mit den grössten 
Weitläufigkeiten verbunden ist. 

II. Ich bin nun aber geneigt, diese ganze Bestimmung des 
contributionspflichtigcn Waarenwerthes auf Grund der Facturen 
mit Zurechnung der Verschickungskosten nicht bloss eintreten 
zu lassen, wenn das Schiff nach erlittener Havariegrosse nun 
gerade in den Abgangshafen zurückkehrt, sondern auch in 

13 * 
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allen Fällen, wo das Schiff noch als im ersten Anfänge der 
Reise begriffen angesehen werden muss und selbst wenn es 
dann nur in einen dem Abgangshafen nur nahegelegenen Hafen 
einzulaufen und dort die Havarie zu reguliren sich genöthigt 
gesehen hat. In dieser Ausdehnung will auch Stevens 1. c. 
Art. 1. jedenfalls verstanden sein. 

Die Voraussetzung ist natürlich, dass die Reise nicht fort- 
gesetzt werden kann. Doch möchte ich dies noch dahin be- 
schränken, nicht mit demselben Schiffe, und möchte ich nicht 
absolut den Verkauf der Waaren wie in einem anderen Noth- 
hafen verlangen. 

Nämlich die Bestimmung mancher Seerechte, dass der Ein- 
kaufspreis der Waare zur Contribution zu stellen sei, wenn die 
Reise vor Vollendung des halben Wegs abgebrochen, dagegen 
der Marktpreis des Löschplatzes, wenn die Abbrechung auf der 
zweiten Hälfte geschah, hat zwar in der Anwendung ihre grossen 
Schwierigkeiten und erscheint zugleich als eine willkürliche 
Durchhauung des Knotens. Indessen liegt doch ein Sinn darin, 
wenn man nur nicht buchstäblich an dem Halbiren der Reise 
festhält und vielmehr den ersten Anfang der Reise für die erste 
Hälfte setzt. Stevens 1. c. 

Es erscheint dies als eine billige Modification des Princips. 
Denn erstlich fallen die Schwierigkeiten hier, wegen der Nähe 
des ursprünglichen Abgangsortes, weg, welche sich der Fest- 
stellung und Controlirung des Facturenpreises am entfernten 
Löschplätze entgegenstellen. Sodann aber ist bei einer eben 
erst angefangenen und nun so schnell abgebrochenen Reise die 
mit den geladenen Waaren beabsichtigte Speculation, deren be- 
absichtigter Verkauf am Bestimmungsorte, vom Augenblicke der 
Abbrechung der Reise an, billiger Weise nicht mehr zu 
berücksichtigen und vielmehr eher die Sache so anzusehen, als 
ob keine Speculation wegen des Verkaufes stattgefunden. Dazu 
ist der Preis des Bestimmungsortes füglich nicht anzunehmen 
und wenn man auch den Preis in einem entfernteren Noth- 
hafen sich allenfalls gefallen lassen muss statt des Löschplatz- 
preises, eben wegen der Schwierigkeit, einen anderen Preis 
(entweder des Abgangs- oder des Bestimmungshafens) als Fun- 
dament zur Contribution der Waare anzunehmen, so ist diese 
Nothmassregel hier nicht nothwendig, wegen der Leichtigkeit, 
die Facturenpreise bei der Nähe des Abgangshafens zu bestimmen. 
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Was nun aber als der erste Anfang der Reise noch be- 
trachtet werden könne, scheint einzig nach den Umständen des 
concreten Falles, nach der Länge der beabsichtigten Reise etc. 
beurtheilt werden zu können. Nehmen wir z. B. den Fall an, 
wo ein von London nach Westindien bestimmtes Schiff 
einen Havariegrossfall erleidet, indem in den Dünen dessen 
Anker gekappt werden etc. und das Schiff darauf in Rams- 
gate (auf der Insel Thanet bei der Themsemündung) als 
Nothhafen eingebracht und dort die Havariegross regulirt wer- 
den muss. Dann möchte füglich die Havarie in London selbst 
aufgemacht und abgethan werden, falls sie nicht in Ramsgate 
zu reguliren und abzuschliessen» wäre, aber immer nur unter 
Zuziehung der Waare zur Contribution nach dem Einkaufs- 
preise und den Verschiffungskosten. Vergl. Stevens 1. c. Ebenso 
wenn ein Schiff von Kiel nach Petersburg segelte und wegen 
Havariegrosse in Eckernförde einlaufen müsste. 

IU. Uebrigens scheint es angemessen, in den sub I. u. 11. 
genannten Fällen auch für das Schiff das Fundament des Con- 
tributionswerthes in dem Werthe desselben am Abgangsorte zu 
nehmen. Die Gründe dazu liegen in den sub 1. und II. ge- 
gebenen Erörterungen. 

IV. Würden in Folge des Seeunfalles oder sonst wie die 
contributionspflichtigen Waaren verschiedener Ladungsinteressen- 
ten so vermengt, dass man sie nicht mehr von einander unter- 
scheiden könnte, so würde der Betrag des Beitrags und resp. 
der Entschädigung, die jeder derselben gibt und resp. empfängt, 
nach den Documenten zu bestimmen sein, die ihre Verladung 
constatiren. Pardessus 1. c. n. 747. 

V. Die geworfenen, aber nachher geborgenen Effecten 
contribuiren nur dann zur Deckung der Schäden, welche nach 
der Havariegrosse den geretteten Waaren und dem Schiffe zu- 
stossen, wenn der zweite Unglücksfall als Havariegrosse zu be- 
trachten ist; denn dann sind die geworfenen Güter zum zweiten 
Male gerettet. Wären sie nämlich bei dem zweiten Unfälle mit 
auf dem Schiffe gewesen, so würden sie gewiss wiederum ge- 
worfen sein, indem sie als oben liegend wiederum am meisten 
zur Hand w'aren, also nothwendig wieder zuerst geworfen sein 
würden. Das scheint denn die Bestimmung des P re uss. Rechts 
1. c. § 1880, sowie der Convention der Kopenhagener Ass. Comp. 
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Tit. Havarie -Rechnung III. 2. und namentlich IX., wo es mit 
strenger Gonsequenz heisst: Die Havarie wird bezahlt, so 
oft sie vorfällt, entweder einmal oder mehrmals, 
wenn schon das Schiff nachher auf der Reise bliebe. 
— Das Spanische Recht 1. c. Art. 900 lässt allerdings die ge- 
worfenen Güter auch im Falle einer zweiten Havariegrosse 
nicht contribuiren. Die Ordonn. 1681 Art. 17. (III. 8.) und der 
Code de com. fran. Art. 424 lassen die geworfenen Güter in 
keinem Falle für nachträgliche Schäden der geretteten Waaren 
contribuiren. Siehe auch die Note 62. der folgenden Nr. VI., 
sowie die Note 67. zu Nr. X. 

Auch ist die Bestimmung der Hamb. Ass. Ordnung XXII. 
Art. 13 und des Span. Rechts 1. c. Art. 951 zu billigen, dass 
von den geworfenen und nachher wiedererlangten Gütern nur 
die durch die Werfung entstandene Verschlechterung und die 
Wiedererlangungskosten in die Havariegrosse- Berechnung mit 
aufgenommen werden (nämlich in Bezug auf die Berechnung des 
zu vergütenden Schadens), und dass wenn dieselben vor der 
Wiedererlangung bereits mit zur Havariegrosse gerechnet und 
ihr Betrag dem Eigenthümer bereits ausgezahlt gewesen wäre, 
dieser das dafür Empfangene wieder herausgeben müsse, doch 
von letzterem zurückbehalten dürfe, was die Verschlechterung 
und die Kosten betragen. Siehe 180 sub V. 3. 

VI. Hier ist noch der Fall zu berücksichtigen, da, nach 
glücklicher Rettung durch Havariegrosse auf der Weiterreise 
durch einen späteren Seeunfall SchifT und Ladung untergehen 
indem aber Güter geborgen werdeu. Diese müssen dann den 
Schaden der zuerst geworfenen Güter mittragen. Hamb. Ass. 0. 
22. Art. 10. Mit Recht lässt die Convention der Kopenhagener 
A. Comp. (Tit. Havarierechnung III. 1.) den geborgenen Wrack 
wie das geborgene Gut hier contribuiren. — Es fragt sich, zu 
welchem Werthe diese contribuiren. Es kann keinem Zweifel 
unterliegen, dass dies principiell richtig der Werth unmittelbar 
bei der Havariegrossenoth sein müsse, indessen nach Abzug der 
Bergungskosten. Aber jener Werth lässt sich nicht ausmittelu, 
denn selbst die durch die Verklarung der Seeleute in der Be- 
ziehung festgestellten Annahmen erscheinen nicht als juridisch 
bestimmt genug; höchstens dass man die Angaben nach der 
Verklarung als genügend ansehen könnte, um festzustellen, ob 
die Güter sich zu jener Zeit im gesunden Zustande befunden 


Digitized by Google 


Kap. VII. Regulirung der Havariegrosse. § 178. 


199 


haben oder nicht, obgleich auch dies nicht selten ungewiss sein 
wird. Bei diesen Schwierigkeiten und da bei einem so gänz- 
lichen Schiffbruche überhaupt die billigsten Grundsätze zur An- 
wendung gebracht werden sollten, bin ich geneigt, den Werth 
derselben als contributionsptlichtig anzunehmen, den die Waaren 
nach Abzug der ßergungskosten, überhaupt in ihrem geborgenen 
Zustande noch haben e0 ). Es ist in dergleichen Bergung von 
einigen Waaren eben mehr ein blosser Glücksfall zu suchen, 
auf den die strengen juristischen Grundsätze anzuwenden man 
immer Anstand nehmen mag. Das ist denn auch die Bestim- 
mung der Ordonn. 1681 Art. 16. (III. 8.), des Span. Rechts I. c. 
Art. 944 und der Preuss. A. O. 1766 XXVI. $ 243, sowie des 
Code de com. fran. Art. 424 und des Holländ. Rechts Art. 735, 
Schwed. A. O. 1. c. Art. V. § 4 •')• In $ 177 sind aber bereits 
die Bestimmungen mehrerer neuerer Seerechte angegeben, nach 
denen überhaupt geworfene und nachher wiedererlangte Sachen 
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den die Waare brutto am Bord kostet. Pöhls S. 735 hält streng 
am Princip fest und zieht die Waare nach dem Werthe im gesun- 
den Zustande am Bergungsorte herbei, falls nicht eine Beschädigung 
zur Zeit der entstehenden Havariegross erwiesen. Die Hamb. A. O. 
1. c. zieht die Unkosten und das Berglohn ab, wahrscheinlich vom 
Pacturpreise der Güter. 


61. Freilich scheinen mir die Bestimmungen des Franz. Rechts sich zu 
widersprechen. Denn einmal heisst es (Ord. Artikel 16 und Code 
Art. 424), dass die geborgenen Güter auch im Fall des nachträg- 
lichen Unterganges des Schiffes contribuiren, und sodann (Ord. 
Art. 17 und Code Art. 425) wird ganz allgemein gesagt: Les inar- 
chandises (nicht bloss die geworfenen, sondern überhaupt) ne con* 
tribuent point au payement du navire perdu ou rlduit ä l’etat 
d’innavigabilite (Ord. perdu ou brisl, in der Havariegrossenoth?), 
so dass also im Falle der gänzlichen Vernichtung und des Zustandes 
der Innavigabilität wenigstens die Waaren nicht mehr contribuiren, 
sondern nur Für geringere Beschädigungen des Schiffes. Obgleich 
auch in dieser Beziehung Ord. Artikel 18 und Code Art. 426 eine 
Beschränkung gemacht wird: Si en vertu d’une d&iberation, le 
navire a £t6 ouvert pour en extrairc les marchandises, dies 
contribuent a la rlparation du domraage caus£ au navire. Vergl. 
unten Nr. X. letzte Note. 


200 Abschn. VII. Von Havarien und Seeschäden. 

nur nach Abzug der Bergungskosten und nach dem Werthe 
ihres gegenwärtigen Zustandes contribuiren ; cf. namentlich Span. 
Recht I. c. Art. 951. S. § 163 n. V. 

Das Preuss. Recht 1. c. § 1886 geht aber aus Rücksichten 
der Billigkeit so weit zu bestimmen, dass Waaren, deren Werth 
während der Reise (also gleichviel ob vor oder nach dem 
Havariegrossereignisse) durch inneren Verderb oder an- 
dere der grossen Havarie nicht gehörende Unglücksfälle ver- 
ringert worden, nur nach demjenigen Werthe beitragen sollen, 
den sie zur Zeit der Losung noch wirklich haben. Vom Stand- 
punkte der Billigkeit lässt sich für diese Bestimmung viel sagen. 
Auch Stevens 1. c. billigt dies. Vergl. auch Pothier 1. c. n. 132. 

VII. Wenn ungeachtet des Werfens von Gütern oder des 
Kappens von SchilTsgeräthschaften das Schiß in der Havarie- 
grossenoth untergeht, oder es trotz der Opfer wegen der Frei- 
gabe dennoch von diesem Kaper oder Seeräuber genommen wird, 
so findet überhaupt keine Vertheilung zur Vergütung statt. Die 
behalten gebliebenen oder geborgenen Güter sind nicht ver- 
pflichtet zur Bezahlung oder zur Erstattung von Schaden, wel- 
chen die geworfenen, beschädigten oder gekappten Gegenstände 
erlitten haben. Holl. Recht 1. c. Art. 734. Hamb. A. 0. Art. 9. 
Titel 22. Schwed. A. O. 1. c. § 8. Spanisches Recht 1. c. § 943. 
Franz. Recht I. c. Art. 423, wo es noch ausdrücklich und mit 
Recht heisst: les marchandises sauvdes ne sont point tenues du 
payement ni du dddommagement de celles qui ont dtd jetdes ou 
endommagdes. S. § 163 n. V. 

VIII. Nicht weniger scheint mir aus Gründen der Billig- 
keit angemessen, wenn das Holland. Recht Art. 736 bestimmt: 
Falls das Schilf und die Ladung durch Kappen oder anderen 
dem Schiffe zugefügten Schaden behalten bleiben, nachher aber 
die Güter (gänzlich) untergehen oder geraubt werden, so kann 
der Schiffer von den Eignern, Abladern oder Consignatären sol- 
cher Güter nicht fordern, dass sie zu der Havariegrossverthei- 
lung wegen solchen Kappens oder Schadens beitragen und muss 
es dabei gleichgültig sein, ob die untergegangenen Waaren ver- 
sichert waren oder nicht, denn die Havariegrosse hat überhaupt 
mit der Versicherung nichts zu thun. • Vergl. Pardessus 1. c. 
743 i. f. — Es scheint allzu hart, die durch den Untergang ihrer 
Güter schon so sehr hart betroffenen Ladungsinteressenten noch 
zur Contribution fremder, allerdings ursprünglich in ihrem eigenen 
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Interesse mit vorgenommener Beschädigungen zu verurtheilen. 
Auch haften füglich die Ladungsinteressenten hier nur mit dem 
Bestände ihrer Ladung bei deren Ankunft. Freilich gingen 
(Holl. Recht Art. 737) die Güter in jenem Falle durch Schuld 
oder Zuthun des Abladers oder Consignatärs verloren, so müssen 
diese trotzdem zur Havariegrosse beitragen. 

Es muss überhaupt behauptet werden, dass, wenn die La- 
dung aus dem Havariegrossunfalle nichts aufbringen würde 
oder doch wenn die Kosten grösser wären als der Bruttoertrag: 
die Ladung Überhaupt nicht zu contribuiren brauche, wie man 
denn allgemein von Jemand nur fordern kann, dass er im Ver- 
hältniss zu dem erlangten Nutzen Zahlung leiste. Vergl. Stevens 
1. c. Art. 1. 

Wenn aber auch im Allgemeinen die Ladungsinteressenten 
nicht mehr zur Havariegross beizutragen verbunden sind, als der 
Werth der Güter bei der Ankunft noch beträgt, so muss man 
sie doch gewiss für verpflichtet halten, selbst aus ihrem ander- 
weitigen Vermögen die Kosten zu bezahlen, welche nach dem 
Untergang des Schiffes oder nach der Aufbringung und Anhal- 
tung der Güter, durch den Schiffer redlicher Weise und selbst 
ohne Auftrag verwendet sind, um etwas von dem Ver- 
lorenen zu retten oder um die aufgebrachten Güter 
zu reclamiren, auch sogar danu, wenn der Erfolg 
nicht günstig gewesen wäre**). Denn es wäre gegen alle 
Grundsätze der Billigkeit, dass Fremde die Kosten tragen sollten, 
weiche zu Zwecke unseres Vermögens aufgelaufen sind, also 
namentlich etwa der Schiffer und die, von denen er zu diesem 
Behufe Geld borgte etc. Der Grundsatz der blossen Haftung 
der Ladung muss hier modifleirt werden. Es ist ja in allen 
diesen Fällen von Anfang an zweifelhaft, ob der Eigner noch 
als Eigner der Güter zu betrachten sei, also sind von Anfang 
an jene Kosten nicht auf diese Güter bloss zu fundiren. Man 
darf die Voraussetzung machen, dass der Schiffer und durch ihn 
Andere selbige füglich nur wegen des gesammten Credites des 
Ladungsinteressenten, nicht bloss wegen der Ladung aufge- 
wendet haben •*). Siehe n. IX., sowie 163 n. V. 


62. So wörtlich das Holl. Recht 1. c. Art 738. 

63. Doch können überall keine Bergungskosten gefordert werden von 
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IX. Die ganze Nummer VIII. ist analogisch nicht auf den 
Fall anzuwenden , dass das Schiit nach der Zeit des Havarie- 
grossunfailes untergeht und die Waaren allein geborgen sind. 
Die Gründe liegen in den bisherigen Erörterungen und stimmen 
darin die Seerechte überein. Die geborgenen Güter müssen 
contribuiren. Dagegen haften gewiss auch die SchifTsrheder per- 
sönlich mit ihrem gesammten Vermögen für jene sub VIII. in f. 
angegebenen Kosten, sofern sie zum Behufe der Reclame und 
in ähnlichen Fällen zur Rettung des Schiffs durch den SchilTer 
im guten Glauben aufgewendet wurden. Die Gründe dafür sind 
dieselben wie dort 

X. Die Bestimmung des Preuss. Allgem. Landrechts 1. c. 
$ 1872 und 73 scheint mir wohlbegründet, dass alle Waaren, 
welche erst nach dem Havariefalle über den Bord des Haupt- 
schiffes gebracht wurden, sowie diejenigen, welche zur Zeit des 
Havariegrossereignisses am Bestimmungsorte (!) schon vom 
Bord des Hauptschiffes gebracht waren, nicht zu contribuiren 
brauchen. Denn nur durch die äusserliche Gemeinschaft 
zwischen Schiff und Gut entsteht das ganze Havariegrossever- 
hältniss, und wo dieselbe noch nicht oder bereits nicht mehr 
existirt, da sollte füglich auch von keiner Havariegrosse die Rede 
sein. Indessen besteht doch wohl zwischen Hauptschiff und Gut 
auf der einen und den Gütern der Lichterschiffe auf der anderen 
Seite, sofern diese nur unter den besonderen Befehlen des 
Kapitains des Hauptschiffes stehen, namentlich aber wenn es 
dessen Boote, Jollen etc. sind, eine solche Gemeinschaft, dass 
von einer Havariegrossegemeinschaft zwischen den in den Lichter- 
schiffen beim Löschen des Hauptschiffes transportirten Gütern 
und dem Hauptschiff mit seinen Gütern geredet werden darf. 
Auch findet diese Gemeinschaft mit den Gütern im Börding nur bis 
zum Orte des gewöhnlichen und nothwendigen Löschplatzes statt. 
— Sind die Lichterschiffe dem Schiffe und dessen Kapitain fremd, 
namentlich Eigenthum der Ablader oder Empfänger, oder von 
diesen gemiethete fremde Fahrzeuge, so möchte für deren La- 
dung eben so wenig wie für diese Lichterschiffe selbst eine 
Havariegrossegemeinschaft mit dem Hauptschiffe und dessen 


Gütern wie von Schiffotheilen etc., die den Bergern abandonnirt 
. sind. Siehe bereits $ 148, sowie Stevens 1. c. Art. 1. 
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Gütern angenommen werden dürfen* 4 ). Dagegen versteht sich 
von selbst, dass für das Liehterschiff und die darin befindlichen 
Güter in einem Havariegrossefalle eine Contribution eintrete. 
Holl. Recht 1. c. Art. 703. — Auch contribuirt gewiss die Fracht 
allemal mit, wenn auch die meisten Seerechte hier nur Haupt- 
schiff und Ladung erwähnen. 

Beim Löschen also, nicht beim Laden des Haupt- 
schiffes nehme ich diese Havariegrossegemeinschaft für die Bor- 
dingsladung an. So lange die Güter noch nicht in das Haupt- 
schiff geladen sind, kann von einer Gemeinschaft derselben mit 
diesem und dessen bereits eingenommener Ladung gar nicht die 
Rede sein und lassen sich demnach füglich noch nicht die 
Grundsätze der Havariegrosse anwenden. Doch nimmt das 
neueste Holl. Recht dies an •*). — S. § 156 n. 15. Bd. II. S. 64. 


64. Die Copenhagener A. C. O. 1. c. V. lässt überhaupt Güter, welche 
in Leichterschiffen nach dem in der Police benannten 
Los u ngsplatz, wofern daselbst das Hauptschiff nicht einlaufen 
konnte (og sibet icke kand flyde ind), geführt werden und ver- 
unglücken, durch alles andere Gut und Ladung des Schiffes ver- 
güten. 

65. Wenn nämlich das Holl. Recht Art. 706 erklärt: Güter, die noch 
nicht geladen sind, weder in das Hauptschiff noch in die 
dazu bestimmten Fahrzeuge, um die Güter nach dem Schiffe 
zu transportiren, tragen in keinem Falle zu der Havariegrosse des 
Hauptschiffes bei: — so lässt es, wenigstens für alle zum Transport 
nach dem Hauptschiff bereits in die Lichterschifte geladenen Waaren 
die Havariegrosse mit dem Hauptschiffe eintreten. Das alte Preuss. 
Seerecht 1727 Kap. VIII. Art. 30 n. 31 enthält in dieser Beziehung 
merkwürdige Bestimmungen: Wenn einige Güter mit Bordingen 
oder Lichtern in das Schiff oder aus demselben gebracht 
werden, und darinnen, entweder wegen Untüchtigkeit des Gefässes 
oder durch Verwahrlosung und Untreue der Bordingsleute zu Scha- 
den kommen, ohne dass desshalb dem Schiffsschiffer mit Fuge 

einige Schuld beigemessen werden möchte: so haftet fürs Erste 

zwar der Bordingsrheder, doch nöthigenfalls ist solcher Schaden 
vom Hauptschiff und dessen Gut in Havariegrosse zu tragen und 
Letzteres soll immer der Fall sein, wenn die Güter im Bording durch 
Zufall verloren gehen oder beschädigt werden. — Art. 31. Wenn 
an dem Bordinge Schaden geschiehet, es sei zufälliger oder vor- 
sätzlicher Weise, so dürfen die darin geladenen Güter nicht 
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Beim Löschen existirt eben bereits die Havariegrossegemein- 
schaft unter Hauptschiff und sämmtlicher Ladung und soll auch 
für die ausgeladenen Güter erst aufhören', wenn sie aus der 
Obhut des Hauptschiffes, aus den Befehlen des Kapitains etc. 
und namentlich unter den Schutz des Empfängers und seiner 
Beauftragten kommen. Daraus wird denn zugleich folgen, dass 
auch, wenn während der Reise, also während der be- 
stehenden Gemeinschaft von Schiff und Gut, aus irgend einem 
(allgemeinen, nur nicht einseitig durch die besondere Natur der 
Waare gebotenen) Grunde, wenn auch nicht gerade in einer 
Havariegrossenoth Waaren in ein kleineres Fahrzeug und zwar 
hier gewiss gleichviel, wem dies Fahrzeug gehört, ohne die Ab- 
sicht der eigentlichen Löschung geladen werden und nur zur 
Rettung des Bordings und seiner Ladung etwas geworfen wer- 
den muss: — dass 1) dieser Schade von dem Bording und 
seiner Ladung als grosse Havarie zu tragen sei und 2) dass was 
hierzu die ßordingsladung contribuirt, billiger Weise von dem 
Hauptschiff und dessen übriger ganzen Ladung in Havariegrosse 
vergütet w r erde. So das Preuss. Recht 1. c. § 1816, wo aber 
der Grund der Ausladung während der Reise gar nicht berück- 
sichtigt wird. Dagegen wird man zwischen dem Lichterschiffe 
selbst und dem Hauptschiffe mit seiner Gesammtladung in sol- 
chen Fällen nur dann Havariegrossegemeinschaft annehmen 
dürfen, wenn das Lichterschiff als Zubehör des Hauptschiffes 
anzusehen ist. Kopenh, A. C. O. 1. c. VIII. 2. 

Wenn nun aber gerade in Folge der Havariegrosse, 
also z. B. zur Erleichterung des Schiffes, Güter in Bordinge ge- 


contribuiren. Nichtsdestoweniger soll, wenn zur Erhaltung des 
Bordinges und seiner Ladung bei vorhandener Noth einige Güter 
geworfen werden mussten, dieser Schade von dem Bordinge und 
seiner Ladung als Havarie getragen werden. Soviel aber in diesem 
Falle die Bordingsladung contribuiren muss, solches kommt in 
Havariegross über das Hauptschiff, zu welchem der Bording ge- 
höret, und dessen übriger ganzen Ladung. — Die Bestimmung des 
Art. 30 tadelnd, erklärt sich dieselbe Klefeker (1. c. S. 56.57 Note) 
so: dass die Absicht und wirkliche Veranstaltung, um das Gut in 
das Schiff zu laden, eben so gut sei, als ob dasselbe sich wirklich 
bereits am Bord befinde, wenigstens im Sinne des alten Preussischen 
Gesetzautors. ' ‘ 
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laden wurden, so ist um so mehr noch eine Havariegrossege- 
meinschaft zwischen jener Bordingsladung und dem Hauptschiffe 
sammt der übrigen Ladung vorhanden. Wird demnach aus dem 
Bording zur Rettung der Ladung etwas geworfen, so tritt 1) für 
den Bording und seine Ladung eine Havariegrosse ein ••), und 
2) so wird die Contribution der aus dem Hauptschiff im Bording 
befindlichen Güter vom Hauptschiffe und dessen gesammter La- 
dung zu tragen sein. Wenn aber eine solche Bordingsladung 
auch ohne Werfung zufällig, wegen der Ladung im Bording 
verdürbe oder verloren ginge, so scheint es den bisherigen Er- 
örterungen entsprechend, diesen Schaden zur grossen Havarie 
des Hauptschiffes und dessen Gesammtladung zu rechnen. So 
ausdrücklich Preuss. Recht 1. c. § 1812 und Span. Recht 1. c. 
Art. 952. Hamb. A. O. 22. Art. 11. Ordon. 1681 Art. 19 (111. 8) 
und Code de com. fr. Art. 427 #7 ). S. bereits § 163 n. III. S. 85. 

Andererseits bleiben die in die Bordinge in allen bisher be- 
zeichneten Fällen geladenen Güter in Gemeinschaft mit dem 
Hauptschiffe und der übrigen Ladung und tragen zu der ge- 
meinschaftlichen Havarie bei, welche dem Schiffe und der Ladung 
bis zu dem Augenblicke zugestossen ist, wo die Güter am Lösch- 
plätze an den Consignatär überliefert sind. Holländ. Recht 1. c. 
Art. 705. 

XI. Es liegt (siehe § 171 und 172) im Allgemeinen dem 
Kapitain ob, die Havariebeiträge beizutreiben. Span. Recht 1. c. 
Artikel 972. Preuss. Recht I. c. § 1895. Lässt er sich dabei 
Saumseligkeiten oder Nachlässigkeiten zu Schulden kommen, so 
wird er den Eigenthümern der havariirten Sachen wegen der 
Folgen verantwortlich. Auch darf der Kapitain die Ablieferung 


66. Freilich das Holl. Recht 1. c. Artikel 704 bestimmt, dass dann ein 
Drittel des Schadens durch die Lichterschiffe, zwei Drittel durch 
die an ihrem Bord befindlichen Güter getragen werden solle. Sodann 
sollen aber diese zwei Drittel in Havariegrossc über das Hauptschiff 
und die ges&mmte Ladung, sowie Uber die Frachtgelder vertheilt 
werden. 

67. Doch heisst es dann Ord. Art. 20 und Code Art. 427 in f. weiter: 
Si le navire p6rit avec le reste de son chargement, il n’est fait 
aucune reparation sur les marchandises mises dans les alllges quoi- 
qu’elles arrivent ä bon port. Ebenso Hamburg. A. O. 22. Art, 12. 
Vergl. oben Nr. VI. letzte Note. 
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der Güter verschieben, bis der Beitrag zur Havariegrosse bezahlt 
ist, doch ist gewiss die Voraussetzung des Span. Rechts 1. c. 
Art. 964 zu machen, falls der Empfänger nicht genügende Bürg- 
schaft leistet. Sodann darf der Kapitain ebensowenig wie wegen 
Fracht- als wegen Contributionsansprüchen die Güter am Bord 
zurückbehalten, sondern er darf sie nur auf dem Kai mit Arrest 
belegen oder sicher, am besten gerichtlich deponiren. Da es 
aber überall gebräuchlich ist, die Güter, falls nur der Empfänger 
iin guten Credit steht, alsbald nach der Ankunft auszuliefern, 
so kann man den Schifier nicht für des Kaufmanns Insolvenz 
und dessen schuldige Contribution verantwortlich machen, wenn 
er diesem die Güter bona fide vor Entrichtung des Beitrags aus- 
geliefert hat ••). 

Nur wenn der Schifier in Bezug auf die Ablieferung ein 
grobes Vers eh eil beging, also z. B. ablieferte, als der Bankerut 
schon allgemein vermuthet wurde etc., halte ich hier den Schiffer 
persönlich für verantwortlich und zwar sowohl gegenüber den 
übrigen Ladungsinteressenten, als seinen eigenen Rhedern. 

Die Flüssigkeit des Grosshandelsverkehres, die Sitte des Credit- 
gebers, welche dabei herrscht, ist so gross, dass der Schiffer hier 
überall vertrauen darf und dass, falls dieses Vertrauen ohne 
des Schiffers Schuld zu Schanden wird, der Schaden nicht vom 
Schiffer, als dem blossen Beauftragten, sondern von den Schiffs- 
und Ladungsinteressenten, seien letztere die Ablader oder die 
Empfänger, getragen werden muss. Denn das sind hier die 
eigentlichen Speculanten, die Träger des Verkehres und möchte 
ich hier analogisch die Regel anwenden: casum sentit dominus, 
denn das Fehlen des Credits ist ein Casus, so lange der Kapi- 
tain kein Versehen dabei beging. Unserer Meinung ist im 
Ganzen Beneke System IV. S. 152. t 

Dass der Empfänger eine Havarieverschreibung ausgestellt 
habe, nützt im Allgemeinen dem Kapitain wenig, denn durch 


68. Pothier, cont. d. louage. II. § 1. Art. 4. n. 134. Das ist nach Ste- 
vens 1. c. Art. 1. in f. Engl. Praxis. Vergl. Ordonn. 1681 Art. 21. 
(III. 8). Preuss. Recht 1. c. § 1895 mit 1889, wo aber in dieser 
Beziehung keine bestimmten Angaben gemacht werden und eher 
das Gegentheil herausgelesen werden kann. — Pöhla 1. c. 748 ist 
anderer Meinung. 
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dieses Document, falls es nicht durch seine Form grössere Rechte 
verschafft, verbindet sich der Empfänger bloss, das zu bezahlen, 
wozu er ausserdem schon gesetzlich verbunden ist ••). 

Nötigenfalls soll der Kapitain von den noch nicht abge- 
lieferten Gütern soviel gerichtlich verkaufen lassen, als zur Con- 
tribution und zur Deckung der durch die Verzögerung der Bei- 
tragszahlung entstandenen Kosten nothwendig scheint 70 ). Siehe 
bereits $ 171 und 172. 


§ 179. Werthausmittelung der contributionspflichtigen Sachen 7 *). 


Die verhältnissmässige Deckung der durch die Havariegrosse 
entstandenen Schäden und Kosten soll durch alle Schiffs- und 
Ladungsinteressenten gemeinsam bewirkt werden. Der Verlust 
und die Ausgaben eines jeden Einzelnen sind mithin von Allen 
insgesammt, aber auch von den unmittelbar Betroffenen und 
zwar von Jedem im Verhältniss seiner contributionpflichtigen 
Sachen zu tragen und darnach zu bestimmen, w ie viel ein Jeder 
von diesen Schäden für sich zu tragen hat und wie viel die 
unmittelbar Betroffenen an Entschädigungen erhalten. Zu dieser 
Berechnung und Vertheilung muss man zwei Factoren als noth- 
wendig anerkennen, 1) den Werth der contributi ons- 
pflichtigen Gegenstände und 2) die Grösse des zu er- 
setzenden Schadens. Erst wenn man diese Fundamente 
richtig gesetzt hat, wird man die aus der Havariegrosse zu ge- 
währende Entschädigung jedes einzelnen Verletzten richtig be- 
stimmen können. Von der Bestimmung der Grösse des Schadens 
soll in $ 180 gehandelt werden. 

Hier ist nun vorzugsweise von der Werthsbestimmung der 
zu contribuirenden Masse und jedes einzelnen Bestandtheiles 
derselben zu handeln. Nach § 173. fg. ist klar, dass Schiff, 
Fracht und Gut contribuiren müssen. Deren Werthsbestim- 
mung scheint nun auf Grundlage der bereits § 175 — 178 ge- 
gebenen Erörterungen nicht mehr schwierig zu sein. Dort sind 


69. Stevens 1. c. Art 1. in f. 

70. Span. Recht 1. c. Art. 963. Preuss. 1. c. $ 1895. 

71. Vergl. besonders Pöbls 1. c, S. 735 — 739. 
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alle speziellen Factoren der Werthbestimmung jedes einzelnen 
contributionspflichtigen Gegenstandes angegeben. Es soll hier 
nur noch die Ausführung der Berechnung angedeutet werden. 

Wird*; die Richtigkeit des angegebenen Werthes bezweifelt, 
so können jedenfalls die übrigen Interessenten, auf Kosten des 
verlierenden Theiles, eine gerichtliche Taxe durch vereidete 
Sachverständige verlangen 7a ). 

I. Der Werth des Schiffes. 

Es ist nach § 175 allerdings als Regel des gemeinen See- 
rechts zu betrachten, dass dieser Werth nach dem Zustande 
im Hafen der Ankunft berechnet werde. Die Schätzung ge- 
schieht hier am besten durch Sachverständige, die dazu speziell 
angestellt sind oder für den besonderen Fall vereidet werden. 
Von dieser Taxsumme sind 1) die oben § 175 angegebenen 
Summen abzuziehen und ist 2) der Betrag einer nach Entstehung 
der Havariegrosse (durch particuläre Havarie) entstandenen Be- 
schädigung, sowie die Slitage hinzuzurechnen. 

Wo die Schätzung des Schilfes nach dem Fundamente seines 
Werthes im Abgangshafen zur Abgangszeit geschieht, da ist 
die Berechnung schwieriger. Siehe § 175. Denn wenn einige 
Seerechte hier bestimmen 75 ), dass der Schiffer sein Schiff nach 
einem Preise setze (anschlage), wobei dann die übrigen In- 
teressenten die Wahl haben, es zu dem eingesetzten Preise zu 
behalten, so ist das nur ein Nothbehelf. Aber nach den bereits 
über den Werth des Schiffes vorhandenen gewöhnlichen Docu- 
menten kann man sich füglich nicht richten. Der Biel b rief 
könnte nur für die erste Reise des Schiffes entscheiden. Auch 
der Kaufbrief ist nicht selten ungenau und könnte doch auch 
nach mehreren Reisen nichts mehr beweisen. Eine genaue 
Abschätzung aufGrund einer Besichtigung unmittel- 
bar vor der Abreise wird gesetzlich nirgends, soviel ich 
weiss, vorgeschrieben und ist nicht üblich, kann also gewiss nur 
selten als Fundament herbeigeschafft werden, obgleich sie hier 


72. Vergl. Preuss. Recht II. 8. § 1892. 

73. Siehe § 175; besonders Wisby Seer. Art. 38. Hans. Seer. VIII. 3. 
Schwed. Seerecht V, cap. 16. Dänisches Gesetzbuch IV. 3. Art. 10. 
Lübeck. Stat. VI. 2. Art. 3. Hamb. Stat. II. 16. Art. 2. 
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am richtigsten ist. Dagegen ist die Versicherungstaxe in der 
Regel nur in Pausch und Bogen, also nicht genau genug, um 
als Anhaltepunkt dienen zu können, obwohl dies Fundament in 
manchen Ländern nicht bloss üblich, sondern auch gesetzlich 
angenommen wird. Siehe § 175. Nimmt man eine oder die 
andere Werthsbestimmung an, so wird von der Summe I) die 
Slitage wenigstens für die Reise bis an den Ort der Havarie- 
grossenoth, 2) jede particuläre Havarie vor dem Havariegrosse- 
factum abzuziehen sein. 

Doch gibt es noch einen anderen Ausweg. Man taxirt das 
Schiff nach dem Werthe bei der Ankunft im Abgangshafen. Zur 
Taxsumme rechnet man 1) den Schaden der Havariegrosse 
selbst, 2) die nach der Zeit der Havariegrosse zugestossene 
Havarie und 3) die Slitage wenigstens von Zeit der Havarie- 
grossenoth bis zur Zurückkunft. 

II. Der Werth der Fracht. 

Dieser ist nach den Certepartien, Manifesten und Connosse- 
menten in der Regel leicht auszumitteln. Sonst ist durch Sach- 
verständige nötigenfalls ein billiger Durchschnittspreis festzu- 
stellen (§ 128. Bd. I.). Von dieser Summe ist abzuziehen 1) die 
Volksheuer und 2) die etwanige Frachtsumme, welche dem 
Schiffer entgeht von Gütern, die, wenn sie geworfen und unter- 
gegangen sind, nicht contribuiren, ferner entgangene Fracht für 
verleckte Güter etc. Dagegen ist die Fracht für geworfene, zum 
allgemeinen Besten verkaufte, an Räuber und Kaptoren als Ab- 
findungssumme gegebene Güter zu contribuiren, denn diese Güter 
werden ersetzt und müssen Fracht zahlen. 

III. Der Werth der Ladung. 

Der Werth der Ladung ist nach dem Marktpreise des Be- 
stimmungsortes festzusetzen. An Europäischen grösseren Handels- 
plätzen ist dieser leicht durch die Mäkler, an der Börse etc. zu 
bestimmen. Ist dies nicht möglich, so wird ein Durchschnitts- 
preis zwischen dem höchsten und niedrigsten überall als mass- 
gebend anzusehen sein. Am besten^ ist es hier allemal, den 
Preis der Waare im heilen Zustande festzusetzen und darnach 
die nach § 177 und 178 zu bemessenden Abzüge und resp. Zu- 
rechnungen zu machen. 

v. Kaltenborn, Seerecht II. 
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Der blosse Affections werth, den eine Sache gerade für 
seinen Besitzer hat, ist zwar hier gewiss nie zu berücksichtigen. 
Dagegen versteht es sich von selbst, dass bei Gegenständen der 
Kunst, bei Antiquitäten etc. dieser Kunst- und Antiquitäten- 
werth, nicht aber der Preis, für welchen man rein zufällig in 
dem entlegenen Nothhafen der Aufmachung diese Objecte (näm- 
lich dann gewiss in der Hegel zu Spottpreisen) verkaufen kann, 
heranzuziehen ist. Indessen wenn diese Gegenstände an einem 
solchen Orte, gleichviel aus welchem Grunde, also z. B. gerade 
um einer übermässigen Schätzung zu entgehen, oder aus Noth 
etc , sofort wirklich und redlich verkauft werden, so sollte 
man füglich nur den Verkaufspreis contribuiren lassen. Dafür 
scheint die Billigkeit zu sprechen, besonders da es bekanntlich 
oft schwer hält, bei angebotenen Verkäufen den wirklichen 
Kunstwerth einer Sache zu erlangen und man sich oft mit einem 
viel geringeren Preise begnügen muss. 


§ 180. Werthausmittelung des in Ilavariegrosse zu ersetzenden 

Schadens 74 ). 

Es sind hier verschiedene Arten des Schadens und der Aus- 
gaben zu unterscheiden. 

I. Der Schaden, welcher in Unkosten besteht, welche zum 
allgemeinen Besten von Schiff und Gut aufgewendet sind, er- 
mittelt sich leicht durch die Quittungen, Belege etc. über die 
verausgabten Gelder (z. B. extraordinäre Lootsgelder, Hafen- 
gelder, Heparaturausgaben etc.) und sind dabei auch die Kosten 
der Anschaffung dieser Gelder mitzurechnen, als Bodmerei- 
prämie, Aufwechsel etc. 

II. Der Verlust des Schiffers an Fracht wird in Bezug 
auf geworfene Güter bekanntlich in Havariegrosse gedeckt. In 
der Kegel ist dann hier die ganze Fracht als Entschädigung zu 
zahlen (§ 176). Indessen wenn die ganze Ladung im Nothhafen 
verkauft und somit die Reise nicht fortgesetzt, hier also die 
Havariegross regulirt wird, darf man auch für die geworfenen 
nur Fracht pro rata itineris zahlen, ganz wie dies dann auch 


74. Vergl. besonders Pöhls 1. c. 739 — 742. 
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für die nichtgeworfenen geschieht. Sonst würde der Schiffer 
sich ohne Grund zum Nachtheile der übrigen Interessenten be- 
reichern. 

III. Bei der Berechnung des Havariegrossschadens, insofern 
er sich in Verlusten und Beschädigungen an Schiff und Güter 
documentirt, ist eine particuläre Havarie und ihre Folge gehörig 
von den Seeschäden in Folge der Havariegrosse zu unterschei- 
den. Freilich hängen oft die Facta des einen und des anderen 
Unfalles so zusammen und verstricken sich die Ursachen, Wir- 
kungen und Folgen des einen und des anderen Unfalles wie 
Schadens oft so sehr, dass jene an sich und gemeiniglich ein- 
fache Unterscheidung sehr schwierig, ja eine absolute Richtig- 
keit derselben nicht selten unmöglich wird und man sich dem- 
nach mit einer ungefähren Schätzung begnügen muss. Pöhls 
1. c. 741 führt z. B. folgenden Fall so complicirter Art an: Es 
ist ein Unwetter. Ein Schiff wird leck (Havarieparticulär ) ; die 
Güter werden durch eindringendes Seewasser sehr beschädigt 
(dito); der Schiffer muss eine Oeffnung in das Schiff hauen, um 
dem Wasser Abfluss zu verschaffen (Havariegross). Um über 
dem Wasser zu bleiben, muss er ferner stark prangen: wobei 
denn Segel zerreissen, Masten brechen und die Fugen, des 
Schiffes sich auseinander begeben und durch das eindringende 
Wasser die Güter sehr beschädigt werden (Havariegross). Das 
Prangen muss eingestellt werden. Nun bricht ein Windstoss 
einen Mast (H.particulär). Um diesen los zu werden, muss der 
Schiffer Tauwerk zerschneiden (Havariegross). Das eindringende 
Wasser nimmt überhand. Um das Schiff zu erleichtern, werden 
Güter geworfen (H.gross). Dies ist in der Nähe des Landes. 
Ein Theil der Güter wird geborgen, doch ist Alles vom See- 
wasser verdorben (durch H.gross oder particulär?). Nun wird 
das Schiff durch den Sturm auf einen Strand getrieben (H.par- 
ticulär). Davon wird es aber, trotz bedeutender durch das Ab- 
bringen bewirkter Beschädigungen wieder abgebracht (H.gross). 
Darauf erreicht es endlich seinen Hafen. — Alle diese Ereig- 
nisse können das Schiff an einem Tage betroffen haben, in- 
dessen können sie auch erst nach und nach auf einer Reise von 
mehreren Wochen passirt sein. 

Wie viel hier von den Beschädigungen an Schiff und Gut 
dem Unfall durch Havariegross, wie viel dem Unfall durch 
Havarieparticulär zuzuschreiben, lässt sich in der Regel durch 

14* 


212 Abschn. VII. Von Havarien und Seeschäden. 

eine eigentliche Berechnung nicht genau feststellen. Es ist hier 
nur eine ungefähre Schätzung möglich, deren annäherungsweise 
Richtigkeit einzig durch einen gewissen Tact und durch die Er- 
fahrungstüchtigkeit der die Havariegrosse aufmachenden Sach- 
verständigen verbürgt wird. Diese haben die mannigfaltigen 
Umstände des besonderen Falles in ihrem inneren und äusseren 
Zusammenhänge möglichst genau zu prüfen und darnach den 
Havariegrossschaden möglichst richtig zu bestimmen, namentlich 
im Unterschiede von den Verlusten und Beschädigungen der 
Havarieparticulär. 

IV. DieVerluste und Beschädigungen desSchiffes 
werden gewöhnlich durch Sachverständige, die dann die Regeln 
sub III. zu beachten haben, taxirt und nach dieser Taxe ver- 
gütet. Doch wird dabei überall das, was z. B. im Nothhafen 
w'egen Havariegross wirklich angeschalTt werden musste, um die 
Reise fortsetzen zu können, zu dem Preise zu berechnen sein, 
den es wirklich gekostet hat; doch bestimmen einige See- 
rechte (S. 191. § 177), dass die bis zur Havariegrossenoth bereits 
geschehene Abnutzung zu berücksichtigen sei und lassen dess- 
halb meist ein Drittel der ganzen Summe in Abzug bringen; 
freilich ist dabei die Voraussetzung, dass die Gerätschaften etc. 
neu wiederangeschafft sind und auf der anderen Seite, dass das 
Schiff selbst und namentlich jene Gegenstände nicht noch neu 
waren. 

Uebrigens lässt sich solcher Schaden auch darnach berech- 
nen, dass man die zur Wiederherstellung nöthige Summe als 
Fundament annimmt. Doch ist dann die bis dahinnige Abnutzung 
zu berücksichtigen und etwa überall ein Drittel der Kosten- 
summe abzuziehen, falls nicht die Geräthschaften noch ganz neu 
waren etc. 

V. Bei der Ladung ist entweder gänzlicher Verlust oder 
blosse Beschädigung in Havariegrosse eingetreten und darnach 
die Entschädigungssumme verschieden. Quantität und Qualität 
der geworfenen und sonst abhanden gekommenen Waaren wer- 
den regelmässig durch Vorlegung der Connossemente oder 
nöthigenfalls der Facturen belegt. Code de commerce frany. 
Art 415. 

1) Gänzlich aufgeopferte, also geworfene, im Nothhafen 

verkaufte, an Räuber oder Kaptoren zum Loskauf gegebene 

Waaren werden überhaupt zu dem Werthe in Havariegross 
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ersetzt, der für dieselben, wenn sie heil am Löschplätze 
angekommen wären, dort bezahlt wird, also nach dem dor- 
tigen Marktpreise. Doch darf dieser Werth nur als Funda- 
ment dienen. Es darf diesen Ladungsinteressenten über- 
haupt nicht mehr ersetzt werden, als sie bei der wirklichen 
Ankunft ihrer Güter an Werth gehabt hätten. Demnach 
sind die Kosten, welche für die wirklich angekommenen 
Güter aufgelaufen sind, in Abzug zu bringen, damit 
sich jene Befrachter nicht auf Kosten der Gemeinschaft 
grundlos bereichern. Siehe § 177. 78. Erfolgt aber nach dem 
bestimmten Particularrechte die Schätzung der Güter nach 
dem Facturpreise, so ist das § 177 und 178 n. I. Gesagte zu 
berücksichtigen. 

2 ) Blosse durch Havariegrossenoth erfolgte Beschädigungen 
der Güter werden dadurch festgestellt, dass man die 
Differenz des Werthes, den diese Güter im beschädigten 
Zustande jetzt noch wirklich haben, und desjenigen Werthes, 
den sie bei heiler Ankunft jetzt nach dem Marktpreise haben 
würden, aufsucht. Doch sind jedenfalls wiederum von die- 
sem Marktpreise die sub 1. erwähnten Kosten abzuzieheu, - 
denn der Eigner der beschädigten Waaren hätte ja dieselben 
auch gehabt, wenn die Waaren heil angekommen wären. 
Also ist nicht der Brutto-, sondern der Netto -Marktpreis 
zu nehmen. Diese Differenz gibt die Grösse des in Havarie- 
grosse zu ersetzenden Schadens an. Doch sind die Güter 
nicht bloss in Havariegrosse, sondern auch vor oder nach dem 
Eintritt der letzteren durch particuläre Havarie beschädigt, 
so ist wiederum der Betrag dieser particulären Seeschäden 
von jener Differenz, wenn man genau sein will, in Abzug 
zu bringen. Siehe aber das Ende dieser Nummer, sowie 
oben n. V. u. VI. in f. § 178 7# ). 

Wo freilich nach den Facturangaben, also im Allgemei- 
nen nach dem kostenden Preise im Abgangshafen die Güter 


75. Das Preuss. Recht, 1. c. § 1866 bestimmt: Sind Waaren nicht ganz 
verloren, sondern nur beschädigt worden, so werden sie auf ge- 
meinschaftliche Kosten öffentlich verkauft, und die 
daraus gelöseten Gelder dem Eigenthllmer zugestellt; ausserdem 
aber wird demselben der Unterschied des Werthes der Güter im 
heüen Zustande vergütet. 
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in Havariegrosse geschätzt werden und contribuiren, da muss 
der ßruttowerth zur Berechnung der Beschädigungen zum 
Grunde gelegt werden, da ja auch die geborgenen und ganz 
geopferten Güter nach diesem VVerthe contribuiren sollen. 
Siehe jedoch § 177 und 178 n. I. 

Der Werth des Leckageschadens ist überall von dem 
Havariegrossschadenswerthe in Abzug zu bringen , denn 
er wird nicht in Havariegross ersetzt, obwohl § 177 u. 178 
angedeutet wurde, dass der durch Leckage entstandene 
Minderwerth der Güter wenigstens von dem Contributions- 
werthe abzuziehen sei. Dasselbe mag von der durch innern 
Verderb der Waaren entstandenen Verschlechterung über- 
haupt gelten, wie es Preuss. Recht 1. c. § 1880 ist. 

3) Wegen geworfener und nachher wiedererlangter Sachen ist 
Folgendes zu bemerken. Es ist ihr Werth zur Zeit der 
Werfung möglichst genau festzustellen oder wenigstens wahr- 
scheinlich zu machen, dass sie zur Zeit der Werfung heil 
gewesen, oder es ist das Gegentheil zu beweisen. Im ersteren 
Falle wird dann ihr Netto -Marktpreis am Löschplätze ge- 
nommen und von diesem der Werth im Zustande der 
Bergung, sowie die Summe der Bergungskosten abgezogen. 
Die Differenz gibt den Schaden, der in Havariegrosse zu 
ersetzen ist. Vergl. auch § 178 n. V. 

Wegen der Contribution so geworfener und nach- 
träglich geretteten Güter siehe § 178 sub n. V. u. VI. 

VI. Die Kosten der Aufmachung und Regulirung der Ha- 
variegrosse sind gleichfalls auf die Summe der ganzen Contri- 
bution zu vertheilen, so dass jeder Interessent im Verhältniss 
seines Beitrags zur Totalsumme der Contribution einen Theil 
dieser Kosten, wie überhaupt aller anderen Schäden und Ver- 
luste trägt. 


$ 181. Aufmachung der Havariegrone. 

Zur Bestimmung I) der von den Schiffs- und Ladungs- 
interessenten zu leistenden Contribution, 2) der iu Folge der 
Havariegrosse geschehenen Verluste der einzelnen Interessenten, 
endlich 3) der denselben in Havariegross zu gewährenden Ent- 
schädigung ist eine förmliche Rechnung aufzumachen, in welcher 
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jene beiden ersten Factoren der Beiträge und der Schäden 
wesentlich sind, um die in Havariegrosse zu zahlende Ent- 
schädigungssumme der einzelnen Interessenten zu bestimmen. 
Diese Vertheilungsrechnung heisst Dispache 7 ») und die Sach- 
verständigen, welche dieselbe aufmachen, werden Dispacheurs 
genannt. 

Es ist das ein einfaches Reguladetriexempel. Also z. B. die 
Contributionssumme beträgt 20,000 Thaler. Die Summe aller 
Schäden und mithin der Schaden eines jeden einzelnen Schiffs- 
und Ladungsinteressenten ist durch die Summe aller Havarie- 
grossebeiträge (Contributionen), also durch die Beiträge jedes 
Einzelnen und namentlich des unmittelbar Betrogenen selbst zu 
tragen. Demnach sind jene 5000 Schäden auf die Gontributions- 
summe von 20,000 zu vertheilen, so dass also von jeden Vier 
Thalern Contributionssumme ein Thaler der Schadenssumme 
getragen werden muss, oder was dasselbe ist, die Contributions- 
summe hat 25 Procent ihres Werthes, also jeder contributions- 
pflichtige Interessent hat 25 Prozent seines Beitrags zur Deckung 
des Schadens herzugeben und aus dieser Gesammtsumme wird 
der Schaden jedes Einzelnen gedeckt. Da aber der Beschädigte 
selbst zur Deckung mit beigesteuert hat und zwar im Verhältniss 
seines Beitrages zur Totalsumme der Contribution, so empfängt 
er in Wirklichkeit so viel weniger an Entschädigung, als er eben 
in den 25 Procent seines Beitrags geopfert hat. Der Beschädigte 
soll ja von den übrigen Interessenten nicht schadlos gehalten 
werden, sondern es sollen nur alle Interessenten allen und 
jeden Schaden gemeinsam tragen, damit er den einzelnen un- 
mittelbar Betroffenen nicht allzu sehr drücke. Es ist aber der 
grosse Unterschied. Der Verletzte zahlt zwar, empfängt aber 
auch wieder. Der Nichtverletzte zahlt nur und empfängt nichts. 


7b. Aus dem Spanischen Despaeho, dem Französ. d£p£che, promte, 
expedition, eine schleunige Abfertigung der Havarien. Die Dis-/ 
pacheurs machen auch den Seeschaden bei Assecurauzfilllen auf. 
Qint. Weytsen in seinem Tractat van avarijen § 22 und 28 nennt 
die Dispache auch Re t ule, welcher Name wohl daher rührt, dass 
sonst unter die Dispache das Wort Retulit gesetzt wurde, als 
Zeichen der geschehenen Berechnung. Vergl. Langenbeek L c. 
8. 192. 93. 
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$ 182. Beispiel einer Dispacherechnung 7 r ). 

L Erzählung des Havariegrossefalles. 

Das Schiff Ali ne, welches am 25. April nach Martinique gesegelt 
war, ward am 27. von einem Sturme ergriffen und sah sich genöthigt, 
Waarcn und Schiffsgeräthe zu werfen. Um seine Schäden auszubessern 
und seine Verluste an Schiffsgeräthen zu ersetzen, lief es am 28. April 
in Corunna ein und hielt da bis zum 28. Mai an, an welchem Tage es 
abging, um seine Reise fortzusetzen. Am 10. Juni wird es von einem 
Corsaren angegriffen. Nach zweistündigem Gefecht, in welchem der 
Seeofficier P. getödtet und der Matrose L. eine Schusswunde erhielt, 
an deren Folgen er nach 20 Tagen starb, musste sich endlich das Schiff 
an den Corsar ergeben. Dieser gab es wieder gegen ein Lösegeld in 
Waaren frei. Auf seiner Weiterreise machte am 21. Juni wieder ein 
Corsar Jagd auf dasselbe. Man setzte das Boot aus, um zu retten, was 
zu retten war. Doch abandonnirte darauf der Kapitain das Boot und 
setzte alle Segel an, um durch die Flucht dem Feinde zu entgehen. Der 
Wind zerriss ihm zwei Segel und zerbrach einen Mast. Doch gelang 
die Flucht. Das Schiff kam nach diesen verschiedenen Unfällen in 
Martinique an. 

Die Aufmachung der Schäden und der Contribution wird nun hier 
folgende sein: 

11. Aufmachung der Schäden und Kosten der Havariegross. 

Francs. 


5,000 

10,000 

15,000 


1) Werfung diverser Schiffszubehör während des Sturmes 
und Seeschäden in Folge von Oeffnungen, welche zur 
Erleichterung der Werfung in das Schiff gehauen wurden 

2) Werfung von Sachen des A., die abzüglich der schuldi- 
gen Fracht taxirt sind 

Transport 


77. Nach Pardessus 1. c. 749 doch mit einigen Verbesserungen. Ich 
wählte gerade dieses Beispiel, weil es recht viele Details anschaulich 
macht. Bei Magens (Versuch Uber Ass., Hav. etc. Abschn. II.) 
stehen 22 Assec.- und Havariefälle nebst deren sehr detaillirtcr Auf- 
machung, auch noch einige im Anhang; ebenso bei Langenbeck 
1. c. S. 206 ff. 
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Transport 

3) Werfung von 9 Fass Wein des B., die zwar am Orte 

der Einladung 12,000 Frs. Werth gewesen, aber vor der 
Havariegrossenoth durch Leckage und Havarie gelitten 
hatten und demnach nach^Abzug der Fracht nur taxirt 
werden zu 

4) Der Werth von 10 Ballen Leinwand an C. gehörig, die 
einen Theil seines Gutes von 50 Ballen ausmachen und 
die geworfen wurden, nach Abzug der Fracht taxirt auf 

5) Schäden, welche die Waaren von D. bei obbesagter 

Werfung gelitten 

6) Werfung von 25 Ballen Tuch von E., die zwar 30,000 

Frs. nach ihrer wirklichen Qualität werth sein sollen, 
hier aber nur nach der im Connossement angegebenen 
Qualität abgeschätzt werden 

7) Werfung von 8 Fass Zucker, der Hälfte der Ladung von 
16 Fass des F., die zwar nach der falschen Angabe im 
Connossement einen Werth von 15,000 Frs. haben sollen, 
aber in Wirklichkeit nur taxirt sind auf .... 

8) Werfung von 1 Fass Tabak, dem Theile einer Ladung 

von 6 Fass des G., die auf dem Verdeck lagen und 
welches Fass also nicht bezahlt wird 

9) Verlust geworfener Kriegs- und Mundvorräthe . 

10) Für den Mast, welcher, nachdem er zum Theil durch 
den Sturm zerbrochen war, dann gänzlich gekappt und 
Über Bord geworfen werden musste, abgeschätzt nach 
seinem Werthe, den er bei dem Bruche hatte . 

11) Heuer und Kost der Seeleute während der Liegetags in 

Corunna 

12) 75 Fass Wein des H., welche zur Abfindung dem Corsar 
am 10. Juni gegeben wurden, abgeschätzt nach der im 
Connossement angegebenen Qualitäten zum laufenden 
Preise in Martinique h 1200 Frs. pr. Fass, betragend in 
Total abzüglich der Fracht k 200 Frs. pr. Fass 

13) Gold- und Silberwaaren des I., welche gleichfalls zum 

Behufe der eben genannten Abfindung gegeben wurden, 
abgeschätzt zu 

14) Gage von dem Seeofficier P., welcher im Gefecht ge- 
blieben, vom 9. Juni bis 24. Juli, an welchem Tage die 
Heuer der ganzen Mannschaft erst aufgehört hat. Diese 


Francs. 

15,000 


9,000 

4.500 

2.500 

25.000 

10.000 

1,000 

1,000 

1,000 


75,000 


125,000 


Transport . . . 269,000 
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Francs. 

Transport . . . 269,000 

Gage kommt desshalb in Havariegross , weil der Kapi- 
tain für den gebliebenen P. in der Zwischenzeit einen 
anderen Mann angeatellt hat 225 

15) Kosten der Verpflegung des Matrosen L., der an seinen 

Wunden gestorben und nicht ersetzt worden ist . . 200 

16) Für das Boot, das am 21. Juni abandonnirt wurde . . 2,000 

17) Für den zerbrochenen Mast und überhaupt für die 

Schäden des Prangens bei der nämlichen Gelegenheit . 1,000 

18) Kosten der Expertise und der Taxation . . . . 575 

* Totalverlust . . . 273,000 

III. Aufmachung der contributionspflichtlgen Gegenstände. 


1) Das Schiff, abgeschätzt zu 110,000 Francs, contribuiit 

(nach Franz. Recht) zur Hälfte 55,000 

2) Schuldige Fracht, nach den Certepartien und Connosse- 

menten 57,000, wovon (nach Franz. Recht) die Hälfte 
contribuirt 28,800 

3) Taxirte Schäden und Verluste, welche das Schiff laut 

1, 10, 15, 16, 17 der Schäden-Aufmachung erlitten, mit 
Ausnahme Art. 9, 11 und 14, die nicht contribuiren . 9,200 


Totalwerth des contributionspflicbtigen Rhedereigenthums 93,000 

4) A. für seine geworfenen Waaren, abzüglich der Fracht, 


taxirt auf 10,000 

5) 22*^ Fass Wein des B., da der Rest geworfen, 

wurde taxirt zu 22,500 

Taxation von 9 Fass, die geworfen wurden; 

siehe Art 3. sub II 9,000 

31 500 

6) 40 Ballen Leinwand des C., Rest von 50 . 18,000 

Taxation der 10 Uber Bord geworfenen Ballen 

(laut II. 4.) 4,500 


7) Taxation von 25 geworfenen Ballen Tuch des 

D. (laut II. 6.) ........ 25,000 

Für die übrigen 40 Ballen, taxirt nach Qualität 53,000 

78,000 

8) Waaren des E., taxirt nach Connossementen 

und Facturen im Zustande, wie sie durch 
Havarie bei Werfung gelitten .... 60,000 

Taxation dieser Havarie (laut II. 5) . . . 2,500 

62,500 


Transport 297,500 

% 


Digitized by Google 


Rap. VII. Regulirung der Havariegrosse. $ 182. 219 

Francs. 

Transport . . . 297,500 

9) 8 Fass Zucker, Rest der Ladung von 16 Fass 
des F. und nach der, von ihm im Connossc- 
ment falsch angegebenen, besseren Qualität, 


cingebracht mit 15,000 

Verlust der acht geworfenen nach ihrem wah- 
ren Werthe 10,000 

25,000 


10) 5 Fass Tabak des G., auf dem Verdeck geladen, con- 
tribuiren, obgleich dem G für das sechste geworfene 

(laut II. 8) vergütet wird, nach der Taxe .... 7,500 

11) Beitrag der Weine des H. (laut II. 12) 75,000 

12) Werth der Gold- und Silberwaaren des J. (laut II. 13) 125,000 

13) Waaren von K., taxirt zu 16,000 

Totalsumme des contributionspflichtigen Eigenthums 546,000 


IV. Procentberechnnng. 

Der Status der erlittenen Verluste beträgt 273,000 Frs. Die 
Taxation alles Contributionspflichtigen 546,000 Frs. Folglich contribuirt 
jedes contributionspflichtige Object zu 50% seines Werthes, nämlich: 


Das Schiff 50% 

von 

93,000— 46,500 Frs. 

A. 

*1 

« 

10,000 * 5,000 „ 

B. 

n 

n 

31,500 „ 15,750 „ 

C. 

n 

n 

22,500 „ 11,250 * 

D. 

n 

»» 

78,000 * 39,000 * 

E. 

rt 

n 

62,500 * 31,250 „ 

F. 

fl 

n 

25,000 „ 12,500 „ 

G. 

» 

* 

7,500 * 3,750 * 

H. 

n 

fi 

75,000 „ 37,500 „ 

I. 

n 

n 

125,000 „ 62,500 

K. 

n 

n 

16,000 „ 8,000 „ 


Totalsumme . . 273,000 Frs. 


V. Abrechnung. 

Diese wird natürlich nicht so gemacht, dass nun wirklich die Con- 
tributionssummen erst ganz baar eingezahlt, sodann die zu ersetzenden 
Verluste jedes Einzelnen abgezogen und zurückbezuhlt, die Reste aber 
innebehalten werden. Dies würde sehr weitläufig sein. Vielmehr lässt 
man überhaupt nur jene Reste der Contributionssumme, welche nach 
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Abzug der Jedem in Havariegrosse zu gewährenden Entschädigung 
noch verbleiben, von Jedem baar zahlen. Wer allerdings nichts zu er> 
setzen bekommt, der muss seine ganze Contributionssumme baar ein- 

zahlen. Francs. Francs. 

Das Schiff schuldet für seinen Antheil an der 

Contribution 46,500 

Es kommt ihm zu Oute laut Art. 1, 10, 15, 

16, 17, sub II 0,500 

Es zahlt demnach heraus . . . 37,000 

A. hat für die durch Werfung erlittenen Schäden 

zu fordern 10,000 

Sein Antheil an der Contribution betrifft . 5,000 

Er empfängt . . . 5,000 

B. schuldet für seinen Antheil an der Contribution 15,750 

Dagegen erhält er für Havariegross . . . 9,000 

Er zahlt heraus . . . 6,750 

C. schuldet für Contribution 11,250 

Dagegen kommen ihm iu Havariegrosse zu 

Gute 4,500 

Er zahlt heraus . . . 6,750 

D. schuldet für Contribution 39,000 

Sein Guthaben in Havariegrosse beträgt . . 25,000 

Er zahlt heraus . . 14,000 

E. schuldet für Contribution 31,250 

Dagegen kommen ihm in Havariegross zu Gute 2,500 

Er zahlt heraus . . . 28,750 

F. hat beizutragen 12,500 

Davon geht sein Guthaben in Havariegross ab 10,000 

Er zahlt heraus”! ! ! 2,500 

G. hat zu contribuiren 3,750 

Da ihm aber nichts in Havariegrosserechnung 

zu Gute kommt, se bezahlt er diesen Bei- 
trag ganz. 

Er zahlt heraus . . . 3,750 

H. hat für Havarie zu fordern 75,000 

Dagegen contribuirt er 37,500 

Er empfängt ~ ! ” 37,500 

I. hat für Havarie zu fordern 125,000 

Dagegen hat er zu contribuiren .... 62,500 

Er empfängt ~T ! ! 62,500 

K. hat zu contribuiren . < 8,000 

Da ihm nichts in Havariegross zu Gute kommt, 
so hat er diesen Beitrag ganz zu liefern. 

>• • •• r »Er zahlt heraus . . <, . 8,000 
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Der Werth der Verluste und Havarien von Sachen, welche keiner 
Contribution unterworfen sind, muss ebenfalls ganz aus der Gesammt- 
masse der Contribution erhoben werden. Demnach werden auf diese 
Masse auch abgezogen und somit vergütet: 

1) für Löhnung der Equipage (laut Art. 11 u. 14 sub II.) 1,225 Fra. 

2) für Kriegs- und Mundvorratk (laut Art. 9 sub II.) . . 1,000 „ 

3) iür Expertise- und Taxationskosten 575 „ 

VI. Summarische Wiederholung der affectiven Beiträge. 

Hier sind also alle diejenigen nicht zu erwähnen, welche entweder 
gar nichts contribuiren, oder welche wenigstens mehr empfangen, als 
sie contribuiren, also effectiv nichts contribuiren. 


Das Schiff für 

. 37,300 Frs. 

B 

. 6,750 „ 

c. . . . , . 

. 6,750 „ 

D 

14,000 w 

E 

. 28,750 n 

F 

. 2,500 . 

G 

. 3,750 „ 

K 

8,000 „ 

Totalsumme . 

. 107,800 Frs. 


TD. lammen der effectiven Aufgaben. 

An A. für . 

. 5,000 Frs. 

An H 


All I« • • • • 

. 62,500 „ 

Für Munition 

1,000 „ 

Für Löhnung 

. 1,225 * 

Expertisekosten . 

575 „ 

Totalsumme . 

. 107,800 Frs. 


VIU. Rechenprobe. 

Da die Summe der effectiven Beiträge der Summe der effectiven 
Ausgaben gleich ist, so folgt daraus, dass die ganze obige Berechnung 
richtig ist. 
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§183. Natur der Dispache. 

I. Die Aufmachung der Dispache darf zwar jeder einzelne 
Interessent selbst machen und namentlich darnach seine Forde- 
rungen gegen die Anderen bestimmen. Aber es wird dergleichen 
Privatrechnung nicht viel helfen. Es würden überall leicht 
Streitigkeiten entstehen. Desshalb ist cs denn durchaus gewöhn- 
lich, die ganze Dispacherechnung einem oder mehreren Sach- 
verständigen aufzutragen. Auch gibt cs an vielen Seeplätzen in 
dieser Beziehung angestellte Personen, Dispacheurs. Siehe 
§ 172 i.f. Sie werden entweder von den Interessenten oder den 
Gerichten für den einzelnen Fall herangezogen. Holland. Hecht 
Art. 724. 

II. Der Kapitain ist nach manchen Seerechten verpflichtet, 
den Havariegrossfall namentlich bei seiner Ankunft sofort den 
Gerichten zur Anzeige zu bringen und veranlassen denn diese 
wohl die Aufmachung. Doch wird man eine gerichtliche Auf- 
machung nicht für nothwendig halten dürfen. Aber, w r ohl zu 
merken, jede Dispache, die nicht gerichtlich bestätigt ist, ist nur 
ein Gutachten. Die Parteien sind daran nicht gebunden, 
sondern können eine gerichtliche Untersuchung und Feststellung 
der Havariegrossansprüche verlangen. Das Spanische Recht 1. c. 
Art. 961, das Holl. Hecht 1. c. Art. 724 bestimmen sogar aus- 
drücklich, dass die Verkeilung der Havariegross erst dann in 
Kraft tritt, wenn sie durch das die Aufmachung der Havarie 
erkennende Gericht genehmigt ist 

Die Dispache, welche von Privatleuten rein privatim aufge- 
macht ist, ist natürlich fürs Erste ohne bindende Kraft, es sei 
denn, dass diese Dispacheurs als Schiedsrichter bestellt seien. 
Indessen wenn einmal die Parteien sich die privatim aufgemachte 
Dispache haben gefallen lassen und die Verkeilung auf Grund 
derselben wirklich erfolgt ist, so können nun nur noch gewöhn- 
liche Entschädigungs- oder Delictsklagen (wegen betrügerischer 
Aufmachung etc.) angestellt werden und zwar ersterc gewiss 
nur gegen jeden einzelnen Interessenten pro rata. 

Die durch einen angestellten Dispacheur oder durclr ge- 
richtlich anerkannte Sachverständige aufgemachte Dispache ist 
zwar vorläufig für die Parteien als bindend anzusehen. Indessen 
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kann doch durch den Widerspruch des einen oder des anderen 
Interessenten auch hier die wirkliche Vertheilung aufgeschoben 
werden. Nötigenfalls hat sodann das Gericht über die Rich- 
tigkeit oder Unrichtigkeit des angefochtenen Theils der Dis- 
pache zu entscheiden und ist die Dispache nach Massgabe der 
gerichtlichen Entscheidung abzuändern. Diese Macht muss man 
dem Richter selbst gegenüber Sachverständigen beilegen. Frei- 
lich wird der Richter wohlthun, zuvor noch besondere Auf- 
klärungen von diesem Dispacheur oder auch von einem anderen 
über solche streitige Punkte zu fordern, deren richtige Beur- 
teilung gerade ein sachverständiges Urtheil zu verlangen scheint. 

III. Die Dispacherechnung muss aufgemacht werden auf 
Grund der factischen Ereignisse der Havariegross und der Do- 
cumente, welche diese Facta bekräftigen. Das ist namentlich 
das Journal und die Verklarung. Bevor die Verklarung 
beeidigt ist, sollte kein Dispacheur, mag er nun vom Ge- 
richt oder von den Privaten ernannt soin, auf ihr fussend eine 
Dispache aufmachen; denn vor der Beeidigung bilden die An- 
gaben der Verklarung überall noch kein von den Parteien an- 
zuerkennendes Fundament für die Wahrheit der Havariegross- 
ereignisse und für die Sicherheit und Richtigkeit der Dispache- 
rechnung. Kann die Verklarung aus besonderen Gründen nicht 
mehr beeidigt werden oder liegt überall keine Verklarung vor, 
sind mithin andere Beweismittel für die Havariegross heran- 
zuziehen, so hat zuvor das Gericht diese letzteren zu prüfen, 
falls wenigstens nicht alle Interessenten dem Dispacheur diese 
Befugniss zur Prüfung ausdrücklich einräumen und falls nicht 
überhaupt die Aufmachung, gleichviel aus welchem Grunde, 
gerichtlich gemacht wird. 

IV. Wesentlicher Bestandtheil der Dispache ist die Berech- 
nung der Schäden und Kosten, welche in Havariegrosse er- 
setzt werden. Wenn die einzelnen Punkte nicht ganz einfach 
sind und nicht die Richtigkeit so zu sagen in die Augen springend 
ist, so hat der Dispacheur überall die Motive seiner Berechnung 
in der Aufmachung selbst bei jedem einzelnen Posten anzugeben. 
Auch versteht es sich von selbst, dass der Dispacheur neue Be- 
lege fordern müsse, wenn er auf Grund der bisherigen Belege 
keine Berechnung aufstellen zu können glaubt. Sind aber keine 
weiteren Belege aufzutreiben, so wird er sich mit einer auf 
Billigkeit ruhenden Wahrscheinlichkeitsrechnung allerdings be- 
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gnügen müssen; die Annahme des Gegentheils würde zu un- 
nützen Weitläufigkeiten und doch zuletzt nothgedrungen zu dem- 
selben Resultate führen. Im Zweifel hat freilich das Gericht zu 
entscheiden, ob neue Belege nöthig, ob sie noch vorhanden oder 
sie möglicher Weise noch herbeigeschafft werden können etc. 
Der Dispacheur hat die authentischen Belege seiner Aufmachung 
und Berechnung beizulegen. Ueherhaupt muss er Alles, was 
$ 180 gesagt ist, genau berücksichtigen. 

V. Nicht minder wesentlich ist die Berechnung der con- 
tributionspflichtigen Capitalien und deren Totalsumme. Siehe 
$ 179. 

VI. Sodann ist die Procentrechnung als ein nothwendiger 
Bestandteil zu betrachten. Siehe § 181. 

VII. Auf Grund dieser Fundamente wird dann die Summe 
der effectiven Beiträge bestimmt. Sie bestehen in den nach 
n. VI. gefundenen Procenten der contributionspflichtigen Kapi- 
talien eines jeden Interessenten. 

VIII. Endlich ist auf Grund dieser Fundamente die Summe 
der effectiven Ausgaben, also der Gelder zu berechnen, welche 
baar an die zur Entschädigung berechtigten Interessenten aus- 
gezahlt werden müssen. 

§ 184. Bezahlung der Havariegroasse T8 ). 

Der Schiffer ist nach den meisten Seerechten ausdrücklich 
verpflichtet, im Ankunftshafen sobald als möglich, ja bisweilen 
unter Bestimmung einer kurzen Frist nach der Ankunft, die 
Havariegrosseregulirung zu veranlassen. § 183 n. II. 

Jeder Interessent ist natürlich verbunden, seine Beiträge zu 
zahlen. 

Bei einer Beschädigung des Schiffes in Havariegrosse darf 
unstreitig der Schiffer den Beitrag eines jeden Ladungsinteressen- 
ten ein fordern. 

Nach Römischem Recht hatte der Eigenthümer geworfener 
Güter gegen die Ladungsinteressenten keine directe Klage, son- 
dern musste sich an den Schiffer halten, diesen mit der Klage 


78. Vergl. bereite oben § 171 und § 172, $ 178 n. XI,, towie Pöhl» 
US. 747 ff. 


Digitized by Google 


Kap. VII. Regulirung der Havariegrosse. $ 184. 225 


aus dem Miethcontracte belangen, und erst der Schilfer konnte 
die übrigen Ladungsinteressenten wiederum mit der Klage aus 
dem Miethcontracte heranziehen 7 •). [Auch die Quellen des See- 
rechts im Mittelalter scheinen noch der vorliegenden Ansicht zu 
sein, dass zunächst eine Forderung an den Schilfer statthabe. 
Heutzutage scheint es aber nicht zweifelhaft, dass die Ladungs- 
interessenten eine directe Klage gegen einander aus der Havarie- 
grossegemeinschaft und deren Folgen haben* 0 ). 

Nach den meisten neueren Seerechten **) liegt es dem Ka- 
pitain aber ob, die Havarie beizutreiben und ist dieser wegen 
Nachlässigkeiten allen Interessenten verantwortlich. Alle In- 
teressenten einzeln haben desshalb eine directe *Klage gegen den 
Kapitain, vorbehaltlich ihres Regresses gegen jeden Contri- 
buenten. 

Der Schilfer darf allerdings die Güter zur Sicherheit zu- 


79. L. 2. pr. D. de leg. Rhod. (14. 2.) vergl. mit L. 1. § 1. D. praes. 
verb. (19. 5). 

80. Das Holl. Recht I. c. Art. 726 sagt: Zeigt sich der Schiffer darin 

nachlässig , so sind die Eigner des Schiffes oder auch 

die der Güter befugt, diese Forderung selbst anzubringen; unbe- 
schadet ihrer Ansprüche an den Schiffer wegen Entschädigung. — 
Das ist auch im Allgemeinen Englische Praxis. Abbott 1. c. IV. 
c. 9. § 17. — Unserer Meinung ist auch Kent 1. c. S. 244. 

81. P reu sb. Recht 1. c. $ 1895. Span. Recht 1. c. Art. 962. Holländ. 
Recht 1. c. Art. 724 vergl. mit Art. 726. In England ist für diese 
Havariesachen kein besonderes Forum vorhanden. Die Havarie- 
grosse und ihre Contribution wird gewöhnlich privatim abgemacht. 
Im Streite stellt allerdings jeder einzelne Interessent eine Klage 
(a suit in equity or an action at law) gegen jede Partei an, auf 
Zahlung der effectiven Beiträge. Doch wird ein Court of Equity 
auf Ansuchen des Verlusttragenden dem Kapitain es nicht verwehren, 
auch die Güter der anderen Kaufleute zu berechnen, wenn er es 
für passend hält. Und bei einem general ship (also bei Stück- 
güterbefrachtung), wo immer viele Ablader vorhanden sind, ist es 
sogar gewöhnlich, dass der Kapitain, vor Ablieferung der Güter, 
vorläufig von den verschiedenen Kaufleuten eine Havarieverschrei- 
bung sich ausstellen lässt auf Zahlung ihrer Havariegrossebeiträge. 
Vergl. Abbott 1. c. IV. ch. IX. § 17 in f. Kent 1. c. 

v. Kaltenborn, Seerecht 11. 15 
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rückhalten. Aber er muss es nicht**), so lange er keinen 
Verdacht wogen der Unsicherheit des Empfängers schöpft. Die 
neueren Seerechte sprechen immer bloss von dürfen. Siehe 
oben § 178 n. XI. 

Ein Pfandrecht begründet aber die Havariegrosse an dem 
Schiffe oder an den Waaren nach gemeinem Rechte nicht •*). 
Siehe § 178 n. XI. 

Es müssen allerdings die Ladungsinteressenten auf der an- 
deren Seite das Recht haben, das Schiff nicht eher aus dem 
Hafen zu lassen, als bis die Rheder ihren Beitrag zur Havarie- 
gross entrichtet oder dafür hinreichende Sicherheit geleistet 
haben* 4 ). Die Retinirung , kann aber füglich nur durch Ver- 
mittelung der Gerichte geschehen. 

Die Gage der Seeleute hat ein Vorzugsrecht auf Befriedigung 
aus der Contributionssumme vor allen anderen Forderungen aus 
der Havariegrosse. Code de c. fr. Art. 428. 

Es kann geschehen, dass nach vollzogener Contribution und 
Zahlung der Dividende einige der zum Opfer gebrachten Gegen- 
stände (Schiffsgeräthe, Waaren etc.) von ihren Eigentümern 
nachträglich wiederverlangt werden; dann müssen diese entweder 
das, was sie wirklich als Ersatz aus der Contribution erhielten, 
zurückerstatten, wogegen sie dann das Gerettete behalten könn- 
ten, oder besser (§ 163 n. IV. S. 87), sie müssen dies Gerettete 
nach seinem Nettowerte im gegenwärtigen Zustande nach Ab- 
zug des Berglohns etc., zur nochmaligen Contribution stellen 
und verteilen lassen. Das Holl. Recht 1. c. Art. 739 entscheidet 
sich für das Er9tere, lässt aber den Wiedererwerber zuvor die 
Kosten des Berglohns und andere Kosten und Schäden der 
Sache von diesem zurückzuerstattenden Beitrage abziehen. 

Der Destinatär ist übrigens an sich nicht genötigt, zur 
Contribution einzutreten. Er ist dies absolut nur, wenn er be- 
reits als Eigentümer der Güter juridisch betrachtet werden darf. 


82. Wie dies allerdings Römische Juristen behaupteten. L. 2. pr. D. 
de lege Rhod., obgleich die Lesarten dort schwankend sind. 

83. Dagegen nach Preuss. Recht II. 8. § 1898; I. 20. § 326; Preuss. 
Allg. Gerichtsordnung I. 50. §685. Koch, Preuss. Recht I. §444 
S. 746 Franz. Handelsgesetzbuch Art 308. 429. 

84. Vergl. Preuss. Recht 1. c. 1897. 
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Die blosse Annahme des ihm zugesandten Connossements ver- 
pflichtet ihn noch nicht dazu, falls er in dieser Beziehung nicht 
durch eine spezielle Verabredung gebunden ist. Wenn er aber 
in Folge des Connossements die Güter in Empfang genommen 
oder sich auch nur ausdrücklich zur Annahme für bereit erklärt 
hat: so ist er juridisch für verpflichtet zu halten, in die Con- 
tribution ei nzn treten und seine Beiträge zu liefern. Wenn der 
Destinatär nicht angehalten werden kann (Abbott I. c. § 17 der 
ü. Aull.), so haftet natürlich allemal der Befrachter. 

Wenn der Befrachter in den Fällen, wo ihm dies gestattet 
ist, gegen Bezahlung eines Theilcs oder auch des Ganzen der 
Fracht von dem Fraehteontracte einseitig zurück tritt, so kann 
man füglich dem Schifter keinen Anspruch für Havariegross 
gegen diesen ehemaligen Befrachter gestatten. Denn diese tlieil- 
weise oder gänzliche Zahlung der Frachtsumrne befreit überhaupt 
den Befrachter von allen weiteren Verbindlichkeiten aus dem 
nunmehr rechtlich gelösten Frachtverhältnisse. Auch hat ja der 
Schifter bereits genügenden Ersatz in der gezahlten Fracht er- 
halten und konnte sogar nachträglich noch andere Fracht mit- 
nehmen. Also von Rechtswegen können Schifter und Rheder 
gegen diesen ehemaligen Befrachter durchaus keinen Anspruch, 
namentlich auch nicht aus einer später sich ereignenden Havarie- 
gross, mehr haben. Noch weniger die Ladungsinteressenten, die 
ja erst durch die wirkliche Gemeinschaft ihrer Güter 
im Schifte zur Zeit der Havariegrosse in gegenseitige Verpflich- 
tung der Zahlung in Havariegross gerathen und allenfalls nur 
durch den Schifter und Rheder ein Recht gegen jenen dritten 
ehemaligen Befrachter erlangt haben könnten: was hier aber 
eben nicht der Fall ist. Auch kommt ja hier selbst den Ladungs- 
interessenten die von dem ehemaligen Befrachter gezahlte Fracht 
mit zu Gute, denn auch sie muss ja contribuirt werden. 

Freilich anders vielleicht ist es, wenn der Befrachter ohne 
alles Recht seine Güter nicht liefert. Dann möchte man ihn 
eher zur Contribution des von ihm zur Einladung ver- 
sprochenen Waarenquantums für verbunden halten: obgleich 
mir auch in solchem Falle der Billigkeit wie dem Rechte völlige 
Genüge gethan zu sein scheint, wenn solcher lässiger Befrachter 
die volle Fracht zahlt. Es trifft ihn dann schon Schaden genug 
und es scheint hart zu sein, ihn noch wegen des zufälligen 

15* 
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Schadens der wirklichen Ver- und Befrachter des Schiffes zur 
Entschädigung heranzuziehen. 

Auch scheint die ganze Verbindlichkeit in Havariegross eine 
Realobligation zu sein, die ohne die verpflichtende res, nämlich 
Rettung auf Kosten Anderer, füglich gar nicht als vorhanden 
angenommen werden kann. Sie folgt nicht schon aus dem 
Frachtcontracte, sondern aus der Thatsache, dass ein Interessent 
das Seinige für die Uebrigen hat hingeben müssen. Dieses Alles 
findet aber in dem vorausgesetzten Falle überall nicht statt; 
denn jener ehemalige Befrachter hat ja überhaupt keine Güter 
geladen 9S ). 

Endlich gebe ich noch Folgendes zu erwägen. Da durch 
den Ausfall der von einem Befrachter zu liefernden Waaren das 
Schiff weniger beladen ist, ferner da ein leichter beladenes Schiff 
die Gefahren der See in der Regel eher und besser zu bestehen 
im Stande ist, als ein schwerbeladenes, falls es nur, was doch 
beim Abgänge eines Schiffes als eine Pflicht des Kapitains zu 
präsumiren ist, gehörig, also namentlich nicht zu leicht beladen 
ist: so stehen sich überhaupt Schiffs- und Ladungsinteressenten 
in Bezug auf die mögliche Bestehung von allen Havarien gerade 
durch den Ausfall von Gütern immer besser und hie9se es dem- 
nach, ihnen übermässige Vortheile einräumen, wenn man ihnen 
nicht bloss die von jenem ausgefallenen Befrachter zu zahlende 
Fracht in Contributiou bringen wollte, sondern wenn man nun 
nochmals diesen Befrachter heranziehen wollte, damit er die 
jenen Schiffs- und Ladungsinteressenten wirklich zugestossene 
und durch den Ausfall seiner Güter schon verringerte Havarie- 
noth mittrage und so zum zweiten Male diesen Interessenten 
erleichtere. 


§ 185. Verjährung der Klage. 

Darüber lässt sich allgemein nur sagen, dass cs angemessen 
erscheint, eine kurze Frist für die Verjährung zu setzen. Etwas 
Näheres lässt sich nur durch positive Zahlenbestimmungen an- 
deuten. Darum scheint es angemessen, einige particularrecht- 
liche Satzungen hier zu erwähnen. 


85. Vergl. Pöhl® L c, S. 479. 50. 
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Sobald, nach Franz. Rechte, der Kapitain die Güter abge- 
liefert und die Fracht empfangen hat, ohne dass eine Protesta- 
tion innerhalb 24 Stunden insinuirt und binnen Monatsfrist nach 
ihrem Datum eine gerichtliche Klage darauf erfolgt ist, so ist 
die Klage auf Contribution, oder selbst diejenige auf Zahlung 
der Summen, welche in Folge einer bereits regulirten Contribu- 
tion schuldig sind, erloschen (Cod. d. c. Art. 4*35. 36. Abweisen- 
des Urtheil 12. Jan. 1825), es sei denn, dass der Kapitain einen 
Vorbehalt gemacht habe, dessen Wirkungen aber in jedem ein- 
zelnen Falle den Gerichten zu erwägen obliegt. Auch wird es 
hier den übrigen Ladungsinteressenten nicht gestattet, gegen 
diejenigen Mitinteressenten aufzutreten , denen dieser Kapitain 
die Güter auf diese Weise ohne Reclamation übergeben hat; 
denn, sagt Pardessus 1. c. n. 750, dies ist Folge des Grundsatzes, 
dass er der Mandatar jedes derselben ist und dass in Allem, 
was er thut, angenommen wird, als handle er durch sie, vorbe- 
haltlich doch des Regresses, den sie gegen den Kapitain selbst 
behalten, wenn sie durch dessen Verschulden nicht bezahlt sind. 

Das Holl. Recht 1. c. Art. 744 bestimmt nur, dass alle An- 
sprüche unter den Interessenten auf eine Vertheilung durch 
Havariegross zwei Jahre nach Beendigung der Reise verfallen. 

Das Span. Recht 1. c. Art. 999 setzt fest, dass jedes Klag- 
recht gegen den Befrachter (oder Empfänger) erlischt wegen 
Zahlung von Havarie oder wegen solcher Kosten im Nothhafen, 
die der Ladung zur Last fallen, wenn der Kapitain die Fracht 
für die abgelieferten Güter in Empfang nahm, ohne den gehöri- 
gen Protest in gesetzlicher Form 24 Stunden nacli der Ueber- 
lieferung der Güter zu machen und (Art. 1000) ohne dass nach- 
träglich auf Grund dieses Protestes vor Ablauf von 2 Monaten 
nach Datirung desselben eine gehörige gerichtliche Klage gegen 
die Person anhängig gemacht wird, gegen welche der Protest 
aufgenommen worden ist. 

§ 186. Havariegross und Assecuranz *•). (§ 160. 162.) 

Die Assecuranz dient überhaupt zur möglichsten Schadlos- 
haltung oder vielmehr zumeist nur zur leichteren Ertragung 


86. Vergl. Klefeker, Havariegrossa 1. c. Kap. IV. S. 73—78. 
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aller möglichen Seeschäden. Hierunter gehört denn auch der 
Schaden, welcher durch Havariegross entsteht, und werden z. B. 
in den Hamburger Policen ® 7 ) verschiedene Gefahren, aus denen 
Havariegross entsteht, namentlich angeführt und ist ausserdem 
zur grösseren Sicherheit für die Versicherten gegen etwa be- 
schränkende Interpretationen, auch noch die Clausel hinzugefügt: 
„und für alle andere Pericula“. 

Es entsteht aber die Assecuranz nur durch einen besonderen 
Vertrag. 

Die Havariegrossentschädigung findet nur in Havariegrosse- 
fällen statt und erfolgt nicht erst wegen eines besonderen Ver- 
trages, sondern aus der realen Gemeinschaft und aus dem Factum 
der Opferung fremden Gutes zum Besten Aller. 

Der Schiffs- und Ladungsinteressent muss in Havariegross 
immer einen verhältnissmässigen Theil des Schadens mittragen, 
doch kann er sich gegen alte Verluste durch Assecuranz schützen. 

Er kann wenigstens den ganzen Schaden, den er in Havarie - 
grosse erleidet, versichern, so dass er also von dem Assecuradeur 
das herausbekommt , was er an effectiven Beiträgen zu zahlen 
hat, falls auch seine eigenen Güter durch die Havarienolh selbst 
nicht gelitten hatten. Aber auch demjenigen Interessenten, welcher 
effectiv nichts baar contribuirt, sondern wegen seiner geworfenen 
oder beschädigten Gegenstände in Havariegross Entschädigung 
empfängt, kann die Versicherung seiner Havariegrosse zu statten 
kommen. Es scheint mir nämlich nichts entgegenzustehen, dass 
1) auch der Ausfall versichert werde, der dadurch entsteht, dass 
jeder einzelne Interessent in Havariegrosse einen Theil seines 
Schadens tragen muss; sowie 2) dass die ausserordentlichen 
Kosten, welche ein Interessent bei Gelegenheit der Havariegross- 
regulirung (durch Honorar an Bevollmächtigte, Briefporto, Rei- 
sen etc.) hat, durch den Versicherer gedeckt werden. Indessen 
müsste in der Police dies ganz ausdrücklich erwähnt werden; 
denn an sich liegt dergleichen in einer einfachen Versicherung 
der Schäden in Havariegrosse nicht"). 


87. Siehe die am Ende der Hamb. Ass.« und Hav.-Ordn. abgedruckten 
Formulare der Policen, welche nach der gesetzlichen Vorschrift des 
Tit. 1. Art. 1. und Tit. 23. Art. 4. gebraucht werden müssen. 

88. Das Institut der Havariegrosse scheint überhaupt in seiner Ent- 
wicklung noch lange nicht abgeschlossen zu sein. Besonders ist die 
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Bemerkung. Die Seeassecuranz wird in diesem Werke nicht ab- 
gehandelt. Es geschieht dies nach Vorgang der Engländer (namentlich 
Abbott’s) und derjenigen Deutschen, welche über Seerecht systematische 
Werke in neuerer Zeit geschrieben haben, namentlich Pöhls und eben- 
so Jacobsen. In England wird die Seeassecuranz überall in selbst- 
ständigen Werken abgehandelt und auch Pöhls hat dies gethan. Es 
scheint schon bei dem Umfange und bei der Wichtigkeit dieser Materie 
auch eine gesonderte Abhandlung zweckmässig, wenn auch eine Tren- 
nung nicht zugleich durch die allgemeine Natur der Assecuranz sich 
empfehle. Die Gefahren der See sind keineswegs die einzigen, welche 
versichert zu werden pflegen und alle Assecuranzen (gegen See- wie 
andere Gefahren) stimmen in vielen Beziehungen überein, so dass also 
die Grundlagen der Seeassecuranz im Wesentlichen in den Grundlagen 
der Assecuranz überhaupt zu suchen sind. Demnach ist ein Werk Uber 
Seeassecuranz fürs Erste auf diesen allgemeinen Fundamenten der Asse- 
curanz überhaupt aufzuerbauen und kann schon desswegen gegenüber 
den übrigen Materien des Seerechts eine gewisse selbstständige Behand- 
lung beanspruchen. 

Wenn Zeit und Umstände es gestatten, so gedenke ich übrigens 
bald eine Arbeit über das See assecuranzrecht diesem Werke über 
das eigentliche Seerecht nachfolgen zu lassen und mag man dies als 
eine Ergänzung, als einen dritten Band des jetzigen Werkes 
immerhin betrachten. 


Havariegrosse selbst in der Englischen sowie Nordamerikanischen 
Praxis noch sehr unentwickelt, lückenhaft, nicht frei von Wider- 
sprüchen. Dasselbe gilt von den Englischen und Nordamerikani- 
sctien Autoren. So ist Abbott in dieser wichtigen Lehre sehr 
fragmentarisch und kurz, Kent aber armselig. Stevens gibt aller- 
dings Vielerlei, aber ohne wissenschaftliche Abrundung, ja ohne 
Vollständigkeit. Dazu kommt, dass selbst in den Englischen Ge- 
richten im Ganzen wenig Havariegrossefälle Vorkommen und somit 
in den verschiedenen Reports der seegerichtlichen Entscheidungen 
wenige Beispiele vorliegen. Der Grund liegt wohl darin, dass 
Havariegrossestreitigkeiten meist privatim abgethan werden. — Auch 
die Franz. Gesetzgebung ist in ihren Bestimmungen über Havarie- 
grosse unvollständig und sind ebenso die Franz. Autoren hierin ohne 
grossen Werth. 
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Literatur: P öh Is I. c. S. 814 fT. Abbott I. c. (6) P. II. 
ch. 3. S. 115— 145, bes. 124 sq. Kent 1. c. P. V. lect. 46. 
sub 1. pag. 168—76. Pardessus I. c. n. 887— 932. Boulay- 
Paty I. c. III. p. 1 sq. *) 

Quellen: Ordonnance 1681 liv. III. tit V. Code de commerce 
franse liv. II. tit. IX. des contracts ä la Grosse. — Span. 
Handelsgesetzbuch Art. 812— 839; Holland. Art. 569— 591. — 
P reu ss. Allg. Landrecht II. 8. § 2359—2451. — Schwed. 
Seerecht Abtheiiung IV. — Leges Danicae, lib. IV. cap. 5. 
— Hans. Seerecht Tit. VI. — Hamb. Stat. II. tit. 18. in Ver- 
bindung mit tit. 14. Art. 7. — Auch schon Titulus D. (22. 2.) 
et C. (4. 33.) de nautico foenore. 

$ 187. Einleitung. 

In den Befugnissen des Rheders als Schills ei gen thümers 
liegt vornämlich das Recht der Veräusserung und insbesondere 


1. Die Spezialliteratur sowohl Uber foenus nauticura als über 
eigentliche Bodmerei siehe in den folgenden Noten. — Das Jacob- 
sen’sche Seerecht ist leider in Bezug auf die Lehre von der Bod- 
merei wie von der Havarie so schwach, dass ich es kaum habe be- 
nutzen und mithin hier sehr selten habe citiren können. 
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der Verpfändung des Schiffes. Es liegt darin durchaus 
nichts Eigentümliches. Nur versteht es sich von selbst , dass 
ein Mitrheder nur seine Part eigenmächtig veräussern, resp. ver- 
pfänden dürfe. Auch die Befugnisse des B h edereidirectors 
in dieser Beziehung fallen im Allgemeinen mit denen eines ge- 
wöhnlichen Factors zusammen, sind also ziemlich beschränkt. 
Siehe Bd. 1. § 52. Dessgleichen die bezüglichen Befugnisse des 
Schiffers, denn ein SchitTer ist von Anfang an eben nur 
zur Führung, uicht zur Veräusserung und Verpfändung des 
SchifTes bestellt und darf nur in gewissen äussersten Notfällen 
zur Veräusserung und Verpfändung des Schiffes, auch ohne aus- 
drücklichen Consens seiner Rheder, doch nur im Falle von deren 
Abwesenheit, schreiten. Siehe Band 1. § 62 *). 

Ebenso hat der Ladungsinteressent, sofern und soweit 
er Eigenthümer der Ladung ist, ein Recht, dieselbe zu 
veräussern und zu verpfänden und bietet auch dergleichen Be- 
fugniss juristisch nichts Eigenthümliches dar. Der Kapitain 
ist in Bezug auf die Gegenstände der Ladung von Anfang an 
nur zum Transport derselben verpflichtet und hat nur in ge- 
wissen äussersten Fällen der Noth, insofern es zum Wohle des 
Ganzen durchaus notwendig ist, also wenn der Kapitain auf 
keine andere Weise Geld aufnehmen konnte, auch nicht durch 
Bodmerei auf das SchifT, das Hecht, die Ladungsobjecte zum 
Zweck der Fortsetzung der Reise zu veräussern und resp. zu 
verpfänden. Siehe Band I. § 62. Doch wird der Kapitain zum 
Verkauf der Waaren erst dann schreiten dürfen, wenn er auch 
durch Bodmereiverpfändung derselben sich nicht Geld verschaffen 
kann. Z. B. wird der Kapitain verkaufen dürfen, um die ander- 
weitig nicht zu erlangenden Gelder zur Bezahlung der Bergungs- 
kosten bei einer Wiedernehmung aufzubringen. Indessen be- 
schränkt Kent 1. c. S. 173 dies Recht des Kapitains zum Verkauf 
mit Recht auf den Verkauf eines Theils der Waaren. Die 
ganze Waare darf der Kapitain nicht veräussern, denn die 
Waare kann füglich nicht dazu dienen, bloss das Schiff weiter 


2 Kent 1. c. 174. The master is employed only to navigate the 
ship; and the sale of it is manifestly beyond his Commission, and 
becomes the unauthorised act of a servant, disposing of pro- 
perty which he was intrusted only to carry and convey.. 
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zu befördern. Der Verkauf muss überall zum Nutzen des Gan- 
zen, also von Schiff und Gut dienen: was bei einem gänzlichen 
Verkaufe der Ladung schwerlich der Fall sein wird. Siehe aber 
Band II. § 165 sub XIII. S. 108. — Verpfänden darf dagegen 
der Kapitain sicherlich die ganze Ladung, denn in der Ver- 
pfändung liegt eben noch nicht eine völlige Entäusserung der 
Waare, also werden die in Folge solcher Total Verpfändung 
aufgenommenen Gelder immer noch zum Besten von Schiff und 
Gut verwendet werden können. — Das Recht der Totalver- 
pfändung ist denn auch überall Praxis 3 ). 

Wenn aber bei der Verpfändung von Schiff und (oder) Gut, 
gleichviel von wem sie geschehe, derjenige, welcher das Geld 
hergibt, die See ge fahr übernimmt und von der glücklichen 
Ankunft des Schiffes und (oder) Gutes die Rückzahlung ganz 
oder theilweis abhängig gemacht wird, so entstehen mehrere 
eigenthümliche seerechtliche Geschäfte, welche im Folgenden 
darzustellen sind und von denen die Bodmerei das wichtigste 
ist. Es gehört dahin 1) das Römische foenus nauticum s. 
maritimum, auch pecunia trajectitia genannt (§ 188); 2) der 
Grossava ntur ha ndel (§ 189); 3) der Bielbrief, der übri- 
gens gleichfalls Bodmereibrief heisst (§ 190), endlich 4) die 
eigentliche Bodmerei (§191 ff.). 

§ 188. Foenus nauticum 4 ). 

Darunter ist derjenige Vertrag zu verstehen, durch welchen 
ein Darlehn in Geldern oder in Waaren hingegeben wird, welche 


3. Kent 1. c. 173 und die Fälle der Englischen Praxis: the Gratitudine, 
3 Robinson, adm. rep. 240. 263. The United Ins. Comp. v. Scott, 
1. Johnson, rep. 115. Freeman v. the East India Gomp., 5 Baraw. 
et Aid. 617. 

4. Literatur: J. G* Vegesack, de periculi pretio ad L. 5. D. de 
naut. foen. (Giessen 1678). — L. Loyson, praes. Feltz, de foe- 
nore nautico (Argent. 1700). — J. Borch ölten, de nautico foe- 
nore (Heimst. 1704). — M. H. Hudtwalcker, de foenore nautico 
Roman. (Hamburg. 1810) — Th. de Cock, diss. de foenore nau- 
tico. (Leodii 1829). Siehe auch die Literatur in der Note au § 190. 
Quellen: Dig. 22. 2. Cod. 4. 33. Novell. 106 und 110. — Vergl. 
bei. Pöhla 1. c. S. 810. 
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auf des Gläubigers Gefahr über See gehen. Der Gläubiger 
übernimmt dabei die Gefahr so, dass alle Zufälle der See, welche 
den Gegenstand des Darlehns bis an den Bc stimmungsort treffen, 
von ihm getragen werden und er allen Anspruch gegen den 
Schuldner verliert, wenn und soweit das Geld oder resp. die 
Waaren zur Sec untergeben. Das Geborgene kommt aber dem 
Gläubiger immer zu Gute. Wenn der Schuldner oder dessen 
Schiffer durch seine Schuld den Verlust herbeiführte, also z. B. 
wo wegen Contrebande Confiscation stattfand (L. 3. Code 1. c.), 
bleibt nichtsdestoweniger das Darlehn bestehen. 

Die Gefahr beginnt für den Gläubiger mit dem Augenblicke, 
wo das Schiff unter Segel geht, und endigt erst mit dem Ende 
der Heise, es sei denn, was jedenfalls erlaubt ist, dass nach deu 
besonderen Bestimmungen des Contractcs eine andere bestimmte 
Zeitdauer für das Laufen der Gefahr festgesetzt sei. Auch kann 
diese Zeit für Hin- und Herreise bestimmt sein. 

Das foenus nauticum ist wesentlich nichts als ein bedingtes 
Darlehen. 

Wegen der pecunia trajectitia kann man also wohl an sich 
dem Gläubiger kein Pfandrecht an dem Schiffe selbst einräumen»). 
Der Gläubiger bat ein dingliches Hecht nur an dem Gelde oder 
an den dafür gekauften Waaren und propter in rem versionem 
am Schiffe, wenn etwa das Geld bereits in dasselbe hineinge- 
wandt war durch Benutzung zu Ausbesserungen etc., falls die 
Hörner schon an solche Ausdehnung des Contracts gedacht 
haben, obwohl sie mir thuniieh erscheint. Doch kann ein 
Mehreres und zwar ein ausdrückliches Pfandrecht sowohl am 
Schiffe wie an allen Gütern von dem Schuldner ausdrücklich 
eingeräumt werden, falls nur der Schuldner Eigenthümer des 
Schiffes und der Güter ist. Aber die Hömischen Hechtsquellen 
halten sich in ihren Erörterungen hier so allgemein, dass man 
füglich auch den Fall sich denken darf, wo in einem fremden 
Schiffe, das mit fremden Gütern beladen ist, das von einem 
fremden Schuldner geliehene Geld versandt wird, und dann 
kann nun vollends weder von einer ausdrücklichen noch still— 


5. Die L. 4. in f. C. 1. c. beweist gar nichts. Die Meisten sind anderer 
Ansicht. — Unserer Meinung ist auch Koch. Preuss. Recht $446, 
der aber auch das dingliche Recht an den Waaren läugnet. 
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schweigenden Verpfändung dieses dem Schuldner fremden Schiffes 
und Gutes die Rede sein. 

Es war übrigens nicht selten, dass der Gläubiger einen 
Agenten zur Controle auf dem Schiffe mitreisen liess. L. 4. 
§ 1. D. 1. c. 

Wenn das Geld und resp. die Waare keiner Gefahr, gleich- 
viel aus welchem Grunde, ausgesetzt wird, so ist von der pecunia 
trajectitia nicht die Rede. Arg. L. 4. pr. D. 1. c. 

Wegen des Tragens der Gefahr von Seiten des Gläubigers 
darf sich nach Röm. Recht derselbe höhere als die gewöhnlichen 
Zinsen ausbedingen, nämlich centesimae usurae, d. h. 1 von 100 
pro Monat = 12 pro Jahr «). Diese Zinsbeschränkung ist jetzt 
nicht mehr praktisch gültig. Doch laufen die höheren Zinsen 
immer nur für die Zeit, während welcher das Darlehn der Ge- 
fahr ausgesetzt ist, also so lange das Schiff in See war. L. 4. 
pr. D. h. t. 

Uebrigens kann die Gefahr auch eine andere sein als die 
Seegefahr. Man spricht dann von einem foenus quasi nauti- 
cum, nur darf nach Römischem Recht unter dem Schein der 
Gefahrsübernahme kein Spiel beabsichtigt sein. (L. 5. D. 1. c.) 

Dieser ursprünglich Römische Contract kann füglich jetzt 
noch in der Praxis des Seerechts als üblich und diensam ange- 
sehen werden. Freilich ist seine Bedeutung und Wirksamkeit 
durch die Grossavanturei und die Bodmerei vielfach in den 
Hintergrund geschoben. 


$ 189. Grossavanturei. 

Der Grossava nturver trag ist ein Darlehnsvertrag, wo- 
bei Jemand gegen hohe Zinsen Geld zu einer Seeunternehmung 
in Waaren in der Art leiht, dass der Darleiher ein dingliches 
Recht an der Waare hat, aber dafür die Seegefahr, welche die 
Waare trifft, übernimmt. Derselbe wird in England auch 


6. In Bezug auf das Zinsmass galten im alten Röm. Rechte keine Be- 
schränkungen und wurde obige Beschränkung auf Beschwerde eini- 
ger Kaufleute durch nov. 106 aufgehoben, aber durch nov. 110 
wiedereingeführt. 
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Respondentia genannt 7 ), obwohl man darunter gleichfalls 
die eigentliche Bodmerei auf die Waaren versteht, ln Frank- 
reich und auch anderwärts nicht selten scheint aber die Gross- 
avanturei mit der Bodmerei zusammengeworfen zu werden. 
Unter contract ä la grosse versteht man Grossavanturei wie 
Bodmerei. 

Nicht gerade nothwendig ist es, dass der Borgende selbst 
mit den Waaren reise, obgleich es regelmässig der Fall ist. 

Dieser Vertrag ist nun aus dem Bedürfnisse entstanden, zu 
Unternehmungen in Waaren, zu denen dem Einen die Geldmittel 
fehlen, diese von einem Anderen zu erhalten. Das Ziel ist, dass 
der Borgende durch die von ihm erst in Anregung gebrachte 
Speculation wegen seiner M ü h e gewinne und dass zugleich der 
Geldvorstrecker, eben weil er das Gehl darleiht und die Gefahr 
trägt, einen reichlichen Antheil am Gewinne durch höhere Zin- 
sen erhalte. 

Wesentlich ist, dass der Darleiher die Gefahr übernehme. 
Dafür darf er erstlich höhere Zinsen fordern und ist das Röm. 
Zinsmass von 12 pCt. jetzt gewiss nicht mehr als Schranke zu 
betrachten. Dafür hat er sodann ein dingliches Recht an den 
Waaren, obgleich es das Wesen der Grossavanturei nicht auf- 
heben würde, wenn zugleich der Schuldner sich noch persönlich 
verpflichtete, da ja ein Theil der Gefahr sehr wohl in dessen 
Mangel an Vermögen liegen kann. Nur muss überhaupt wirk- 
lich eine Gefahr vorhanden sein, damit nicht das Geschäft in 
Wucher übergehe. Analogisch wird auch eine andere als die 
Seegefahr riskirt werden können, z. B. wenn Waaren durch ge- 
fährliche, von Räubern oder wilden Horden bedrohte Gegenden 
(in Karavanen) zu Lande transportirt werden oder wenn gerade 
bei dem und durch den Transport eine Gefahr des inneren Ver- 
derbs der Waaren zu riskiren ist, z. B. bei einem Transport von 
Früchten, leichtverderblichen Flüssigkeiten durch sehr heisse 
oder auch sehr kalte Gegenden. Doch wenn die Tragung einer 
bestimmten Gefahr verabredet ist oder dies aus den Um- 
ständen sich so ergibt, so trägt der Darleiher nur diese Gefahr 
und keine andere. 

Wenn mehrere Personen zur Grossavanturei Geld vor- 


7* Blackitone, com. lib. II, cap. 30 
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schiessen, so entsteht unter ihnen ein Societätsverhältniss mit 
seinen regelmässigen Wirkungen, oder falls die verschiedenen 
Darleiher nicht wussten, dass ihre Gelder gemeinschaftlich zu 
dem Waareneinkaufe verwandt wurde, eine communio incidens. 
Gewinn und Verlust werden pro Rata getragen. 

Von Rechtswegen können die hohen Zinsen nur so lange 
laufen, als die Waaren der übernommenen Gefahr ausgesetzt sind. 

Es scheint nun als ob dieser ganze Grossavanturei -Vertrag 
wesentlich nichts Anderes als eine Art der pecunia trajectitia 
sei. Siehe § 188. — Zugleich ist die Grossavanturei mit der 
Bodmerei verwandt und ihr sogar sehr ähnlich. Der Haupt- 
unterschied ist, dass 1) bei der eigentlichen Bodmerei nicht bloss 
auf die Waaren, sondern auch auf das Schiff Gelder geliehen 
werden, 2) dass die Waaren bei der Schliessung der Bodmerei 
bereits vorhanden sind, 3) dass bei der Bodmerei die Gelder 
eben nicht zum Ankauf von Waaren, sondern zur Fortsetzung 
der Reise verwandt werden, 4) dass die Bodmerei mehr in 
Zeiten der Noth und irregulärer Weise aufgenommen wird, 
während die Grossavanturei als eine regelmässige kaufmännische 
Speculation erscheint, dass endlich 5) bei der Grossavanturei der 
Nehmer wie der Geber ein lucratives Geschäft zu machen hollen, 
während bei der Bodmerei eigentlich nur der Geber durch die 
Prämie möglicher Weise profitirt, dagegen der Nehmer froh sein 
muss, wenn er durch das geborgte Kapital sich nur von grösseren 
Schäden befreit. Indessen macht man allerdings in dieser Be- 
ziehung nach der Praxis der meisten Seestaaten, sowie nach 
den ausdrücklichen Bestimmungen der Seerechte keinen Unter- 
schied zwischen Grossavanturei und Bodmerei (auf Waaren) und 
spricht hier überall von Bodmerei. Siehe § 191. — Auch der 
Bielbrief ist verwandt mit der Grossavanturei. Siehe § 190. 

■ 

§ 190. Der Bielbrief. 

Unter Bielbrief, Beylbrief, ByJbrief versteht man 
allerdings sehr Verschiedenes. Einmal bezeichnet derselbe ein- 
fach die Urkunde über die Erbauung des Schilfes. Siehe ßd. I. 
§ 43. Ferner versteht man auch darunter diejenige Urkunde, 
durch welche bei einem über ein SchilT geschlossenen Kaufe, 
wegen des Preises des Schiffes , zur . Sicherheit der künftigen 
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Zahlung dieses creditirten Preises, das Schiff von dem neuen 
Eigentümer dem alten Eigentümer speziell verpfändet wird. 
Auch diese Art bietet keine juristische Besonderheit dar. 

Hier verstehen wir unter Bielbrief die Urkunde, die über 
ein Darlehn geschlossen wird, welches zum Bau eines neuen 
Schiffes oder zur gewöhnlichen Ausrüstung eines Schiffes unter 
Verpfändung des Schiffes oder auch mit der Verbindlichkeit, 
dass das Schiff nicht eher vom Stapel laufen darf, als bis die 
Vorschüsse wiederbezahlt sind, gegeben w ird. Siehe Bd. 1. $ 48 
S. 98. Im Falle des Auslaufens vor der Rückzahlung ist die 
Bedingung häufig, doch nicht durchaus notwendig, dass der 
Schuldner zur Zurückzahlung nur verpflichtet sein solle, wenn 
das Schiff wohlbehalten ankommt, in welchem Falle dann aller- 
dings wegen der übernommenen Gefahr höhere Zinsen stipulirt 
werden können. Diese Art Bielbrief wird denn auch Bodmerei- 
brief genannt. In England heisst der Biel- wie der eigentliche 
Bodmereibrief bottomry und wird davon Hespendentia 
($ 189 initio) unterschieden. 

Von zwei wirklichen Bielbriefen geht der ältere dem jüngeren 
vor, was bei den eigentlichen im Nothafen contrahirten Bod- 
mereien umgekehrt ist Doch muss wohl die Forderung aus 
dem Bielbriefe der Forderung aus dem jüngeren Bödmereibriefe 
nachstehen, sofern nachgewiesen wird, dass durch die Bodmerei- 
gelder das Schiff auch dem Darleiher aus dem Bielbriefe erhal- 
ten worden ist. 

■ . : j . ; > . . ■ ' -> ; J , . • 

Hier sowohl wie bei der Grossavanlurei versteht es sich von 
selbst, dass nur der totale Untergang des Objects dem Gläu- 
biger sein ganzes Recht nehmen könne. In allen Fällen, wo 
etwas geborgen wird, hat er gewiss ein Recht darauf. 

. . • ' • j , ' • 'k 

$ 191. Bodmerei im engeren Sinne 

Der Bodmereivertrag ist derjenige Vertrag, bei welchem der 
Gläubiger auf ein Schiff (sammt dessen Fracht) und dessen 


8. Spezialliteratur. Siebe auch § 188 Note und die Citate unter 
der Rubrik Absch. VIII. — J. D. v. Büren, praes. N. C. Lyncker, 
dissertatio de bodmeria ex utroque jure desumta (Jena 1679). — 
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Ladung oder auf das eine oder das andere ein Darlehn gegen 
eine bedungene Prämie in der Art hingibt, dass das Schilt oder 
resp. die Ladung oder beides zugleich verhaftet sein sollen, dass 
aber, wenn diese verpfändeten Objecte ganz oder theil weise zu 
Grunde gehen, der Darleiher den Anspruch auf sein Kapital und 
die Prämie verliert, soweit nicht von diesen Objecten etwas ge- 
rettet worden ist, und dass endlich der Schuldner bei glück- 
licher Ankunft der verpfändeten Gegenstände am Bestimmungs- 
orte sowohl das Kapital wie die bedungene Prämie bezahlen 
müsse. 

Nach allen neueren Seerechten (namentlich Englands, Nord- 
amerikas, Preussens, Frankreichs, Spaniens, Hollands, Schwedens 
etc.) wird der Rheder sowie der Ladungseigenthümer zwar 
vor Allen als zur Verbodmung berechtigt angesehen, und muss 
man diesen Eignern von Rechtswegen, ihrer Befugniss zur Ver- 
äusserung überhaupt halben, die Befugniss zur Verpfändung nach 
Bodmerei zuerkennen. Indessen wird in diesen Seerechten ein- 
mal zumeist nicht gehörig die eigentliche Bodmerei von dem 
Bielbriefe und von der Grossavanturei unterschieden; sodann 


J. Kentzler, diss. oxliibens bodmeriam (Aurel. 1683). — H. Ra* 
demin, praes. H. Bodino, de bodmeria (Halle 1697). — J. Cle- 
rlcatus, quaestio de nova specie cambii maritimi (Venedig 1711). 
— Willenbcrg, de bodmeria (Ged. 1720). — van Esch, de con- 
tractu nautico apud nostrates bodmeria dicto. (Lugdun. 1817.) — 
Baldass aro n i, trattato del cambio mar. (3. Bd. des Werks über 
Assecuranzen). — Verwer, Verhandlingc van’t Recht der liollant- 
sche Bodemerijen (abgedruckt in dessen: Nederlants See rech -> 
tcn. S. 151 ff. der 4. Ausg. Amsterdam 1764 und in einem Com- 
mentar Uber des Hugo Grotius: Juleitinge tot nederlants Rechts- 
geleertheit Bd. III. Deel XI. bestehend). — Bcnecke, System des 
Assecuranz- <jnd Bodmereiwesens Band IV. S. 401 ff, sowie auch 
schon Bd. I. S. 86 ff. — Emerigon trait6 des assurances et des 
contrats a la grosse. (Marseille 1783) tom II. — Allan Park, System 
of marine insurance (London 1787. 1800 un'd öfter) chap. 21. — 
Eulhardt, de credito navali (Göltingen 1808). — Eine gute Zer- 
gliederung des Vertrags gibt Bressoles in der Revue de l£gislation 
(Paris 1841 p. 338) und über die allmülige Ausbildung des Ver- 
trages ist Fremery, 4tudes de droit commercial p. 249. 278 nach- 
zusehen. " 
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wird doch wiederum in den genannten Seerechten vorzugs- 
weise von der Befugniss des Kapitains zur Aufnahme der Bod- 
merei gesprochen, und endlich wird der Unterschied zwischen 
der durch den Eigner und der durch den Schiller aufzunehmen- 
den Bodmerei überall richtig anerkannt und festgehalten. 

Der Schiffer ist aber nur im Nothhafen oder doch da, wo 
jene Eigner und deren ordentliche Stellvertreter nicht anwesend 
sind und nicht zur rechten Zeit herangezogen werden können, 
zur Aufnahme der Bodmerei befugt. 

Ferner hangt der volle und eigentümliche juristische Cha- 
rakter der Bodmerei im Gegensatz von dem Bielbrief und der 
Grossavanturei vornämlich von der Contrahirung gerade im Noth- 
hafen zum Zweck der Fortsetzung der Reise ab. Sodann hat 
die von den Eignern selbst contrahirte Bodmerei nur die Wir- 
kungen der eigentlichen Bodmerei, wenn auch sie im Nothhafen 
und zum Zweck der Fortsetzung der Reise verbodmeten; sonst 
fällt ihre anderweitige Contrahirung von Darlehen auf Schiff und 
Gut mehr oder weniger theils mit der Grossavanturei, theils mit 
dem Bielbrief zusammen. 

Demnach wird man füglich die eigentliche Bodmerei, vom 
wissenschaftlichen Standpunkte aus und eben zum Behufe der 
Aufdeckung des selbstständigen Charakters der Bodmerei im 
Unterschiede von jenen sehr verwandten seerechtlichen Instituten 
auf die Verpfändung von Schiff und Gut im Nothhafen und zwar 
vorzugsweise durch den Kapitain beziehen dürfen, da die 
Eigner von Schiff und Gut überhaupt selten im Nothhafen Bod- 
merei aufnehmen werden können, weil weder sie noch auch 
ihre Repräsentanten häufig dort anwesend sein werden. 

Dieser Nothhafen braucht denn aber nicht immer ein 
Zwischenhafen zu sein, den der Schiffer auf der Reise hätte 
anlaufen müssen , sondern kann füglich auch der Bestimmungs- 
hafen sein, insofern der Schiffer zur Rückkehr nach dem Ab- 
gangshafen und vielleicht fürs Erste zur Fahrt nach einem 
anderen Bestimmungshafen sich genöthigt sieht, Geld auf 
Bodmerei ; aufzunehmen. Siehe $ 198. 

Unbedingt erforderlich ist aber zum Wesen des Bodmerei- 
contractes, dass das verpfändete Object wirklich der See- 
gefahr ausgesetzt wurde und dass im Falle des Unterganges 
desselben der Gläubiger das dargeliehene Geld verliere, doch 

v. Kaltenborn, Seerecht II. 19 
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lässt sich Letzteres noch eher modificiren. Wo aber diese Er- 
fordernisse fehlen, da geht der Vertrag leicht in ein ander 
Geschäft über und nimmt namentlich leicht die Natur eines 
Wuchergeschäftes an. Pöhls 1. c. 821. Daher bestimmt mit 
Recht das Spanische Handelsgesetzbuch Art 828, dass, wenn die 
verbodmeten Objecte nicht der Gefahr ausgesetzt werden, der 
Contract nicht in Wirksamkeit trete. 

Mit Recht erklärt aber das Spanische Recht 1. c. Art. 827 
zugleich den ßodmereicontract für null und nichtig, weicherauf 
Güter geschlossen wurde, die zur Zeit der Contrahirung bereits 
der Gefahr ausgesetzt waren, da ja möglicher Weise zu der 
Zeit diese Objecte bereits untergegangen sein konnten, man 
ferner bei einer Seegefahr häufig den Tag de9 Unterganges der 
einzelnen Objecte nicht leicht wird ermitteln können, es mithin 
allzu sehr an den nöthigen sicheren juristischen Fundamenten 
für die Entstehung eines Bodmereivertrages fehlt und der Ver- 
trag am Ende hier nichts Anderes als eine Wette wäre. 


ä 

$ 192. Geschichtliches. 

f < 

Spuren des Institutes der Bodmerei finden sich schon in 
dem Consolato del mare cap. 104 — 6, sowie im Seerecht von 
Oleron Art. 122. Deutlich aber erst handelt davon das Wisb. 
Seerecht Art. 35. Dies spricht zwar nur von dem Rechte des 
Schiffers zur Veräusserung von den geladenen Gütern, indessen 
aus Art. 40 erhellt schon zur Genüge, dass eine solche Ver- 
äusserung auf den Boden des Schiffes geschehen konnte 
(musste?) und dass der Kaufmann dessentwegen — so verre 
die Bodem so veel to Lande bringt — ein Pfandrecht am Schiffe 
binnen Jahr und Tag hatte. Ausführliche Vorschriften über 
Bodmerei kommen auch schon vor in den Statuten von Marseille 
von 1254»). 

Die Bestimmungen des genannten Artikels des Wisbyschen 
Seerechts sind sodann übergegangen in die Hamburger Statuten 
von 1497 P. 10 und von 1603 lib. II. tit. 14. Artikel 7»®). In 


9. Lib. III. cap. V. bei Pardetun», Collection, vol. IV. p. 266. 
10. cf. Langenbeck 1. c. S. 35 und 272. 
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manchen sonst ziemlich umfangreichen Seerechten des 15. und 
16. Jahrhunderts finden sich keine Spuren der Bodmerei, ohne 
dass man aber daraus mit Bestimmtheit folgern könnte, dass in 
den Landen jener Satzungen zur Zeit von deren Abfassung die 
Bodmerei noch nicht herrschend gewesen wäre. 

Das Wort Bodmerei (Bodemerei oder Bodmerey, Engl, 
bottomry, Holl, bodemerije, Schwedisch Bodmeri, Dänisch 
Bodmerie 1 *) , kommt her von Borne, der Boden, Schiffskiel, 
bedeutet also ursprünglich ein Dariehu, was auf dem Boden 
des Schiffes haftet, wofür der Boden des Schiffes und da der 
Kiel hier wesentlich als Repräsentant des ganzen Seeschiffes er- 
scheint, das ganze Schiff verpfändet ist. Ursprünglich bezog 
man demnach jedenfalls die Bodmerei nur auf die Verpfändung 
des Schiffes für ein darauf genommenes Darlehn, und erst 
späterhin dehnte man die Bodmerei auch auf die Verpfändung 
der Waaren aus. 

Es scheint übrigens keinem Zweifel unterworfen werden zu 
können nach den Ausdrücken der alten Seerechte, welche zuerst 
der Bodmerei gedenken, dass eine Verpfändung der Gegenstände, 
auf welche das Darlehn gegeben wurde, schon im Mittelalter 
zur Zeit der Entstehung der Bodmerei stattgefunden habe 1Ä ). 
Es liegt das schon im Namen der Bodmerei selbst und sodann 
heisst es schon im Wisbyschen Seerechte ausdrücklich, dass das 
Geld auf den Boden des Schiffes gegeben werde und dass an 
dem Schiffe der Kaufmann binnen Jahr und Tag sein Geld 
suchen müsse, i womit doch unstreitig das Pfandrecht ange- 
deutet ist. . 

> • '( M ■ ♦>>•;., i /.ilj ■. « ij r, v 

' *• -Mli I • \ '■ )* ,> l-j») 

11. Die Franzosen, Italiener und Spanier kennen das Stammwort selbst 
nicht, sondern haben für diesen Begriff andere mehr umschreibende 

h Worte: contrat ou pret ä la grosse; cambio maritimo; la 
gruesa Ventura, welcher Spanische Ausdruck wörtlich geradezu 
Grossavanturei ist, worauf auch der Franz. Ausdruck geht. 

12. Mittermaier, Deutsches Privatrecht $ 310 und Fremery 1. c. 
mu scheinen anderer Meinung. 
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§ 193. Allgemeine Natur der Bodmerei. 

In der Bodmerei finden sich also nach den bisherigen Er- 
örterungen vereinigt: ein Darlehn, eine Verpfändung und 
eine Art von Versicherung. Zur Sicherheit des Darlehn- 
gebers dient das Pfandobject und überhaupt die Verpfändung. 
Doch auch zum Besten des Darlehnnehmers gereicht diese 
Verpfändung, denn im Fall des Unterganges des Pfandobjectes 
ist er von aller weiteren Verbindlichkeit zur Zurückzahlung des 
Darlehns befreit. Die Verpfändung ist aber der Art, dass da- 
durch ein dingliches Vorzugsrecht nicht bloss gegenüber ein- 
fachen obgligatorischen Gläubigern, sondern in den meisten 
Fällen auch vor den übrigen dinglichen Gläubigern in Bezug auf 
den verbodmeten Gegenstand erworben wird. Demnach sind die 
gesetzlich gebotenen Förmlichkeiten in Bezug auf die Eingehung 
des Bodmereicontractes in den Particularrechten zwar nicht als 
absolut nothwendig angesehen für die legale Eiistenz des Con- 
tracts unter den Parteien, wohl aber in Bezug auf Rechte, die 
eine oder die andere Partei gegenüber Dritten aus dem Coo- 
tracte herleiten will. Doch scheint es hier allerdings sogar auf 
die wörtliche Fassung der betreffenden gesetzlichen Bestimmungen 
der einzelnen Seerechte vor Allem anzukommen, ehe man im 
concreten Falle eine Entscheidung abgeben kann. Siehe § 200. 

Insofern der Darlehngeber die Gefahr einer Sache, die einem 
Anderen gehört, gegen eine Entschädigung übernimmt, so hat 
die Bodmerei eine gewisse Aehnlichkeit mit dem Versicherungs- 
verträge. Freilich trägt dabei auch der Darlehnempfänger eine 
Gefahr, denn geht seine Sache zu Grunde, so geht sie, trotz der 
Bodmerei, ihm zu Grunde und er bekommt keine Entschädigung. 
Aber die Gefahr, welche der Darlehn neh m er trägt, ist geringer 
als die, welche der Geber übernimmt, denn letzterer verliert 
alle seine Rechtsansprüche durch den Untergang einer fremden, 
nämlich der ihm verpfändeten Sache (SchilT oder Gut), während 
der Nehmer einfach nur die gewöhnliche Seegefahr seiner eigenen 
Sache (SchilT oder Gut) trägt nach der alten Regel:. Casum 
sentit dominus, dafür aber auch das entnommene Darlehn nicht 
wieder zu bezahlen braucht. Sonst werden allerdings die See- 
gefahren in beiden Verträgen gleichmässig getragen und kann 
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$ 193. Allgemeine Natur der Bodmerei.’ $ 193. 

auf die nämliche Weise in beiden diese Gefahrsübernahme 

modificirt werden. Sodann ist die Prämie bei der Bodmerei und 

• ' » . * » • 

bei der Versicherung vorhanden und wird deren Höhe durch 
die Dauer und besondere Beschaffenheit des Risico’s, sowie 
durch die Umstände des concreten Falles in beiden näher be- 
stimmt. Endlich bringen beide Verträge nur in sofern die 
ihnen eigen thümüchen Wirkungen hervor, als die verbodmeten 
oder resp. versicherten Sachen wirklich einer Seegefahr ausge- 
setzt sind, die unter den nämlichen Umständen und unter den 
nämlichen Ereignissen in beiden anfängt und endigt. Wegen 
der Verschiedenheiten beider Verträge siehe § 194. 

Uebrigens kann der Bodmerei statt des Darlehns auch eine 
Miethe zum Fundamente dienen. Siehe § 195, sowie $201 n. 2. 

Wegen der Uebernahme der grossen Gefahr ist bei der 
Bodmerei es dem Gläubiger erlaubt, für das vorgestreckte Dar- 
lehn, trotz der Pfandsicherung, sich höhere Zinsen versprechen 
zu lassen. Doch entsteht der Zinsanspruch allemal erst durch 
ausdrückliche Verabredung und versteht sich keineswegs von 
selbst. Die Höhe der Zinsentschädigung für die übernommene 
Gefahr wird jetzt überall einzig der Willkür der Parteien über- 
lassen, welchen hier durch die Gesetze keine Beschränkung auf- 
erlegt wird. 

. Mithin kann man die Bodmerei weder als ein blosses 
Darlehn ansehen, noch darf man darin vorzugsweise bloss eine 
Verpfändung erblicken, noch ist sie endlich mit dem Assecuranz- 
vertrage (§ 194) zu vermengen. Vielmehr ist die Bodmerei ge- 
mischter Natur und ist als ein eigenthümlicbes, auf jenen ver- 
schiedenen Fundamenten sich selbstständig erhebendes seerecht- 
liches Institut zu betrachten, zur Befriedigung ganz besonderer 
Bedürfnisse des Seeverkehres, welche weder durch das einfache 
Darlehn, noch durch die blosse Verpfändung, noch endlich selbst 
durch die Versicherung genügend befriedigt werden können. 

0 i ft ' k , 1 

Uebrigens heisst der Darleiher Bodmereigeber oder 
Bodmereigläubiger oder Bodmerist, der Darlehnempfänger 
aber Bodmereinehmer oder Bodmereischuldner. Die 
Zinsentschädigung heisst Bodmereiprämie oder schlechthin 
Prämie. 

<sb «a? >. "t-4 'i J 2 'J 1 1 r 
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$ 194. Unterschied der Bodmerei von der Assecuranz und 

Pacotille »*). 

* • # ' 

I. Die Aehnlichkeiten zwischen Bodmerei und Assecuranz 
sind im vorigen § auseinandergesetzt. Hier sollen nur noch • 
ihre Verschiedenheiten kurz angegeben werden. 

1) Im Bodmereiverträge liefert der Darleiher vor Bestehung 
der Gefahr wirklich eine gewisse Summe, in der Assecuranz 
gibt der Versicherer entweder gar nichts oder doch nur, 
falls sich während der Heise wirklich ein Seeschaden zuge- 
tragen hat, nach wirklicher Bestehung der Gefahr. 

2) Im Bodmereiverträge wird die Prämie erst naehträglich zu- 
gleich mit der Rückzahlung des Kapitals bezahlt. Bei der 
Versicherung erfolgt die Zahlung der Prämie im Voraus 
vor aller Gefahr; und sollte wirklich irregulärer Weise die 
Prämie nicht sofort bei Eingehung des Vertrags bezahlt 
werden, so erhält der Versicherer doch sogleich von Anfang 
an eine sichere Forderung, die er cediren kann; freilich 
bringt hier (wie auch bei der Bodmerei, obgleich dort in 
anderer Art) das Ristoreo manches Eigenthümliche. Ist aber 
einmal die Gefahr bestanden worden, so behält der Ver- 
sicherer allemal seine Prämie und kommt ihm diese also 

Sw 

auch allemal bei Erstattung von Seeschäden zu Gute, ja er 
behält sie, wenn auch kein Seeschaden während des Laufes 
der Gefahr auf der Reise sich zugetragen hat. Der Bod- 
merist verliert allen Anspruch auf Kapital und Prämie beim 
Untergänge des verbodmeten Objectes, und hängt auch die 
Rückzahlung des Kapitals mehr oder weniger von dem 
Werthe des Erretteten bei partiellen Seeschäden ab. 


12. Vergl. besonder« Pardessu«!. c. 887. 888. 889. 892. Auch Pöhl« 

1. c. S. 830. Kent, comment. tom. III. p. 356. van Baerle, de 
contract. assec. et bodm. (Lugd. 1823). Boulay-Paty I. c. III. * 1 
pag. 512. Guidon de la mer, chap. 19. Artikel 1. Blackstone, 
comm. II. c. 30. van Esch 1. c. p. 43. Verwer 1. c. ad $ 1 u. 24 
(Nederlands Seerechten p. 152 und 178 sq.), welcher erklärt: dat 
men de stipulatie van de Bodmerije confundeert met die van de 
Assecurantie, daer sy als nacht en dagh van elkanderen 
verschillen. 
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3) Wegen 1. und 2. ist es erklärlich, dass die Bodmereiprämie 
immer höher ist, als die Assecuranzprämie. 

4) Bei der Bodmerei muss ein Pfand zum Grunde liegen und 
dient dies zur Sicherheit des Bodmeristen wegen der Rück- 
zahlung des Kapitals und wegen der Prämie. Bei der Asse- 
curanz ist von Anfang an keine Verpfändung vorhanden und 
tritt überhaupt kein dingliches Verhältniss zur versicherten 
Sache hervor, ausser nach wirklich bestandener Gefahr und 
nach wirklich erfolgten Seeschäden, etwa im Falle des 
Abandon’s. Der Versicherer ist durch den Vorausempfang 
der Prämie überall schon sehr bevorzugt. 

5) Dadurch dass der Bodmereigeber das Risico der ver- 
bodmeten Gegenstände übernimmt, contrahirt er, falls er nur 
erst das Darlehn gezahlt hat, weiter keine Verbindlichkeiten 
gegen den Entlehner; vielmehr ist dieser allein jenem nun 
zu Verbindlichkeiten verpflichtet, nämlich besonders zur Er- 
stattung von Kapital sammt Prämie, wenn nicht das Bod- 
mereiobject in der Gefahr untergeht. Der Versicherer 
macht sich aber gerade durch das Eingehen des Vertrages 
und resp. durch den Empfang der Prämie auf die Dauer 
der ganzen Gefahr dem Versicherten verbindlich, ihn für 
etwanige Verluste bis zum Belaufe der versicherten Summe 
zu entschädigen. Der Versicherte hingegen ist während der 
Zeit der Gefahr zu nichts als zur diligentia quam in suis 
rebus adhibere solet in Bezug auf das versicherte Object 
verbunden, wozu übrigens auch der Bodmereinehmer in 
Bezug auf das verbodmete Object verpflichtet ist: und zwar 
beide zumeist nur durch ihre Stellvertreter (nämlich der 
Rheder in Bezug auf das versicherte oder resp. verbodmete 
Schiff durch den Kapitain, der Ladungseigenthümer in Be- 
zug auf das Gut durch den Supercargo oder durch den 
Kapitain). 

6) Der Kapitain ist unter Umständen ($ 198) auch ohne be- 
sondere Erlaubniss und kraft seiner Stellung zu Schiff und 
Gut zur Schliessung der Bodmerei berechtigt, niemals aber 
ohne ausdrücklichen besonderen Auftrag zur Versicherung 
von Schiff und Gut. 

7) Bei der Bodmerei muss der Darlehnempfänger den Be- 
weis liefern, dass der verbodmete Gegenstand unterge- 
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gangen 1 s ) oder doch nach und durch Bestehung der Gefahr 
nur noch weniger werth sei, als die Bodmereisumme nebst 
, Prämie, falls er sich gegen die Klage des ßodmeristen ganz 
oder theilweis schützen will 14 ). Der Bodmerist hat nur, 
wenn er trotz des Unterganges des Objectes seine Forderung 
durchsetzen will, gegen die etwanige Einrede des Empfängers 
zu beweisen, dass er die Gefahr, in welcher das Schiff oder 
Gut untergegangen oder auch nur verschlechtert ist, nicht 
zu vertreten gehabt habe. — Bei der Assecuranz muss 
der Versicherte seinen Schaden beweisen und hat dann eine 
Forderung auf Zahlung gegen den Versicherer, dem seiner- 
seits allerdings ähnliche Einreden wie dem Bodmeristen 
zustehen. 

* , . i ♦ 1 

8) Endlich abgesehen davon, dass die Assecuranz nicht bloss 
im Seerecht und zur Sicherung gegen Seegefahr vorkommt, 
wogegen die Verbodmung einzig ein Institut des Seerechts 
ist und nur bei Uebernahmen von Seegefahr gewöhnlich ist, 
— ist der Assecuranzvertrag weit verbreiteter und allge- 
meinerer Natur, als der Bodmereicontract, indem jener zur 
Sicherheit gegen jede mögliche Seegefahr allgemein und 
ordentlicher Weise von allen Scbiffsrhedern und Befrachtern 
fast auf alle Reisen abgeschlossen wird, während die Bod- 
merei nur in gewissen besonderen Fällen und zwar die 


13. So ausdrücklich das Span. Recht 1. c. Art. 831. Auch Pöhls 1. c. 
S. 852 ist unserer Ansicht. 

14. Pardessus 1. c. n. 889 mit 913 verlangt, dass der Bodmereigeber die 
glückliche Ankunft oder jede andere Ursache zur Exigibilität seiner 
Bodmereiforderung beweise. Er beruft sich auf Code d. c. Art. 325, 
wo aber hiervon nichts steht. Es wäre das überhaupt hart. Es 
steht jedenfalls dem Bodmeristen die Vermuthung zur Seite, dass 
das Schiff wohlbehalten angekommen sei. Folglich hat nicht er, 
sondern der Gegner den Beweis zu liefern. Sodann kann ja der 
Bodmereinehmer und resp. der Kapitain diesen Beweis sehr leicht 
führen durch Journal und Verklarung. Wozu drum erst dem Bod- 
meristen einen Beweis der glücklichen Ankunft abfordern, dem 
gegenüber nun erst ein Gegenbeweis aus jenen Beweismitteln zu 
liefern wäre! Es führt das nur zu unnützen Weitläufigkeiten, be- 
sonders da der Bodmerist zumeist entfernt von dem Orte der 
Bodmereiaustragung wohnt. 
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eigentliche Bodmerei sogar nur im Nothhafen abgeschlossen 
wird. Auch die Nothwendigkeit der grossen Höhe der 
Bodmereiprämie hindert schon die Verbreitung des Bodmerei- 
institutes und lässt es immer als Ausnahme im Seeverkehr 
, . erscheinen 

II. Der Bodmereivertrag ist ferner nicht 211 verwechseln mit 
dem Pacot illevertrage, der je nachdem die Clauseln des- 
selben beliebt werden, entweder eine Commission oder ein Ver- 
trag auf Verkauf und Wiedereinkauf (Retouren), auf gemein- 
schaftlichen Gewinn ist. Der Darleiher bleibt bei der Pacotille 
bis zum Verkauf Eigentümer seiner Güter und wird durch die 
Vermittelung des Pacotillenehmer Eigenthümer der durch den 
Verkauf der Pacotillegüter erlösten Gelder und im Fall der 
Retouren Eigenthümer der wieder mit diesen Geldern angekauf- 
ten neuen Waaren. Siehe § 105 n. II. — Auch ist von be- 
sonderer Uebernahme einer Seegefahr nicht die Rede, denn 
Nehmer wie Geber der Pacotille tragen die Seegefahr einfach 
nur als Eigenthümer. Endlich ist auch keine Prämie vorhanden, 
denn der Vortheil der beiden Contrahenten aus dem Geschäfte 
ist entweder nur ein Gewinn aus dem Commissionshandel oder 
der Gewinnantheil aus der Societätsunternehmung. cf. Band I. 
$ 78, sowie Pardessus 1. c. n. 891. 

* » *’ <• , . • * 


15. l’rotz dieser charakteristischen Unterschiede zwischen beiden Con- 
tracten sind sie häufig miteinander mehr oder weniger vermengt 
worden. Selbst Benecke 1. c. ist nicht frei von solcher Vermengung. 
Namentlich haben sich Französische Autoren öfter darin gefallen, 
. die Bodmerei nach dem Muster der Assecuranz zu beurtheilen und 
zur Zeit der Redaction des Code de commerce konnte man noch 
)t glauben, dass eben wegen der Verwandtschaft beider Contracte die 
Bodmerei und Assecuranz unter Einem Titel abgehandelt werden 
müssten. Zwar wurde, aus ziemlich seichten Gründen, zuletzt diese 
Verbindung denn doch nicht beliebt, indessen finden sich im Code 
) noch manche Spuren einer Vermengung beider Institute. Vergl. 
<■, Observations des tribunaux I. p. 342. Annalyse raissonnle des obs. 
des trib. p. 81. . Boulay-Paty III. p. 12. Siehe auch Expose des 
motifs der Sitzung v. 8. Sept. 1807 ganz im Anfänge. 
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$ 105. Sachen, die auf Bodmerei geliehen werden können 1 •). 

I. Dies ist allerdings vorzugsweise Geld. Doch können 
auch alle anderen Sachen, die nach einem allgemeinen Werthe 
abgeschätzt werden können und also mehr oder weniger einen 
fungibelen Charakter an sich tragen, auf Bodmerei gegebeu wer- 
den. Doch wird hier immer nur deren Marktpreis am Orte der 
Bodmereiaufnahme oder ein anderer von den Parteien festge- 
setzter Geldpreis als das eigentliche Object des Bodmereidarlehns 
angesehen werden können. Auch wenn von einem Gläubiger 
dem SchiiTer eine beliebige Sache, ein Pferd, ein Pfanddocument 
etc. hingegeben würde, damit der Schiffer diese Sache erst ver- 
kaufen solle, um durch den Erlös das nöthige Geld zu erhalten, 
würde man von einer Bodmerei sprechen können, falls nur 
jener Gläubiger sich die Verbodmung bei der Hingabe ausdrück- 
lich ausbedungen hak 

Am wenigsten läuft es aber dem Wesen des Bodmereicon- 
tracts zuwider, dass der Nehmer eigentliche Wechsel oder 
Waaren empfängt, die er gleichfalls erst in Geld umsetzen 
muss, um sich wirklich die Mittel zur Instandsetzung des Schiffs 
zu verschaffen. Aber ich würde es dem richterlichen Ermessen 
anheimstellen, die angebliche Höhe des Bodmereidarlehns in 
allen solchen Fällen, wo vom Bodmeristen nicht baares Geld 
gegeben ist, zu contröliren, um wucherliche Bedrückungen mög- 
lichst abzuschneiden. Doch bin ich allerdings nichtsdestoweniger 
der Ansicht, dass der Richter auf diese gewagten Hand ei s- 
speculationen keineswegs schlechthin den gewöhnlichen Mass- 
stab einfacher Geschäfte unter Privatleuten anwenden dürfe. 
Der Handelsrichter muss hier den eigentlichen Handelsverkehr 
von jeder anderen Art des Verkehres unterscheiden. 

II. Regel ist es nun zwar allerdings, dass die auf Bodmerei 
geliehenen Sachen von der Art sind, dass sie vertretbar, fun- 
gibel, ja gewöhnlich verbrauchbar sind und dass der Nehmer 
nicht gehalten werde, sie in Natura zu restituiren. Ferner der 


lö. cf. Pardeuu« 1. c. n. 891. 
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Nehmer wird in der Regel Eigentümer der auf Bodmerei ge- 
liehenen Sachen. 

Indessen darf doch wohl nicht behauptet werden, dass man 
einer Convention keine juristische Wirkung beilegen könne, 
welche dahin geht, dass 1) Jemand Sachen zum Behufe der 
Wiederinstandsetzung des Schiffes, wie z. B. Segel, Taue, Anker 
etc. bloss zum Gebrauch hingibt, und 2) dass der Nehmer 
sie in Natura wieder zurückliefern muss, falls sie nicht durch 
Seeunfälle zu Grunde gehen, wobei es denn verschieden be- 
stimmt werden kann, wer die blosse Verschlechterung 
der so geborgten Sachen zu tragen habe, ob der Nehmer oder 
der Geber, obwohl bei Mangel besonderer Verabredung hier das 
Letztere (wegen der Entschädigung durch die Prämie) als Regel 
anzusehen ist; 3) dass ferner der Geber eine gewisse Prämie 
für den verstatteten Gebrauch erhalte, falls die Sachen nicht 
zu Grunde gegangen sind; auch würde man die Zahlung der 
Prämie nicht bloss von der Rettung der Sachen, sondern von 
der glücklichen Ankunft des Schiffes entweder am Bestimmungs- 
orte oder auch auf der Rückreise im Hafen der Bodmereiauf- 
nahme füglich .abhängig machen können; 4) dass endlich der 
Nehmer zur Sicherung des Zurückempfanges seiner Sachen im 
Falle glücklicher Rückkunft ein Pfandrecht an Schiff oder Ladung 

oder an Beiden erhalte. 

» 

Mir scheint nichts entgegen zu stehen, solche Convention 
als eine irreguläre Art der Bodmerei anzusehen. Pardessus 
1. c. 891 sieht fälschlich darin nur eine Miethe. Falls man aber 
dies auch annehmen wollte, so ist doch wiederum eine ganz 
eigenthümliche Art von Miethe hier vorhanden, die man nicht 
anders denn als Bodmerei miethe bezeichnen muss. 

Auch scheint mir die Irregularität, dass der Bodmereinehmer 
nicht Eigenthümer der zum Gebrauch gegebenen Sachen hier 
werde, nicht der Art zu sein, dass dadurch die Annahme eines 
Bodmereivertrages unmöglich gemacht würde, da alle anderen 
wesentlichen Erfordernisse vorhanden sind. 

$ 196. Gegenstände, die verbodmet werden können. 

I. Alles was ganz, oder theilweise durch Seeunfälle ver- 
derben oder untergehen kann, das kann (wie Gegenstand der 
Seeassecuranz, so) Gegenstand der Verbodmung sein. Doch mit 
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folgender Beschränkung, namentlich der Versicherung gegenüber. 
Da nämlich das Bodmereidarlehn die reelle Verpfändung oder 
Hypothesirung 'der verbodmeten Sachen erzeugt, so müssen 
diese Sachen verkäuflich sein: was bei der Versicherung, da 
hier von Anfang an keine Verpfändung vorliegt, nicht nothwendig 
ist. Demnach kann man das Leben und die Freiheit einer Per- 
son zwar versichern, dagegen nicht verbodmen. Pardessus 

1. c. n. 892. • r •* 


II. Doch ist es nicht durchaus nothwendig, dass die ver- 
bodmete Sache eine körperliche sei. Man könnte füglich 
auch auf eine Forderung auf Bodmerei entlehnen, falls nur die- 
selbe irgend einer Seegefahr ausgesetzt würde. Dies ist, freilich 
selten, der Fall mit der (bereits verdienten) Fracht oder mit dem 
(bereits gemachten) Gewinn auf versandte Waaren. Code d. c. 
arg. 1 Art. 320. Pardessus 1. c. Siehe auch'S 197. II. 


* ’ 4 

III. Es ist nicht nöthig, dass der Gegenstand der Bodmerei 
im Abgangshafen schon eingeschifll werde, wenn die Einschiffung 
nur an dem Orte und zu der Zeit geschieht, von wo der 
Geber, in Folge besonderer Verabredung, das Risico auf sich zu 
nehmen hat. 


- « ■ 


9 • f | * , 

IV. Zur Gültigkeit des Bodmereidarlehns ist auch nicht 
nöthig, dass der Geber die nützliche Verwendung der Bodmerei- 
gelder darthue. Der Nehmer kann seinerseits das Geld verwen- 
den, wie er es in seinem Interesse am zweckdienlichsten hält. 
Indessen muss der Geber gewiss beweisen, dass im Augen- 
blicke, wo das Risico für den Geber beginnen soll, Sachen der 
angegebenen Gattung, auf welche die Verbodmung hat geschehen 
sollen, dem Risico wirklich ausgeselzt waren; nur darf man 
diesen Beweis dem Geber gewiss nicht gegenüber dem Nehmer 
zumuthen, sondern nur dritten Personen, die aus irgend einem 
Grunde auf die verbodmeten Sachen einen Anspruch machen. 
Der Nehmer würde ja in allen Fällen, wo der Gegenstand der 
Verbodmung zu jener Zeit gefehlt hätte, in culpa sich befinden, 
ja oft als ein Betrüger erscheinen 17 ). 

Selbst wenn der Bodmerist nur mit dem Kapitain bei der 
eigentlichen Bodmerei im Nothhafen contrahirte, braucht er die 


17. Pardessus 1. c. 893. Code de com. Art. 329. Span. Handelsgesetz- 
buch Art. 831. •••••■•• ‘ * •' 5 5 '*♦*'* 
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wirkliche Verwendung der ßodmereigelder zum Resten von Schifl 
und Gut nicht darzuthun. Die schlechte Verwendung, der Miss- 
brauch mit dem geliehenen Gelde von Seiten des Kapitains kann* 
den Darleiher seines Rechts an sich nicht berauben. Doch wenn 
die Committenten des Kapitains beweisen, dass der Geber in 
Bezug auf das Factum der Nichtverwendung in mala fide war, 
dass er also um des Kapitains Nichtswürdigkeit wusste, oder 
gar mit ihm unter einer Decke stak etc. , so • versteht es sich, 
dass die Bodmerei ungültig ist. Das Ist im Wesentlichen auch 
Englische und Nordamerikaniscbe Praxis 19 ) und ausdrückliche 
Bestimmung des Preuss. Rechts 1. c. $ 2388, wornach der Bod^ 
merist sich nun nur an den Schiller halten kann, ja nach § 2389, 
im Fall dass er sich mit dem Schilfer zum Schaden der Rheder 
und Befrachter verstand, muss er diese als Selbstschuldner ent- 
schädigen und gilt als Betrüger. 

V. Dagegen ist durchaus nothwendig, dass wenigstens in 

Bezug auf die von dem Kapitain constituirte Bodmerei der Geber 
die No th wendigkeit der Darlehnsaufnahme zum Besten von 
Schiff und Gut beweise’*). • . , 

VI. Gegenstände . der Verbodmung sind, demnach füglich 
1) das Schiff, 2) die Fracht, 3) die Ladung oder 
4) Mehrere dieser Gegenstände zusammen* 0 ). 

1,1 . S 

§ 197. Im Einzelnen. 

r < 1 * 

I. Verbodmung des Schiffs. Vorzugsweise darf gegen- 
wärtig das Schiff verbodmet werden. Dies kann ohne Ein- 
schränkung geschehen und begriff man dann unter diesem ge-i 
nerellen Ausdruck Schiff nicht bloss Rumpf, Kiel, sondern 
auch alles Schiffsgeräthe, Segel, Masten, Taue etc., alles Schiffs- 
zubehör, selbst Proviant und Munition (Span. Recht 1. c. Art. 818. 


18. Abbott 1. c, S. 139. Molloy, book II. ch. 11. § 11. Sir W. Scott 

in the case of the Gratitudine, Mazzola, 3 Robinson'«, adm. rep. 272. 
— Ke nt I. c. S. 172. Bell'» comm. vol. I. 529, Note. — In Bezug 
auf Schottland im Fall Boyle v. Adam vor der Schottischen Ad* 
miraütät 1801. . • , , 

19. Dafür sprechen alle Citate der vorigen Note. 

20. Span. Recht 1. c. 817-19. Holl. 574. * 0 ,* . T 
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Holl. Recht Art. 575), sowie von allen diesen Gegenständen Alles 
das, was während der Reise substituirt wird (Code de com. fr. 
«334). Man kann aber auch diese verschiedenen Gegenstände 
getrennt und beschränk ungs weise verbodmen, die dann in sol- v 
ehern Falle als eben so viel getrennte Körper angesehen wer- 
den können. Dadurch allein, dass man statt des Namens Schiff 
im Bödmereibriefe den Ausdruck Kiel oder Rumpf oderCasco 
sich bedient, folgt aber nicht, dass nur eine Spezialverbodmung 
vorliege, sondern es sind diese Ausdrücke auf die Totalität de3 
Schiffes selbst mit Einschluss des Zubehörs und der Geräthe zu 
beziehen **). 

Auch ein ideeller Theil des Schiffes kann verbodmet wer- 
den, und der Mitrheder kann füglich nur seine Part verbodmen. 
Das ganze Schiff kann von allen Rhedern zusammen, sowie von 
dem Director und im Nothhafen vom Kapitain verbodmet werden. 

Auf die Schiffspart eines Mitrheders können die übrigen 
Rheder oder der Director, auch wider des Eigenthümers Willen, 
Bodmerei nehmen, wenn derselbe den schuldigen Beitrag zur 
Ausrüstung oder Ausbesserung des Schiffs verweigert oder zur 
Ungebühr verzögert. Preuss. Landrecht II. 8. § 2368 (Schwed. 
Seerecht IV. 2.), sowie, wenigstens nach der erforderlichen ge- 
richtlichen Aufforderung, Holl. Recht Art. 580. • 

Die Beantwortung der Frage, ob bei einer Gesammtver- 
bodmung des Schiffes von selbst die Fracht mit verbodmet sei, 
siehe sub II. 

II. Verbodmung der Fracht. Das Verbot der Verbod- 
mung der erst zu verdienenden Fracht, welches das Span. 
Recht 1. c. Art 819, sowie der Code de com. fr. Art. 318 und 
schon Ordon. 1681 Art. 3. (III. 5.) ganz allgemein aufstelien und 
das Holl. Art. 578 so modificirt, dass die zu verdienende Fracht 

* 4 • * 

allein nicht verbodmet werden dürfe, lässt sich rationell wohl 
nicht rechtfertigen. Der Nehmer soll, nach allen drei Seerechten 


21. Doch kommt cs wohl hier auf den Sprachgebrauch jedes Landes 
besonders an. Das Holl. Recht 1. c. Art. 574 unterscheidet ganz 
bestimmt: die Bodmerei des Cascos und des Kiels sowohl von der 
Bodmerei der Takelage und der Übrigen Schiffsgeräthe, als auch 
von der Bodmerei des Kriegsgeräths und der Lebensmittel. Siehe 
aber Pardessus 1. c. n. 758 vergl. mit Art. 892, sowie Span. Recht 
Art. 818, welches ausdrücklich für unsere Ansicht ist. 
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hier überall nur zur Rückzahlung des Kapitals und zwar nach 
Franz, und Holl. Rechte ohne alle Zinsen, nach Spanischem 
ohne Prämie verbunden sein. Uebrigens erstreckt sich dies 
Verbot der drei Seerechte zugleich auf die Verbodmung des mit 
den Waaren erst zu machenden Gewinnes und hat resp. 
dieselben Wirkungen. Da aber die Fracht im Fall der Lieferung 
der Waare bezahlt wird, also existirt, und sie eben nur im Falle 
der Seegefahr, in Bezug auf welche ja gerade die Bodmerei ein- 
gegangen wird und welche eben der Bodmerist überall zu tragen 
hat, möglicher Weise ausfallen kann: so kann man die Fracht 
füglich nicht als etwas so Ungewisses ansehen, dass darauf keine 
Bodmerei gegeben werden dürfte. Ja ich sehe wirklich keinen 
Grund ab, wesswegen man sie nicht auch versichern sollte, was 
Manche gleichfalls behaupten **). Ebenso möchte ich die Aus- 
dehnung des Verbodmungsverbotes in den genannten Seerechten 
auf den zu machenden Gewinn als unbegründet ansehen, 
denn auch dieser hängt ja wenigstens vorzugsweise von dem 
glücklichen Bestehen der Seegefahr ab. — In beiden Fällen kann 
natürlich nur eventuell von einer Hypothecirung zur Sicherung 
des Bodmeristen die Rede sein und wird man nur sagen dürfen, 
dass der Nehmer eben wegen der geringeren Sicherheit des 
Nehmers, ferner weil er auch noch andere als Seegefahr riskirt, 
nämlich die Schwankungen der Handelsconjuncturen, hier überall 
sich eine grössere Prämie werde stipuliren lassen müssen. 

Das Preuss. Allgem. L. R. II. 8. § 2369 erklärt aber, dass 
überhaupt die Bodmerei auf die Fracht allein nicht stattfinden 
dürfe und lässt beim Dagegen handeln sogar das Kapital zum Besten 
der Seearmen verfallen sein. 

Nach der Praiis einiger Länder**) wird, wie bei der Havarie- 
grosse, so auch hier, die Fracht als ein Theil des Schiffes so 


22. Emerigon I. c. p. 474. Baldasseroni 1. c. tit. IV. p. 59. 

23. Nach dem alten Preuss. Seerechte von 1727 cap. 8. Art 6. ganz 
ausdrücklich und nach dem Preuss. Allgem. Landrecht II. 8. (arg. 
$ 2428, $ 2369 und $ 2359) wie es scheint. Das Span. Recht 1. c. 
Art. 820 setzt fest: Nachdem die Fracht verdient ist, kann sowohl 
dieselbe, wie der an der Ladung gemachte Gewinn zur Bezahlung 
der Darlehen auf Bodmerei exequirt werden, und zwar die Fracht 
für das Darlehn auf das Casko und den Kiel des Schiffes, und der 
Gewinn an der Ladung für die auf selbige verbodmete Summe. 
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angesehen, dass bei einer allgemeinen Verbodmung des Schilfes 
die Verbodmung der Fracht stillschweigend mit inbegriffen sein 
soll. Nach allgemeinen Hechtsgründen lässt sich auch gegen 
diese Verbindung von Schiff und Fracht nichts einwenden. Da 
aber manche Seerechte (siehe jedoch Note 23.) die Verbod- 
mung . des Schiffes und • die der Fracht ausdrücklich • aus- 
einander , halten , also i? hier überall an eine * fundamentale 
Trennung von Fracht und Schiff gedacht werden darf, so möchte 
ich nach ..solchen S e e r e c h t e n die angedeutete stilb- 
schweigende. Mitverbodmung der Fracht wenigstens bezweifelnl 
Namentlich aber scheinen mir die Bestimmungen mancher See- 
rechte, dass nur ein bestimmter Theil des Schiffswerthes ver* 
bödmet werden dürfe, es zu rechtfertigen, dass man hier jen£ 
Trennung festhalte, da ja hier der Bodmerist durch das Schiff 
selbst von Anfang an eine viel grössere Sicherheit hat, obgleich 
gerade das Span. Seerecht (siehe die vorige Note 23) hierin in* 
consequent ist Auch in. England und Nordamerika! scheint ' 
man nur eine - ausdrückliche Verbodmung der Fracht ianzu^- 
nehmen * 4 ). \ » ■ ■ t \ . . « io : - 

■ • i\ ■’ r • . : v • 


diij 

lU-s 


:> 


.i 


«i 

24. 


tioiitfjH jr<. ir/jpsiii ■ ** ■ ‘t . • * r ’ 

Nach Franz. Rechte soll gleichfalls, nach Pardessus 1. c. n. 922, der 

Bodmerist des Schiffs die Fracht der geborgenen Güter beanspruch«! 
dürfen; Pardessus beruft sich dabei auf die Analogie der Assecuranz 
nach Artikel 386 des Code de commerce, wo aber davon eigentlich 
nichts steht. Siehe auch Späh. Recht 1. c. Art. 818. 

Wenn übrigens durch eine freilich nur seltene Stipulation die 
eine Bodmerei auf das Casco, die andere auf das Zubehör (also 
namentlich die Gerätschaften) des Schiffes getrennt geschlossen 
wurde, so könnte dann, wenn man einmal die Fracht mit dem 
Schiffe allemal zugleich als verbodmet ansieht, es keinem Zweifel 
unterliegen, dass die Fracht zwischen beiden Bodmeristen zu theilen 
und dem Geber auf das Zubehör, im Verhältnis des Werthes dieses 
Zubehörs zum Casco des Schiffes, ein Theil der Frachtgelder zuzfr. 
sprechen sei; denn das Schiffszubehör nicht weniger wie das Casco 
haben die Fracht verdienen helfen, — Ferner wird der Nehmer 
selbst die vorausbezahlte Fracht an den Geber überliefern müssen. 
— Doch ist selbstredend überall zuvor von der Fracht die Volks- 
heuer nebst den aufgewandten Reisekosten abzuziehen. Vergleiche 
Code de com. fr. Art. 3Bö und Pardessus L c. . 

Vergl. Abbott (6) S. 129* Gases the Gratitudine, Mazzola, 3 Robin- 
son’. s adm. rep. 240. Jacob, Baer, 4 Hob. I, c, 245. Kent 1. c. S. 1 73. 
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Dagegen scheint mir der an der Waare wirklich gemachte 
Gewinn ein so nothwendiger Bestandtheil der Waare selbst zu 
sein, dass der Bodmerist auf die Ladung sich auch ohne alle 
besondere Verabredung wird unbedingt an denselben halten 
können, wie überhaupt an den ganzen Erlös des verpfändeten 
Gutes bis zum Belaufe der Bodmereisumme nebst Prämie. Siehe 
das Span. R. in der Note 23. 

III. Verbodmung der Ladung. Entweder kann die 
ganze Ladung oder ein aliquoter Theil derselben oder einzelne 
Partien, Arten etc. verbodmet werden. Oft werden die Waaren 
nach ihrer Beschaffenheit und Gattung namentlich angeführt. 
Doch versteht sich eine Verbodmung der ganzen Ladung regel- 
mässig wohl schon aus dem Ausdruck: Verbodmung der La- 
dung oder der Güter (cargaison, chargement, facultds). Da- 
gegen wenn ausdrücklich nur Kaufmanns- oder Handels- 
güter verbodmet sind, so ist natürlich die übrige Ladung frei. 
Das Wort Pacotille bezeichnet gleichfalls nur gewisse Theile 
der Ladung, die speziellen Abladern gehören und sind bei einer 
speciellen Verbodmung der Pacotille nicht auch die übrigen Güter, 
namentlich auch nicht des Pacotilleeigenthümers im Schiffe als 
verbodmet anzusehen. 

Da Schiff und Gut nicht als juristische Einheit allgemein 
betrachtet werden können, so versteht sich eine Gesammtver- 
bodmung von Schiff und Gut nie von selbst, sondern kann nur 
durch die ausdrücklichsten Bestimmungen der Parteien hervor- 
gehen **). 

Das Preuss. Recht § 2406 bestimmt aber: dass für die vom 
Schiffer im Nothhafen genommene Bodmerei Schiff und Ladung 
zugleich verhaftet sind, wenn nicht das Gegentheil im Bödmerei- 
briefe festgesetzt ist 


25. Vergl. Pühls 1. c. 820. Die von Casaregis für das Gegentheil 
angeführte L. 34. D. de pign. (20. 1.) passt schon desshalb nicht, 
weil der Schiffer nicht sein Eigenthum verpfändet und im Fall 
einer Verbodmung durch den Rheder oder durch den Ladunga- 
eigenthümer der eine in der Regel nicht zugleich Eigenthümer von 
Schiff und Gut zusammen ist. 


v. Kaltenborn Seerecbt II. 
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IV. Die Verbodmung von Schiff, Fracht und Gut 
insgesammt oder doch des Einen mit dem Anderen kann nur 
durch ausdrückliche Verabredung erfolgen. Der Bodmerist er- 
hält dann ein solidarisches an allen diesen Objecten, die ihm 
gegenüber ein ungetheiltes Ganzes bilden. — Sind dagegen Schiff, 
Fracht und Gut alle einem Bodmeristen verpfändet, aber jedes 
dieser Objecte einzeln und besonders, so haftet das eine nicht 
für das andere, wenn dieses untergeht, sondern es bestehen 
mehrere getrennte Bodmereiforderungen und der Gläubiger kann 
sich an das einzelne Object nur bis zum Belaufe der gerade 
darauf verbodmeten Summe halten. 

V. Verbodmung eines Werththeiles. Im Zweifel ist 
allerdings anzunehmen, dass der verbodmete Gegenstand ganz 
hafte, und darf man in der Regel den ganzen Werth des 
Gegenstandes am Orte des geschlossenen Contractes auf Bod- 
merei nehmen. Preuss. Recht II. 8. § 2374, Holland. Recht arg. 
Art. 576. Es bestimmen aber manche Seerechte noch ausdrück- 
lich und ist das als der Natur der Bodmerei entsprechend an- 
zusehen, dass bei jeder Geldaufnahme auf Bodmerei für eine 
Summe, die den Werth der haftenden Gegenstände übersteigt, 
der Contract bis zum Belaufe des Werthes der verbodmeten 
Gegenstände als Bodmerei gültig bestehen könne, dass aber der 
Ueberschuss der aufgenommenen Summe nur als einfaches 
Darlehn gelte und bloss mit den gesetzlichen Zinsen zurückge- 
fordert werden könne. So der Code de com. Art 317 und das 
Holl. R. Art. 576, nach welchen Seerechten 1. c. und nach Ord. 
de la m. 1681 Art. 3. (III. 5.) es auch in der Willkür des Bod- 

, meristen liegt, im Fall des Betruges von Seiten, des Schiffs- 
oder Ladungseigenthümers den Vertrag für nichtig erklären zu 
lassen, worunter nach der Ordonnanz zu verstehen ist, dass der 
Nehmer, selbst trotz des Unterganges des verbodmeten Objectes, 
zur Rückzahlung der vollen Summe verpflichtet ist Mit diesen 
Bestimmungen stimmt im Allgemeinen das Span. Recht überein 
(Artikel 823), verurtheilt aber den betrügerischen Nehmer nur: 
auch von dem Ueberschusse die bedungene Bodmereiprämie zu 
zahlen. Freilich ist dabei die besondere Bestimmung des Span. 
Rechts Art. 822 zu berücksichtigen: dass überhaupt nur das Schiff 
(das Casco und der Kiel, wie es heisst) zu Dreiviertel des Werthes 
verbodmet werden darf, wogegen nach demselben Artikel Güter 
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zum vollen Werthe im Hafen der Bodmereiaufnahme verbodmet 
werden dürfen *•). 

Das Preuss. Recht 1. c. $ 2374 und 75 setzt eigentlich immer 
nur den Fall des Betruges voraus und legt dann den Bodmerei- 
nehmer auf, den Ueberschuss auch im Fall des Unterganges der 
Sache, mit 6 Procent Zinsen zurückzugeben. Siehe Band II. 
$ 207. sub. III. 

Das Engl. Recht ist hier sehr singulär und gilt, so viel ich 
weiss, auch in Nordamerika. Wenn nämlich auch die darge- 
liehene Summe das Interesse des Nehmers an dem Schiffe und 
consequent an anderen verbodmeten Objecten überschreitet, so 
gilt der Bodmereicontract doch, nur nicht in Bezug auf Engl. 
Unterthanen bei Gelegenheit von Reisen nach und von Ost- 
indien ; denn diese sollen in solchen Fällen selbst bei dem Unter- 
gänge des Schiffes, wegen des Überschusses der entliehenen 
Summe, nebst allen anderen Kosten, namentlich der Versicherung 
— Alles im Verhältnis der Summe dieses Überschusses — 
haften; der Darleiher soll hier allein das Recht an den gebor- 
genen Sachen haben, soll allein das Geld so hoch versichern 
dürfen, der Borger nur bis zum Belaufe seines Interesses. 
19. Georg II. c. 37. § 5. Abbott (6) 1. c. n. 10. S. 131. Es gilt 
dies übrigens sowohl bei bottomry als bei respondentia. 

VI. Nach Preuss. Recht 1. c. II. 8. § 2376 darf weder der 
Rheder noch der Befrachter Bodmerei über Gegenstände schlies- 
seu, die bereits zu ihrem vollen gemeinen Werthe versichert 
sind; sie müssen sonst unbedingt das Darlehn zurückzahlen 


26. Merkwürdig sind die Bestimmungen des Schwedischen Seerechts 

Abtheil. IV. c. 2: Ist der Schiffei in der Fremde und kommt 

durch allerhand Unglück von der See, Feinden oder anderen Zu- 
fällen in grosse Noth und Verlegenheit, und weiss keinen anderen 
Ausweg, sich zu helfen, hat er Macht, soviel auf Bodmerei 
aufzuleihen, als der vierte Theil des Schiffes werth ist; sollte 
aber die Noth grösser sein, so mag er auch mehr aufleihen; 
jedoch ist er verpüichtet, solche Noth zur Genüge zu beweisen, 
wenn es gefordert wird. — Kann nun ein Schiff in solchen Fällen 
nichts auf Bodmerei bekommen: so mag er von dem Gute, das 
er fuhrt, so viel nehmen und zu seiner Nothdurft verkaufen, 
als sich auf den vierten Theil des Schiffes belaufen kann. 

17 * 
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(mit 6 Procent Zinsen). Pardessus I. c. n. 893 hält dies auch 
für Franz. Recht unter der sehr schwachen Berufung auf Code 
de com. Art. 316. 317 und fügt consequent hinzu, dass aber der 
Werth, den die Sache über die Versicherungssumme hat, ver- 
bodmet werden dürfe. 

Ich halte nun jedenfalls diese Bestimmungen für in der 
Billigkeit begründet. Der Nehmer würde sonst gegen die alte 
juristische Regel ex duabus lucrativis causis zugleich in Bezug 
auf dasselbe Object privilegiret und* r ) so gegenüber dem Geber 
zu sehr im Vortheil sein. Dagegen halte ich die Ausnahme für 
nothwendig und durch das Wesen des Seeverkehres gerecht- 
fertigt, dass im Nothhafen, zur Fortsetzung der Reise, auch be- 
reits versicherte Sachen zum vollen Belauf ihres Werthes ver- 
bodmet werden dürfen. S. $ 198 n. XIII. 

Das Spanische, Holl, und Englische Recht enthalten hierüber 
nichts. Doch siehe Span. Recht arg. 837. 

VII. Nach allen Seerechten darf die Volksheuer nicht 
verbodmet werden, nach Preuss. Recht § 2370. 71. sogar bei 
Verlust des Darlehns zu Gunsten der Seearmen. Holl. Recht 
Art. 577, wo es heisst: auf den Sold oder die Reisegelder der 
Seeleute oder Matrosen darf kein Geld auf Bodmerei dargeliehen 
werden und so wörtlich der Cod. d. c. Art. 319. — Span. Recht 
Art. 821. Dagegen machte die Franz. Ordon. von 1681 Art 5. 
(III. 5.) die eigenthümliche Bestimmung, dass die Volksheuer 
nicht verbodmet werden könne anders als in Gegenwart und mit 
Zustimmung des Kapitains, bei Strafe der Confiscation und 50 
Livres Strafe. Auch ist w-ohl noch jetzt wie jedes andere Dar- 
lehn, so auch das Bodmereidarlehn eines Seemannes nach Franz. 
Rechte gültig, wenn es in Frankreich vom Marineadministrator 
und im Auslande vom Consul legitimirt wird und wenn ihm die 
in der Ordonnanz vom 1. Nov. 1745 begriffenen Ursachen zum 
Grunde liegen, cf. Pardessus n. 893 mit 697. 

Im Interesse des Seedienstes scheint es mir aber durchaus 
nothwendig zu sein, dass der Seemann nicht durch Bodmerei- 
darlehne sich auf leichte Weise seine Gage mehr oder weniger 


27. $6. J. de legal. Tradition e»t, duas lucrativas causa* in eundem 
hominem et in eandem rem concurrere non potae. L. 17. D, de 
O. et A. 44. 7. L. 4. § 29. D. de d. m et m. exc. 44. 4 . 
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ganz vorauszahlen lassen könne, da er dann das Interesse für 
die glückliche Fahrt mehr oder weniger verlieren muss, denn sein 
Lohn ist ja nun davon nicht mehr abhängig. 

Dagegen ist nicht abzusehen, warum die Seeleute nicht auf 
ihre Führung und überhaupt in Bezug auf alle vom Schiffer 
oder Schiffsvolk unter Billigung der Gesetze oder mit Bewilligung 
der Rheder für eigene Rechnung mitgenommene YVaaren Bod- 
merei aufuehmen dürften. So ausdrücklich Preuss. Recht 1. c. 
11. 8. $ 2373. 

VIII. Für die von der Rhederei geschlossene Bodmerei 
haftet in der Regel nur das Schiff oder resp. die Schiffspart des 
einzelnen contrahirenden Rheders. Ebenso darf für die von 
einem Befrachter geschlossene Bodmerei in der Regel nur dessen 
Antheil an der wirklichen Ladung als verhaftet angesehen wer- 
den. Preuss. R. I. c. § 2404 u. 5. 


$ 198. Bodmereibefugniss des Schiffers. 


Nach allen Seerechten ist zwar der Kapitain zur Verbod- 
mung von Schiff und Gut berechtigt, indessen gehört diese Be- 
fugniss des Kapitains nicht zu seinen regelmässigen, aus seiner 
beamtlichen Stellung überhaupt fliessenden Rechten, sondern 
erscheint nur durch gewisse ausserordentliche Umstände und 
namentlich erst durch eine gewisse Nothwendigkeit zur Bod- 
mereiaufnahme in jedem einzelnen Falle als gerechtfertigt. Hat 
indessen im einzelnen Falle der Kapitain die ihm gegenüber den 
Rhedern und Befrachtern obliegenden Schranken für die Aus- 
übung dieses singulären Rechts überschritten, so ist das Bodmerei- 
Geschäft an sich Dritten gegenüber keineswegs immer als 
nichtig zu bezeichnen. Es kommt vielmehr auf die Umstände 
des concreten Falles an und wenn der Dritte, mit dem der 
Kapitain Bodmerei contrahirte, nur im guten Glauben war und 
die Nothwendigkeit der Verwendung nachweist, so bleibt der 
Bodmereivertrag gültig. Doch haben Rheder und resp. Befrachter 
einen persönlichen Anspruch gegen den pflichtvergessenen Ka~ 
pitain. Siehe § 199. 

Folgendes sind die Bedingungen, unter welchen der Kapi- 
tain Bodmerei schliessen darf: 
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I. Am Wohnorte der Rheder *•) und consequent gewiss 
auch da, wo sich die Gesammtheit oder doch die Majorität der 
Mitrheder oder doch endlich der dirigireude Rheder zufällig mit 
Wissen des Kapitains aufhält, ist der Kapitain zur Eingehung 
einer Bodmerei nicht berechtigt. Ke nt 1. c. pag. 172 lässt mit 
Recht dem Kapitain, nämlich doch jedenfalls nur im Auslande 
und nicht am regelmässigen Wohnorte der Rhederei die Befug- 
niss, wenn bloss die Minorität der Mitrheder zufällig anwesend 
ist. Haben die Mitrheder verschiedene Wohnorte, so entscheidet 
der Ort, wo der dirigireude Rheder wohnt oder in Ermangelung 
dessen der Ort, wo das Schiff zu Hause ist. In Holland nach 
dem Holl. Handelsgesetzbuch Art. 579, sowie in England darf 
der Kapitain überhaupt nur im Auslande Bodmerei aufnehmen, 
doch gilt hier Irland als Ausland. Abbott n. 15. p. 134. Diese 
Singularität rechtfertigt sich aber einzig durch die grosse Leich- 
tigkeit des Verkehrs zwischen den einzelnen Theilen von Holland 
wie auch von England *•). 

Ueberhaupt scheint aber hier die generelle Regel aufgestellt 
werden zu dürfen: der Kapitain ist zur Bodmereiaufnahme be- 
fugt, wo er aus irgend einem Grunde mit seiner Rhederei sich 
nicht in gehörige Verbindung setzen 30 ) kann und Eile noth- 
wendig, Gefahr im Verzüge ist. 

Ueberall erhalten natürlich auch solche Bodmereigeber ein 
Privileg an der etwanigen Schiffspart des Kapitains. 


28. Spanisches Handelsgesetzbuch Art. 82b. Franz. Art. 321, auch 232. 
Ollron Seerecht arg. Art. 1. Wisby. Art. 13. Hans. Seer. VI. Art. 1. 
Placat Philipps II. 1583 Tit. Versekeringe Art. 19. Cons. del marc 
cap. 243. Guidon ch. 18. Art. 4. Rotterd. A. O. Art. 133. Ordon. 
1681 Art. 8. (III. 5). Preuss. Seerecht 1727. VII. Art. 3. 

29. Mit Recht sagt Kent 1. c. S. 172, dass der Kapitain, wenn nur die 
anderen Erfordernisse da sind, sowohl im Bestimmungshafen, wie 
in einem anderen fremden Hafen Bodmerei aufnehmen dUrfe. cf. 
Reade v. Commer. Insur. Comp. 3 Johson, rep. S. 352. 

30. Dies ist selbst von Engl. Gerichten in einem Falle, wo ein Span. 
Schiff auf einer Reise, von Alicante nach London bestimmt, Co- 
runna als seinen Nothhafen angehen und dort, also in Spanien 
selbst noch, der Kapitain Bodmerei aufnehmen musste, ausgesprochen: 
la Ysabel Royo, 1 Dodson’s adm. rep. 273. 


§ 198. Bodmereibefugniss des Schiffers. $ 198. 
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IJ. Auch wo der Correspondent des Rheders und resp. des 
Befrachters wohnt, darf in der Regel der Kapitain keine Bod- 
merei aufnehmen. Preuss. Recht 1. c. § 2384. Span. Recht I. c. 
Art. 826. Doch ist wohl vorauszusetzen, dass der Correspondent 
anderweitig dem Kapitain die Mittel zur Fortsetzung der Reise 
verschafft. Ueberall wird der Kapitain wohlthuu, sofort die 
etwanige Weigerung des Correspondeuten und die dadurch noth- 
wendige Bodmereiaufuahme ofticiell, durch Protest, festzusetzen 
und, versteht sich, namentlich seiner Rhederei und resp. den 
Ladungseignern zu melden. 

III. Es muss überall eine gewisse Nothwcndigkeit zur 
Bodmereiaufnahme vorliegen. Der Kapitain muss ohne Aufnahme 
der Geldsumme nicht im Stande sein, die Reise überhaupt fort- 
setzen zu können. Gleichgültig aber ist es dabei, ob das Geld 
zur Verproviantirung oder Reparatur oder Ranzionirung des 
Schiffes, überhaupt zu anderen Zwecken nothwendig ist, falls nur 
die Fortsetzung der Reise dadurch bedingt wird. 

IV. Der Kapitain musste aber namentlich auf keiue andere 
Weise das nöthige Geld aufnehmen können, denn von allen 
Arten Geld aufzunehmen, ist die auf Bodmerei die für den 
Nehmer lästigste, schon wegen der hohen Prämie, sowie selbst 
schon wegen der Verpfändung. Preuss. Landr. II. 8. § 1498 ff. 
Dess wegen soll er zuvor 1) die Befrachter, wenn sie gegenwärtig 
sind, um Geld ersuchen, Consolato cap. 104; 2) oder überhaupt 
von Dritten ohne Bodmereiverpfäudung zu leihen suchen (Cons. 
c. 105); 3) oder wenn er kann nach Hause um Geld schreiben 
(Wisby Seer. Art. 35. 40); 4) oder Wechsel auf seine Rheder 
nehmen (Hans. Seer. VI. Art. 2), oder 5) eher die Waaren der 
Schiffseigner verkaufen (Hans. Seerecht VI. 2. Preuss. 1727 
J. c. arg. Art. 4. Rotterd. A. O. Art. 133); 6) auch halte ich deu 
Schiffer eher zur möglichen einfachen Verpfändung denn zur 
Verbodmung für berechtigt wie verpflichtet. Das Preuss. Allg. 
Landrecht § 1500. 1501 scheint anderer Meinung. 

V. Auch soll der Schiffer eher das Schiff als die Ladung 
(Verordn, der Antwerp. Börse 1593 Art. 19. Placat Philipps 1. c.) 
und eher das eine und das andere als Beides verbodmen, cs sei 
denn, dass er etwa eine bedeutend geringere Prämie zu zahlen 
brauche, wenn er Beides zugleich verpfändet. — Singulär ist die 
Bestimmung des Preuss. Allgem. Landrechts 1. c. § 2380, dass 
der Schiffer im Nothhafen die Ladung alleiu nicht verbodmen 
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dürfe. Dagegen scheint die Satzung desselbigen Preuss. Rechts 
§2406 zu billigen, dass für die vom Schiffer im Nothhafen ge- 
schlossene Bodmerei Schilf und Ladung zugleich verhaftet 
sind, wenn nicht das Gegentheil im Bödmereibriefe festgesetzt 
worden. Doch versteht es sich dabei von selbst, dass die Geld- 
aufnahme nothwendig war zur Fortsetzung der Reise, also zum 
gemeinen Besten von Schiff und Ladung. 

VI. Aeltere und neuere Seerechte schreiben dem Kapitain 
noch Erfüllung gewisser Förmlichkeiten bei der Aufnahme vor, 
um die Schiffs- und Ladungsinteressenten möglichst gegen den 
Leichtsinn, gegen die Fehler und Schlechtigkeiten des Kapitains 
zu sichern. Die alten Seerechte (Ord. 1081 Art 19 1. c. Placat 
Philipps Titel von Schippers Art. 12. in f. Ol^ron Seer. Art. 1.) 
fordern, dass der Schiffer zuvor mit seinen Officieren oder auch 
mit der Equigage überlege. Das neuere Französ. Recht (Code 
Art. 234), sowie das Spanische Handelsgesetzbuch Art. 644 ver- 
langen, dass der Kapitain im Jnlande sich von dem Handelsge- 
richte, im Auslande vom Consul oder in Ermangelung dessen 
von der dortigen in Handelssachen erkennenden Behörde dazu 
autorisiren lasse. Das neueste Holland. Recht Art. 372 mit 579, 
nach welchem ja der Schiffer nur im Auslande verbodmen darf, 
bestimmt, dass der Schiffer zum Beweise solcher Nothwendigkeit 
eine Erklärung durch die Vornehmsten des Schiffsvolkes zeich- 
nen und sich dann von dem Consul oder von der Ortsobrigkeit 
autorisiren lasse. Das Preuss. Allg. L. R. II. 8. $ 1502. 1503 
verpflichtet den Schiffer vor Aufnahme der Bodmerei Seeprotest 
einzulegen, d. h. er nebst dem Steuermann und 2 Schiffsleuten 
muss vor dem Seegerichte des Ortes den Zustand von Schiff 
und Ladung und die Ursachen desselben eidlich erklären (ver- 
klären) und darüber ein Instrument errichten lassen, denn sonst 
hat der Schiffer die Bodmerei, wenn sie später nicht anerkannt 
wird, vollständig zu beweisen. Ferner enthält das Preuss. R. 
1. c. § 2386 die Bestimmung, dass, im Fall der Schiffer in einem 
Preuss. Hafen Bodmerei schliessen muss, der Geber, bei Ver- 
lust der Vorrechte aus dem Bodmereicontracte, dahin sehen 
müsse, dass der Schiffer jene formellen Vorschriften genau 
beobachte; wogegen bei Schliessung in auswärtigen Häfen nach 
$ 2387 die Gesetze des Ortes zur Richtschnur zu nehmen sind. 

VII. Wie der Schiffer überhaupt den Rheder nicht über 
den Werth des Schiffes in der Regel verhaften kann, so kann 


$ 198. Bodmereibefugüiss des Schiffers. § 198. 
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er auch nicht das Schiff über den Werth desselben verbodmen, 
noch viel weniger aber die Ladung über deren Werth. Ordon. 
1681 Art. 3 !. c. Guidon 19. Art. 8. Nach manchen Seegesetzen 
(s. Bd. II. S. 256 u. 259. Placat Philipps 11. 1. c. Rotterdam. A. O. 
Art. 134) darf aber der Schiffer das Schiff nur bis zum 8. oder 
4. Theile des Werthes verbodmen. Es soll durch diese Schranke 
zugleich das Beste des Gebers erreicht werden, zu dessen Sicher- 
heit es unbedingt dient, wenn sich der Rheder schlechter steht, 
falls das Schiff untergeht, als wenn es nicht untergeht und nun 
im letzteren Falle die hohe Bodmereisumme zu bezahlen wäre. 

Falls indessen kein Betrug zum Grunde liegt, möchte ich 
eine Verbodmung über den Werth des verpfändeten Objectes 
nicht als nichtig betrachten. Doch wird daraus wegen des Plus 
kein persönlicher Anspruch des Gebers gegen die Eigenthümer 
des Schiffs und der Ladung begründet, sondern derselbe kann, 
falls die verpfändete Sache behalten angekommen ist, erstlich 
sich an diese halten und nur wegen des Restes seiner Forderung, 
ohne irgend wie privilegirt zu sein und nach verhältnissmässigem 
Abzug von der bedungenen Prämie, nur noch aus dem übrigen 
Schiff und Gut verhältnissmässige Zahlung nebst gewöhnlichen 
Zinsen verlangen. Wird der verbodmete Gegenstand auf der 
Weiterreise weniger werth oder geht er unter, so bleibt nur der 
Ueberschuss über den bei der Bodmereiaufnahme vorhandenen 
Werth der Sache als jene Forderung bestehen. S. § 197 n. V. 
und 190 n. VII 

VIII. Bei der Verpfändung der Waaren ist es Pflicht des 
Schiffers und Rheders, den Eigentümern den Werth ihrer 
Waaren im Verhältniss der anderen Güter zu bezahlen, im Fall 
dass sie wirklich zur Befriedigung des Bodmereigebers verwendet 
werden. Siehe aber n. IX. 

IX. Wenn die Ladung allein oder ein Theil derselben 
unterwegs und einzig zu ihrer nothwendigen Erhaltung eine 
Bodmereiaufnahme erheischt, so ist der Kapitain unstreitig dazu 
befugt. Er darf aber dann doch wohl nur in jedem einzelnen 
Falle gerade die Güter des einen Eigenthümers, dessentwegen 
überhaupt die Bodmerei geschehen muss, verbodmen, und hat 
dieser Eigenthümer kein Recht auf eine Entschädigung irgend 
einer Art von Seiten der Rheder oder auch der übrigen Be- 
frachter, falls seine Güter zur Befriedigung des bestimmten 
Bodmereigebers dienen müssen. 
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X. Es versteht sich von selbst und gestatten es viele See- 
rechte ausdrücklich, dass der Kapitain mit Genehmigung der 
Rhederei auch am Wohnorte derselben Bodmerei aufnehmen 
dürfe. Diese Genehmigung kann auch stillschweigend erfolgen 
und liegt z. B. auch in der Dazwischenkunft der Rheder bei der 
Schliessung des Contractes (Span. Recht Art. 825, Code de com. 
Art. 321), selbst wohl da, wo den Worten des Gesetzes nach 
ausdrücklich schriftlich Genehmigung verlangt wird, wie im 
Holl. R. Art. 579. 

XI. Natürlich kann der Schiffer aller Orten und nicht bloss 
im Nothhafen seine eigne Schiffspart oder seine eigenen Waaren 
selbstständig und völlig frei verbodmen. 

XII. Es kann keinen Einfluss auf die anderweitige Bodmerei- 
befugniss des Kapitains im Nothhafen haben, wenn gleich der 
Schiffer Theil an der Rhederei nimmt. So ausdrücklich Preuss. 
Recht 1. c. § 2382. Man kann hier den Schiffer nicht für ver- 
pflichtet halten, seine Part zuerst zu verpfänden, denn es ist 
nicht abzusehen, wie er als Schiffer dazu käme, gerade seine 
Part zum gemeinen Besten vorzugsweise verpfänden zu müssen. 
Ferner scheint vollends kein Grund vorzuliegen, wessbalb der 
Schiffer etwa vor Aufnahme der Bodmerei seine eigenen Gelder 
zum gemeinen Besten, gleichviel ob mit oder ohne Bodmerei 
hergeben müsste. Wenigstens wird desshalb, dass er seine 
Gelder nicht hergab, die von ihm anderweitig geschlossene Bod- 
merei nicht angefochten werden können, wenn er sich auch 
durch solches Benehmen der Rhederei eben nicht empfehlen 
wird. Ja ich glaube, dass man den Kapitain nicht einmal dann 
zur Hingabe seiner Gelder für verbunden halten kann, wenn er 
auf jede andere Weise kein Geld zur Fortsetzung der Reise 
aulnehmen kann, und zwar um so weniger, da in allen solchen 
Fällen das fremde Geld in der Regel gerade wegen der Grösse 
des Risico’s nicht beschafft werden kann und fürwahr kein 
Grund abzusehen ist, warum nun gerade der Kapitain dieses 
höchste Risico übernehmen müsste. 

Endlich ist der Kapitain gegenüber seinen Rhederu und 
Befrachtern auch nicht absolut gebunden, jedes Geld Fremder, 
was er in seinen Händen hat, mit oder ohne Bodmerei zu 
nehmen und zu verwenden. Vielmehr liegt es durchaus in dem 
freien Willen des Kapitains, ob er die Verantwortlichkeit dafür 
übernehmen w'olle, als negotiorum gestor der Herren dieses 
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fremden Geldes dasselbe zum Besten von Schiff und Gut zu 
verwenden; denn jedenfalls haftet er, falls diese fremden Herren 
die betreffende negotiorum gestio des Kapitains als Bodmerei 
nicht nachträglich gutheissen, denselben persönlich mit seinem 
ganzen Vermögeu und kann nur aus Schiff und Gut sich ent- 
schädigen. Vergl. Kent 1. c. S. 171, der aber über die einzelnen 
Punkte dieser Nummer sich sehr unbestimmt ausdrückt. 

XIII. Namentlich wird die Bodmereibefugniss des Schiffers 
im Nothhafen durch das allgemeine Verbot nicht gehindert, 
dass ein bereits zu seiuem vollen Werthe versicherter Gegen- 
stand nicht mehr verbodmet werden dürfe. Diese bereits ge- 
schehene Versicherung schneidet nirgends die Möglichkeit der 
Bodmereiaufnahme im Nothhafen ab. Preuss. A Hg. L. K. II. 8. 
§2381. Vergl. auch Span. R. 1. c. Art. 837. Franz. Cod. Art. 331. 
Ordon. 1681 Art 18 (III. 5.) u. oben § 197 n. VI., sowie § 208. 


§ 199. Wirkung der unbefugten Bodmerei de» Schiffer». 

Der oberste Grundsatz dieser Wirkung wurde bereits § 198 
initio aufgestellt. 

I. In Bezug auf die vorgeschriebenen Formalitäten, worüber 
§ 200 zu vergleichen ist, so sollte nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen der Satz: locus regit actum für die im Auslande 
geschlossene Bodmerei gelten. So Preuss. Allg. L. R. § 2387. 
Indessen wo die einzelnen Particularrechte gerade hiefür aus- 
drücklich eine besondere bestimmte Form festsetzen, da ist ohne 
deren Anwendung keine Bodmerei, sondern nur ein einfaches 
Darlehen vorhanden. Doch ist wenigstens allemal die etwanige 
Schiffspart (Span. R. Art 825) oder der anderweitige Antheil des 
Kapitains an den verbodmeten Gegenständen als Sicherung auch 
solcher mangelhaften Bodmerei anzusehen. Holl. R. Art. 579. 
Franz. Art. 321. 

II. Da der Schiffer am Wohnorte der Rheder oder deren 
Correspondenten eigentlich keine Bodmerei schliessen darf, so 
ist die Bodmerei des Kapitains ungültig, wenn nicht die vorge- 
schriebenen besonderen Formen oder Umstände hinzutreten. 

III. Aber auch wo der Schiffer im Inlande, aber nicht am 
Wohnorte der Rheder den Contract schliesst, müssen die vor- 
geschriebenen Formalitäten angewendet werden, wenn durch 


268 


Abschn. VIII. Von der Bodmerei. 


das Darlehn für den Geber eine Bodmerei entstehen soll. Denn 
da die Bodmerei überhaupt ein singuläres, mit eigenthümlichen 
Privilegien versehenes Institut ist, so wird man zu ihrer Existenz 
auch alle jene singulären Formen verlangen. Auch steht fest, 
dass diese Formen gerade zur Sicherung des abwesenden Rheders 
dienen sollen, dass man deren Anwendung also gerade vom 
Geber verlangen müsse. S. § 198 n. VI. 

IV. Wenn der Kapitain bloss seine eigene Part oder sein 
Eigenthum au der Ladung verpfändet, so besteht natürlich die 
Bodmerei auf diese Objecte auch ohne jene Formen. Uanseat. 
Seerecht VI. Art. 1. 

V. Doch halte ich, wenn nur jene Formalitäten erfüllt sind, 
und die Nothwendigkeit der Geldaufnahme zur Fortsetzung der 
Reise von dem Geber in gehöriger Weise bewiesen worden 
ist, was aber durch die, obigen Formalitäten meist zugleich 
mitgeschieht, den Geber nicht weiter verpflichtet, nachzu- 
weisen, dass die Gelder auch wirklich zum besagten Zwecke 
durch den Schiffer verwandt sind, falls nur der Geber in bona 
flde ist. Für die Schlechtigkeit des Schillers als ihres Manda- 
tars haben füglich die Schills- und Ladungsinteressenten zu 
stehen, nicht der ihm fremde Bodmereigeber. Die Bodmerei 
gilt also. . Die Wirklichkeit der Verwendung braucht der Geber 
nicht darzuthun. Preuss. Allg. L. R. § 2388 arg. Dies ist Engl, 
und Nordamerik. Praxis 31 )» aber die Bedingung ist: Beweis der 
Nothwendigkeit der Geldaufnahme und in Ermangelung dessen 
ist die Bodmerei ungültig, falls auch kein Betrug vorlag, Abbott 
(6) Zusatz von Shee S. 340 case the Orelia 3 Hagg. adm. rep. 75. 
Um sich gegenüber seiner Rhederei gegen deren persönliche 
Ansprüche zu schützen, muss aber allerdings der Kapitain die 
Wirklichkeit der Verwendung der Gelder belegen. 

VI. Wenn aber auch alle jene Formalitäten fehlen und 
wenn auch die Nothwendigkeit der Geldaufnahme vom Bodmerei- 
geber nicht bewiesen wird, derselbe aber darthun kann, dass 
seine Gelder wirklich in das Schilf oder Gut verwandt sind, so 
ist allerdings keine Bodmerei vorhanden, aber der Geber hat 


31. Die Belege stehen oben § 196 n. IV. In anderen Seerechten finden sich 
keine ausdrücklichen Bestimmungen, sie scheinen aber alle in unserem 
Sinne verstanden werden zu mUwen. Pardestus I. c. n. 911 in f. 
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eine Klage gegen die Eigenthümer dieser Sachen bis zum Be- 
laufe der wirklich zum Nutzen derselben aufgewandten Summe 
nebst den gesetzmässigen Zinsen. Doch haben die Eigenthümer 
die gewöhnlichen Einreden und haften sie natürlich nicht über 
den Werth der Sachen im gegenwärtigen Zustande. Vergleiche 
Pardessus n. 911. Die Obligation ist hier aber keine contract- 
liehe für diese Eigenthümer, sondern ex re, so dass sie nament- 
lich nicht für die stipulirten höheren Zinsen aufkommen. 

VII. Im Falle dass sonst alles Erforderliche erfüllt ist und 
nur über den Werth des verbodmeten Gegenstandes Bodinerei- 
gelder aufgenommen sind, so besteht die Bodmerei bis zum Be- 
laufe jenes Werthes. Der Ueberschuss nimmt die Natur eines 
einfachen Darlehns an, für welches allein der SchilTer persönlich 
sammt den ordentlichen Zinsen zu haften hat und welches durch 
keine Seegefahr untergeht. S § 198 n. VII. 

VIII. Die Rheder können aber die Zahlung der aus Grün- 
den der Nothwendigkoit und unter Beobachtung der gehörigen 
Formen eingegangenen Bodmereiverbindlichkeiten des Kapitains 
nicht verweigern unter dem Vorgeben, dass sie das, was der 
Kapitain gethan, contestiren, z. B. wenn sie zugegen waren oder 
am Orte des Anlehens einen Correspondenten hatten und nun 
der Kapitain sie selbst oder jenen nicht befragt hat, falls sie 
nicht die mala fides des Gebers in dieser Beziehung beweisen. 
Ebenso hilft unter derselben Voraussetzung ihnen die Ein- 
rede nichts, dass sie dem Kapitain ausdrücklich verboten hätten, 
Gelder auf Bodmerei aufzunehmen. Pardessus 1. c. 

IX. Aber weder die Regelmässigkeit der Belege zu Gunsten 
der Darleiher, noch ihr guter Glaube hindern die Rheder, das 
Verfahren des Kapitains zu untersuchen. Dieser muss ihnen 
nicht nur über die Anwendung der Gelder Rechnung ablegen, 
sondern sich auch über die Legitimität des Anlehens ausweisen, 
und da er die Ortsobrigkeit und den Darleiher hintergangen 
haben könnte, so würde ihn die blosse Beibringung regelmässiger 
Belege nicht rechtfertigen. Pardessus 1. c. ln Frankreich und 
in den meisten Ländern kann der Kapitain in peinliche Unter- 
suchung genommen und zur Einsperrung verurtheilt werden, 
falls er ohne Noth Gelder auf Bodmerei nahm oder die aufge- 
nommenen Gelder vergeudete. Code de com. 236. Code crim. 
406. 408. 
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Loccenius lib. II. cap. 6. sect. 12. führt folgenden von 
Abbott 1. c. Seite 140 gebilligten Fall an. Durch seine Nach- 
lässigkeit in Erfüllung der besonderen Vorschriften des Landes 
(Spaniens) hatte ein Kapitain das Schiff in Gefahr des Nehmens 
gebracht. Er versprach einer einflussreichen Person eine Summe 
im Fall der Freigebung und sicherte die Zahlung in Form eines 
Bodmereibriefes. Dieser Brief wurde von den Gerichten für 
ungültig erklärt. SchifT und Eigner seien nicht verantwortlich 
dafür. Ich glaube, dass dies richtig ist, da hier überhaupt von 
einer Geldzahlung durch einen Bodmeristen nichj die Rede ist 
und jene einflussreiche Person (als etwaniger Quasi-Bodmerist) 
mit ihrer Bodmerciklage propter turpem causam hätte abgewiesen 
werden können. Aber man setze den Fall so, dass ein Dritter 
das Geld gab, um die hohe Person abzufinden, dass wirklich 
das SchifT desshalb freigegeben wurde. Ich halte dann die Bod- 
merei für rechtsbeständig, denn es sind hier alle Erfordernisse 
der Nothwendigkeit der Geldaufnahme da, falls nur die Gefahr 
der Confiscation gewiss war; und da sich durch dieses vorge- 
streckte Geld das SchifT und resp. Gut gerade aus der durch 
ihren Kapitain verwirkten Gefahr befreit haben, also unbedingt 
eine in rem versio vorliegt, da ferner für diesen Geber keine 
turpis causa vorhanden ist, endlich da dieser Geber wirklich 
sein Kapital einer Seegefahr aussetzt, so wäre es hart, ihm 
nicht zur Sicherheit seiner Forderung die Pfandrechte der Bod- 
merei zu gewähren und ihn bloss an den Credit des schuldigen 
Schiffers verweisen zu wollen. Es versteht sich aber, dass 
Rheder und resp. Ladungseigenthümcr gegen den Schiffer eine 
persönliche Klage auf volle Entschädigung haben. 

Endlich kann man den Schiffer nicht für berechtigt halten, 
sich selbst eine Bodmerei an SchifT und Gut für von ihm, selbst 
aus Gründen der Nothwendigkeit hergestreckte Gelder zu con- 
stituiren; dazu kann er sich füglich nicht einmal gerichtlich 
autorisiren lassen. Das Gegentheil würde der Betrügerei Thür 
und Thor öffnen. Die Prämienbestimmung, die Feststellung des 
Factums der Nothwendigkeit der Geldaufnahme, die nähere Be- 
stimmung der Gefahr, die Festsetzung der Kapitalshöhe etc., 
kurz Alles wäre hier der Willkür des Kapitains als Gläuhiger 
im höchsten Grade überlassen und dagegen scheint selbst die 
Controle durch ein Gericht keine genügende Sicherheit zu ge- 
währen. Auf der anderen Seite halte ich allerdings auch den 
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Kapitain rechtlich nicht für verpflichtet, seine eigenen Gelder 
zum Besten von Schiff und Gut herzugeben, sondern das bleibt 
seinem Gewissen überlassen. Aber wenn er einmal Gelder für 
seine Committenten hergibt, so mag er deren persönlichem 
Creditc als deren Sachwalter trauen und sich allenfalls mit den, 
aus der in rem Versio seiner vorgestreckten Gelder ihm er- 
wachsenden Hechten und Privilegien begnügen. Dagegen scheint 
mir seine Stellung zu Rhedem und Befrachtern es nicht absolut 
auszuschliessen, dass er den Bodmereibrief späterhin auf irgend 
eine Weise an sich bringe, selbst wenn er, was freilich Abbott 
nicht gestattet, noch in Diensten jener resp. Eigenthümer der 
verbodmeten Güter sich befindet. Denn einmal ist der Bodmerei- 
brief regelmässig als ein negotiables Papier anzusehen und so- 
dann kann hier weniger Betrügerei vorfallen als bei ursprüng- 
licher Gonstituirung der Bodmerei für den Kapitain. Es scheint 
zu genügen, dass der Richter in solchem Falle mit einer be- 
sonderen Strenge die Nothwendigkeit der Bodmereiaufnahme 
untersuche und namentlich prüfe, ob die Bodmereiprämie nicht 
übermässig hoch vom Schiffer ursprünglich bestellt sei, indem 
darin die Vermuthung der Absicht des Betruges von Seiten des 
Schiffers begründet werden mag. Siehe Abbott I. c. n. IG. 
Seite 136. 

Uebrigens ist die Englische und Nordamerikanische Praxis 
ungemein streng in Constituirung eines Pfandrechts für den 
Schiffer und Kent 1. c. Seite 166. 67. sagt in dieser Beziehung: 
The master contracts upon the credit of the owners, arvd not 
of the ship, and he has no lien on the ship, freight or 
cargo, for any debt of his own, as for wages, or Stores 
furnished, or repairs done at his expense, either at house 
or on the voyage. Es ist aber diese strenge Praxis in England 
namentlich durch Lord Mansfield in dem Falle Wilkins v. 
Garmichael (Dougl. rep. 101) festgestellt. S. oben $ 80 in f. 

$ 200. Form des Bodmereicontractes **). 

Wegen der vom Kapitain zu beobachtenden Förmlich- 
keiten siehe § 198 n. VI. und 199. 


32. VergL Pöhls S. 827. 
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Gewöhnlich wird der Contract schriftlich abgeschlossen, doch 
würde allenfalls auch eine gehörig bewiesene mündliche Verab- 
redung genügen. Particularrechte **) fordern aber meist noch 
gewisse andere Förmlichkeiten, die aber in Bezug auf die con- 
trahirenden Personen selbst eben nur da nöthig sind, wo sie 
gefordert werden und bei denen zudem die Vermuthung die ist, 
dass sie nur zur Sicherheit der Contrahenten dienen sollen und 
dass mithin der Contract bei Mangel der Form nicht nichtig ist, 
sondern nur von einem der Contrahenten angefochten werden 
kann. Doch wird Dritten gegenüber, die einen Bodmereiver- 
trag über denselben Gegenstand unter Beobachtung aller gesetz- 
lichen Förmlichkeiten abgeschlossen haben, ein so formlos ab- 
geschlossener Contract überall nachstehen müssen und also selbst 
der jüngere im Nothhafen so formlos abgeschlossene Vertrag 
nicht absolut dem älteren Vorgehen. Das Gegentheil würde der 
Betrügerei Thür und Thor öffnen. Indessen möchte ich doch 
immer hier erst die Umstände des besonderen Falles berück- 
sichtigt wissen, ehe ich dem formlosen Contracte alle Privilegien 
abspräche. Freilich wenn man überhaupt Dritten gegenüber 
Rechte aus dem Bodmereiverträge, namentlich ein Vorzugsrecht 
auf Befriedigung in Anspruch nehmen will, so werden diese 
allerdings rechtlich befugt sein, zu verlangen, dass wir alle ge- 
setzlichen Förmlichkeiten in Bezug auf den Contract erfüllt 
haben; denn es ist die Präsumtion, dass diese Förmlichkeiten 
auch zur Sicherheit der Rechte Dritter dienen sollen. 

Ist das Geschäft durch einen Mäkler abgeschlossen, so ge- 
nügt wohl auch da, wo Schriftlichkeit gesetzlich verlangt wird, 
überall der Auszug aus des Mäklers Journal, wenigstens ist das 
Span. 1 c. Art. 812, Preuss. Recht 1. c. § 2391, obwohl dasselbe 
sonst so streng ist, § 2390 den nichtschriftlich abgeschlossenen 
Bodmereicontract für ungültig zu erklären, was denn aber 


33. In Frankreich und ähnlich in Spanien vor Notar und zwei Zeugen 
und 10 Tage spätestens nach dem Abschluss Eintragung bei dem 
Handelsgericht. Doch trotz des Mangels jener Formen hat der 
Geber wenigstens einen persönlichen Anspruch. Und nach Span. 
Recht L c. Art. 813 verhindert Nichteintragung in das Hypotheken- 
buch des Districtes innerhalb 8 Tagen nach der Datirung de« 
Bodmereibriefes nur den Vorzug vor den Forderungen von Dritten. 
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wohl nur heissen soll, es ist nur ein einfaches Darlehn vorhan- 
den. Vergl. Koch 1. c. I. § 447 und Preuss. L R. I. 11. § 727 34 ). 
Das Span. R. 1. c. entzieht dem mündlichen Contracte Beweis 
und Klage. Es wird aber nach Preuss. R. H. 8. § 2392 nicht als 
eine schriftliche Abfassung angesehen, wenn auch, in der Ab- 
sicht einen Bodmereicontract zu schliessen, ein unausgefülltes 
Blanket ausgestellt und unterschrieben worden ist. 

Die Urkunde des Bodmereicontracts wird gewöhnlich mehr- 
fach ausgefertigt, indem der Bodmereinehmer, der Bodmerist, der 
etwa von dem Nehmer verschiedene Eigentümer der verbod- 
meten Sache, endlich der Schilfer jeder ein Exemplar zu erhal- 
ten pflegen. 

Ausser dieser Urkunde ist bei Schliessung der Bodmerei in 
den Königl. Landen zur Erwerbung des dinglichen Rechts gegen 
Dritte, nach Preuss. Rechte, die Verzeichnung der Bodmerei 
auf den Originalschiffsurkunden, gleich wie bei anderen Ver- 
pfändungen, notwendig; sowie die Verbodmung von Waareu 
nur durch den Vermerk auf dem Connossement und durch 
demnächstige Aushändigung desselben an den Bodmeristen ge- 
schehen kann, wobei zugleich der Destinatär, als beabsich- 
tigter Eigentümer oder als Commissionär oder Spediteur, zu 
benachrichtigen sein wird. Doch hat die Unterlassung dieser 
Förmlichkeiten nur die Folge, dass die Bodmerei den Verpfän- 
dungen, bei welchen diese Vorschriften beobachtet sind, ohne 
Rücksicht des Alters nachsteht. Preuss. L. R. 1. c. $ 2408 — 10. 
1. 20. $ 374 ff. Mit dieser letzteren Festsetzung stimmt auch das 
Holl. Recht 1. c. Art. 583 überein, indem es verlangt, dass Bod- 
merei auf Güter, vor Anfang der Reise genommen, sowohl 
auf den Connossementen als auf den Manifesten verzeichnet 
werden muss, mit Hinzufügung, wem der Schiffer, an den be- 


34. Das Preuss. Recht ist freilich hierin sehr streng und erklärt 1 . c. 
II. 8. § 2394 sogar: Ein Schuldschein, worin bloss allgemein be- 
merkt worden, dass die Valuta oder der Werth auf Bodmerei ge- 
nommen sei, ist für keinen Bodmereibrief zu halten. — Es wird 
nämlich nach § 2393 verlangt, dass in dem Briefe die Namen des 
Gebers und des Nehmers, die Benennung des Schiffs und des Schiffers, 
die zu zahlende Summe, die vom Geber übernommene Seegefahr 
und die Bestimmung der verbodmeten Sache angegeben sei. 

v. Kaltenborn, Secrecbt II. 18 
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stimmten Ladungsplätzen. Anzeige von der behaltenen Ankunft 
zu machen hat; und soll in Ermangelung dessen der Consig- 
natär, der im Vertrauen auf das empfangene (nicht mit einem 
Bodmereivermerk versehene) Connossement Wechsel angenommen 
oder Gelder vorgeschossen hat, vor dein Inhaber eines solchen 
Bodmereibriefes privilegirt sein. 

Nimmt der Schiffer Bodmerei, es sei inner- oder ausser- 
halb der König!. Preuss. Lande, so ist er schuldig, dafür zu 
sorgen, dass selbige auf den SchifTsurkunden, und wenn Waaren 
verbodmet werden, auf dem Connossemente gehörig verzeichnet 
werde; und muss er im letzteren Falle den Destinatär der ver- 
bodmeten Waaren sogleich davon benachrichtigen. Preuss. R. 
1. c. $2111 IF. Es sind diese Verpflichtungen des Schiffers zwar 
nicht zu verwerfen, indess doch sehr milde zu interpretiren und 
immer die Voraussetzung zu machen : dass es dem Schiffer 
möglich sei, solche Formen zu erfüllen, denn sonst hat deren 
Unterlassung gewiss nicht die persönliche Haftung des Schilfers 
für allen daraus entstehenden Schaden zur Folge, was aber 1. c. 
$ 2412 allgemein bestimmt wird. 

Uebrigens nennt man insbesondere auch ein solches in Dorso 
mit einem Bodmereivermerk versehenes Connossement, dessen 
notirte Ladung also für die benannte Summe verpfändet ist, 
einen See Wechsel. Vergleiche Jacobsen, Seerecht S. 501 und 
Koch I. c. % 447. 

Die förmliche Urkunde über die Bodmereidarlehnsaufnahme 
heisst Bodmereibrief, dessen öffentliche Ausfertigung oder 
Beglaubigung überall als zweckmässig erscheint. Auf ihm 
und seinem Inhalte beruhen die Besonderheiten des speziellen 
Contractes, die Höhe der Prämie, die besondere Art und 
Weise der Gefahr, die Zeit der Gefahr, die Höhe des Kapitals, 
die Namen des Schiffs, des Schiffers, des Gebers etc. Diess 
muss Alles aus demselben deutlich hervorgehen, da es füglich 
nicht aus der allgemeinen Natur der Bodmerei folgt. Die 
anderen Bestimmungen dagegen lassen sich aus dem Wesen des 
Bodmereiverhältnisses selbst folgern, auch wenn sie in die Ur- 
kunde nicht ausdrücklich aufgenommen sind. 
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§ 201. Bestandtheile des Bodmereibriefes 

Als regelmässige Bestandtheile des Bodmereibriefes muss 
man demnach ansehen 35 ): 

1) Die Namen der Con tra heuten , des Gebers und des 
Nehmers. Doch bin ich mit Pohls der Meinung, dass der Name 
des Gebers uicht absolut nothwendig sei und dass also ein 
Bodmereibrief auch auf den Inhaber gestellt werden dürfe. 
Siehe die Nummer 14. dieses §, sowie unten $ 20Ö. 

2) Die Angabe der aufgenommenen Summe. Ist 
bloss der Werth der verbodmeten Gegenstände und keine be- 
sondere Bodmereikapitalsumme angegeben, so ist zu vermuthen, 
dass letztere die volle Höhe der ersteren erreicht habe. Ist 
weder eine Bodmereisnmme noch jener Werth angegeben und 
besteht die Bodmerei überhaupt nur in darlehnsweiser Hingabe 
von fungibelen Sachen, so ist deren allgemeiner Werth dem 
ßodmeristen zu restituiren. Bei einer Verbodmung dahin, dass 
die vom Geber hingegebenen Gegenstände der Bodmerei in Natura 
zu restituiren seien, im Fall der glücklichen Rückkunft, liegt der 
Bodmerei kein Darlehn, sondern eine Miethe zum Grunde. Es 
ist dies eine Irregularität, die aber, bei dem Vorhandensein der 
sonstigen wesentlichen Erfordernisse, doch nicht im Stande zu 
sein scheint, die legale Existenz der Bodmerei gänzlich zu ver- 
hindern. Siehe $ 195 n. 11. 


35. Span. R. 1. c. Art. 814. Holl. Art. 570. Franz. Art. 311. Preuss. 
Allg, L. R. § 2171 2307 ff. § 24*28 29. Vergl. Abbott 1. c. n. 17. 
S. 137 wegen England, wo übrigens keine gesetzlichen Vorschriften 
bestehen. Das Franz, und Holl. Gesetz ist in seinen dessfallsigen 
Bestimmungen nur enuntiativ, das Preuss. (siehe die letzte Note 34) 
und Span, dagegen imperativ. Im folgenden Texte werden wir bei 
den einzelnen Bestandteilen des Bodmereibriefes näher angeben, 
inwiefern dieselben zur Existenz eines Bodmereibriefes absolut not- 
wendig sind, wie weit sie in demselben fehlen können und wie weit 
sie durch Interpretation supplirt werden dürfen. Freilich lässt sich 
darüber erst auf Grund eines concreten Falles ein recht bestimmtes 
Urteil füllen. 
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3) Der Vertrag enthält zwar häufig die bestimmte Angabe 
des Werthes der verbodmeten Gegenstände. Indessen ist doch 
diese Schätzung zur Gültigkeit des Bodmereicontractes nicht un- 
umgänglich nothwendig. Doch muss der Rodmereinehmer, wenn 
sie nicht gemacht ist, darthun, dass im Augenblicke des Ereig- 
nisses, das der Bodmerist auf sich zu nehmen hat, die dem 
Risico ausgesetzten Gegenstände einen der geliehenen Summe 
wenigstens gleichen Werth hatten (Code d. c. 329), wohingegen 
die im Contracte notirte Schätzung als exact bis zum Gegenbe- 
weis präsurnirt werden muss. Denn warum hat sich der Bod- 
merist dieselbe gefallen lassen? Doch schliesst eine solche 
Schätzungsangabe natürlich den Beweis des Gegentheils irgend 
einer Art, wenigstens nicht für den Bodmeristen, wohl aber für 
den Nehmer aus, falls er nicht in Bezug auf die Angabe seine 
bona fides nachweist und nicht ein error facti proprii vorlag. 
Sind auch die Angaben in Betreff der Schätzung durch die ge- 
meinsame Würderungsthätigkeit des Bodmeristen und des Nehmers 
erfolgt, so scheint mir dem Bodmeristen doch der Beweis des 
Irrthums oder nun gar des Betruges von Seiten des Nehmers 
gestattet werden zu müssen; und auch dem Nehmer möchte ich 
unter den eben angegebenen Modificationen hier den Beweis des 
Gegentheils gestatten 3# ). 

4) Die Bestimmung der Prämie, ohne dass man aber 
verlangen könnte, dass sie ausdrücklich als solche bezeichnet 
sei. Indessen halte ich die Prämie nicht für so wesentlich, dass 
ohne sie die Bodmerei gar nicht bestehen könnte. S. § 203. 

5) Die Benennung des verbod meten Gegenstandes. 
Dieser mag so genau als möglich bestimmt werden, damit man 
den Umfang des Pfandrechts bestimmt entnehmen könne. Aus- 
drückliche Verpfändungsclausei ist nicht nothwendig, wenn nur 
anderweitig feststeht, dass der Vertrag eine Bodmerei sei; denn 
dann versteht sich diese Verpfändung von selbst. 

6) Benennung des Schiffes mit Angabe der etwanigen 
Klasse oder Matrikel desselben. Dies ist sehr wichtig, weil daraus 
hervorgeht, wie die Gefahr der See in Bezug auf den verbod- 
meten Gegenstand zu tragen ist; denn die Eigentümlichkeit 
dieser Gefahr hängt doch zum grossen Theile von der beson- 


36. Pardessus I. c. n. 904 stellt andere Ansichten auf. 
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deren Art, Natur etc. des Schiffes ab. Also wenn auch nicht 
das Schiff gerade selbst verbodmet ist, so ist dessen Bezeichnung 
doch für einflussreich genug im Bödmereibriefe zu halten. 

Namentlich ist aber wohl wegen der Verpfandung der ver- 
bodmeten Sachen die eoncrete Bestimmung des Schiffes, in wel- 
chem, wenn es nicht selbst Gegenstand des Bodmereipfandes 
ist, doch die verbodmeten Sachen der Gefahr ausgesetzt werden, 
in dem Bodmereiverträge notwendig. Das Pfandrecht an den 
Bodmereiobjecten würde sonst zu unsicher in seiner Ausübung, 
und wenn auch selbst bekanntlich die eventuelle Verpfändung 
einer zukünftigen Sache nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen 
gestattet ist, so scheint die bei der Unbestimmtheit über das 
Schiff vorliegende Unsicherheit doch allzu gross, um als ge- 
nügender Ersatz für die Uebernahme der enormen Gefahr seines 
reell hingegebenen Kapitales in Bezug auf den Bodmeristen an- 
gesehen werden zu können. Also . fordern wir jene eoncrete 
Bestimmtheit des Schiffes namentlich wegen Aufrechterhaltung 
der rechtlichen Gleichheit unter den Parteien und können die 
Analogie der Versicherung anzuwenden uns nicht entschlies- 
sen, wo allerdings dergleichen Unbestimmtheit des Schiffes (und 
Kapitaines) gestattet ist. Aber man bedenke auch, dass a) der 
Versicherer kein Pfandrecht an den versicherten Objecten habe, 
und dass b) er überhaupt vor Beendigung der Gefahr nichts 
riskirt, kein Kapital hingibt, sondern sogar zuvor die Prämie erhält. 
Unserer Ansicht ist auch Pardessus I. c. 905, doch aus anderen 
Gründen. 

7) Auch wenn der Schiffer nicht selbst Bodmerei nimmt, 
so ist doch auch sein Name im Bödmereibriefe wenigstens 
zweckmässig. Es ist aber nicht abzusehen, w esshalb nun 
der Bodmereinehmer gegenüber dem Geber das Recht, den Ka- 
pitain zu wechseln, verloren haben sollte. Kein Particularrecht 
enthält darüber etwas und in der Natur des Bodmereiinstitutes 
scheint nichts dafür zu liegen 37 ). 

8) Die Zeit der Wied erbe za hin ng. Diese wird in der 
Regel sogleich nach beendigter Reise eintreten, doch darf der 
Schiffer gewiss überall nach Usanz und Billigkeit eine kurze 


37. Unserer Ansicht ist Pardessus 1. c. und Boulay-Paty 1. c. p. 53. 
Anderer Meinung Pöhls 1. c. S. 828. 29. 
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Frist zur Auftreibung des Geldes fordern, falls auch dergleichen 
nicht ausdrücklich im Bödmereibriefe stipulirt war. 

9) Ueb er n ah me der See ge fahr ist absolut nothwendig, 
damit von einer Bodmerei die Bede sein könne. Der Darleiher 
muss sie entweder ausdrücklich übernehmen, oder es muss doch 
dieselbe aus dem Inhalte des Instrumentes deutlich folgen. Denn 
sonst ist bloss ein einfaches Pfanddarlehen vorhanden und es 
haftet a) das SchilT und b) die Person des Borgers, Abbott 
n. 17. 2. Hagg. adm. rep. 57. Atlas, Carn.; nur wird der Darleiher, 
falls nun in der Prämie ein Zinswucher liegt, bestraft. Selbst 
wenn ein Instrument Bodmereibrief genannt wird, aber eine dem 
widersprechende Clausei enthielte, z. B. dass das Darlehn 40 Tage 
nach dem Untergange des Schiffes zu zahlen sei, ist keine Bod- 
merei vorhanden. Es haftet der Borger persönlich. Abbott 1. c. 
unter Berufung auf ein Erkenntniss Lord Stowel. Pardessus 
1. c. 894. 

10) Die nähere Bezeichnung der übernommenen 
Gefahr durch Angabe der Reise oder sonst. Es ist nicht 
zweifelhaft, dass der Bodmereigeber die Gefahr nur für eine 
bestimmte Zeit, oder für die ganze Reise und zwar im letzteren 
Falle bald für die Hinreise allein oder auch für die Rückreise etc. 
übernehmen könne. 

Wenn der Zeitraum nicht genau angegeben ist, während 
welchem das Risico laufen soll, so ist anzunehmen, dass es hin- 
sichtlich des Schiffes und dessen Zubehörs, worunter die unten 
genannten Franzos. Gesetze ausdrücklich verstehen: ses agres, 
apparaux, armemens, victuailles, von dem Augenblicke anfängt, 
wo solches unter Segel gegangen ist, und fortdauert, bis es in 
seinem Bestimmungsplatze Anker geworfen hat und fest gemacht 
ist. In Betreff der Waaren beginnt das Risico zu laufen von 
der Zeit an, wo sie vom Ufer des Hafens, wo die Absendung 
geschieht, abgenommen werden, indessen falls sie bei der Ver- 
bodmung bereits am Bord sich befanden, von Zeit der Ab- 
schliessung an, und währt fort, bis sie im Bestimmungsplatze 
gelöscht sind. Span. Handelsgesetzbuch Art. 835. Holl. Art. 585. 
Franz. Art. 328. Ord. 1681 Art. 13. 1. c. 

Im Zweifel ist anzunehmen, dass der Bodmerist die Gefahr 
für die Hin- und Rückreise oder doch bis zum Orte, wo die 
Fracht gezahlt oder wo die Waare verkauft wird oder wo 
das Schiff eigentlich zu Hause ist, tragen müsse. Freilich 
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kommt hier Alles auf die Umstände an und namentlich auch ist 
die Verschiedenheit der verbodmeten Gegenstände zu berück- 
sichtigen 3A ); auch kanu die Höhe der Prämie rieben anderen 
Beweismitteln ein unterstützendes Argument für die eiue oder 
andere Vermuthung sein 3 *). 

11) Die Unterschriften der Contrahenten 40 ). 

12) Ort und Tag des Abschlusses. Freilich ist dies 
nicht absolut nöthig. Fs gilt der Contract, wenn er nur sonst 
zu Recht besteht, auch ohnedem für die Parteien. Aber Dritten, 
namentlich aber jüngeren oder älteren Bödmereibriefen gegen- 
über ist diese Bemerkung wichtig. 

13) Sind Clausein eines Bodmereivertrages auszulegen, so 
bin ich allerdings der Ansicht des Pardessus I. c. 895 in f., dass 
im Allgemeinen die Auslegung immer zu Gunsten des Nehmers 
als des Schuldners zu machen sei, ganz anders als im Asse- 
curanzvertrage, wo der Versicherer als der (eventuelle) Schuldner 
erscheint und darum zu seinem, nicht zu des Versicherten 
(Nehmers) Gunsten zu intcrpretiren ist. 

14) Der Bodmereibrief kanu an Ordre lauten und ebenso 
wie andere Handelspapiere mit den nämlichen Rechten und 
Garantien negociirt werden. Code d. c. Art. 313 und überhaupt 
siehe unteii § 206. 


§ 202. Bodmerei und persönliche Verpflichtung. 

Der Bodmerist ist dadurch genügend gegen das von ihm 
übernommene Risico seines Kapitales geschützt, dass er im Falle 
glücklicher Ankunft des Objectes ein Pfand daran hat und dass 


38. Nach Preusa. R. 11. 8. § 2397 fl', ist die Dauer de» Risico’s nicht 
recht ersichtlich. Koch, Preussisches Recht § 447 verwechselt die 
Zahlungsfrist mit der Übernommenen Gefahr. Nach § 2400 spricht 
bei einer Verbodmung auf «las Schiff allein die Vermuthung 
für Hin- und Rückreise; bei verbodmeten Waaren (arg. § 2399) 
endigt die Gefahr mit Ankunft in dem, in den Connosscmenten an- 
gegebenen Bestimmungsorte der Waare. 

39. Boulay-Paty 1. c. p. 61. Pöhls S. 820. 

40. ln dieser Beziehung sollen nach Preuss. Recht 1. c. § 2396 hier die 
Bestimmungen wie für Wechsel gelten. 
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er namentlich dann eine hohe Zinsvergütung bekommt, welche 
eben in der Prämie enthalten ist. Es würde unbillig sein und 
würde man es geradezu als ein wucherliches Geschäft betrachten 
müssen, wenn im Bodmereiverträge stipulirt würde, dass ausser- 
dem noch der Nehmer sich persönlich mit seinem Vermögen 
verpflichte, sei es nun der Kapitain oder sei es der Rheder 
selbst. Eine solche persönliche Verpflichtung wird man dem- 
nach, falls sie im Contracte steht, 1) zum Nachtheile des Gebers 
wenigstens für nicht vorhanden betrachten dürfen, 2) wenn man 
nicht zugleich den Geber geradezu wegen Wucher bestrafen will. 
3) Wenn aber die Prämie verhältnissmässig und zwar bis zum 
Belaufe der gewöhnlichen, nämlich kaufmännischen Zinsen geringer 
gestellt ist, so liegt in dem Geschäfte bei so persönlicher Verbind- 
lichkeit zur Zurückzahlung kein Wucher, nur kann man es dann 
eigentlich nicht als eine Bodmerei ansehen, da ja überall keine 
Seegefahr getragen wird. 4) Vielleicht aber darf das Geschäft 
trotz einer höheren Prämie als die gewöhnlichen Zinsen gelten, 
wenn nachgewiesen wird, dass auch in dem persönlichen Credite 
des Nehmers ein Risico lag, so dass also einmal Risico wegen 
Seegefahr gelaufen wird, indem das Schiff oder Gut ein sicheres 
Unterpfand für den Geber ist, als der Credit des Nehmers, und 
sodann ein neues Risico existirt, welches eben in dem Credite 
des Nehmers besteht 

Dagegen wird man nichts dagegen haben können, wenn der 
Contract so lautet, dass zwar das Kapital nur nach Massgabe des 
verschlechterten oder untergegangenen Objectes bezahlt werden 
solle, dass aber die nun so nach Bodmerei begründete 
Zahlungssumme auch aus dem übrigen Vermögen des Nehmers 
von dem ßodmeristen nach freier Wahl sofort eingeklagt wer- 
den dürfe. Darin liegt nichts als eine Erleichterung der Zahlung. 

Namentlich sollte man die persönliche Verpflichtung des 
Schiffers bei Contrahirung von Bodmerei im Nothhafen allemal 
als erpresst oder erschlichen betrachten und zu Gunsten des- 
selben als nicht hinzugefügt betrachten, den Bodmereivertrag 
indessen aufrecht erhalten, doch unter Umständen den ßodmeristen 
wegen versuchten Wuchers bestrafen. 

Anders verhält es sich mit der Clausei, welche z. B. zu 
Hamburg in Formularen üblich ist und wornach sich der Schiffer 
nur zur Erfüllung des Bodmereibriefes persönlich verbind- 
lich macht. Denn darin liegt nicht schlechthin die persönliche 
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Verpflichtung des Schiffers zur Rückzahlung, sondern nur dies, 
dass der Schiffer für die Rückzahlung aufkommen wollte, falls 
der verbodmete Gegenstand behalten ankommt, also wiederum 
nichts als eine erleichterte Zahlung desseu, was einmal nach 
Bodmerei verlangt werden kann. Pöhls S. 832. 

Uebrigens steht nichts entgegen, dass Bodmereidarlehen, 
was manchmal geschieht, einfach durch Wechsel aufgenommen 
werden, die der Kapitain zu Gunsten des Darleihers auf die 
Rhederei zieht, indessen deren Zahlung von der Bedingung einer 
glücklichen Ankunft abhängig macht. Pardessus I c 910. Abbott 
n. 17. S. 138. The Augusta 1. Dodson, adm. rep. 283, the Jane, 
ibidem 461. 

Zieht aber der Schiffer schlechthin Wechsel auf den Rheder, 
ohne jene Clausel, und lässt auch zugleich das Schiff verbodmet 
sein, so ist nach Engl. Rechte keine Verhypothecirung vorhanden. 
Abbott n. 17 in f. Seite 139. Case: 3. Vesey et Beames 135. 
19 Vesey jun. 474; ex parte Halket, 2 Rose 194 und 229. Doch 
sehe ich nicht ab, warum nicht eine Hypothecirung mit einem 
Wechselbriefe verbunden sein sollte. Es ist nur keine Bodmerei 
aus den bishergenauiiten Gründen vorhanden. 

Am wenigsten ist gültig, wenn bisweilen in Bödmereibriefen 
Kapitain oder Mitrheder als Nehmer nicht bloss sich selbst, 
sondern zugleich ihre Rheder und resp. Mitrheder persönlich 
mitverpflichten, sofern dazu nicht ganz besonderer Auftrag vor- 
lag. Abbott 17. S. 139. 

In der Bestimmung des Span. Handelsgesetzbuchs Art. 838: 
Ein Bürge für den Bodmereicontract ist mit dem Bodmerei- 
nehmer verbunden 4 *) zu halten, wenn in das Bürgschaftsdocu- 
ment keine entgegenstehende Restriction gesetzt worden, und soll 
nach Ablauf der für die Bürgschaft festgesetzten Zeit die Ver- 
bindlichkeit des Bürgen erloschen sein, wenn sie nicht durch 
einen anderen Coutract erneuert ist, — darf man die Bürgschaft 
in der Regel nur dahin verstehen, dass ich mich als Bürge zur 


41. Das Span. Recht 1. c. sagt: solidarisch verbunden; und diese 
solidarische Haftung, welche aber gegen das Wesen der Bürgschaft 
ist, nehmen auch an: Baldasseroni 1. c. n. 11. Casaregis 1. c. disc. 
02. n. 3. Azuni 1. c. Emerigon 1. c. Piantanida 1. c. Mit Recht 
ist schon Pöhls S. 856 dagegen. 
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Zahlung (nämlich zur Erleichterung der Ausführung derselben) 
verpflichte, falls der Gegenstand behalten ankommt und mithin 
nun wirklich der Nehmer nach Bodmerei verpflichtet ist. Denn 
eine allgemeine persönliche Haftung eines Bürgen für das Dar- 
lehen würde die Bodmerei aufheben. Der Bürge haftet also nur 
dafür, dass der Schuldner in den rechtsbeständigen Fällen der 
Bodmerei erfüllen werde. Ferner kann inan im Allgemeinen 
gemeinrechtlich den Bürgen nur als in subsidium haftend au- 
sehen, nämlich falls der Schuldner die rechtsbeständig existircnde 
Bodmereiforderung nicht erfüllt. Siehe § 207 n. XIV. 


§ 203. Von der Bodmereiprämie 42 ). 

I. Siehe bereits die Erörterungen § 193 u. 201. Die Prämie 
ist das Eutgeld für die vom Geber übernommene Gefahr. 

II. Nach gemeinem Rechte und auch nach den besonderen 
Bestimmungen der Particularrechte hängt die Höhe der Prämie 
von dem 4telieben der Parteien ab 4S ). In Holland war es zu 
Verwer’s und in Italien zu Baldasseroni’s Zeiten, also überhaupt 
im 18. Jahrhund, üblich, sich die doppelte Assecuranzprämic zu 
stipuliren. Doch erscheint diese Höhe der Bodmereiprämie bei 


42. Vergl. besonders Pöhls S. 832 ff. Französisch profit maritime, 
auch change maritime oder prime de grosse genannt. Englisch 
praemium of botlomry. 

43. Die 12proc. Zinsen der Römer beim foenus nauticum sind anti- 
quirt. Die Zinsverbote des canonischen Rechts, die sich aus- 
drücklich auch auf den Fall erstrecken, dass Jemand die Gefahr 
eines zu Schiffe gehenden Darlehns übernimmt (Cap. 19. X de 
usuris 5. 19.) und auf Grund deren manche ältere Autoren, z. B. 
Straccha, de assec. n. 2tj, de Lucca, de usuris disc. III n. 7. 
und Molina, de justitia et jure disp. 38. den ganzen Contract als 
ungültig betrachteten, sind nie recht praktisch geworden und gelten 
in neueren Zeiten nicht einmal im päpstlichen Gebiete, wie denn in 
contradictorischen Prozessen von der Rota Florentina, und sogar 
von der Rota Romana der Contract aufrecht erhalten worden ist: 
weil derselbe bei den ungewissen Gefahren der See nicht 
als Wuchergeschäft anzusehen sei. Beide Urtheilssprüche stehen bei 
Baldasseroni 1 c. p. 191. 
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der jetzt so niedrigen Höhe der Assecuranzprämie zu unbedeu- 
tend, um in der Gegenwart noch irgend als billiges Mass be- 
trachtet werden zu können. Sie würde keinen genügenden Er- 
satz für die von dem Bodmeristen übernommene Gefahr seines 
reell bereits gezahlten Kapitals bilden. Vielmehr mögen die 
Parteien willkürlich darüber sich einigen und w ird dabei jeden- 
falls namentlich die Grösse der Gefahr überhaupt, die Länge und 
Gefährlichkeit der Reise, der Zustand des Schiffes, der Mann- 
schaft, das Vertrauen zum Kapitaiu etc. entscheidend wirken* 
Auch glaube ich, dass die nähere Bestimmung der Gefahr und 
die darauf gegründete Höhe der Prämie so individuell sei lind 
sich so wenig nach einem allgemeinen Massstabe messen lasse, 
dass der Richter in der Regel kein Recht der Moderation haben 
könne 44 ). 

III. Wenn späterhin, nachdem der Contract geschlossen ist, 
die Gefahr der Sache noch vermehrt wird, so versteht sich dann 
keineswegs eine Erhöhung der Prämie von selbst 44 ). Denn im 
Allgemeinen ist überhaupt die Prämie als Ersatz für die Ueber- 
nahme jeder bestimmten oder unbestimmten Seegefahr anzu- 
sehen. Doch kann Erhöhung z. B. für den Fall eines inzwischen 
ausbrechen sollenden Krieges besonders verabredet werden. 

IV. Auch ist dariu kein Wucher zu finden 44 ), wenn stipulirt 
w'ird, dass die Prämie erhöht werden solle, wenn das Schiff bei 
einer Verbodmung für die Reise aus und zu Hause oder über- 
haupt zu einer bestimmten Zeit nicht efntrifft. Ja es steht in 
dem Belieben der Parteien, die Prämie überhaupt veränderlich 
zu machen, so dass sie nach der Eigenthümlichkeit der ein- 
tretenden Umstände oder nach der Dauer der Reise oder nach 
verschiedenen Routen, Anhaltepunkten etc. der Reise bald höher 
bald niedriger sein solle. Pardessus n. 890. Auch das kann 
verabredet werden, dass die Prämie nach dem Curs der ver- 


44. Unserer Ansicht ist Pöhls 1. c. S 834; anderer Meinung Targa, 
ponder. cap. 33. n. 19. 

45. Die Frage ist besonders von Franzosen aufgeworfen cf. Valin 1. c. 
ad Artihel 7. 27. (III. 6). Pothier 1. c. n 21. 22. Emerigon 1. c. 
p. 408, Bouiay-Paty 1. c. p. 72. 

46. Valin 1. c. ad Art. 2. (III. 5). Siehe dagegen Pöhl» 1. c. Pothier 
1. c. n. 21. Boulay-Paty 1. c. 68. Emerigon 1. c. p. 520. 
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bödmeten oder anderen Waaren oder gewisser Papiere ganz oder 
theilweis bestimmt oder modificirt werde. 

V. Die Bestimmung der Art der Prämienzahlung ist ver- 
schieden. Sie besteht häufig in 15—30 Procent der Geldsumme, 
doch drückt man dies nicht selten in einer einfachen runden 
Summe aus. * 1000 Thaler werden vorgestreckt pnd 200 Thaler 
Prämie versprochen. Auch als Vorauszahlung und Abzug von 
der geliehenen Summe kommt sie vor und möchte ich dies nicht 
als wuchcrlich angreifen. Auch kann die Prämie nicht bloss in 
Geld, sondern auch in Waaren und Aehnlichem bestehen, ja 
selbst in einem Antheile an dem mit dem verbodmeten Objecte 
zu machenden Gewinne. Pardessus n. 896. 

VI. Ist keine Bodmereiprämie bestimmt im Contracte, so 
kann man dem Richter nicht gestatten, deren Höhe zu prä- 
sumiren und etwa nach einem gewissen Cours festzusetzen, 
sondern es gilt die allgemeine Regel: wer sich im Contracte in 
Bezug auf seine Rechte nicht deutlich ausgesprochen hat, trägt 
den Schaden. Der Bodmerist hat also hier keinen Anspruch auf 
eine Prämie. Auch nicht einmal gewöhnliche Zinsen könnten 
nach strengem Rechte verlangt werden, doch würde ich aus 
Rücksichten der Billigkeit wenigstens den Nehmer zur Zahlung 
der gewöhnlichen Zinsen verpflichten, ja zur Zahlung der höch- 
sten Zinsen, einer Art von Durchschnittsprämie, wenn durch 
seine Schuld oder Hinterlist die Stellung der Prämie unterblieben 
ist. Uebrigens bin ich geneigt, trotz des blossen Mangels der 
Prämie, die legale Existenz einer Bodmerei anzuerkennen und 
die daraus entspringenden Privilegien zuzusprechen. Pardessus 
1. c. 902 sieht darin freilich nur ein gewöhnliches Darlehen 
(doch jedenfalls Pfanddarlehn), mit Schenkung des Kapitals 
im Fall des Eintrittes eines gewissen Ereignisses und will die 
gewöhnlichen Vorschriften des gemeinen Rechts, uicht der Bod- 
merei angewendet wissen 47 ). 

War wirklich eine Prämie stipulirt und nur die Erwähnung 
derselben im Bödmereibriefe vergessen, so ist die anderweitig 
zu erweisende Prämie zu zahlen. 


47. Die Meinungen sind hier sehr verschieden. Pothier 1. c. n. 19 und 
Baldasseroni 1. c. p. 101 sehen hier ein Gemisch von Darlehn und 
und Schenkung. Boulay - Paty 1. c. p. 58. setzt hier eine Durch- 
schnittsprämie fest. 
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VII. Die Prämie läuft, wenn sie nach Zeitabschnitten be- 
stimmt ist, von dem Augenblicke des Anfanges des Risico’s, bis 
zu dessen Beendigung. Die in einer Summe stipulirte Prämie 
kommt aber dem Geber zu , sobald überhaupt die Gefahr be- 
gonnen hat, selbst wenn die Reise nicht vollendet wurde, 
falls nicht das Gegentheil ausdrücklich ausgemacht war. Es 
wird also hier bei einer solchen Prämie in einer Summe nicht 
eine Verminderung der Prämie an sich begründet sein, wenn 
bei der Uebernahme der Gefahr für eine Reise hin und zurück, 
etwa die Rückreise unterbleibt 4 ®). Das Risico ist hier in dem 
Augenblicke für beendigt anzusehen, wo es feststeht, dass die 
Rückreise nicht gemacht wird. Pardessus n. 913 in f. 

ln der Franz. Praxis gilt zwar jetzt der Satz, dass von dem 
Bodmereicapitale noch Zinsen von selbst von dem Zeitpunkte 
der Beendigung des Risicos, und von der Prämie von Zeit der 
Anstellung der Klage laufen 49 ). Indessen gemeinrechtlich sind 
hier überall nur dann Zinsen zu fordern, wenn sie als usurae 
morae angesehen werden dürfen; und sodann würde die Ver- 
zinsung der Prämie Wucher involviren, da dies ein Zins von 
Zins wäre. Denn ich halte die Prämie wenigstens insofern der 
Natur der Zinsen tbeilhaftig, dass Anatocismus auch hier ver- 
boten ist. Aber die Vorausabziehung der Prämie von dem Ka- 
pital halte ich für erlaubt, denn höchstens könnte man hier 
sagen, dass dann überhaupt nur eine Bodmerei bis zum Belaufe 
der wirklich vom Geber gezahlten Kapitalsumme vorliege und 
dass für diese letztere im Falle glücklicher Ankunft nun über- 


48. Das Preuss. Allg. Landrecht sagt 1. c. $ 2401, dass überhaupt die 
Bodmereischulü zu zahlen sei, wenn ohne entschuldbares Hinder- 
niss die Rückreise nicht innerhalb 2 Monaten erfolgt. — Franz. 
Autoren (Valin sur Art. 6. (III. 6), Pothier 1. c. n. 41, Emerigon 
1. c. p. 409) sind anderer Meinung auf Grund jenes Artikel 6. der 
Ordon. 1681, der fast wörtlich in dem Code de com. Art. 356 sich 
wiederündet und nach welchem der Assecuradeur in solchem 
Falle der Unterbleibung der Rückreise ein Drittel der Prämie 
restituirt: was denn analogisch auf die Bodmerei anzuwenden sei. 
Doch ist diese Anwendung in den Franz. Gerichten nicht praktisch. 
Pöhls 1. c. 836. 

49. Vergl. Pothier 1. c. n. 51. Emerigon 1. c. Pardessus 1. c. Locrl 
ad Art. 328 de Code de c. Boulay-Paty 1. c. p. 80. 90. 
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Iiaupfc keine Prämie zu zahlen sei. Ja selbst das scheint mir 
hier zu gestatten, dass auch noch eine spätere Prämie ver- 
abredet werde. Denn es ist ja überhaupt deren Höhe unbe- 
schränkt. 

VIII. Die Bodmereiprämie kann füglich mit der Assecuranz- 
prämie verglichen werden. Beide erscheinen wesentlich als 
Preis eines Hisicos. Doch unterscheiden sie sich, abgesehen 
davon, dass jene immer bedeutend höher sein muss, hauptsäch- 
lich dadurch, dass die Assccuranzpräniie stets zu zahlen ist, 
welches Ereigniss auch das versicherte Gut trifft , wogegen die 
Bodmereiprämie nur im Falle behaltener Ankunft des verbod- 
meten Objectes zu entrichten ist. Siehe aber n. VII. in f. 


§ 294. Gefahr des Gebers &0 ). 

v 

Siehe bereits $ 201 n. 9. 10. 

I. Der Geber trägt im Allgemeinen alle Zufälle der See- 
reise, insofern sie sich an dem verbodmeten Gegenstände er- 
eignen, also nicht bloss die unmittelbar durch Wind und Wetter 
erzeugten Verluste, sondern auch Verlust durch Plünderung, 
Krieg, Feuer etc. iu der Art, «lass der Untergang des Objectes 
ihm seinen Anspruch auf Zurückzahlung der hergeliehenen 
Summe nimmt. Das Charakteristische ist immer, dass der 
Untergang oder resp. partielle Verlust durch einen unvorherge- 
sehenen Zufall oder unwiderstehliche Gewalt erfolgt sei. Holl. 
Recht Art. 583. Doch kann durch besondere Bestimmungen des 
Contracts der Umfang der zu tragenden Gefahren beliebig modi- 
ficirt oder beschränkt werden. 

II. In Bezug auf die Person des Nehmers und dessen Re- 
präsentanten, des Schiffers oder des Schiffsvolkes (Span. R. 832), 
muss aber der Untergang ein rein zufälliger sein. Hätte ihn 
ein Versehen des Bodmereinehmers veranlasst, so kann er dem 
Gläubiger sein Recht nicht nehmen. Daher haftet der Geld- 
nehmer persönlich für die Hauptsumme und die Prämie, wenn 
das verpfändete Schiff oder Gut durch Zuthun, Betrügerei, Mnth— 
willen oder Nachlässigkeit des Geldnehmers oder dessen Reprä- 


50. Pöbls 1 c. S. 838 ff. 


§ 204. Gefahr des Gebers. § 204. 
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sentanten sich vermindert, verschlechtert oder untergeht. Holl. 
Hecht Art. 582. Und mit Recht zahlt das Holl. Hecht 1. c. und 
Span. 832, sowie Preuss. A. L. R. § 2435 auch den Fall hieher, 
wo durch inneren Verderb Schiff oder Gut zu Grunde geht, 
denn dem liegt mehr oder weniger immer eine gewisse Fahr- 
lässigkeit des Nehmers zum Grunde, nur halte ich dafür, dass 
einzig durch inneren Verderb der Verlust erfolgen musste und 
dass dieser innere Verderb nicht er3t durch die wegen der ab- 
sonderlichen Gefahren der Heise allzu lang ausgedehnte Zeit des 
Transportes erfolgt sei, z. B. wenn die verbodmeten, leicht ver- 
derblichen Südfrüchte statt der regelmässigen Transportzeit von 
14 Tagen etwa 8 Wochen auf dem Meere durch Sturm und 
Wetter herumgetrieben werden und desswegen erst verderben* 1 ). 
Doch kann die Verabredung natürlich ausdrücklich dahin gehen, 
dass der Bodmerist die Gefahr des inneren Verderbes allgemein 
trage. 

Wenn namentlich das Schilf gegen des Gehers Willen 
Schleichhandel treibt und nun couliscirt wird, so bleibt das 
Hecht des Gebers bestehen; cf. schon L. 3. Und. de foen. naut. 
Span. Hecht I. c. Art. 833. Schwed. Seerecht IV. 4. Preuss. Allg. 
Landrecht § 2433. 

Uebrigens kann Convention eil wie bei Her Assecuranz, 
so auch hier die Haftung des Gebers für die Gefahr auch aus- 
gedehnt werden zu Gunsten des Nehmers auf die Baraterie 
des Schiffers, auf inneren Verderb etc. Pardessus I. c. 804. — 
Auch wenn durch blossen Abschlag des Preises sich der Werth 
des verbodmeten Gegenstandes vermindert, kann sich der Eigen- 
thümer nicht durch Abtretung desselben befreien. Preuss. Recht 
I. c. II. 8. § 2435. 

Dabei soll hier noch auf folgende Besonderheiten aufmerk- 
sam gemacht w T erden. 

Hat der Bodmerist, vor Schliessung des Contracts, ge- 
wisse oder auch nur wahrscheinliche Nachricht, dass die zu 
verbodmende Sache bereits in Sicherheit oder doch die Gefahr, 


51. Valin 1. c. sur Part. 12. (III 5). Emerigon 1. c. Boulay-Paty 1. c. 
p. 171. Baldasseroni 1. c. VII. n. 37. p 120. Verwer 1. c. Aentek. ad 
§1 i. f. Benecke, System 1. c. 469. Stypmann 1. c. IV. c. 7. Roccus 
de navibus n. 51 — Anderer Meinung ist Pöhls 1. c. 840. 
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für welche die Bodmerei ertheilt werden soll, schon ganz über- 
standen sei, erhalten, und dies dem Nehmer verschwiegen, so 
halte ich den Contract für keine Bodmerei. Es ist nur ein 
einfaches Darlehn vorhanden; von einer Prämie kann nicht die 
Hede sein. Das Preuss. A. L. K. 11. 8. § 2413 fT. (vergl. mit § 2025) 
geht sogar hier soweit, dem ßodmeristen das Kapital nebst 
Zinsen vom Tage des Empfanges zu Gunsten der Armenkasse 
abzusprechen. 

Verschweigt auf der anderen Seite der Nehmer Umstände, 
welche nach dem vernünftigen Ermessen der Sachkundigen, auf 
den Entschluss des Bodmeristen, sich in den Vertrag einzulassen, 
hätten nothwendig Einfluss haben müssen, so ist zwar der Ver- 
trag an sich nicht nichtig, indessen scheint die Strafe des Preuss. 
Rechts 1. c. $2415, vergl. mit § 2026, gerechtfertigt, dass der 
Nehmer überall, auch beim völligen Untergang des Objectes, die 
ganze Bodmereischuld sammt allen erweislichen Kosten bezahle. 
Um so mehr muss dies der Fall sein, wenn der Nehmer in 
dieser Beziehung dem Geber falsche Angaben macht in Betreff 
der Tüchtigkeit des Schiffes, der verbodmeten Güter etc., in 
Betreff des freien Charakters des Schiffes in Kriegszeiten. 

Endlich ist der Nehmer in der Person des Rheders oder 
Schiffers überall an sich und ohne alle besondere Verabredung 
für verbunden zu achten, dafür zu sorgen, dass das Schiff zu 
der vorhabenden Reise in tüchtigen Stand gesetzt und gehörig 
ausgerüstet werde. Denn sollte auch nur einiger Massen es 
späterhin wahrscheinlich gemacht werden, dass der Untergang 
oder resp. die Beschädigung des verbodmeten Gegenstandes 
durch die schlechte Ausrüstung oder gar Seeuntüchtigkeit, 
Wurmstichigkeit etc. des Schifles herbeigeführt sei, so scheint 
es mir gerechtfertigt, den Nehmer trotzdem zur Zahlung der 
ganzen Bodmereischuld (also incl. der Prämie) zu verurtheilen. 
Wahrscheinlichkeit muss hier schon genügen, einmal weil ja der 
Nehmer in mala fide oder doch in culpa war und sodann weil 
ein absoluter Beweis hier selten möglich ist. — Aber auch wenn 
dem Nehmer in der Person des Befrachters in Bezug auf den 
Mangel der Ausrüstung und Seetüchtigkeit des Schiffes irgend 
eine Schuld selbsteigen oder in Bezug auf seinen Repräsentanten 
nachgewiesen werden kann, halte ich ihn zur Zahlung seiner gan- 
zen Bodmereischuld überall unbedingt für verpflichtet. — Das- 
selbe gilt, wenn verabredet war, dass das Schiff unter Convoy 
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oder Admiralschaft segeln solle, dies aber nicht geschah und 
dasselbe nun genommen wurde. 

III. Bei den hierbei vorkommenden Versehen und Vergehen 
des Schiffers wird nur dieser persönlich verpflichtet, nicht 
auch seine Rhederei oder seine Befrachter, die nur mit dem 
SchifTe und resp. ihrer Ladung haften. Dasselbe gilt von den 
Eignern der verbodmeten Waaren. Mit dem Untergänge der 
verbodmeten Gegenstände werden also Rheder und Befrachter 
frei, falls nur sie selbst keine Verschuldung trifTt. Dabei scheint 
es mir, nach den oben Band 1. § 61, S. 149 IT. ausgesprochenen 
Grundsätzen, gleichgültig zu sein , ob der Kapitain oder ob der 
Rheder die Bodmerei aufgenommen hat 4a ). 

IV. Die Gefahr in ihrer Eigentümlichkeit hängt besonders 
gerade von der bestimmten Reiseroute ab. Wenn also der 
Schiffer eigenmächtig und ohne Noth von derselben abweicht, so 
schadet der nun erfolgte Verlust dem Bodmeristeri nicht. Auch 
könnte hier nicht einmal der Beweis des Nehmers genügen, 
dass die Veränderung und auch noch so geringe Abweichung 
von der verabredeten Reiseroute keinen Einfluss auf die Gefahr 
gehabt habe noch hätte haben können; denn einmal scheint 
letzteres sehr problematisch und sodann ist überhaupt die fest- 
gesetzte Reiseroute für etwas so Fundamentales für die Bodmerei 
anzuseheu, dass man hier überall dem Nehmer auch nicht die 
kleinste Willkürlichkeit zu Gute halten darf. Das Gegentheil 
führt zu einem Heere von inconsequenzen. Die Grenze lässt 
sich dann nicht ziehen. Pardessus n. 914. 

Doch haftet natürlich Rheder und Ladungseigenthümer auch 
hier nicht persönlich, sondern nur deren Gut und sodann per- 
sönlich der SchifTer. Eine durch Zufall oder höhere Gewalt 
herbeigeführte Reiseänderung gehört zur Seegefahr, die der Geber 
tragen muss. Holl. R. 587. Schwed. Seerecht IV. 4. 

V. Auch gerade der besondere Zustand des Schiffes be- 
stimmt die übernommene Gefahr eigentümlich. Wenn dem- 


52. PöhU 1. c. 839 verpflichtet den Eigenthümer, wenn er die Verbod- 
mung selbst vornahm und nun durch des Schiffers Schuld der 
Gegenstand gänzlich unterging, unbedingt zur Rückzahlung, ist aber 
nicht recht deutlich. Vergl. Benecke System IV. S. 472, der aber 
die Analogie mit der Assecuranz presst. 

▼. Kaltenborn Seercchl II. 
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nach ohne zufällige Noth der Schiffer die verbodmeten Güter 
in ein ander Schiff packt, so gilt das was sub IV. gesagt ist. 
Holl. Recht 1. c. 982, welches die Veränderung des Schiffes eben 
nur im Falle der unwiderstehlichen Gewalt gestattet Selbst der 
Beweis in solchem Falle der eigenmächtigen Veränderung des 
Schiffes, dass das substituirte Schiff eben so gut oder noch besser 
als das bezeichnte gewesen wäre, genügt hier nicht und eben- 
sowenig der Beweis des Factums, dass beide Schiffe, das be- 
zeichnete wie das substituirte untergegangen seien, denn es liegt 
hier überall eine eigenmächtige Veränderung der Gefahr vor, die 
sich der Bodmerist nicht gefallen zu lassen braucht. 

Durch (ausdrückliche) Einwilligung des Gebers kann in- 
dessen diese Reise oder dies Schiff auch ohne höhere Gewalt 
verändert werden, und die Bodmerei bleibt bestehen. Pardessus 
n. 914 

Dasselbe wie von der Veränderung des Schiffes gilt auch 
von der Veränderung der verbodmeten Güter, nur mit der sehr 
umfassenden Ausnahme, dass fungibele Sachen auch hier so 
lange als vertretbar gelten, als nicht gerade auf diese bestimmte 
Species contrahirt ist und so lange die Einladung in das Schiff 
noch nicht erfolgt ist. 

VI. Die Abnutzung des Schiffes durch Slitage trägt der 
Bodmerist 48 ), denn diese muss man als stillschweigend in der 
Uebernahme der Seegefahr mitbegriffen betrachten. 

4 

VII. Geht nun der verbodmete Gegenstand während der 
Dauer des übernommenen Risicos und durch einen Zufall unter, 
den der Geber übernommen hat, so verliert derselbe jeden 
Anspruch an den Nehmer 44 ). 

VIII. Wird die ganze Reise dut*ch irgend einen Zufall, 
namentlich durch höhere Gewalt völlig verhindert und ist 
also das Schiff gar keiner Seegefahr ausgesetzt, so wird dadurch 
der Contract aufgehoben. Der Nehmer zahlt das Kapital zurück, 


53. So mit Recht Pöhls 1. c. 841. Anderer Meinung sind Pardessus, 
Boulay-Paty und Beneeke. 

54. Man darf sich aber füglich nicht so ausdrücken: der Vertrag werde 
dann null (Pothier 1. c. n. 37) oder bleibe nichtig (Ordon lt>81 
Art. 11. III. 5). Besser Code de comm. Art. 325. Holländ. Code 
Art. 588. Span. Art. 831. 
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zahlt aber keine Prämie, denn diese soll ja nur Ersatz für die 
Seegefahr sein und letztere hat hier nicht existirt. Dagegen scheint 
es mir billig, den Geber zu berechtigen, für die Zeit des ihm 
entzogenen Kapitals die unter Kaufleuten üblichen Zinsen zu 
fordern. Das Holl. Hecht l. c. Art. 58Ö billigt ihm ausdrücklich 
die gesetzlichen Zinsen zu. Es versteht sich, dass die etwa 
vorausbezahlte Prämie mit dem Kapital zurückzugeben ist. 

IX. Unterbleibt aber die Reise gänzlich durch Schuld des 
Gebers, so spreche ich ihm jene Zinsen ab;, durch Schuld des 
Nehmers oder seines Repräsentanten, so verurtheile ich ihn 
nichtsdestoweniger wenn auch nicht die Prämie zu zahlen, so 
doch ausser jenen Zinsen dem Geber noch das gesammte In- 
teresse zu leisten. 

Die Fälle sub VIII. und IX. sind die des Ri Storno. Siehe 
§ 205. 

X. War die Reise bereits angefangen, es muss aber die- 
selbe aus irgend einem Grunde abgebrochen werden, z. B. auch 
weil Seeräuber oder Kaper das Meer unsicher machen, so muss 
nichtsdestoweniger Kapital und Prämie bezahlt werden, denn 
das Risico ist hier angefangen, mithin die Prämie verdient. So 
ausdrücklich Holland. Handelsgesetzbuch Art. 586. cf. Pardessus 
n. 913. Es liegt darin, namentlich wenn die Reise in dem ersten 
Anfänge abgebrochen werden musste, allerdings einige Härte. 
Diese könnte aber einzig dadurch gemildert werden, dass man 
etwa dem Richter nach billiger Berücksicfyjigung der Umstände 
des jedesmaligen concreten Falles das Recht, den Betrag der 
Prämie herabzusetzen, einräumte: was allerdings willkürlich ist. 
Indessen allgemeine Grundsätze lassen sich hier nicht weiter 
aufstellen. Dies scheint mir selbst von dem Falle zu gelten, 
wenn die Bodmereisumme die Seegefahr für eine bestimmte Zeit 
nach dem Contract zu tragen hatte, denn bei einer solchen 
Festsetzung liegt ja nicht die Präsumtion vor, dass während der 
Zeit in jedem Augenblicke die Sache einer Seegefahr nach dem 
Abschlüsse des Vertrages ausgesetzt sein werde, und so scheint 
mir denn kein Grund vorzuliegen, um diesen Fall anders als 
alle übrigen beurtheilen zu müssen 65 ). Also wenn nur hier 


54. Siehe aber PöhU I. c. 843 
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einmal ein Risico stattgefunden, so ist auch liier die Bedingung 
der Prämie nach strengem Rechte erfüllt. 

Demnach lässt sich auch sagen: Eine Gefahr ist für 
den Bodmereigeber überhaupt nicht vorhanden, wenn der 
Bodmereinehmer die Reise freiwillig aufgibt oder wenn bloss 
Sachen verladen werden, die nicht im Contract als haftend an- 
gegeben sind, oder wenn sie für eine andere als die überein- 
gekommene Reise expedirt werden, oder wenn das Schiff zu 
Hause oder unterwegs oder die Reiseroute eigenmächtig geändert 
sind, hauptsächlich aber wenn das Schiff überhaupt nicht abgeht, 
oder wenn die Reise ganz unterbleibt. 

Xi. Bei einem theil weisen durch Zufall im obigen Sinne 
herbeigeführten Untergänge des verbodmeten Gegenstandes (siehe 
auch n. XiH.) reducirt sich der Anspruch des Gebers auf den 
Werth des noch erhaltenen Theiles und darf er sich aus dem- 
selben, soweit es möglich ist, immer befriedigen. Es ist gleich- 
gültig, ob die Bodmereisumme im Verhültniss zu dem Werthe 
des ganzen heilen Gegenstandes hoch oder niedrig war. Bei 
einer Verbodmung des ganzen Gegenstandes dient der ganze 
erhaltene Rest zur Befriedigung des Gläubigers. War aber nur 
ein Theil eines bestimmten Gegenstandes, z. B. von 100 Ballen 
Baumwolle nur bestimmte 20 Ballen, numerirt 1 — 20, verbodmet, 
so darf sich der Bodmerist überall nur nach Verhältniss seines 
Antheils aus dem geretteten Reste befriedigen. Dasselbe gilt, 
wenn ein ideeller Theil, z. B. eine Schiffspart oder die Hälfte 
der Ladung verbodmet war. Der Geber darf sich nur pro rata 
an den Rest halten. Sind bestimmte Theile von fungibelen 
Sachen verbodmet, z. B. jene 20 Ballen von 100 Ballen Baum- 
wolle, ohne Angabe der bestimmten Ballen durch ihre Nummern, 
so ist die Verbodmung eines ideellen Theiles vorhanden. 

Diese Art von Haftung des Bodmeristen für den Seeschaden 
des verbodmeten Objectes drückt man durch die Clausel aus: 
Es solle Alles haften, w r as der Boden zu Lande bringt; 
oder auch: der Bodmereigeber ist frei von Havarie oder von 
Bodmerei zahlt man keine Havarie, d. h. der Bodmerei- 
geber trägt überhaupt den Seeschaden gar nicht, so lange der 
Gegenstand (trotz dessen Beschädigung) noch zu seiner Be- 
friedigung hinreicht. 

Doch sind zuvor überall erst die Bergungskosten (Code 
de com. fr. 227), sowie die Havariegrossebeiträge der ver- 
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bödmeten Objecte und zwar bei einer theilweisen Verpfändung 
eines Gegenstandes vcrhältnissmässig in Abzug zu bringen. 

Diese ausgesprochenen Grundsätze sind in England, Ham- 
burg ••), nach der Schwed. Ass. -Ordnung 1750, ferner in der 
alten Amsterdamer Ass.-Ordnung, sowie nach dem Preuss. 
Seer. 1727 (VIII. 36), und zum Theil noch jetzt in Holland 
(siehe weiter unten) praktisch. Die anderen Seerechte ver- 
wechseln zumeist hier Assecuranz und Bodmerei und haben 
folgende Bestimmungen. Sie lassen den Bodmeristen allen an 
dem verbodmeten Gegenstände passirten Seeschaden und zwar 
sowohl die grosse als die particuiäre Havarie verhällnissmässig 
mittragen, dass er also in ähnlicher Weise wie ein Versicherer 
einsteht. Vergl. Span. Handelsgesetzbuch Art. 834, wo nur in 
Bezug auf die mehr oder weniger durch Schuld des Schiffers 
und seiner Leute, sowie des Bodmereinehmers, durch inneren 
Verderb, bei freiwilliger Veränderung des Schiffes entstandenen 
particulären Havarien eine Ausnahme stattfindet. Auch Code de 
com. fran. Art. 330 und zwar sogar ohne jene Beschränkungen 
ausdrücklich zu machen , [die sich aber von selbst verstehen, 
cf. Pardessus 1. c. 854, der auch behauptet n. 895, dass der 
Nehmer sich zwar durch besondere Verabredung von Tragung 
der particulären Havarie befreien dürfe (Art. 330), nicht aber 
der Havariegrosse, nämlich 1) weil dies Folge des Grundsatzes 
von der Verpfändung der verbodmeten Sachen sei und 2) weil 
ja die Bergung in Havariegrosse zuletzt doch immer einzig dem 
Geber zu Gute komme. 

Dagegen bestimmte die Ordonnance de la m. 1681 Art. 16. 
(III. 5): Les donneurs ä la grosse contribueront, ä la ddcharge 
des preneurs, aux grosses avaries — — , et non aux sim- 
ples avaries ou dommages particuliers qui leur pourraient arriver, 
s'il n'y a convention contraire; und diese zwiespältige Satzung 
ist im neuesten Preuss. Hechte (Allg. L. R. II. 8. § 2427 — 31) 
adoptirt, wornach der Bodmereigeber, falls er sich nämlich an 
den Werth der verbodmeten Sache hält, zur Havariegrosse con- 


56, Hamb. Statuten 1G03. II. 18. Art. 6. Von Bodmerei ist man nicht 
schuldig Havercy zu bezahlen Auch Hamb. Ass.-Ordn. IX. Art. 2. 
Siehe auch die (guten Bemerkungen Langenbecks 1. c. ad Art. 6. 
der Statuten , - 
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tribuirt : was nicht einmal anders verabredet werden kann ; nicht 
aber zur Particularhavarie, wenigstens ist dies nicht ausdrück- 
lich gesagt 47 ). 

Das Holl. Handelsgesetzbuch scheint nicht recht klar. Zwar 
wird Artikel 589 festgesetzt, dass: Bodmerei aus Noth ge- 
schlossen, falls nicht das Gegentheil ausdrücklich bedungen 
worden, keine andere Havarie trägt, als den Schaden, der aus 
dem Verluste oder aus der Verminderung nach Art. 569 ent- 
springt, d. h. aus particulärer Havarie des verbodmeten Gegen- 
standes. Daraus würde also folgen, dass jeder andere Bodmerist 
die particuläre und grosse Havarie tragen müsse. Indessen 
Art 699, wo die Fälle der Havariegrosse angeführt werden, wird 
sub n. 19 doch nur die Bodmerei prämie von Geldsummen, 
welche zur Deckung von Kosten, die in Havariegrosse kommen, 
aufgenommen sind, genannt. 

Der von uns aufgestellte Satz: von „Bodmerei ist man 
keine Haverei“ schuldig, der sogar zur Parömie geworden 
ist 4B ), scheint nun aus folgenden Gründen richtig und darnach 
der Bodmerist sowohl von Tragung der partieulären wie grossen 
Havarie freizusprechen zu sein. 


57. Pöhls 1. c. S. 844 und andere Autoren interpretiren diesen Art. 16 
der Ordonnanz merkwürdig. Vergl. Guidon de la mer eap. 19. 
Art. 5. — Wegen des neuesten Preuss. Rechts vergl. Koch, Preuss. 
R. § 448. — Wegen dieser ganzen Controverse siehe noch n. XIII. 
dieses §, sowie bereits Valin 1. c. sur l’art. 16 h. t. Boulay-Paty 1. c. 
p, 220. Emerigon 1. c. p. 504. Pothier 1. c n. 47. Baldasseroni 1. c. 
tit. VII. n. 29 p. 115. Benecke, System S. 463 ff. 493 ff. Verwer 
1. c. Aentekeninge § 24. Azuni 1. c. I. p. 220. Doch sind die An- 
sichten dieser Autoren zumeist veraltet: was zum Theil auch von 
der sonst in Frankreich herrschenden Ansicht gilt: dass, wenn nur 
der verbodmete Gegenstand ganz ankommt, der Bodmereischuldner 
persönlich haften müsse, obschon der Gegenstand in einem so ver- 
schlechterten Zustande angekommen ist, dass er die Bodmerei nicht 
deckt, ungeachtet dies durch Seeunfälle veranlasst ist, die der Bod- 
merist tragen musste. Siehe n. XIII. 

58. Vergl, Eisenbart, Grundsätze des Deutschen Rechts in Sprüchwörtern 
(2. Aufl. Leipzig 1792) S. 411, Wegen der folgenden Ausführung 
siehe bereits Langenbeck’s 1. c verständige Notizen und Pöhls 
1. c. 844. 45. 
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Bodmereigelder dürfen nach der Natur des Seerechts keine 
Havarie bezahlen, denn sie werden überhaupt nicht direct einer 
Gefahr ausgesetzt, sondern eben das Object, worauf sie geliehen 
sind, und mithin laufen sie gerade durch die Gefahr des 
verbodmeten Gegenstandes selbst ihr volles Risico, denn wird 
derselbe unter den Werth der ßodinereisumme durch Seegefahr 
vermindert, so vermindert sich auch der Anspruch des Bod- 
meristen auf Rückzahlung seines Darlehns sammt der Prämie. 
Es wäre allzu hart, wenn man den Bodmeristcn verurtheilen 
wollte, nun ausserdem noch nach Verhältniss seiner Geldsumme 
die particuläre Havarie zu tragen. Also z. B. ein SchifT ist 
20(000 Thlr. Werth. Darauf sind 5000 Bodmereigelder geliehen. 
Das Schiff hat für 2000 Thaler Havarieparticulär erlitten. Nun 
würde zwar der Bodmerist seine 5000 Thlr. zurückerhalten, aber 
er müsste davon als Beitrag zur Havarie U von deren Betrage, 
d. h. 500 Thaler sich abziehen lassen. Dies wäre ein neues 
Risico, welches in der Eigenthümlichkeit der Bodmerei nicht 
begründet scheint Die Prämie wird nicht für diese doppelte 
Gefahr gezahlt, sondern einzig: wegen der Möglichkeit, dass das 
Bodmereiobject ganz zu Grunde gehe und mit ihm auch der 
Darlehnsanspruch völlig aufhöre oder doch bei blosser Ver- 
schlechterung unter dem Werthe des Darlehns dieser Anspruch 
im Verhältniss verringert werde. 

Es darf aber füglich die Bodmereisumme auch nicht zur 
Contribution in Havariegrosse herangezogen werden. Allerdings 
wird durch die freiwillige Opferung auch das Beste des Bod- 
meristen indirect mitbefördert, da ja derselbe bei dem Unter- 
gänge der Sache sein Darlehn völlig verloren hätte. Allein ein- 
mal steht der Bodmerist mit den übrigen Schiffs- und Ladungs- 
iuteressenten, mit denen diese Bodmerei nicht ausdrücklich 
geschlossen ist, überhaupt in gar keiner rechtlichen Beziehung. 
Folglich ist ihm auch in Bezug auf sie gar nichts gerettet. Der 
Hauptgrund ist aber sodann der, dass, wenn man die Bodmerei- 
summe contribuiren lassen wollte, dasselbe Object zweimal 
contribuiren würde, einmal in dem Werthe des Schiffes 
und überhaupt des verbodmeten Gegenstandes, und einmal als 
Bodmereigeld, welches ja nicht mehr in Natura existirt, sondern 
bloss als Aufwendung in den verbodmeten Gegenstand oder 
überhaupt zum Zweck der Reise verwendet ist. Es kann doch 
aber selbstredend dieser Werth nur einmal gerettet werden. 


296 


Abschn. VIII. Von der Bodmerei. 


Pöhls 1. c. S. 845. Aber auch die eben daselbst ausgesprochene 
Ansicht von Pöhls, dass man zwar die Bodmerei von der Con- 
tribution freisprechen , dagegen den Bodmereigeber verpflichten 
solle, dem Nehmer den Beitrag desselben zur Havariegrosse zu 
erstatten, wogegen der Nehmer verbunden sein soll, das, was 
er als Entschädigung in Havariegrosse erhält, dem Bodmeristen 
wiederherauszugeben * *•), scheint nicht gebilligt werden zu kön- 
nen. Wozu diesen Umweg? da es sich ja von selbst versteht, 
dass der Bodmerist sich an den verbodmeten Gegenstand nur 
nach Abzug der Havariegrossbeiträge halten darf. Denn nur der 
nach diesem Abzüge vorhandene Werth darf als wirklich be- 
halten angekommen angesehen werden. Sodann aber führt diese 
Ansicht geradezu zu Absurditäten. Unmöglich kann der Bodmerei- 
geber den ganzen Antheil an Contribution, die den verbodmeten 
Gegenstand trifllt, überall tragen. Man nehme z. ß. den Fall, 
dass ein Gegenstand, der einen Werth von 100,000 Frs. hat, • 
für 1000 Francs verbodmet wäre. Es würde dann schon eine 
Havariegrossecontribution von 1% die Forderung des Bodmeristen 
völlig absorbiren. Dies wäre aber unsinnig. Höchstens dürfte 
man also den Bodmeristen nur im Verhältniss seiner vorge- 
schossenen Darlehnssumme in jedem einzelnen Falle contribuiren 
lassen #0 ). Aber auch das scheint nach den bisherigen Aus- 
einandersetzungen falsch. 

Auch würde die etwanige Bestimmung nicht zu billigen sein, 
dass die Bodmerei prämie überall zur Contribution in Havarie- 
grosse beitragen müsse, soweit sie nämlich wirklich gezahlt wird. 
Denn es ist hier die verpflichtende Beziehung des Bodmeristen 
zu den anderen Ladungs- und Schiflsinteressenten als dem 
Nehmer selbst nicht abzusehen, und wenn allerdings auch nicht 
geläugnet werden kann, dass die Prämie durch das Havarie- 
grosse factum errettet worden ist, so geht dies doch nur den 
Nehmer an, der allein, nämlich durch den verbodmeten Gegen- 


59. "Welche letztere Pflicht des Nehmers allerdings feststehen muss, weil 
ja der verbodmete Gegenstand soweit erhalten ist, als er in Havarie- 
gross ersetzt wird. 

« 

60. Dies verlangt Fremery, Itudcs de droit commercial p. 263 gegen 
die entgegenstehende, eben zu jener. Absurdität führende Ansicht 

* * des Pardessus 1. c. n. 926. 
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stand, mit dem Bodmeristen verbunden ist und der alleiu eben 
dadurch und nicht durch die Bodmereisumme mit den übrigen 
Interessenten von SchilT und Gut in Verbindung steht, denen 
völlige Genüge gethan ist, wenn erst nach Abzug der Havarie- 
lasten der Gegenstand dem Nehmer und durch diesen dem Geber 
der Bodmerei überantwortet wird. Zugleich wäre eine solche 
Bestimmung sehr unpraktisch, da in der Hegel nicht dem Bod- 
meristen, sondern dem Nehmer die Zahlung des Beitrages zur 
Last fiele, indem sich jener nun in Voraussicht der möglichen 
Zahlung eines Havariegrossebeitrags von der Prämie nur eine 
um so höhere Prämie würde versprechen lassen, so dass in allen 
Fällen, wo der Gegenstand in einem Zustande nicht unter 
dem Werthe der Bodmerei ankäme, eigentlich der Nehmer den 
Beitrag von der Prämie zahlen würde: was jedenfalls nicht die 
Absicht einer solchen Festsetzung sein soll •*). Siehe auch 
n. XIII. 

XII Ob im Falle des partiellen Verlustes der Bodmerei- 
geber nicht wenigstens verhältnissmässig die bedungene Prämie 
fordern kann, ist unter den älteren Autoren sehr streitig. Siehe 
Pothier 1. c. n. 48. und die unter der vorigen n. XI angegebenen 
Schriftsteller. Indessen erwähnen erstlich die Particularseerechte 
nichts davon. Ferner kann natürlich, wenn der Werth des 
verbodmeten Gegenstandes in dem Zustande der Verschlechterung 
nicht einmal die Kapitalsumme deckt, selbstredend von einer 
Befriedigung aus demselben auch noch in BetretT der Prämie 
wegen physischer Unmöglichkeit nicht die Rede sein. An eine 
irgend wie persönliche Verpflichtung des Nehmers zur Zahlung 
der Prämie oder eines Theiles derselben aus seinem übrigen 
Vermögen darf aber nach den bisherigen Erörterungen nicht 
gedacht werden. Also wird die Sache nur dann praktisch, wenn 
trotz des partiellen Unterganges oder resp. der Verschlechterung 

i i 1 I i * \ • 1 4 • f f 


61. Siebe bereits Bd. II. § 165 n. XXV. und XXVI. — Uebrigens ver- 
stehe ich das Holl. Recht 1. c. in jenem oben genannten Art. 569 
n. 19 nicht so, als ob der Bodmerist in jenem bestimmten 
Falle contribuiren müsse, sondern nur dahin, dass seine Prämie 
ihm von den Schiffs- und Ladungsinteressenten in Havariegrosse 
ausgezahlt werden müsse, was sich dann aber überhaupt von der 
ganzen Bodmereisumme in jenem bestimmten Falle versteht. 
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des ßodmereiobjectes noch so viel behalten bleibt, dass 1) das 
Kapjtal daraus völlig bezahlt werden kann und 2) auch noch 
etwas mehr übrig bleibt. Dann aber kann es keinem Zweifel 
unterliegen, dass dieses Mehr bis zur völligen Deckung der 
Prämie von dem Geber in Anspruch genommen werden darf, 
ja dass er auch noch von dem Mehr, soweit es reicht, die bei 
der Abwickelung des Geschäfts aufgelaufenen Kosten in Abzug 
bringen kann. 

XIII. Es soll hier nicht die Ansicht mancher älteren Autoren 
und bosonders noch neueren Französischen Schriftsteller ver- 
schwiegen werden: wornach der Nehmer nur im Fall glücklicher 
Ankunft zu zahlen verbunden sei und von einer glücklichen 
Ankunft weder im Fall des Unterganges noch der blossen Ha- 
varie des verbodmeten Gegenstandes die Hede sein soll. In 
welchem Zustande aber auch die verbodmeten Sachen an ihrem 
Bestimmungsorte ankommen, so muss nach derselben (!) An- 
sicht der Nehmer stets Kapital und Prämie bezahlen, nur soll ihn 
der Geber, falls Havarien erlitten sind, dafür entschädigen. Und 
zwar bei der Havariegross muss der Geber dem Nehmer für 
das, was letzterer zur Contribution zahlt 6 *), Entschädigung leisten, 
wogegen er das empfängt, jvas die anderen Contributionspflich- 
tigen zahlen müssen, wobei cs sich von selbst versteht, dass, 
wenn das Darlehn nur für einen aliquoten Theil des Gegen- 
standes bei der Bodmerei hingegeben ist, aller Schaden und 
Vortheil aus der Havariogross nur verhältnissmässig von Geber 
und Nehmer zu tragen ist. Auch bei der particulären Ha- 
varie soll dann der Geber die ganze Summe, für welche sie ab- 
geschätzt ist, tragen. Vergl. Pardessus I. c. n. 920 sq. Indessen 
diese ganze Ansicht darf nach den n. XI dieses § gegebenen 
Erörterungen als irrig bezeichnet werden. 

XIV. Wegen der völligen Willkürlichkeit der Prämie in 
Bezug auf ihre Höhe einerseits ist es nicht abzusehen, warum 
nicht andererseits auch die vom Bodmereigeber zu tragende 


62. Und dies ist nach Pardessus der volle Betrag des von dem Bodmerei* 
gegenstände Überhaupt zu leistenden Havariegrossebeitrages, wogegen 
aber schon Fremery polemisirt. Siehe oben n. XI. Note 60. 
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Gefahr in jeder beliebigen Weise beschränkt werde ••). Nur 
darf darin keine verdeckte Entziehung der Gefahrstragung liegen., 

XV. Ueber die Dauer des Risicos und ihre Präsumtionen 
in Ermangelung ausdrücklicher Bestimmungen ist bereits oben 
§ 201. n. 10. u. § 203 n. VII. gesprochen worden. Muss das Schiff 
in einen Nothhafen einlaufen, so trägt im Allgemeinen der Bod- 
merist auch während des Aufenthaltes des Schiffes in demselben 
die Gefahr * 4 ), falls er für die Gefahren der Heise überhaupt 
steht oder falls bei einer bestimmten Zeit für die über- 
nommene Gefahr die Zeit jenes Aufenthaltes im Nothhafen noch 
in jenen verabredeten Zeitraum des Bisicos hineinfällt. Endigt 
freilich die bestimmte Zeit während des Aufenthaltes im Noth- 
hafen, so trägt selbstredend der Bodmerist nur bis zu diesem 
Augenblicke die Gefahr im Nothhafen. 

Das Einlaufen in einen Nothhafen in Folge erlittener See- 
schäden ist selbst als Seegefahr anzusehen, wofür der Geber 
haftet, so lange nicht das Gegentheil verabredet worden ist. 
Zugleich aber ist Regel: Wenn nur auf eine bestimmte Zeit die 
Bodmerei gegeben wird, so hört nach Ablauf dieser Zeit eo ipso 
die Gefahr für den Geber auf und das Kapital mit der Prämie 
muss zurückgezahlt werden, wenn auch das Schiff noch des 
Weiteren einer Gefahr ausgesetzt bleibt. Ja bis zum Belaufe 
des Werthes des verbodmeten Gegenstandes beim Ablauf jener 
bestimmten Zeit der Verbodmung, haftet der Bodmereinehmer 
selbst persönlich mit seinem übrigen Vermögen für verhältniss- 
mässige Rückzahlung des Bodmereicapitals und der Prämie, wenn 
in einer anderen späteren Gefahr der verbodmete Gegenstand 
untergegangen sein sollte. Vergl. Pothier (contract ä la grosse) 
n. 30. Uebrigens ist hier namentlich bei älteren Französischen 
Autoren Manches controvers; cf. Emerigon 11.517. Boulay-Paty 
III. 201—203. Doch scheint die Sache klar genug zu sein. 

-i 


63. Pardessus 1. c. n. 895 und 914 in f., sowie Pöhls S. 846 ist unserer 
Ansicht. Emerigon 1. c. p. 503 erklärt bei solcher Beschränkung 
der Gefahr den Contract für „offenbar“ null und wucherlich: 
was ich aber nicht so offenbar finde. Aehnlich wie Emerigon 
auch Targa, ponde. cap. 32. n. 17. Boulay>Paty 1. c. p. 2 24. 

64. So Pöhls 1. c. Benecke, System a. a. O. S. 174 ist anderer Meinung 
ebenso Baldaaseroni 1. c. n. 42. p. 123. 
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XVI. Trifft übrigens den verbodmeten Gegenstand ein Un- 
glücksfall, so ist der Bodmereinehmer verbunden, dem Geber 
sobald als möglich davon Nachricht zu geben. 


$ 205. Ristorno. 

I. Wenn die verbodmeten Sachen aus irgend einem 
Grunde ganz oder theilweis nicht der Gefahr ausgesetzt wer- 
den, so kann überhaupt ganz oder doch in Bezug auf die nicht 
der Gefahr exponirten Sachen von Bodmerei nicht die Hede sein. 
Sobald nun die Nichtaussetzung der Gefahr gewiss ist, so ist der 
Bodmereivertrag wenigstens insofern und soweit die Gegenstände 
der Gefahr nicht ausgesetzt, nicht vorhanden, da die Bestehung 
der Gefahr etwas durchaus Wesentliches darin ist. 

Es ist wenigstens in Bezug auf die nicht exponirten Objecte 
I) nur ein einfaches Darlehen mit Pfandrecht (siehe n. III.) 
vorhanden und 2) kann demnach der Geber wenigstens in Be- 
zug auf die nicht der Gefahr ausgesetzten Sachen keine Prämie 
zu verlangen berechtigt sein, die ja nur Folge der Gefahr ist, 
indessen wird er jedenfalls im Allgemeinen zur Zinsforderung 
befugt sein, da bei der Stipulirung der Prämie überall die 
Präsumtion obwaltet, dass das Darlehn nicht ohne Entgeld, 
also im Fall des Wegfalls der Gefahr und Prämie, wenigstens 
mit den üblichen kaufmännischen Zinsen sammt allen Kosten, 
auch denen der etwanigen Versicherung (Preuss. Recht II. 8. 
§ 2418), zu restituiren sei. Ja im Falle der durch die Schuld 
oder den freien Willen des Nehmers, nicht durch reinen Zufall 
herbeigeführten Rückgängigmachung scheint es allgemeinen Rechts- 
grundsätzen entsprechend zu sein, dass der Nehmer dem Geber 
überhaupt das gesammte Interesse prästire ••). Siehe § 204. 
n. IX. 


65. Das Preuss. Recht 1. c. § 2419 verurtheilt den Nehmer, der bloss 
unter Vorspiegelung einer zu machenden Reise oder Versendung 
den Contract schloss und nachträglich aufhob, zur Zahlung der be- 
dungenen Bodmereiprämie, insoweit selbige die gewöhnlichen Zinsen 
übersteigt, an die Schiffsarmenkasse : eine allerdings etwas sonder» 
bare Satzung. . . 
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Die einzelnen Fälle sind zum Theil § 204 n. VIII. und IX. 
angegeben. Siehe aber n. IV. dieses §. 

II. Es versteht sich aber überall hier von selbst, dass der 
Geber, sobald jenes Factum der Nichtaussetzung der Gefahr für 
den verbodmeten Gegenstand feststeht, also von einer Bodmerei 
eigentlich nicht mehr die Rede ist, sofort den Contract auf- 
heben und sein Kapital zurückfordern darf. Er braucht sich 
keineswegs gefallen zu lassen, dass der Nehmer nun etwa das 
Geld als einfaches Darlehn behalte. Werden also sämmtliche 
Gegenstände der Verbodmung nicht exponirt, so darf der Geber 
sein -ganzes Kapital zurückfordern im Augenblicke, wo jene 
Nichtaussetzung der Gefahr gewiss ist. Wenn dagegen die 
Bodmereiobjecte nur theilweis der Gefahr nicht ausgesetzt wer- 
den, so scheint dadurch wegen des unbestimmten aleatorischen 
Charakters der Bodmerei als eines gewagten Geschäftes juristisch 
nichts entgegenzustehen, dass der Vertrag bis zum Belaufe des 
Werthes der wirklich exponirten Objecte zu Recht bestehen 
bleibe und dass ihn der Bodmereigeber nicht gänzlich über den 
Haufen werfen dürfe, sondern sich damit begnügen müsse, den 
* Betrag seines Kapitals nur zum Theil und zwar im Verhältniss 
der nicht der Gefahr ausgesetzten Gegenstände zurückzufordern. 
Zugleich ist der Geber in allen Fällen für verpflichtet zu 
halten, ganz oder theilweis das Kapital wegen Nichteintritts der 
Gefahr auf Anbieten des Nehmers zurückzunehmen und kann 
er sich dessen selbst im Falle der durch des Nehmers Schuld 
eingetretenen Nichtexponirung der Gefahr nicht weigern, doch 
hat er je nach der Schuld oder Unschuld des Nehmers eine 
grössere Schadloshaltung zu fordern, wenn er auch nie die 
Prämie zu verlangen berechtigt sein kann. Siehe n. I. und IV. 
dieses $. 

Jene Restitution des Kapitals nennt man nun Ristorno 
von dem Italienischen ritornare (wiedergeben), ritorno (Zu- 
rückgabe). In England und Nordamerika heisst es return, in 
Frankreich ristourne. Es ist analog dem Ristorno bei Asse- 
curanzen, obgleich es damit doch nur einige Aehnlichkeit hat, 
indem es dort bedeutet Restitution der bereits von dem Ver- 
sicherten gezahlten Assecuranzprämie, doch so, dass davon wegen 
der bereits gehabten Mühwaltung des Versicherers und wegen 
der Nothwendigkeit, Gelder festliegen zu lassen, gewöhnlich 
% pCt. abgezogen wird. 
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HI. Dem Darlehngeber bleibt aber zur Sicherung seiner 
Rückzahlungsforderung ein Pfandrecht an den verbodmeten 
Gegenständen, denn dies letztere erscheint durch das Verschwin- 
den der auszusetzenden Gefahr nicht so wesentlich wie die Prämie 
afficirt zu werden und nicht nothwendig, mit demselben in sich 
juristisch zusammen zu fallen. Anderer Meinung ist Pardessus 
1. c. n. 928. Siehe aber n. VIII. dieses §. 

IV. Das Ristorno tritt nun in verschiedenen Fällen ein, 
die aber alle juridisch gleich gelten. Es erfolgt, wenn die ver- 
bodmeten YVaaren gar nicht ins Schiff geladen werden oder 
wenn überhaupt die Reise des Schiffes unterbleibt, und letzteres 
gilt dann insbesondere, wenn das SchiH oder wenn Schiff und 
Ladung zugleich verbodmet waren. Schwierig ist bei einer 
gleichzeitigen Verbodmung von Schiff und Gut in einer Bod- 
merei der Fall, dass zwar das Schiff abgeht, nicht aber die 
Ladung oder doch nur ein Theii derselben. Ist hier nicht nach 
den besonderen Bestimmungen des flontractes das Eine wie das 
Andere je für die ganze Bodmerei und die ganze Prämie ver- 
haftet, so gilt die Bodmerei nur nach Verhältnis des wirklich 
in See gegangenen Schiffes und Gutes; das Uebrige der Bodmerei- 
summe ist nur als einfaches verzinsliches Pfand-Darlehn an- 
zusehen, und die Bodmereiprämie reducirt sich im Verhältnis. 
Die besonderen Wirkungen bei einer Verschuldung mögen nach 
$ 204 sub IX. eintreten. 

ist von verbodmeter Ladung nur ein Theii abgegangen, so 
findet dieselbe Reduction mit denselben Wirkungen statt. 

Auch ist der Fall analog zum Ristorno zu ziehen, wo die 
Kapitalsumme des Gebers, mag sie nun in Geld oder in NVaaren 
oder Materialien bestehen, von dem Geber nicht ganz zu dem 
beabsichtigten Zwecke verwandt wird. Der Geber muss den 
Ueberschuss zurücknehmen und der Nehmer ist zur Zurückgabe 
desselben sogar verpflichtet unter der Voraussetzung, dass die 
verbodmeten Gegenstände, wegen der Nichtaufwendung der gan- 
zen Summe oder auch aus anderen Gründen Yor der Abreise 
nicht mehr dem Werthe des ganzen Bodmereicapitals wenigstens 
gleichkommen. Span. Handelsgesetzbuch Art. 824. Auch glaube 
ich, dass hier der Nehmer zur Zinszahlung für den rückgezahlten 
Ueberschuss verpflichtet ist. Sodann scheint es sich von selbst 
$tu verstehen, dass die Prämie im Verhältniss des zurückgezabl- 
ten Theiles der Kapitalsurame sich vermindern müsse. 
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Endlich darf der Fall hieher gerechnet werden, wo über- 
haupt die vorgestreckte Summe sich als höher denn die ver- 
bodmeten Gegenstände vor der Abreise noch erweist. Jedenfalls 
ist der Geber berechtigt, wenigstens den Ueberschuss sich zu- 
rückzahlen zu lassen, versteht sich mit Zinsen und unter ver- 
hältnissmässiger Minderung der Prämie. Im Fall des Betruges 
von Seiten des Nehmers wird er aber befugt gehalten werden 
müssen, wie es auch das Holland. Handelsgesetzbuch Art. 576 
ausdrücklich erklärt, den Vertrag für nichtig erklären zu lassen, 
und spreche ich dann dem Geber das Recht zu, ausser dem ge- 
sammten Kapital nicht bloss Zinsen, sondern Leistung des ge- 
sammten Interesses fordern zu können. Das Prämium ist aber 
auch hier nicht zu zahlen. 

V. War das Risico begonnen, so ist Kapital und Prämie 
zu zahlen. Es kann von einem Ristorno nicht mehr die Rede 
sein. 

VI. Der Nehmer ist zur sofortigen Anzeige von der ganzen 
oder theilweisen Nichtrealisirung der Bodmereibedingungen an 
den Geber verbunden; sonst muss er in allen Fällen dem Ge- 
ber nicht bloss Zinsen zahlen, sondern das gesammte Interesse 
leisten. 

Uebrigens wenn auch der Nehmer erst nach beendigter oder 
auch angetretener Reise dem Geber die Anzeige macht, und 
nötigenfalls den Beweis liefert: dass die verbodmete Waare gar 
nicht geladen, mithin auch nicht der Seegefahr ausgesetzt sei: 
— so kann von einer Prämienforderung des Gebers füglich 
nicht die Rede sein. Aber in solcher verspäteten Anzeige liegt 
wohl allemal eine Schuld des Nehmers (oder doch seines Re- 
präsentanten), der hier mithin in der Regel nicht bloss zur 
Zahlung der höchsten Zinsen * sondern überhaupt zur Leistung 
des gesammten Interesses zu verurteilen ist. Dieses Interesse 
mag der Geber beweisen und sollte derselbe darthun können, 
dass er während der Zeit eine andere vorteilhafte Bodmerei- 
prämie zu verdienen Gelegenheit gehabt hätte, so wird die dem- 
selben zu leistende Entschädigung darnach hoch zu bestimmen 
sein, mithin in manchen Fällen der verabredeten Prämie gleich- 
koramen können. 

Pardessus n. 931 scheint den betrügerischen Nehmer überall 
zur Zahlung der Prämie zu verpflichten, da derselbe gegen die 
dessfallsige Forderung des Gebers sich auf . seinen eigenen 


304 Ab9chn. VIII. Von der Bodmerei. 

Betrug und auf die dadurch bewirkte Aufhebung des Contractes 
nicht berufen könne. Doch gesteht er selbst, dass füglich die 
Gerichte nur Kapital und Zinsen -auch hier zusprechen würden. 

VII. Es liegt in der Natur des Bodmereicontracts die recht- 
liche Forderung des Bodmereigebers begründet, dass der Nehmer 
überall den Beweis liefere, dass jedes dessfallsige Risico im 
einzelnen Falle vom Geber zu tragen war, also namentlich, dass 
das Schiff durch Zufall, nicht durch Schuld des Nehmers oder seiner 
Repräsentanten von seiner Route abgewichen sei, dass ferner 
sich im Schiffe zur Zeit der zu tragenden Gefahr, für seine 
Rechnung verbodmete Güter bis zum Belaufe des Bodmerei- 
darlehns auf dem Schiffe befunden haben etc.; oder falls das 
Bodmereikapital zum ßehufe von Einkäufen über See entliehen 
war, dass sich die bestimmte Bodmereisumme in natura auf 
dem Schiffe zu jener Zeit befunden habe. Pardessus 1. c. 929. 
Solchen Beweis anzufechten steht natürlich dem Bodmereigeber 
zu. cf. Code de com. fr. Art. 329. Ohne jenen vollen Beweis 
verliert der Geber seinen Anspruch auf Restitution des 
Kapitals, resp. nebst Prämie, nicht. 

VIII. Man spricht auch noch irregulärer Weise dann von 
Ristorno, wenn der Geber den Contract rückgängig macht. Wird 
aber das Ristorno von dem Geber einseitig und willkürlich aus- 
geübt, so kann er natürlich nicht bloss keine Prämie verlangen, 
sondern nur das Kapital zurückfordern, und spreche ich ihm 
nicht bloss Zinsen ab, sondern verurtheile ihn auch zur vollen 
Entschädigung des Nehmers. Preuss. Recht II. 8. $ 2420. Dies 
folgt aus allgemeinen Rechtsgrundsätzen. Nicht weniger, dass 
dem Geber in allen Fällen des Ristorno, mag es von ihm oder 
dem Nehmer geübt werden, bis zu seiner Befriedigung die ver- 
bodmete Sache eben so verhafte^ bleibt, als wenn der Contract 
nicht rückgängig geworden wäre. Preuss. Recht 1. c. § 2421. 
Siehe n. III. dieses §. 

• * 

! § 206. Negociabilität des Bodmereibriefes. 

1 1 < 

I. Der Bodmereibrief erscheint als ein Vermögensobject 
und darum, da kein besonderer Grund in der Natur der Bodmerei 
entgegensteht, ganz allgemein als ein Gegenstand des Verkehrs, 
als veräusserlich. Es verhält sich aber mit der Veräusser- 
lichkeit des Bodmereibriefes im allgemeinen ganz wie mit der von 
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Vermögensobjecten ähnlicher Art, namentlich von obligatorischen 
Urkunden mit oder ohne Pfandrecht. Insbesondere wird dem- 
nach die Uebertragung eines Bodmereibriefes durch eigentliche 
Cession sowie durch Delegation erfolgen können. Bei diesen 
beiden Veräusserungsarten sind dieselben Erfordernisse zu er- 
füllen und werden dieselben Wirkungen , Einreden etc. zu 
gestatten sein, wie sie überhaupt bei Cessionen und Delegationen 
Vorkommen können. 

II. Zugleich ist aber wegen des eigenthüralichen Charakters 
des Bodmereibriefes, als eines Handelspapieres, derselbe 
negociabel ••). ln Italien regelmässig und anderwärts nicht 
selten nennt man sogar den Bodmereibrief See Wechsel (cam- 
bio maritimo 67 ), ohne dass sich aber behaupten Hesse, dass der 
Bodmereibrief im Allgemeinen die Natur eines Wechsels habe. 
Es fordern aber einige Seerechte ganz ausdrücklich (Code de 
c. fran. Art. 313, Span. Art. 815 und Holl. Code Art. 573) und 
anderweitig ist es weitverbreitete Usanz, dass nur die an Ordre 
gestellten Bödmereibriefe negociable Natur haben, also nament- 
lich durch blosse Indossemente in derselben Form wie Wechsel- 
briefe an Dritte übertragen werden können. Es scheint auch 
keine Nothwendigkeit vorzuliegen, den Bodmereibrief an 
sich, auch, wenn er nicht an Ordre gestellt ist, für ein ne- 
gociables Papier zu halten. Denn einmal kann ja der Zusatz : an 
Ordre, wenn es die Parteien wünschen, leicht gemacht werden, 
und sodann, wenn man auch von dieser Leichtigkeit absehen 
wollte, so ist der Bodmereibrief immer nur als ein seltenes In- 
strument anzusehen, durch welches der Seeverkehr nicht regel- 
mässig bestimmt wird und bei welchem jene leichte wechsel- 
mässige Uebertragung nicht als unmittelbares Bedürfniss erscheint 
Anders bei den Connossementen (Bd. 1. § 109), obgleich selbst 


66. Wegen England vergl. Abbott 1. c. n. 14, S. 133. Case ltebecca, 
5 Robinson, adm. rep. 102. 

67. Uebrigens nennt man Seewechsel vorzugsweise auch die Connosse- 
mente, auf welche Bodmereigelder vorgestreckt sind und in deren 
Dorso demgemäss bemerkt ist, dass sie dem, auf welchen sie lauten 
oder jedem Inhaber , für die benannte Summe verpfändet sind. 
Siehe oben $ 200 in f. 

v. Kaltenborn, Seerecht U. 20 
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in Bezug auf diese die Theorie wie die Praxis sehr schwankend 
sind. Freilich lässt sich auf der andern Seite aus Gründen der 
Zweckmässigkeit für die gegentheilige Meinung sehr viel 
sagen Denn 1) wird dadurch jeder Kapitalist leichter zur Hin- 
gabe von Summen auf Bodmerei Sich entschlossen , da ja jeder 
Bodmereibrief an sich als eine Art Papiergeld selbst erschiene; 
und das würde jedenfalls dem Seeverkehre heilsam sein. 2) 
Dies würde namentlich den Bodmereinehmer zu Gute kommen, 
da dadurch die Höhe der Bodmereiprämie sich eher vermindern 
als erhöhen werde, falls der Bodmerist seinen Brief auf so leichte 
Weise wie einen Wechsel verwerthen könnte. 3) Dies würde 
auch dem Bodmereinehmer nicht anderweitig schaden , derselbe 
würde allerdings gegenüber dem Indossaten gewisse Einreden 
verlieren, die er dem Cessionär entgegen stellen könnte; doch 
ist dies unbedeutend. Bei dem Bodmereibrief kommt es so gut 
als gar nicht auf die Person des Gläubigers an. Jeder Gläu- 
biger kann sich aber nur an die verbodmete Sache halten. 
(Siehe n. III dieses §.) Die Einrede aber, aus der Lex Anasta- 
siana, wird selbst gegenüber dein Cessionär bei einer Bodmerei- 
forderung überall nicht zu gestatten sein, da in jeder Bodme- 
reiforderung überhaupt eine unsichere, gewagte Speculation 
liegt, auf welche sich die für den gewöhnlichen Verkehr be- 
rechneten Bestimmungen jener Lex nicht anwenden lassen, die 
ja im Grosshandelsverkehre Überhaupt kaum respectirt wird ••). 

III. Der sogenannte Seewechsel oder Bodmereibrief wird 
zwar durch das Stellen an Ordre und Indossiren nicht zu einem 
wahren Wechsel und kann man nicht unbedingt die Vernich- 
tung aller Einreden behaupten. Doch jedenfalls können trotz 
des an Ordre Stellens oder Indossirens nur diejenigen Ein- 
reden, welche aus dem Wesen des Bodmereicon- 
tracts sich noth wendig ergeben, gegen den dritten Inha- 
ber ebenso wie gegen den ursprünglichen Bodmereigeber opponirt 
werden. Dagegen müssen dadurch alle anderen selbstständigen 
Einreden, welche nicht aus der Eigenthümlichkeit des Bodme- 
reiverhältnisses entspringen, gegenüber dem dritten Inhaber als 
erloschen angesehen werden, falls sie auch gegen den ursprüng- 
lichen Geber das Recht auf Zahlung sistirt oder gemindert oder 


68. Pöhla 1. c. verlangt allemal das Stellen: an Ordre. 
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aufgehoben hätten ••). Es liegt darin allerdings ein starkes 
Recht des Gläubigers. Doch möchte ich, aus Gründen der 
Billigkeit gerade gegen den Bodmereigläubiger, diesem das- 
selbe nicht bloss dann einräumen, wenn der Schuldner durch 
den Beisatz: an Ordre, gleichsam zu Gunsten des Gläubigers 
auf jene Einrede verzichtet hat; sondern allgemein, da bei der 
Bodmerei der Gläubiger an sich am ungünstigsten gestellt ist, 
indem er die Gefahr des Kapitals allein trägt. 

IV. Die formellen Erfordernisse, wie sie bei Wechseln na- 
mentlich in prozessualischer Beziehung nothwendig sind, müssen 
auch bei dem Seewechsel erfüllt werden, wenn er wechselähn- 
liche Wirkungen haben soll. Das Indossement muss das Be- 
kenntniss der empfangenen Valuta enthalten. Die üblichen Pro- 
teste müssen innerhalb der gesetzlichen oder usuellen Fristen 
und mit den besonders vorgeschriebenen Förmlichkeiten erhoben 
werden 70 ). Ist nun das Bodmereidarlehen auf eine bestimmte 
Zeit von Monaten oder Tagen gemacht, oder zu einer gewissen 
Zeit zurückzuzahleu: so muss der Inhaber des Bodmereibriefes 
die Zahlung zur angegebenen Zeit fordern und muss im Nicht- 
zahlungsfaile nun protestiren unter Innehaltung der wechsel- 
mässigen Fristen und Formen. Ist aber der Zeitpunkt der 
Rückzahlung unbestimmt, ist also namentlich die Bodmerei für 
eine Reise überhaupt geschlossen oder bis auf die Zeit der Er- 
reichung einer gewissen Höhe auf der See: so kann füglich der 
Inhaber das betreffende Schlussereigniss im Augenblicke wo es 
statt hat, nicht wissen, um sofort Zahlung zu fordern oder zu 
protestiren. Es genügt hier, wenn er nur sofort es thut, sobald 
er benachrichtigt ist. 


69. Weiter gehen: Casaregis 1. c. disc. 55. Baldasseroni 1. c, üb. VIII. 
n. 5. p. 134. Emerigon 1. c. p. 524. Boulay-Paty 1. c. p. 99. 
Unsere Ansicht ist Pöhls 1. c. 849. 850 

70. Casaregis 1. c. Boulay-Paty 1. c. p. 99. 101. Pardessens n. 899. 
Anderer Meinung ist zum Theil Pöhls 1. c. 851. Freiüch bin auch 
ich der Meinung, dass Unterlassung dieser Formen, Versäumung 
dieser Fristen den Anspruch des Inhabers nicht ganz aufhebt, son- 
dern nur ihm die wechselmässigen Vortheile entzieht. Doch darf 
man die Beobachtung dieser Formen mit Recht als ein Ent- 
geld verlangen für die ungemein leichte, formlose Uebertragung 
des Bodmereibriefes durch Indossemente. 
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V. Mag nun aber der Bodmereibrief durch Cesston oder 
durch Indossement und zwar titulo oneroso oder gratuito gleich- 
viel, übertragen sein, so haftet doch in allen Fällen der Vor- 
mann dem späteren Gläubiger nur für die Verität, nicht für 
die Realisirung der Bodmereiforderung, es sei denn, dass das 
Gegentheil ausdrücklich bedungen wäre. Es findet also im All- 
gemeinen kein Regress statt 7I ). 

Im Fall des zufälligen Unterganges oder der Verschlechte- 
rung des Bodmereiobjectes durch Seegefahr, unter den Werth 
der Bodmereisumme nebst Prämie, versteht sich das Nichtstatt- 
finden des Regresses' von selbst. Die Bodmereiforderung fundirt 
ja auf der Voraussetzung der behaltenen Ankunft und es hiesse 
das Wesen der Bodmerei über den Haufen werfen, wollte man 
in solchem Falle dem späteren Gläubiger einen Regress gegen 
seinen Vormann zur Rückzahlung gestatten. Wer in eine Bod- 
mereiforderung eintritt, kann füglich nur mit einem eventuellen 
Rechte zur Geltendmachung des Anspruchs im Falle glücklicher 
Ankunft als Gläubiger von Anfang an eingetreten sein, denn er 
muss wie die Rechte so die Lasten der Bodmerei mit übernehmen. 

Aber auch wenn der verbodmete Gegenstand durch eine, 
den Geber an sich nicht treffende Gefahr untergegangen ist, so 
kann sich der spätere Gläubiger nur an den wirklichen Schuld- 
ner und dessen anderweitiges Vermögen ausser dem verbodme- 
ten Objecte halten, und hat keinen Regress gegen den über- 
tragenden Gläubiger, falls auch jener Schuldner insolvent sein 
sollte. Denn der allgemeine Grundsatz, dass bei Cessionen nur 
für die Verität der Forderung einzustehen sei , muss um so 
mehr bei Bodmerei gelten, bei welcher ja an sich die einschla- 
genden Forderungen einem ganz ausserordentlichen Risico aus- 
gesetzt sind. Und selbst die Uebertragung des Bodmereibriefes 
durch Indossemente sollte füglich nicht die Wirkung haben, 
diesen Satz umzustossen. Die Analogie des Wechsels darf nicht 
soweit auf diesem sogenannten Seewechsel ausgedehnt werden. 
Der aleatorische Charakter des Bodmereigeschäftes scheint solcher 
Ausdehnung der Analogie entgegen zu stehen. Es ist überhaupt 
in der wechselmässigen Uebertragung des Bodmereibriefes nur 
eine Erleichterung des Verkehres mit diesen Papieren zu suchen, 


71, Pöhl* 1. c. ist unserer Ansicht. 
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nicht anzunehmen, dass dadurch eine besondere strenge Ver- 
haftung der einzelnen späteren und früheren Gläubiger nach den 
Grundsätzen der eigentlichen Wechsel eintreten solle. 

Dafür spricht sich denn auch das Holl. Handelsgesetzbuch 
Art. 573 aus: „In diesem Falle (nämlich der Uebertragung durch 
„Indossement) tritt der Indossat in die Stelle des Indossanten, 
„sowohl für den Nutzen als für den Schaden, ohne dass der 
„Indossant zu einer ferneren oder anderen Verbür- 
„gung gehalten ist, als zu der des Daseins der Bod- 
merei “ 7 *). 

Doch hat hin und wieder, wie z. B. in Italien, und früher 
in Frankreich der Gebrauch, ja im letzteren Lande durch 
Code de com. Art 313. 314., sogar das Gesetz den Regress 
eingeführt ,3 ); indessen hat doch Art. 314 die ausdrückliche 
Limitation: la garantie de payement ne seiend pas au profit 
maritime, ä moins que le contraire n’ait expressöment stipute, 
so dass also der Indossat nur zu fordern berechtigt ist: 
das Kapital mit dem gewöhnlichen Zins von demselben 
(und zwar nach Pardessus 1. c. nur vom Tage des Pro- 
testes an gerechnet), sowie die legitimen Spesen nebst deren 
Zinsen, endlich den Coursverlust. Freilich scheint diese Be- 
chränkung des franz. Rechts falsch zu sein 74 ). Vielmehr 
wo einmal der Regress, gleichviel ob durch Vertrag oder Gesetz, 
geübt werden darf, da muss er sich auf die ganze Bodmerei- 
summe und die Prämie erstrecken. Die französischen Gesetz- 
geber haben selbst Emerigons schon bestrittene Behauptung, 
dass das Indossement keine Garantie enthalte , die übrigens 


72. Auch das Span. Handelsgesetzbuch Art. 815 darf man in diesem 
Sinne erklären: die Bödmereibriefe dürfen, wenn an Ordre gestellt, 
durch Indossirung cedirt und vernegocirt werden; dem Cessionär 
werden sodann durch das Indossement alle Rechte und alles 
Risico des Bodmereigebers übertragen. In dem: „alles Risico“ 
des Bodmereigebers liegt aber füglich auch die Insolvenz des 
Schuldners. — 

73. Vergl. wegen Italien Casaregis discursus legal, n 55. Baldasseroni 
1. c. n. 5. Piantanida 1. c. p. 337. n. 119. Wegen Frankreich 
Emerigon 1. c. Boulay-Paty 1. c. Pardessus L c. 

74. Obgleich dieser franz Ansicht auch Piantanida ist, der aber den 
Code nicht erwähnt. 
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richtig ist, aber zur Aufhebung alles Regresses hätte führen 
sollen, verworfen ,5 ). Der Grund: der Indossant könne nur für 
das Kapital garant sein, ist unhaltbar. Ist er einmal Garant, so 
muss er es für das Ganze sein, also einschliesslich der Prämie. 
Dass er dem Regress für eine Prämie ausgesetzt werde, die er 
selbst scheinbarlich nie erhalten hat, ist eben nur ein 
Schein, denn in der ihm von dem Indossaten für den Bodmerei- 
brief gezahlten Summe war füglich der Preis 1) des Kapitals 
und 2) der Prämie mitenthalten und jene wurde gerade durch 
Beides (natürlich mit besonderer Rücksicht auf die eigenthiim- 
liche concrete Gefahr) festgestellt. Da also der Indossant seinem 
Käufer die Bodmereiforderung ganz übertrug, so übernahm sie 
dieser selbstredend in der Absicht, Kapital und Prämie einzu- 
cassiren. Giebt der Käufer weniger für den Bodmereibrief als 
die Summe von dessen Kapital und Prämie zusammen, so ist 
das in der Billigkeit vollkommen begründet, denn der Käufer 
übernimmt ja für die ganze nominelle Summe erst noch die lau- 
fende Gefahr ganz oder theil weise 78 ). 

Will übrigens der Inhaber des Bodmereibriefes einen Re- 
gress nehmen, so muss er sich überall den Beweis sichern, dass 
er die Bezahlung vergeblich nachgesucht habe. Zu dem Behufe 
sind denn namentlich hier die betreffenden Proteste nothwendig. 
Siehe n. IV. dieses §. 

Endlich wo einmal der Regress gegen den Bodmereigeber 
statt hat, da muss man ihn consequent gegen alle Indossatare 
zugestehen, wenn der Bodmereibrief durch mehrere Hände ge- 
gangen ist. Pöhls 1. c. S52. 

VI. Es schadet der Rechtsbeständigkeit des vom Schiffer 
entweder auf das Schiff oder Gut oder Beides abgeschlossenen 
Bodmereicontractes durchaus nicht, wenn er nachträglich durch 
Uebertragung in die Hände des Ladungsempfängers oder Be- 
frachters kommt. Denn falls diese Personen auch Eigenthümer 


75. Siehe expos6 des motifs zu Livre II tit. 1. 9. 10. conf. Emerigon 
1. c. p. 526. Observations de la cour d’appel de Rhennes I p. 347. 

76. Vergl. besonders Pöhls 1. c. S. 851. — Die oben iin Texte ange- 
fochtenen Gründe trug dem franz. gesetzgebenden Körper in 
der Sitzung v. 8. Sept. 1807 der Staatsrath Corvetto vor. Siehe 
Exposl des motifs 1. c. und Boulay-Paty 1. c. Angefochten ist das 
franz. Princip bereits von Delvincourt, institutes II. p. 324. 
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des Bodmereiobjectes sein sollten, so muss man doch nicht von 
einer confusio jurium sprechen. Es werden ja durch den Bod- 
mereibrief dem Inhaber dinglich -persönliche Hechte gegeben, 
und namentlich auch gewisse Ansprüche gegen die Vormänner 
als Inhaber und gegen den contrabirendcn Schilfer. Die Frage 
wird aber hauptsächlich dadurch wichtig , dass nun auch ein 
solcher Inhaber das Recht haben muss, den Bodmereibrief weiter 
zu übertragen. — Auch ist nicht abzusehen, warum nicht der 
Kapitain nachträglich rechtsbeständiger Inhaber eines Bodmerei- 
briefes werden dürfe; Abbott 1. c. n. 16. S. 136 setzt voraus, 
dass ein solcher Kapitain zuvor aus den Diensten seines Rhe- 
ders getreten sei: was mir aber nicht einmal nothwendig scheint. 
Siehe oben § 199. in f. Ebenso der Agent des Rheders und 
resp. des Befrachters. Auch wird derselbe, sowie auch der Be- 
frachter oder Ladungsempfänger selbst anfänglich Bodmerei auf 
das Schill’ dem Rheder oder Schilfer geben dürfen; Abbott 1. c. 
verlangt aber in Bezug auf den Agenten, dass derselbe sich mit eini- 
gem Grunde weigern konnte, auf blossen Credit Vorschüsse 
zu leisten, was ich aber nicht als eine nothwendige Bedingung 
für die Rechtsbeständigkeit einer solchen Bodmerei ansehen kann. 
Auch Kent I. c. S. 172 scheint unserer Meinung zu sein; nur 
verlangt er, dass um Betrug zu vermeiden, bei solcher Bodme- 
reigabe des Rhederbevollmächtigten in jedem Falle eine beson- 
ders strenge Untersuchung über die Nothwendigkeit der Bod- 
merei gemacht werde. Dagegen stimme ich Abbott 1. c. bei, 
wenn er verlangt, dass ein solcher Agent keine Gelder von dem 
Rheder (oder resp. Befrachter bei Verbodmung des Gutes) in 
den Händen haben durfte , als er mit dem Schilfer die Bod- 
merei schloss. 


§ 207. Erfüllung des Bodmereicontractes ,T ). 

1. Ist der verbodmete Gegenstand nicht durch eine, den 
Bodmereigeber tretl'ende Gefahr untergegangen, so ist der Neh- 
mer verbunden, das aufgenommene Kapital mit der Prämie zu 


77. Vergl. besonders Pöhls 1. c. S. 852 ff., dem wir hier in einigen 
Nummern gänzlich folgen konnten. Siehe Übrigens einschlagende 
Bemerkungen bereits §§ 197, 201, 203, 204 und 205. 
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bezahlen. Dagegen wird der Nehmer durch den gänzlichen Un- 
tergang jenes Objects von seiner Verbindlichkeit, gänzlich, durch 
einem theilweisen aber nur nach Verhältniss frei. 

Im Fall des totalen Unterganges des Bodmereiobjectes in 
Folge der von dem Geber übernommenen Gefahren, kann über- 
haupt nicht mehr von einer Erfüllung der Bodmereiforderung 
die Rede sein, und es kann demnach auch keine Bodmereiklage 
existiren. Dagegen glaube ich, dass dem Geber sowohl im Falle 
der völlig glücklichen Ankunft als auch der blossen Verschlech- 
terung des verbodmeten Gegenstandes die Bodmereiklage zu- 
steht ,# ) und zwar im ersteren Falle in Bezug auf die ganze 
Bodmereischuld, im letzteren Falle von Anfang an nur so weit, 
als der Gegenstand im verschlechterten Zustande reicht. Freilich 
kann sich in beiden Fällen, wenn nur keine Verschuldung des 
Nehmers vorliegt , der Geber immer nur an den verbodmeten 
Gegenstand selbst zum Behufe der Realisirung seiner Bodmerei- 
forderung halten , und in beiden Fällen hat , unter derselben 
Voraussetzung, der Nehmer das Recht, sich durch Abandonni- 
rung des Gegenstandes (sammt dessen Zubehör) von aller wei- 
teren Verbindlichkeit freizumachen, (n. VIII. dieses §.) Aber ich 
sehe keinen genügenden Grund, um im Falle der nichtbchaltenen 
Ankunft des Bodmereiobjectes dem Geber die Bodmereiklage so- 
fort abzusprechen, und ihm etwa nur ein Vindicationsrecht an 
den verbodmeten Gegenständen zuzusprechen. Die glückliche 
Ankunft des Gegenstandes ist nur Bedingung für die Forderung 
der ganzen Bodmereischuld, nicht für die Existenz einer Bod- 
mereiforderung überhaupt. Ist jene Bedingung nicht erfüllt, so 
reducirt sich nur im Verhältniss der etwa unter den Werth der 
Bodmereisumme erfolgten Verschlechterung des Objectes die 
Grösse der Bodmereiforderung. 

Ein Bodmereiobject soll zum Beispiel 10,000 Thaler werth 
gewesen sein. 2000 Thlr. beträgt die Bodmereisumme. Die 
Werthsminderung des Objects ist abgeschätzt auf 7000 Thaler 
und diese wäre gewiss schon als sehr bedeutend zu bezeichnen. 


78. Im Falle des partiellen Schadens schliessen die Klage gegen den 
Nehmer Viele gänzlich aus, namentlich Fremery 1. c. 279. Bres- 
soles in der revue de legislation, Paris 1841. p. 338. Mitter- 
maier 1. c. $ 313, 
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3000 Thlr. Werth sind nun noch übrig zur Deckung der Bod- 
mereiforderung, abgesehen von etwanigen Havariegrossebeiträgen, 
von Bergungskosten etc. Es ist nicht abzusehen, warum hier 
die Bodmereiklage, die sich füglich vollkommen hier realisiren 
lässt, nicht angestellt werden dürfte. Und bin ich der Meinung, 
dass selbst die Bodmereiprämie allemal mitgefordert werden 
dürfe, selbst wenn der Gegenstand verschlechtert ankommt, falls 
derselbe nur noch dazu hinreicht und falls nicht das Gegentheil 
verabredet ist. Die Prämie ist Entgeld für die Möglichkeit, dass 
die Bodmereischuld völlig vernichtet werde während des Laufes 
der Gefahr, und die Bedingung für deren Verdienst ist nicht, 
dass der Gegenstand ganz behalten ankomme; ja eine solche 
Bedingung wäre geeignet, den Bodmereivertrag und seine Erfül- 
lung völlig in die VVillkühr des Nehmers zu setzen und geradezu 
illusorisch zu machen. Eine scheinbar zufällige, geringe Ver- 
schlechterung des Objects lässt sich , bei bösem Willen des 
Nehmers oder seines Helfershelfers , leicht herbeiführen , und 
consequent würde dann allemal die Bodmereiklage ausfallen und 
die Prämie verloren gehen. Bei grösserer Verschlechterung wird 
die Klage pro Parte angestellt oder doch nur pro Parte realisirt. 

Ebenso verwerflich ist aber die selbst noch von Pardessus 
I. c. und anderen Franzosen festgehaltene Ansicht, dass falls der 
Gegenstand nur am Bestimmungsorte ankommt, immer die ganze 
Bodmereischuld zu zahlen sei , denn das würde consequent zu 
der Absurdität führen, dass bei 10,000 Thlr. Bodmereischuld und 
bei einem im verschlechterten Zustande der Ankunft vorhan- 
denen Werth des Bodmereiobjects von bloss 5000 Thlr. der 
Nehmer persönlich zahlen müsste, was allerdings besonders ältere 
Autoren behauptet haben, was aber gegen die ganze Natur der 
Bodmerei ist. Siehe § 204 n. XI. und XIII. Durch das Postulat 
(des Pardessen I. c.), dass der Geber den Nehmer wegen der 
Havarien zu entschädigen habe, wird diesem principiellen Mangel 
nicht abgeholfen. Siehe § 204 n. XI. und XIII. Der Mittelweg 
ist hier der richtige; er läuft zwischen jenen beiden anderen 
Ansichten, die als Extreme erscheinen. 

Die Bodmereiklage ist eine dinglich-persönliche Klage. Gegen 
den Nehmer kann der Geber sie unbedingt anstellen, und zwar 
auch wenn durch die Schuld von jenem die Verschlechterung 
herbeigeführt ist, denn der letztere war nach dem Bodmerei- 
contracte selbst gehalten, dergleichen schuldbares Benehmen zu 
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unterlassen. Auch wenn der Nehmer widerrechtlich die Sache 
zurückhält, so genügt die ßodmereiklage zur Verfolgung. Warum 
also zu anderen Klagen recurriren. Ferner, wenn ein Dritter 
das Bodmereiobject verschlechterte oder zurückhält etc., so kann 
der Bodmerist zwar nicht direct die Bodmereiklage gegen diesen 
anstellen, der ja mit ihm nicht contrahirte; aber kraft seines 
gerade erst durch die Bodmerei erlangten dinglichen Hechts an 
der Sache, kann er unmittelbar auch gegen diesen auftraten 
und vollen Ersatz wegen der Verschlechterung oder Herausgabe 
der Sache etc. nach den Umständen verlangen. 

Bei unserer Auffassung der Sache kommt es auch nicht 
darauf an, minutiös zu bestimmen, ob ein gänzlicher Untergang 
oder bloss eiue Havarie von Schiff oder Gut vorliege: worüber 
man sich sonst wohl, wegen der verschiedenen Wirkungen bei 
Festhaltung der eben bekämpften Ansichten, gestritten hat und 
worauf man auch noch in England zu halten scheint. Vergl. 
Abbott I. c. n. 13. S. 133. Johson v. Greaves, 2 Tau nt. rep. 344. 

Uebrigens von dem Augenblicke an, wo die Bodmereiobjecte 
durch oder doch in Folge von Seegefahr in eine, auch beim Ab- 
schluss des Bodmereicontractes nicht vorhergesehene Lage gera- 
then , also namentlich auf dem Festlande gelagert , auf andere 
Fahrzeuge verpackt und transportirt werden etc., trägt der Geber 
auch hier alle Gefahr und vermindert sich der Werth der Ob- 
jecte einzig zu seinem Nachtheile. 

Endlich stehe ich keinen Augenblick an, zu behaupten, dass 
der Nehmer in jedem Falle des partiellen Verlustes alle An- 
sprüche des Gebers auf die Objecte der Verbodmung aufheben 
und sich gegen dessen Bodmereikiage schützen könne, wenn er 
nur die Bodmereischuld sofort bezahlt. Bezahlt er nun unbe- 
dingt die ganze Bodmereisumme sammt Prämie, so möchte wohl 
Niemand an dieser Befugniss des Nehmers zweifeln. Indessen 
ich halte ihn zu dieser Wahl auch schon dann befugt, wenn er 
den, durch Sachverständige ermittelten Werth (nach Abzug aller 
Kosten etc) des Bodmereiobjectes sofort zahlt, indem mir sein 
Eigenthumsrecht, auch hier w r o wegen der eingetretenen See- 
gefahr die Bodmereischuld zu seiuem Gunsten vermindert wor- 
den ist, immer noch selbst gegenüber dem Pfandrecht des 
Bodmeristen so stark zu sein scheint, dass er durch Befrie- 
digung der nach Bodmereirecht dem Gläubiger noch einzig schul- 
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digen Summe sich dasselbe erhalten dürfe Tf ). Siehe n. VIII. 
dieses Paragraphen. 

Wird in England nach Ankunft des Schiffes die Summe zur 
gehörigen Zeit bezahlt, so gehört die Sache vor das Admirali- 
tätsgericht. Dort muss der Darleiher oder sein Agent mit den 
Instrumenten und einer Darlegung der Facturen auftreten und 
Beschlag des Schiffes etc. verlangen. Es werden dazu alle In- 
teressenten vor Gericht geladen. Sollte nun der Verkauf noth- 
wendig erscheinen, so decretirt ihn das Gericht unter Leitung 
von seinen eigenen Commissarien und vertheilt den Belauf unter 
die Interessenten. Dies ist denn auch in anderen Ländern das 
gewöhnliche Verfahren. Cf. Abbott. 1. c. n. 19. S. 141. 

II. Nach § 194 sub 7 steht fest, dass der Nehmer den Be- 
weis des Unterganges führen, namentlich das Factum der gerade 
den Geber treffenden, den Verlust herbeiführenden Gefahr dar- 
thun. Sind Waaren Gegenstand der Verbodmung, so ist hier 
bereits das Factum der wirklichen Verladung zu der Reise und 
in das Schiff des Bodmereicontractes von dem Nehmer zu be- 
weisen. Span. Handelsgesetzbuch Art. 831. Kann der Nehmer 
letzteres gar nicht oder kann er nur beweisen, dass ein gerin- 
gerer Theil verladen war, so ist die Bodmerei im ersteren Falle 
ganz, im anderen bis zum Belauf der erwiesenen Einladung un- 
gültig; und es muss mithin der Nehmer trotz des behaupteten 
Unterganges des Objectes das Kapital oder respective den Theil 
desselben, der auf das Quantum kommt, für dessen Verladung 
der Beweis nicht geführt i9t, bezahlen. Dabei sind aber, sow f eit 
nicht das Bestehen der Gefahr für das Ganze oder einen Theil 
klar ist, nur gewöhnliche Zinsen, nicht die Prämie zu entrichten; 
bei einer theilweisen Aussetzung der Gefahr ist dann die Prämie 


79. Ich halte demnach die dessfalsigen Bestimmungen des Preusa. Alg. 
L. R. II. 8. § 2427, wonach der Nehmer die Wahl hat, die Bod- 
mereiachuld zu bezahlen oder den Gegenstand zu nbandouniren, 
weder für unpraktisch noch unzweckmSssig noch ungerecht, was 
Benecke, System IV. 489 und Mittermaier 1. c. § 313 thun. Doch 
ist das Gesetz in Betracht der zu zahlenden Summe leicht misszu- 
verstehen, indem man dasselbe auch so interpretiren kann als ob 
der Nehmer hier allemal die ganze anfängliche Schuld zu 
bezahlen habe. 
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nur pro rata zu zahlen. Die Berechnung hat hier nicht selten 
Schwierigkeiten. 

III. Ist die Waare zwar verladen, aber hat sie nicht den 
Werth, für welchen sie verbodmet ist, so muss man zuerst un- 
tersuchen , welche Folge das Gesetz an solche Verbodmung 
knüpft. Im Allgemeinen ist hier aber, auf Grund der Bd. II. 
§ 197 sub V. gegebenen Erörterungen, festzuhalten, dass hier 
nur bis zum Belauf des Werthes des verbodmeten Gegenstandes 
von Bodmerei die Rede sei, dass der Ueberschuss der vorge- 
streckten Summe im jeden Falle nebst den gesetzlichen Zinsen etc. 
zurückzuzahlen sei, dass aber auch die Prämie im Verhältniss 
sich vermindere * 0 ). 

IV. Der Geldnehmer muss, im Fall dem verbodmeten Schiffe 
oder Gut irgend ein Unfall zustösst oder es genommen wird, 
sobald er solches erfährt, dem Geldgeber Mittheilung machen. 
Holl. Handelsgesetzbuch Art. 590. Auch glaube ich, dass er sich 
schon dadurch von aller weiteren Bodmereiverbindlichkeit gegen 
den Geber freimachen könne, wenn er nun diesem den Abandon 
erklärt Siehe n. VIII. Doch wird er sich durch die Erklärung 
des Abandon von folgender Pflicht nicht befreien können. Es 
ist der Schiffer und wie sich von selbst versteht der Geldnehmer, 
wenn er sich bei dem verpfändeten Gegenstände befindet, allen 
Fleiss anzuwenden verpflichtet, um denselben, natürlich auf 
Kosten des Gegenstandes selbst , zu retten. Sind dabei der 
Schiffer oder Nehmer säumig, so steht dem Geber ein Anspruch 
auf besondere Entschädigung zu (Holl. Recht 1. c.), doch gewiss 
nicht eine Forderung auf die ganze Bodmereisumme, sondern 
nur im Verhältniss der durch jene Nachlässigkeit entstandenen 
weiteren Verschlechterung des verbodmeten Gegenstandes. Der 
Bodmerist hat überhaupt nur einen Anspruch auf Schiff und 
Gut oder resp. deren Trümmer und Ueberreste. Desshalb steht 
ihm aber eine Klage auf Herausgabe gegen den Depositär der 
Trümmer so wie gegen den zu, der etwa den Erlös davon erho- 
ben hat. 

V. Für welche Verluste des verbodmeten Gegenstandes der 
Geber und sein Kapital nicht haften und in welchen Fällen 


80. Siehe $ 197 sub V. Pöhls 1. c. lässt, wenn nur ein Risico stattge- 
funden, immer die ganze Prämie zahlen. 
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demnach trotz des Unterganges das Kapital zu restituiren, ist 
bereits §§ 202 und 204 erörtert. 

VI. Der Beweis der Verladung der Waaren, so wie der- 
jenige , dass der verbodmete Gegenstand wirklich der Gefahr 
ausgesetzt worden , endlich der Beweis des Unterganges oder 
resp. der Verschlechterung durch die übernommene Gefahr, 
wird durch die gewöhnlichen Beweismittel geführt, also durch 
die üblichen Ladungspapiere, Verklarungen etc. 

VH. Schilf und Fracht, sowie, falls dieselbe verbodmet ist, 
die Waare, sind stillschweigend speciell für die Forderung ver- 
haftet. Siehe § 197. — Auch Guidon de la mer ch. XIX. Art. 1. 
Preuss. Seerecht 1727. Cap. VH. Art. 10. Ord. 1681. Art. 7 
(III. 5). Holl. Handelsgesetzbuch Art. 569 und 588. 

VIII. Der Bodmereinehmer kann abandonniren, d. h. 
dem Bodmeristen die verbodmete und beschädigte oder auch 
nicht beschädigte Sache überlassen , so dass er , falls ihn nur 
sonst kein Verschulden trilft, wesshalb er persönlich haftet 
(Siehe § 202), nun dadurch völlig befreit wird; nur muss er, 
wenn der Bodmereigeber nach Particularrecht die Havariegross 
mitträgt, diesem alle Vortheile aus der Havariegrosse und nicht 
weniger aus der Assecurranz mit abtreten. Preuss. A. L. K. II. 8. 
$ 2427—2431, wo den Worten nach die Abandonnirung nur im 
Fall der Beschädigung des Bodmereiobjectes stattfinden könnte, 
siehe auch § 2436. — Siehe aber oben Bd. II. § 204. n. XI. 

Dabei ist die Bestimmung des Preuss. Rechts 1. c. § 2428 
zu billigen , dass bei der Abandonnirung des Schilfes auch die 
vorhandenen Gerätschaften, Ammunition, Lebensmittel und die 
Fracht der letzten ; Reise als mit abgetreten zu halten ist. Bei 
eingetretenem Schilfbruch , sagt mit Recht das Span. Handels- 
gesetzbuch Art. 836, erhält der Bodmereigeber die Summe, welche 
die geretteten Güter, worauf das Darlehn gegeben worden, aus- 
bringen, nachdem davon die Kosten, sie zu bergen, abgezogen 
worden sind. 

Die nähern Details über die Haftung des verbodmeten Ob- 
jectes siehe bereits § 197, namentlich über den Zusammenhang 
von Schilf, Fracht 8I ), Ladung. 


81. Mit Recht hat da« Engl. Admiralitltsgericht entschieden, dass bei 
einer Sublocation des Schiffes auch die so verdiente Fracht fUr 
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IX. Wen irgend wie in Bezug auf den Untergang oder die 
Verschlechterung des verbodmeten Gegenstandes, eine Verschul- 
dung trifft, gegen den hat der Bodmerist wegen seines Kapitals, 
in der Regel saramt Prämie, einen persönlichen Anspruch. Na- 
mentlich wird der Rheder und bei einer Verbodmung der 
Waare deren Eigentümer, wenn den einen oder den andern 
solche Verschuldung trifft , nicht’ von der Rückzahlung durch 
den Untergang und Abandon befreit. Preuss. A. L. R. §2433,34. 
Falls das verbodmete Object der Gefahr ausgesetzt war, kann 
in allen solchen Fällen in der Regel die Prämie mit eingeklagt 
werden ; sonst nur Zinsen und Kosten. Ausser der Prämie aber 
und überhaupt sind etwaige Verzugszinsen zu zahlen. Preuss. R. 
1. c. § 2433. Das Preuss Recht J. c. hat auch die Bestimmung, 
dass wenn durch Versehen des Schiffers oder seines Volks der* 
Unfall veranlasst worden ist*, sich selbst der Bodmereigeber 
auf Ladung an den Schiffer, bei dessen Unvermögen aber 
an das Schiff selbst halte; doch ist diese Satzung gewiss da- 
hin zu beschränken, dass das Schiff hier nur so weit hafte, als die 
Rhederei für Versehen der Seemannschaft überhaupt haftet. 

X. Ist in dem Contracte über den Ort und die Zeit der 
Bezahlung etw as festgesetzt, so bleibt es dabei, ist dies nicht ge- 
schehen, so muss im Zweifel der Bestimmungsort als der Ort 
der Bezahlung angesehen werden. Daher geschieht diese bei 
Bodmereien auf die Reise aus und zu Hause (§ 201), natürlich 
in dem Abgangsorte. 

Wo die Gefahr nach Zeitbestimmungen übernommen ist, 
lässt sich gewöhnlich kein anderer Ort für die Zahlung denken 
als der Bestimmungsort. Selbst wenn das Schiff in solchem 
Falle in einen Nothhafen einlaufen müsste und dort die Been- 
digung des Risicos nach Zeit einträte, um so mehr aber, wenn 
die Beendigung mitten auf der See erfolgte, darf doch erst der 
Bestimmungsort als Zahlungsort angesehen werden. Denn wenn 
auch mit dem Ablauf der Risicozeit allerdings das Geld sogleich 
fällig ist, so liegt es doch in der Natur der Sache begründet, 
dass die Zahlung nur an dem ordentlichen Bestimmungsorte 


die Bodmerei der ursprünglichen Abschliesser der Certepartie ver- 
haftet sei.. Abbott 1. c. n. 12 in. f. S. 145. Case: the Eliza, 
Weddell, 3 Hagg. adm. rep. 87. 
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in der Regel erfolgen soll, indem in Bezug auf ihn die Vor- 
kehrungen zur Zahlung bei Schliessung der Bodmerei und bei 
Antritt der Reise gemacht werden konnten und an welchem die 
Gelder der Zahlung sich in der Regel vorfinden oder anzuschaffen 
sind; nicht aber in dem rein zufälligen Nothhafen, wo derglei- 
chen Zahlungsvorkehrungen weder im Voraus getroffen werden 
konnten, noch auch gewöhnlich späterhin leicht gemacht werden 
können. Wird indessen die Reise im Nothhafen beendigt oder 
werden wenigstens daselbst die betreffenden Gegenstände der 
Verbodmung verkauft, so versteht es sich, dass der Bodmerei- 
Gläubiger auch hier bereits seine Befriedigung fordern kann* 1 ). 

XI. Die Zeit der Auszahlung tritt, wenn nicht der Con- 
tract etwas Besonderes enthält, sofort mit der Ankunft am 
Zahlungsorte ein. Denn die Regel, was ohne Zeitbestimmung 
zu bezahlen ist, muss sogleich bezahlt werden, ist allgemein. 
Indessen sprechen doch ßilligkeitsrücksichten und die 
Natur des ganzen Seeverkehres für Gestattung gewisser 
Fristen. Der Bodmereinehmer nämlich, welcher zumeist das 
Geld in einem Zustande der Verlegenheit anlieh, ist am aller- 
wenigsten derjenige, von dem man erwarten kann, dass er im 
ersten Augenblicke, nachdem er ans Land gestiegen, im Stande 
sein solle, Geld zu bezahlen. Schon das Römische Recht be- 
willigt ihm eine angemessene Frist. L. 186. D. de reg. juris 
(50. 17) coli. § 27. J. de inutil. slipul. (3.20). L. 35. §2. D. de 
verb. obl. (45. 1). Viele Seerechte haben ihm gleichfalls eine 
kurze Frist, während welcher er nicht angegriffen werden kann, 
gestattet, so das Preuss. Seerecht v. 1727 (VII. 9.) und Preuss. 
Allgem. L. R. 1. c. $ 2398 von acht Tagen , das Wisby Seerecht 
Art. 40 von vierzehn Tagen, womit auch noch das Schwedische 
Seerecht IV. 5. übereinstimmt; ja 20 und 30 Tage sind in der 
Praxis usuell vorgekommen. — Aber auch wo dergleichen Be- 
stimmungen nicht bestehen, wird der Richter dem Nehmer, nach 


82, Es steht nichts entgegen, dass ausser der Prämie noch eine Geld- 
oder andere Strafe im Fall der nicht gehörigen Bezahlung atipulirt 
werde. Dabei versteht es sich aber von selbst, dass der Bodmerist, 
falls durch seine Schuld die Bezahlung ermangelt oder verzögert 
wird, eine solche Strafe nicht gegen den Nehmer geltend machen 
kann. So Schwed. Seer. IV. ö. ausdrücklich. 
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Zeit und Umständen und namentlich unter Berücksichtigung der 
Grösse der zu zahlenden Summen eine billige Frist zur An- 
schaffung des Geldes setzen dürfen. Ja da der Bodmereibrief 
im Zweifel wohl aus dem Ertrage der Reise (aus der Fracht 
sowie bei Verbodmung der Güter aus dem Erlöse derselben) 
und aus den Assecuranzgeldern bezahlt werden soll, so würde 
es angemessen sein, wenn man dem Rheder, Schiffer oder 
Ladungsinteressent, der bescheinigt, dass er dadurch zur Deckung 
der Bodmereiforderung in Stand gesetzt sein werde, eine hin- 
reichende Frist gewährte, binnen deren er diese Gelder, ohne 
besondere Schwierigkeit eincassirt haben kann 8S ). 

Innerhalb dieser gesetzlichen, usuellen, contractlichen Fristen 
laufen noch keine Verzugszinsen Wird solche Frist durch den 
Richter bestimmt, so mag er nach den Umständen über die 
Zahlung von Verzugszinsen erkennen; es lässt sich im Allge- 
meinen hierüber nicht viel sagen. Siehe unten Note 83. 

Nichtsdestoweniger wird man aber den Bodmereigeber nicht 
verhindern können, schon während des Laufes jener Fristen 
vorläufige Sicherungen seiner Forderung zu machen, 
namentlich durch Arrestirung des Schiffes, der Fracht, der Güter 
etc. Doch geschieht dergleichen immer auf seine Kosten, da 
es unbillig sein würde, dieselben dem hier überall noch nicht 
eigentlich säumigen Schuldner aufzubürden. 

XII. Da bei der Negociabilität des Bodmereibriefes es leicht 
möglich ist, dass der Schuldner nicht weiss, in wessen Händen 
sich derselbe befindet: so ist es überall als Regel anzusehen, 
dass der Inhaber sich mit seiner Zahlungsforderung meldet. 
Geschieht dies nicht, so kann dadurch zwar der Schuldner nicht 
von seiner Verbindlichkeit frei werden, aber er darf auch nicht 
während der Zeit solcher von ihm nicht verschuldeten Unbe- 
stimmtheit über die Person des Gläubigers als in mora befind- 
lich angesehen werden, und hat demnach selbst da keine Ver- 
zugszinsen für diese Zeit zu zahlen, wo solche ipso iure auch 


83. Solche verlängerte Fristsetzung schliesst dann aberden Lauf von 
Verzugszinsen nicht aus, sondern soll nur dazu dienen, den Eigen- 
thümern gegen den Bodmeristen und dessen Pfandrecht ihr Eigen- 
thum an den verbodmeten Sachen möglichst zu erhalten. Es scheint 
dafUr aber dieselbe billige Rücksicht zu sprechen, welche oft dem 
Grundbesitzer zur Erhaltung seines Grundstückes gewährt wird. 
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ohne gerichtliche Anmahnung statthabert. Die Gefahr des 
Geldes bleibt übrigens bei dem Schuldner, falls er es nicht vor- 
% zieht, dasselbe gerichtlich zu deponiren M ). 

Auch kann namentlich der Schiffer, wenn er ohne seine 
Schuld nicht weiss, wem er Anzeige von seiner Ankunft machen 
muss, die Güter für die Destinatäre löschen, ohne sich dadurch 
auf irgend eine Weise gegen den Inhaber des Bodmereibriefes, 
in solchem Falle, verantwortlich zu machen, falls nicht auf den 
Connossementen selbst Bodmereinotate stehen, Holl. Recht 1. c. 
Art. 583, oder ihm nicht anderweitig die Verbodmung gerade 
dieser Güter gehörig bekannt ist, denn dann darf er sie immer 
nur deponiren. Siehe n. XV. 

XIII. Nicht selten haben Gesetze besondere Verjährungs- 
fristen für Bodmereiforderungen festgesetzt. So verjährt das 
Klagerecht aus Bodmereidarlehnen nach Span. Handelsgesetzbuch 
Art. 997 in fünf Jahren vom Datum des Gontracts an gerechnet, 
ebenso nach Holl. Handelsgesetzbuch Artikel 743 und nach dem 
Franz. Art. 432. Nach Preuss. Rechte II. 8. § 2443—2444 ver- 
jährt das dingliche Recht auf die verbodmete Sache und der 
Vorzug der Forderung in einem Jahre, wogegen dem Bod- 
meristen das persönliche Recht gegen den Schuldner bis zum 
Ablauf der gewöhnlichen Verjährungsfrist verbleibt. Nach dem 
Dän. Gesetzbuch Christian’s V. Üb. IV. c. 5. Art. 8. verjährt die 
Bodmereiklage in sechs Monaten. 

Wo solche gesetzliche Bestimmungen fehlen, da müssen 
die gewöhnlichen Verjährungsfristen für Pfandforderungen ein- 
treten, selbst wenn der Bodmereibrief negocirt ist. Es ist die 
Analogie des Bodmereibriefes mit dem Wechsel nicht so stark, 
dass in derselben ein triftiger Grund zu suchen wäre, die Ver- 
jährung des Wechselrechts eintreten zu lassen 84 ). 


84. So mit Recht Pöhla 1 c. S. 855. Ucberall verlangen hier die ge- 
wöhnlichen Zinsen vom Verfalltage an Targa, ponderazione cap. 
XXIII. n 17. Azuni 1. c. I. p. 224. Baldasseroni 1. c. tit. VIII. 
n. 6. Benecke, System IV. S. 483 scheint zwar die Zinsenzaklung 
Überhaupt nicht eintreten lassen zu wollen, aber er drückt sich sehr 
unklar und so darüber aus, als sollte derjenige, der deponirt, Zinsen 
bezahlen, der andere nicht: was er offenbar nicht sagen will. 

85. So richtig Pöhls S S5b. Siehe dagegen Baldasseroni 1. c. p. 147. 
n. 18. tit. VIII. und zum Theil Piantanida 1. c. p. 312 n. 14. 

t. Kaltenborn, Seerecht II. 21 
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XIV. Siehe bereits § 202 in f. (Bd. II.) wegen der Wirkung 
der Bürgschaft in Bezug auf die Erfüllung des Bodmereicon- 
tractes. Hier ist nur noch zu erwähnen, dass die Verbindlich- 
keit des Bürgen erlischt mit dem Ablauf der etwa für die Bürg- 
schaft festgesetzten Frist, ferner mit dem Aufhören der Ver- 
bindlichkeit des Schuldners, dieses erfolge nun durch den 
Untergang des verbodmeten Objects, durch Bezahlung, Verjäh- 
rung, oder auch durch eine Mora des Gläubigers der Art, dass 
gerade durch dieselbe dem Gläubiger die ganze oder theilweise 
Bezahlung des Schuldners entgangen ist. 

XV. Wer mit Bodmerei beschwerte Güter unredlicher Weise 
gelöscht hat, zum Nachtheil des Inhabers des Bodmereibriefes, 
wird dadurch persönlich zur Bezahlung des Bodmereibriefes ge- 
halten. Holl. Recht 1. c. Art. 585. Um so mehr wird man den 
Bodmereinehmer, welcher die verbodmete Sache vor Befriedi- 
gung des Gebers, ohne dessen Einwilligung veräussert hat, per- 
sönlich zur Deckung der Bodmereiforderung für verbunden an- 
sehen. Das Preuss. Recht II. 8. $ 2442 bestraft ihn sogar als 
Betrüger und zwar selbst dann schon, wenn der Nehmer den 
Geher auch „auf andere Weise vorsätzlich in Schaden 
„gebracht hat“. Siehe n. XII. in f. 

XVI. Bei einer Verbodmung von Schi IT und Gut zugleich 
darf sich der Bodmerist entweder an das Ganze oder an welchen 
Theil er will halten, bis der Bodmereibrief berichtiget ist. 
Preuss Recht II. 8. § 2407. Ebenso hat er bei einer separaten 
Verpfändung des ganzen SchifTes oder des ganzen Gutes die 
freie Wahl, welche Theile von SchilT oder resp. Gut er vorzugs- 
weise zu seiner Befriedigung verwenden will. Bei einer par- 
tiellen Verpfändung einer SchilTspart oder eines Gütertheiles 
steht ihm natürlich diese freie Wahl nicht zu. Vergl. Pardessus 
1. c. n. 918. 

XVII. Sind Schiff und Waaren zugleich ohne weitere Be- 
stimmung verbodmet, so haften dem Bodmeristen die in Sicher- 
heit gebrachten Waaren, wenngleich das Schiff auf der Rück- 
reise verloren ging. Ebendasselbe findet statt, wenn die Waaren 
untergehen, und das Schiff gerettet wird. Preuss. Allgem. L. R. 
§ 2402-3. 

XVIII. Bei ausbleibender Zahlung kann der Bodmerist 
wegen seines Pfandrechts nur für berechtigt gehalten werden, 
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den öffentlichen gerichtlichen Verkauf der Sache zu verlangen. 
Preuss. B. 1. c. § 2439. 

XIX. Wegen der Befugniss des Bodmeristen, den verbod- 
meten Gegenstand auch in den Händen Dritter zu seiner Be- 
friedigung zu verfolgen, lässt sich allgemein nur soviel sagen, 
dass dies von der Stärke seines Pfandrechts und von den be- 
sonderen Bestimmungen der Particularrechte 88 ) in letzterer Be- 
ziehung abhängt. Die Pfandrechte an beweglichen Sachen, welche 
bei Verbodmung von Schiff und Gut doch nur vorliegen, sind 
in den meisten Ländern nicht so stark , als die an unbeweg- 
lichen Objecten. Siehe Bd. I. § 48 Ist auf den Originalschiffs- 
urkunden und auf den Connossementen der Bodmereivermerk 
gehörig gemacht worden, so- kann z. B. nach Preuss. R. (1. c. 
11. 8. $ 2440 mit 2408. 9. u. I. 20. § 119, 301, 376) der Bodmerist 
sich auch an den dritten Besitzer der Sache halten; sonst nur 
(II. 8. § 2441) wenn der dritte Besitzer vor Erlangung seines 
Besitzes von dem Bodmereianspruche wusste oder doch insoweit 
als der Dritte den Bodmereinehmer noch nicht wegen des Ob- 
jects befriedigt hat 87 ). Nach Franz. Rechte sind die Rechte des 
Bodmeristen in Bezug auf das Schiff trotz des Verkaufs des 
letzteren erst erloschen, wenn das Schiff eine Reise unter dem 
Namen des Käufers gemacht hat. Code de c. Art. 193. Wegen 
der anderen Länder siehe Band I. § 48. Die Rechte des Bod- 
meristen auf die Waaren erlöschen aber nach Franzos. Recht 
durch deren Acquisition von Seiten Dritter, die sie im guten 
Glauben vom ersten Käufer nahmen. Code Napoiöon Art. 1141 
vergl. mit Art. 2119. Pardessus 1. c. n. 918. Dem gegen den 
Bodmeristen unterliegenden Käufer steht gegen den Verkäufer, 


86. Nach Schwed. Seer. IV. cap. 8. haften Schiff und Gut als Gegen- 
stand der Bodmerei, sollten sie auch schon verkauft und 

• in anderen Händen sein, dem Bodmeristen Jahr und Tag. 

87. Das alte Preuss. Seerecht von 1727 cap. VII. Art. 17. bestimmt: 
Wenn derjenige, so eine mit Bodmerei behaftete Sache redlicher 
Weise aussergerichtlich an sich gebracht hat, desshalb rechtlich be- 
langet wird, so mag er sich mit Erlegung des Werthes, den selbige 
zur Zeit des erlangten Besitzes erweislich betragen hat, von allem 
weiteren Anspruch los machen. Doch bleibt dem Bodmereiforderer, 
wegen des übrigen, so er hierbei zu kurz kommen möchte, der 
Regress wider den Schuldner unbenommen. 
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der ihm eine Sache geliefert hat, über deren Eigenthum er be- 
reits nicht mehr frei verfügen konnte, die Klage wegen Prellerei 
zu Code penal 405. Wegen des dinglichen Hechts des Gebers 
ist vor dessen Befriedigung der Nehmer zur Veräusserung nicht 
befugt. Hat der Nehmer in solchen Fällen die verbodmeten 
Objecte an die Dritten veräussert, gleichviel in welcher Absicht, 
und unter welchem Titel , so haftet er persönlich mit seinem 
Vermögen nun aus dem Bodmereicontracte in allen Fällen dem 
Geber bis zur vollen Entschädigung desselben nach dem Werthe 
der Objecte in dem Zustande, welchen sie bis dahin hatten, 
wo der Geber die Gefahr für sie trug. Die Gefahr, welche 
solche Objecte bei dem Dritten erlitten, trägt der Geber nicht 
mehr, sondern fällt dem Nehmer zur Last, der also wegen 
dieser Verschlechterung den Geber allemal aus seinem übrigen 
Vermögen entschädigen muss. Doch spreche ich ihn, falls er in 
bona fide veräusserte, davon frei, wenn er beweist, dass der 
Gegenstand anderweitig, wenn er auch nicht bei dem Dritten 
gewesen wäre, sich ebenso oder noch mehr verschlechtert haben 
würde. 

Nur in dem Falle, wenn die Veräusserung zum Besten des 
Gebers nothwendig gewesen ist und dies erwiesen wird, so 
durfte wie jeder andere Fremde, so namentlich auch der Nehmer 
und dessen Repräsentant, resp. der Schiller etc. als negotiorum 
gestor das Object der Bodmerei veräussern und haftet nun dem 
Geber einzig und allein für Herausgabe des reinen Erlöses, 
dessen Gefahr aber der Nehmer bis zur ordnungsmässigen Ab- 
lieferung desselben trägt. 

Nach dem Dän. Gesetzbuch Christians V. lib. IV. c. 5. Art. 8 
verjährt die Bodmereiklage erst in 6 Monat und schadet es dem 
Rechte des Bodmeristen nicht, wenn die Sache inzwischen ver- 
kauft wird. 

XX. Im Zweifel muss die Zahlung der Bodmereischuld in 
der Münze geschehen, die am Orte und zur Zeit des Contract- 
abschlusses Curs hatte (Pardessus I. c. n. 916), falls nicht Ge- 
setz, Usanz oder Verabredung es anders bestimmen. Nach 
Preuss. Recht (II. 8. § 2395 vergl. mit 759 und 760) sollen hier 
dfe Bestimmungen wie für Wechsel gelten. 

XXI. Bei einer Verbodmung der in ein Schill geladenen 
Güter (money of respondentia) für Hin- und Herreise, versteht 
es sich wohl von selbst, dass der Bodmerist sich gerade auch 
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an die als Rückfracht ankommenden Güter des Nehmers halten 
dürfe. Denn abgesehen davon, dass sonst gerade der Nehmer 
im Falle der glücklichen Rückkunft, wo er doch schon über- 
haupt proßtirt, ohne allen Grund gegenüber dem Geber privile- 
girt sein würde, so versteht sich bei einem solchen Contractc 
die Verhaftung der an Stelle der ursprünglichen, jedenfalls haf- 
tenden eingeladenen Güter desselben Eigenthümers von selbst, 
da letztere ja aus dem Erlöse der ersteren kommen und also 
eine Art von in rem versio vorliegt. In England wurde zwar 
bisweilen anders entschieden; doch wohl nur aus formellen 
Gründen, indem die Güter in den Fallen nicht direct und formell 
verpfändet waren ••). 

XXII. Es hat zwar füglich bei dem Bodmereiverträge die 
Bedingung der Lex commissoria, dass nämlich das Eigenthum 
der verpfändeten Sache im Fall der nicht zur gehörigen Zeit 
erfolgten Zahlung sofort an den Gläubiger übergehe oder der- 
selbe doch sofort privatim zum Verkaufe zum Behufe seiner 
Befriedigung aus dem Erlöse schreiten dürfe, nicht die Wirkung, 
dass dadurch die Bodmerei ungültig werde; aber jedenfalls kann 
diese Bedingung rechtlich keine Wirkung haben. Es würde 
darin eine enorme Härte gegen den Nehmer liegen und betrachte 
ich die Bestimmung des Röm. Rechts, welche allerdings sich 
bloss auf das gewöhnliche Pfandrecht erstreckt, hier beim Bod- 
mereipfand für vollkommen anwendbar. Die Bedingung darf 
also nie von dem Geber erfüllt werden. So ähnlich in England, 
wo, da, sagt Abbott 1. c. n. 13. Seite 133, Hypothecirung noch 
keine Eigenthumsübertragung sei, wenigstens der Schiffer 
nicht berechtigt sein soll, bei einer Verhypothecirung der La- 
dung den Darleiher oder dessen Repräsentanten zu befugen, 
die Güter am Bestimmungsorte zu verkaufen und aus dem Er- 
löse sich zu befriedigen ••). Zwar halte ich diese Bestimmung 
der Englischen Praxis für richtig. Doch ist eben das Englische 
Recht zu generalisiren und auf den Rheder wie Schifler zu 
beziehen. 


88. So scheint es Abbott 1. c. n. 12. S. 132. 133 anzunehmen. Vergl. 
Blackstone II, 458. und die Fälle: Busk ▼. Fearon and other, 4 East, 
reports, 319, sowie Glover v. Black, 3 Burr. 1394. 

89. Vergl. den Fall Johnson v. Greaves, 2 Taunt. rep. 344. 
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XXIII. In Bezug auf die Haftung verschiedener Bodmerei- 
objecte enthält das Schwed. Seerecht IV. 7. die concrete und 
sachgemässe Bestimmung : „ Hat der Bodmerist sich einen 

„Ueberschuss yon mehr Gütern, die vorher schon einem 
„Anderen verbodmet waren, zum Unterpfand setzen lassen: 
„so hat er doch an solchem Ueberschuss kein Recht, sofern 
„das andere Pfand, was verlor.en gegangen ist u. worauf 
„die Bodmereigefahr eigentlich ruhete, für die ganze 
„Anleihe hinlänglich gewesen w'äre. Wenn aber das 
„Schiff, worauf die Gefahr stehet, wohl überkommt und 
„zur vollen Bezahlung nicht hinreicht oder auch untergeht, 
„nachdem die Bodmereigefahr vorbei war, in solchen 
„Fällen mag man sich an den Ueberschuss halten, so gut 
„man kann“ 


$ 208 Concurrenz von Bodmerei und Assecuranz. 

1. Wir haben § 197 sub VI. die Verbodmung eines bereits 
zu seinem vollen Werthe versicherten Gegenstandes oder auch 
umgekehrt als verboten bezeichnen müssen. Holländ. Recht 
Art. 599. Preuss. $ 2376. Auch ist darin begriffen das Verbot 
der Versicherung der von dem Nehmer entliehenen Bodmerei- 
summe durch den Nehmer, denn sonst wird das erste Verbot 
illusorisch. Siehe Note 91 Ord. 1681 Art. 16 (III. 6) Faisons 
ddfenses ä ceux qui prendront deniers ä la grosse de les faire, 
assurer, ä peine de nullitd de l’assurance et de punition corpo- 
relle. Vergl. Code d. c. Art. 347. Siehe auch Note 93. 

In den Franz. Gesetzen wird gerade nicht ausdrücklich 
bloss verboten die Verbodmung der bereits zu ihrem vollen 
Werthe versicherten Gegenstände. Doch versteht sich das von 
selbst, sowie nach arg. Art. 331 des Code und Ordon. Art. 18 
(III. 5). Siehe Bressoles in der Revue de legisl. n. 363. 
Lehrreiche Verhandlungen hierüber, wie der Art. 331 zu Stande 
kam und wie schon Valin und Emerigon sich darüber stritten, 
siehe bei Fremery, etudes pag. 257. 

Doch beziehen sich füglich alle diese Verbote nicht auf die 
im Nothhafen geschlossene Bodmerei. Der Schiffer darf hier 
auch den bereits zu seinem vollen Werthe versicherten Gegen- 
stand rechtsbeständig verbodmen. 
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li. Die Summe, welche auf Bodmerei gegeben ist, kann rechts- 
besUndig vom Geber versichert werden f0 ). Die Assecuranz 
dient also hier zur Sicherung des Bodmereigebers und scheint 
dieselbe völlig zu billigen; denn sie gereicht nicht gerade dem 
Bodmeristen zu einem wucherlichen Gewinne, sondern nur zur 
Deckung seines der Gefahr ausgesetzten Kapitales, indem in 
solchen Fällen die Versicherungsprämie der Bodmereisumme 
meist bedeutend sein wird und der Bodmerist ja eben nur etwas 
von dem Versicherer erhält, wenn er aus der Bodmerei Verlust 
hat. Doch hiesse es den Bodmereigeber allzusehr begünstigen, 
wenn man ihm ausser dem eigentlichen Darlehn auch die Bod- 
mereiprämie zu versichern gestatten wollte, und billige ich 
demnach die Bestimmung der Franz. Ord. 1681 Art. 17. (III. 6). 
Defendons aussi, sous pareiile peine 91 ) denullitö aux donneurs 
ä la grosse, de faire assurer, le profit des sommes qu’ils 
auront donn^es. Und dieses Verbot wiederholt mit Recht der 
Code de c. Art. 347. Diese Beschränkung des Französ. Rechts 
ist allerdings von Manchen getadelt 92 ) und widerspricht ihr das 
Holl. H. G. B. Art. 503, indem es gestattet, sowohl die auf 
Bodmerei geliehenen Gelder als die Prämie zu ver- 
sichern. Das Span. H. G. B. Art. 848 gestattet, ohne nähere Be- 
stimmung, nur einfach die Versicherung der auf Bodmerei ge- 
gebenen Summen und ist mithin in unserem Sinne zu inter- 
pretiren. Wenn aber das Preuss. Allg. Landrecht II. 8. § 1980 
bestimmt: Ein Bodmereigeber kann auf den Betrag seines Ka- 
pitals nebst kaufmännischen Zinsen davon und der Assecuranz- 
prämie Versicherung nehmen: — so scheint sich mir dessen 
Zusatz sehr zu empfehlen 9 *). Die gewöhnlichen Zinsen seines 


90. Vergl. Benecke, System I. S. 131. Benecke, principles p. 108. 

91. Siehe n. I. dieses $. 

92. Dubernad in der Französ. Uebersetzung von Benecke’s principles 
tom. II, p. 431 — 440. 

93. Das alte Preuss. Seerecht von 1727 Kap. 6. Art. 12 sagt: Von den 
Bodmereigeldern soll zwar dem Gläubiger oder Geber derselben 
freistehen, das dargelehnte Kapital nebst der dem AssUradeur 
bezahlten Prämie, keineswegs aber die bedungene Agio oder 
anderen Gewinn von der Bodmerei, versichern zu lassen; hingegen 
alle Assuranz, so der Schuldener oder Bodmereinehmer Uber das 
genommene Geld schliesset, soll von keiner Wirkung, sondern nichtig 
und strafbar sein. 
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Kapitals nebst der Assecuranzprämie mag füglich der Bodmerei- 
geber ausser seinem Kapitale noch versichern dürfen. Mehr 
aber nicht. Wollte man aber dem Bodmeristen solche Ver- 
sicherung verbieten, so müsste man füglich auch dem Versicherer 
untersagen, seine Versicherung sich wieder versichern zu lassen. 

III. Wenn nun von den in Seegefahr befindlichen Gegen- 
ständen bei Havarien, SchilTbrüchen etc. Etwas gerettet ist und 
es sich findet, dass diese Gegenstände zugleich verbodmet und 
versichert sind, so ist erstlich darauf zu sehen, ob durch solche 
Concurrenz von Bodmerei und Assecuranz nicht die in dieser 
Beziehung geltenden Verbote (siehe n. I. und II.) überschritten 
waren und bestimmen sich hier die Folgen nach den Particular- 
rechten verschieden. Doch würde ich im Zweifel bei der bona 
fides des späteren Bodmeristen und resp. Versicherer den Nehmer 
(resp. Versicherten) verurtheilen, diesem späteren Contrahenten 
den vollen Werth des geborgenen Objectes im Zustande der 
Bergung (nach Abzug der Kosten) zur Strafe zu gewähren, falls 
dem ersten Contrahenten Alles zugesprochen werden müsste. 
Dieser Ansicht scheint auch Pöhls, Secassecuranz II. 641. 
zu sein. 

Insoweit kein Verbot der Concurrenz entgegensteht, scheint 
mir es angemessen, dass Versicherer und Bodmerist sich nach 
Verhältniss ihrer Summen in den Werth des geretteten 
Objectes theilen. So Code de com.fr. Art. 331 * 4 ), wo mit Recht 
ausdrücklich die Anrechnung der Bodmereiprämie verboten wird. 
Die stillschweigende Voraussetzung ist hier gegenüber jenen 
Verboten, dass beide Summen den ursprünglichen Werth des 
Gegenstandes im heilen Zustande nicht überschreiten. Denn 
sonst treten eben die Bestimmungen des Verbots ein. Das 
Spanische Recht 1. c. Art. 837, welches in dieser Beziehung kein 
Verbot enthält, sagt: falls die versicherte Summe den Werth des 
Gegenstandes nach Abzug des Bodmereidarlehnes übersteigt, so 
erhält der Versicherer nur den Rest; und ebenso muss man 
noch die Franz. Ord. 1681 Art, 18 (III. 5) interpretiren: S’il y 
a contrat ä la grosse et assurance sur un möme chargement, le 


94. Das Spanische Recht 1. c. Artikel 837 sagt: nach Verh&ltniss ihres 
respectiven Interesses, was zweideutig scheint; doch mit der 
Beschränkung oben im Text. 
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donneur sera pröförö aux assureurs, sur les dlets sau vis du 
naufrage, pour son Capital seulement. ■- t-r ’enhofl 

, r .ti,Doch muss man billiger Weise diese virhältnissmässige Ver- 
theilung zwischen Versicherer und Bodmeristeo nur auf die 
nicht im Nothhafen gezeichneten Bodmereien beziehen. Musste 
nämlich der Kapitain auf der Reise wegen dringender Noth auf 
einen Gegenstand, der schon zu seinem vollen Werfche versichert 
war, Bodmerei aufnehmen, so muss der Bodmerist füglich vor 
dem Versicherer den Vorzug haben. Denn diese Bodraereiauf- 
nahme ist eben bereits eine der Gefahren, welche der Versicherer 
tragen muss, und sodann ist gerade erst durch jene Bodmerei- 
summe die Möglichkeit der Weiterreise gegeben und darf also 
gerade jenes Kapital als Ursache, dass der Gegenstand wenigstens 
noch soweit behalten geblieben ist, angesehen werden. Der 
itwanige Ueberschuss gehört erst dem Versicherer * 5 ). Die 
Bodmereiprämie sollte aber auch hier keinen Vorzug vor der 
Versicherungssumme haben. , 

Der eben genannte Artikel 18. der Ordonnanz in der Be- 
schränkung auf die Bodmerei im Nothhafen kann für diese unsere 
Ansicht herangezogen werden. # 


§ 209. Concurrenz mehrerer Bodmereien. 

> 

I. Der Rechtsgrundsatz, dass das ältere Pfandrecht dem 
jüngeren vorgehe, w'ird bekanntlich schon aus allgemeinen Grün- 
den in dem Falle durchbrochen, wo nachgewiesen wird, dass die 
Geldsumme des jüngeren Pfandgläubigers überhaupt zur Erhal- 
tung des Pfandobjectes, also inclusive zur Erhaltung des älteren 
Pfandrechts gedient hat, mithin wie es im Römischen Rechte 
L. 6. D. (20.4) heisst salvam fecit totius pignoris causam. Diese 
Ausnahme gilt nun bei dem Bodmereipfande geradezu als Regel. 
Es heisst hier mit Recht 0 *): Die jüngere Bodmerei geht 


95. Gut Bressoles 1. c. S. 363. Siehe auch Benecke, System IV. 500. 
Boulay-Paty pag. 229; besonders Pöhla, Seeasse curanz II. 641. 

96. So Dänisches Recht 1. c. Art. 4. Sehwed. Seerecht IV. 8. Preuss. 
Seerecht 1727 cap. VII. Art 16. Rotterdam. A. O. Art. 251. Das 
Consuiat cap. 34 (alii 33) erkennt den Grundsatz noch nicht an. 
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der älteren vor“. Doch ist wohl zo merken, dass diese 
Bodmereiregel aus jenen allgemeinen Gründen deducirt wird und 
dass sie eben nur so lange gilt, als diese Gründe im speziellen 
Falle vorhanden sind. Die jüngere Bodmerei geht der älteren 
vor, weil, aber auch nur wenn die erstere so angesehen wer- 
den muss, als ob sie die Mittel geboten habe zur Erhaltung des 
SchifTes und überhaupt des Bodmereigutes und ohne sie die 
älteren Bodmeristen ihre Sicherheit völlig würden verloren haben. 
Es ist nothwendige Voraussetzung, dass die jüngere Bodmerei 
aufgenommen ist aus dringender Nothwendigkeit und indem 
namentlich auf andere Weise kein Geld aufzutreiben war. Abbott 

I. c. S. 142. Ja eigentlich bezieht sich diese Regel nur auf die 
im Nothhafen vom Schiffer contrahirte Bodmerei •*). 

II. Demnach steht allerdings fest, dass die im Nothhafen 
und überhaupt während der Reise rechtsbeständig vom Schiffer 
geschlossene Bodmerei unbedingt vorgeht der Bodmerei, welche 
im Abgangshafen zum Behufe der Ausrüstung oder Ausbesserung 
des Schiffes vom Rheder aufgenommen worden ist. Neuestes 
Holl. R. I. c. Art. 581. Span. 831. Franz. Art. 323 ••). Preuss. 
Recht § 2445. Engl. Praxis. Dasselbe gilt vom Gut. 

III. Ferner geht die in einem zweiten Nothhafen aufge- 
nommene Bodmerei der im ersten Nothhafen contrahirten vor, 
und so fort. Siehe die Citate der vorigen Nummer. Preuss. R. 
§ 2446. Englische Praxis. 


Die neueren Seerechte stellen den Satz nicht mehr so allgemein hin. 
In den meisten älteren Seerechten wird derselbe nicht ausdrücklich 
erwähnt. 

i 

97. Vergl. besonders Fremery, etudes p. 254. — Uebrigens würde ein 
Bodmereidarlehn, das der Rheder oder gar der Schiffer unterwegs 
für seine Privatbedürfnisse und nicht nothwendig zur Fortsetzung 
der Reise aufgenommen, keinen Vorzug gemessen vor der im Ab- 
gangshafen aufgenommenen Bodmerei. — In England geniesst der 
Bodmerist bei Darlehen an den Rheder nicht die vortheilhaften 
Rechtsmittel in dem Admiralitätsgericht, wie bei Darlehen an den 
Schiffer. Abbott 1. c. n. 11. S 132. 

98. Die Ordonn. 1681 Artikel 10 (III. 5) sagt: Lea deniers laissls par 
renouvillement ou continuation n'entreront point en concurrenca 
avec lea deniers actuellement fournis pour le m6me voyage. 
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IV. Dagegen haben mehrere im Abgangshafen zu einer be- 
stimmten Reise abgeschlossene Bodmereien in der Regel sogar 
unter sich gleiche Rechte , wenn auch die eine etwas älter als 
die andere ist. Z. B. das Geld der ersten Bodmerei reicht nicht 
zur vollen Ausrüstung oder zum vollen Waarenankauf; es muss 
noch eine zweite Geldsumme auf Bodmerei genommen werden. 
Beide Bodmereien sind hier zu gleichem Zwecke verwendet, 
beide haben dem verbodmeten Objecte gleichen Nutzen gestiftet, 
und es scheint der geringe Unterschied der Zeit nicht geeignet, 
hier der jüngeren ein Vorzugsrecht vor der älteren einzuräumen, 
da von ihr nicht gesagt werden kann: salvam fecisse totius pig- 
noris causam. Auf der anderen Seite scheint mir aber auch 
jener Unterschied der Zeit nicht den Einfluss haben zu können, 
umgekehrt der älteren Bodmerei ein Vorzugsrecht zu gewähren; 
denn beide Bodmereien bilden hier gewisser Massen ein Ganzes 
und müssen drum gleiche Rechte haben. Pardessus 1. c. ••) 
Das ist der Grundsatz des Preuss. Seerechts von 1727 10 °) und 
des Schwedischen 101 ). Das Dänische Gesetzbuch Christians V. 
lib. IV. cap. 5. Art. 9. gibt unter mehreren Bvlbriefen, d. h. 
für Obligationen über Geld, welches zur Erbauung eines Schiffes 
hergegeben wurde, dem älteren den Vorzug vor dem jüngeren. 
Vergl. bereits Bd. I. § 48. S. 98. 

' ' ’ * I • . k < « v : '*». * ■ ■ 1 > t * 1 * > 


99. In England z. B. nach dem Falle Exeter, Whitford bei Robinson, 
adm. rep. I. 176. Preuss. Landrecht 1. c. § 2448 nur zum Theii,; 
siehe n. VII. dieses §. Freilich ist darüber viel gestritten. Siehe 
die von einander abweichenden Meinungen des Emerigon ch. 5. 
sect. 3. und Valin ad Art. 16. Vergleiche aber schon L. 17. D. de 
privil. credit. (42. 6). 

100. Doch ist dasselbe cap. VII. Art. 16. zu peinlich, wenn es denselben 
durch minutiöse Zeitbestimmungen beschränkt und jene Gleichheit 
nur eintreten lässt: wenn mehrere Bödmereibriefe an demselben 
Orte abgeschlossen und längstens drei Tage von einander im 
Datum verschieden sind. Das neueste Preuss. Recht hat andere 
Bestimmungen. Siehe n. VII. dieses $. 

101. Nur soll nach Schwed. Seerechte (IV, cap. 8.) der Unterschied der 
Zeit der an demselben Orte abgefassten Bödmereibriefe nur 8 oder 
10 Tage belaufen. — Aehnlich in England, z. B. im Falle Betsy, 
Hai bei Dodson, rep. 289. 
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V. Ganz dasselbe und aus denselben Gründen (welche 
sub IV. angegeben sind) muss gelten von mehreren in dem- 
selben Nothbafen abgeschlossenen Bodmereien, natürlich auf den- 
selben Gegenstand. Die neueren Seerechte führen sogar meist 
nur diesen Fall an (Holl. Recht Art 5S1 in f.), sind aber wohl 
weiter zu interpretiren. 

VI. Auch halte ich die Bestimmung des Französ. 1. c., des 
Holl. 581. und des Span. Rechts 829. für begründet, dass die 
zum Behufe der letzten Reise des SchifTes aufgenommenen Gelder 
vor denen der früheren Reise pri vilegirt sind, selbst wenn von 
diesen letzteren (wie es das Span. R. 1. c. ausdrücklich sagt) 10 *) 
die Zahlungszeit durch einen ausdrücklichen Vertrag w'eiter 
hinausgesetzt wäre. Und consequent ist die Satzung des Holl. 
Rechts 1. c. zu billigen, dass die zum Behufe der letzten Reise 
des SchifTes contrahirte Bodmerei bei der Bezahlung den Vor- 
rang vor der Schuld aus noch unbezahlten Kaufgeldern haben 
solle. 

Doch scheint festzustehen, dass die unterwegs auf die La- 
dung genommene Bodmerei nur dann vor der älteren den Vor- 
zug habe, wenn das Geld aufgenommen werden musste, um eine 
für die Bedürfnisse des Schiffes oder zur Rettung der Ladung 
contrahirte Schuld, wie z. B. einen Loskauf, eine Contribution 
zur Havarie etc. zu bezahlen, nicht wenn bloss neue Einkäufe 
gemacht und die Güter bloss vermehrt werden sollten. Ebenso 
verhält es sich mit den Verbodmungen des Schiffes. Par- 
dessus 1. c. " 

VII. Wo der Vorzug oder die Gleichheit der mehreren 
Bodmereien wegen des Mangels jener eigenthümlichen Gründe, 
wegen besonderer Satzungen der Particularrechte nicht statt- 
haben darf, da sind die allgemeinen Regeln über den Vorzug 
der Pfandrechte untereinander festzuhalten. So wenn nach Preuss. 
Allg. Landrecht $ 2447 ff. mehrere zur Ausrüstung, überhaupt 
im Abgangshafen aufgenommenen Bodmereien mit einander Zu- 
sammentreffen, so haben von ihnen diejenigen den Vorzug, 


102. Der Code de commerce fran. Art. 323 sagt: quand m£me il serait 
dlclari qu’elles sont iaissles par continuation ou renouvellement, 
und auch dies halte ich für richtig, cf. Pardessus n. 919. 


$ 210. Concuirenz mit anderen Forderungen. § 210. 333 

welche gehörig auf den Schiffsdocumenten und bezüglich auf 
den Connossementen (nach den Vorschriften des % 2408 und 9) 
vermerkt sind und zwar folgen dieselben nach Ordnung der 
Zeit ihrer Datirung; dagegen haben alle übrigen (solche, die 
weniger förmlich constituirt sind) gleiche Rechte, ohne Unter- 
schied der Zeit und theilen sich (§ 2449) diese Rodmeristen bei 
entstehender Unzulänglichkeit der verbodmeten Sachen, nach 
Verhältnis ihrer Bodmereiforderungen an Kapital, 
einjährigen Zinsen und Kosten 101 ). 


$ 210. Concurrenz mit anderen Forderungen* 00 ). 

• *• » 


Das Recht des Bodmereigebers an den verbodmeten Gegen- 
ständen ist ein privilegirtes. Es müssen daher alle anderen 
Forderungen hinter demselben zurückstehen. Oben $ 208 wurde 
bereits von der Concurrenz der Bodmerei- mit der Assecuranz- 
Forderung gesprochen. — Indessen gibt es einige Forderungen, 
deren Charakter wesentlich der Art ist, dass ohne ihre Entstehung 
der Bodmerist auch nicht zu seiner Forderung gelangen könnte, 
indem gerade durch sie oder durch die ihnen zum Grunde 
liegende Thätigkeit der betreffenden Forderungsgläubiger der 
verbodmete Gegenstand dem Bodmeristen erhalten ist oder doch 
ohne deren Abzug gesetzlich nicht gedacht werden kann. Kurz 
es treten hier gewisse Fälle einer analogen Anwendung der in 
rem Versio ein. Solche Forderungen müssen demnach analog 
aus ähnlichen Gründen, aus welchen die jüngere Bodmerei einen 
Vorzug vor der älteren hat (§ 209), wiederum auch der jüngsten 
Bodmerei Vorgehen. 

Unter diesen vor der Bodmerei privilegirten Forderungen 


103. Doch heisst es § 2450 noch: Inwiefern dem Einen oder dem An- 
dern, wegen erweislicher Verwendung zum Beiten der 
verbodmeten Sache, ein besonderes Vorrecht zukomme, ist 
nach Vorschrift des Ersten Theils Tit. 20. $ 318. zu beurtheilen. 

104. Vergleiche besonders Pöhls, Seerecht S. 859. 60, dem ich hier meist 
folgen kann. 
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kann man dann wieder selbst eine bestimmte Rangordnung fest- 
setzen und zwar geschieht dies wohl am besten und conse- 
quentesten nach dem Gesichtspunkte; dass hier diejenige 
Forderung den Vorzug erhalte, deren Object zunächst und am 
meisten zur Erhaltung des verbodmeten Schiffes oder Gutes 
diente, und dass, bei vorhandener Gleichheit in dieser letzteren 
Beziehung, die jüngere Forderung der älteren vorgehe. Daher 
muss man, wo alles Uebrige gleich ist, etwa folgende Reihen- 
folge aufstellen. 

1) Berglohn. Preuss. Seerecht 1727 cap. X. Art. 59. (Berge- 
gelder von der letzten Reise) 

Dahin gehört denn auch Alles, was der Schiffer oder ein 
Anderer zur Ranzionirung des verbodmeten Gegenstandes 
an Kaptoren und Räuber bezahlt hat 104 ). 

4 * 

2) Lootsgeld, Tonnengeld, Hafen Unkosten , Er- 
haltungs- und Lagerungskosten, sowie andere 
nothwendige Ausgaben in Bezug auf das Bodmerei- 
object. 

3) Vo l k s h e u er t0f ) von der letzten Reise und zwar ge- 
wiss gemeinrechtlich mit Einschluss der Gage des Schiffers, 
wie es das Preussische Seerecht von 1727 1. c ausdrücklich 
sagt, particularrechtlich, z. B. in England, aber bisweilen ver- 
boten ist. 

4) Diejenigen, welche nach geschlossener Bodmerei und auf 
der ferneren Reise Geld zur Anschaffung von Lebens- 
mitteln oder zur Herstellung des Schiffes hergeliehen oder 
diese Gegenstände creditirten 107 ), wiewohl häufig nur, wenn 


105. So Pöhls 1. c. Baldasseroni 1. c. tit. IX. n. 37. p. 176. 

106. Consolato del mare cap. 34. 135. Hanseat. Seerecht IX. Art. 5. 

Preuss Seerecht 1727 1. c. Art. 59. Ordon. 1681 Art. 16. (I. 14.) 

coli. Art. 19. (III. 4.) Schwed. Seerecht IV. cap. 9. 

107. L. 5. 6. D. L. 9. C. qui pot. in pign. — L. 26. 34. D. de reb. 

auct. jud. (42. 5). — Preussische« Seerecht 1727 1. c. Rotterdamer 
Assecu ranz • Ordnung Artikel 269. Ordonnanze 1681 Artikel 16. 
(I. 14.) 
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das SchifT noch keine Reise wiedergemacht hat 10> ). Hieher 
gehören auch die Waaren, die zu jener oben bestimmten 
Zeit verkauft werden mussten, uin den Bedürfnissen, des 
Schiffes abzuhelfen, sowie was dem Schiffer zu diesem 
Zwecke geliehen wurde 10# ). 

5) Die Havariegrosse, die seit Schliessung der Bodmerei 
entstand ll0 ) und von dem verbodmeten Gegenstände be- 
zahlt werden muss; denn durch ein freiwilliges Opfer zum 
Besten des Ganzen ist auch der Gegenstand der Bodmerei 
erhalten. Uebrigens ist ja die Havariegross Folge einer 
Seegefahr, die der Bodmereigeber tragen muss. Desswegen 
schon muss sich derselbe es gefallen lassen, dass sie den 
Werth des Bodmereiobjects vermindere * * 111 ). 

Es versteht sich aber von selbst, dass alle diese 1 — 5 an- 
geführten Forderungen nur dann einer Bodmerei Vorgehen kön- 
nen, wenn sie jünger als letztere sind. Ferner unter einander 
werden diese Forderungen füglich nur nach dem Alter rangiren 
können, so dass also die jüngere der älteren vorgeht. Endlich 
wenn sonst Alles gleich ist, so kommt die Ordnung in Be- 
tracht, in welcher sie hier im Texte aufgezählt sind. 

Uebrigens kann nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen die 
Vorschrift des Holländ. Handelsgesetzsuchs Art. 591 nur ge- 
billigt werden, dass derjenige, welcher bei Strandung oder 
Schiffbruch eines verbodmeten Schiffes Schulden bezahlt, die 
dem Inhaber eines Bodmereibriefes Vorgehen würden, von 
Rechtswegen in das Vorrecht des ursprünglichen Gläubigers ein- 
trete. Es ist das aber auf jegliches Bodmereiobject, gleichviel 
ob Schiff oder Gut, auszudehnen. 


108. Ordon. 1681. 1. c. Artikel 17. Consolato del mare cap. 32. 

109. Ord. 1681 1. c. Art. 16. Consolato arg. cap. 104 sq. Guidon de 
la mer ch. 18. 

1 10. Altes Preuss. Seerecht L c. Art. 59. 

111. Falsch aber nennt es Pöhls mit Recht, wenn Verwer, Verhande- 
linge tot Bodmerije $ 21 sagt, dass die Ladungsinteressenten wegen 

. ihrer Forderung aus der nicht gehörigen Lieferung ihrer Guter dem 
Bodmeristen Vorgehen mQssten. 


/ 
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Siehe bereits wegen des gaozen Inhalts dieses $ Bd. I. $ 48 
über privilegirte Forderungon an Schiffen und ihre Rangordnung 
untereinander 11 *). 


112 Die Kaiserlich Rust. Ordnung der Handelsschiffahrt enthalt 
über Bodmereien äusserst wenige Bestimmungen. 


r. 
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Abschnitt 


Rechte des Seehandels im Seekriege. 


§211. Einleitung. Literatur des Völkerseerechts. 

I 

I. Der Krieg a)9 das letzte und äusserste Rechtsmittel zur 
Schlichtung internationaler Streitigkeiten *) hat mannigfachen 
Einfluss auf bestehende Rechtsverhältnisse, namentlich auf die 
Rechte der Handeltreibenden. Doch modiflcirt der Land- 
krieg dieselben lange nicht in dem Grade, wie dies der See- 
krieg bis auf die neuesten Zeiten herab gethan hat 1 2 ). Ueberhaupt 
aber kann ein blosser Landkrieg füglich auf die Rechtsver- 
hältnisse des See handeis wenig oder gar keinen Einfluss 
ausüben. Dagegen hat jeder Seekrieg nach der bisherigen 
Praxis des internationalen Seerechts die regelmässigen rechtli- 
chen Verhältnisse des Seehandels, wie sie in den Friedenszeiten 
existiren , nicht bloss auf das Stärkste berührt und modiflcirt, 

i- 7 


1. Ueber den principiellen Rechtscharakter des Kriegs siehe von Kal- 
tenborn, Kritik des Völkerrechts (Leipzig ’ 847), bes. S. 300 ff. 

2. Wegen dieses Unterschieds zwischen Land- und Seekrieg siehe 
bes. G. F. v. Martens, cssai concemant ,les armateur (Göttingen 
1795), pag. 37—40; von Kaltenborn, die Kaperei im Seekriege 
(in Pölitz-Bülau Jahrbüchern für Geschichte und Politik (Leipzig, 
Jahrgang 1849), Bd. II. S. 200, sowie von Kaltenborn »Kriegsschiffe 
auf neutralem Gebiet (Hamburg 1850), S. 1 ff. 


v. Kaltenborn Seerecht II. 
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sondern zum grossen Theile sogar allemal über den Haufen 
geworfen. Jeder Seekrieg ist bisher regelmässig ein Raubkrieg 
gegen feindliches Staats- und Privateigen thum zur See und 
somit mehr oder weniger Zerstörer oder doch gefährlicher Be- 
droher des Seehandels der kriegführenden Staaten und deren 
beiderseitigen Unterthanen gewesen, und hat ausserdem auf den 
Seehandel der neutralen Völker in rechtlicher Beziehung be- 
deutend eingewirkt, wie denn durch den Seekrieg gewisse eigen- 
thümliche Institute des Seerechtes geschaffen sind, die entschie- 
denen Einfluss auf den Privatseehandel haben. Freilich streitet 
dergleichen zum Theil gegen die von uns Bd. I. § 6. dargelegten 
allgemeinen und wesentlichen Grundsätze des Europäischen See- 
verkehres, und ist mehr oder weniger geradezu als Ausnahme 
von jenen sonst allgemein anerkannten Kegeln zu betrachten. 
Indessen es ist dies nun einmal bis zur Gegenwart die Praxis 
des Seekriegsrechtes gewesen und geblieben. Mit dem Ausbruche 
eines Seekrieges wird der Seehandelsverkehr unter den krieg- 
führenden Staaten und deren beiderseitigen Unterthanen in der 
Regel völlig abgebrochen und jeder Verkehr des einen krieg- 
führenden Volks zur See mit andern nicht am Kriege betheiligten 
Völkern von der entgegenstehenden feindlichen Macht auf die 
gefährlichste Weise bedroht, so dass beide kriegführende Völker 
durch den Seekrieg im Wesentlichen ihren ganzen Seehandels- 
verkehr preisgeben oder doch bedeutend beschränken oder 
modificiren müssen. Denn nicht nur, dass jedes feindliche 
Handelsschiff so gut als ein Kriegsschiff auf offener See und im 
feindlichen Gebiete der Gefahr der Nehmung, namentlich auch 
durch Kaper, ausgesetzt ist, und dass kaum die darin verladenen 
Güter neutraler Staaten und deren Unterthanen als gegen feind- 
liche Behandlung und Nehmung gesichert erscheinen , so sind 
auch selbst die neutralen Schiffe in Bezug auf ihren Seeverkehr 
und nun namentlich ih ihrem Seehandel mit den feindlichen 
Parteien auf das mannigfachste afficirt: es ist ihnen die Ladung 
von Kriegscontreband verboten, sie müssen die Blokade feind- 
licher Orte respectiren, ja selbst auf diesen neutralen Schiffen 
wird feindliches Eigenthum gegen feindlichen Angriff noch nicht 
als geschützt betrachtet. Es thut hier allerdings eine Reform 
sehr noth und ist dieselbe seit den letzten sieben Decennien mehr 
und mehr angebahnt, ohne dass aber, trotz der ziemlich all- 
gemeinen Anerkennung des Bedürfnisses einer solchen Reform 
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namentlich von allen mittleren und kleineren Seemächten, viel 
Aussicht zur baldigen Durchführung der Reform vorhanden 
wäre »). 

Demnach sollen in diesem letzten Abschnitte die 
durch den Seekrieg bedingten und begründeten 
eigen t'nun lieh en Verhältnisse des Europäisch -Ame- 
rikanischen Seerechts im Privatverkehre dargestellt 
werden. Es wird mithin hier gehandelt werden 1) von der 
Kaperei, 2) von Prisen und Reprisen und endlich beson- 
ders 3) von den Rechten des neutralen See h and eis. 

Uebrigens gehören die Materien des Seekriegsrechts vor- 
zugsweise in das öffentliche und speziell in das eigentliche 
Völ ker- Seerecht (Bd. 1. $ 2), und sollen dieselben hier nur in- 
soweit erörtert werden, als sie zugleich den rechtlichen Charakter 
des Privatseeverkehres bestimmen. Doch scheint es zu 
diesem Behufe nothwendig , zuvor einige Grundbegriffe, 
die allerdings wesentlich dem öffentlichen Seerechte 
angehören, auf denen wir aber hier zum Theil unsere den Pri- 
vatseehandel regelnde Satzungen auferbauen müssen, in einer 
kurzen Uebersicht ($ 212) darzulegen, besonders da deren 
Kenntniss für den Privatseeverkehr nicht bloss in 
Kriegs-, sondern auch in Friedenszeiten zum Theil 
von Wichtigkeit ist. 

II. Die Literatur des öffentlichen Seerechts anbe- 
langend, so enthalten die allgemeinen Werke über Völker- 
recht in den betreffenden Abschnitten eine übersichtliche Dar- 
stellung des Vö 1 k er see rechts, so G. F. v. Martens, droit 
des gens (zuerst Göttingen 1789; 1802; 1821; mit Noten von 
Pinheiro Ferreira, Paris 1831.); Heffter, Europ. Völkerrecht 
der Gegenwart (Berlin 1844; 2. Aull. 1848); Henry Wheaton, 
international law (London 1836. 2 Bde.) und von ihm selbst 
französisch umgearbeitet als: droit international (Leipzig und 
Paris 1848. 2 Bde.); Oke Manning, commentarics on the law 
of nations (London 1839.); der Südamerikaner Andreas Bello, 
principios de derecho de gentes (publ. en Santiago de Chile, 
reimpr. Paris 1840); der Spanier: Jose Maria de Pando 
(| 1840), elementos del derecho intern. (Madrid 1843). — Auch 


3. Vcrgl. v. Kaltenborn; Kaperei iiu Seekriege I. c. S. 198. 200. 209ff. 
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schon Vattel, droit des gens (zuerst 1758, auch 1773, 1775; 
zuletzt mit Noten von Pinheiro Ferreira. Paris 1838; auch 
Deutsche und Englische Uebersetzungen) und Hugo Grotius, 
de jure belli ac pacis (zuerst 1625, verbessert 1632 und öfters). 

Sodann sind zu erwähnen: Jouffroi; droit des gens mari- 
time (Berlin 1806); — N au, Völkerseerecht (Hamburg 1802); — 
Holst, Völkerseerecht (1. und einziger Band. Hamburg 
1802); — Du Rat-Lasalle, droit et legislation des arm6es 
de terre et de mer, besonders I. 370 IT.; — Theodore Orto- 
lan regles internationales et diplomatie de la mer (Paris 1845. 
2 Bde.); Ferd. Conte Lucchesi-Palli, principi di diritto publ. 
marittimo. (Neapel 1841.); James Red die, researches in mari- 
time international law. (Edinburg 1844. 45. 2 Bde.); Azuni, 
sistema universale dei principi de diritto marittimo deli, Europ. 
Florenz 1759, verbessert Triest 1796. 

Wegen der Literatur des Seerechts siehe bereits Bd. I. 
§ 38—40. S. 71 IT, sowie die Spezialliteratur unten bei den 
einzelnen Materien. 

Der Vorwurf eines nationalen Egoismus kann am 
m'eisten den Schriftstellern über das internationale Seerecht ge- 
macht werden, namentlich den Britischen, während sich die 
Französischen in neuerer Zeit mehr dem kosmopolitischen 
Standpunkte zugleich mit den Deutschen, Italienischen 
und Scandinavischen Schriftstellern zugewandt haben. Vergl. 
Heffter Völkerrecht § 9. S. 24 not. 2; sowie oben Bd. I. dieses 
Seerechts § 38. S. 71. 

§ 212. Herrschaft über das Meer 4 ). 

Das Meer ist in der Regel als keiner Staatsherrschaft un- 
terworfen anzusehen. So zweifelsohne nicht die offene See, 
denn jede Herrschaft ist illusorisch, sobald sie nicht geltend 


4. Von der zahlreichen Literatur, ausser den älteren Schriften bei von 
. Ompteda, Literatur des Völkerrechts § 218 und von Kamptz, 
Neue Literatur des Völkerrechts § 172, erwähne ich v. Cancrin, 
Abhandlung vom Wasserrecht (Halle 1789)» Telle gen, de jure in 
mare (Gröningen 1847). Siehe auch Günther, Völkerrecht II. 
§ 25. Klüber, Völkerrecht § 130. Heffter, Völkerrecht § 13. 
Ortolan, diplomatie de la mer (Paris 1845) I. p. 109. 
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gemacht werden kann und das ist hier der Fall. Dafür ent- 
scheidet sich denn auch unbedingt die heutige Praxis des 
Völker- und Seerechts a ). 

Nur derjenige Theil der Seeküste, der vom Lande und von 
den unter einer Staatsherrschaft stehenden Inseln kriegerisch 
und namentlich durch Kanonen vertheidigt werden kann, wird 
heutzutage unbestritten zu dem Gebiete dieses Staates gerechnet, 
also namentlich kriegerisch zu vertheidigende Meerengen, Kanäle, 
Baien, Buchten, Flussmündungen, also überhaupt das Küsten- 
meer jedes Staates. Dabei hat man seit Byukershoek also 
seit zwei Jahrhunderten mehr und mehr und jetzt ziemlich allge- 
mein in Praxis und Theorie angenommen, dass das ganze Küsten- 
meer, soweit von der Küste aus Kanonen vorübersegelnde Schiffe 
erreichen können (quousque mari e terra imperari potest), zum 
Seegebiete jedes angrenzenden Staates gehöre; denn, sagt inan 
mit Recht; terrae dominium finitur , ubi finitur armorum vis. 
Darin stimmen alle neueren Autoren des Völkerrechts überein •) 
und damit stehen denn auch Staatsverträge und andere öffent- 
liche Urkunden im Einklänge z. B. Art. 21 des Handelstractates 
zwischen Frankreich und den Niederlanden von 1739, Art. 28 
des Vertrags zwischen Frankreich und Russland 1787 , Art. 25 
des Vertrags zwischen England und Nordamerika 1794 etc. 

\ V y • 


• X . 1 ’ • > > • , i ' ( 

5. In früheren Zeiten gab es hierüber in Praxis und Theorie die hef- 
tigsten Streitigkeiten. Spanien und Portugal reclamirten sonst 
das Eigenthum der von ihnen entdeckten Meere. Der Papst theilte 
dann sogar das grosse Weltmeer unter verschiedene Potentaten nach 
einer bestimmten Linie. Grossbrittanien eignete sich die Sou- 
verünetet Uber die vier, die brittischen Inseln umfliessenden Meere 
(narrow-seas) an, doch ohne genaue Definition der damit verbun- 
denen Rechte, doch überall den Flaggengruss von Fremden hier 
verlangend. Venedig reclamirte das adriatische, Genua das ligu- 
rische Meer. Siehe Hugo Grotius, mare liberum (zuerst Leyden 
1609) gegen und Seiden mare claunum (zuerst London 1636) und 
besonders Jo. Borough, imperium maris Britannici (London 1686) 
für England, ausser zahllosen anderen Streitschriften des 17. und 
18. Jahrhunderts. 

6. Vergl. Ortolan 1. c, I. 180. Wheaton , international law I. 215, 
lllmens du droit intern. 1. 176; Heffter Le, 137; v. Kaltenborn, 
Kriegsschiffe S. 8 und 9. 
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Diese Bestimmung wegen der Kanonenschussweite ist aller- 
dings nicht absolut, sondern nur relativ. Doch kann man füg- 
lich annehmen, dass der Punkt der Küste oder der Klippe oder 
Insel an der Küste , wo Kanonen angebracht sind oder ange- 
bracht werden können, auf der einen Seite hinlänglich bestimmt 
ist. Es scheint aber nicht noth wendig zu sein, dass nun 
auch Kanonen immer dort liegen, doch wird es zweckmässig 
sein, gleichsam zur Documentirung seines Rechts und zur Durch- 
führung in streitigen Fällen Kanonen aufzupflanzen, wenigstens 
an wichtigen Punkten 7 8 ). Auf der andern Seite ist es streitig, 
wie weit die Kanonenschussweite ins Meer hineinreiche. Orto- 
lan, 1. c. I. 175 drückt sich darüber relativ aus: la plus forte , 
portde du canon, selon les progres communs de l’art, ä 
chaque öpoque, est la meilleur mesure universelle ä adopter. 
Azuni (origine du droit des gens tom. I. liv. II. p. 58 — 61) 
nimmt die Länge von drei Italienischen Milliarien, wovon vier 
auf eine Deutsche Meile gehen, an, und ähnlich haben sich die 
Nordamerikaner 1793 entschieden, indem sie eine Seemeile oder 
drei geographische Englische Meilen weit von der Küste das 
Meer unter ihrem Schutz stehend erklärten. Doch wird Art. 25 
des Vertrages mit England 1794 nur von Kanonenschussweite 
überhaupt gesprochen, wogegen wiederum in dem Vertrage von 
1818 mit England (Art. 1), in Bezug auf die Fischerei obige 
Bestimmungen ausdrücklich anerkannt werden, wie dies auch 
in Bezug auf eben diesen Gegenstand in dem Vertrage zw ischen 
England und Frankreich IS39, Art. 9 und 10 geschehen ist. 
Andere Autoren nehmen ähnlich drei Französische Lieues als 
in der Praxis herrschend an und ist hier als Beispiel der Friede 
zwischen Frankreich und England von 1763, Art. 5 anzuführen, 
wo es sich übrigens nicht um das offene Meer, sondern um den 
Busen St. Laurentius handelte. Klüber, Völkerrecht I. 206 und 
Martens, droit des gens I. p. 124 •). 


7. Heffter 1. c. ist fllr die Noth Wendigkeit wenigstens zur Aufrecht- 
haltung der Neutralität. Siehe aber Hautefeuille (droits et 
devoirs des nations neutres, Paris 1848. 49. tom. 1 — 4.) tom. I. 
pag. 290 und v. Kaltenborn, Kriegsschiffe S. 10. 

8. Siehe v. Kaltenborn, Kriegsschiffe S. 10 ff. 
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$ 213. Eigenthumsmeere. Sundzoil. 

Nur so weit, auch abgesehen von den eigentlichen Küsten- 
meeresstreifen, gewisse Meerestheile und namentlich erst deren 
geschlossener Charakter, deren ausschliessliche Beherrschung 
zur Sicherheit eines Keiches nothwendig dienen und zugleich, 
wenigstens in gewisser Weise gegen das Einlaufen von fremden 
Schilfen durch militärische Befestigungen geschützt sind oder 
doch leicht geschützt werden können, kann füglich der einzelne 
Staat für befugt gehalten werden , ein höheres und mehr oder 
weniger ausschliessliches Hecht über dieselben zu beanspruchen, 
ja eine Art wenigstens von Staatsobercigenthum (imperium). 
Aus diesem Gesichtspunkte lassen sich die , auch noch in der 
Gegenwart von den einzelnen Staaten Europas behaupteten 
sogenannten Eigenthumsmeere rechtfertigen. Dieselben sind zwar 
nach dem Europäischen Völker- und Seerecht als bestritten an- 
zusehen, aber sie sind factisch vorhanden, werden der Haupt- 
sache nach überall anerkannt und dürfen demnach als eine Art 
von rechtlichen Bestand habend betrachtet werden. 

Dahin gehören •): 

1) Alle Seeeinbrüche in das frühere Landesgebiet eines 
Staats , so lange sie zugleich factisch in einer mehr aus- 
schliesslichen Herrschaft behalten werden. Dazu lassen sich 
unter andern die Einbrüche der See in die Friesischen Lande 
rechnen, namentlich die holländische Zuydersee, de- 
ren Eigenschaft als Eigenthumsmeer nicht bestritten wird. 

2) Noch viel mehr die von einem oder mehreren Staatsgebie- 
ten völlig umschlossenen, seewärts unzugänglichen Binnen- 
meere. 

3) Nach $ 212 alle Häfen, Buchten und Landungsplätze, sie 
seien künstliche oder natürliche, als Zugänge des Landes l0 ). 

4) Der grosse und kleine Belt von Seiten Dänemarks 


9. Vergl. bes. Heffter, Völkerrecht $ 75, der aber die Sache anders 
auffasst. 

10. Vergl. Vasscl, droit des gens I. 23. §290. L. 15. D de publicanis. 

11. Dänemark behauptet auch die Herrschaft Uber das Meer 4 Meilen 
. um Island herum und 15 Meilen um Grönland. Doch ist diese Prä- 
tension aus den Zeiten datirend, wo besonders Italienische Autoren 
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5) Das Marmormeer unter Türkischer Hoheit. 

6) Die Meerenge zwischen Schottland und Irland von Seiten 
Grossbritaniens. 

7) Das grosse und kleine Haff (an der Odermündung), 
ferner das frische Haff 1 *), sowie das Ku rische 
Haff * 3 ), sämmtlich unter Preussischer Hoheit 

8) Die Meerenge von Messina unter Sicilianischer 
Hoheit 14 ). 

9) Seit der Abtretung Finnlands an Russland durch den Frie- 
den von 1809, wodurch der Bothnische Meerbusen selbst 
als Grenze genommen und die Inseln darin nach der Nähe 
des Ufers getheilt wurden, kann von der ehemaligen Schwe- 
dischen Hoheit über diesen Ostseebusen nicht mehr die 
Rede sein. 

10) Da seit dem Frieden von Adrianopel 1829 das Schwarze 
Meer vom Mittelmeere her und nach demselben geöffnet 
ist und nur fremde Kriegsschiffe durch den Vertrag zwischen 
den Grossmächten und der Pforte von 1841 noch ausge- 
schlossen sind (von den Dardanellen), so kann füglich nicht 
mehr von einer ausschliesslichen Hoheit der Türkei die 
Rede sein , um so weniger , da es seine volle Herrschaft 
darauf wesentlich an Russland verloren hat. Man muss 
aber sagen, dass Russland und die Türkei dort als privi- 
legirt erscheinen, indem dort allein ihre Kriegsschiffe zuge- 
lassen werden. Siehe Note 5. tÄ ). 


dem Küstenstaate auf 50 , 60 , 100 Meilen ins Meer hinein eine 
Herrschaft zusprachen. 

12. Preuss. Meerbusen an der Ostpreuss. Küste, 14 Meilen lang 
und 3 Meilen breit, und bei Pillau durch das Gatt mit dem Meere 
in Verbindung. Der lange schmale Streif, welcher ihn vom Meere 
trennt, heisst die frische Nehrung. 

13. Preuss. Meerbusen der Ostsee, ebenfalls in der Provinz Ost- 
preussen, 15 Meilen lang und 7 Meilen breit, und bei Memel durch 
eine schmale Meerenge mit der Ostsee in Verbindung. 

14 Cussy, dictionnaire du diplomate et du consul. S. 691 sub v. terri- 
toire maritime (Leipz. 1846). * 

15. Siehe bes. van Hoorn, dess. de navig. in mari n. 9. 10. Amsterd. 
1834. — Auch die Prätension der Türkei von einer privilegirten 
Herrschaft über das Aegäische Meer ist wohl jetzt unpraktisch, 
besonders seit der Restauration Griechenlands. 
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Üebrigens sind diese fiigenthumsmeere namentlich in Kriegs- 
zeiten wegen der Bestimmung der Ausdehhung des feindlichen 
und resp. neutralen Gebietes und wegen der hieraus fliessenden 
Rechte für die sich dort Aufhaltenden von Wichtigkeit. Ferner 
haben die Staaten darin das Recht, über jede Annäherung Frem- 
der Auskunft zu verlangen und allerlei Sicherheitsmassregeln zu 
ergreifen; ferner Friedensstörungen zu verhindern und dage- 
gen factisch zu interveniren; überhaupt das Recht der Annähe- 
rung zu beschränken und an Förmlichkeiten zu binden; ferner 
diese Gewässer ausschliesslich zum eignen Vortheil z. B. zur 
Fischerei zu benutzen ; das Recht des Embarge auszuüben , die 
dort segelnden Schiffe so lange sie nicht besondere Legitimationen 
haben, des Schleichhandels für verdächtig zu erklären, endlich auch 
gewisse Abgaben zu erheben. Siehe den Schluss des $. etc. 

Die natürlichen und nothwendigen Verbindungs- 
strassen zwischen den verschiedenen Meerestheilen (Meerenge 
von Giberaltar, der sog. Kanal, der Sund, dieMagelans- 
strasse), durch welche die Verbindung des einen Seestaats 
mit den andern in den verschiedenen Erdtheilen erst ermög- 
licht wird, gehören, wenn sie auch noch so eng sind und in dem 
unmittelbarsten Bereich eines Küstenlandes gelegen sind, dennoch 
an sich zu den freien Gewässern, hinsichtlich deren bloss 
die nämlichen Rechte, wie bei den Küstengewässern überhaupt 
($ 212), von den Küstenstaaten beansprucht werden dürfen, so- 
fern keine grösseren Zugeständnisse von Eigen thums- oder 
Hoheitsrechten darüber Seftens anderer Mächte gemacht sind. 
In letzterer Beziehung macht das Marmor me er, wegen der 
Eifersucht der Europ. Mächte, noch eine Ausnahme (n. 5) und 
darf Dänemark aus ähnlichen Gründen noch in der Gegenwart 
am Sunde einen Zoll, den sog. Sun dz oll erheben, der als eine 
rein historische Zufälligkeit erscheint , allenfalls wenigstens 
einen gewissen Sinn hätte, wenn beide Küsten des Sundes den 
Dänen gehörten, freilich durch Verträge mehr oder weniger als 
rechtsbeständig anerkannt ist und darum füglich nur gegen eine 
billige Entschädigung beseitigt werden darf. Siehe Band I. $ 22. 
S. 39. 40, wegen des Sundzolles 1 •). 


16. Ausführlich handelt vom Sund zoll: Mlmoires du Gouv.Su£dois k 
consulter sur le Sund. Stockh. 1839. — Replique du Gouv. Da- 
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ln den Eigenthumsgewässern verlangen die betreffenden 
Staaten von den fremden Schiffen den Schiffsgruss *■). 

§ 214 Küstenhandel und Küstenfischerei. (§§ 226 und 227.) 

* 

I. Den Küstenhandel ,Ä ) vindicirt sehr häufig der betreffende 
Staat sich und seinen Unterthanen allein, so dass fremde Schiffe 
nur durch ausdrückliche Privilegien befugt sind , von einem 
Punkte dieser Küste zum andern Handel zu treiben. Die in. 
dieser Beziehung gültigen Bestimmungen in den einzelnen Staa- 
ten sind bereits Bd. 1. § 19—37. S. 28 ff. angegeben. 

II. Aehnlich wie den Küstenhandel so behalten sich und 
ihren Unterthanen die Staaten regelmässig an den Küsten ihres 
Landes und zwar namentlich auch ihrer Kolonien die Fischerei 
ausschliesslich vor. Es bestehen darüber viele ausdrückliche 
Verträge unter den verschiedenen Staaten. Auf offenem Meere 
kann zwar Jeder fischen wie er will, doch massen sich einzelne 
Staaten in gewissen Meerestheilen, besonders in den Meeren des 
Nord- und Südpols besondere Rechte an. 

Die Staaten haben meist besondre Fischereireglements er- 
lassen, von denen besonders die Satzungen der berühmten Ma- 
rineordonnanz Ludwigs XIV. 1681 hervorzuheben sind, so wie 
die Franz. Königl. Declaration v. 23. April 1726, Franz. Gesetze 
von 23 Mai 1792, 22. April 1832 und 20. Juli 1836. Pardes- 
sus I. c. 933 ff. wegen Seefischerei in Frankreich. 

§ 215. Internationaler Charakter der Seeschiffe *•). 

Siehe bereits §§ 44, 45. Bd. I. S. 85 ff. wegen der Natio- 
nalität, wegen der Flaggen und wegen der Papiere der 
Schiffe. 


nois ibid. 1840 — W. Hutt; on the Sund-dues. London 1839. — 
Lemonius, Verhältnisse des Sundzolles. Stettin 1841. — Scherer, der 
Sundzoll. Berlin 1845. Neuester Vertrag zwischen England und Dä- 
nemark v. 1841, in Murhard nouv. ree. g. II. 151. 

17. Vergl. Pöhls, Seerecht § 498 vom Schiffsgrusse S. 994 ff. 

18. Manche historische Notizen bei Pöhls 1. c. S, 997 ff. Ebenso we- 
gen der Fischerei. 

19. Vergl. Heffter 1. c. § 78-80. S. 144 ff., dem ich hier folge. 
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I. Die Seeschiffe, welche die Nationen aus ihren Gewässern 
in das freie Meer entsenden, sind gewisser Massen ihre 
„wandelnden Ge b ietsthei le,“ wie es die Französischen Ju- 
risten ausdrücken ao ). Selbst in fremden Gewässern verlieren 
Seeschiffe ihre Nationalität nicht , so lange sie im Eigenthum 
eines Nationalen bleiben und namentlich nicht in das Eigenthum 
eines Unterthanen des fremden Staats oder dieses Staats selbst 
übergehen. Die darauf befindliche Mannschaft bildet eine eigen- 
thümliche Genossenschaft unter dem Schutze des Staates, wel- 
chem das Schiff der Nationalität nach angehört, und bleibt diese 
Mannschaft auch ausserhalb des engeren nationalen Wasserge- 
bietes den Gesetzen des heimischen Staates unterworfen. Jedes 
von einem Unterthanen in der Fremde auf dem Schiff geborene 
Kind ist daher auch Unterthan des schiffsherrlichen Staats. 
Vergl. schon Vattel, droit des gens. I. 19. § 21ti. Doch sind 
z. B. nach Britischem Staatsrecht nur die auf Britischen Meeren 
Geborenen sofort Eingeborene. Dabei schadet es nicht, wenn 
auch ein Theil der Mannschaft nicht wirklich aus Unterthanen 
des Staats, zu dem das Schiff gehört, besteht. Freilich werden 
dieselben in denjenigen Ländern, denen sie als Unterthanen an- 
gehören , auch als solche angesehen und behandelt , w enn das 
Schiff dort sich aufhält, ohne dass aber desshaib das Schiff selbst 
seinen eigenthümlichen nationalen Charakter verlöre. Doch wird 
nach Europ. Völkerrecht sowie durch spezielle Staatsgesetze und 
durch viele besondere Staatsverträge meist ausdrücklich ver- 
langt, dass wenigstens der Kapitain (und die Officiere) sowie 
ein ganz bestimmter Theil der Mannschaft (^, *£) aus nationa- 
len Unterthanen desjenigen Staats bestehen , dessen National- 
charakter das Schiff behaupten will, bevor das Schiff die vollen 
Rechte der Nationalität dieses Staats beanspruchen könne. Die 
Details sind bereits Bd. I. § 44. S. 85 ff. gegeben. 

II. Es liegen aber in den Befugnissen der Staatsgewalt über 
die eigenen Schiffe und über die eigene Schifffahrt etwa fol- 
gende Hauptrechte: 

I) Das Recht der Benutzung aller freien Wasserstrassen für 

die Nationalschifffahrt und den Handel; 


20. Britische Publicisten bekämpfen meist diese Ansicht als eine will- 
kürliche Fiction, im Interesse der anmasslicben Britischen Neutra- 
tralitätepraxis. 
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2) das Recht der Gesetzgebung oder Gerichtsbarkeit des Staats 
über das Verhalten seiner Staatsgenossen sowohl in seinen 
Eigenwassern wie auf freien Gewässern. 

3) Das Recht des Staats , zum Schutz der NationalschifITahrt 
Anstalten und Massregeln zu treffen, insbesondere auch in 
fremden Häfen Consuln (§ 216.) mit Genehmigung der 
dortigen Staatsgewalt zu unterhalten. 

4) Das Recht des Staats, den Nationalschiffen eine eigene Flagge 
(§44. Bd.I.) vorzuschreiben dieselbe zu schützen und in Frie- 
denszeiten deren Gebrauch auf den Schiffen anderer Natio- 
nen zu gestatten, wodurch diese, zum Th eil wenigstens, 
des nämlichen Schutzes und derselben Freiheiten theilhaftig 
werden. Es können nämlich dadurch , dass man einem 
fremden Schiffe gestattet, unter unseres Staats nationaler 
Flagge zu segeln, keine Vortheile übertragen werden, welche 
herkömmlich oder vertragsmässig nur den eigentlichen Na- 
tionalschiffen im Sinne des § 44. Bd. I. zugestanden sind, 
und überhaupt darf die Gestattung der Flagge nie zum Prä- 
judiz eines Dritten gereichen. Siehe § 230. 

Jeder unerlaubte Gebrauch einer fremden Flagge ist ahndungs- 
werth, sowohl in Ansehung des Staats, dessen Flagge so ge- 
missbraucht ist, als in Ansehung dritter Betheiligter. 

111. Dagegen scheinen nach jetzigem Völkerrecht dem Staate 
in seinem Gebiete gegenüber fremden Schiffen, deren Be- 
mannung, deren Zwecken und deren Verhalten folgende Rechte 
eingeräumt werden zu müssen, und dürfen zugleich solche 
fremde Schiffe gegenüber dem fremden Staate, wo sie sich auf- 
halten, folgendes beanspruchen: 

I) Der Staat darf in Bezug auf den Zugang zu und den Ver- 
kehr mit seinem Lande den fremden Schiffen Bedingungen 
zu seiner eignen Sicherheit und Wohlfahrt vorschreiben. 
Nur darf der Verkehr dadurch nicht unmöglich gemacht 
werden. Namentlich darf niemals einem in Seegefahr be- 
findlichen Schiffe und dessen Mannschaft die Rettung nach 
dem Lande und die Benutzung der dortigen Hülfsanstalten, 
weder in Kriege noch in Friedenszeiten, versagt werden. 
Siehe bereits Bd. I. § 6. S. 10 ff. **). 


21. Der Satz Heffters: „Je mächtiger eine Nation zur See, deato 
„feindseliger und zurückhaltender gegen Andere. 4 ' — gilt jetzt selbst 
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2) Keine Nation , kein Individuum erwirbt jetzt mehr durch 
Occupation ein von der Mannschaft verlassenes Schiff oder 
auch nur Theile desselben. Vielmehr darf der Eigenthömer 
es gegen Erstattung eines Findungs- und Kettungslohnes 
überall reclamiren. Siehe bereits das Nähere Bd. 11. §145 ff. 
Das alte Strand recht ist ein Schandrecht und hat sich 
in der Gegenwart überall in das vernünftige Bergungs- 
recht umgewandelt **). 

3) Jedes in das VVassergebiet eines fremden Staates einmal 
zugelassene Schiff darf sich auch der Anstalten und Mittel 
bedienen , welche zur Sicherung der Schifffahrt und zur 
Verbindung mit dem Lande zum Behufe eines erlaubten 
Handels bestimmt sind **). 

4) Jedes fremde Kauffahrteischiff, welches in Häfen oder 
andere Eigenthumsgewässer kommt , wird der dortigen 
Schiffahrtspolizei, den Schiffsabgaben, der Zoll- 
gesetzordnung und der Gerichtsbarkeit dieser Staa- 
ten unterworfen * 4 ). Befreit davon sind nur solche Schiffe, 
an deren Bord sich ein fremder Souverain oder dessen 
völkerrechtlicher Stellvertreter befindet, doch wohl nur, 
wenn sie zu deren Beförderung ausschliesslich bestimmt 
sind. Befreit sind ferner Kriegsschiffe fremder Nationen, 
deren Betreten eines fremden Seegebietes aber besonderen 
Förmlichkeiten unterworfen ist, die ferner keine dauernde 
Station dort nehmen dürfen und die sich namentlich besondre 


nicht mehr unbedingt von England, seit dies sein altes System durch 
die Navigationsacte von 1850 so bedeutend modificirte. 

22. Doch wird der niederträchtigen Habsucht der Strandbewohner noch 
vieles nachgesagt, so noch von einer Brit. Pari. Commission von 
1843; und auch aus Frankreich hat man noch in neueren Zeiten 
ähnliches vernommen. Siehe Bd. II. § 146. Note 12. 

23. Jouffroy, droit maritime p. 47. Wheaton , intern, law liv. I. 4. 
§§ 13, 18. Grotius, de jure belli II. 2. 15. 

24. Neuerlich bestritten in der Gazette des tribunaux v. 28. Januar 
1943. Doch ist das im Text Gesagte sonst allgemein in der Theorie 
und Praxis anerkannt. Wheaton 1. c. I. 2. § 20. Jouffrov p. 28. 
Ortolan I. 274. Erklärung des Franz. Staatsraths, 22. November 
1806 und Dupins Requisitoire in der Sache des Carlo Alberto in 
Sirey, recueil gen. des lois et des arrets 32 und 33. 
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Vorsichtsmassregeln von Seiten des fremden Staats gefallen 
lassen müssen **). Endlich muss man wohl davon als be- 
freit ansehen die bloss vorübersegelnden Schiffe, aber keines- 
wegs allgemein, wie Hefller I. c. § 79 Seite 148 meint, alle 
diejenigen, welche wider Willen der Führer in dem frem- 
den Seegebiet zu landen genöthigt werden; doch scheint im 
letzteren Falle des unfreiwilligen Landens allerdings die 
Nationalehre zu gebieten, die Mannschaft und das Schiff 
wieder fortzulassen, wenn man auch sonst ein Interesse 
hätte, sie festzuhalten. Indessen versteht es sich von selbst, 
dass man in Kriegszeiten gegen Feinde dergleichen Huma- 
nität nicht zu üben braucht zu seiuem eigenen Schaden und 
namentlich nicht gegenüber dem Feinde selbst, noch weniger 
gegen Verbrecher, die etwa in dem Schiffe sich befin- 
den etc. 

5) Alle Schiffe haben das Recht, von dem fremden Staate die 
Gewährung und resp. die Ausübung aller der besonderen 
Rechte und Privilegien zu verlangen, die ihnen kraft der 
zwischen den betreffenden Staaten bestehenden Völkerver- 
träge zustehen. 

IV. Gegen fremde Schiffe auf offenem freien Wasser 
hat kein Staat irgend ein Recht in Friedenszeiten, es sei 
denn, dass der eine Staat in dieser Beziehung dem anderen 
ausdrücklich gewisse Rechte über seine Schiffe eingeräumt hat, 
sowie in dem Falle der gerechten Selbsthülfe wider einen un- 
rechtmässigen Angriff und wegen zugefügter rechtswidriger Be- 
schädigungen. Doch wird gegenwärtig dies Recht der Selbst- 
hülfe von einzelnen Schiffen und namentlich blossen Kauffahrern 
selten und nur im Fall unabwendbarer Noth geübt und in an- 
deren Fällen denselben auferlegt, lieber einfach gegen zugefügle 
Verletzungen und Kränkungen zu protestiren und nachträglich 
durch das Organ ihres eigenen Staats und namentlich unter 


25. Vergl. besonders von Kaltenborn. Kriegsschiffe 1. c. cap. VI 
S. 15 ff. Es ist unerhört, ihnen iui Fall der Seenoth oder bei Ver- 
folgung durch den Feind den Zugang und Aufenthalt zu verweigern 
oder an entehrende Bedingungen, wie Entwaffnung, zu knüpfen, 
und rechtfertigt sich dergleichen nur im Untersten Falle, wo eine 
gewisse Nothwendigkeit dazu treibt. 
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Vermittelung von dessen Consuln und anderen diplomatischen 
Agenten Genugtuung und resp. Entschädigung zu erlangen. 
Es ist diese Beschränkung um so mehr zu billigen, da in der 
Verletzung irgend eines nationalen Schiffes allemal zugleich eine 
Verletzung dieses nationalen Staats vorliegt. Doch gestattet das 
Völkerrecht gegen Piraten und alle diejenigen, welche sich 
grundsätzlich dem Hechte und Gesetze entziehen, die Selbsthilfe 
jeden Grades und jeder Art anzuwenden. 

Namentlich hat kein Staat ausserhalb seines Wassergebietes 
und seiner Polizeigrenze gegen fremde Nationalschiffe ein Recht 
sie anzuhalten, zu durchsuchen und in Beschlag zu nehmen, 
wenn dies auch zu einem an sich erlaubten und noch so edlen 
Zwecke geschehen sollte, wofern nicht ausdrücklich und be- 
stimmt ein derartiges Zugeständnis von einer Nation der an- 
deren gemacht ist. Das Gegentheil würde die Souverainetät des 
Staats, die Basis alles internationalen Verkehres, in Gefahr 
bringen und somit geradezu das Völkerrecht erschüttern. Doch 
gestattet man in Kriegszeiten unter gewissen Formen und Be- 
dingungen den Kriegsfahrzeugen der kriegführenden Mächte neu- 
trale Schiffe zu durchsuchen, um sich über deren nichtfeind- 
lichen Charakter zu vergewissern: ein nothbehelfliches Zuge- 
ständnis, ohne welches allerdings ein Seekrieg kaum geführt 
werden kann. Siehe § 235. 

Die Frage vom Durchsuchungsrecht auch in Friedens- 
zeiten ist während des letzten Decenniums viel verhandelt wer- 
den in Bezug auf die Unterdrückung des Sklavenhandels. 
Aber so sehr auch im Interesse der Humanität zu wünschen 
wäre, dass alle Staaten vertragsmässig Concessionen zur Durch- 
suchung verdächtiger Schiffe, versteht sich unter strenger Ver- 
antwortlichkeit wegen Missbrauchs von Seiten der Durchsuchen- 
den, machen möchten, so kann es doch nach Europ. Völkerrecht 
keinem Zweifel unterliegen, dass die Schiffe der dem Britisch- 
Französischen Vertrag nicht beigetretenen Staaten, auch nicht 
durchsucht werden dürfen *•). 


26. Vergl. die Verträge zwischen England und Frankreich 30. Novbr. 
1831 und 22. März 1833; dein Vertrag 25 December 1841 (ratificirt 
19. Februar 1841} von Oesterreich, Grossbritanien, Preussen und 
Russland zur Unterdrückung des Sklavenhandels, trat Frankreich 
nicht bei, schloss dagegen 29. Mai 1845 mit England einen Vertrag 
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Dagegen ist jedenfalls die Verfolgung eines fremden Schiffes 
in die offene See, wenn sich die Mannschaft eines Verbrechens 
oder auch nur einer Defraudation, einer schwereren Polizeicon- 
travention in dem Land- oder Seegebiete unseres Staats schuldig 
gemacht hat, erlaubt **)• Endlich darf ein Staat, wenn der Ur- 
heber oder Gehülfe eines Verbrechens auf offener See oder auch 
in einem anderen fremden Gebiete nachher in sein Territorium 
gelangt, die Strafgesetze gegen ihn in Anwendung bringen, sofern 
er überhaupt im Auslande begangene Verbrechen straft, was 
er aber jedenfalls thun wird, wenn in dem Verbrechen direct 
oder indirect zugleich eine Verletzung seiner eigenen Würde 
oder der Rechte seiner Unterthanen liegt; sonst wird er sich 
begnügen, die Verbrecher in Sicherheit zu bringen und ihrem 
Heimathsstaate auszuliefern. 

§ 216. Von den Consuln **). 

I. Zw r ar haben alle diplomatischen Vertreter eines Staats im 
Auslande, namentlich die eigentlichen Gesandten, das Recht und 


zur besseren Durchführung der bereits in den Verträgen von 1831 
und 1833 festgesetzten Bestimmungen, Viele Staaten sind diesen 
Verträgen ausdrücklich beigetreten und haben so die Durchsuchung 
ihrer Schiffe gestattet. — Uebrigens wagte England durch eine 
Parlamentsacte vom 8. Aug. 1845 die Brasilianischen, beim Sklaven- 
handel betheiligten Schiffe ohne Weiteres den Engl. Adiniralitäts- 
gerichten zu unterwerfen, wogegen aber Brasilien unter dem 22. Oct. 
1845 feierlich protestirte, indem es diese Acte als evident gegen 
allen Gebrauch, gegen alle Gerechtigkeit und als eine arge Ver- 
letzung der Würde und Unabhängigkeit des Brasilianischen Staats 
erklärte. Vergl. Cussy. dict. du dipl. sub v. traite des noirs. Auch 
Nordamerika lässt sich die Durchsuchung nicht gefallen. Vergl. 
Wheaton, enquiry in the validity of the british claim etc. London 
1842. — Einen interessanten Fall findet man dargestellt in: Handels- 
gerichtliches Verfahren und Erkenntniss über die Ham- 
burger Bark Louise wegen Verdachts der Betheiligung im Sklaven- 
handel (Hamburg 1842). 

27. Nordamerikanische Praxis. Wheaton, enquiry etc. p. 148. 

28, Freilich gehört die Lehre von den Consuln vorzugsweise ins Völker- 
recht. Es scheint aber zweckmässig, hier eine kurze Uebersicht zu 
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die Pflicht, sich ihrer Nationalschifle und deren Mannschaften 
während ihres Aufenthaltes im Auslande anzunehmen. Doch 
vorzugsweise gilt dies von den Consuln, als einer Art von 
internationalen Agenten, die hauptsächlich für die Handels- 
und besonders auch Seehandelsinteressen, mithin auch für 
Seeschiffe und deren Mannschaften ihres sie anstellenden Staats 
im Auslande eingesetzt und angestellt sind. 

II. Die heutigen Consuln und ihre Privilegien unterscheiden 
sich wesentlich von ähnlichen mittelalterlichen Instituten, aus 
denen allerdings die consularischen Verhältnisse der neueren 
Zeit hervorgegangen sind, also namentlich von den mittelalter- 
lichen Handelsgerichten für Fremde im 10—13. Jahrhundert, 
sowie von dem Jnstitut der consularischen Jurisdiction nach 
dem 13. Jahrhundert 29 ). 

III. Consularagenten befinden sich hauptsächlich in allen 
nur einiger Massen bedeutenden Seeplätzen aller Staaten und 
Länder. Auch halbsouveraine Staaten, namentlich wenn sie eine 
selbstständige Flagge führen, entsenden und empfangen Consuln 
nach der bisherigen Praxis. Zur Einsetzung ist Einverständniss 
beider Regierungen nöthig und ist auch wohl durch besondere 
Verträge das Verhältniss regulirt. Die Ernennung erfolgt durch 
sog. lettres de Provision, also nicht durch förmliche Begiaubigungs- 


geben, wobei wir uns hauptsächlich an Heffter I. c. § 225 an- 
schliessen. — Wegen der Literatur dieser Materie verweise ich auf 
die vom Gesandtsehuftswesen überhaupt handelnden Schriften, be- 
sonders das alte Werk von M. de Wicquefort, l’ambnssadeur et 
ses fonctions (zuerst Cöln 1679) und auch das neueste sehr umfang- 
reiche Werk: A. Miruss, Europ. Gesandtschaftsrecht. 2 Abtheil. 
Leip. 1847, sowie Cussy dictionnairc du diplomate et du consul. 
(Leip. 1846) und ganz besonders A. de Miltitz, manuel des con- 
suls (London u. Berlin 1837 ff ), sowie Bursotti, Guide des agens 
consttlaires. 1838. Jos4 Ribciro dos Santos et Jose- Feliciano 
Castilho Barreto, traite du consulat. 1839. F. A. de Mensch, 
manuel pratique du consulat (Leipzig 1847), besonders für Preuss 
Consuln, doch auch von allgemeinem Weithe. 

29. Wegen der geschichtlichen Entwickelung siehe Miltitz 1. c. F. Borei, 
de l’origine et des fonctions des consuls St. Petersburg 1807. Braun- 
schweig 1812, auch Leipzig 1831. Warden, on the origine, noture, 
progress and influence of consular establishments Paris 1813. 
v. Kaltenborn, Seerechl II. 23 
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schreiben, sondern durch blosse Bestallungsbriefe, Patente des 
beauftragenden Staats, doch bedarf die wirkliche Ausübung dieser 
Vollmacht erst noch der ausdrücklichen oder stillschweigenden 
Genehmigung der fremden Regierung, die zu dem Behufe ge- 
wöhnlich ein besonderes sog. Exequatur oder Placet ertheiit, 
was vorzüglich dann nothwendig ist, wenn der Consul ein 
(Jnterthan des Staats, gegenüber welchem er fungiren soll, ist, 
was häufig vorkommt, was aber zu gestatten an und für sich 
kein Staat verpflichtet ist. Mit Hinsicht auf ihre grössere oder 
geringere Wirksamkeit werden übrigens diese Handelsagenten 
bald mit mehr bald mit weniger bedeutendem Titel angestellt; 
so als Generalconsuln für ein ganzes Land oder doch für 
mehrere Plätze, dann als Consuln schlechthin, oder auch als 
Viceconsuln und Beigeordnete der Vorhererwähnten. Jedoch 
haben alle diese Titulaturen nicht immer eine so bestimmte Be- 
deutung 30 ). 

IV. Die regelmässigen Geschäfte der Consuln erstrecken 
sich 31 ): 

1) Eine stete Fürsorge für die gehörige Erfüllung der bestehen- 
den Handels- und Schiflfahrtsverträge, sowohl von Seiten 
des fremden Staats, wie auch der durch den Consul ver- 
tretenen Nation, demnach sorgfältige Beseitigung aller etwa- 
nigen Hindernisse und Störung des guten Vernehmens durch 
geeignete Schritte bei den auswärtigen Behörden, dessgtei- 
chen durch Kenntnissnahme von den ankommenden National- 
schifien, ihren Ladungen und Equipagen; auch üben sie 
desshalb gewöhnlich die Passpolizei. 


30. Vergl. Heffter 1. c. § 2*25, sowie wegen des Inhalts der folgenden 
n. IV. besonders § *226, den ich hier wiedergebe mit Miruss 1. c. 
3S6. Siehe auch Pöhls, Seerecht, S. 1006—1019. 

31. Eine ausführliche Bestimmung über die Attributionen und Vorrechte 
der Consuln findet sich in dem Vertrage zwischen Frankreich und 
Spanien vom 13. März 1769 bei Wenck, codex juris gent. III. 746 
und Martens, recueil de trait^s I. 6*29. Unter den neueren Ver- 
trägen ist bemerkenswerth der Vertrag zwischen Frankreich und 
Texas. 25. Septbr. 1839 Art. 8 — 13. Siehe auch Läget de Podio, 
jurisdiction des Consuls de France k £tranger 1826 £d. 2. Marseille 
1843. Die betreffenden Verordnungen anderer Staaten sind bei 
Miruss 1. c. 390 nachgewiesen. 
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2) Demgemäss sind die Consuln insbesondere befugt, von allen 
im Hafen ihres Ortes ein- und ausgehenden Schiffen ihres 
Landes, für welches sie bestellt sind, Kenntniss zu nehmen, 
den gesammten dortigen Verkehr der ihnen anvertrauten 
Nationalen zu beobachten und möglichst zu befördern. 

3) Es haben die Consuln die Verpflichtung, den ankommenden 
Nationalschiffen und deren Mannschaften, Passagieren etc. 
Schutz und Beistand zu leisten, soweit sie eines solchen 
bedürfen und als Unterthanen jenes vom Consul vertretenen 
Staats dazu berechtigt sind. Auch steht ihnen wohl zu, 
flüchtige Matrosen von dem auswärtigen Staate zu recla- 
miren, insofern sich dieser zur Auslieferung solcher Perso- 
nen verpflichtet hat oder doch geneigt findet; namentlich 
muss er in dieser Beziehung dem Schiffer behülflich sein 
und falls das Schiff unterdessen schon abgesegelt sein sollte, 
für sichere Rücksendung der wiedererlangten Flüchtlinge 
Sorge tragen. 

4) Die Consuln haben das Recht einer freiwilligen Gerichts- 
barkeit im Namen des vertretenen Staats, wenigstens zur 
Beglaubigung der Schiffspapiere und Schiffahrtsacte aller 
Art, sofern ihnen in dieser Beziehung nicht ausdrücklich 
oder observanzmässig eine grössere Autorität zugestan- 
den ist. 

5) Es steht ihnen ferner das Recht der schiedsrichterlichen 
Intervention und Entscheidung zu, wenn eine solche von 
den Nationalen in Anspruch genommen wird. 

6) Vor Allem haben sie die Pflicht, darauf zu sehen, dass alle 
Schiffer ihres Landes sogleich nach ihrer Ankunft, sobald 
sie für die Sicherheit des Schiffes gesorgt haben, im Con- 
sulate sich melden und daselbst ihre Freipässe und 
Schiffs rollen vorzeigen, den Inhalt ihrer Ladung 
angeben, von der Zeit und dem Orte ihrer Abfahrt, sowie 
von den auf ihrer Reise etwa vorgekommenen erheblichen 
Vorfällen Anzeige machen. Dies Alles wird, nebst dem 
Namen der Schiffer und Schiffe, der Grösse der letzteren, 
nach Lasten, der Anzahl (auch wohl einem genauen spezi- 
ficirten Verzeichnisse) der Schiffsmannschaft etc. vom Con- 
sul in sein Journal verzeichnet. Ebenso hat er sich von 
der Richtigkeit der vorgelegten Pässe zu überzeugen. 

23 * 
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7) Der Consul hat ferner den ankommenden Schiffern und 
Kaufleuten, wenn solche nicht schon öfter in dem betreffen- 
den Hafen und Lande gewesen sind und die dortige Ver- 
fassung, namentlich in Bezug auf Zoll, Steuer, Polizei, aus 
Erfahrung bereits kennen gelernt haben, alles dasjenige be- 
kannt zu machen, was ihnen von den Gesetzen und Ge- 
bräuchen des Orts, besonders auch von Ein- und Aus- 
fuhrverboten etc. zu wissen von Interesse ist. 

8) Die Abreise des Schiffes, sowie dessen mitgenommene 
Ladung, dessen Bestimmungsort etc. muss der Consul eben- 
falls in seinem Journale verzeichnen, und ist demnach 
der Schiffer gehalten, ihm dies Alles rechtzeitig zu 
melden. 

9) Zugleich ist der Consul verbunden, dem Schiffer ein eigen- 
händig unterzeichnetes Cer ti ficat 3a ) (gewöhnlich unent- 
geltlich) zu ertheilen, aus welchem erhellt: wann das Schiff 
angelangt und die Meldung des Schiffers im Consulate, 
sowohl bei seiner Ankunft als bei seiner Abreise, erfolgt 
sei, von wo das Schiff gekommen und wohin, sowie für 
wessen Rechnung es gehe, was an Consulatgebühren etc. 
entrichtet sei. 

10) Ausserdem ist er verpflichtet, des Schiffers Rechnungen über 
Hafengelder, Mäklergebühren und andere die Rheder und 
Befrachter angehenden Ausgaben durchzugehen und deren 
Richtigkeit zu bescheinigen (in der Regel gleichfalls 
unentgeltlich). 

>i) Ferner muss der Consul seiner Regierung davon Anzeige 
machen, wenn ein Schiffer unterlässt, sich bei seiner 
Ankunft oder Abreise auf dem Consulate zu melden. 

12) Bei allen Unfällen, welche Schiffen seines Landes in dem 
Hafen, wo der Consul residirt, oder an einem anderen Orte 
seines Bezirkes begegnen, besonders bei S trau (hin gen 
muss derselbe sich der Ladung und der Mannschaft mit 
Eifer annehmen und namentlich dahin sehen, dass nicht 
mehr an Berglohn erhoben werde, als den bestehenden 
Rechten und Verträgen gemäss ist 33 ). Bei etwanigen Ha- 


32. Vertrag zwischen Preussen und Russland 1818. Art. IV. 

33. Preutt. Kabinetsordre 13. März 1814. 
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varien muss er die erlittenen Schäden und die zum Besten 
des Schiffes und der Ladung auf der Reise gemachten Ver- 
wendungen, gebrachten Opfer verificiren, auch wohl die 
Ausbesserung beaufsichtigen. 

13) In allen Fällen, wo namentlich kein Gericht in der Nähe 
sich befindet, ist er zur Aufnahme von Protest und 
Verklarung über alle Vorfälle des Schiffes und der 
See berechtigt und verpflichtet, für welche dergleichen offi- 
zielle Feststellung üblich ist. 

14) Der Consul muss, wenn Unterthanen seines Landes mit 
dortigen Einwohnern oder anderen Fremden vor 
dortigen Gerichtshöfen in Prozesse verwickelt werden oder 
sonst in Streitigkeiten oder gar in Gefahr gerathen, den- 
selben auf alle Weise beistehen und sich namentlich, im 
Interesse von Schiff und Ladung und deren Weiterreise, 
für die schleunige Erledigung der Sache verwenden. 

15) Bei T o d e s f ä 1 1 e n muss er sich des Nachlasses an- 
nehmen. 

16) Ueber alle in Folge dieser Befugnisse ausgestellten Atteste, 
Pässe etc. hat er ein Register zu führen und überhaupt 
seine sämmtlichen amtlichen Papiere in einer besonderen 
Consulatsregistratur gehörig aufzubewahren. 

17) In Kriegszeiten, wenn die Macht, von welcher der Consul 
bestellt ist, neutral bleibt, muss er dafür sorgen, dass die 
Ehre und Sicherheit der Flagge seines Landes aufrecht er- 
halten werde und die Unterthanen desselben bei ihrer See- 
schiffahrt und ihrem Handel und Verkehr die Vortheile der 
Neutralität geniessen. Sollte aus besonderen Gründen 
ein allgemeines Embargo auf alle dort befindlichen Schiffe 
gelegt werden, so hat er davon die ihm Vorgesetzte Behörde 
ungesäumt zu benachrichtigen, auch, nach Lage der Um- 
stände, schon vor Eingang der Verhaltungsbefehle die Auf- 
hebung des Embargo für die darunter mitbegriffenen neu- 
tralen Schiffe seines Landes zu verlangen. Im Falle, dass 
der Ort mit einer Blök ade bedroht wird, soll er möglichst 
dafür thätig sein, dass das Ein- und Auslaufen der neu- 
tralen Schiffe seines Landes wenigstens zeitweilig. noch ge- 
stattet, dass die Blokade rechtzeitig überall bekannt gemacht, 
namentlich an den Hafenplätzen seines Landes publicirt 
werde. Im Falle eines zu befürchtenden Bombardements 
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des Ortes muss er die ihm anvertrauten Nationalen recht- 
zeitig benachrichtigen und deren Leben und Eigenthum 
möglichst in Sicherheit zu bringen suchen; übrigens soll er 
auch feierlichst gegen allen Schaden, der etwa dem neutra- 
len Eigenthume durch das Bombardement entstehen möchte, 
protestiren, wenigstens dessen Aufschiebung verlangen, bis 
das neutrale Eigenthum in Sicherheit gebracht sei, nament- 
lich fordern, dass die neutralen Schiffe zuvor noch sicher 
auslaufen dürfen etc. 

18) Ist aber sein Souverain selbst mit derjenigen Macht, 
bei welcher der Consul angestellt ist, in Krieg verwickelt, 
und sollte in diesem Falle ein freier und ungestörter Fort- 
gang des Handels und der Schiffahrt oder doch eines Zweiges 
davon, namentlich der Fischerei seines Landes nicht auszu- 
wirken sein, so muss er seine Bemühungen dahin richten, 
dass wenigstens nicht plötzlich bei einer dortigen 
Kriegserklärung oder gar vor derselben die in den 
dortigen Häfen befindlichen Schiffe und Güter der Unter- 
thanen seines Landes weggenommen, sonderen letzteren 
angemessene Fristen verstattet werden, das Ihrige in Sicher- 
heit zu bringen. Uebrigens wird es der betreffenden Re- 
gierung des Landes allemal obliegen, in so schwierigen 
Fällen, wie sie sub 17. und 18. notirt sind, besondere 
Verhaltungsbefehle zu geben. 

19) Für die erwähnten Dienstleistungen werden den Consuln 
von den in den Häfen ihres Consularbezirkes ankommenden 
und abgehenden Schiffen ihres Landes etc. Consulatsge- 
bühren bewilligt, welche nach besonderen Consulatstarifen 
erhoben werden. Ob dies in den Fällen, wo Consuln 
als solche besoldet, eine Ausnahme erleidet, lässt sich 
nur nach den besonderen Gesetzen jedes einzelnen Landes 
entscheiden. Ein Präjudiz findet nicht statt. 

Uebrigens haben wir alle diese Rechte und Pflichten der 
Consuln nur desshaib angeführt, damit man die denselben 
correspondirenden Rechte und Pflichten derSchiffer 
und übrigen Seeleute daraus ersehen möge, denn die 
letzteren lassen sich füglich aus den ersteren unmittelbar ent- 
nehmen. Desshaib interessiren uns denn auch die den Consuln 
zustehenden, nur geringen Ehrenrechte und Privilegien 
nicht sehr; sie beschränken sich aut eine gewisse Un verletz- 
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barkeit ihrer Person, obwohl sie in der Regel der peinlichen 
und bürgerlichen Gerichtsbarkeit des Landes, wo sie fungiren, 
unterworfen sind, selbst wenn sie Ausländer sein sollten und 
namentlich in Bezug auf Handelsgeschäfte 34 ). 

V. Von einem grösseren Umfange sind die Gerechtsame 
der Consuln in den muselmännischen Staaten, die aber denn eben 
nicht blosse Consuln sind und nicht gerade als solche höhere 
Rechte, namentlich volle Civil- und Criminalgerichtsbarkeit aus- 
üben, sondern vielmehr wegen ihres höheren diplomatischen 
Charakters so bevorzugt sind. In Bezug auf Handel und SchifT- 
fahrt der Nationalen haben aber im Wesentlichen diese Consuln 
keine höheren Rechte und Pflichten auszuüben und resp. zu er- 
füllen, als die sub IV. angegebenen 3 *). 


§ 217. Von der Kaperei 3 *). 

Das Institut der Kaperei soll nur vom privatrecht- 
lichen Standpunkte aus erörtert werden, nicht vom allgemein 
völkerrechtlichen und speziell völkerseerechtlichen. 


34. Vergl. Heffter 1. c. § 226. Seite 383. Siehe den Vertrag zwischen 
Frankreich und Spanien 1769 Art. 2 Preuss. Allg. Gerichtsordnung 
I. 2. $ 65. Auch ist das allgemeine Princip noch vor Kurzem durch 
ein arrtt de Ia cour royale von Aix 1843 (mitgelheilt in der Gazette 
des Tribunaux 1843) ausgesprochen. 

35 Vergl. besonders: Preuss. Reglement für die Consuln 18. Septbr. 
1796 (bei Miruss 1. c. II. n. 56. S. 338 fl’). Preuss. Gebührentarif 
vom 10. Mai 1832. Preuss. Resoript v. 28. August 1834. — Die 
Grossbrit. Instructionen von 1825, 1826, l-'29. Siehe bei Miruss 
1. c. § 390 ein Verzeichniss der Cousularreglements der verschiedenen 
Staaten. 

36. Literatur: Willenberg, de eo qu. j. est circa excursiones mariti- 
ma« (Gudani 1736). d’Abreu, trait^ sur les prises maritimes etc. 
(zuerst Spanisch Cadix 1746. Paris 1758 und 1802). Am Besten 
G F. v. Martens, essai concernant les armateurs, les prises et 
surtout les reprises (Gött. 1795, Deutsch eod. 1. eta.). Auch Valin 
ad Ordonn. v, 1681 und dessen trait4 des prises 1782. v. Kalten* 
born, Geschichte der Kaperei im Seekriege und Praxis und Reform 
der Kaperei (in Pölitz - Bülau Jahrb. für Geschichte und Politik. 
Jahrg. 1849. Aug. u. Sept. Heft, 2 Abhandluugen. Bd. 11. S. 97 — 136 
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Zur Betreibung des Seekriegs hat man sich bis auf die 
neueste Zeit nicht bloss der eigentlichen Kriegsschiffe, sondern 
auch der sog. Kaper bedient 37 ). Kapereien nennt man nun 
Unternehmungen von fremden oder einheimischen Privatpersonen, 
welche in Kriegszeiten mit besonderer Genehmigung einer 
krieg führenden Hauptmacht ein oder mehrere Schiffe, 
auf eigene Kosten, in der Hauptabsicht ausrüsten, dem Feinde 
an Schiffen, Mannschaften, Gütern, besonders an Zufuhr Abbruch 
zu thun und zugleich denjenigen Handel neutraler oder freund- 
schaftlicher Staaten mit dem Feinde zu verhindern, der im Kriege 
als unerlaubt angesehen wird, also gegen Contrebande, sowie 
gegen Durchbrechung der Blokade zu vigiliren, überhaupt den 
neutralen Verkehr, besonders Frachtverkehr zur See zu conlro- 
liren. Es erscheint demgemäss die Kaperei als ein Geschäft auf 
Gewinn durch die zu erobernde Beute. 

Es ist selten, dass ein und dieselbe Person das ihm zuge- 
hörige Schiff auf eigene Kosten ausrüstet und zugleich als Ka- 
pitain commandirt, obwohl dies durchaus zulässig ist. Gewöhn- 
lich ist der Unternehmer von dem Kapitain verschieden. Auch 
existirt in der Regel nicht bloss ein Unternehmer, sondern es 
thun sich Mehrere zu einer Gesellschaft zusammen und über- 
nehmen nach bestimmten Antheilen die Kosten der Lieferung 
des Schiffes selbst sowie von dessen kriegsmässiger Ausrüstung. 
Unter diesen tritt dann ein gewöhnliches Geselischaftsverhältniss 
ein und wird der gemachte Gewinn und Verlust nach Verhält- 
niss der Antheile der Einzelnen vertheilt. Doch können auch 
besondere Vertragsbestimmungen über Vertheilung des Gewinnes 
und Tragung der Lasten und Verluste festgesetzt werden. 

Diese Unternehmer als die Rhederei ernennen sodann 
entweder einen aus ihrer Mitte oder einen Fremden zum Com- 
mandeur des Schiffs und ertheilen ihm besondere Instructionen, 


und S. 193—228). Pöhls, Seerecht S. 1025 ff Nau, Völkersee- 
recht (Hamburg 1802) § 265 ff. Holst, Völkerseerecht (1, u. einz. 
Band. Hamburg 1802) I. S. 184 ff 208 ff 

37. Kaper, Meerschäumer, Freibeuter; Franz, armateurs, corsaires, bati- 
mens armta en course; Englisch privateers, freebotters. Wegen des 
Unterschieds zwischen Kapern und Seeräubern siehe v. Kaltenborn 
l c. S. 204-205. 
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die er nicht überschreiten darf. Dieser Kapitain aber steht zu 
jenen Rhedern im Allgemeinen wie jeder andere Schiffer zu 
seinen Rhedern da Er hat nicht selten wie überhaupt die 
Mannschaft Antheil am Gewinn, auch wohl Verlust. Doch ist 
es zulässig, wenn auch nicht ganz gewöhnlich und räthlich, dem 
Schiffer und den Mannschsften bloss ein bestimmtes Gehalt zu 
geben. 

Wenn die Kaper nicht selten vom Staate mancherlei Bei- 
hülfe an Geld, Naturalien, Waffen, Munition geliehen oder gegen 
Bezahlung erhalten, sowie von manchen Lasten anderer Schiffe 
befreit werden, so modificirt dies das Verhältniss in der Regel 
nicht bedeutend. 

Die staatliche Genehmigung erfolgt durch sog. Kaperbriefe 
(lettres de marque, auch wohl de commissions), auch Mark- 
briefe, Commisbriefe *•). Wer sich solche von beiden krieg- 
führenden Mächten zugleich ausstcllen lässt, gilt als Seeräuber. 
Ausser dieser ‘Legitimation müssen die Kaperunternehmer in 
allen Staaten noch Caution stellen, zur Gewähr dafür, dass sie 
das Kriegs- und Völkerrecht und insbesondere die betreffenden 
Kaperreglements, deren es in allen Staaten gibt, gewissen- 
haft beobachten wollen. Namentlich soll der Kaper das neutrale 
Gebiet respectiren und dort keine Prisen machen. Auch Fischer- 
böte sind meistentheils wie gegen feindliche Angriffe überhaupt, 
so auch von Seiten der Kaper gesichert. 

Ferner ist dem Kaper auferlegt, überall das neutrale w r ie 
feindliche Gut mit Vorsicht und Schonung zu behandeln, da 
dasselbe nicht unmittelbar durch die Nehmung, sondern erst 
durch prisen gerichtliche Zusprechung gute Beute wird. 

In der Regel ist es den Kapern zur Pflicht gemacht, durch 
den Schreiber, der hier noch eine gewisse Rolle spielt, über 
das ganze Verfahren der Kaperei, namentlich bei einer Nehmung 
ein genaues Protocoll zu führen und namentlich ein Inventar 
über das genommene Schiff aufzunehmen. 

Zumeist dürfen die Kaper nicht zugleich Handel treiben 
und drum keine eigentliche Ladung an Bord nehmen, doch wohl 
nur desshalb, w'eil diese sie zu sehr an der glücklichen und 


38. Nur eine kriegführende Hauptmacht, keine blosse Hülfs- oderalliirte 
Macht darf nach Völkerrecht zur Kaperei privilegiren. 
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schnellen Durchführung ihrer Unternehmungen hindert, so dass 
also, wo kein derartiges Verbot existirt, der Handel und die 
dessfallsige Einnehmung der Ladung den Kapern nicht an sich 
als verboten angesehen werden dari. 

In der Gegenwart ist es den Kapern meist verboten, ihre 
Beute auf der See wieder frei zu lassen und dafür eine Ran- 
zion, gegen Ausstellung eines Freibriefes, anzunehmen. 

Der Kaper hat die Prise selbst oder durch Andere sicher 
in einen Hafen seines Souverains aufzu bringen. Doch wenn 
die Nehmung in sehr entlegenen Gewässern geschah oder sonst 
eine Noth dazu trieb, darf er die Prise auch in neutrales Gebiet 
bringen 39 ). Dabei scheint nach Theorie und Praxis festzustehen, 
dass der Neutrale dies gestatten dürfe, nicht aber, dass er es 
müsse. Dagegen ist es zweifelhaft, ob der Neutrale die gericht- 
liche Zusprechung 40 ) der Prise durch seine Gerichte oder auch 
durch die betreffenden Consuln gestatten dürfe, ohne selbst seine 
Neutralität zu verletzen. Freilich ermächtigt z. 'B. das in der 
vorigen Note erwähnte Franz. Decret an VI. die Franz. Consuln 
im Auslande dazu 41 ). 


39. Holl. Placat 6. Januar 1711. Russ. 1787 Art. 6. Das Brasil. Avara 
30. Dec. 1822 c. 22. Art. 3 gestattet sogar das Aufbringen in frem- 
den Häfen unbedingt. Sonst liess England seine Prise aus dem 
Mittelmeer nach Livorno bringen. Siehe auch v. Kaltenborn, 
Kriegsschiff, S. 28, sowie daselbst die unseren Text bestätigenden 
Bestimmungen des Vertrags zwischen Frankreich und Nordamerika 
1778. Die ältere Franz. Gesetzgebung der Ord. 1681 war dagegen, 
aber die Franz. Convention mit den Niederlanden 1781, das Decret 
18. Sept. 1793 sind für unsere Ansicht und letzteres erklärt dies für 
das allgemeine Völkerrecht. Ja den 27. Vend. an VI. erlaubte so- 
gar Frankreich seinen Consuln die Zusprechung der Prisen im Aus- 
lande. Code de prises par Guichard II. 255. S. unten § 237. 238. 

40. Heffter 1. c. S. 256 bestreitet dies. Siehe unten § 237. 238. 

41. Der Tractat zwischen Schweden und Nordamerika vom 3. April 
1783. Art. 18. n. 4, welcher Artikel später durch den Vertrag von 
1816 und 1827 wiederum bestätigt ist, sagt: Les vaisseaux de guerre 
et armateurs des deux nations seront rlciproquement admis avec 
leurs prises, dans les ports respectifs de chacune, mais ces 
prises ne ponrront y 4tre dlchargles ni vendue« 
qu’apres que la f gitimif de la prise faite par des bätiments suldois 
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Im Aufbringungshafen muss der Kaper sich seine Prise 
gerichtlich zusprechen lassen. Die Besatzung feindlicher Kriegs- 
schifle, sowie letztere nebst Munition und Walten muss er, doch 
meist gegen Entgeld an seinen Souverain ausliefern. Von der 
ihm zugesprochenen Beute musste er sonst häufig einen Th eil 
dem Souverain abgeben. Werden die Gefangenen ausge- 
wechselt, nicht ausgelöst, so kann auch der Kaper kein 
Lösegeld beanspruchen. Pöhls I. c. S. 1035. 

Haben mehrere SchilTe, seien es bloss Kaper oder Kaper 
mit Kriegsschiffen, gemeinschaftlich eine Prise gemacht, so 
theilen sie auch die Beute, doch findet namentlich im letzteren 
Falle zufolge der besonderen Bestimmungen der Prisenordnungen 
bisweilen ungleiche Vertheilung statt und können Verträge 
zwischen mehreren gemeinsam operirenden Kaperschiffen darüber 
ganz besondere Bestimmungen enthalten. 

Mit Beendigung des Kriegs hört das Recht der Kaperei von 
selbst auf. Auch wird es überall so angesehen, als ob auch 
ohne Beendigung des Kriegs der Souverain in jedem Augenblicke 
den Kaperbrief wieder zurücknehmen könne; doch würde ich, 
wenn derselbe auf eine bestimmte längere Zeit ausgestellt war, 
dem Kaper das Recht zusprechen, unter Umständen eine Ent- 
schädigung wegen der Ausrüstungskosten zu verlangen 4 *). 

Die Bestimmungen des Preuss. Rechts über Kaper stehen 
Preuss. Allgem Laudrecht I. 9. § 205 — 219. Uebrigens in den 
meisten Staaten wurden die Rechte und Pflichten der Kaper 
bisher speziell und temporär bei dem Ausbruche eines Seekrieges 
durch sofort erlassene Kaperreglements festgesetzt und auch das 
Preuss. Gesetz weist ausdrücklich hierauf hin. 

Siehe bereits oben § 44 und 45. Bd. I. S. 85 ff. wegen der 
Nationalität der Schiffe, wegen Flaggen und Schiffs- 
papieren. Endlich siehe § 220, bes. § 237 u. 238. 


aura iti decid£e selon les lois et rlglements Itablis en Su£de, tout 
comrae celle des prises faites par des b&timents am£ricains sera 
jugle selon les lois et rlglements dlterminls par les £tats<Unis de 
l’Amlrique. Siehe unten § 237. 238. 

42. Eine Verteidigung des Institutes der Kaperei nebst Andeutungen 
zur Umscbaffung desselben in eine Volkswehr zur See, entsprechend 
dem Preuss. Institute der sog. Landwehr, gibt: v. Kaltenborn, 
Kaperei 1. c. 205 ff. 
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$ 218. Prisen durch Kauffahrer 4 ®). 

Wenn es auch völkerrechtlich den Privaten - nicht erlaubt 
ist, Schifle zum Angriff, überhaupt mit der Hauptabsicht des 
kriegerischen Auftretens gegen den Feind ohne Markbriefe 
auszurüsten, so steht doch jedem Kauffahrer gegen etwanigen 
feindlichen Angriff das Recht zu jeglicher Vertheid igung 
zu und wird ihm zugleich die Befugniss zuerkannt, schon im 
Voraus, zur tüchtigen Abwehr solcher Angriffe kriegsmässig mit 
Waffen aller Art, namentlich auch mit Kanonen, Brandraketen 
etc. vor dem Auslaufen oder auch während der Fahrt selbst sich 
auszurüsten. 

Indessen steht nach Völkerrecht einem solchen Kauffahrer 
nicht das Recht zu, das etwa eroberte feindliche Schiff oder Gut 
als Beute sich anzueignen und als gute Prise sich zusprechen 
zu lassen. Vielmehr fällt Schiff und Gut dem Staate anheim 44 ), 
wenn nicht besondere Gesetze eine Ausnahme machen. Freilich 
halte ich einen solchen Kauffahrer für berechtigt, von dem 
Staate zu verlangen, dass dieser ihn bis zum Belaufe des Werthes 
des eroberten Schiffs und Guts, wegen aller bei der Gelegenheit 
entstandenen Kosten und Schäden vollen Ersatz leiste. 

Demnach geschieht es häufig, dass sich solche Kauffahrer, 
deren Hauptabsicht aber stets friedliche Betreibung des Handels 
verbleibt, mit sog. Commissionsbriefen 44 ) versehen, durch 
welche sie ausdrücklich ermächtigt werden, im geeigneten Falle 
sich gegen Angriffe zu vertheidigen, ja selbst anzugreifen und 
zwar mit der Wirkung, dass die alsdann etwa gewonnene 
Beute ihnen zufällt und durch den Urtheilsspruch des Prisen- 
gerichts ihr Eigenthum wird. 


43. cf. P ö h 1 s 1. c S. 1038 ff. und v. Kaltenborn, Kaperei, 1. c. 
Seite 205. 

44. So in Frankreich u. England. Anders in Holland. Vergl. Martens, 
essai p. 56 Note. 

45. So in England besonders. — Freilich nennt man auch die eigent- 
lichen Kaper briefe nicht selten Commissionsbriefe und letztere auch 
Markbriefe. 
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§ 219. Von Wiedernehmungen *•). 

I. Begriff. — Eine Prise, welche dem Feinde, der sie 
gemacht hatte, wieder abgejagt wird, sowie den Act der Wie- 
derabjagung selbst, nennt man eine Wiedernehmung (franz. 
reprise oder recousse, engl, recapture, span, recobro, 
holl, hernoomen scheper, lat. recuperatio. Die Haupt- 
frage dabei ist die, ob der Wiedernehmer (recaptor) gehalten 
ist, die wiedergenommene Sache (Schiß, Gut) dem ersten Eigen- 
thümer derselben zurückzugeben oder ob er sie als sein (erober- 
tes) Eigenthum ansehen und behalten dürfe? Aber dies ist denn 
auch das eigentliche privatseerechtliche Interesse in Be- 
zug auf die Wiedernehmung, und dieses wollen wir hier einzig 
darlegen. 

II. Vom Beuterecht überhaupt. — In Bezug auf be- 
wegliche Sachen feindlicher Krieger oder des feindlichen Staats, 
weiche bei einer kriegerischen AlTaire sich der einzelne Krieger 
oder einzelne kriegerische Abtheilungen aneignen, spricht man 
vom Beuterecht. Es sollte füglich nur dann gelten, wenn 
solche Sachen wirklich herrenlos geworden sind oder doch in 
dem Augenblicke der Aneignung (z. B. im Gefecht durch den 
Tod des Eigenthümers oder auch schon durch Dereliction von 
Seiten desselben) factisch in Niemands Eigenthum sich befinden 
und nun die grösste Ungewissheit da ist, wer der Eigenthümer 
oder dessen Erben seien etc. wie z. B. bei den im Gewirre des 
Gefechts erbeuteten feindlichen Sachen der einzelnen Krieger 
immer der Fall ist. Indessen ist die Praxis nicht so ängstlich 
und spricht den Beutemachern überall leicht das Eigenthum zu, 
namentlich an Geld, einzelnen Waffen, und Armaturstücken, so 
wie Kleidern, Kostbarkeiten etc., wenn auch feststeht, dass die 
einzelnen Beutemacher sich nur mit einem gewissen Antheile 
begnügen müssen , wenn die erbeuteten Objecte der Art sind, 
dass sie zur Kriegsausrüstung eines Heeres gehören oder zu 


46. Vergl. bes. Pöhls 1. c. 1040 — 60. Von Martens, Essai § 40 — 75. 
Heffter, Völkerrecht § 191, 92. Jouffroy, droit maritime p. 313. 
von Steck, essai sur plusieures matteres, n. 8. Nau, Völker- ( 
seerecbt § 276 ff. — Von dem Berglohn bei Wiedernehmun- 
gen ist bereits § 150-152, Bd. I. S. 40 ff. gesprochen. 
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kriegerischen Operationen dienen z. B. schweres Geschütz, ganze 
Convoy’s mit Lebensmitteln, Gelder, Munition etc., indem den 
Haupttheil das Kriegsoberhaupt beansprucht und es so dem 
Ganzen des Heers zu Gute kommt. Uebrigens w 7 ird regelmässig 
die Beute noch nicht als völlig gemacht angesehen, so lange 
dieselbe Kriegsaction, während welcher die Erbeutung erfolgte, 
also dasselbe Gefecht etc., wenigstens für den Erbeuter noch 
fortdauert, natürlich wegen der völligen Unsicherheit seiner fac- 
tisch erfolgten Besitzergreifung. Würde er also in der Zeit und 
bevor er die Sache in Sicherheit brachte, dieselbe wieder weg- 
werfen oder sie ihn» vom Feinde wieder abgenommen und nun 
wieder vielleicht diesem vom Neuen durch einen Anderen ent- 
rissen werden, so ist dieser neue Erwerber gegenüber den frü- 
heren berechtigt. Eine gerichtliche Zusprechung der Beute ist 
aber in der Regel nicht nothwendig, um den Erbeuter zum Ei- 
gentümer zu machen. So in Bezug auf die im Landkriege 
gemachte Beute. Uebrigens beschränkt sich das Beutemachen an 
feindlichen beweglichen Sachen im Landkriege auf die Erbeu- 
tung von beweglichen Sachen der Krieger im Gefecht und allen- 
falls der Bürger bei der Eroberung einer Stadt, eines Dorfes 
im Sturm und auf den speziellen Fall , wo von dem Oberbe- 
fehlshaber, aus besonderen Gründen und als eine besondere Strafe 
oder Rache die Bürger der Plünderung express preisgegeben 
werden. Sonst ist im Landkriege das bewegliche Eigenthum des 
Feindes so gesichert wie das unbewegliche. 

111. Im Seekriege herrschen eigenthümliche Grundsätze. 
Alles feindliche Eigenthum der Privaten wie des 
Staats sowie auch gewisse neutrale Güter zur See 
sind dem Erbeutenden verfallen. Doch ist man see- 
rechtlich in sofern strenger als man zum eigentlichen Eigen- 
thumserwerbe jetzt gewöhnlich noch verlangt, dass eine prisen- 
gerichtliche Zusprechung zu Gunsten des Nehmers von 
Schiff und (oder) Gut erfolgt sei, so dass also hier der Nehmer 
nicht bloss so lange er die Beute noch nicht in Sicherheit ge- 
bracht hat, sondern so lange als noch kein Richterspruch erfolgt 
ist, nicht als Eigentümer angesehen wird. Es scheint aber 
diese Strenge um so nötiger und billiger als die obigeu Rück- 
sichten von der Ungewissheit des ursprünglichen Eigentümers 
etc., bei Eroberung von Schiff und» Gut hier nicht Zusammen- 
treffen, indem darüber die betreffenden Schiffs- und Ladungs- 
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papiere so wie Schiffer und Mannschaft genügend Auskunft ge- 
ben. Diese strenge Anforderung an den Eigenthumserwerb der 
Seebeute hat also seinen guten Grund und erscheint nicht als 
etwas Zufälliges. 

IV. Ueberhaupt ist das ganze Beuterecht und namentlich 
die masslose Jagd auf das Eigenthum zur See nicht als ein 
nothwendiges Element des Kriegs zu betrachten, denn ein Krieg 
lässt sich füglich auch ohnedem führen; es bedürfte höchstens 
einer Beschlagnahme und Benutzung und Verwendung ge- 
gen Entschädigung, keiner Entreissung und Beraubung des 
Eigenthums. Demnach ist das Recht der Erbeutung im Seekriege 
zum allerwenigsten st riet zu erklären und auf das Engste ein- 
zuschränken. 

Ferner erwäge man, dass durch blosse Occupation man 
nur an herrenlosen Sachen Eigenthum sofort und ohne wei- 
teren Rechtstitel erwerbe. Selbst der Franz. Grundsatz: En fait 
de meubles la possession vaut titre (Gode civil Art. 2279) ist 
nur mit der Beschränkung zu verstehen , dass sich eben kein 
Anderer mit einem besseren Rechtstitel legitimiren könne. Am 
wenigsten sollte aber von der Seebeute, von Schiff, Gut, der- 
gleichen laxe Interpretation gelten, da hier die Eigentümer mit 
ihren besten Rechtstiteln überall bekannt sind. 

Der Erbeuter ergreift zwar mit dem animo dominii Besitz 
von Schiff und Gut, indessen kann er dadurch von Rechtswegen 
nur juristischer Besitzer werden. Es bedarf noch eines 
Titels zum Eigenthum. Es könnte dies die Verjährung 
sein, doch würde diese regelmässig zu lang sein, auch fehlt es 
eigentlich zur Möglichkeit und zum Rechtsbestand der Verjäh- 
rung an der bona fides und es wird also hier immer ein Durch- 
hauen des Knotens nöthig. So hat man denn in der Praxis, 
namentlich in Bezug auf die Wiedernehmung eine gewisse, übri- 
gens sehr kurze Zeitdauer des fortgesetzten Besitzes als genü- 
gend angesehen, um das Eigenthum des Nehmers zu begründen, 
so meist 24 Stunden 47 ). Regelmässig wird erst die Zuspre- 


47. Die dessfallsigen Bestimmungen der Particularrechte siehe sub V. 
dieses §. Den Erwerb durch diese Zeit für den Nehmer behaupten 
v. Steck, essai sur divers sujets etc. (1791) p. 72. Emerigon 1. c. 
I. 494. Piantanida 1. c III. 136. Aber schon v. Martens 1. c. 
erklärt sich hier gegen jeden Erwerb durch Verjährung. 
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chung durch ein Prisengericht als der eigentliche recht- 
mässige Erwerbstitel für das Eigenthum des Nehmers angesehen. 
Es findet hier dann gleichsam ein Eigenlhumserwerb ex lege 
oder besser adjudicatione statt 4 •). 

Durch blosse Bringung in Sicherheit kann füglich 
für den Nehmer noch kein Eigenthumsrecht erworben werden, 
denn nirgends erwirbt man dadurch, dass man eine Sache 
in grössere Sicherheit gebracht hat, ein grösseres Recht daran, 
sondern nur eine breitere , sichere , factisc he- Basis zur 
Begründung seines Rechts, die bessere Möglichkeit für 
die Erwerbung des Titels durch Verjährung oder Richterspruch. 
Freilich ist das Consolato del mare bereits anderer Meinung, 
das juristische mit dem factischen verwechselnd. Siehe 
n. V. 1. dieses §. 

Gleichgültig muss cs übrigens sein, ob die Nehmung durch 
einen Kaper oder durch ein Kriegsschiff geschah 4 9 ), gleich- 
gültig ferner, ob das Schiff und (oder) Gut einem Nationalen, 
einem Allirten oder einem Neutralen angehöre 40 ), gleichgültig 
endlich, ob viel oder wenig Aussicht zur gerichtlichen Ver- 
urtheilung und Zusprechung der Seebeute vorhanden sei oder 
nicht, denn im besten Falle ist hier eben immer nur eine Aus- 
sicht vorhanden und eine Aussicht auf einen Rechts- 
titel ist noch kein Rechtstitel selbst 41 ). 

Endlich kann selbstredend so lange der Nehmer noch selbst 
keinen Eigenthumstitel erlangt hat, durch dessen Schenkung, 
Verkauf, Tausch kein Eigenthum an der Prise übertragen wer- . 
den. Freilich schon das Consulat zum Theil anders. Aber nemo 
plus juris in alterum transferre potest quam quod ipse habet. 
Siehe n. V. dieses $ sub I. 

Zuletzt scheint auch die Ansicht unbegründet, dass der Nehmer 


48. Ulpiani Fragraenta tit. XIX. § lf>., die dcssfallsigen Bestimmun- 
gen der Particularrecbte siehe n V. dieses §. 

49. Doch variiren in dieser Beziehung die Particularrechte. Siche n. V. 
dieses §. 

50. Doch variiren auch in dieser Beziehung die Particularrechte. Siehe 
n. V. dieses §. 

51. Doch haben namentlich Englische Gerichte dergleichen Verstösae 
gemacht. Siehe oben § 150. Bd. II. S 44 Note 29. 
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im Augenblicke des Friedens Eigenthum erwerben müsse fts ), 
da vielmehr durch den Frieden eine Restitution des eroberten, 
erbeuteten fremden Eigenthums als begründet regelmässig ange- 
sehen werden darf. 

IV. Theorie der Wiedernehmung. Wir müssen dem- 
nach auf Grund der bisherigen Auseinandersetzung behaupten, 
dass der Wiedernehmer in allen Fällen, wo der Neh- 
mer noch nicht als völliger Eigen thüm er der Prise 
angesehen werden konnte, also in der Regel bevor sie 
ihm gerichtlich zugesprochen war, nicht für sich, sondern 
zu Gunsten des ursprünglichen Eigenthümers die See- 
beute wieder aufbringe, dass er sie diesem restituiren 
müsse, dagegen (nach § 150—152 Bd. II. S. 40 flf., ein Berg- 
lohn für seine Mühwaltung in Anspruch nehmen dürfe. 

Hiermit ist nun zwar die Praxis nicht im entschie- 
denen Widerspruche; vielmehr erscheint diese Theorie in 
der heutigen Praxis ein gewisses Fundament zu haben. Doch 
enthält die Praxis sehr viele Modificatiouen dieses Grundsatzes 
und sehr viele Besonderheiten und Eigentümlichkeiten, so dass 
es schwer wird, ihren allgemeinen Charakter zu bestimmen und 
es Noth thut in die Details einzugehen S3 ). 


52. v. Martens, essai concernant les armateur § 44 und 45 scheint 
das zu behaupten. Siehe n. IV. Note 53 dieses §. Siehe auch unten 
n. V. sub 5 in f. dieses §. die Englische Praxis. 

53. Heffter 1 c. § 192 erklärt verzweifelt: Ein gemeingültiges 
Princip existirt demnach so gut wie gar nicht. — Freilich 
sind die Theorien über Wiedernehmungen überhaupt und die An* 
sichten der Theoretiker über das was allgemein Praxis sei, sehr 
verschieden. Der gefeierte G. F. v. Martens essai etc. §45 behaup- 
tete geradezu: „Das Recht des Krieges giebt überhaupt 
„keinem Kriegführenden ein Recht des Eigenthums auf 
„weggenommene Schiffe, weder des Feindes noch einer 
„dritten Macht. Es bleibt daher während des Krie- 
„ges das Recht des ursprünglichen Eigenthümers wider 
„Jedermann bei Kräften; auch eine Wiedernahme kann 
„ihm dasselbe nicht entziehen, vielmehr nur die Ver- 
bindlichkeit einer Entschädigung und Belohnung des' 
„Widernehmers gegen Rückempfang seines Eig enthums 

v. Kaltenborn, Secrecbt 11. 24 


370 Abschn. IX. Rechte des Seehandels im Seekriege. 

A. Doch sind hiernach einzelne Falle zu unterscheiden. 
Eine Wiedemehmung kann geschehen : 

1) Durch ein Kriegsschiff des kriegführenden Staats oder 
2) durch einen Kaper. Diese Arten scheinen aber nichts Eigen- 
tümliches darzubieten. — 3) Durch die Mannschaft des genom- 
menen Schilfes selbst. Ich glaube, dass diese Mannschaft selbst 
in dem Falle, wo die Prise bereits gerichtlich condemnirt war, 
wegen ihrer dienstlichen und repräsentativen Stellung gegenüber 
den Schilfs- und Ladungsinteressenten nie das Recht in An- 


„auferlegen. Erst mit dem Friedensschluss wird unter 
„den kriegführenden Theilen und deren Alliirten jede 
„Wiedernahme der von dem einen Theil gegen den an- 
dern weggenommenen Schiffe und Ladungen ausge- 
schlossen; neutrale Mächte, sogar blosse Hülfsmachte , deren 
„nicht im Kriegsstand befindliche Schiffe weggenommen sind, be- 
malten dagegen den Anspruch auf Wiedernahme des thatsäehlich 
„entzogenen Eigenthums, wo sie ihm beikommen können, auch noch 
„ferner.“ — Heffter, Völkerrecht § 192 unterschreibt das mit 
Emphase, wie sich denn Jouffroi, droit mar. p. 332 und Lin- 
guet, annales tom. VI. 104 ähnlich aussprachen, und auch ich 
möchte namentlich die ersten Sätze des Herrn v. Martens gern un- 
terschreiben, wenn nur erst das Europäisch-Amerikanische Seekriegs- 
recht den Grundsatz aufgegeben hätte, dass beim Ausbruche eines 
Seekriegs Krieg nicht bloss gegen den feindlichen Staat, sondern 
auch gegen die Privaten, wenigstens gegen deren Eigenthum zur 
See geführt und so nicht von Anfang an die rechtliche Möglichkeit 
der kriegerischen Erwerbung des feindlichen Privateigenthums ge- 
setzt wäre. So lange aber die Praxis noch diese Hauptgrundrich- 
tung hat, glaube ich, dass man wenigstens im Verkehre der Staa- 
ten unter einander (siehe diesen § n. IV. sub B. 1—4) die prisen- 
gerichtliche Condemnation eines zur See genommenen Schiffs und 
Guts als ein rechtsbeständiges Mittel zur Eigenthumsübertragung 
von dem ursprünglichen Eigenthümer auf den Nehmer und durch 
diesen auf den Wiedernehmer ansehen müsse. Diese Wirklichkeit 
der Praxis vor Augen habend und ihre Consequenzen sich gefallen 
lassend, hat der berühmte Englische Richter Sir William Scott 
mit aller Kaltbütigkeit das Verlangen, als müsse alles wiedereroberte 
Eigenthum in Kriegszeiten dem Eigenthümer ohne Unterschied der 
Zeit zurückgegeben werden, für leere Chimäre einer vorsündfluth- 
iichen Philosophie erklären können. Vergl. v. Martens, Erzäh- 
lungen merkw. Fälle aus dem Europ. Völkerrecht I. 292. 
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sprucli nehmen könne, deren Eigenthum zu ihren eigenen Gun- 
sten in Anspruch zu nehmen, und dass ihr höchstens ein Ber- 
gungslohn zustehe. — 4) Durch irgend welche Gewalt eines dem 
Kaptor fremden Landes, wohin das genommene Schiff absichtlich 
oder zufällig, wider den Willen des Kaptors gebracht sein kann. 
Ich glaube , auch dieser Fall hat nichts Eigenthümliches. — 
5) Lässt der Kaptor bloss aus Furcht vor wirklich ansegelnden 
Schiffen oder aus leerer Furcht oder aus Seenoth die Beute im 
Stiche, so kann überhaupt nicht von einer eigentlichen Wieder- 
nehmung die Bede sein, sondern nur von einem Finden und 
hat der Finder (vermeintliche Wiedernehmer) hier stets nur ein 
Berglohn zu beanspruchen. So schon das Consulat cap. 287. 

B. Ferner ist noch folgende Unterscheidung zu machen. 

Das wiedergenommene Schiff, oder Gut oder beides zugleich 

kann, ehe es vom ersten Kaptor genommen wurde, gehört kaben: 

1) Der Regierung oder den Unterthanen des Staats, wozu 
auch der Wiedernehmer gehört. Gerade auf diesen Fall schei- 
nen nun zwar die allgemeinen Grundsätze besonders anzuwenden, 
doch wird es bei allen derartigen Entscheidungen auf die parti- 
cularrechtlichen Bestimmungen des Staats zuerst ankommen. 
Indessen spricht hier im Verhältnis der Bürger des einen Staats 
untereinander vor Allem die Billigkeit dafür, dass der ursprüng- 
liche Eigenthümer sein Recht gegen den Wiedernehmer niemals 
verliere, selbst nicht nach erfolgter prisengerichtlicher Condem- 
nation, und dass der Wiedernehmer stets nur ein angemessenes 
Berglohn beanspruchen dürfe. — Dieselben Grundsätze möchte 
ich sogar anwenden, wenn 2) die Prise von einem Bundesge- 
nossen oder auch 3) von einer bloss hülfeleisteiiden Macht wie- 
dergenommen ist, gerade wegen des gemeinschaftlichen, durch 
das Kriegsverhältniss zwischen den Staaten und deren beider- 
seitigen Unterthanen bewirkten Bundes; selbst die prisenge- 
richtliche Zusprechung sollte auch hier das ursprüngliche Eigen- 
thum nicht verrücken können. — 4) Wenn endlich die Prise 
einem neutralen Staate gehört hat, so ist die Praxis gerade hier 
meist am härtesten und erklärt, dass die Aberkennung des ur- 
sprünglichen Eigenthums durch ein feindliches Prisengericht dem 
kriegführenden Wiedernehmer das Eigenthum geben könne. Siehe 
sub F. 

C. Wenn die Reprise abermals dem Wiedernehmer weg- 
genommen wird, so ist das Recht des zweiten Wiedernehmers 

24 * 
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mers einzig nach dem Rechte des ersten Wiedernehmers zu 
beurtheilen. 

D. War eine Prise vom völkerrechtlichen Standpunkte 
aus unrechtmässig, so sollte die Reprise in allen Fällen dem 
ursprünglichen Eigenthümer restituirt werden , wenn sie auch 
längere Zeit als 24 Stunden in Feindsgewalt gewesen. Nach 
erfolgter, aber unrechtmässiger Condemnation , ja selbst, wenn 
in Folge derselben ein Verkauf, namentlich an Neutrale statt- 
gefunden hat, möchte ich, wenn auch für die Reprise ein be- 
sonderer Rechtsgrund vorlag, nichts destoweniger den Recaptor 
zur Restitution an den ursprünglichen Eigenthümer für verbun- 
den halten, doch gegen ein angemessenes Berglohn. Recht muss 
Recht bleiben, auch das Völkerrecht, nach welchem aber, 
wohl zu merken, die Nehmung jedes feindlichen Privat- und 
Kriegsschiffs und neutralitätswidrigen Eigenthums rechtlich 
erlaubt ist. 

E. Die den Seeräubern wieder abgenommenen Prisen 
sollten füglich immer gegen Berglohn restituirt werden. Siehe 
aber das Franz. Recht unter sub V. n. 3. 

F. Fremde und Einheimische sollten überall gleich behan- 
delt werden. Freilich in den einzelnen Staaten sprechen zumeist 
die gesetzlichen Bestimmungen ausdrücklich nur von den Lan- 
deskindern und frägt es sich , ob die dortigen Juristen immer 
geneigt sein werden , stillschweigend auch die Neutralen oder 
doch die Allirten als mitinbegriflen und derselben Rechte sich 
erfreuend immer annehmen oder vielmehr das Gegentheil heraus- 
interpretiren und die Fremden überhaupt auf die Verträge und 
deren Recht verweisen, endlich in Ermangelung von Verträgen 
willkürlich behandeln werden. Siehe unten sub V. n. 3. Allge- 
meine Clauseln in Völkerverträgen über Behandlung der bei- 
derseitigen ünterthanen nach den Grundsätzen der Reciprocität 
können meist nur strict erklärt und speziell auf die im Vertrage 
besonders abgehandelten Materien bezogen werden, so 
dass man also an sich aus solchen allgemeinen Bestimmungen 
juristisch nicht mit Sicherheit behaupten kann, dass nun auch 
in Bezug auf Wieder nehmung sofort eine Reciprocität gefol- 
gert werden müsse oder auch nur dürfe. S. sub B. i. f. 

V. Besonderheiten und Modificationen der Praxis. 
Bei dem gegenwärtigen Standpunkte dieser Streitfrage scheint 
es genügend, die in Folge von Gesetzen oder Verträgen 
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in den einzelnen Staaten hierüber geltende Satzun- 
gen M ) aufzuweisen und ihren regulären oder singulären Charak- 
ter anzudeuten. 

1) Zuvor sollen hier die Bestimmungen des Consulats, wel- 
ches in cap. 287 sehr umständlich darüber handelt, ohne 
aber doch die Materie zu erschöpfen , angegeben werden. 
Die Prise soll vom Wiedernehmer gegen ein Berglohn 
dem ursprünglichen Eigenthiimer, wenn der Feind sie 
noch nicht an einen sichern Ort gebracht hatte, 
zurückgegeben werden; ebenso, wenn der Kaptor aus Furcht 
oderSeenoth die Prise freiwillig fahren lässt und sich Jemand 
ihrer bemächtigt. Wer ein genommenes SchifT ranzionirt, 
muss es gegen Rückempfang der Ranzionssumme zurück- 
geben. Wenn der Kaptor das SchitT bereits in Sicher- 
heit gebracht und dort verschenkt oder verkauft hat, so 
ist diese Schenkung und dieser Kauf ohne Widerrede gültig, 
sonst aber nicht. Namentlich auch muss das SchitT, wenn 
der Kaptor, bevor er das Schilf in Sicherheit gebracht hat, 
das Lösegeld für das SchitT schenkt, dagegen das Gut zur 
Ranzionirung zwingt, zu letzterer Summe nach Verhältnis 
seines Werths, contribuiren. 

2) In Spanien wird der Feind nach 24 Stunden als Eigen- 
tümer in allen Fällen angesehen , gleichviel ob der 
ursprüngliche Eigentümer ein Spanier oder Fremder, Un- 
tertan einer alliirten oder neutralen Macht sei; der Wie- 
dernehmer gewinnt also nach der Zeit Eigenthum. Der 
ursprüngliche Eigentümer verliert aber überall sein Recht 
nicht, wenn der Kaptor das SchifI freiwillig verlässt 55 ). 
So ähnlich das Französische, Dänische und ältere Holländi- 
sche Recht. Uebrigens bestimmte der Vertrag zwischen 
Spanien und Niederland 1650 und Spanien und Oesterreich 
1725, dass Reprisen unbedingt zu restituiren unter einem 
Berglohn von *A und resp. X A oder *A, je nachdem sie biu- 


54. Eine solche Uebersicht geben v. Martens 1. c. $ 60 ff. und Pöhls 
1. c. S 1047 ff. 

55. Span. Kaperreglement v. 1779 Art. 23. 24; von 1621 Art. 10. De- 
claration von 22. Dec. 1624. Dies gilt sogar gegenüber Seeräubern 
nach Regl. 1779 Art. 9. 
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neu 24 oder 48 Stunden oder später nach der ersten Neh- 
mung erfolgte 8# ). 

3) Das Französische Recht ist im wesentlichen das Spani- 
sche, doch wird eine den Seeräubern abgejagte Prise stets 
restituirt. Ord. 1681 Art. 8—10. (III. 9.) und Arrfet du con- 
seil 5. Novbr. 1748; 15. Juni 1779. üebrigens ist in den 
Gesetzen, wo von Zurückgabe der dem Feinde abgenom- 
menen Prise gesprochen wird , nur von einem Rechte 
Franz ös. Unterthanen die Rede; es werden die Alliirten 
und Neutralen 57 ) nicht erwähnt. Geschah sie nach 24 
Stunden, so fällt sie dem Könige (jetzt Fiskus) anheim, der 
aber der Equipage des Wiedernehmers eine Belohnung gab 
und sie dem ursprünglichen Eigentümer meist wiederschenkte. 

Der Vertrag Frankreichs mit Holland 17*1 Art. 1 — 3 
und mit England 1786 Art. 34. setzt fest, dass die inner- 
halb 24 Stunden gemachte Reprise vom Kaper gegen Berg- 
lohn Werth) zu restituiren, sonst zu behalten sei, dass 
aber Kriegsschiffe stets restituiren, im ersteren Falle stets 
mit Anspruch auf hn letzteren auf *Xo vom Werthe der 
Reprise als Gratification. Der Vertrag mit Nordamerika 
1778 Art. 16 bestimmt die gänzliche Rückgabe der Reprisen. 

4) Das neueste Holl. Recht scheint die Restitution aller Re- 
prisen gegen das Berglohn nach einer wechselnden Skala 
festzusetzen, hat übrigens in früheren Zeiten oft geschwankt. 
Fremde sind nach den Tractaten zu beurtheilen *•). 

Wegen der Verträge Hollands siehe bereits n. 2 u. 3. 
sowie den Vertrag mit Nordamerika v. 8. Oct 1782, dessen 


56. Siehe auch einige Besonderheiten in den Tractaten zwischen Spa- 
nien und Tripolis 1784 Art. 11. 13; Spanien und Algier 1786 Art. 4; 
Spanien und der Pforte 1782 Art. 13. 

57. Doch halten Franz. Juristen sie nicht für ausgeschlossen von dem- 
selben Recht. Eraerigon, trait£ des assurances c XII. sect. 23; 
vergl. Vattel, droit des gens. liv. III. c. 14. § 207. Auch scheint 
die Franz Praxis in neuerer Zeit die Freigebung einer neutralen 
Reprise adopiirt zu haben. Sirey, recueil g£n£ral des lois et des 
arröts I. 2. 201. 

58. Verordnung 4. u. 27. Juni 1625, 11. Mai 1632, 19. April 1659, 
13. April 167 7 . Placat 6 Juni 1702 Art. 8. 1781 Art. 7. - Placat 
1793 Art. 7. — Placat 2b. Juli 1705 Art. 18, wegen der Fremden. 
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specieller Zweck die Rückgabe der Reprisen gegen ein wech- 
selndes Berglohn ist. 

5) Wegen der älteren Praxis Englands herrscht unter den 
Engl. Juristen selbst Streit S9 ). Jetzt gilt Folgendes: Wird 
das Eigen thum eines Englischen Uuterthanen vom 
Feinde genommen und durch ein Englisches Schiff wieder- 
genommen, so ist es unbedingt dem ursprünglichen Eigen- 
tümer gegen Berglohu zu restituiren. Stat. 33. Geo. III. 
c. 68. s. 42. Stat. 45. Geo. III. c. 72. $ 7. Stat. 48. Geo. III. 
c. 132. War indessen die Prise Yom Feinde als Kriegs- 
fahrzeug oder Kaper ausgerüstet gewesen , so erwirbt es 
allemal der Recaptor. — Auf die Dauer des feindlichen Be- 
sitzes kommt es nicht au. War aber die Prise bereits au 
einen Neutralen nach erfolgter Condemnation verkauft, so 
wird dies vielleicht respectirt *°). Für den Fall, da ein 
Engl. Schiff neutrales Eigentum wiedernimmt, existirt 
kein Gesetz, doch will das Admiralitätsgericht die Unter- 
thanen befreundeter Mächte gleich britischen behandeln, 
aber nur, wenn letztere in dem speciellen Lande gleichfalls 
den Landeskindern gleich behandelt werden. 

Auch ist ausgesprochen , dass der Friede allen Streit 
über das Eigenthum endige und jeden Besitz, der aus dem 
Kriege herrührt, gültig mache, so im Fall Moly, Eadie bei 
Dodson, adm. rep. 395. 

Die Verträge Englands sind bereits notirt. 

6) Nordamerika hat den Grundsatz aufgestellt, dass erst die 
Adjudication durch ein competentes Gericht dem Kaptor das 
Eigenthum der Prise verschaffe. Es giebt daher jede vor 
einem solchen Spruch gemachte Reprise gegen Berglohn 


59. Vergl. Park, System of Insurance c. 4. Weskett, theory of insurance 
s. v. recapture. Holt, system II. p. 252. Robinson, adm. rep. I. 
p. 51. Note a. Dagegen Molloy, de jure marit. r. I. § 8. Abbott, 
treatise p. 455. Nach jenen soll jede Seeprise rcstituirt sein, nach 
diesen nur, wenn die Prise noch nicht in Sicherheit gebracht war. — 
Vergl. besonders wegen England Pöhls 1. c. S. 1050. 

60. Ein Order in conncil erklärte, 11. Nov. 1807, den Verkauf feind- 
licher Schiffe an Neutrale fUr illegal, ein anderer, l.Feb. 1813, hob 
dies auf, nur nicht wegen Retorsion gegenüber den Franzosen und 
den von diesen verkauften Schiffen. 
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zurück •*). Dies gilt auch für Unterthanen befreundeter 
Mächte nach dem Grundsätze der Reciprocität und in Er- 
mangelung besonderer Verträge. 

Der Vertrag mit Preussen 1785 Art. 17 und 1793 
Art. 17. 21. stipulirt die Rückgabe der Reprisen, wenn sie der 
Kaptor noch nicht in seinen Hafen gebracht hatte, und zwar 
gegen Berglohn von % des Werths an das wiedernehmende 
Staatsschiff, U an den desfallsigen Kaper ea ), freilich heisst 
es: en guerre avec un ennemi commun. Siehe n. 7. 

7) Das Schwedische Seerecht erklärt ausdrücklich, dass die 
Reprise gegen das, freilich sehr bedeutende Berglohn von 
M des Werths restituirt werden solle, ohne Unterschied, 
wie lange der Kaptor Herr davon gewesen sei Äl ). Siehe 
bereits oben § 150 — 52. Doch ist hier nur von Schwedi- 
' sehen Unterthanen die Rede, es werden also Fremde nach 
den Tractaten zu behandeln sein. 

Nach dem Vertrage mit Nordamerika vom 3. April 
1783 Art. 17 u. 18, welche Artikel sowohl durch den Ver- 
trag v. 4. Sept. 1816 Art. 12, als durch den v. 4. Juli 1827 
Art. 17 ausdrücklich bestätigt sind, steht fest, dass wenn 
eine von den beiden Mächten in Krieg verwickelt ist, der 
Unterthan der andern die Reprise gänzlich zurück er- 
hält. Bei einem gemeinschaftlichen Kriege beider Mächte 
gegen Dritte (Art. 18) solle jede von einem StaatskriegsschifT 
gemachte Reprise, welche den Unterthanen der einen Macht 
gehört, zurückgegeben werde, gegen eine Belohnung von V 0 
des Werths, wenn die Seebeute noch nicht 24, gegen ‘/f 0 , 
wenn sie längere Zeit sich in Feindesgewalt befunden hat. 


61. Act of congress 3 März 1800 c. 38. Sect. 1. 2. 

62. Diese Bestimmungen sind durch den neuesten Vertrag zwischen 
Preussen und Nordamerika 1828. 1. Mai, laut Art. XII. bestätigt. 

63. Schwed, Seerecht. Abthl. 7. cap. 8 in f. heisst: Wer einem Schiffe, 
so Schwedischen Unterthanen gehört, und vom Feinde oder Räuber 
schon genommen wäre, zu Hülfe kommt, der soll von solchen wie- 
dergenommenen Schiff und Gut \ geniessen, und das Übrige Drit- 
tel dem Ejgentbümer restituiren, es sei nun eine lange oder kurze 
Zeit in des Feindes Händen gewesen. — Siehe aber Prisenregl. 
1788. Art. 5. $ 3. 
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Wurde aber die Prise von einem Kaper der einen Macht 
gemacht , so braucht dieser sie nur dann zurückzugeben 
(gegen X A an Berglohn), wenn diese noch nicht 24 Stunden 
in Feindes Händen gewesen ist, denn sonst appropriirt er 
sie durch die Wiedernehmung. 

8) Nach dem Dänischen Gesetzbuch Christians V. lib. IV. 
cap. VII. Art. 6. wird der Captor durch 24stündigen Besitz 
Eigentümer der Prise, so dass sie nach dieser Zeit der 
Recaptor für sich ganz erbeutet, dagegen wenn er sie 
früher nahm, zur Hälfte restituiren muss. Doch ist dies 
nur vom Dänischen Eigenthum zu verstehen. Die Dän. 
Kaperverordnungen des vorigen Jahrhunderts enthalten nichts 
über Reprisen. Dagegen setzt das neueste, übrigens nur 
temporäre Reglement vom 28 März 1810 fest, dass Reprisen 
überall restituirt werden und zwar wenn sie Dänisches 
Eigenthum sind gegen l A des Werths an Berglohn, wenn 
sie aber neutralen Eigentümern gehört, gegen eine billige 
Belohnung. 

9) Das Preuss. Allg. Landrecht I. 9. § 208. erklärt: „Güter 
„und SchilTe, welche von Kapern (und consequent von 
„Kriegsschiffen) weggenommen werden, sind erst für ver- 
loren anzusehen, wenn dieselben in einem feind- 
lichen oder neutralen Hafen aufgebracht werden“; — so 
dass also prisengerichtliche Condemnation nicht nothwendig 
scheint. — § 209: „Sind sie noch vorher durch Kaper, 
„die unter dem Schutze derjenigen Macht , welcher der 
„Eigentümer unterworfen ist, oder einer mit derselben im 
„Bunde stehenden Macht Kaperei treiben, dem Feinde 
„wieder ab ge nommen worden, so müssen sie dem 
„Eigentümer für den dritten Theil des Werthes verabfolgt 
„werden“, während nach $210. coli. 203. Kriegsschiffen 
in solchem Falle „von dem Kriegsgerichte eine nach 
„den Umstän den billi g befundene Belohnung, welche 
„die Eigentümer bei der Zurückgabe zu entrichten haben, 
„ausgesetzt werden soll.“ 

Die hier einschlagenden Völker vertrage Preussens. 
sind bereits unter den vorigen Ländern genannt worden. 
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$ 220. Von der Neutralität im Allgemeinen * 4 ). 

I. Einleitung. — Auch diese für das allgemeine Völker- 
recht wie insbesondere für das öffentliche Seerecht so wichtige 
Materie von der Neutralität soll hier nur vom Standpunkte 
des Privatseerechts erörtert werden. Doch soll in diesem $ der 


64. Literatur: Sammet, de neutralium obl. (Leipzig 1761). — 
Hoefft, de jure et officio quiescendi in bello (Leyden 1768. — 
J. Barthold, de jure et officio neutralium (Utrecht 1764). — 
H. Cocceji, disp. de jure, belli in amicos (1697 ; auch in exercit. 
curios. tom. II.). — Joh. Ph. Vogt, Sammlung auserl. Abhandlg. 
n. III. (Leipz. 1768). — Joh. Fried. Schmidlin, de jure et obl. 
gentium mediarum in bello (Stuttg. u. Ulm 1780). — Samhaber 
(oder Stalpf) Rechte und Verbindlichkeiten neutraler Nationen 
(Wilrzb. 1791). — Aug. Hennings, Abhandlung über Neutralität 
in seiner Sammlung von Staatsschriften Bd. I (Hamburg 1784). — 
Galiani, dei doveri dei principi neutrali verso i principi guerre- 
gianti e di quaesti verso i principi neutrali (Neapel 1782, auch 
Deutsch von Cäsar, Leipz. 1790). — Lamp re di, dei commercio 
dei popoli neutrali in tempo di guerra (Florenz 1788, Deutsch von 
Cäsar, 1790). — v. Steck, essais sur divers sujets relatifs a la 
navigation et au commerce pendant la guerre (Berlin 1795). — La 
libert£ de la navigation et du commerce des nations neutres pen- 
dant la guerre (London und Amsterdam 1780). — Ward, treatise 
on the relative rights and duties of belligerent and neutral powere 
in maritime affairs (London 1801, nicht vollendet und einseitig). — 
Tete ns, Betrachtungen über die Befugnisse der kriegführenden 
Mächte und der Neutralen (Kiel 1802; Franz, zu Kopenhagen 1805, 
einseitig). — L. Chitty, practical treatise on the law of nations 
relative to the legal war on the commerce of billigerents et neutrals 
(London 1812; nur Engl. Entscheidungen). — Le trait£ d’Utrecht, 
reclam£ par la France (Leipzig 1814; eine gute Uebersicht der 
Streitfragen zwischen Frankreich und England). — In den völker- 
rechtlichen Werken von Martens lib. 8. c. 7, Heffter S. 252, 
Wheaton lib. 4. c. 3, Klüber § 279, Vattel, Mably, Günther, 
Pando pag. 455, Bello, Oke Manning pag. 166 (§211. n. II.) 
ist der wichtigen Materie von der Neutralität überall ein besonderer 
Abschnitt gewidmet, doch heben natürlich die Autoren vielmehr die 
völkerrechtliche, als die privatseerechtliche Seite hervor. — Ebenso 
ist in den allgemeinen Werken über das Völkerseerecht die 
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allgemeine völkerrechtliche Charakter der Neutralität übersicht- 
lich dargelegt werden, weil ohne dies bestimmte völkerrechtliche 
Fundament die spezielle Erörterung über den Charakter des 
neutralen Privatseehandelsverkehres aller Gründlichkeit und aller 
Sicherheit ermangeln und gleichsam in der Luft schweben würde. 
Denn wie das internationale Seerecht überhaupt eine völker- 
rechtliche Grundlage hat, und ohne stete Festhaltung derselben 
seine wahre Natur zu verlieren im Begriff ist, so ruhen von allen 
Materien des Seerecht9 vorzugsweise die Rechtsverhältnisse des 
neutralen Seehandels unmittelbar auf völkerrechtlicher Basis und 
lassen sich ohne dieselbe nicht auferbauen. Doch glauben wir 
uns mit einer blossen übersichtlichen Darstellung des völker- 
rechtlichen Charakters der Neutralität begnügen zu können* 5 ). 

II. Begriff der Neutralität 58 ). — Nach dem reinen 
Begriffe der Neutralität würden strict nur diejenigen Mächte für 
neutral gehalten werden können, welche sich an einem herr- 
schenden Kriege gar nicht betheiiigen und wären demnach nur 
den sogen. Vollneutralen die eigentlichen Rechte der Neutralität 
einzuräumen. Indessen hat sich die internationale Praxis bei der 
Mannigfaltigkeit und Eigenthümlichkeit der internationalen Ver- 
hältnisse mit diesem abstracten Begriffe nicht begnügen können 
und hat in den Kreis der Neutralität noch andere Verhältnisse 
gezogen, wo eine solche völlige Nichtbetheiligung am obschweben- 


Neutraiitfit mehr nur vom völkerrechtlichen Standpunkte erörtert. 
(§ 211 n. II.) Endlich Hau tefeu ille , des droits et des devoirs 
des nations neutres en temps de guerre maritime, (tom. 1—4. Paris 
1848. 49.) — Von Autoren über einzelne Materie sind besonders die 
Namen von Hübner, Schlegel, Crocke, Bornemann etc. zu 
nennen, deren Schriften unten hei den einzelnen Materien anzugeben 
sind. — Vergleiche besonders Pöhls, Seerecht, S. 1060 ff, der den 
privatseerechtlichen Standpunkt besonders festhält! 

Fast in allen Autoren Uber Neutralität spiegelt sich nur allzu 
sehr die Einseitigkeit und der Egoismus ihrer Nationalität 
wieder, so dass die oben § 211 n. II. i f. Bd II. S. 340 gegebene 
Bemerkung namentlich hier ihre volle Anwendung findet. 

65. Vergl. desshalb besonders Heffter, Europ, Völkerrecht, § 144 ff. 
S. 252 ff. 

66. v Kaltenborn, Kriegsschiffe auf neutralem Gebiet (Hamburg 

1850) cap IV. . 
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den Kriege nicht vorhanden ist. Mithin ist nach positivem 
Völkerrecht zu unterscheiden, 

III. Arten der Neutralität. — Demnach spricht man von 

A. vollkommener oder strenger Neutralität im Gegensatz 
der unvollständigen, welche innerhalb der Grenzen einer 
erlaubten Hülfe zu Gunsten eines Kriegführenden besteht 
und vorhanden ist; 1) bei derjenigen Macht, welche vor 
dem gegenwärtigen Kriege und oh ne Hinsicht auf denselben 
eine particuläre Kriegshülfe oder auch eine angemessene 
Defensivhülfe dem einen oder dem anderen kriegführenden 
Theile zugesagt und nun auch dieser Zusage entsprochen 
hat, so lange in dieser Hülfe keine Hauptbetheiligung am 
Kriege und kein eigentlicher Angriff liegt, und wohl zu 
merken, so lange der andere nicht so begünstigte 
Gegner eine solche Neutralität respectiren will. 
— 2) Diese unvollständige Neutralität ist auch vorhan- 
den, wenn ein Staat allen kriegführenden Parteien gewisse 
Begünstigungen (doch natürlich abgesehen von Kriegshülfe, 
denn diese kann man füglich nur einer Partei gewähren), 
oder zwar nur einem Theile, jedoch in Folge früherer Ver- 
träge oder auch mit ausdrücklicher Genehmigung des an- 
deren Theiles oder auch nur vorübergehend und bona fide 
im Drange der Umstände, bei Nothständen etc. gewährt. 

Die precäre Natur der unvollständigen Neutralität ist 
der Art, dass die Unterthanen einer solchen Macht 
nicht sicher auf Gewährung aller Rechte der 
Neutralität für ihren Seehandelsverkehr rechnen 
dürfen, ja in gewissen Fällen befürchten müssen, 
dass sie jeden Augenblick von der einen Kriegs- 
partei als Feinde behandelt und ihre Schiffe und 
Güter als feindliche ohne Weiteres confiscirt 
werden. 

B. Die Neutralität ist ferner I) eine allgemeine, d. h. die 
sich auf den ganzen Staat und dessen ganzes Gebiet er- 
streckt oder sie ist 2) eine partielle, welche auf gewisse 
Theile des Staatsgebietes oder auf gewisse Personen sich 
beschränkt. Diese letztere ist derselben precären Natur wie 
jene unvollständige (sub A. n. 2 in f.) in Bezug auf den 
neutralen Seeverkehr, ja in der Regel ist hier ein solcher 
gar nicht gestattete 
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C. Endlich ist die Neutralität 1) eine bewaffnete, zu deren 
Aufrechthaltung und Durchführung die neutrale Macht, 
namentlich zugleich mit anderen neutralen Mächten, mehr 
oder weniger sich in kriegerische Bereitschaft setzt, — oder 
2) eine unbewaffnete. Bei der einen wie der anderen 
haben die Unterthanen des bewaffneten neutralen Staats die 
gewöhnlichen Rechte der Neutralität für ihren Seehandel zu 
beanspruchen, doch ist die erstere mehr geeignet, diese 
Rechte gegenüber den etwanigen Ausschreitungen und Ver- 
letzungen der kriegführenden Mächte zu schützen und zu 
erhalten. Siehe wegen der bewaffneten Neutralität des 18. 
und 19. Jahrhunderts die folgenden §§ ® T ). 

D. Besondere, namentlich erst beim jedesmaligen Ausbruche 
eines Krieges abgeschlossene Verträge einer neu- 
tralen Macht mit einer oder mit beiden kriegführenden 
Parteien können die Rechte des neutralen Seehandels, wenn 
auch nur für diesen temporären Kriegsfall, günstiger oder 
ungünstiger stellen. 

IV. Grund der Neutralität. — Der Grund der Neu- 
tralität beruht I) auf dem einfachen Factum der Nichtbetheiligung 
am Kriege; 2) auf besonderen Verträgen mit den Kriegführen- 
den. 3) Nach völkerrechtlicher Sitte ist ausnahmsweise für ge- 
wisse Staaten eine immerwährende Neutralität gesichert, so von 
den Seestaaten dem Königreich Belgien durch die Verträge von 
1831 und 1839. 

V. Das Ende der Neutralität tritt ein: 1) durch 
Kriegserklärung von dem oder gegen den neutralen Staat; 
2) durch factische Kriegseröffnung, gleichviel welchen Grades, 
doch abgesehen von der unvollständigen Neutralität (dieses $ 
n. II. sub A.) — Der Ablauf einer vertragsmässig für die Neu- 
tralität festgesetzten Zeit bringt unmittelbar und von selbst mit 
Nothwendigkeit noch keinen Kriegszustand, wohl aber die grösste 
Unsicherheit für den Seehandelsverkehr dieses Staats hervor. 
— Uebrigens kann durch besondere Verträge und Bündnisse 
mehrerer Staaten untereinander dem einzelnen die Annahme 


67. Vergl. bes. H. M. van de Poll, de principiia foederis quod dicitur 
neutralita» arm ata (Leyden 1821). 
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oder Beibehaltung der Neutralität unmöglich gemacht sein. Dies 
muss yon den Deutschen Bundesstaaten n?ch Deutschem Bun des- 
recht behauptet werden. 

VI. Idee und Zweck der Neutralität. — Die 
Neutralität hat einmal das Ziel, die Souverainetät des (neu- 
tralen) Staats gegenüber den Kriegsparteien aufrechtzuerhalten; 
kraft seiner souverainen Natur ist jeder Staat an sich berechtigt, 
bei einem Kriege dritter Mächte neutral zu bleiben und sind 
eben desswegen die kriegführenden Parteien verpflichtet, den 
friedlichen Zustand des Neutralen zu respectiren. Sodann aber 
hat die Neutralität noch ein höheres Ziel, nämlich die mög- 
lichste Aufrechthaltung des Friedens in der internationalen Ge- 
meinschaft, im Europäisch -Amerikanischen Staatensystem. Es 
liegt nämlich keineswegs in der Idee eines Krieges, dass an 
demselben die ganze Gesammtheit der Staaten Theil nehme, 
sondern vielmehr ist es ein Postulat der internationalen Rechts- 
ordnung, dass der Friedenszustand überall möglichst aufrecht 
erhalten und der Krieg, als die Ausnahme von jenem, auf die 
geringsten Grenzen und auf das geringste Mass der Nothwendig- 
keit beschränkt werde. Desswegen fordert denn mit Recht das 
positive Völkerrecht und erscheint es keineswegs als eine leere 
Prätension der einen oder der anderen Kriegspartei, dass die 
neutralbleibenden Staaten jede kriegerische Hilfsleistung durch 
Zusendung von Truppen, Waffen, Munition etc. unterlassen. 
Das ist speziell der Grund von dem völkerrechtlichen Verbote 
des Handels mit Kriegscontreband. 

VII. Als die Bedingungen der Neutralität ergeben 
sich nach dem Bisherigen: 1) das wirkliche friedliche Verhalten 
der neutralbleibenwollenden Macht im Allgemeinen, also deren 
völlige Nichtbetheiligung am Kriege; 2) Nichtduldung von un- 
mittelbaren Feindseligkeiten einer kriegführenden Partei gegen 
die andere, auch nicht der Anhäufung von Magazinen, der Aus- 
rüstung von Truppen, Kriegsschiffen und Kapern in dem neu- 
tralen Gebiete; 3) Unterlassung jeder positiven Begünstigung der 
einen Partei, wodurch dessen Angriffs- oder Vertheidigungs- 
system verstärkt wird, ja selbst Nichtgestattung von besonderen 
Vortheilen aller Art für die eine Partei. Die sogen, unvoll- 
ständige Neutralität kann dies zwar mannigfach modificiren; 
indessen es ist in Bezug auf den Privatseehandel zu bemerken, 
dass jene modificirte Art der Neutralität überhaupt precärer 
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Natur ist und dass, sobald jene Bedingungen nicht pünktlich 
innegehalten werden, nach positivem Völkerrecht die betroffene 
Kriegspartei berechtigt ist, den bisherigen Neutralen mehr oder 
weniger feindlich zu behandeln, was denn namentlich sich in 
Beschränkungen und Verkümmerungen des Privatseeverkehres 
geltend machen wird. 

Es erscheint aber nicht schon als ein Bruch der Neutra- 
lität, einzelnen Personen jeder Kriegspartei den Aufenthalt im 
neutralen Gebiete zu gestatten, sowie das Ein- und Auslaufen 
von Kriegs- und Handelsschiffen in den neutralen Häfen, sogar 
deren dortige Wiederinstandsetzung* 8 ) zu erlauben, doch dürfen 
Kriegsschiffe im neutralen Gebiete keine dauernde kriegerische 
Stellung gegen den Feind, auch nicht durch Beobachten, Lauern 
etc. einnehmen. 

Völlig unverfänglich ist auch jede Beihülfe, welche einzelnen 
nothleidenden Personen, Schiffen etc. aus Menschlichkeit ge- 
leistet wird. 

Der Verkauf von prisengerichtlich zugesprochener Kriegs- 
beute im neutralen Gebiete ist erlaubt. 

Wegen Ausübung der Prisengerichtsbarkeit im neu- 
tralen Gebiete siehe § 237 u. 238; auch schon § 217 S. 362 Bd. 11. 

VIII. Pflichten der Neutralen. — Der Krieg wird 
nach positivem (wie natürlichem) Völkerrecht als ein nothwcn- 
diges Rechtsmittel, und zwar als das äusserste und letzte, zur 
Abthuung von Völkerstreitigkeiten angesehen und ist demnach 
von allen Staaten als Gliedern der internationalen Gemeinschaft, 
des Europäisch- Amerikanischen Staatensystemes in jedem ein- 
zelnen Falle, zugleich mit allen seinen nothw'endigen Folgen, 
mit seinen unmittelbaren Verwickelungen und Verstrickungen 
des gewöhnlichen und regelmässigen internationalen Verkehres 
zu Lande wie zur See anzuerkennen. Denn Jeder muss sich 
vernünftiger Weise die Wirkungen und Folgen gefallen lassen, 


68. Jouffroy, droit marit. p. 92 hält die Hingabe von Munition und 
Waffen an Kriegsschiffe für unerlaubt. Auch Pando p. 467 scheint 
der Ansicht Mit Recht findet es aber Heffter § 147 allzu hart, 
einen Krieger wehrlos seinen Feinden Preis geben zu müssen und 
führt zur Unterstützung seiner Behauptung noch an: dass ja der 
Verkauf im eigenen Lande den Neutralen überhaupt nicht ver- 
boten sei. 
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welche sich mit Nothwendigkeit aus einem Verhältnisse ergeben, 
das er als rechtsbeständig anerkennt und das er eben darum 
und von Rechtswegen für sich in geeigneten Fällen zur Schlich- 
tung seiner Streitigkeiten ebenso in Anspruch nimmt, wie es in 
dem obschwebenden Streite von Anderen in Anspruch genommen 
wird. Mithin ist Alles, was zu einer ordentlichen und nament- 
lich energischen Durchführung des Krieges, zu einem möglichst 
unparteiischen Kampfe unter den Kriegführenden nothwendig 
ist, von den Neutralen zu respectiren und beziehungsweise zu 
unterlassen. Insofern dann hierhin zugleich Beschränkungen für 
die Neutralen, namentlich für deren Seehandel liegt, müssen sie 
sich dieselben vollständig gefallen lassen. Es sind das nicht die 
speziell Kriegführenden, welche diese Schranken dem neutralen 
Seeverkehre auflegen, sondern es ist das überhaupt einmal 
völkerrechtlich überall anerkannte Rechtsmittel des Kriegs selbst, 
welches dies mit Nothwendigkeit auferlegt. Die Neutralen wür- 
den einen Bruch des Völkerrechts begehen, wenn sie solche im 
Wesen des Krieges, also in der Natur des Völkerrechts selbst 
begründeten Beschränkungen nicht anerkennen wollten. Aber 
auch nur solche Beschränkungen der natürlichen Freiheit 
sind den Neutralen zuzuniuthen und dürfen rechtlich von den 
Kriegführenden auferlegt werden, welche nothwendig mit dem 
Wesen des Krieges verbunden sind. Freilich ist die inter- 
nationale Praxis in den Seekriegen des vorigen wie dieses 
Jahrhunderts weit über dieses nothwendige Mass hinausgegangen, 
und haben sich die kriegführenden Staaten, namentlich die 
grösseren Seemächte die willkürlichsten Bedrückungen des 
neutralen Seehandels und sogar die schreiendsten Ungerechtig- 
keiten in dieser Beziehung erlaubt. Die Praxis scheint hier noch 
vielfach der Rechtsbasis zu entbehren. Wir werden dies in den 
einzelnen hier vorkommenden Verhältnissen in den folgenden 
Paragraphen unserer Erörterung aufzuw'eisen haben. 

IX. Als die Rechte der Neutralen ergeben sich nach 
den bisherigen Erörterungen unzweifelhaft folgende: 

1) Das Recht der Unverletzlichkeit des Gebietes und 
der ungestörten Ausübung aller Hoheitsrechte im 
Innern desselben. So ist für jeden Feind das neutrale 
Gebiet ein Asyl gegen die Verfolgung der anderen Partei 
und namentlich schützt eine Flucht in neutrale Gewässer 
auch Kriegs- und Handelsschule jeder Art. Jeder wirkliche 
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Kampf der Kriegführenden im neutralen Gebiet ist ein 
förmlicher Rechtsbruch. 

2) Die Kriegsparteien müssen Achtung vor der Persön- 
lichkeit, vor den Handlungen und Erklärungen 
des neutralen Staats haben. Die Präsumtion ist 
allemal dafür, dass der Neutrale seine Neutralität streng 
bewahre. Namentlich gebührt demnach den von ihm aus- 
gestellten und resp. angesteliten Pässen, Papieren, Be- 
glaubigungen, Commissarien, Gesandten etc. von 
Seiten der Kriegsparteien voller Glaube, bis zum 
Beweis des Gegentheils; freilich ist in der Praxis der grösseren 
Seemächte in älteren und neueren Zeiten nicht selten um- 
gekehrt ein förmliches System des Misstrauens gegen alle 
Acte der Neutralen herrschend gewesen, und war überall 
gegenüber solchen Neutralen gerechtfertigt, welche sich, wie 
leider häufig geschehen, diesen Verdacht auf mannigfache 
Weise, nataentlich durch Ausstellung falscher Zeugnisse, 
falscher Schiffspapiere etc. selbst zugezogen hatten. 

3) 'Der Neutrale darf jegliche Handlung, namentlich 
auch Kriegsrüstungen, vornehmen, die ihm zur Aufrechthal- 
tung und Durchführung seiner Neutralität nothwendig schei- 
nen. Namentlich darf er einer feindlichen Partei gegen 
offenbares Unrecht von Seiten der anderen in seinem neu- 
tralen Gebiete Schutz ertheilen und nicht weniger ist er 
befugt, seine eigenen Unterthanen überall in Ausübung 
ihrer völkerrechtlichen Befugnisse, besonders auch in Bezug 
auf ihren internationalen Seeverkehr gegen die Willkür der 
Kriegführenden zu sichern und zu schützen. 

4) Dem Neutralen steht überall das Recht des bisherigen 
freien Verkehres, für sich und seine Unterthanen, zu 
Wasser und zu Lande zu, soweit nicht die Verhältnisse 
einer regelmässigen Kriegführung noth wen d i ge Schranken 
auflegen. 

5) Das Eigenthum des neutralen Staats muss dem 
Kriegführenden wie überall so auch in Verbindung mit 
feindlichen Sachen heilig sein. Freilich wird in der Praxis 
dieser Satz nicht in allen seinen Consequenzen anerkannt. 
Im Seeverkehr herrscht zum Theil der Grundsatz: „Unfrei 
Schiff, unfrei Gut“. 


▼. Kaltenborn Seerecbi 11. 
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Eine andere gerbfchtfeKigfe AtäftähnVe gilt Th Betreff 

der sog. Kriegscontreband arlik'el (sibhV § 225), welche 
als gute beii^e ctoYifiscirt Werden dürfen. — Aber jede Ander- 
weitige Beschlagnahme, VertoendÜng, Verrichtung etc. voh neu- 
tralen Gütern volfi Sb # &en bih'er Krifefesp'arte! kanh hur dürcfi die 
höchste Noth, durch dib |rdskfe Drirtglichkeit und Unabwend- 
barkeit kriegerischer dtirch Hungersnoth etc. als 

entschuldigt erscheinen', und wird dadurch dem Neutralen alle— 
mal efh Anspruch äüf die Vdllstlhdigste Entschädigung nicht 
blb&s, sonderh auch aüf bfne förmfithe Genugthuung begründet. 
Die eigenmächtige Wegnahme hnd Verwendung von Matrosen, 
welche Von Kriegsschiffen der Kriegsparteien (namentlich in den 
lebten Seekriegen von den Engländern) Tn eigenen GeWAssern 
und Auf offener See und gegenüber von neutralen Hahdels- 
schiffen nicht selten ausgeübt wurde, scheint ohne Rechtsgrund 
und nur In äussersten Nothfällen lind überhaupt nur dann in 
Etwas entschuldbar zü Seih, werih Aie geschieht, um das be- 
treffende Kriegsschiff Wenigstens an einen sicheren Ort beför- 
dern zb können. Die Praxis geht aber hierüber weit hinaus. 


§ 221. Neutralität der Privaten und ihres Eigenthums ••). 


-i * «« * j * . « 

Jm Landkriege werden regelmässig auch Privaten und 
das Privateigentum des feindlichen Staats nicht als solche be- 
trachtet, g^gen welche direct Krieg geführt wird. Obwohl man 
sie demnach zur Tragung der Lasten des Krieges sofort heran - 
zieht, weun man sich im feindlichen Lande befindet, so sind 
doch ihre Personen und Sachen mehr als neutral zu betrachten. 

II : . 1 . i ->i < • • - < ~ 

Selten hat man selbst Untertanen und Privateigenthum des 
feindlichen Staats in dem anderen feindlichen Lande mit Arrest 
belegt. 

Anders ist, dies im Seekriege. Feindliches Eigenthum 
jeder Art, gleichviel pb es Privaten oder dem Staate selbst an- 
gehürt, wird als unmittelbarer Gegenstand der kriegerischen Ver- 
folgung un<} Behandlung angesehen und überall als gute Beute 
confiscirt. Von einer Neutralität auch der modifici riesten Art 


#9. Vergl. bindert PöhU L c. 8. 1077 ff. 
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kann hier nicht die Rede sein. Nur wo der Grundsatz aner- 
kannt ist, „frei Schiff, frei Gut“, wird wenigstens fried* 
liches Gut am Bord neutraler Schiffe in der Regel nicht 
als feindlich, also als neutral betrachtet ($ 234). Uebrigens 
unterwirft man feindliche Unterthanen, wenn sie nicht kriegerisch 
gegen die andere Partei auftraten, gewöhnlich nicht der Kriegs* 
gefangen schaft, wenn man ihrer auch habhaft wird; vielmehr 
behalt man nur ihr Schilf und Gut und lasst sie selbst frei 
passiren. 

Sir W. Scott in dem Falle des Hoop (bei Robinson, adm. 
rep. 11. 196) erklärte geradezu die Fortsetzung des Seehandels 
zwischen den feindlichen Nationen und deren Unterthanen unter 
einander ohne besondere Erlaubnis der resp. Regierungen nach 
Englischem wie allgemeinem Rechte für verboten. Ebenso schon 
By nkershök, quaes. jur. pubi. 1. cap. 3. Valin, com. liv. 111. 
tii. VI. Art. 3. Desselbigengleichen ist auch den Unterthanen 
einer alliirten Macht aller Seehandel mit dem gemeinschaftlichen 
Staate und dessen Unterthanen verboten. Bynkershök, quaest. 
jur. publ. I. cap. 10. Robinson, adm. rep. IV. p. 251; VI. 403. 
the neptunus. Vergl. besond. Wheaton, droit intern, partie IV. 
chap. I. $ 14. (Bd. 1. S. 205.) 

Dagegen werden im Land- wie im Seekriege die Unter- 
thanen, sowie das Privat- und Staatseigenthum eines neutralen 
Staats gleichfalls als neutral angesehen und behandelt. Doch 
gelten folgende besondere Bestimmungen, namentlich im See- 
kriege. Das Privat- und Staatsei genthum der Neutralen er- 
scheint als feindlich: I) soweit es Contrebandartikel (§ 225) 
enthält; 2) soweit in Bezug darauf ein Blokadebruch (§ 224) 
vorliegt; 3) soweit es auf feindlichen Schiffen sich befindet, 
wenigstens zum Theil ($ 234), nämlich wo der Grundsatz gilt: 
„unfrei Schiff, unfrei Gut“; 4) sofern der neutrale 
Charakter von Schiff u. Gut nicht gehörig bewiesen wird, 
und hiervon soll in diesem wie im folgenden Paragraphen ge- 
handelt Werden. 

Allerdings werden die am Bord des Schiffes befindlichen 
Güter immer als neutral angesehen, wenn dargethan wird, 
dass sie jetzt im Eigenthum eines Neutralen sich befinden, doch 
kann z. B. nach Engl. Rechte der Verkauf in transitu (oben $ 50. 
Bd. I. S. 112) den Nationalcharakter nicht verändern, und was 
ih Etlge >4ines während 'des Kriegs geschlossenen Contractes so 
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verschifft wird, dass es unmittelbar bei der Ankunft Eigenthum 
des Feindes werden soll, wird auch während der Ueberfahrt 
schon als feindlich angesehen. Vergl. Robinson, rep. I. 336. 107. 
III. 302 Note. II. 13 Note. IV. 100. IV. 207. 

Zum neutralen Nationalcharakter eines SchifTes ist aber 
Mancherlei erforderlich und stimmen darin die einzelnen See- 
rechte keineswegs überein. Es ist aber hiervon bereits § 44. 
Bd. 1. S. 85—90 gehandelt. Jedoch ist hier noch zu bemerken, 
dass die Praxis der grösseren Seestaaten, namentlich Englands, 
in dieser Beziehung sehr schwankend gewesen ist, oft geradezu 
gewechselt hat und durch besondere Verträge temporär zu 
Gunsten oder zum Nachtheil der Neutralen modificirt ist. Doch 
ist selbst in England anerkannt, dass Neutrale feindliche Schiffe 
kaufen dürfen, nur darf einmal der Feind keinerlei Interesse 
mehr an dem Schifte behalten 70 ), sodann muss in Bezug auf 
Prisen ein in Folge ordentlicher Condemnation erfolgter Ver- 
kauf vorliegen und zwar in Bezug auf Englische Schifte eine 
Verurteilung durch ein feindliches Pr i sen gericht, wo- 
gegen in Bezug auf andere schon der Spruch eines Consuls oder 
eines neutralen (?) Gerichts genügt 71 ), aber nur in Bezug auf 
Britischer Untertanen Eigentum ’*). Jedenfalls condemniren 
die Englischen Gerichte keine von Kriegsschiften oder Kapern auf- 
gebrachte Schilfe, die bloss in neutrale Häfen aufgebracht sind 
und dort liegen, ja sie betrachten solche Condemnation als Null 7 *), 


70. Im Full der sechs Geschwister Jobs bei Robinson, adm. rep. 
IV. 100. 

71. Siebe Überhaupt den Fall Nostra Signora de los Angelos, Saragossa 
bei Robinson 1. c. III 287. — Wegen Consuln: Perseverance, Pittor 
bei Robinson II. 239, auch I. 134, III. 96. Wenn die Verurteilung 
von dem Gerichte eines nicht anerkannten Staats erfolgte, so ge- 
nügt dies in Bezug auf Engl. Schiffe nicht: Fall Thomas M’ Quaz, 
wo ein Gericht auf St. Domingo condemnirt hatte. Robinson I. 322. 
Wenn aber die Verurtheilung sonst von einem neutralen Gerichte 
erfolgte? — S § 237. 238. und § 217. Note 40. 41. 

72. Der Kosmopolit, Matthison, Robinson 1. c. I. 333. 

73. Eklatant in dem Falle Herstehler de Koe (Robinson I. 119 in Not.); 
vergl. auch Carl und Magdalena, Brandt (Rob. III. 58) und Hulda, 
Mill (ibid. 235). Indessen machen doch die Herren Engländer zu 
ihrem Gunsten hier eine Ausnahme, indem sie die Aufbringung 
Engl. Prisen nach Lissabon, Porto, Livorno gestatten. Rob. 1. 134. 
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wogegen andere Mächte das Aufbringen nach neutralen Häfen 
gestatten, so Russland (Ordnung 1787), Brasilien (Kaper- 
reglement 1822). Dagegen erkennt Nordamerika die Prisen- 
jurisdiction in neutralen Häfen nicht an, ebensowenig Schweden 
(Kaperverordnung 1788). S. § 237. 38. und $ 217. Note 40. 41. 

ln Frankreich wird überhaupt der Kauf eines feindlichen 
Schiffes durch Neutrale nicht anerkannt, es sei denn, dass der 
Kauf ein Franz. Schiff betraf, welches vom Feinde Frankreichs 
gehörig condemnirt war 74 ). Ferner bestimmt zwar die weltbe- 
rühmte Ordonnance von 1681 : Aucuns vaisseaux pris par capi- 
taines, ayant commission ötrangere, ne pourront demeurer 
plus de vingt-quatre heures dans nos ports et hävres, s'ils n’y 
sont retenus par la tempöte, ou si la prise n’a pas dtö fait 
sur nos ennemis, und dies blieb in Frankreich bis zu Ende 
des vorigen Jahrhunderts praktisch. Aber bereits am 30. Sept. 
1781 w'urde in Bezug auf die vereinigten Niederlande (auf Grund 
einer Convention mit denselben vom 27. Mai 1781) ein Keglern, 
erlassen, wonach die Prisen des einen Staats in dem Lande des 
anderen aufgebracht und verkauft werden durften. Freilich war 
dies in einem gemeinsamen Kriege gegen England und demnach 
eigentlich noch conform jener Bestimmung der Ordonnanz (in f ). 
Aber auch gegenüber Dänemark versuchte man durch ein Decret 
vom 18. Sept. 1793 dieselben Grundsätze von der Aufbringung 
der Prisen festzustellen; wenigstens wurde der Franz. Minister 
des Auswärtigen von dem Nationalconvente aufgefordert: chargd 
de negocier avec le gouvernement danois, et d’obtcnir de lui, 
conformdment au droit des gens; wie es ausdrücklich 
hiess und wodurch man die bisherigen gesetzlichen Bestimmun- 
gen als Ausnahmen vom Völkerrechte anerkannte, — la facultd 
de faire vendre dans ses dtats les prises qui ont dtd ou qui 
seraient conduites dans ses ports, par les croiseurs fran^ais, 
pendant que la rdpublique sera en guerre. Code des prises par 
Guichard (2. edit. an VIII. Paris) II. p. 53. 85. 89. 150. 151. 
Endlich in einem Gesetze vom 8. Flordal an VI. Art. 5, sowie 
vom 27. Vendöse an VI. geht Frankreich selbst ganz allgemein 
von der Annahme aus, dass völkerrechtlich Prisen in allen neu- 


74. Französ. Reglement 26. Juli 1778 Art. 7. Königliche Declaration 
16. Jan. 1780. S. oben $ 217. Note 40. 41. 
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tralen Häfen eine Zuflucht haben, ja es beauftragt sogar seine 
Consuln und Viceconsuln mit der Gerichtsbarkeit in Prisen- 
sachen j Les consules, heisst es Art. 5, ou vice-consuls pronon- 
ceront, comme les tribunaux de commerce, sur la validitd des 
prises (Code d. pr. II. p. 255. Art. 5), so dass denn natürlich 
auch der Verkauf der Prisen im neutralen Gebiete zu erlau- 
ben ist 7S ). 

Von Theoretikern sagt Heffter 1. c. p. 256, dass der Neu- 
trale eine Ausübung der Prisengerichtsbarkeit in seinem Gebiete 
nicht erlauben darf. Dagegen stimme ich Wheaton I. c. 
II. 93. 94, Bvnkershök quaest. jur. pub. I. c. XV., sowie Vattel 
1. c. III. 7. § 132 bei, dass der Neutrale dergleichen ohne Bruch 
des Völkerrechts gestatten dürfe, wenn er nur unparteiisch da- 
bei zu Werke geht. — Siehe übrigens bereits oben § 50. Bd. I. 
S. 109 ff. und bes. $ 217. Note 40. 41. auch § 237. 38. 

Nach Engl. Recht behalten Schifte den feindlichen Charakter, 
wenn sie trotz des Verkaufs fortwährend im Handel des Feindes 
beschäftigt werden 7 *). In der Reget soll zwar nach Engl. Rechte 
der Verkauf in transitu den Nationalcharakter eines Eigenthuras 
nicht verändern können, doch wird in Bezug auf Kauffahrtei- 
schiffe eine Ausnahme gemacht, die in einen Hafen getrie- 
ben wurden und aus demselben nicht wieder herauskommen 
können ,T ). 

Nach Schw^ed. Rechte sind Schiffe schon dann ganz ver- 
fallen, wenn der Feind nur einen Theil daran hat (Ordnung 
1788 Artikel 4. § 3). Auch existirt zwischen Schweden und 
England ein alter Tractat vom 21. October 1661 Art. 11, der 
beiden untersagt, seine Schiffe den Feinden des anderen zu 
verkaufen oder zu leihen, doch entschied mit Recht Sir W. 
Scott, dass dies Schweden nicht hindern könne, seine Schiffe 
nach feindlichen Häfen zu verfrachten. Robinson 1. c. I. 89. 

Besondere Völkerverträge oder einseitige Reglements eines 


75. Vergl. v. Kaltenborn, Kriegsschiffe auf neutralem Gebiet (Hamburg 
1850) S. 26. 27. 

76. Fälle: Vigilantia, Gerritz, Emden, Meyer, Endraught, Ronkins bei 
Robinson 1. c. 

77. Sir W. Scott’s Bemerkung in dem Fall; Miwerva, Keukel bei Rob. 
IV. 399. Siehe bereit» oben Bd. X. § 50. S, 110 ff. 
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^at» tjönnen, n«m?ntU?|i f^ip <!«<* KrifSfi». hier- 

über noch ganz besondere Bestimmungen festsetzen, namentlich 
tempere und werden sic|i §ctyflfer Ladungs- 

interfssenten davon nähere Henptniss allemal vor Heise zu 
verschatTeu suchen mü^en. 


§ 222. Beweis der Nationalität. 

i . . .* %'• • *< m} ’i'il) 1<>. 

Dieser erfolgt hauptsächlich durch die Schiffspapiere, 
sowie durch die Ladungspapiere und ist in dieser Beziehung 
bereits $ 44. Bd. I. S. 85 das in den einzelnen Seestaaten gel- 
tende Recht angegeben und hier nur noch Folgendes zu be- 
merken. 

Die Franzoseu sind in den letzten Seekriegen am un- 
massigsten in ihren Forderungen in Bezug auf Schitfspapiere 
gewesen, ja sie haben wegen Mangel eines Papieres condemnirt, 
was in England nicht der Fall ist, indem man hier nur besseren 
Beweis (further proof) 7 ») fordert, doch geht durch unneutrales 
Benehmen das Recht, besseren Beweis zu liefern, verloren, und 
wenn es an allen Beweisen fehlt, wird auch nicht der fernere 
Beweis verstauet. 

In Bezug auf die formelle Abfassung der Papiere lässt 
man sich meist mit den am Orte der Abfassung üblichen For- 
men genügen, wenn sonst kein Verdacht obwaltet. Die Fran- 
zosen waren aber hier besonders streng. Officielle Aus- 
fertigungen sind immer zu empfehlen. 

Uebrigens wird in der Regel noch zur besseren Controle 
über den wahren Charakter und über die Richtigkeit der Papiere 
der Schiller und die Mannschaft über das Eigenthum, die Be- 
stimmung und die Art von Schiff und Ladung vernommen und 
dabei als Regel festgehalten, dass diese Personen darüber 
unterrichtet sein müssen? 9 ). Auch zieht absichtliche Ver- 


78. So als der Kaufbrief über das $£hiif fehlte in den Fällen: Welhraart 
Cornelia bei Robinson I. 132 und Juffroy Anna bei Robins. I. 125» 
Vergl. auch Rob. f. 129. V. 37& ' 

r t > » TfWu »i 

79. Sir W. Scott in dem Fall dp» Franklin, X}|ut» bei RobjiMOn »dm. 
rep. V|. 13p. J34. 
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hcimlichung und Zerstörung von Papieren meist an sich schon 
Confiscation nach sich. 

Siehe besonders unten § 235 vom Durchsuchungsrechte. 
Besondere Völkerverträge wie nicht weniger einseitige Reg- 
lements eines Staats können diese Bestimmungen in jedem ein- 
zelnen Kriegsfälle mannigfach modificiren, so dass sich Schifls- 
wie Ladungsinteressenten über solche etwa ergangenen Fest- 
setzungen allemal Yor der Reise vergewissern müssen, um darnach 
ihre Massregeln zu treffen. 


$ 223. Rechte de* neutralen Seehandels *°) überhaupt. 

I. Allgemeiner Charakter. — Darüber herrscht aller- 
dings in Praxis und Theorie der grösste Streit. In der Praxis 
hat sich namentlich selbst in den letzten Seekriegen hier überall 
mehr ein Recht des Stärkeren geltend gemacht und die Recht- 
losigkeit des Schwächern gezeigt Die Schriftsteller dienten 
aber zumeist dem nationalen Egoismus ihres Volkes (Engländer, 
Franzosen) oder ihre Stimmen verhallten ohne Wirkung, indem 
ihnen nicht die Machtfülle eines grossen Seestaates zu Hülfe 
kam (Dänen, Deutsche, Niederländer). Kein Autor kann hier 
ganz seine Nationalität und deren Sonderinteressen verläugnen. 
Völlige Unparteilichkeit höchst selten. Die Gesetze aber 
und Urtheilssprüche, nun vor Allem der mächtigeren See- 
staaten, erscheinen oft als blosse Acte der Politik, nicht des 
Rechtes. Siehe Bd. II. S. 340 u. 370 Note. 

II. Geschichtliche Uebersicht. — Erst als seit dem 
16. Jahrhundert der Seehandel mehr ein Gemeingut aller Euro- 
päischen Nationen wurde, entwickelte sich überhaupt eine ge- 


80. Die beste Uebersicht der hier einschlagenden Theorie und Praxis, 
doch mehr zur Verteidigung der besonderen Englischen Praxis 
gibt: James Red die, researches historical and critical in maritime 
intern law. (Edinburg 1844. 45. 2 Bde.); Ortolan l c. p. 430; 
Heffter^ Völkerrecht § 151 — 175: Wheaton, droit iutern. «Partie 
IV. chap. I. und bes. III ) Sehr speziell namentlich in Angabe der 
einzelnen historischen Momente, sowie der regelmässigen und un- 
regelmässigen Bestimmungen in den einzelnen Staaten ' und aller 
Modificationen der Praxis ist Pöhls, Seereclit , S. 1096 ff. 
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wisse wenn auch schwankende Praxis in dieser Beziehung. Die- 
selbe wurde hauptsächlich durch die Uebermacht Eines See- 
Staates, nämlich Englands bestimmt, welches scheinbar dem 
alten einfachen Rechte früherer Jahrhunderte anhängend, Ab- 
weichungen davon nur der Vertragswillkür zuweisend, nicht der 
Mittel ermangelte, seine Grundsätze mit Gewalt durchzusetzen. 
Es erhob sich gegen diese Uebermacht namentlich in den oft- 
maligen Kriegen Englands mit Spanien und Frankreich im 17. 
Jahrhundert eine Reaction. Ludwig XIV. proklamirte haupt- 
sächlich aus diesem Gesichtspunkte seine berühmten ordonnances 
de la marine 1681, für die Handels- und von 1689 für die 
Kriegsmarine. Die Grundsätze dieser Franz. Gesetzgebung fanden 
in vielen einzelnen Punkten, namentlich bei den kleineren und 
mittleren Seemächten Beifall, ohne aber doch das Englische und 
somit das herrschende System in der Behandlung des neutralen 
Seehandels wesentlich modificiren zu können. Compacter wurde 
dann diese Reaction gegen das Ende des 18. Jahrhunderts wäh- 
rend des Nordamerikanischen und Französischen Revolutions- 
krieges. Die grosse Kaiserin, Catharina von Russland, 
stellte sich an die Spitze, schuf im Bündnisse mit Niederland, 
Preussen, Schweden, Dänemark, Portugal, Oesterreich und Neapel 
die sogenannte bewaffnete Neutralität 1780 und edirte ihren 
Seecodex (Russisch Kaiser!. Ordnung der Schifffahrt) 
1781, gerade hundert Jahre nach der Schöpfung der berühmten 
Franz. Ordonnance von 1681. Indessen vermochte man doch 
gegen Englands Prätensionen nichts durchzusetzen, besonders 
da seit 1783 die bewaffnete Neutralität in Abkommen gerieth 
und da die sogenannte zweite bewaffnete Neutralität , welche 
1800 Russland mit Schweden, Dänemark und Preussen zu Stande 
brachte, sehr bald von Russland durch eine Seeconvention mit 
England im Jahre 1801 wieder aufgegeben und vergeblich 
1807 wieder aufzufrischen versucht wurde. Freilich waren diese 
Bemühungen der mittleren Seemächte zu Gunsten des neutralen 
Seehandels nicht vergeblich. England machte wirklich einige 
Concessionen , namentlich durch die Convention mit Russland 
1801. 3 /{ y Juni (Martens, recueil VII. 260), welcher nachher 
auch Dänemark 23. Dec. 1801 und Schweden *%o März 1802 
beigetreten sind und in deren Bestimmungen Helft er 1. c. mit 
Recht gewisser Massen das bisherige Britische Ultimatum er- 
blickt. Es wurden seitdem überhaupt die Neutralen im Ganzen 
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mijder, öliger und gerechter behandelt. Doch ?ip prinzi- 
pieller Umschwung vermochte nicht herbei ge führt xu 
werden. Die Napoleonische Continentalsper re ^var 
dann eine natürliche Reaction gegen das Englische System, wpr 
aber nichts qls ein Extrem, den Neutralen ebenso lästig als die 
Englischen Prätensionen, wo nicht viel lästiger, und hatte gerade 
zur Folge, dass die leitenden Principien in Bezug auf die Be- 
handlung des neutralen Seehandels nur noch unbestimmter 
wurden. Bis auf die Gegenwart hat sich diese Unsicherheit Miuj 
Unbestimmtheit der Praxis erhalten. Ein geschlossen^ System 
von Grundsätzen nach einem leitenden Principe hat Sjich poch 
uicht zur Herrschaft erheben können und derjenige , ^elcbp.r 
die Praxis des positiven Seerechts darstellen un$ nicht eine ab- 
stracte, unpraktische Theorie aufstellen will, muss sich beschei- 
den, nur diese und jene, in den Details sich entgegep- 

gesetzte Satzungen al$ in der Praxis pmbr oder weniger anery 
kannt darzulegen; eip geschlossenes System kann und darf £f 
nicht geben wollen. Es gilt nur soviel allgemein, dass der 
neutrale Seehandel trotz des Krieges nicht aufgeh?“ 
ben ist, wenn auch die Kriegführenden auf alle Weise ihp ^u 
beschränken sich erlauben, poch werden diese allerdings sehr 
willkürlichen Schranken regelmässig nur dem Handel der Neu- 
tralen mit den kriegführenden Ländern auferlegt. Dageggu ist 
der Seehandel des neutralen Staats und seiner Unterthanen in- 

1 * 4 | J I 

nerhalb seines eigenen Seegebietes sowie mit andern neutralen 
Ländern durch einen Krieg anderer Mächte keinerlei E^chfänr 
kungen unterworfen, abgesehen vom Durchsuchungs- 
recht während der Passage ueutraler Handelsschiffe auf oflemef 
See oder im feindlichen Gebiet durch die kriegführende ftfacht?*). 

Die Schranke wird hauptsächlich dem Handel der Neutralen 
mit den Kriegführenden gesetzt und erscheint gerechtfertigt, so 
lange sie durch die Nothwendigkeit einer ordentlichen und 
energischen Kriegführung geboten wird. Freilich ist es wiederum 
unendlich schwer, diese Grenze der Nothwendigkeit zu ziehen, 
und sodann ist festzuhalten, dass hier überhaupt in vielen Fällen 


81. Vergl. Wheaton, histoire du droit des gens t ed. 11. Leipzig 1846 
2 vols.) 11. § 9 ff . pag. 76 ff. Auch KlUber, droit des gens $303 
bis 300 giebt eine ^ununarifphe Uftbenticb*. 
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eine Collision von Rechten stattfindet, die nur durch Opfer ypß 
der einen oder andren Seite zu heben ist: es collidiren die 
Recht? der Neutralen und ihrer Souverainetät und Neutra- 
lität mit den Rechten der Kriegführenden und ihrer 
Souverainetät und Kriegseigenschaft. Die Möglichkeit solcher 
Collisiotneu ist unmittelbar mit der Existenz des Krieges als 
eines Ausnahmezustandes mit seinen Zufälligkeiten, 
Leidenschaften und Noth rücksich ten gegeben, und 
der Neutrale wie der Kriegführende möge sich hüten, diese 
Collisionen zu pressen, in jeder Nothmassregel des Augenblicks 
sogleich einen schändlichen Rechtsbruch zu erblicken, sondern 
möge überall den Verhältnissen Rechnung tragen, die Leiden 
und Drangsale des Krieges im Auge behalten, die Unsicherheit 
und Zweifelhaftigkeit des Kriegszustandes als eines Zustandes 
der offenbaren Gewalt, wenn schon mit dem Ziele des Rechts 
und der rechtlichen Ausgleichung, sich vergegenwärtigen, damit 
nicht die Kriegsllamme sich noch weiter verbreite, sondern da- 
mit das Ziel des Krieges, der Friede, möglichst bald wieder- 
kehre. Daraus folgt aber keineswegs , dass nicht der neutrale 
Staat jede Kränkung und Verletzung der Rechte seiner 
Gnterthanen, namentlich in ihrem Seehandel, mögen diese 
Rechte auch immerhin zweifelhaft und bestritten sein, in jedem 
einzelnen Falle mit aller Euergie verfolge und nicht bloss 
auf formelle Genugtuung seiner dabei verletzten eignen Würde, 
sondern auch auf volle materielle Entschädigung 
seiner Unterthanen dringe; der neutrale Staat soll nur 
nicht in jedem einzelnen Falle einer solchen , oft durch Noth 
und die Gewalt der Umstände herbeigeführten Kränkung sofort 
einen vollendeten Rechtsbruch und somit einen Grund zur krie- 
gerischen Einmischung erblicken. 

IIL Speciellp Mat/erien. — Da nun im Allgemeinen 
trpty jener Unbestimmtheit der Praxis, wenigstens dss Recht des 
Handels der Neutralen selbst mit den Kriegführenden nicht be- 
stritten wird, sondern nur die Begrenzung desselben und deren 
nähere Bezeichnungen, Festsetzungen und Modificationen con- 
trovers sind , so scheint es hauptsächlich auf die Untersuchung 
folgender Punkte anzukommen, die sich mehr oder weniger aus 
einer Collision den Rechte der Kriegführenden mit dem 
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Handel der Neutralen, wenigstens ihrem Fundamente nach, 
erklären •*). 

1) Welche Rechte stehen den Kriegführenden gegen den Neu- 
tralen im Falle einer Blokade feindlicher Gebiete oder 
Gebietstheile zu? 

2) Welche Art von Handel kann ein kriegführender Theil 
den neutralen Staaten oder deren Unterthanen mit dem 
Feinde untersagen? 

3) Welche Rechte hat ein kriegführender Theil auf feind- 
liche Güter am Bord neutraler Schiffe sowie umge- 
kehrt auf neutrale Güter am Bord feindlicher 
Sch i ffe? 

4) Welche formalen Rechte stehen den kriegführenden 
Staaten gegen die Neutralen zur Handhabung und Voll- 
streckung ihrer materiellen Rechte zu? • 

Von allen diesen Fragen soll in den folgenden Para- 
graphen speciell gehandelt werden. 

IV. Literatur dieser Materie. — Allgemeine Er- 
örterungen finden sich fast in allen seerechtlichen und völ- 
kerrechtlichen Werken , namentlich am besten in den , in der 
Note 80. dieses § angegebenen Werken. Die Speciallite- 
ratur besteht grösstentheils aus Gelegenheits- und Parteischrif- 
ten und sind darin bald die Rechte der Neutralen, bald die der 
Kriegführenden meist einseitig von einem besonderen nationalen 
und staatlichen Standpunkte erörtert. Eine (Jebersicht folgt unten 
in der Note ® s ). 


82. Vergl. Heffter, Völkerrecht § 153. 

83. Vergl. Heffter 1. c. $ 153 Zusatz und v. Kamptz, Literatur dea 
Völkerrechts $ 257. — Die frühesten Bemerkungen finden sich be- 
reits bei Alb. Gentilis, de jure belli I. 21, sodann Hugo Grotius, 
de jure belli III. 1. 5. 9. 4. 12. 13. H. Cocceji, de jure belli in 
amicos (exerc. cur. II. p. 19.), Bynkershök, quaest. jur. publ. I. 
cap. 10 sq. — Hiernächst in den Streitschriften, welche sich auf die 
Praxis Grossbritaniens in den Seekriegen vor dem Pariser und 
Hubertsburger Frieden (1763) bezogen, dargelegt im: Disco urae 
on the conduct of Great - Britain in respect to neutral 
nations during the present war. by Charles Jenkinson (nach- 
herigem Lord Liverpool). London 1767. (2. Aufi. 1794, 3. 1801); 
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sodann die bei Kamptz ]. c. n. 17 — 21 erwähnten Staats' und 
Privatschriften, welche die Streitigkeiten G rossbritaniens und 
Preussens (im Jahre 175*2) betrafen; ferner im Allgemeinen die Schrift 
des Spaniers D. Carlos Ab reu, tratado jurid. pol. sobre las presas 
marit. Cadix 1746; Französisch 175S u. 1802; vornämlich auch die 
Schrift des Dänischen Publieisten Martin Hübner, de la saisie 
des bfttimens neutres etc, (Haag 1759, auch Deutsch ibid. 17S9) zu 
Gunsten der Neutralen. Ueber Hübner’s System vergl. Wheaton, 
histoire du droit des gen9, period. II. $ 12 (ed. II. tom I p 273 ff.). 
Dasselbe fand Nachhall in Joh. Ehrenreich de Behmer, observa- 
tions du droit de la nature et des gens touchant la capture et la 
dltentions des vaiaseaux et effets neutres. Hamburg 1771. 

Noch lebhafter wurde der Kampf während des Nordamerikani- 
schen Befreiungskrieges. Hauptwerke aus dieser Zeit sind, im Geiste 
der bewaffneten Neutralität und noch darüber hinaus: Galiani, 
dei doveri etc. und Lampredi, del commercio etc. (siehe bereits 
$ 220 Note 64). — In Deutschland: Totze, la libert£ de la 
navigation London und Amsterdam 1780. 

Aus derZeit der Franz Revolution stammen: de Steck, essais. 
1799 — Azuni, sistema dei principii del diritto maritt. (Siehe oben 
§211 n. II.) — Büsch, Bestreben der Völker, einander im See- 
handel wehe zu thun. Hamburg 1800. — Schlegel, sur la visite 
des b&timens neutres (Kopenhagen 1800) und die Gegenschriften 
der Englischen Publieisten Alexan. Croke und Rob. Ward (siehe 
§ 220. Note 64). — Rayneval, de la liberti de mer (Paris 
1801). — Tetens, sur les droits reciproques des puissances billig, et 
neutres (Kopenhagen 1805, zuerst Deutsch 1802). — Jouffroy, le 
droit des gens maritime (Berlin 1806)* — Rechte der Neutra- 
lität, in besonderer Beziehung auf die Dänische Schiffahrt; 
aus dem Französischen des Bürgers Berryer und zur Verteidigung 
gegen die Französ. Kaper (Altona 1798). — C F. v. Schmidt- 
Phiseldek, Darstellung des Dänischen Neutralitätssystems 
während des letzteren Seekrieges, mit authentischen Belegen und 
Aktenstücken (Kopenhagen 1802, vier Hefte) — Zuletzt noch und 
zwar recht übersichtlich: (Biedermann) manuel diplomatique sur 
le dernier £tat de la controverse concemant les droits des neutres 
(Leipzig 1814). — Vergleiche übrigens wegen dieser Literatur noch 
Jacobsen, Seerecht, Seite 521 ff., sowie besonders das erst vor 
Kurzem erschienene kritisch - historische Werk von Red die (siehe 
die erste Note dieses §), welches die Praxis und Theorie in allen 
Details in dieser Beziehung speziell erörtert und kritisirt. 


398 Abschn IX. llfechte des Seehaüdfelä im Sefektftge. 

* p 

§ 224. Biokaderecht M ). 

I. Die Blokade ist die theilweise oder gänzliche Sperrung 
von feindlichen Häfen, Flussmündungen, Fcfstartgen, ja gvnzen 
Küsten und Länderstrecken gegen den Verkehr , durch eine 
Kriegspartei. Dieselbe erscheint als ein regelmässiges Mittel zur 
energischen Kriegsführung, namentlich zur See, und mit Aber- 
kennung des Krieges überhaupt müssen desshalb die Neutralen 
auch die Blokade respectiren, sowie sich die daraus entstehen- 
den Beschränkungen ihres Verkehres gefallen lassen. Das neu- 
trale Schiff, welches bei Durchbrechung der Blokade betroffen 
wird , darf nach Völkerrecht mit Beschlag belegt und in der 
Regel confiscirl werden. 

II. Doch verlangte Sir W. Scott**) mit Recht folgende 
drei Erfordernisse zur Begründung einer solchen Verurtheilung: 

* i 

I) Die Existenz einer completen Blokade; 2) Kenntniss der 
Blokade von Seiten der zu verurtheileuden Person; 3) einen 
Act zum Behufe der Durchbrechung der Blokade durch Aus- 
oder Einlaufen in den blokirten Ort. Doch ist hier im Einzel- 
nen Vieles bestritten und sollen diese Streitpunkte sogleich 
erörtert werden. 

t % 

III. Es ist nämlich bestritten, wann eher eine Blokade für 
wirklich , für complet zu halten sei. Doch ist das Englische 
Princip nach der Natur der Sache allgemein zu billigen, dass an 


84. Recht übersichtlich ist Heffter 1. c. § 154 ff. Detaillirte Angaben 
Uber die Irregularitäten der Praxis, namentlich in den letzten See- 
kriegen gibt Pöhls, Seerecht S. 1142 ff. Vergl. schon H. Grotius 
III. c. 5. Bynkershök 1. c. Nau, Völkerseerecht, $ 200 ff. 
Jouffroy, droit mar. pag. 159. Jacobsen. Seerecht S. 677. 
Wheaton, droit intern. II. 172. O. Manning p. 219. Pando 
497. Ortolan, II. 287. Siehe auch Wheaton, histoire tom. I. 
p. 182 ff. 

85. Dieser weltberühmte Englische Admiralitltirichter, ’ fler VerkÜbäiger, 
ja vielfach der Schöpfer der Engl. Seerechtspraxis, in dem Falle 
der Betaey bei Robinson, adm, rep, I. 92. Vergl. auch Wheaton 
droit intern. II. 174. 


Digitized by Google 


399 


$ 224. Blokaderecht. $ 224. 

R&n Orte eine Macht stationirt sein müsse ••), die hinreicht 
eine Blokacfe geltend za machen, d. h. die eine gehörige mili- 
felHsche Bereitschaft hat, Kaüffahrer vom Einlaufen abzuhalten #T ). 
Weiter möchte ich nicht gehen und negativ die Sache zugleich 
dahin bestimmen: die Macht ist, eben gegenüber neutralen Kauf- 
fahrern gross genug, Wenn sie die gegnerische Kriegspartei nicht 
zu vertreiben vermag. Dass in jedem Augenblicke jeder Punkt 
der blokirteh Gegend von ddn blokirenden Fahrzeugen beherrscht 
werden müsse , ist nicht nöthig. Ja selbst zeitweilige kurze 
Entfernung der Macht durch höhere Gewalt der Natur oder 
Elertierile lässt nach Englfechefri Rechte an sich die Blokade nicht 
unterbrechen ••), wohl abeh Wenn die Entfernung durch Nach- 
lässigkeit öder Unachtsamkeit des Commandeurs geschah ••). 

Strengere Anforderungen zu machen scheint gegen das 
Wesen des Kriegs. Auch ist ja zu bedenken , dass eigentlich 
die kriegerische Massregel der Blokade nur gegen den Feind 
gerichtet ist, und daSs sie demnach Von Anfang an nachKriegs- 
rCcht rechtsbestkndig sein muss, wenn dieser Gegner sie nicht 
beseitigen kann. Wenn letzteres nicht der Fall ist, so kann 
inan die Blokade nicht für incomplet erklären, weil es z. B. bei 
Nebel oder zur Nachtzeit oder auch sonst wegen der geringen 
Anzahl der Schifte, wenigstens für einzelne Schifte der Neutra- 
len, möglich ist, sich durchzuschleichen. 


86. Die Macht kann in vor dem Platze stationirten Kriegsschiffen oder 
ln Baterien, welche ihan am Lahde errichtet hat, bestehen. 

87. So ist im Allgemeinen 'fite Engl. Praxis in den Fällen des H^ntrik 
und Maria, Baar; des Mercur, Ger des; des Stert, Johnson; des 
Frederic Moltke, Boysen, sämmtlich bei Roh. 1. c. tom. I. et IV. 
Moltke, Boysen bei Robinson 1. c. I. 86; the Columbia, ibidem 
I. lo4. WheätÖn, droit intern. II. 175. 

89. Maria Schröder, Green wo Id bei Rob. 1. c. III. 147. Zur Unter- 
stützung des Note 1 — 3 Gesagten kann noch auf die Englischen 
Erklärungen bei der Blokade der Deutschen Seehäfen im letzten 
Deutschen und Dänischen Kriege wegen Schleswig -Holstein durch 
die Dänen hingewiesen werden; sie stimmen völlig hiermit überein. 
Hier steiften die Dänen tnefst nur ein Kriegsschiff vor die Mündung 
des Flusses tind die Blök’ade Wtif’de respectirt tmd konnte mit Fug 
hrid Recht bei der notorischen Ohmtfacht der Deutschen Küsten- 
Verteidigung als völlig genügend angegeben Werden. 
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Spezielle Verträge können dies modificiren. So verlangt der 
Handelstractat zwischen Spanien und Oesterreich 1. Mai 1795, 
Preussen und Dänemark 1818, Dänemark und Sicilien 1748 und 
Dänemark und Frankreich 1742 zwei Schiffe stationirt, dagegen 
der Tractat zwischen Holland und Sicilien 1753 sechs Schiffe, 
wogegen sich andere Verträge in der Regel allgemeiner au9- 
drücken und von einer angemessenen Macht oder auch von 
einer der Macht des Feindes im blokirten Platze an- 
gemessenen Macht reden *°). 

ln welcher Nähe sich die blokirende Macht bei 
dem blokirten Platze befinden müsse, wird von den Um- 
ständen abhängen. Es scheint überall zu genügen, wenn sie 
dergestalt stationirt ist, dass sie den Zugang gehörig beobachten 
und den sich nähernden aus- und einlaufenden Schiffen mit 
einiger Wahrscheinlichkeit den Weg verlegen kann. Vergleiche 
Heffter 1. c. pag. 270. Auch in dieser Beziehung enthalten die 
Verträge manchmal, doch nur vage Bestimmungen. 

IV. Eine wirkliche Blokade existirt aber nur, 
wenn sie von der competenten Autorität, also von dem 
Souverain declarirt ist. Doch steht wohl nach allgemeinen 
Grundsätzen und nach Englischem Rechte 91 ) ausdrücklich fe9t, 
dass ein Commandeur die einmal declarirte Blokade ausdehnen 
könne, namentlich auf einem sehr entlegenen Kriegsschau- 
plätze. Ueberhaupt scheint es in der Machtbefuguiss eines 


90. Tractat zwischen Russland und Sicilien 1787; zwischen Schweden 
und Russland 1801. Amerika und Brasilien 1828. — Die bewaffnete 
Neutralität von löUO liess denjenigen Hafen als blokirt gelten: ou 
il y a par la disposition de la puissance qui l’attaque avec des 
vaisseaux arrfitfo et suffisamment proches un danger Evident 
d'entrer. Martens, rec. VII. 17ß. Die Russisch-Englische Conven- 
tion vom Juni 1801 setzte an die Stelle des et ein ou. — Das 
Preussische Allgem. Landrecht I. 9. § 219 sagt: Für eingeschlossen 
( = blokirt) ist ein Hafen zu halten, wenn derselbe durch eine feind- 
liche Landbaterie oder durch Kriegsschiffe, die vor dem Hafen 
stationirt sind, gesperrt ist. 

91. Nach Engl. Rechte darf der Commandeur die Blokade in Europa 
nicht ausdehnen, so im Fall Henrik und Maria, Baar bei Robins. 
I. 148; wohl aber an weiter entfernten Plätzen, so im Fall Rolla, 
C offin, Rob. VI. 3ü6. 

i *1 «• i • 
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höchst commandirenden Kriegsfeldherrn zu liegen, dergleichen 
Biokaden besonders in entfernten Weltgegenden selbstständig zu 
erklären. 

V. Die Blokade sollte ferner den neutralen Mächten 
in gehöriger Weise notificirt sein, und zwar rügte man Franz. 
Seits bei dem Blokadedecret der Republik Chili v. 1838, dass 
blosse Bekanntmachungen in den verschiedenen Häfen durch den 
kriegführenden Theil und nicht officiell den neutralen Mächten 
oder doch durch die Kriegsfahrzeuge den einzelnen Schiffen 
selbst gemacht seien. Doch wird überall jede anderweitige 
sichere Kenntniss des Neutralen von der Existenz der Blokade 
nach der Praxis als genügend angesehen, um darauf wenigstens 
die Absicht eines Blokadebruches zu begründen. War die 
Blokade der Regierung des Neutralen offiziell angezeigt, so kann 
sich wenigstens in der Regel der Neutrale mit Unkenutniss nicht 
entschuldigen, wenn auch seine Regierung keine Bekanntmachung 
erlassen hatte 9 *). 

Hatte das Schiff noch nicht Kunde von dem Factum der 
Blokade und musste es sie nach dem Vorigen nicht haben, so 
kann ihm weiter nichts passiren, als dass es von dem Blokade- 
commando zurückgewiesen wird. War das SchiiT unterwegs von 
Kapern oder Kriegsschiffen bereits gewarnt, was z. B. von Eng- 
ländern auf den Schiflspapieren mit „warne d off“ notirt wird, 
so muss es seine Fahrt nach dem Blokadeorte aufgeben. 

Vi. Von Rechtswegen sollte nun nie die blosse . entfernte 
Absicht 93 ), also namentlich die Fahrt nach dem Orte hin, oder 


92. So Praxis in England: Neptunus, Hempel bei Robinson II. 110. 
Welwaart van Pillau, B Otter ibidem p. 130. Dr. Croke im Fall 
Carlotta, Carcalho bei Stewart, viceadm. rep. p. 539. Doch nimmt 
man es mit entfernten Staaten, namentlich Amerikas nicht so genau. 
Siehe Robinson I. 92. II. 109. 

93. Actus aliquis, non solum consilium. Vergl. Vattel III. 177. Auch 
wollte dies die bewaffnete Neutralität von 1800 durchsetzen: que 
tout bätiment naviguant vers un port bloqul ne pourra £tre regard^ 
comme contrevenient, que lorsqu’ apr^s avoir £t£ averti par le com- 
mandant. du blocus de l’£tat du port, il tächera d'y plnltrer en 
employant la force ou la rase. Doch hat dies schon die Seecon- 
vention mit Grossbritanien 1801 wieder auagelöscht. 

*. Kaltenborn, Seerecht II. . 26 - * •*- 
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nun gar bloss die durch die Schiffspapierc documentirte Absicht 
dahin zu versegeln, als ein eigentlicher Blokadebruch angesehen 
werden, selbst wenn dem Schilfer, gleichviel in welcher Weise, 
die Existenz der Blokade bekannt war. Es sollte hier füglich 
immer eine Beschwerde bei der Regierung des Neutralen und 
ein sofortiges Abweisen stattfinden. Freilich ist die Praxis viel 
strenger gewesen. Aber selbst nach dem Kriegsrecht und seinen 
strengen Grundsätzen scheint hier nur dann ein Blokadebruch 
und somit die Befugnis» zur Confiscation vorzuliegen, wenn 
wirklich ein reeller Versuch gemacht ist, die militärische Opera- 
tion der Blokade dem Kriegführenden zu verkümmern. Also 
möchte ich stets dem unterwegs noch nicht von Kriegsschiffen 
Oder Kapern gewarnten neutralen Schiffe erlauben, die Höhe de9 
blokirteu Hafens zu suchen und dort sich erst abweisen zu 
lassen; doch darf es dabei auch nicht den entferntesten directen 
Versuch zur Durchbrechung oder Durchschieichung machen, 
denn sonst mag es der Kriegführende mit Recht conRsciren, 
ebenso wie jedes bereits in der bezeichnten Art gewarnte Schiff. 
Dagegen können alle entfernteren anderweitigen Präsumtionen 
nicht genügen ,4 j. Es ist liier von den Kriegführenden überall 
die alte juristische Regel zu Gunsten der Neutralen festzu- 
halten: quilibet praesiimitur bo'.us donec probetur contrarium. 
Die Absicht konnte füglich immer nur sein: zu untersuchen, 
ob die Blokade nicht wieder aufgehoben sei •'). So 
muss ich es mit Heiller I. e. für eine Unbilligkeit halten, z. B. 


04. Die blosse Kenntnis* der Blokade und der Cours dahin, falls die 
Scliiflc nicht vor einer Verfolgung oder vor dem Blokadege- 
schvvader uinkehren, genügte zur Verurteilung nach dem Blokade- 
ediet der Generalstaaten von Holland lü3D, welches eine der wich- 
tigsten und ältesten Urkunden über das Europ Biokaderecht ist 
und von Bynkershök, quaest. juris publ I. 11. commentkt ist. 
Bynkershök sagt dort, dass das allzunahe Heransegein an das 
Blokndegeschwader bis zur Evidenz die Absicht des Blokaiiebruches 
darlogen könne, ausser im Fall der Uussersten Noth des neutralen 
Schifies. Wheaton droit intern. 11. 1&2. 

03. Es klingt dies naiv, aber die Billigkeit scheint dem zum Grunde zu 
liegen. Siehe bereits Band 1 g 71. S. 484 n. die Ansichten Glas- 
hoflPs und Jacohaen's, weiche hier sehr divergiren. cf. Pöhls, 
S. lbO. 81. 
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das nicht sofortige Einhalten des Laufes eines Schiffes auf ge- 
schehenen Anruf durch ein Blokadeschiff für den vollen Beweis 
eines beabsichtigten effectiven Eindringens in den blokirten Ort 
zu erklären ••). 

ln England genügt aber zur Verurtheilung die blosse Ver- 
segelung nach einem wissentlich blokirten Orte, ja selbst wenn 
das Schitr beim II lokadegesch wader schon vorbeigesegelt ist oder 
gar auf dem Bückwege sich befindet oder an die Küste eines 
Kriegführenden verschlagen wird * 7 ). 

Neuere Verträge sind hierin viel billiger und nachsichtiger 
und gestatten das Herankommen bis zum Blokadegeschwader, 
wenn die Schiffe besonders aus weiter Ferne kommen. Es ist 
darnach ein Blokadebruch erst anzunehmen, wenn das Schiff das 
Einlaufen versuchte, nachdem es zurückgewiesen war. So die 
Nord- und Südamerikanischen Verträge von 1824, 25, 31, 3*2, 36. 
Vergl. auch den von den Hansestädten mit Mexico geschlossenen 
Vertrag vom 15. Sept. 1828. Art. 20. Ja Amerika mit Schweden 
(Tractat 1816 Art. 13 und 1827 Art. 18), sowie mit Preussen 
(Tractat 1828 Art. 13) setzt fest,- dass ein erster Versuch, in 
den blokirten Hafen einzulaufen, nicht Captur und Condemna- 
tion nach sich ziehen solle, wenn der Schiffer nicht unterwegs 
habe erfahren können und müssen, dass die Biokade (die 
nämlich zur Zeit der Abreise existirte) fortbestehe; versucht 
er aber, nachdem er einmal zurückgewiesen, während dersel- 
ben Heise und der Dauer derselben Biokade, einzulaufen, so 
verfällt das Schiff, doch scheint nach den Worten der Tractaten 
allemal dem Captor die Last des Beweises ob/uliegen. Pohls 
1159. Auch reden Dänemark (Ordnung wegen der Schiffahrt 
im Kriege 4. Mai 1803 Art. 15) und Schweden (Keglern, für 
die Schiffahrt im Kriege 21. Juni 1801 Artikel II) wenigstens 
enunciativ davon, dass ihre Schiffer nicht in blokirte Häfen ein- 
laufen sollen, nachdem sie von dem Commandanten des Blokade- 
geschwaders zurückgewiesen worden, ja Schweden sagt: förm- 
lich zurückgewiesen. Pöhls 1. c. 


96. Doch musste dies noch an dem Blokadedecret der Republik Chili 
1838 getadelt werdco. 

97. Davon zeugen die Englischen Prisengerichtaentscheidungen. Siche 
besonders Jacobten, Seerecht 682. 687. 698. Ortolun 1. c. II. 320. 
Aber, sagt Heffler 1. c., welch ein Recht! — 


26 * 
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VII. Uebrigens ist nach der Praxis das Auslaufen aus 
einem Hafen nicht weniger ein Blokadebruch wie das Ein- 
laufen; nur muss man wohl als Regel festsetzen, dass in dem 
blokirten Platze selbst die Blokade notorisch war, ja von Rechts- 
wegen sollte zuvor immer eine Notification gerade in dem 
blokirten Orte, namentlich den neutralen Consuln gemacht und 
ein Termin zum Auslaufen gesetzt werden, was denn auch 
häufig geschieht, z. B. iin letzten Dänisch - Deutschen Kriege 
1848. 

Die Engländer gestatten mit Recht das Auslaufen, wenn 
das Schiff vor dem Anfang der Blokade eine Ladung eingenom- 
men hatte 98 ). Ueberhaupt aber wird man das Herauskommen 
des Neutralen aus einem blokirten Orte von Rechtswegen nur 
im äussersten Falte als Blokadebruch erklären dürfen und sollte 
dabei alle besonderen Zwecke und Umstände in jedem einzelnen 
Falle zuvor in Erwägung ziehen. Es scheint doch zu hart, dass 
der Neutrale von dem Kriegführenden überall zum Stilliiegen 
mit seinem Schiffe verdammt werde, und scheint dies dazu 
durchaus nicht durch die Natur und das Ziel der Blokade ge- 
boten. Demnach wird man jedenfalls überall nachsichtig sein 
müssen, wenn offenbar die Zwecke der Blokade nicht gestört 
werden, wenn das SchifT bona fide vor Eröffnung der Blokade 
sich in den abgesperrten Ort begeben hatte und sein Wieder- 
auslaufen keine Verbindung mit den Feinden zum Zweck hat. 
Man sollte nur in dem offenbaren Falle eines solchen Zweckes 
feindselig gegen dasselbe verfahren, bei blossem Verdacht höch- 
stens temporäre Beschlagnahme ohne Gonfiscation eintreten 
lassen. 

Wenn ein neutraler Kauffahrer in einem blokirten Hafen 
seine Ladung einem anderen neutralen Schiffe übergibt und nun 
mit Ballast aussogelt, so hat man entschieden, dass keine Blokade- 
verletzung stattfinde. The vrouw Judith bei Robinson 1. 150. 


98. Börsen, Frcderik Moltke, bei Robinson I. 86, Judith, Volke rts 
ibid. 150, Neptun, Herapel ibid. II. 110, Comet, Mix bei Edward, 
rep. 33. Ebenso der Haudelstractat zwischen Mexico und den 
Hansestädten vom 15. Septemb. 1828. Heffter ist unserer Ansicht. 
Natürlich muss um so mehr ein bloss mit Ballast beladenes Fahr- 
zeug in solchem Falle auslnufen dürfen. Vergl. 0. Manning 328. 
Jacobsen 697. 
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cf. Wheaton 1. c. II. 183. Ich möchte dies eben auf alle Fälle 
ausdehnen, wo der Neutrale mit Ballast heraussegelt, aber dem 
Blokadegeschwader eine genaue Visitirung gestatten, ob keine 
wichtigen Kriegsdepeschen etc. sich am Bord befinden. — Auch 
ist entschieden, dass wenn vor der Blokade ein Neutraler die 
ihm eigentümlich angehörigen Waaren in den Ort hinein- 
brachte, dort aber nicht verkaufte, er mit selbigen wieder aus dem 
Blokadeplatze heraussegeln dürfe noch während der Blokade. 
The Potsdam bei Robinson IV. 89. und Olivera, Union ins. Comp, 
bei Wheaton, reports III. 183. 

VIII. Man verletzt die Seeblokade nicht dadurch, dass man 
in den blokirten Hafen schickt oder daraus bezieht Waaren von 
der Binnenseite her auf Flüssen, Canälen oder mit Landfracht, 
denn die rechtliche Existenz I einer Seeblokade erstreckt sich 
factisch nicht auf die Absperrung des Landverkehrs, und kann 
mithin auch rechtlich denselben nicht verbieten. Dagegen dürfen 
auch dergleichen Transporte nicht einmal temporär in den Be- 
reich des Blokadegeschwaders kommen, oder gar mitten durch 
dasselbe weiter transportirt werden. Vergl. Wheaton, droit 
intern. II. 184. und The Cornet bei Edwards, adm. rep. p. 32; 
auch Robinson I. c. III. 297. IV. 65. the Stert. Siehe nuten 
Note 111. n. 15. 

IX. Höhere Gewalt entschuldigt selbst in England 
jede Durchbrechung der Blokade. Wenn also ein SchilT 
durch Sturm in den blokirten Fluss hineingeworfen wird oder 
wenn es eine Havarie in die gänzliche Unmöglichkeit setzt, einen 
anderen Halen zu suchen, so kann man die Folgen des Blokade- 
bruches nicht eintreten lassen. Doch halte ich den Blokade- 
commandanten im Fall der Havarie des neutralen Schiffes für be- 
fugt, dessen Ladung, soweit es ohne Gefahr des Schiffs möglich ist. 
mit Beschlag zu belegen und in seine Schiffe zu verpacken, 
damit dadurch nicht der Feind unterstützt werde, denn ohne 
diese Befugniss könnte man die Blokirung und deren ganze Ab- 
sicht leicht zu nichte machen. Auch wird der neutrale Schiffer 
in allen solchen No th fällen möglichst zuvor dem Commandeur 
der blokirenden Schiffe Anzeige machen müssen. Mangel an 
Proviant kann nur dann zu solchen Nothfällen gerechnet wer- 
den, wenn in der Nähe nichts aufzutreiben und namentlich 
wenn auch das Blokadegeschwader nichts davon abgeben kann, 
damit der Neutrale die Reise weiter fortsetzen könne. Das- 
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selbe gilt von dem Falle, wo der Schiffer einen Lootsen 
sucht ••). S. unten Note 111. n. 13. 

X. Ist eine Rlokade einmal aufgehoben, so kann auch 
selbst ein beabsichtigter Blokadebruch , wo derselbe sonst be- 
straft wird, nicht ferner geahndet werden. Denn das vermeint- 
liche Debet, wie Sir W. Scott sagte, ist ein unmögliches, 
körperloses geworden und gewissermassen ein Schleier darüber 
geworfen. Heffter 1. c. Jacobsen 709. Auch ist im Allgemeinen 
der Grundsatz festzuhalten, dass eine bloss factische Blokade so 
gut wie eine notificirte factisch, d. h. durch Entfernung des 
Blokadegeschwaders aufhöre und dass es auch in Bezug auf 
letztere nicht erst eines förmlichen Widerrufs bedürfe 100 ). 

Ferner kann die Erneuerung einer einmal aufgehobenen 
Blokade nicht präsumirt, sondern muss vielmehr erwiesen 
werden ,01 ). 

Ist das Factum der Blokade erwiesen, so liegt der 
Beweis, dass sie aufgehört habe, demjenigen ob, der das Ein- 
und Auslaufen dadurch rechtfertigen will ,oa ). Vergl. Pöhls 1. c. 

XI. Man sollte wegen eines Blokadebruches immer 
nur das Schiff verantwortlich machen, wenn sich nicht auf 
irgend eine Weise ergibt, dass der Ablader oder Eigentümer 
der Güter um denselben gewusst oder ihn mit beabsichtigt habe. 
Doch findet man diese billige und so natürliche Rücksicht bis 
jetzt in Prisengerichten so gut als gar nicht, sondern präsumirt 
auch von Seiten der Ladungsinteressenten immer Schuld und 
confiscirt in der Regel Schiff und Gut. Doch lässt man in dem 
Engl. Admiralitätsgerichte, wenn die Ladung reclamirt wird, 


99. Alle diese Fülle erkennt die Englische Praxis an, verlangt aber im 
Allgemeinen: an imperative and overruling compulsion. 
Vergl. Pöhls 1. c. 1103. Robinson V. 27. II 14. VI. 30. 101, 
183; Edwards, rep. 198. 

100. In England ist man zum Theil strenger, vergl. Neptun, Kuyp bei 
Robinson 1. c. I. 170, Vrow Johanna, Ockhcn, Robinson II. 109. 

101. So in England: Hoffnung, Schmidt bei Robinson VI, 112. conf. 
Trihetcn, Wallen ibid p. 67. 

102. So in England. Vergl. Sir W. Scott in den in der vorletzten Note 
genannten Füllen, sowie Dr. Croke Orion, Jubiu, bei Stewart 
vice-adm. rep. 497. 
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dem Reclamanten den Beweis seiner Unschuld nach 1 ®'), und wird 
sogar da, wo der Schiffer die Blokade nur durch die Bcnach- 
richtigung durch den Commandanten derselben (oder überhaupt 
wohl der Consequenz nach unterwegs erst) erfuhr, überhaupt 
nur das Schifl afficirt und die Ladung erst dann, wenn dem 
Eigner derselben nachgewiesen wird, dass er um die beabsich- 
tigte Verletzung wusste 104 ). Vergl. Pöhls I. c. S. 1103. 

Ucbrigens sind fast keine Gesetze vorhanden, weiche Be- 
stimmungen über die Verletzung der Blokade und deren Wir- 
kungen enthalten. Nur Russland stellt, obgleich nicht eigent- 
lich ausschliesslich für den Fall eines Blokadebruches, die Con« 
fiscabilität von Schiff und Ladung auf t0 *). Nichtsdestoweniger 
ist die Praxis in Bezug auf die Conüscation gewiss. 

XH. 10 *) Selbst in den bisher geschilderten weitesten Gren- 
zen ist die Seepraxis einzelner Möchte, namentlich Frankreichs 
und Englands in den letzten Seekriegen nicht stehen geblieben, 
sondern man hat das ßlokaderecht auf die massloseste Weise 
ausgedehnt. Man hat weit ausgedehnte Küsten schon dadurch 
in Blokadezustand erklären zu dürfen geglaubt, dass man jede 
Zufuhr dahin und von dorther untersagte, einige Kreuzer in der 
Nähe derselben aufstellte und damit eine NotiOcation an die 
Neutralen verband. Eine solche versuchte Absperrung versuchte 
schon Schweden 1500 gegen Russland, Holland 1652 gegen 
England, Beide in Gemeinschaft 1689 gegen Frankreich 107 ). 
Dann 1793 die Coalition gegen Frankreich, indem sie freilich 
erklärte: gegen Frankreich könne in seinem damaligen Zustande 
das ordentliche Völkerrecht nicht angewandt werden. 1798 er- 
klärte England alle Häfen und Wassermündungen Belgiens für 
blokirt 10Ä ). 

Zwar bat man überall solche Massregeln als ausser- 
ordentliche bezeichnet; aber sie eben doch angewandt zum 


103. Maria Schröder, Greenwold bei Robinson III. 147; Adonis, 
Gottschalk ibid. V. 256; Alexander, Ages ib. IV. 93. Exchange, 
Ledet bei Edward, rep. 39. — S. unten Note 111 n. 8. 9. 

104. Mercurius, Gerde« bei Robinson I. 60. 

105. Russisches Manifest 1. Mai 1772. 

106. Wegen dieser ganzen Nummer vergl. Hefftcr 1. c. § 157. 

107. Dumont, corps diplomatique VII. 2. p. 238. 

108. Nau, Völkerseerecht $ 209— 13; siehe auch Ortolaa 1. c. II. 325. 
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grossen Nachtheil der Neutralen. Ja man ging so weit» dass 
man ganze Länder und Inseln ohne alle Mittel eines effec- 
tiven Blokadezustandes dennoch für blokirt erklärte und 
gegen die Contravenienteu, denen man beikommen konnte, die 
Nachtheile der wirklichen Blokade eintreten Hess ,0 *). 

Dieser blocus sur papier ,l0 ) war eine Frucht des 
Französisch - Englischen Krieges und als das Hauptmittel des 
Continentalsystemes zur Reaction gegen die Britische Ueber- 
macht und Ueberhebung. Doch sind diese Maximen von allen 
Nationen und wohl von den sie (lebenden selbst einzig als Ex- 
treme, als Einseitigkeiten und ganz ausserordentliche und exor- 
bitante Massregeln erkannt und auch wohl proclamirt worden, 
geboten oder doch veranlasst durch die gewaltigen Stürme der 
Zeit am Ausgang des vorigen und am Anfang dieses Jahrhunderts. 
Hoffentlich werden einzelne Mächte, und wären es die gross- 
artigsten, nicht wieder im Stande sein, so die einfachen Grund- 
sätze des Blokaderechts ins Masslose auszudehnen und die 
Blokade zur Vernichtung des neutralen Handels, nicht zur Be- 
kämpfung des feindlichen Gegners zu benutzen. Die ver- 
einigte Macht aller übrigen Seestfiaten wird hier immer im 
Stande sein, die Uebermüthigen zu brechen und den Grund- 
sätzen des Völkerrechts im Seeverkehre ihre Geltung zu» ver- 
schaffen. 

Der blocus sur papier erscheint als eine blosse Chimäre, 
als ein Hirngespinst und hat überhaupt nur da einen Schein 
von Existenz erlangen können, wo die Neutralen so wenig ihre 
eigene Macht und ihren Beruf im Geiste des Völkerrechts be- 


109. Ein Engl. Prisenrichter James Mariot hatte 1780 den Muth bei 
dem Ausspruch eines Urtheils gegen Holl, neutrale Schifte zu er- 
klären: „Wenn ihr gefasst werdet, so seit ihr blokirt: 
„Grossbritanien scliliesst, wegen seiner insularischen Lage(!) t 
„alle Häfen von Spanien und Frankreich. Es hat ein Recht, sich 
„diese Lage als ein Geschenk der Vorsehung zu Nutze zu machen. w 
v. Martens, Erzählungen von Fällen aus dem Völkerrechte II. 
Seite 35. 

110. Napoleon erklärte ohne Schiffe (!) die Britischen Inseln „zu 
Wasser und zu Land“ in Blokadezustand. Decret von Mailand 
17. Dec. 1807. 
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griffen, um sich zu einigen und mit leichter Mühe ein solches 
Blendwerk der Macht zu Schanden zu machen. 

Dagegen ist die Blokade ganzer Küsten, Länder und 
Inseln an sich nicht gegen alles Völkerrecht, vorausgesetzt, 
dass sie eben nicht bloss auf dem Papiere stehe, dass ihr also 
eine den Umständen, überhaupt nach n. III. dieses §, angemessene 
Seemacht zur Seite stehe und wirklich an jenen Küsten etc. 
aufgesteltt sei, dass namentlich diese ßlokadefahrzeugc von der 
feindlichen Gegenpartei notorisch nicht vertrieben werden kön- 
nen und dass endlich dies äusserste Mittel zur energischen 
Durchführung mit einer gewissen Nothwendigkeit gefordert wird. 
Demnach ist eine solche ausgedehnte Blokade der Kegel nach 
zu Anfänge eines Seekrieges selten gerechtfertigt, wohl aber 
bei langwieriger Ausdehnung desselben, wenn kein ander Mittel 
zur baldigen Beendigung desselben vorzuliegen scheint. Sie 
rechtfertigt sich dann durch ihr Ziel, den Frieden, gerade 
gegenüber und zu Gunsten der Neutralen. 

Hinsichtlich der Zeit, während welcher eine bloss factische 
Blokade den Neutralen bekannt sein müsse, scheint es im All- 
gemeinen überall auf die Umstände anzukommen. Genaue Be- 
stimmnngen existiren darüber nicht. Man sieht in England mit 
Recht dabei auf die Entfernung des Hafens, von dem der Neu- 
trale auslief, von dem Blokadeorte. 

Manche haben in allen Fällen der bloss factischen, nicht 
notificirten Blokade nicht die vollen Wirkungen des gewöhn- 
lichen Blokaderechts gegen Neutrale eintreten lassen wollen. 
Indessen das ist frommer Wunsch. Namentlich darf selbst in 
solchem Falle der Neutrale nicht immer erst bis zur Höhe des 
blokirten Hafens steuern. Siehe oben in diesem §, sowie be- 
reits § 71. Band I. S. 184. Note, sowie die folgende Note dieses 
$ 224. 

Wegen der Verpflichtung der Schiffs- und Ladungseigeu- 
thümer durch den Schiffer im Fall eines Blokadebruches siehe 
besonders W 7 heaton, reports vol. II. appendix p. 36—40. 

Es scheint angemessen, wegen einiger wichtiger Haupt- 
punkte in dieser so streitigen Materie hier noch einige Eng- 
lische Prisengerichtsentscheidungen in der Note folgen zu 
lassen, und zwar gerade der Engländer, da diese bisher gewesen 
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sind und wohl noch lange im Seekriegsrecht tonangebend «ein 

werden In ). 


111. Nämlich 1) Blosse Notorietät und selbst das Vermuthen des Schiffers 
von einer bloss factischen, nicht notificirten Blokade, wenn nicht 
bereits ein nach Zeit und Umständen, übrigens nach Verhältnis* 
der Entfernung, nach Datis, wie Sir W. Scott selbst sagte, ver- 
schiedener Zeitraum in Bezug auf die Dauer der Blokade ver- 
strichen ist, begründet allerdings an sich noch nicht Confiscation. 
Indessen soll sich der Kapitain zuvor bei dem Consul oder den 
Gerichten erkundigen, und als dies nicht geschehen, so verurtheilte 
Scott das Schwed. Schiff Tutel a, Kap. Reinstrock, welches in 
Bordeaux von einer Blokade St. Lucar erfahren hatte, besonders 
da der Kapitain die Existenz derselben von seinem Corresponden- 
ten sicher erfahren hatte. Jacobsen 677 — SO. — 2) Blosses Vor- 
schützeu von Unwissenheit über die Existenz der notificirten Blo- 
kade schützt nicht. Neptun, Kap. Hempel bei Robinson 11.114. 
— 3) Es ist nicht erlaubt, auf der Höhe des blokirten Hafens über 
die Fortdauer einer bekannten Blokade an Ort und Stelle mit 
seinem Schiffe erst Erkundigungen einsuziehen. Fall des Amerik. 
Schiffes Belsey, Kap. Goodhue; Posten, Kap. Hyll. Jacobsen 
6b4 ff. — 4) Schon auf dem Anfang eines Versegeln nach einem 
blokirten Hafen haftet Confiscntion. Jacobsen 687. — 5) Unrich- 
tige Nachrichten Uber das Nichtvorhandensein und namentlich 
Uber die Aufhebung der Blokade durch officielle Personen der 
Kriegführenden, also namentlich durch die Officiere, achliessen 
Confiscation aus. Scott im Fall des Neptun, Kap. HempeL 
Jacobsen 1. c. — 0) Doch entschuldigt im Fall 5. eben nur der 
Irrthum Uber die Thatsache, nicht die falsche Auslegung oder wie 
Scott es nennt Suspendirung eines Gesetzes (des Kaperreglements 
etc.) So condemnirte Scott den Courier, Kap. Erick, welcher an* 
gcblicb von Pillau nach Colberg und dann nach England bestimmt 
war, aber in See, fürchtend, dass er nicht nach dem ersten Be- 
stimmungsorte segeln dürfe, desshalb bei einem Englichen Officier 
anfragte, der ihm die Erlaubnis gab Scott hielt diese Erlaubniss 
gegen die Engl. Ordre vom 7. Januar 1807 uud condemnirte; die 
irrige Auslegung des Brit. Officiers könne das Gesetz des Falles 
nicht verändern. — 7) Uebrigens räumte Scott im Fall sub 6. ex- 
press ein, dass der Officier der Blokade Erlaubniss zum Aus- und 
Einsegeln rechtsbeständig geben dürfe. — 8) Wenn dann wegen 
Gestattung des Aus- und Einlaufens in einen und resp. aus einem 
blokirten Orte Ungewissheit Über die fernere Dauer der Blokade 
entsteht, so hat die Engl. Admiralität (Scott) zwar das »Schiff* 
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Jouffrow Maria Schröder, Kap. Grönwild freigesprochen: 
denn solche Nachrichten, dass eine Blokade aufgehoben, würden 
begierig verbreitet und cs würden hier sonst geradezu dem 
Eigenthum unschuldiger Personen Fallstricke gelegt 
und die Ehre unseres eigenen Landes (Englands) werde 
durch solche Unachtsamkeit gefährdet. Aber trotzdem 
verurtheilte Scott den grössten Theil der Ladung dieses Schilfes, denn 
nachdem die Blokade notificirt gewesen, hätten die Kaufleutc ent* 
weder eine Licenz von den Kriegführenden sich erbitten oder sie 
hätten Ordres zur Verschiffung ihrer Güter nur con- 
ditionell geben sollen, nämlich auf den Fall, dass die Blokade 
aufgehoben sei, weil eine unbedingte Ordre während der 
Dauer der Blokade bei ihrer Vollziehung als ein 
Bruch angesehen werden müsse. Jacobsen 550. (389. 097. 
Dagegen wurden im Fall des Schiffes Neptun, Kap. Kuyp, 
Güter, zu deren Verschiffung schon vor der Blokade Ordre ge- 
geben war, welche vor der Verschiffung nach der Bekanntschaft 
mit der Blokade nicht hatte wiederrufen werden können, freige- 
geben. Jacobsen 698. — 9) Ebenso in dem Falle des Nordam. 
Mercur, Kap. Gerde«. Wegen entschuldbarer Unwissenheit von 
der Existenz der Blokade wurde der Kapitain vor dem Texel nur 
abgewiesen, suchte aber durch die Vliepassage in die Südersee zu 
segeln. Das Schiff wurde condemnirt, nicht aber die Ladung, da 
deren Interessenten in Amerika nichts von der Blokade hätten 
wissen können und in Blokadesachen, anders als im Falle der 
Assecuranz und der Zölle, der Kapitain zwar als Agent von dem 
EigenthUmer des Schiffes, der durch des Kapitains Contracte wie 
durch dessen Missverhalten verbindlich werde, nicht aber als Be- 
vollmächltigter von dem EigenthUmer der Ladung gelten könne, 
wofern er nicht ausdrücklich dazu bestimmt sei. Jacobsen S. (399. 
Siehe auch in letzteren Beziehungen ganz ähnliches Rnisonnement 
Scotts im Fall der Imina, Vroom. Jacobsen 702. — 10) Wenn 
ein Schiff ohne Erlaubniss aus einem blokirten Hafen segelt, so 
hört erst mit der Vollendung seiner ganzen Reise es auf, confis- 
cabel zu sein. Scott im Falle der Welvaart van Pillaw, Kapitain 
Bötcher. Jacobs 690 — 11) Doch wurde das Schiff Conferenz- 
rath Baur von Scott freigesprochen, trotzdem dass das Brechen 
der Blokade in der Certepartie festgesetzt war, weil, ehe das Schiff 
absegelte, die Blokade bereits aufgehoben war. denn es liege hier 
kein corpus delicti mehr vor. Robinson VI. 3ö3. — 12) In dem 
Falle des Schiffes Henricus wurde erkannt, dass die Erlaubniss, 
eine Ladung in einen blokirten Ort einbnngen zu dürfen, auch 
die Erlaubniss in sich schliesse, mit einer anderen Ladung wieder 
her&uszusegeln. Jacobsen 689. — 13) Neutrale Schiffer dürfen 
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überhaupt einem blokirten Hafen nicht zu nahe kommen, es sei 
denn um Lootsen einzunehmen oder aus irgend einer anderen 
dringenden Ursache in Nothfällen. Es wird damit sehr streng ge- 
nommen. Nur der Fall der äussereten Noth entschuldige ein 
Steuern auf einen blokirten Hafen. Sir W. Scott im Fall des 
Schiffes Friedrich Moltke. Doch dürfe auch ein solches Schiff 
seinen Curs nicht der Art verfolgen, dass die blokirendcn Fahr- 
zeuge dadurch, um es nämlich anzuhalten, unter die Kanonen der 
feindlichen Baterien gebracht würden. Drum condemnirt das Lü- 
bische Schiff die gute Erwartung, Kap. Yay. Siehe auch Fall 
Neutralität, Kap. Deverwer bei Robinson VI. 35. Das Schiff 
ging von Bordeaux mit 8 anderen Schiffen nach Emden uud wurde 
in der Gegend von dem blokirten Ostende (auf der Rhede) ange- 
halten. Der Kapitain entschuldigte sich damit, dass er auf der 
Insel Wight erfahren, [die Ems sei voll Eis und er dcsshalb einen 
Lootsen für Vliesingen bei Ostende habe suchen wollen. Da aber 
zwei sachverständige Seeleute aus dem Trinity-House erklärten, 
dass keine nautischen Gründe für den Kapitain vorhanden ge- 
wesen, in die Flanderschen Bänke bei Ostende zu gehen, so wurde 
das Schiff condemnirt. cf. Jacobsen 695. 700. 701. Das Amerik. 
Schiff Elisabeth , Kap. Novell, war von Baltimore nach Tön- 
ning bestimmt, segelte aber im December 1809 aus vermeintlicher 
Noth nach dem blokirten Hafen Emden, weil schon viele Ameri- 
kanischen, nach Tönning bestimmten Schiffe bei Helgoland lagen, 
ohne Eyderlootaen bekommen zu können. Doch weder dieser 
* Umstand, noch dass der Kapitain seinen Compass und seinen 
Steuermann verloren hatte und seine Mannschaft erschöpft war, 
wmrde für eine gültige Entschuldigung gehalten. Edward rep. II. 
179. In dem Fall des Amerikanischen, nach Tönning bestimmten, 
aber dicht beim Texel in Blokadenähe genommenen James Cook, 
Kap. Jougain äusserte aber Sir W. Scott: dass was die That- 
sache Uber einen absichtlichen Bruch einer Blokade 
betreffe, die Aussagen der gemeinen Matrosen mehr 
Glauben verdienen, als diejenigen des Schiffers und 
des Steuermannes, deren Aussagen allerdings in anderen Sachen 
den übrigen vorgezogen würden. Edwards II. 261. Jacobsen 710. 
— 14) Ausserhalb Europa’s könne auch ein Officier, nicht bloss 
der Souverain eine Blokade verhängen. Sir W. Scott im Fall 
Rolla. Coftin. Robinson VI. 365. — 15) Bei mehreren Ladungen, 
die von Tönning während der Elbblokade verschifft wurden, kam 
es im Verhör heraus, dass die Waaren von den blokirten Orten 
Hamburg und Bremen Uber die Watten nach Tönning gesandt, 
auf der Eyder, ohne dass sie gelöscht und ohne dass Einfuhrzoll 
dafür bezahlt sei, verladen waren. Diese Ladungen wurden von . 
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§ 225. Kriegscontrebahde 1 **). 

I. Positive Anerkennung. — Seit mehr als drei Jahr- 
hunderten haben sich alle Europäischen Seemächte und zwar 
meist ausdrücklich das Zugeständnis gemacht, dass jede im 
Kriege begriffene Macht die Neutralen an derZufuhr 
der sog. Kriegscontrebande ,,a ) hindern und dafür, 
wenigstens die unmittelbar dabei Betroffenen namentlich durch 
Confiscation der Güter, bestrafen dürfe. Eine unge- 
heure Zahl von Handels- und Sc hiffahrts vertragen aus 
dem 16.— 19. Jahrhundert 1 M ) gibt Zeugniss davon und man be- 
trachtet überall, auch ohne die Existenz besonderer Verträge, 
dieses als eine schon an sich feststehende Befugniss aller Krieg- 


wegen gebrochener Blokade eondemnirt, weil man annahm, dass 
sie aus den blokirten Häfen verschifft seien und ihre Seereise nicht 
von Tönning, sondern von Hamburg und Bremen begonnen habe. 
Fälle: Charlotte Sophie, Möller; Maria, Munsen; Elisabeth, 
Steg; Schiff Marquis de Somerveles; Brig Phoebe (nach der 
Autorität des Pr^judicats Lisette) cf. Robinson VI. 204.387.393. 
Acton p. 4(i. 67. Jacobsen 707 ff. 

112. Vergl. bes. Heffter 1. c. § 158 — 161 ; Wheaton, droit intern. 
II. 138 ff*, (partie IV. chap. III. § 24 ff.); — Pöhls, Seerecht 
S. 1096—1112. — Sodann auch schon Bynkershök, quaest. jur. 
publ. 1. c. eap. 10; Heineccius, resp. Kessler, de navibus ob 
mercium illic. vecturam commissis (Halle 1721. 1740). v. Justi, 
histor. und jurist. Schriften I. 141; Robert Ward, essay of Con- 
traband (London 1801); v. Steck, Handels- und Schiffahrtsver- 
träge p. 190; essais v. 1785 p. 68; Nau, Völkerseerecht § 153 ff. 
und 192 ff. Oke Manning p. 281. Pando 1. c. p. 486. Orto- 
lan II. 154. Auch Wheaton, histoire des progr^s du droit des 
gens (ed. II. Leipz. 1846 2 toms) periode I. § 15. tom. I. 169 ff. 

113. Contrebande von contra bandum i e. bannurn. Contrabannum 
heisst daher schon im Mittelalter eine verbotene und desshalb ver- 
fallene Waare. Carpentier, glossar. nov. I. coli. 1123. 

114. Eine Uebersicht derselben gibt Nau, Völkerseerecht § 156, Pöhls 
1. c. bes. 1104—6 in den Noten, und in Bezug auf neuere wenig- 
stens Heffter 1. c. §, bes. p. 279 Note. 
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führenden. Die Staaten haben daher in dieser Beziehung selbst 
Gesetze erlassen * 11 *). , 

II. Begriff. — Man versteht aber unter Kriegscontre- 
bande solche Güter, durch deren Zusendung von 
Seiten der Neutralen oder deren Unterthannen an 
eine Kriegspartei diesen mehr oder weniger eine 
directe oder auch nur indirecte Kriegshülfe ge- 
wahrt wird. Dies ist freilich eine ziemlich relative Bestim- 
mung, indessen ist sie doch unmittelbar aus dem wirklichen 
Leben der Praxis entnommen. Es ist nämlich nach der Praxis 
bis jet/.t sehr streitig, welche Artikel unter den Begriff der 
Kriegscontrebande im Allgemeinen und abgesehen von besonderen 
Bestimmungen eines speziellen Vertrages zu ziehen seien. Das 
steht freilich nach Völkerrecht überall fest, dass Waffen und 
Kriegsmunition unstreitig Kriegscontrebande sind. Alle 
übrigen Artikel sind streitig“ ®) und glaube ich, dass 
abgesehen von besonderen Verträgen, es hier allemal erst auf 
die Umstände des concreten Kriegsfalles ankomme, ehe man 
noch anderweitige Artikel, ausser Waffen und Kriegsmunition 
dahin rechnen könne, dass aber, sofern darin nach den Um- 
standen eine Kriegshülfe liegt, jedenfalls hier Contrebande vor- 
handen sei. Alles was dem Feinde im Angriffe oder in der 
Verteidigung nützlich sein kann, alles was of military use sein 
kann, wird dadurch unter Umständen Contrebande. Das ist 
entschieden Englische Praxis und wenn man auch dies für die 


115. Ausser vielen «mlcren Staatsgesetzgebungen ist hier namentlich 
hinzuweisen auf die Bestimmungen in der Französ. Ordonnance 
1681 (III. 9.) und im Preuss. Allg. Landrecht II. 8. § 2034 fl. 
coli, mit I. 9. § 216 ff. Uebrigens enthält das Preuss. Recht 1. c. 

II. 8. § 2039 folgende concrete Bestimmung: Jede Ladung eines 
neutralen Schiffes, die in einen belagerten, blokirten oder nahe 
eiogeschlossenen Ort gebracht werden soll, ist fdr verbotenes 
Gut (i. e. Kriegscontrebande) zu halten. Doch spricht das Gesetz 
dies nur aus in Bezug auf die Verhältnisse des Versicherten zum 
Versicherer, sowie auch wohl Überhaupt der Schiffs- und Ladungs- 
interessenten untereinander. 

116. Doch rechnet England ausser Waffen und Kriegsmunition noch 
andere Artikel zu der sog. nichtstreitigen Kriegscontrebande. Siehe 
die folgende Note. 
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Neutralen sehr unbillig finden mag, ja wenn feststeht, dass zu 
allen Zeiten bis zur Gegenwart gegen diese Ausdehnung von 
einzelnen Möchten protestirt ist; so scheint doch der Ausnahme- 
charakter des Krieges dies zu rechtfertigen, und wenn dies auch 
vielleicht nicht der Fall wäre, so ist es nun einmal Praxis und 
jeder Staat darf wenigstens eine solche Ausdehnung der Kriegs- 
contrebande feststellen, soweit ihm nicht durch besondere Ver- 
trüge die Hände gebunden sind. Doch würde ich in Bezug 
auf diese streitigen Artikel jedem Staate erst dann das 
Recht zur Confiscation einräumen, wenn er die darüber 
überall herrschenden Zweifel beseitigt, wenn er vor dem Aus- 
bruche oder während des Krieges den Neutralen seine Ansicht 
proclamirt und so dieselben gleichsam erst in malam lidein ver- 
setzt hat; sonst möchte icli ihn nur zur vorläufigen Beschlag- 
nahme für berechtigt halten. 

III. S treitige Artikel. — Diese Artikel sind bald mehr 
bald weniger streitig gewesen. Bis ins vorige Jahrhundert 
namentlich war man streng darin. Doch schon die auf Grund 
sowie überhaupt viele nach der Zeit des Ulrechter Vertrages 
abgeschlossenen Verträge sind milder, und die bewaffnete Neu- 
tralität und namentlich Russland setzten, besonders gegenüber 
England, gewisse Milderungen durch, ohne dass man aber mit 
Bestimmtheit sagen könnte, dass nun auch die Praxis der Gegen- 
wart bei dem Ausbruche eines grösseren Seekrieges ebenso milde 
sein würde; denn es wäre möglich und sogar wahrscheinlich, 
dass die kriegführenden Seemächte alle jene Milderungen für 
nichts Anderes denn für zeitweilige Zugeständnisse, 
für Acte der Nachsicht und nicht für rechtliche Verpflich- 
tungen erklären möchten. England namentlich hat die Sache 
immer so angesehen 117 ) und dasselbe wird als hierin tonan- 


117. England erklärt aber, abgesehen von besonderen Verträgen, sogar: 
1) für Artikel, die per se Contrebandc sin 1 : Waffen, Kriegsge- 
räthe, Munition, sowie Schiffs masten (W. Scott in dem Falle 
der: Emden, Jacobs bei Robinson I. 29), Pech und Theer 
(Sarah Catharina, Görgensen ibid. I. 241; der junge Tobias Ililken 
ibid. 329; Neutralität Bnrnin ibid. 295), Segeltuch (Neptun, 
Lampe bei Rob. 111. 108), Anker (junge Margarethe, Ol aussen 
ibid. 1. 194), und 2) erst die andern Artikel für solche, die durch 
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gebende Macht immer Nachahmer linden, da der Vortheil und 
das Interesse die Kriegführenden schon von selbst dazu treibt. 
Und ausserdem will es scheinen, als ob in der Zusendung man- 
cher dieser Artikel unter Umständen allerdings die Gewäh- 
rung einer mehr oder weniger directcn Kriegshülfe und darum 
ein Grund zur Annahme von Contrebande vorhanden sei. 

Indessen hat man doch auf der anderen Seite und zwar 
selbst in England diese streitigen Artikel nicht zur Contrebande 
in dem Falle gerechnet, wenn sie 1) mehr noch oder gar bloss 
aus rohem Material (selbst Schilfsbauholz, Hanf etc.) bestanden, 
2) zugleich die Landesproducte des Staates w r aren, dem das 
Schiff angehört und 3) noch das Eigenthum eines Kaufmanns 
(Bürgers) des neutralen Landes sind 11 *). Ja zu Gunsten der 
Hansestädte wurde von England das Princip aufgestellt, dass sie 
solche Producte der Nachbarschaft, mit der sie gewöhnlich 
handelten, nach feindlichen Häfen verführen könnten, doch müsse 
der Keclamant den Beweis führen 11 ®). 

Ja man ist selbst in England so billig gewesen, Artikel, 
welche an sich und im Allgemeinen für streitige oder nicht 
streitige Contrebande gelten, nicht darunter im speziellen Falle 
zu rechnen, wenn aus ihrer besonderen Qualität und Verarbei- 
tung hervorgeht, dass sie nicht zu kriegerischen Zwecken ver- 


Um stände Contrebande werden, nämlich entweder durch be- 
sondere Tract&te oder durch ihre Bestimmung. 

118. So in dem Falle des Apollo, Böttcher wegen Russischen Hanfes, 
Christian», Maria, Keherock wegen Schwedischen Peches und 
Thceres. S. Robinson 1. c. IV. 165. 166. 

119. Fall Evert, Everts, von Lübeck nach Hamburg mit Hanf bela- 
den, wo aber der Beweis fehlte und daher das Princip nicht an- 
gewendet werden konnte. S. Robinson 1. c. 355. Pöhls 1. c. 1110, 
der auch anführt: Aehnlich hatte schon der court of appeal 1782 
Uber eine Ladung Schiffbauholz von Danzig abgeladen gesprochen. 
Das Admiralitätsgericht hatte die Ladung condemnirt, aber das 
Appellationsgericht gab sie frei, weil das Holz Polnisches Eigenthum 
war, zu dessen Verführung Danzig (damals) für befugt zu erachten 
war; in dem Falle der Juffrow Wobetha bei Robinsou 1. c, 163. 

. Note d. 
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wendbar sind, so in Bezug auf Hanf und auch vielleicht des 
Kupfers ** 0 ). 

Wir wollen nun einige wichtigere Artikel, welche zu der 
streitigen Contrebande gehören, also erst entweder ausdrück- 
lich durch Verträge oder unter solchen Umständen als 
Kriegscontrebande behandelt werden, unter welcher» in ihrer 
Zusendung eine Kriegshülfe zu liegen scheint: was allerdings 
relativ ist, — hier aufzählen * 1 * 1 ): 

1) Lebensmittel, doch namentlich nur in älteren Verträgen. 
So nahmen die Engländer schon 1589 viele Hanseatische 
Schiffe, mit Getreide und Schiffbaumaterialien nach Por- 
tugal (damals dem Feinde Englands) beladen, weg. Ferner 
Vertrag zwischen Schweden und Niederland 1014. Art. 5; 
England und Portugal 1642 Art. 10; Spanien u. Hansa 1647 
Art. 3 (doch beide letzteren nur bedingungsweise); England 
und Schweden 1661 Art. 11. und 1803 Art. 1. Die General- 
staaten erlangten 1741 von Schweden die Zurücknahme 
eines darauf bezüglichen Verbots. Frankreich zählte Lebens- 
mittel nie zur Contrebande, Grossbritanien nur unter ver- 
meintlich ausserordentlichen Umständen. Vergl. Heffter 1. c. 
S. 280 Note. 

2) Geld, doch nur in älteren Verträgen, so zwischen Schwe- 
den und Holland 1614 Art. 5; England und Schweden 1061 
Art. 11. Vergl. Jouffroy 1. c. 136 ff. 

3) Pferde, in sehr vielen älteren und neueren Verträgen; 
ebenso meist P ferdezeug ,32 ). 


120. Wegen Hanf: Gute Gesellschaft Michael, Kolzenberg bei Hob. 

1. c. IV. 91. Wegen Kupfer: Charlotte, Focks ibid. V. 277. 

121. Vergl. besonders wegen der folgenden Angaben die speziellen Be- 
merkungen von Pöhls 1. c. 

122. Frankreich und Niederland 1646 Artikel 1. Spanien und Holland 
1650 Art. 6. Frankreich und Hansestädte 1655 Art. 1. 2. Frank- 
reich und England 1655 Art. 15. Frankreich und Spanien 1659 
Art. 12. England und Schweden 1661 Art. 11. Frankreich und 
Holland 1662 Art. 28. England und Holland 1668 Art. 3. Frank- 
reich und England 1713 Art. 19. 20. Frankreich und Hamburg 
1769 Art. 15. Schweden und Amerika 1783 Art. 9, Frankreich 
und England 1786 Art. 22. Russland und Sicilien 1787 Art 23. 

v. Kaltenborn, Seerecht II. 27 
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4) Menschen 123 ), nämlich jetzt gewiss nur, wenn sie zum 
Kriegsdienste, auf dem Lande oder in der Flotte verwandt 
werden sollen, auch sprechen die Verträge meist nur von 
troupes, so dass also einzelne Personen unbeschadet 
transportirt werden zu dürfen scheinen. 

5) Schiffe. Doch redet der Vertrag zwischen England und 
Schweden 1661 Art. 11. nur von Kriegsschiffen und auch 
dieses Vertrages Art. 11. Declaration v. 1803 spricht Art. 1. 
nur von vaisseaux de guerre ou de garde. 

6) Tauwerk, Schiffsmaterial und Segeltuch, Hanf, Theer, Eisen, 
geschlagenes Kupfer et tout ce qui peut Atre d’une 
utilitd directe pour rdquipement des vaisseaux, except£ 
le fer en barres et le sapin dcbitd en planches 124 ). 

7) Uebrigcns erklären die in Folge des Utrecht er Vertrages 
abgeschlossenen Verträge nur Waffen , Kriegsmunition, 
worunter aber Salpeter, ferner Pferde mit ihrem Zeuge, für 
Contrebande, schliessen dagegen ausdrücklich aus: Leinen, 
Seide, Baumwolle etc., Tuch, Kleider, gemünztes und un- 
gemünztes Metall, Ofenkohlen, Getreide und Gemüse aller 
Art, ferner Tabak, Gewürz, alles was zur Ernährung des 
Menschen dient, alle Arten Wolle, Hanf, Flachs, Pech, Tau- 
werk und Schiffstaue, Segel, Segeltuch, Anker, Masten, 
Planken und alles Schiffsbaumaterial. Ueberhaupt ist nichts 
Contrebande, was noch nicht die Form eines Kriegswerk- 
zeuges angenommen oder was nicht ausdrücklich für Contre- 


Dänemark und Genua 1789 Art. 6. Spanien und Amerika 1795 
Art. 16. Schweden und England 1803 Art. 1, Brasilien u. Hanse- 
städte 1827 Art. 10. Brasilien und Nordamerika 1828 Art. 16. 
Nordamerika und Columbien 1824 Art. 14. Nordamerika und 
Centralamerika 1825 Art. 16. 17. 

123. Vertrag zwischen Schweden und Holland 1614 Art. 5. Holland 
und Frankreich 1616 Art. 1. Holland und Spanien 1650 Art. 6. 
Frankreich und Hansestädten 1655 Art. 1. 2. England u. Schwe- 
den 1661 Art. 11. 1803 Art. 1. Holland u. Frankreich 1662 Art. 28. 
England und Holland 1674 Art. 3. England und Frankreich 1677 
Art. 4. 

124. Frankreich und Hansestädte 1655 1. c. England und Nordamerika 
1794 Art 18. 
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bande erklärt sei 1 **). Indessen es kann dies schon dess- 
halb nicht als die allgemeine Praxis angesehen werden, weil 
neuere und strengere Verträge vorliegen. Denn wenn 
schon: 

8) in den sub 7. Note 125 angeführten und bis gegen den 
Ausgang des 18. Jahrhunderts abgeschlossenen Verträgen die 
Principien des Utrechter Vertrags im Wesentlichen festge- 
halten wurden und auch die bewaffnete Neutralität 
sich gegenüber Frankreich und England gerade auf alle 
diese Verträge bezog und Russland, welches mit Frankreich 
keinen Tractat hatte, erklärte, seinen Englischen Vertrag 
auch auf Frankreich ausdehnen zu wollen **•); ferner wenn 
schon die sog. zweite bewaffnete Neutralität 1 * 7 ) ausdrück- 
lich nur solche Sachen als Contrebande spezificirt , die man 
als unmittelbare Kriegsgeräthschaften betrachten kann, frei- 
lich aber auch dahin rechnet: Feuersteine, Schwefel, Sal- 
peter, Sättel, Zäume: — so ist doch bekanntlich diese be- 
waffnete Neutralität noch im Anfänge dieses Jahrhunderts 
wieder in Abkommen gerathen und es frägt sich sehr, ob 
deren Grundsätze noch praktisch sind. Zwar hat England 
1801 den Russen im Ganzen dieselben Principien anerken- 
nen müssen, zwar beschränken einzelne Particulargesetze 1 * 8 ) 


125. Tractat zwischen Frankreich und England 1713 Art. 19. 20, sowie 
die anderen auf Grund und zum Theil als Anhänge des Utrechter 
Vertrags abgeschlossenen Handels - Tractate dieser Mächte mit 
Spanien, Holland 1713, womit principiell Ubereinstimtneu die Ver- 
träge zwischen England und Schweden 1720. Oesterreich und 
Spanien 1725 Art. 7. England und Russland 1734. Frankreich und 
Holland 1739. Frankreich und Dänemark 1742. Dänemark und 
Spanien 1742. Dänemark und Sicilien 1748. Sicilien und Holland 
1753. Russland und England 1766. 

126. Erste bewaffnete Neutralität 9. Juli 1780 Art. 2. 3. Dazu gehörte 
aber auch Dänemark, das aber nichtsdestoweniger am 4. Juli 1780 
eine Declaration seines Vertrags mit England von 1670 dahin 
sich gefallen liess, dass Kupfer in Platten, Schiffsbauholz (mit Aus- 
nahme des Föhrnen Holzes) und anderes Schiffsmaterial, Segel, 
Hanf, Taue, Theer für Contrebande gelten sollten. Pölils 1. c. 

127. Convention zur Herstellung der bewaffneten Neutralität 1800. 

128. Z. B. das Preuss. Allg. Landrecht II. 8. § 2034 ff. zählt (doch 

27* 
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gemäss diesen Principien die Zahl der Contrebandartikel: 
indessen cs sind in neueren Zeiten, oben bereits angeführte 
Verträge abgeschlossen, welche diesen Grundsätzen nicht 
entsprechen. 

IV. Selbst von den für Contreband erklärten 
Artikeln darf eine solche Quantität am Bord jedes 
Schiffes sich befinden, als zu dessen und der Equipage Gebrauche 
erforderlich ist 1 * 9 ). 

V. Der neutrale Staat verletzt der Strenge nach seine 
Neutralität, wenn er überhaupt die Ausfuhr in Contrebandartikeln 
an die kriegführenden Partei sich selbst erlaubt oder seinen 
Unterthanen oder dem Feinde gestattet. Der Kriegführende 
kann darin stets einen Bruch des Völkerrechts erblicken, mag 
nun die andere Kriegspartei direct oder durch ihre Unterthanen 
Contrebandartikel aus dem neutralen Gebiete holen 130 ) oder 
mag der Neutrale direct oder durch seine Unterthanen solche 
der Gegenpartei direct oder an deren Unterthanen zuführen. 
Indessen wird doch nach positivem Völkerrecht und 
wenigstens nach dem Hechte der Tractaten überall nur 
von Zufuhr gesprochen und selbst der neutrale Staat macht 


nur in Bezug auf Versicherungen oder doch überhaupt in Bezug 
auf die Ladungs- und Schiffsinteressen teu untereinander) zur 
Contrcbandc nur die Kriegsraunition und Waffen, was sehr detail- 
lirt spezificirt wird und wohin auch Zelte gehören. Sodann aber 
heisst es § 2030 ausdrücklich: „Masten, Schiffholz, Taue, Segel- 
tuch, Hanf, Pech, Korn und andere Materialien, die in 
„Kricgsbedürfnissc verwandelt werden können, imglei- 
„chen Pferde, gehören nicht unter die verbotenen Güter.“ Siehe 
auch Dän. Priscnrcglement 1810. Art. 13. 

129. Dies ist in vielen Verträgen anerkannt und versteht sich von selbst. 
So in der Convention 1800. Tractat zwischen Russland u. Frank- 
reich 1786 Art 29. England und Russland 1797 Art. 11. Russ- 
land und Portugal 1798 Art. 23. Preussen und Nordamerika 1799 
Art. 13. Preussen und Dänemark 1818 Art. 21. Siehe auch Dän. 
Prisenregl 1810 Art. 13. 

130. Nau § 194 erblickt in Gestattung des Handels mit Kriegscontre- 
bandc, insoweit sie bloss von den Kriegführenden abgeholt werden, 
keine Verletzung der Neutralität und verlangt nur beider Kriegs- 
parteien gleiche Behandlung. Ebenso Lampredi 1. c. § 8. Pohls 
aber scheint unserer Ansicht. 
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sich vielleicht erst durch deren Gestattung überhaupt nach posi- 
tivem Völkerrecht verantwortlich oder doch erst in einem ge- 
wissen höheren Grade, so dass die Kriegführenden darin eine 
wirkliche Verletzung der Neutralität sehen dürfen. 

Dagegen ist für den neutralen Privatmann der blosse 
Verkauf von Contrebandartikelu, gleichviel an wen, also selbst 
au eine der kriegführenden Mächte ,31 ) direct, auf neutralem 
Gebiete nicht geeignet, ihn der kriegführenden Gegenpartei nach 
Völkerrecht verantwortlich zu machen, ihn etwa zu belangen 
und Confiscation der Güter zu verlangen. Vielmehr ist der 
Privatmann in dieser Beziehung nur seinem (neutralen) Staate 
verantwortlich; die kriegführende Gegenpartei kann nur an 
diesen sich halten und überhaupt nur von diesem Gcnug- 
thuung verlangen, die niemals auf einen Anspruch an die be- 
treffenden Verkaufsartikel nach Völkerrecht sich erstrecken kann. 
Der Verkauf an und für sich kann zwar von einem neutralen 
Staate selbst seinen Angehörigen untersagt werden ,33 ); allein 
durch die Ueberschreitung dieses Verbotes macht man sich nur 
dem eigenen Staate verantwortlich; der Kriegführende hat selbst 
keine Bcfugniss, solche (Kontravention au dem Privatmanne zu 
ahnden. HelTter 1. c. $ 161 S. 281. 

Ueberhaupt genügt in Bezug auf den Privatmann und 
dessen Eigen thum kein blosser Verkauf der Contrebande au 
die Feinde, um ihn wegen Contrebande straffällig zu machen, 
sondern cs muss auch wenigstens ein Versuch der Zufüh- 
rung an den Feind h i n z u k o m rn e n und eine Betretung 
auf der Zufuhr stattgefunden haben. Daher heisst es in allen 
Tractaten: die Zufuhr der Contrebande zum Feinde sei 
verboten; in keinem Tractat wird der Verkauf solcher VVaaren 


131. Der directe Verkauf auch im neutralen Gebiete an die krieg- 
führende Macht als solche soll aber nach Pöhls 1. c. S. 1098 
Meinung den neutralen Charakter des Privatmanns vernichten. 

132. Doch ist dies überhaupt selten geschehen, indem man dergleichen 
blossen Verkauf auf neutralem Gebiete für völlig erlaubt hielt. 
Doch erliess Venedig 1779 ein solches Verbot, Neapel 1778, Genua 
1779, Papst 1779. Das Gegentheil erklärte Toskana im August 
1778 und seihst Venedig machte zeitweilig Remonstrationen gegen 
Einsprüche Frankreichs. Siehe Nau L c. § 193. 
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auf neutralem Gebiete gehindert. Höchstens würde durch ein 
offenkundiges Gestatten eines solchen Handels auf seinem Ge- 
biete der neutrale Staat als solcher in gewisser Weise seine 
Neutralität verletzen. Siehe oben. 

Ferner ist allgemein der Grundsatz recipirt, dass die Schuld 
des Privatmannes gegenüber den völkerrechtlichen Ansprüchen 
des Kriegführenden mit Beendigung der Reise überhaupt 
getilgt sei, so dass also der Kriegführende, wegen Contreband- 
handel in der Hinreiseladung, den neutralen Schiffer nun nicht 
auf der Rückreise bestrafen darf. Indessen hat die neuere 
Britische Praxis diesen Grundsatz in einzelnen Fällen 133 ) nicht 
mehr gelten lassen wollen. Jacobsen 1. c. 422. 23. Heffter 
§ 161. S. 281. — S. unten § 232. 

VI. 134 ) Die Folge der Betretung mit Gontrebande ist nach 
uraltem Herkommen, welches sich wohl ganz oder zum Theil 
auf die Lehre der alten Civilisten und auf das Römische Recht 
gründet, die Wegnahme der verbotenen Gegenstände 
und Confiscation im Wege der Prisenjustiz. 

Die Transportmittel und namentlich die Schiffe wer- 
den regelmässig nur dann als verfallen angesehen und erklärt, 
wenn der Schiffseigenthümer von dem verbotenen Handel 
Kenntniss gehabt hat 134 ). Doch hat die Praxis nicht immer 
diesen Unterschied gemacht 134 ). 

Auch ist in vielen Verträgen sogar noch ausdrücklich die 
Confiscation der Schiffe ausgeschlossen 13 7 ), sowie dem Schiffs- 


133. Bei Colonialreisen, in welchen Contrebandartikel unter falschen 
Ausclarirungen auf neutrale Häfen direct nach feindlichen Häfen 
gebracht wurden. Fall: Nancy, Knutson bei Robinson 1. c. III. 126. 
In dieser Rücksicht sind die Verkaufsrechnungen wichtig und wer 
mit anderen in fremden Colonien zusammen in ein Schiff abladet, 
hat sich wohl über diesen Punkt zu vergewissern, um keinen 
Aufenthalt durch Aufbringungen zu leiden. Jacobsen I. c. 

134. Vergleiche wegen dieser ganzen Nummer Heffter 1. c. $ 161. 
S. 281. 82. 

135. So schon L. 11. § 2. D. de publicanis. Jacobsen 1. c. Seite 642. 
O. Manning 1. c. p. 309, der sich dabei auf die „hohen“ Auto- 
ritäten des Bynkershök und W. Scott beruft Pando 496. 

136. Wegen Frankreich Jacobsen S. 656. Ortolan p. 180. 

137. S. v. Steck, Handelsvertrag S. 208. 209. 
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führer die Bcfugniss ertheilt, durch sofortige Herausgabe der 
verbotenen Waare sich von jeder YVegführuug und Störung 
seiner Fahrt zu befreien i3s ), 

Eine sonstige Bestrafung der Contrebandeführer ist wenig- 
stens völkerrechtlich nicht hergebracht. 

Der Vertrag zwischen Nordamerika und Preussen 1790, so- 
wie 1828 setzt übrigens fest, dass auch bei eigentlicher Contre- 
bande immer nur als Strafe die blosse Wegnahme gegen Ver- 
gütung eintreten solle. Siehe n. VII. 

VII. ,3# ) In Betreir solcher Artikel, welche nicht unter den 
strengen Begriff der (sog. unstreitigen) Gontrcbande oder doch 
nicht zu den vertragsmassig dahin gezählten Artikeln gehören, 
erlaubt man sich zwar nicht immer dieselbe Strenge, wie bei 
der eigentlichen Contrebande, wohl aber ein eigenmächtiges 
Vorkaufsrecht (le droit de pröemtion), indem nämlich die 
dem Feinde bestimmten Waaren zwar weggenommen, 
jedoch dem Eigenthümer vergütet werden 140 ). 

Freilich lässt sich dies nur aus Gründen der Noth recht- 
fertigen Ml ). Auch sollte füglich die Vergütigung das volle In- 


138. Dies ist namentlich von Nordamerika stipulirt in neueren Ver- 
trägen mit Columbien 1824 Art. 16, mit Centralamerika 1825 Art. 18, 
mit Brasilien 1828 Art. 18, mit Mexico 1831, mit Venezuela 1836. 

139. Vergl. bes. Heffter 1. c., auch Pöhls 1. c. 1127 ff. Oke Manning 
S. 313. 

140. Schon in der älteren Franz. Praxis bestand ein solcher Gebrauch, 
ja er vertrat selbst bei eigentlicher Contrebande zeitweilig die 
Stelle der Confiscation. Franz. Ordonnance 1584 Art. 69. Grotius 
de jure belli III. I. 5. n. 6. In der späteren Zeit ist er auf ge- 
wisse, mehr streitige Contrebandsartikel (namentlich Lebensmittel) 
in verschiedener Ausdehnung, bald mild bald streng beschränkt 
worden. Jacobscn 656. Jouffroy 154. Heffter 282. 

141. Die Ausdehnung des Rechts unbestimmt. Siehe auch Frnnzös. 
Gesetz 9. Mai 1793 Art. 23, wo Lebensmittel notirt werden; 
auch Franz. Gesetz 27. Juli 1793. In dem Falle der trois freres, 
Holby-Houge (arr£t£ du comite de salut public. 8. frimaire an 3, 
siehe diese Gesetze und Gerichtssprllche bei le Beau, Code des 
prises III. 357. 359. 485) wurde das Vorkaufsrecht auf alle neu- 
tralen Waaren ausgedehnt, welche der Französ, Republik nutzen 
könnten. Vergl. Pöhls 1. c. 
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teresse des Neutralen an den weggenommenen NVaaren mit um- 
fassen, namentlich insofern der Neutrale den eigentlichen Desti- 
natären verantwortlich sein sollte etc. Allein die Praxis der 
Einzelstaaten befolgt dies nicht 1 4 a ). 

VIII. Dagegen wird, wenigstens von England und Amerika, 
jede directe Zufuhr von Bedürfnissen einer feind- 
lichen Land- oder Schiffsmacht: — etwas, was übrigens 
sehr weit sich ausdehnen lässt, — nach einem feindlichen 
Hafen, auch wenn diese Artikel nicht zu eigentlicher Contre- 
bande zu rechnen sind, nach den Grundsätzen derContre- 
bandc behandelt und selbst mit Confiscation des Schiffes 
bestraft 143 ). 

Und eben so streng ist man in der Regel in Behandlung 
der neutralen Schiffe, an deren Bord sich Spione, Agenten oder 
Staats- und Kriegs-Depeschen des Feindes befinden. 

IX. Analog der Contrebande wird cs angesehen, doch ge- 
wöhnlich mit Confiscation des Schiffes bestraft, wenn 

1) feindliche See- oder Landsoldaten oder auch nur Militär- 
beamten oder Matrosen der feindlichen Kriegsflotte am Bord 
sind, ja selbst wenn Matrosen der Handelsflotte, ersichtlich 
zur Kriegshülfe bestimmt, transportirt werden. So wurde 
in England das Amerik. Schiff Friendship, Kap. Callend 
condemnirt (Jacobsen 667), ebenso das Amerikau. Schiff 
Oronzebe, Kap. Brewster (Jacobsen 669), den 27. Septbr. 
1S07 durch S. W. Scott. 

2) Ferner wenn feindliche Depeschen am Bord sind, selbst 
wenn sie von einer feindlichen Behörde aufgezwungen sein 
sollten. Doch wäre es gewiss hart, wenn man das Schiff 
condemniren wollte, falls der Schiffer nichts davon w'usste 
oder Schiff und Ladung verurtheilen wollte, wenn ohne 
des Schiffers und der Ladungsinteressenten Wissen ein un- 
verdächtiger Passagier solche Depeschen mitgenommen hatte. 
Auch in England macht nur die trügliche Verführung feind- 
licher Depeschen condemnabel. Bremer Schiff Atalanta, 


142. Und W. Scott sucht diese Praxis sophistisch zu rechtfertigen. Oke 
Manning 317. Heffter 1. c. 

143. cf. Heffter § 162. S. 283. O. Manning p. 289. Wheaton JII. droit 
intern. II. 160. 
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Kap. Klein 4. März 1808 von Scott condemnirt auf Grund 
eines Präjudicats der Lords im Fall des Schitls Constitu- 
tion, Kap. Tate vom 14. Juli 1802. Robinson VT. 458. 
Doch wurde im Fall der Amcrik. ScliilTe Susanna 1. April 
1808 und Hope 9. April 1808 wenigstens die Ladung frei- 
gesprochen, weil deren Agenten nicht Theil an Verführung 
der Depeschen hatten. Uebrigens die Depeschen eines 
feindlichen „Gesandten“ im neutralen Gebiete und 
von daher selbst an seine Regierung machen zwar das neu- 
trale ScliifT in England nach Scott’s Entscheidung nicht 
confiscabel, berechtigen aber Kreuzer zur Aufbringung, da- 
mit dieser spezielle Charakter von den Gerichten untersucht 
werde: wobei denn der Neutrale die Kosten und den Auf- 
enthalt als selbstverschuldet zu tragen hat. Fall des Amerik. 
Schifles Karolina, Kap. Doah bei Robinson VI. 470. Auch 
dem Kaptor mussten hier seine Kosten vergütet werden; 
ebenso im Fall des Amerik. SchilTes Maddison, Kap. Frost 
13. Mai 1810 (bei Edwards, rep. II. 227); ebenso in dem 
Falle des Schifles Rapid, Kap. Flemming, welches Depeschen 
eines feindlichen (Holl.) Agenten an einen Tönniger Kauf- 
mann unter Couvert in dem neutralen Newyork an Bord 
nahm, wobei Scott sagte: dass wenn die Reise in einem 
neutralen Hafen beginne und in einem neutralen Hafen 
endigen soll oder wie in dem vorliegenden Falle, in einem 
Hafen, der, obgleich nicht neutral, doch allen Neutralen ge- 
öffnet sei, die gewöhnliche Strenge nicht anzu- 

wenden sei. Es erfolgte Freigabe gegen Kostenersatz an 
den Kaptor (Edwards, rep. II. 228). Dabei wurde von Scott 
urgirt, dass der Schiffer zur grössten Behutsamkeit, in Be- 
zug auf die Annahme von Briefen aus dem feindlichen Lande 
verbunden sei und dass er nachträglich mit Unwissenheit 
bei Vorhandensein von Depeschen sich nicht entschuldigen 
könne. 

X. Endlich können Kriegführende, ohne bestehende Ver- 
träge, neutrale Nationen nicht hindern, durch ihre Schiffe, welche 
Convoy haben, Kriegsmunition und Kriegscontrebandwaaren aller 
Art nach ihren eigene n Besitzungen zu bringen, wenn näm- 
lich die Kriegsparteien Yon der Aufrichtigkeit und fortdauernden 
Freundschaft solcher Neutralen überzeugt sind, Nau 1. c. § 196. 
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5 226. Cabotage der Neutralen an feindlichen Küsten 144 ). 

Der Handel von Hafen zu Hafen oder längs den Küsten 
eines Staates, also die Cabotage oder der Küste nhandel ist 
bekanntlich regelmässig in Friedenszeiten allen Fremden 
untersagt ,41 ). Wenn nun eine Regierung während eines 
Seekrieges dieses Verbot aufhebt und ein Neutraler sich in 
diesen Küstenhandel einlässt, so sehen darin die Engländer eine 
Verletzung der Neutralität. Das scheint zu weit gegangen. Da 
sie aber jetzt nicht mehr wie sonst SchifT und Gut, sondern nur 
die feindliche Ladung condemniren und dazu nur noch das 
Schiff der Fracht für verlustig erklären 14 *): so liegt darin, dass 
dieser Küstenhandel nur dann nach Völkerrecht verboten zu 
halten sei, wenn die Ladung feindliches Eigenthum ist, wogegen 
der Küstenhandel mit Waaren der Neutralen am Bord der neu- 
tralen Schiffe zu gestatten sei. In dieser Beschränkung halte ich 
jenes Englische Recht für richtig und das ist denn auch die 
Praxis anderer Seestaaten, obwohl man bisweilen noch verlangt 
hat, dass die Handelsartikel gerade aus dem Heimathslande 
des neutralen Schiffes herstammen müssten. Selbst in der, in 
vielen Handelsverträgen befindlichen Stipulation: de naviguer 
librement de port en port et sur les cdtes des nations en guerre 
scheint nicht die Concession zu liegen, dass der Küstenhandel 
eben auch mit feindlichen Gütern am Bord getrieben werden 
dürfe. 

Allerdings liegt darin für die Neutralen ein gewisser Vor- 
theil, der ihnen in Folge des Krieges erwächst. Aber es wäre 
hart und erscheint als eine grenzenlose Anmassung der Kriegs- 
parteien, wenn sie den Neutralen das Recht zu solchen kleinen 


144. Pöhls S. 1137. Heffter § 162. S. 283. 84. Jouffroy 188 ff. Siehe 
bereits oben § 214. Bd. II. S. 346. 

145. In Bezug auf die einzelnen Seestaaten siehe die speziellen Angaben 
oben § 1U— 37. Bd. I. S. 28 ff. 

146. Rebecca, Moore bei Robinson II. 101 Note, Emanuel Soderstrom 
ibid. I. 296. Vergl. Johanna Thilen, Osterlo ibid. VI. 72. Doch 
wurde in dem Kriege gegen Frankreich das strenge ältere Princip 
wieder hergestellt. Ordre in council 7. Januar 1807. 
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Vortheilen absprechen, den Neutralen, die ja durch den ihnen 
an sich fremden Krieg, also durch die Facta der Kriegführenden, 
in so vieler Beziehung Nachtheile erleiden. Die Gründe für die 
Freiheit des Handels mit den feindlichen Kolonien lassen sich 
auch hier für uusere Ansicht geltend machen. Siehe $ 227 i. f. 

Uebrigens variiren die Bestimmungen der einzelnen Verträge 
sehr. Manche Verträge schliessen diesen Küstenhandel auch 
ganz aus. Siehe O. Mauuing p. 199. 1668 aber schon gestattete 
England den Niederländern den Handel von einem Hafen des 
Feindes nach dem anderen und gestand dies noch 1786 Frank- 
reich, sowie 1801 in der Seeconvention Art. 3. n. 1. den drei 
Nordischen Seemächten zu. Ferner die Utrechter Tractaten 
stipulirten express solchen Handel und ebenso wollte ihn die 
bewaffnete Neutralität selbst in der Convention 1780 Art. 3, so- 
wie von 1800 Art. 3. n. 1. geschützt wissen 14 7 ). 


§ 227. Handel mit den feindlichen Kolonien 14 •). 

Bekanntlich ist der Handel mit den Kolonien eines Staats 
in der Regel den Fremden in Friedenszeiten verboten oder doch 
ungemein erschwert. S. § 22-37. ln Kriegszeiteu wird nicht selten 
dieser Kolonialhandel den Neutralen freigegeben. Es frägt sich, 
ob die gegnerische Kriegspartei nun ein Recht habe, ihn den 
Neutralen zu untersagen. Insofern in solcher Handelseröffnung 


147. Ebenso Tractat zwischen Frankreich und Holland 1739 Art. 14. 
Frankreich und Dänemark 1742 Art. 20. Amerika mit Frank- 
reich 1778 Art. 23, mit Holland 1782 Art. 10, mit Schweden 1 783 
Art. 7 (cf. Tractat 1816 Art. 12), mit Preussen 1785 Art. 12, mit 
Spanien 1795 Art. 15, mit Brasilien 1828 Art. 14. Dänemark 
mit Preussen 1818 Art. 17, mit Russland 1782 Art. 17, Frankreich 
mit Hamburg 1789 arg. Art. 2. etc. 

148. Pöhls 1130 ff. Heffter 1 c. S. 284. 85. Jouffroy 199. O. Manning 
195. Pando 547 — 556. — Die Spezialliteratur besteht in vielen 
einzelnen Partei- und Streitschriften, die meist nur temporäres 
Interesse haben; siehe dieselben bei Pöhls S. 1133 Note 3. Vergl. 
besonders HUbner (de la saisie etc.) 1. p. 73 sq. Auch rapport 
addresse a l'Empercur Napoleon 10. Mars 1812 bei de Martens, 
recueil suppl. V. p. 530. — S. bereits Bd, I, $ 22—37. 
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ein blosser Vortheil für die Neutralen liegt, steht es den 
Kriegführenden nicht zu, ein solches Verbot zu erlassen. Wohl 
aber in soweit, als unter solchem Handel ein Handel des feind- 
lichen Landes selbst liegt. Also insoweit Eigenthum des Feindes 
und seiner Untertlianen durch den Colonialhandel auf neutralen 
SchilTen befördert werden soll, steht der gegnerischen Kriegs- 
partei ein Verbietungsrccht zu. Dagegen wenn das Kolonialgut 
bereits neutrales Eigenthum in den neutralen SchilTen ist, so 
ist ein solches Verbot nicht gerechtfertigt. Wenn indirect in 
Gestattung dieses Handels zugleich auch ein Vortheil für die 
feindliche Macht als Beherrscherin der Kolonie liegt, so muss 
sich das der kriegerische Gegner gefallen lassen l49 ). 

England hat freilich den Kolonialliandel, sofern er den 
Neutralen erst für den Kriegsfall eröffnet worden war, den Neu- 
tralen verboten und deren darin begriffene Schiffe aufgebracht. 
So schon im siebenjährigen Kriege, doch noch nicht mit voller 
Strenge, die >erst später eintrat, indessen bestimmte die Engl. 
Instruction vom 8. Januar 1794 namentlich zu Gunsten Nord- 
amerikas, dass nur die Schiffe aufgebracht werden sollten, die 
von den feindlichen Kolonien mit deren Producten 
nach einem Europäischen Hafen gingen; und die Instruc- 
tion vom 25. Januar 1788 und 29. Juni 1803 milderte dies noch 
dahin, dass nur solche Schiffe aufzubringen, welche mit Pro- 
ducten der Kolonien (nämlich damals Frankreichs, Spaniens 
und Hollands) beladen, direct von diesen Kolonien nach 
einem Europ. Hafen gingen, der nicht entweder zu England 
oder zu dem Lande gehörte, in welchem der Neutrale zu 
Hause war, und dabei ist es seitdem geblieben. Und zwar 
interpretirt das Admiralitätsgericht das Princip so, dass der neu- 
trale Kaufmann nach seinem Wohnorte die Producte der 
feindlichen Kolouien auch in fremden neutralen Schiffen 
beziehen könne 180 ); nur dürfe das Geschäft kein solches sein, 
welches offenbar in der Absicht gemacht werde, um den feind- 


149. Hübner (de la saisie des b&timens neutres), sonst ein so grosser 
Vertheidiger der Neutralen, spricht ihnen das Recht zu diesem 
Kolonialhandel ab. 

150. Rosalie und Betty, Gebhardt. Robinson 11. 343. 
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liehen Handel gegen die Englische Macht zu beschützen 151 ). 
Ferner wenn dann einmal und aufrichtig, d. h. nicht bloss 
zum Schein in das neutrale Land eingeführt ist, so steht nun 
nichts im Wege, solche Güter frei wieder auszufübreu, und zwar 
jetzt selbst nach dem Lande des Feindes, in dessen Kolonien sie 
producirt sind 15 *). Vergl. Pöhls 1. c. 1136. 37. 


§ 228. Licenzen*®*). 

I. Die Stockung des Handels durch den Krieg drückt haupt- 
sächlich die eigenen Unterthanen der Kriegsmächte, sowie diese 
Kriegsmächte und ihre Finanzquelien. Demnach schlossen schon 
in älteren Zeiten bisweilen die Kriegsmächte besondere 
Verträge untereinander dahin ab, dass trotz de|s unter 
ihnen ob sch web enden Krieges, ihre beiderseitigen Unter- 
thanen miteinander fort handeln dürfen (z. B. Holland und 
Schweden im Tractat 26. Nov. 1675, sowie Frankreich u. Hol- 
land 1653), oder dass wenigstens theilweise die Schiffahrt für 
frei erklärt wurde, z. B. Fischerei (Tractat zwischen Karl V. 
und Franz 1. 1521 den 2. Oct., Frankreich und Holland 17. Aug. 
1675), oder gewisse Handels w ege offen blieben (Conven- 
tion zwischen Frankreich und Holland 25. Oct. 1675). 

II. ln neueren Zeiten hat man sich noch anders geholfen. 
Man hat nämlich entweder die eigenen Unterthanen oder auch 
die Neutralen oder wohl gar die feindlichen Unterthanen in ge- 
wisser Weise von den gewissen gewöhnlichen Folgen der See- 
handelsstockung im Kriege dispensirt. 

So bestimmte England durch eine Parlamentsacte 27. Juni 
1805 verschiedene Häfen der Westindischen Inseln zu Freihäfen 
in dem Sinne, dass durch das Medium dieser Häfen der Handel 
mit den Kolonien der Feinde betrieben werden durfte. Das 


151. Rendsborg, Styeborg u. a. Schiffe 13. Aug. 1803. Siehe Robinson 
IV. 121 sq. VI. p. IX. 

152. William, Treffy. Robinson V. 385 sq. 

153. S. bcs. Pöhls S. 1139—1142. Auch Jacobsen 423 ff. 719-31. Oke 
Manning p. 123. Wheaton, droit intern, lib. IV. ch. I. § 22. 23. 
(tom. I. 332-34). 
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Statut 39 Geo. III. c. 98 gestattete die Einfuhr Spanischer Wolle 
auf neutralen Schiffen nach England etc. 

III. Von diesen verschiedenen Dispensationen sind seit 
dem Ende des vorigen Jahrhunderts die Liccnzen am häufig- 
sten und beliebtesten geworden, besonders seit dem Continental- 
system, seit 1807 und 1808 1M ). 

1) Die Licenz wird von dem Sou verain oder dessen dazu be- 
auftragten Beamten ertheilt 154 ). 

2) Sie ist als ein Privileg streng zu interpretiren und seine 
Bedingungen genau zu erfüllen. Es ist regelmässig an die 
Person gebunden. Namentlich sind alle einzeihen Bestim- 
mungen wie die Art des Handels, ob Exportation, Importa- 
tion gestattet sei, der Güter, des Transportmittels, die ein- 
zelnen Handelsartikel, sowie der etwa vorgeschriebene Weg, 
ob für Hin- und (oder) Rückreise, von welchem Datum an, 
ob Schiff und Ladung, oder das eine oder das andere privi— 
legirt seien, die einzelnen angegebenen Handelspunkte, die 
etwa bestimmte Zeit, ob mit Ballast oder mit Ladung, mög- 
lichst genau zu beobachten, da jede Abweichung hiervon 
unter Umständen leicht die Vernichtung des Privilegs be- 
wirkt. Denn, w’ohl zu merken, es muss überall so ange- 
gesehen werden, dass der nächste Zweck der Licenz 
der Nutzen dessen ist, der sie ertheilt hat. Dem- 
nach liegt auch dem Inhaber der Licenz der Beweis ob, 
dass er selbiger gemäss gehandelt habe 1Ä# ). Nur der Fall 
höherer Gewalt rechtfertigt Abweichungen. 

3) Der Inhalt der Licenz ist irgend eine Handelsbegünsti- 
gung, die sehr verschieden sein kann. Siehe n. 2. 

4) Wenn sich ein Unterthan der einen feindlichen Macht von 
der Gegenpartei eine Licenz ertheilen lässt, so bedarf er zu 
deren Ausübung der besonderen Genehmigung seines eige- 
nen Staats, sonst ist sein ganzes Verfahren illegal und ein 


154. Doch nicht erst seitdem. Siehe schon Statut 48. Geo. III. c. 153 
§ 15. 16; 45 Georg III. 34. 

155. Das Französ. Decret 25. Juni 1810 wollte, dass jede Licenz vom 
Kaiser unterzeichnet wUrde. 

156. Die strengen Aeusserungen S. W. Scotts siehe bei Robinson II. 116. 
IV. 11. Jacobsen S. 427 ff. 


$ 228. Licenzen. $ 228. 
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Venrath gegen seinen Souverain. Und gilt dasselbe wenn 
die Licenz auch nur die Fahrt in das Gebiet des Alliirten 
jenes Feindes oder in einen neutralen Hafen gestattet. 
Dabei ist es gleichgültig, ob die Licenz unentgeltlich ertheilt 
war oder nicht. Denn immer ist nach n. 2 i. f. der Haupt- 
zweck der Licenz der Vortheil des selbige Ertheilenden ; 
und der Kriegsfall eines Staats nimmt dessen Unterthanen 
das Recht in solche Beziehung zum Feinde, ohne besondere 
Erlaubnis seines Souverains, zu treten xi1 ). 

5) Nach n. 2 in f. muss ferner die Annahme einer sol- 
chen Licenz aus den Händen einer Kriegspartei 
för den Neutralen eine Verletzung der Neutralität 
herbeiziehen. Trotzdem ist es aber sehr gewöhnlich, 
dass sich Neutrale solche Licenzen ertheilen lassen. Aber 
der Feind darf sie nicht am Bord finden, da daraus eine 
Gondemnation erfolgen kann. Desswegen pflegt sie mit 
vieler Kunst verborgen zu werden, so dass sie also nament- 
lich nicht in die gewöhnliche blecherne Büchse der Schiffs— 
papiere gesteckt wird. Uebrigens nahm man zwar anfangs 
in Dänemark an, dass die Anwesenheit einer Englischen 
Licenz am Bord eines neutralen Schiffs präjudicire, weil 
eine Clausel die Rückkehr nach England oder 
das Anlaufen in England zur Pflicht machte. Allein 
sowie die Englischen Appellationsgerichte schon früher 
entschieden haben, dass die bei den Surinamreisen gegebenen 
Holländischen Verpflichtungsacten mit den Retouren nach 
Amsterdam kommen zu wollen, nicht als conclusive Beweise 
der wirklichen Instruction der Partei angesehen werden 
sollten (Robinson 1. c. VI. 68): so etablirte auch das Dän. 
Appellationsgericht in Hinsicht der Englischen Licenzen 
(im Fall der Speculation, Kap. Claussen) ein gleiches Princip. 
Jacobsen 424. Ergibt sich übrigens nachträglich, dass das 
mit der Licenz versehene Schiff kein neutrales, sondern ein 
feindliches oder auch nur eigen nationales ist, so schützt die 


157. Wheaton 1. c.: Cranch’s reports vol. III. p. 181 the Julia, p. 203 
the Aurora; Wheaton, reports II. 143 the Ariadne, IV. 100 the 
Caledonia. 
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Licenz nicht gegen die Confiscalion durch den die Licenz 
ertheilthabenden Staat 188 ). 

6) Je nach der Art der Abweichung von den Bestimmungen 
der Licenz wird entweder das Schill oder die Ladung oder 
Theiie der letzteren oder auch wohl Schiff und Gut confis- 
cirt werden dürfen. Indessen scheint hier Alles auf die 
Umstände anzukommen. 

7) Dass ein Schiff von beiden Kriegsparteien Licenzen an- 
nehme, kann die Verletzung der Neutralität nicht gut machen, 
weil dann beide hintergangen sind 16 ®). Siehe auch den fol- 
genden § 229. 


§ 229. Vom Neutralisiren 180 ). (S. § 50. Note 17.) 

Da der feindliche Handel von den beiderseitigen Kriegs- 
parteien verfolgt wird und feindliche Schiffe und Güter somit 
bei ihrem Handel, wenn sie vom Feinde ertappt werden, stets 
der Confiscation ausgesetzt sind, so suchte man dieser Gefahr 
durch das sog. Neutralisiren zu entgehen, dessen Absicht 
dahin geht: den feindlichen Handel unter der Maske 
der Neutralität zu betreiben, indem man durch falsche 
Papiere, durch Scheinkäufe und Meineide, überhaupt durch 
schändliche Mittel entweder das feindliche Schiff oder die feind- 
liche Ladung für neutral ausgibt, während der wahre Charakter, 
der wahre Eigenthümer feindlich bleibt. Falsche Papiere, 
Documente, Eide können nicht im Stande sein, solchem neutra- 


158. Robinson II. 162 Fall Hoffnung, Behrens, wo W. Scott das 
Princip wenigstens andeutctc. Dagegen ist im Fall des jungen 
Ahrend, Knowles bei Robinson V. 14. das Eigenthum confiscirt 
worden, weil man fand, dass das Schiff kein neutrales, 
sondern ein Englisches sei. 

159. Viele Entscheidungen in Licenzsachcn stehen bei Jacobsen 1. c. 

160. Vergl. bes. Pöhls 1. c. 1184 ff.; Jacobsen 1. c. 48. 442. 447 ff.; 
auch Manches in War in deguise or tlie frauds of neutral flags 
(London 1805) und in Brown, the mysteries of neutraliza- 
tion, or the british navy vindicatcd froin de charges of injusticc 
and oppression towards neutral flags (London 1806). Mittel da- 
gegen gibt an Jacobsen 1. c. und in der Minerva von 1797. 
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lisirten Schiff und Gut einen neuen völkerrechtlichen Charakter 
zu begründen und es gegen feindliche Behandlung und Condem- 
nation zu schützen. Ein Gericht darf solches Gewebe von Prä- 
varicationen und Fälschungen zerreissen. Sir W. Scott im Fall 
der Rosalia und Betty, sowie im Fall des Odin, Kap. Hals. 

Es liegt im sogen. Neutralismen ein Bruch der Neutralität, 
sofern an diesem Scheingeschäft der neutrale Staat direct 
oder durch seine Behörden: was fast immer nothwendig ist, 
Antheil nimmt. Aber auch ohnedem muss der Kriegführende 
das Recht haben, solches Neutralisiren zu ahnden und zum 
wenigsten Schiff und Gut zu confisciren. Ja der neutrale Staat 
sollte sich nicht nur jeder Theilnahme an solchem Neutralisiren 
enthalten, sondern auch die dabei Thätigen bestrafen. Denn 
dieselben schänden seinen neutralen Staatscharakter. Es ist 
eine Neutralisirung ohne Meineid kaum möglich, und 
selbst da, wo derjenige, welcher als Hauptunternehmer oder 
Agent dieses Geschäft betreibt, nicht gerade des Meineides be- 
schuldigt werden kann, weil etwa, wie dies vorgekommen ist, 
die Beamten des neutralen Staats ihm den Eid erliessen und 
demungeachtet dessen Ableistung attestirten, liegt das schwere 
Verbrechen des verletzten Amtseides vor. 

Nichtsdestoweniger ist das Neutralisiren zu Anfang dieses 
Jahrhunderts gegenüber den ungeheuren Bedrückungen der Eng- 
länder an der Tagesordnung gewesen 161 ). Indessen war eben 
diese zeitweilige Praxis verwerflich und haben namentlich die 
Engländer stets condemuirt. 


161. Von der Grossartigkeit des Neutraliairens und von der Gerechtig- 
keit der dessfallsigen Englischen Beschwerden macht man sich 
einen Begriff, wenn man hört, dass das damalige (bis 1807) Preuss. 
Ostfriesland, welches eigentlich etwa 100— -150 eigene Schiffe hatte, 
nominell in den damaligen Kriegen 2000—3000 unter Preussischer 
Flagge in Fahrt hatte. Emden war ein Hauptsitz. Es geschah 
denn aber auch, dass die Prisengerichte den Ausfertigungen sol- 
cher neutralen Beamten keinen Glauben mehr schenkten. — Ein 
unbedeutender Schuster in der ostfriesischen Stadt Norden 
machte mit dem Neutralisiren solche Geschäfte, dass 150 Schiffe 
auf seinen Namen fuhren. 

y. Kaltenborn Seerecbt II. 28 
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$ 230. Segeln unter fremder Flagge ***). 

Im Allgemeinen hängt der Nationalcharakter eines SchifTes 
von dem Nationalcharakter seines Eigenthümers ab und letzterer 
wird durch dessen Domicil regelmässig begründet, wenn auch 
meist noch andere Anforderungen nothwendig erfüllt werden 
müssen, damit ein Schiff als vollnational erscheine. Siehe § 221 
und 222, auch schon § 44. 

Wenn indessen ein Schiff auch nur unter der Flagge und 
mit dem Passe eines fremden Staats segelt, so muss man es 
doch schon in gewisser Weise als den Nationalcharakter des 
Landes an sich tragend betrachten, unter dessen Flagge dasselbe 
fährt. Jedenfalls hat es sich des besonderen Schutzes dieses 
Staates zu erfreuen und nimmt Antheil an dessen Privilegien 
in der Fremde, soweit nicht durch besondere Verträge — was 
allerdings nicht selten der Fall ist (§ 44. Bd. I.) — solche Rechte 
nur den vollnationalen Schiffen zustehen. Denn sonst gilt ein 
solches Schiff als Theil der Marine des Staats, dessen Flagge es 
trägt und wird in allen Beziehungen als das Schiff dieses Landes 
betrachtet, falls nicht die Landesgesetze selbst in dieser Be- 
ziehung Ausnahmen aufstellen, was allerdings nicht selten ist 
(§ 44. Bd. I.). S. bereits § 215. sub II. 4. 

Wenn auch in Friedens Zeiten die Ladung an Bord ge- 
bracht und registrirt ist als fremdländisches Eigenthum, ebenso 
wie das Schiff, in der Absicht, fremden Zöllen zu entgehen, so 
verändert doch die Fahrt unter der fremdländischen Flagge und 
unter dem fremdländischen Passe den wahren Charakter der La- 
dung nicht. Man macht hier nämlich einen Unterschied zwi- 
schen dem Schiffe, welches durch den ihm von der fremden 
Regierung verliehenen Nationalcharakter gleichsam an das Land 


162. Wheaton, droit intern. Partie IV. ch. I. § 22 (tom. I. p. 332. 33). 
Jacobsen, Seerecht S. 449. 450. Dieser Seerechtalehrer Jacobsen 
hat übrigens noch ein ander Werk: Handbuch des praktischen 
Seerech ts der Engländer u. Franzosen (Hamburg 1803—5. 2 Bde.) 
geschrieben, das aber in seinen allgemeinen Materien in dem 
späteren Werke von 1815 völlig benutzt ist und übrigens meist 
nur Engl, und Franz, Prisengerichtsentscheidungen enthält. 
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$ 230. Segeln unter fremder Flagge. § 230. 

gefesselt ist, und den Waaren, deren Charakter nicht ebenso 
von der Autorität des Staats abhängt. Sir W. Scott sagte in 
dieser Beziehung: Es ist ausgemacht, dass mehrere Nationen 
einen Unterschied zwischen Schiffen und Waaren gemacht haben 
und die Regel des Englischen Admiralitätsgerichts ist diese, dass 
Flagge und Pass conclusiv sind über die Nationali tat des 
Schiffes, einerlei welches auch der Nationalcharakter des 
Rheders von demselben sein mag, und umgekehrt nützt auch 
der neutrale Charakter des Rheders dem Schiffe nichts, wenn 
es unter feindlicher Flagge und mit feindlichem Passe segelt. 
Allein Waaren, die auf keine so förmliche Weise durch 
Documente von Einem zum Andern übergehen, haben eine 
losere Verbindung mit dem Lande selbst, und im Allgemeinen 
keinen Charakter, der von demjenigen der Person, welcher sie 
angehören, verschieden ist 1 ® 3 ). 

In Kriegszeiten gelten freilich oft strengere Grundsätze. 
Aber wenn die Transaction bereits in Friedenszeiten und ohne 
Erwartung eines bestimmten Krieges stattgefunden hatte, so 
muss die Ladung, wenn sie nicht derselben Nationalität wie 
das condemnable feindliche Schiff angehört, nicht mitcondemnirt 
werden. Beim Ausbruche des Krieges 1803 kamen z. B. Dänische 
(sowie Schwedische und Preussische) unter Holländischer (und 
Französischer) Flagge und Pass aus den Franzos. Kolonien in 
Amerika. Nun hatte in dem Holländischen Schiffe Vreede, Kap. 
Scholtys ein Altonaer Antheil an Schiff und Ladung. Sir 
W. Scott verurtheilte nur den ersteren, gab dagegen den zwei- 
ten frei. 

Wenn nun aber beim Ausbruche eines Krieges ein Schiff 
unter Flagge und Pass des Feindes segelt, so haftet diese Natio- 
nalität so sehr an ihm, dass es von der anderen Kriegspartei 
condemnirt wird, wenn auch bewiesen wird, dass trotz des 
Passes und der Flagge das Schiff ausschliessliches Eigenthum 
von Neutralen sei, und noch vielmehr wenn Neutrale nur einen 
Antheil daran haben. Gegen die Angabe durch Pass und Flagge 
wird in England überhaupt kein Gegenbeweis zugelassen 10 4 ). 


163. Robinson’» adm. rep. vol. I. p. 1. thc Vigilantia vol. V. p. 161 the 
vrow Anna Catharina. — Dodson’s adm. rep. I. 131 tlie success. 

164. So wurde das Altonaer Schiff Oclbaum, Kap. Flindt, welches 

28* 
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Wenn in Kriegszeiten die eine Partei unter neutraler 
Flagge und mit neutralem Pass segelt, so schützt dies allein sie 
nicht gegen Aufbringung von Schiff und Gut durch die Kreuzer 
der Gegenpartei und gegen Condemnation durch das Prisenge- 
richt, um so weniger, da selbst das sog. Neutralisiren (§ 229) 
diesen Schutz nicht verschaffen kann. 


$ 231. Besondere Arten des neutralen Verkehrs. 

I. Wenn Manche den allgemeinen Grundsatz* 84 ) aufgestellt 
haben, dass, abgesehen von allen anderen Beschränkungen, die 
an sich der Krieg dem neutralen Handel von Rechtswegen auf- 
lege, ihnen im Kriege jede neue Art des Handels untersagt sei, 
welche sie im Frieden nicht bereits betrieben, so ist dieser Satz 
zwar, namentlich in Englischen Prisengerichten, nicht selten 
massgebend gewesen, indessen er gilt doch nicht unbedingt in 
der Praxis, selbst nicht in der Englischen. Ausnahmen wurden 
namentlich bereits § 226. 227. angegeben. 

II. * 88 ) Zu den erlaubten und von den Kriegführenden nicht 
zu verhindernden Handelsgeschäften der Neutralen gehören: 

1) Assecurationen feindlicher Unterthanen, Schiffe u. Waaren* 8 *). 

2) Desgleichen jeder directe oder indirecte Handel mit Unter- 
thanen der Kriegführenden, dessen Gegenstände keine Contre- 
bandartikel sind und so lange das Eigenthum der Waaren, 
welche etwa in die Hände des Feindes gerathen, noch nicht 
an die andere feindliche Partei unwiderruflich übergegangen 
ist oder resp. so lange, namentlich bei Rückladungen, der 
feindliche Unterthan definitiv nicht mehr als Eigentümer 
angesehen werden kann. 


beim Ausbruche des Krieges unter H oll. Flagge segelte, von dem 
Oberadmiralitätsgericht in England condemnirt, obwohl feststand, 
dass es ausschliessliches Dänisches Eigenthum war. Jacobsen, 
Seerecht S. 450. 51. 

165. Schon Pöhls 1. c. 1096 bekämpft diesen Satz, sowie Nau, Völker» 
seerecht § 197— 199. 

166. Vergl. wegen dieser Nummer Heffter § 163 S. 285 fl'. 

167. J. J. Moser, Versuch Uber das Europ. Völkerrecht X. 324. 
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3) Insbesondere nicht bloss jeder Eigenhandel nach einem 
kriegführenden Staate, bei welchem eine Uebertragung des 
Eigenthums erst eventuell mit einem dort gesuchten An- 
käufer vor sich geht, als auch ein Commissionshandel 
dahin, wenngleich der Commissionär darauf schon einen 
Theii des Werthes avancirt haben sollte, denn der Com- 
mittent bleibt noch immer Eigentümer der Waare * 1 * * * * * * 9 ), und 
man würde geradezu den in neuerer Zeit gewöhnlichsten 
Handelsverkehr aufhebcn, wollte man diese Art des Ver- 
kehrs den Neutralen versagen ,Ä# ). Die Praxis ist nicht 
selten streng in ihren Ansichten wegen Uebertragung des 
Eigenthumes. Siehe unten n. 5. 

4) Bedenklicher erscheint der active Commissionshandel aus 
einem feindlichen Lande nach einem neutralen, wo der 
Absender selbst noch Eigenthümer verbleibt, weil dann nach 
der bisherigen Praxis der andere kriegführende Staat die 
Waare selbst noch als feindliches Eigenthum behandeln 
kann; billiger Weise sollte freilich die Condemnation wenig- 
stens nur gegen Erstattung der darauf von dem neutralen 
Commissionär erweislich gemachten Vorschüsse erfolgen 
dürfen. 

5) Bei directem Verkauf zwischen Personen eines kriegführen- 
den und eines neutralen Landes wird es auf die unter 
den Interessenten entscheidenden Privatrechts- 
normen ankommen, in wiefern die Waare bis zur Abliefe- 
rung noch Eigenthum des Verkäufers bleibt, und wird darnach 
für die gegnerische Kriegspartei die Eigenschaft einer feind- 
lichen oder neutralen Waare zu bestimmen sein. Freilich 
ist die Kriegspraxis hier meist sehr hart gewesen 170 ). — 
Dabei fragt cs sich namentlich, ob die Prisengerichte sich 


168. Mittermaier, Grundsätze des Deutschen Privatrechts § 552. 

169. Vergl. die richtigen Bemerkungen Jouflroy’s ). c. p. 185. Heffter 

1. c. 286 will, dass ein activer Speditionshandel aus neutralem 

Lande nach feindlichem Lande, so weit nicht die Grundsätze des 

Blocaderechts oder der Contrebande entgegenstehen, niemals dem 

neutralen Absender sein Eigenthum gefährden sollte. 

170. Vergeblich verlangt Jouffroy p. 184 auch hier gänzliche Freiheit 

der neutralen Waare. 
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gedrungen fühlen werden, eine Eigenthumsübertragung, 
welche nach kaufmännischer Usanz genügt, für vollgültig 
zur Anwendung der Condemnation anzusehen und ob sie 
nicht vielmehr alle Requisite der Eigenthumsübertragung 
nach den strengen juristischen Regeln verlangen werden. 
Siehe bereits $ 111, § 50 n. 2. Band I. Seite 111. Note 15. 
S. 309 ff. 

6) Sogar Schiffe muss ein Neutraler in einem kriegführen- 
den Staate ankaufen und frei abführen können, ohne dass 
der Feind darauf Anspruch machen darf, wenn nur der 
Kauf selbst bona fide geschah und kein blosses Scheinge- 
schäft ist: welche Voraussetzung von allen Fällen dieses 
neutralen Verkehrs allgemein gemacht werden muss. — 
— Freilich ist gerade in Bezug auf den Ankauf von Schiffen 
die Englische und Französische Praxis meist sehr streng 
gewesen. So verbot, wenigstens zeitweilig, z. B. England 
durch Cabinetsordre II. Nov. 1807 den neutralen Ankauf 
von fremden Schiffen. Wegen Frankreich s. Bd. I. §50. S. 1 12. 

Der Ankauf eines feindlichen Schiffes in einem blokirten 
Hafen wird immer als nichtig angesehen, gleichviel durch 
welche Fonds der Ankauf gemacht ist 171 ). Dagegen wurde 
der Ankauf eines neutralen Schiffes von einem Neutralen 
in einem blokirten Hafen von Sir VV. Scott als gültig an- 
gesehen 17 *). Vergl. Jacobsen 1. c. 094. 95. 


§ 232. Dauer des Strafrechts der Kriegführenden. 

I. In der Regel sind alle völkerrechtlichen Fehler und Ver- 
gehen eines neutralen Schiffes durch Beendigung derselben Reise 
gesühnt, mag der Schiffer Contrebande oder überhaupt feind- 
liches Gut transportirt oder die Blokade durchbrochen haben 
oder auf falsche Papiere gesegelt sein oder mag der Ankauf des 
feindlichen Schiffs ursprünglich auf der ersten Reise noch nicht 
rechtsbeständig neutrales Eigenthum erwirkt haben etc. 17 *) 


171. W. Scott im Fall des Schiffes General Hamilton, Kap. Flinn bei 
Robinson VI. 02. 

172. Im Fall: Potsdam, Gerts. 

173. S. u. A. den Fall des Schiffes Randers-Rye bei Robinaou VI. 382. 
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Doch muss die Reise ordentlicher Weise geendet und nicht in 
Folge einer Havarie abgebrochen oder durch Unwetter etc. nur 
zeitweilig unterbrochen sein oder gar erst in dem Abbrechen 
der Reise, in der Veränderung der Reiseroute das Vergehen des 
Schilfes liegen, denn sonst kann das Schiff noch condemnirt 
werden 174 ). Vergl Jacobsen 693 fl*. — S. bereits $ 225. Bd. U. 422. 


174. Hamilton, Flinn bei Robinson VI. 62. Mit Reefct verurthcilte aber 
Scott das Altonaer Schiff Christiansborg, Rap. van der Wey de 
(bei Robinson VI. 376), welches in Folge einer Englischsn Licens 
v. 7. Januar 1807 aus Holland, n&mlich von Rotterdam, trotz der 
Blok&de, nach einem neutralen Hafen ausgeben durfte, nämlich 
nach Smyrna, indessen wegen angeblicher Noth in Alicante 
(einem damals feindlichen Orte) cinlief, dort seine Ladung ver- 
kaufte und mit Retouren auf Kopenhagen versegelte. Denn 1) er- 
gaben Journal, Aussagen und Reparaturrechnungen nicht die Noth- 
wendigkeit des Anlaufens des feindlichen Hafens, das Aniegeln war 
treulos und desswegen sehon Condemnation gerechtfertigt. 2) Von 
Tilgung des Vergehens durch Vollendung der Reise konnte nicht 
die Rede sein, da ja gerade erst die Abbrechung der ursprüngli- 
chen Reise und ausserdem die Retouren aus dem feindlichen 
Orte , jedes für sich , ein völkerrechtliches Vergehen enthielten, 
überhaupt aber nur von einer Reise die Rede sein konnte, näm- 
lich der nach Smyrna, die nur durch erwiesene Nothwendigkeit 
entschuldbar hätte abgebrochen werden können. Doch drückte 
sich Scott in letzterer Beziehung so aus: der Theorie nach mag 
man nicht weiter als bis zu der nnmittelbaren Reise geben 
dürfen; aber wir müssen wissen, dass man m der Praxis weiter 
gegangen ist, nämlich zu der unmittelbar folgenden Reihe, welche 
die Gelegenheit an die Hand gab, das Gesetz zu erzwingen. 

In Bezug auf Blokadebruch spccicll siehe Robinson, adm* 
rep. II. 128 the Welvaart van Pillaw; VI. 387 the Lisette, sowie 
Wheaton, droit intern. II. 184. 85 (partie IV. 3 §28 in f.), schon 
Bynkershoek (Quaest. jur. pub. lib I. cap. 2), auf den man sich 
im Fall des Schiffes Welvaart van Pillaw ausdrücklich berief, tagt: 
wenn ein Engländer aus Flandern nach Dänemark bestimmt, von 
einem Holländer in einen Englischen Hafen gejagt wäre und nun 
von dort aus seine Reise weiter fortsetzte, so scheint es mir, als 
ob er, bevor er seinen Bestimmungshafen erreicht hat, auf der 
ganzen Reise noch wegen des ursprünglichen Verbrechens ertappt 
werden dürfe. Auch sei es einerlei, wohin sich das Schiff geflüchtet 
habe, ob in einen neutralen Hafen oder in irgend einen anderen, 
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II. Billiger Weise sollte mit dem Hintritte des Friedens 
jede weitere Aufbringung und Bestrafung der Neutralen wie auch 
der bisherigen Feinde sofort gänzlich sistirt werden, so dass na- 
mentlich auch alle schwebende Processe niederzuschlagen und 
die noch nicht verurtheilten Prisen sämmtlich freizusprechen 
wären; denn der aufbringende und verurteilende Staat leitet 
sein Strafrecht nur aus seinem Kriegscharakter, nicht aus seiner 
Souverainetät her. Dieser Kriegschärakter ist etwas Vorüber- 
gehendes und kann dem Staate nur so lange derselbe Krieg 
führte. Ausnahmsrechte verschaffen. Dies Strafrecht über Fremde 
ausserhalb seines Gebietes ist das singulärste Privilegium, was 
nach Völkerrecht ein Staat haben kann und demnach auf das 
strengste zu interpretiren, sowie auf die engsten Grenzen, na- 
mentlich auch der Zeit nach zu beschränken, so dass, da im Au- 
genblicke des Friedensschlusses der Kriegscharakter aufhört, der 
bisherige kriegführende Staat auch alle Befugniss zur Fortsetzung 
seines Strafamts verliert. Die Praxis ist bisher meist anderer 
Meinung gewesen. Ueber die Behandlung der noch nicht cou- 
demnirten feindlichen Prisen, pflegt im Friedensschlüsse eine 
besondere, milde Bestimmung enthalten zu sein. 


§ 233. Embargo * 74 ). 

I. Embargo 1 7 Ä ) ist die technische Benennung für das 
Anhalten von Schiffen und deren (so wie anderer) Güter im 
Hafen oder sonst im Lande. Das Embargo erfolgt durch Ver- 
fügung des Souverains des Hafens, und kann dreierlei Art sein, 
indem es 1) als eine Massregel gegen einen Feind, gegen dessen 
Schiffe und Unterthanen (siehe n. II ), 2) oder als eine blosse 


io lange dieß eben nicht der Hafen war, woselbst seine Reise en* 
digen sollte. Es ist immer noch dieselbe Reise. 

175. Schriften bei v. Kamptz, Literatur des Völkerrechts §276. Siehe 
aber bes. de Röal, sciencc du gouvernement, V. 630. Jouffroy 
1. c. § 31. Nau 1. c. § 258 ff. Pöhls 1. c. 1164 ff. Jacobsen 
1. c. 529 ff. sowie die neueste Specialschrift: Karseboom, dena- 
vium detentione, quae vulgo dicitur Embargo (Amsterdam 1840). 

176. Embargo von dem Span, embargar = anhalten. 
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§ 233. Embargo. § 233. 

Massregel der Vorsicht (siehe n. III.), oder 3) als ein Gewalt- 
streich gegen neutrale und inländische SchilTe zur Verstärkung 
der eigenen Kriegsmarine erscheint (siehe n. IV.). 

II. Im engeren Sinne und vorzugsweise ist das Embargo 
der Vorläufer des Krieges, ein Anfang feindlicher Behandlung, 
wobei es unter Umständen zweifelhaft sein kann, ob es als 
blosse Repressalie oder bereits als wirklicher Anfang des 
Krieges auftrete. Löset sich nämlich, sagt Sir W. Scott (bei 
Robinson V. 240), der unter den Staaten obschwebende Streit 
noch vor förmlichen Ausbruch des Kriegs durch einen Vertrag, 
so wird die Anhaltung ein blosses Ci vi 1 embargo , denn dann 
bleibt es eine blosse vorläufige Beschlagnahme; es erfolgt keine 
fernere Disposition Ober die Schiffe, und mit Lösung des Streites 
wird alles restituirt. Dagegen wenn das Embargo entweder von 
Anfang an den Charakter des Kriegsbeginnes hat oder doch 
nachträglich annimmt, so kann man nicht bei der vorläufigen 
Beschlagnahme stehen bleiben. Das Embargo nimmt wirklich 
einen feindlichen Charakter an und es erfolgt in der Regel Con- 
fiscation. Zu beiden Arten der Ausübung des Embargo hat nach 
Völkerrecht jeder Staat die Befugniss. Dabei kann man abstract 
von dem Staate nicht verlangen, dass er zuvor das Embargo an- 
kündige, dass er warne etc. Es kommt alles auf die Umstände 
an und in vielen Fällen würde in der Regel gerade eine solche 
Verwarnung die ganze Massregel des Embargo vereiteln. Freilich 
haben sich viele Staaten gegenseitig durch Verträge zugesichert, 
dass ihre Unterthanen beim Ausbruche eines Krieges noch in- 
nerhalb ö, oder 9, oder 11, oder 12 oder gar 24 Monate noch 
frei abziehen können, indessen wird sich unter Umständen hieran 
kein Staat kehren , wie es denn die Erfahrung immer gezeigt 
hat ' 

Indessen steht doch fest, dass in allen christlichen Staaten 
diejenigen Fremden, welche in unserm Staate bereits Untertha- 


177. Nau 1. e. § 2 58 sowie Pöhls S. 1165 giebt diese zahlreichen Ver- 
träge an. Der Tractat zwischen Dänemark und Preussen 1818 art. 
28 stipulirt l Jahr, der zwischen Holland und Mexico 1827 art. 12, 
6 Monat und resp. 1 Jahr. — Solche Tractaten legen unmög- 
liche Bedingungen auf. 
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nenrechte erworben haben» in Bezug auf ihr Eigentbum durch- 
aus sicher sind. 

Nicht selten besteht auch beim Ausbruche des wirklichen 
Krieges das Embargo nur iu vorläufiger Beschlagnahme» bis der 
Staat von Behandlung seiner in den feindlichen Häfen befind- 
lichen Schiffe und Güter Nachricht erhält ,7S ). Nach der Art 
dieser Nachricht hebt er dann entweder ganz das Embargo auf» 
oder er steigert cs zur wirklichen Confiscation. 

III. Die zweite Art des Embargo, welche darin besteht, dass 
eine Regierung ihrer Unterthanen Schiffe im Hafen zurückhält, 
um sie nicht der Gefahr des Krieges und den Chikanen der 
Kaptoren auszusetzen, vielleicht so lange, bis sie unter Convoy 
aussegeln können» ist seltener. 

IV. Die letzte Art des Embargo besteht darin, dass ein 
Staat alle brauchbaren Schiffe der Uuterthanen, der Fremden, 
der Neutralen und Bundesgenossen in seinen Häfen anbält, um 
sie zu einem bestimmten Zwecke in Kriegszeiten zu verwenden. 
Dies Recht des Embargo steht l79 ) nach positivem Völkerrecht 
jedem Staate zu und ist nicht selten ausgeübt worden 1Ä0 ). Der 
Zweck kann verschieden sein, entweder um Transportschiffe zu 
erhalten oder una die Schiffe kriegsmässig einzurichten oder um 
Munition, Mannschaften , Vorräthe etc. zu gewinnen. Dabei ist 
wohl unstreitig die vollste Entschädigung wegen des ge- 
sammten Interesses dem Neutralen in allen Fällen zu gewähren, 
wie dies 1718 uud 1732 die Spanier im vollsten Grade tliaten, 
dagegen nicht Frankreich, als es fremde und eigene Schiffe zum 


178. So sagt schoa die Englische Magna- Charta art. 4L: Omntf mer- 
catores — si sint de terra contra nos gwerrina, et si tales invenian- 
tur in terra nostra in principio gwerrae, attaebiantnr sine damno 
corporum et reruin, donec sciatur a nobis vel Capitali Justiciario, 
quomoifo mercatores terrae nostrae tractentur, qui tune inveniantur 
in terra contra nos gwerrina, et si nostri salvi sint, alii salvi sint in 
terra nostra. Vide Jacobsen S. 531. 32. 

179. R£al, science du gouv. IV. ebap» 2 letzter Abschnitt. 

180. Es ist sehr alt. Das angariare navera des Röm. Rechts (L. 4 D. 
de veteranis 49. 18) bedeutet schon Aehnliches; angariare von dy- 
yapia = Zwang. Das Longob. Lehnrecht (II. feud. 58) zählt 
gleichfalls zu den Regalien: angariae, parangariae, plaustrorum 
et navium pracstationes. 
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Transport von Truppen für den Kitter von St. Georg nach Eng- 
land 1708 verwandte 

Viele Staaten haben ihre Unterthanen durch besondere V e r- 
träge gegen dieses Embargo zu schützen oder ihnen doch eine 
Entschädigung zu verschalten gesucht. Diese Verträge siehe bei 
Nau 1. c. $ 2C0 und mit detaiilirten Angaben ihres Inhaltes bei 
Pühls 1. c. 1169. 70. 

Dahin gehört denn auch das Matrosenpressen, was sich 
die Kriegführenden in ihren eigenen sowie in feindlichen Häfen 
und auf offener See gegen neutrale, einheimische und feindliche 
Schiffe erlauben, um ihre Kriegsmarine zu ergänzen. Es recht- 
fertigt sich dergleichen selbstredend nur im Falle der äussersten 
Notb. Indessen herrscht notorisch das Matrosenpressen in der 
Praxis und selbst die vielen Verträge haben bis jetzt wenig da- 
gegen geschützt. 


§ 234. Beschränkungen des neutralen Seefrachtverkehrs t83 ). 

1. An sich uud abgesehen von den bisherigen Beschrän- 
kungen ist zwar im Ganzen der Frachtverkehr der Neutralen 


181. Als die Gesandten von Schweden, Dänemark und Holland nach 
aufgehobenen Beschlag Entschädigungen verlangten, antwortete 
LouisXIV.: er habe sich nur des Rechts bedient, welches alle Sou- 
veraine in denen von ihnen abhängigen Häfen hätten und er wäre 
nicht schuldig, wegen der Zeit, so lange sich die Schiffe hätten 
aufhalten müssen , eine Entschädigung zu geben , da man ihnen 
ausserdem in den Staaten des Königreichs nichts Nachtheiliges zu- 
gefügt hätte. Nau 1. c. § 200. 

182. Heffter § 104-160 S. 280 ff. Pöhls S. 1112-28. O. Manning 
203 —280. Wheaton, droit intern, partie IV. chap. 3 § 19 — 23 
(II. p. 100 — 138). Pando 472 — 84. Ortolan II. 74. Nau 
§ 175 fl', u. § 187 ff. sowie die betreffenden Abschnitte der bereits 
§ 220 Note angegebenen Schriften; besonders auch: Le trait£ 
d’Utrecht reclam£ par la France ou coup d’oeil sur le Systeme 
maritime de Napoleon Bonaparte. (Leipz. 1814) pag. 26 sq. Siehe 
auch Wheaton, histoire du droit des gens (2. ed. Leipz. 1840) 
an m. O., bcs. periode 2. § 10, 12; periode 3. $ 13, 14, 15, 18; 
period. 4 — 10, (tom. II. 31 — 100) sowie M. Furneaux, abridged 
history on the principal treatises of peace with reference to 
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nach neutralen wie feindlichen Gebieten frei. Indessen wird doch 
diese Freiheit noch durch zwei Schranken eingeengt, über deren 
Mass man allerdings bis zur Gegenwart in Theorie wie nun be- 
sonders in Praxis nicht einig geworden ist. Es entstehen hier 
die beiden völkerseerechtlichen Cardinalfragen: I) über die 

Behandlung von feindlichen Gütern auf neutralen 
Schiffen und 2) über die Behandlung neutraler, an 
sich unverbotener Güter auf feindlichen Schiffen 
durch die Kriegsmächte. 

Es haben sich hierüber seit dem Mittelalter neben einan- 
der stehende und sich vielfach widerstrebende Sy- 
steme gebildet, ohne dass man jetzt schon sagen 
könnte, dass Eines derselben schon zur Ausschlies- 
sung der andern in der Praxis gelangt wäre oder sich 
nur in der Theorie zur ausschliesslichen Herrschaft 
erhoben hätte. Vielmehr stehen die verschiedenen Systeme 
noch neben einander und durchkreuzen und bekämpfen sich ge- 
genseitig, indem jedes in Theorie und Praxis seine mächtigen 
Vertreter und Vertheidiger findet , ja indem in der Praxis die 
Staaten zu verschiedenen Zeiten nicht bloss, sondern nicht selten 
gleichzeitig das eine wie das andere Princip, je nach den Um- 
ständen als für ihr Benehmen leitend erklärt und geübt haben. 
Siehe n. II— V. 

II. Das eine Svstem besteht in der Maxime: feindliches 
Gut, wo es sich findet, auch auf neutralen Schilfen, wird con- 
liscirt; dagegen ist neutrales Eigenthum auch in feindlichen 
Schiffen gesichert, abgesehen von Contrebande. Dem entspricht 
die Parömie: „Frei Schiff, unfrei Gut“ auf der einen und: 
„Unfrei Schiff, frei Gut“ auf der andern Seite. 

Der Satz, welcher allerdings auf dem Grundsätze der Ge- 
rechtigkeit: suum cuique, ruht, ist zuerst im Gonsolato de 


the question of the neutral flag protecting the property 
of the cnemv (London 1837). Fr. X. v. Moshamm, über die 
neuesten Ansichten, nach welchen die auf neutralen Schilfen ge- 
ladenen Güter behandelt werden (Landshut 1808). Ferd. Conte 
T ucchesi-Palli principi di dirittu publ. marittimo (Neapel 1841). 
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Mare c. 276 ,Ät ) und galt überhaupt im Mittelalter und zwar 
bis zum 17. Jahrhundert fast unumschränkt. Besonders haben 
die grossen Italienischen Freistaaten diesen Satz zur Anerken- 
nung gebracht. Bereits 1221 wird er anerkannt im Vertrage zwi- 
schen Pisa und Arles sowie 1351 in den Tractaten K. Eduards III. 
von England mit den Seestädten Biscaya’s und Kastiliens, fer- 
ner in dem Vertrage K. Heinrichs IV. von England mit Jo- 
hann Herzog von Burgund von 1406, sowie in dem Vertrage 
Englands mit Genua von 1460, und der betreffende Artikel 
dieses letzteren Vertrages wurde vielfach in spätere Verträge 
aufgenommen; Tractat zwischen Eduard IV. v. England und 
dem Herzog v. Bretagne s. 1476, zwischen Heinrich VII. von 
England und demselben 1486, zwischen Heinrich VII. von 
England und Philipp v. Oesterreich 1495, zwischen England 
und Dänemark 1699. Ferner in den Schreiben Ludwigs XI. y. 
Frankreich an den König von Sicilien (bei Leibnitz, Codex jur. 
gent. prod. n. XVIII) wird dieser Satz als ein usus in hoc oc- 
cidentali mari indelibiliter observatus erklärt, und Grotius (de 
jur bell.) führt bereits vom Jahre 1438 eine Niederländische 
Entscheidung für die Freiheit der neutralen Waaren auf feind- 
lichen Schiffen an. Endlich haben sich die hedeutensten Publi- 
cisten bis in das 18. Jahrhundert hinein dafür erklärt, wie 
Gentilis, Hisp. advoc. 1.27, Grotius, Loccenius, Vattel, 
Heineccius, Bynkershoek, Jacobsen (Seerecht 546. 47), 
Robinson, ja selbst Wheaton etc. für dessen Anerkennung 
entschieden. 

Desshalb betrachten denn jetzt Grossbritanien und ein- 
zelne andere Staaten diesen Satz als die eigentliche Regel des 
Völkerrechts 1#4 ), wovon nur durch Vertrag eine Abweichung 


183. Alii 273 oder 261 und in der Pardessuschen Ausgabe cap. 231. cf. 
Pardessus collection des lois marit. tom. II. p. 303; Engel- 
brecht, corp. jur. naut. S. 337. 

184. Wegen dieser Behauptung berufen sich die Engländer hauptsäch- 
lich auf die Anerkennung dieses Satzes im Consulat 1. c. Aber 
das Consulat ist ja kein Normgebendes Gesetz für das internatio- 
nale Verhalten der Staaten, und wenn die Staaten in ihrer früheren 
Vereinzelung die Grundsätze des Consulats anwandten, so geschah 
dies nicht in der Ueberzeugung von einer rechtlichen Verpflich- 
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begründet oder wie die Engländer sagen: wogegen nur durch 
Vertrag privilegirt wird. Namentlich hat auch Spanien die 
Grundsätze des Consulats von jeher wenigstens als Regel be- 
folgt und besonders in seinem neuesten Kaperreglement 1780 
festgehalten , wenn es auch durch die in diesem § genannten 
Verträge mit andern Staaten nicht selten sein System modifi- 
cirt hat. 

III. Nur zeitweilig hat dann ein ganz anderes System ge- 
herrscht, was aber eigentlich nör von Frankreich und zum 
Theil Spanien adoptirt wurde. Darnach hiess es in Frankreich 
seit circa 1400: Feindliches Schiff wird mit allen da- 
rauf befindlichen selbst neutralen Gütern confis- 
cirt, — eine Maxime, welche man nach dem Vorgänge von 
Demornac auf eine vermeintliche Analogie des Röm. Rechts 
stützte — , und sogar ferner: Neutrales Schiff verfällt, 
wenn es feindliche Güter geladen hat *•*). Erst in dem 
Utrechter Tractate liess Frankreich diese Strenge fahren, doch 
nur zum Schein, denn der Vertrag mit den Hansestädten 1716, 
so wie 1769 führte das alte strenge System zum Theil zurück, 
von welchem die Hansestädte erst im Vertrage 1789 sich be- 
freien konnten. Doch wurde bereits 21. Oct. 1744 zu Gunsten 
der Dänen, Niederländer und Schweden in einem Ge- 
setze, die Freiheit der neutralen Schiffahrt ausgespro- 
chen und der Tractat mit Nordamerika vom 23. Juli 1778 und 
zum Theil das Prisenreglement v. 26. Juli 1778 ärt. 1. bewilligte 
den Neutralen, frei Schiff, frei Gut, also unbeschränkte Freiheit 
des Handels mit Ausnahme der Contrebande *••), doch wurde 


tung, sondern nach politischer Wahl, wovon kein Staat wieder ab* 
zugehen gehindert ist. Heffter 1. c. 

185. Ordon. 7. Dec. 1400. Art. 3, Reglern. 1543. Art. 42. Edit du mois 
de mars 1584. art. 69. Declaration du mois de fevr. 1650. art. 6. 
Ordon. de la marine 1681, art. 7. tit. des prises. Arr6t du con- 
seil v. 26. Oct. 1692, durch weiches das Schiff St. Jean Bap- 
tiste desshalb verurtheilt wurde, sowie v. 23. Juli 1704. 

186. Doch ist das Reglement nicht bestimmt und detaillirt genug in 
Bezug auf unsere Frage, wurde aber so interpretirt. Auch wider- 
sprach das Franz. Regl. vielfach den Bestimmungen des Vertrages 
mit Dänemark. Siehe Hennings, Sammlung von Staatsschriften 
Thl. II. S. 119. 
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wohl dadurch der alte Grundsatz : Unfrei Schiff, unfrei Gut nicht 
aufgehoben. Indessen wurde 9. Mai 1793, weil England die 
neutrale Flagge nicht respectirte, das Reglement wieder aufge- 
hoben, doch nicht das alte strenge Recht, sondern das Princip 
des Consulats (siehe n. II.) eingeführt und demnach nur die 
feindliche Ladung confiscirt, das Schiff aber freigegeben und 
dem Schiffer die Fracht bezahlt, sowie eine Entschädigung für 
den Aufenthalt bewilligt. — Entsetzlich hart war das Dccret v. 29. 
Nivosa 1798. — Sodann trat noch mancher Wechsel ein, bis zuletzt 
1812 Napoleon den Grundsatz: frei Schiff, frei Gut, als 
einen immer (!) von Frankreich befolgten proclamirte *•*). 

Es ist nach dem bisherigen bei dem fortwährenden Schwan- 
ken der Franzosen nach Massgabe ihres momentanen In- 
teresses 1 **), kaum möglich, anzugeben, was ihr System sei 1 **). 

IV. Seit dem 17. Jahrhundert hat sich mehr und mehr ein 
anderes System geltend gemacht, das vorzüglich in neueren 
Zeiten unter den mittleren und namentlich nördlichen Seemäch- 
ten zu einer gewissen Herrschaft gelangt ist, ohne dass man 
aber auch dies als die allgemein gültige Satzung des Völker- 


187. Memoire sur le« principes et les loix de 1 a neutralitl k Pari» 1812 
im Moniteur vom 8. Mai 1812. 

188. Freilich liessen sich hier überhaupt sehr häufig die Staaten einzig 
durch ihr einseitiges Interesse bestimmen, Jenkinson, discours 
sur la conduite du gouv. 1757. 

189. Doch haben sie in folgenden Tractaten den Grundsatz, dass die 
Flagge das Gut decke, anerkannt: mit Spanien 1659, im 
Utrechter Tractat, im Aachener, im Pariser Frieden 1763; mit 
England 1667, sowie zu Utrecht 1713, Aachen 1748, Paris 1763, 
sowie auch 1786; mit Holland zu Nimwegen 1678, zu Ryswik 
1697, Aachen 1748; mit Dänemark im Tractat 1742 Art. 28; mit 
Nordamerika im Tractat 1778; mit Russland 1787; mit 
Hamburg 1789. Aber selbst nach dem Tractat Frankreichs mit 
Texas 1839 25. Sept. Art. IV. gilt zwar der Satz: Frei Schiff, 
frei Gut, aber anch eben so sehr: Unfrei Schiff, unfrei 
Gut, und nur dann findet eine Ausnahme statt, wenn die Ladung 
von neutralen Gütern in feindliche Schiffe: avant la dlclaration 
de guerre ou avant qu’on eüt connaissance de cette dlclaration 
dana le port d’oü le navire est parti, erfolgt ist. — Einige von 
seinem allgemeinen Principe abweichende Verträge Frankreichs 
siehe sub n. IV. dieses §. 
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rechts ansehen dürfte, besonders da die bedeutendste See- 
macht, England, vielfach dagegen gekämpft und Frankreich 
nicht bloss, sondern selbst Russland schwankend gewesen sind. 

Der Hauptsatz ist hier der, dass die neu trale * Flagge 
auch die feindliche Ladung schütze, und legt sich nieder 
in der Parömie: Frei Schiff, frei Gut (le pavillon couvre la 
cargaison), während man in Betreff der neutralen Güter 
auf feindlichen Schiffen (siehe desswegen besonders n. V. 
dieses §) schwankt und bald mit richtiger Gonsequenz auch 
hier die Freiheit des neutralen Guts verlangt: Unfrei 

Schiff, frei Gut, oder sich die Confiseation von solchem neu- 
tralen Gut gefallen lässt: Unfrei Schiff, unfrei Gut (la 
rohe d’ennemi confisque celie d’ami) 1 * 0 ). 

Zuerst wurden dahin: frei Schiff, frei Gut, verschiedene 
Verträge mit der Ottomanischen Pforte, so von Frankreich 
1604 1 * 1 ), von den Niederländern 1612 abgeschlossen. Ebenso 
der Vertrag zwischen England und Portugal 1642 Art. 11 und 
1654 Art. 23; zwischen England und Frankreich 1655 Art. 25; 
England und Schweden 1656 Artikel 2; England und den 
V. Niederlanden 1668 Art. 10. u. 1674 Art. 6. 7; England und 
Frankreich 1677 Art. 6; ferner zwischen Frankreich und den 
Hansestädten 1655 Art. 2. 3; Portugal und Niederland 1661 
Art. 12; Frankreich und Niederland 1662 Art. 35; Schweden und 
Niederland 1675 Art. 6. Sodann gründen sich namentlich die 
neueren Verträge der Europ. Mächte (besonders Englands, 
Dänemarks, Schwedens, Frankreichs, Niederlands) mit den Nord- 


190. Alles zusammengefasst liegt in der Franz. Parömie: le navire couvre 
et (ou) confisque la cargaison, je nachdem man et oder ou setzt 

191. Flassan, diplom. Franc. H. 226. Nach diesem Vertrage Frank* 
reichs mit der Pforte Art. 10. wird 1) frei Schiff, frei Gut, aner- 
kannt, und 2) qu'ils (les siyets de la France) ne puissent Ätre pris 
sous ce pretexte (nämlich dass sie sich auf feindlichen Schiffen 
befänden), ni leurs facultäs confisquees, a moins qu'ils ne soient 
trouvls sur vaisseaux en courses etc., also findet keine Confiseation 
statt, wenn sich neutrale Güter auf feindlichen Kauffahrern befin- 
den, mithin ist wenigstens die Regel: Unfrei Schiff, frei Gut. Heffter 
1. c. § 166 Note berichtet hierüber falsch, wie er denn überhaupt 
das Französ. System, namentlich das ältere, sowie die vielfachen 
Schwankungen desselben nicht recht auffasst. • 
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afrikanischen Staaten Algier, Tunis und Tripolis auf den Grund- 
satz: dass das Schiff die Ladung decke. 

Aber es ist wohl zu merken, dass bei ausbrechenden Kriegen 
die Seemächte oft gegen die Bestimmungen dieser Tractate han- 
delten, namentlich w'enn dieselben mehr als Abweichungen ihre9 
eigentlichen Systemes in dieser Beziehung erschienen, nament- 
lich Frankreich (siehe n. III), Spanien, welches überall 
nur dann die neutralen Schiffe schonen wollte, wenn die Eng- 
länder (in den betreffenden Kriegen) ein Gleiches thäten 19 *), 
England, gegen welches namentlich seit dem Kriege von 1778, 
aber auch schon in früheren Zeiten grosse Beschwerden er- 
hoben wurden 1#r ). 

Im Ganzen haben aber Frankreich wenigstens in neueren 
Zeiten mehr oder weniger, sodann namentlich die V. Nieder- 
lande vielfach auf die Herrschaft des Princips von der Freiheit 
des neutralen Handels, besonders durch vertragsmässiges Zugc- 
sländniss, hingearbeitet. Auch England hat vielfach hierin 
Concessionen gemacht in den bereits angegebenen Verträgen. 
Sodann wurde wenigstens der Grundsatz: frei Schiff, frei 
Gut von der sog. bewaffneten Neutralität von 1780 und 
zwar nicht bloss gegen die ihr beitretenden Nationen, sondern 
zu Gunsten aller Nationen oder doch derjenigen anerkannt, 
welche kein entgegengesetztes Princip aufstellen würden 194 ). 


192. Hennings 1. c. S 37 u. 38. In zweifelhaften Fällen erklärten die 
Span. Gerichtshöfe, dass das Interesse Spaniens, seinen Feinden 
allen möglichen Abbruch zu thun, der Sicherheit der neutralen 
Schiffahrt vorzuziehen sei. Nau § 180. 

193. Englische Instruction der Kriegsschiffe 1776, Kaperreglement 1777, 
Kaperinstruction 1778, sowie gegen Spanien 1780. In den Hamb. 
Adresscomtoir-Nachrichtcn von 1779 werden mehrere Confiscations- 
fälle angeführt, unter anderen die der Ladung des Dänischen 
Schiffes les quatres fr^res gegen den Vertrag mit Dänemark. 
Von den Grundsätzen, nach denen solche Fälle England zu ent- 
scheiden beliebte, finden sich schon Spuren in den Laws, ori}^ 
nances and institutions of the adtniralty etc. (London I/IG. 2 vol.) 
Vergl. Nau § 180 in f. 

194. Siehe Erklärung der Kaiserin von Russland an die Höfe von 
London, Versailles und Madrid 26. Febr. 1780. — Jene vom 

v. Kaltenborn, Seerecht II. 29 




450 Abschn. IX. Rechte des Seehandels im Seekriege. 

Es änderte auch demgemäss Grossbritanien zum Theil seine 
Kaperinstructionen und bewies sicli nachgiebiger gegen die Neu- 
tralen. Aber mit dem Ausbruch des neuen Französ. Seekriegs 
fanden die Neutralen wieder gleiche Beschwernisse. Der Dän. 
und Schwedische Handel wurde sehr gehindert und die beiden 
Souveraine dieser Reiche fanden anfangs bei Russland keine 
Neigung zur Wiederherstellung der Convention von 1780. Erst 
als der Kaiser von Russland seine gegen Frankreich abge- 
schickten Truppen zurückgezogen hatte, kam den 16. Dec. IhOO 
die Co nvention zur Herstellung der bewaffne ten Neu- 
tralität zwischen Russla nd, Dänemark, Schweden und 
18. Dec. P reu ss en zu Stande, welche den Grundsatz von 1780 
wiederholt. Aber England arbeitete dem mit aller Macht entgegen, 
nachdem es bereits 1794 mit Nordamerika einen Tractat abge- 
schlossen, in welchem das feindliche Eigenthum am Bord 
neutraler Schiffe als gute Prise erklärt wurde, wogegen sich 
der Tractat zwischen Nordamerika u. Preussen *••) 1799 Art. 12 
in dieser Beziehung in vorsichtiger Absicht unbestimmt genug 
ausdrückt. Und der Tractat zwischen Grossbritanien und 
Russland von 1801 stürzte das System der bewaffneten Neu- 
tralität über den Haufen, denn dort wird Art. 3. das feind- 
liche Eigenthum auf neutralen Schiffen gleichfalls 


König von Dänemark an dieselben Höfe 8. Juli 1780. — Die 
Convention zwischen Russland u. Dänemark zur Sicherung 
der neutralen Schiffahrt und Handlung 9. Juli 1780, dieselbe 
Convention zwischen Russland und Preussen 8. Mai 1781, 
Russland und Schweden 1. August 1/80, Russland u. Por- 
tugal 1782 13. Juli, Russland und Oesterreich 9. Oct. 1781. 
Sicilien trat den 10. Febr. 1783 bei und durch die Congressacte 
von 1781 Nordamerika. Auch ist eine Bestätigung derselben 
Grundsätze zu finden in den Tractaten Russlands mit Dänemark 
8. Oct. 1782 Art. 17, mit Frankreich 11. Januar 1787 Art. 27, und 
mit Neapel 17. Januar 1787 Art. 18. Vergleiche Nau 1. c. $ 182. 
Wheaton, histoire, period. III. § 15. 

195. Artikel 12 des Vertrags dieser beiden Mächte von 1785 erklärt: 
Frei Schiff, frei Gut; ohne die Maxime unfrei Schiff, unfrei Gut. 
Siehe bei Wheaton droit intern. II. 117 fl. die detaillirte Corres- 
pondenz zwischen Preussen und Nordamerika vor Eingehung des 
neuen Vertrages von 1799. 
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für gute Prise erklärt, wenn auch mit Ausnahme des Falles, 
wo die Neutralen die Producte oder Fabrikate des feindlichen 
Landes schon erworben hätten und für ihre eigene Rechnung 
transportirten: welchem Tractate Dänemark und Schweden 
bald beitraten. Zwar ist dieser Tractat für Russland wohl als 
annullirt anzusehen; es vernichtete dieses Reich die Seeconven- 
tion von 1801 und proclamirte 1807 allerdings wieder das Princip 
der bewaffneten Neutralität. Aber nichtsdestoweniger muss man 
behaupten, dass seit dem ersten Jahre dieses Jahrhunderts das 

Svstem dieser bewaffneten Neutralität nicht mehr in entschiedener 
• 

Wirksamkeit verblieben ist, wenn man auch dreist behaupten 
darf, dass seit fast 200 Jahren die Praxis der Mittelseemächte 
sich bestimmt zu jenen Principien von der Freiheit der neutralen 
Fahrt hingeneigt hat. Die Ungeheuern Ausnahmezustände in den 
Seekriegen dieses Jahrhunderts, die Napoleonische Continental- 
sperre, das Englische Blokirungssystem etc. waren zwar bloss 
Extreme und einzig Massregeln der Verzweiflung; sie können 
nirgends als eine wirkliche Praxis des Seerechts erscheinen; 
aber sie haben doch dazu gedient, die Entstehung einer be- 
stimmten allgemeinen Rechtspraxis zu verhindern. Es gibt 
noch keine allgemeine Praxis in diesem Zweige des 
Seeverkehres. 

Nordamerika ist zwar im Allgemeinen geneigt gewesen, 
die Freiheit der neutralen Schiffahrt anzuerkennen, doch in 
neuester Zeit mit dem Vorbehalte, dass dies Recht nur bei 
Kriegen gegen solche Gegner gelten sollte, welche jenes System 
gleichfalls beobachteten 1 * 3 * ® 6 ). 

Preussen erklärt feindliches Eigenthum in neutralen 
Schiffen gesetzmässig für frei und sanctionirte dies Princip durch 
seinen Beitritt zur bewaffneten Neutralität von 1780 und 1800 
und durch seinen Tractat mit Dänemark 1818 1 ® 7 ). 

Die drei nordischen Mächte haben übrigens auch in 


1%. So die schon erwähnten Verträge mit den Central- und SUdamerik. 
Staaten seit 1824, mit Preussen 1818. Siehe Wheaton, histoire 1. c. 

197. S. auch Preuss. Declaration etc. 30. April 1780. Fernere Erkl. 

3. Nov. 1781. Nähere Erläut. 8. Dee. 1781 Art. 4. Preus«. Allg. 

Landrecht I. 9. § 213. 
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ihren neuesten Kaperverordn ungen die Grundsätze der bewaff- 
neten Neutralität festgehalten *••). 

V. Neutrale Güter auf feindlichen Schiffen werden 
schon nach dem Consulat c. 273. n. 3. 4. nicht confiscirt, sondern 
gegen ein angemessenes Lösegeld (selbst auf Credit) freigelassen 
und nur dann nach deinHafen aufgebracht, wenn der Befrachter 
nicht sofort zahlen kann oder nicht als zahlungsfähig bekannt 
ist oder sich nicht ranzioniren will, in welchem Fall aber der 
Befrachter dem Kaptor ausser dem Lösegeld die Fracht zu 
zahlen hat, als ob die Ladung an dem Bestimmungsort geführt 
wäre. Dieser Grundsatz galt überhaupt in den älteren Zeiten. 
Ferner Autoritäten wie Vattel und Lampredi sind dafür gewesen. 
Doch wich man in den Französ. Ordonnanzen von 1538, 1543 
und 1584 davon ab und erklärte neutrale Güter am feindlichen 
Bord für gute Prise. Zwar bestimmte die Französ. Declaration 
1650 das Gegentheil, aber die Marineordonnanz von 1681 führte 
das alte strenge Recht wieder ein. Pothier, de ia proprietö 
n. 96 und Valin, comment. sur l’ord. de la mar. liv. 111. tit. 9. 
des prises Art. 7. Dasselbe strenge Princip wurde bereits im 
17. Jahrhundert vielfach in Verträgen festgesetzt, indem man 
mit dem Schiffe die ganze Ladung für conßscirbar erklärt, ohne 
Unterschied ob sie ganz oder theilweis neutral sei. So Tractat 
zwischen Spanien und Holland 1650 Art. 13, England und Por- 
tugal 1654 Art. 23, der Pyrenäische Friedenstractat 1659 Art 19, 
der Vertrag zwischen Portugal und den V. Niederlanden 1661 
Art. 24 x "). 


198. Rust. Reglement 1787 und Dedar. 6. Mai 1789. — Dänisches 
Regl. 18. März 1810 Art. 8. 9. — Schwed. Regl. 21. Jan. 1804, 
wobei jedoch Schweden seine Unterthanen hinsichtlich Eng* 
lands, auf seinen Tractat mit diesem Lande von {1661 Art. 11 
verweist, nach welchem feindliches Eigenthum am Bord neutraler 
Schiffe confiscirt wird. 

199. Ebenso nach Tractat Spaniens mit Portugal 1778 arg. Art. 9, 
Frankreichs mit Dänemark 1742 Art 28, mit Holland 1739 
Art. 23; Hollands mit Sicilien 1753 Art. 28, mit Amerika 1782 
Art. 9. 11. 12* Englands mit Frankreich 1667 Art. 8, mit Hol* 
land 1674 Art. 8; Dänemarks mit Sicilien 1748 Art. 16. 20, mit 
Genua 1789 Art. 5. 9; Nordamerikas mit Columbien 1824 Art. 13, 
mit Brasilien 1828 Art. 15, mit Centralamerika 1825 Art, 15. Siehe 
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Doch milderte man häufig diese Strenge dahin , dass man 
die schon vor bekannt gewordener Kriegserklärung auf feind- 
liche Schiffe geladenen neutralen Güter von der Confiscation 
befreite. So im Tractat zwischen England und Holland 1674 
Art. 8, zwischen Frankreich und Nordamerika 1778. Art 14, 
zwischen Grossbritanien und Frankreich 1786 Art. 29, Nord- 
amerika und Holland 1782 Artikel 12. Auch sind nicht selten 
Termine festgesetzt, nach deren Ablauf angenommen werden 
soll, dass der Neutrale die Kriegserklärung gewusst habe * 00 ). 

Die bewaffnete Neutralität stellt nur den Grundsatz 
auf: frei Schiff, frei Gut, ohne über die hier erörterte Frage 
zu entscheiden * 01 )- An sich kann es wohl keinem Zweifel 
unterliegen, dass aus der vertragsmässigen Sanction des einen 
Grundsatzes: frei Schiff, frei Gut, noch keineswegs von 
selbst auch die Adoption des anderen Satzes: unfrei Schiff, 
unfrei Gut, also Confiscation der neutralen Waaren auf feind- 
lichen Schiffen folge, sowenig als dieses im umgekehrten Falle 
zulässig sein würde. Doch hat sich Nordamerika* 0 *) diesen 


auch Dän. Prisenregl. 1810 Art. 8. 9. — Doch enthalten manche 
dieser Verträge die oben im Texte genannte Milderung. Nord- 
amerika knüpft in diesen Verträgen an die Herrschaft des 
Grundsatzes: frei Schiff, frei Gut, die Bedingung, dass um- 
gekehrt die feindliche Flagge das Gut confiscabel mache. 
Siehe auch die folg. Noten. 

200. Siehe diese Vertragszeitbestimmungen bei Pöhls 1. c. Seite 1126. 
Note 5. 

201. Auch die Verträge der Nordischen Mächte von 1801 mit England 
lassen dies unentschieden, obwohl sie den Grundsatz feststellen, 
dass feindliches Eigenthum in [neutralen Schiffen nicht frei sei. 
Ebenso im Tractat Spaniens mit Amerika 1795. 1819; Frank- 
reichs mit Holland 1678 Art. 22, mit England 1786 Art. 20, mit 
Russland 1787 Art. 27, mit Hamburg 1789 Art. 2; Preussens mit 
Nordamerika 1785 Art. 12, mit Dänemark 1818; Russlands mit 
Dänemark 1782 Art. 17, mit Sicilien 1787 Art. 18, mit Schweden 
1801 Art. 21; Amerika’s mit ^Schweden 1783 Art. 7. So auch 
Franz. Reglern. 26. Juni 1778 Art. 1. Preuss. Erläuterung 8. Dec. 
1781 Art. 4. Wegen Amerika’s siehe die vorletzte sowie die folgende 
Note. 

202. Doch ist es in Nordamerika in einer Entscheidung ausgesprochen, 
dass die Ladung ihren neutralen Charakter nicht verliere dadurch, 
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Zusammenhang zwischen beiden Sätzen in den in der Note 
199. genannten Verträgen stipuliren lassen, und es ist zu fürch- 
ten, dass man da, wo das nationale Interesse allzusehr spricht, 
in den Prisengerichten nur allzuleicht das Eine aus dem Andern 
folgern werde. Freilich scheint sonst die Sache sehr klar. Denn 
wenn man auch wirklich einräumt, dass der Kriegführende 
feindliches Gut, w f o er es findet, confisciren darf, so darf er dies 
doch gewiss nie mit Verletzung der Rechte Dritter, hier der 
Neutralen und ihres Eigenthumes thun. Heffter 1. c. 

England, welches den Satz, dass das Schiff’ die Ladung 
decke, eigentlich nie angenommen, befolgt consequent den 
Grundsatz, dass neutrales Eigenthum am Bord eines feind- 
lichen Handelsschiffes nicht confiscabel sei; doch folgt die 
Ladung dem Schiffe, wenn dieses auf einem Betrüge ertappt ist 
und beide denselben Eigcnthümer haben ao8 ). Der Kaptor er- 
hält aber nur dann Fracht vom neutralen Gute, wenn er es 
wirklich an den Bestimmungsort, mag dies nun der nominelle 
oder der reelle, zuletzt doch vom Eigner beabsichtigte sein, 
brachte ao4 ). 

VI. Der Theorie nach kann allerdings ein Streit sein, ob 
die neutrale Flagge das feindliche Gut decke. Denn 
es collidiren hier die Souverainetäts- und Schutzrechte der 
neutralen Staaten mit den Souverainetätsrechten und Privi- 
legien der kriegführenden Mächte. Desswegen mag man 
die Frage hier so oder so entscheiden und nach den beson- 
deren Umständen mag der neutrale oder der kriegführende 
Staat Recht haben, wenn auch überhaupt nur im äussersten 
Falle dem Kriegführenden ein Recht zustehen sollte, die Schutz- 


dass sie in einem feindlichen Schiffe verschifft wurde; jedoch war 
Amerika damals nicht kriegführende Macht und dann möchte die 
Ansicht der Gerichtshöfe eben wegen jener neueren Verträge sich 
geändert haben. Fall der Nereide. Siehe Phillips, treatise on 
the law of insurance p. 147. — Wheaton 1. c. erklärt sich sehr 
energisch für unsere Ansicht: Unfrei Schiff, frei Gut. 

203. Donna Marianna. Dodson, reports p. 04. 

204. Fortuna, Tadaen bei Robins., reports IV. 278 sq. Diana, Runke 
ibid. V. 67. 
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rechte souverainer Staaten zu beeinträchtigen, soweit dadurch 
nicht eine gewisse Kriegshülfe gewährt wird. Jeden- 
falls verlangt aber die Majestät der neutralen Souverainetät, dass 
der Kriegführende das feindliche Gut in neutralen Schiffen un- 
angetastet lasse, wenn diese unter Convoy* 04 ) des neutralen 
Staats segeln, ebenso wie feindliche Güter im neutralen Gebiete 
zweifelsohne gegen alle feindlichen Angriffe geschützt sind. Nur 
Kriegscontrebande können hier eine Ausnahme machen, denn 
in deren Zusendung liegt ein Bruch des neutralen Charakters 
selbst. 

Dagegen kann es theoretisch kaum einem Zweifel unter- 
liegen, dass neutrales Gut überall neutrales bleiben 
müsse, wo es sich auch findet, selbst auf feindlichen Schiffen, 
falls es nur nicht Contreband ist. Schill’ und Ladung bilden 
keine solche juristische Einheit, dass überall das eine das 
Schicksal des andereu leiden müsste. Die Freiheit wie die Con- 
fiscation des Einen und des Anderen hängt von anderen, bis- 
weilen sehr verschiedenen Gründen ab. Selbst das am Bord 
eines feindlichen bewaffneten Schilfes befindliche neu- 
trale Eigen th um sollte frei sein* 04 ). 

Wegen der Wirkungen des Segelns eines neutralen Schiffes 
unter feindlichem Convoy siche $ 236. 


205. Doch wohl nur bei einem Convoy durch Staatskriegsschiffe, nicht 
durch Kaper. Siehe § 236. — Nau 1. c. § 186 will den Krieg- 
führenden einzig das Recht lassen, zwar nicht feindliches Privat- 
aber doch feindliches Staatseigenthum auf neutralen, ohne Con- 
voy segelnden neutralen Schilfen gegen Zahlung der Fracht zu 
conlisciren. 

206. So entschied man auch, wenigstens in Bezug auf die neutralen 
GUter in einem feindlichen bewaffneten Kauffahrteischiffe, in Nord- 
amerika (Cranch’s reports IX. p. 388 the Nereide), sowie in einem 
neuen 1818 entschiedenen Falle. Wheaton, droit intern. II. 105 
191 (part IV. 1.522.31), wogegen S.W. Scott gerade mit Bezug 
auf die Nordaraerik Entscheidung im Fall der Nereide die ent- 
gegengesetzte Ansicht aufstellte. Dodson’s adm. rep. I. p. 443 the 
Fanny. 
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§ 235. Durchsuchungsreckt gegen neutrale Schiffe 20 »). 

I. Begriff. — Von dem Durchsuchungsrechte (droit 
de visite et de recherche) zur Unterdrückung des Sklavenhandels 
ist bereits oben § 215 Bd. II. S. 351 gesprochen. Hier soll nur 
noch von dem Rechte der Kriegführenden zur Durchsuchung 
neutraler Schiffe während eines Krieges gehandelt werden. Das 
Recht heisst auch Untersuch ungs- oder Visitations- 
recht. 

II. Begründung. — Seit alten Zeiten und schon im Con- 
sulat steht das auch nach heutigem positiven Völkerrecht un- 
zweifelhafte Recht der Kriegführenden Mächte fest, durch ihre 
Kriegsschifle und Kaper neutrale Schiffe auf offener See und in 
den Gewässern der beiden Kriegsparteien zu untersuchen, um 
sich über den neutralen und Völkerrechtsgemässen 
Charakter derselben zu vergewissern. Da aber ohne 
dasselbe ein Seekrieg kaum mit einigem Nachdruck geführt wer- 
den könnte, indem einfach durch das Aufziehen einer falschen 
neutralen Flagge sich die feindlichen Schiffe gegen alle kriegeri- 
schen Massregeln des Gegners schützen möchten, so scheint das 
Durchsuchungsrecht zugleich in der Natur des internatio- 
nalen Rechtslebens begründet. Alle Glieder des Europ.- 
Amerikanischen Staatensystems erkennen den Krieg als das 
letzte Rechtsmittel zur Schlichtung völkerrechtlicher Streitigkei- 
ten an; sie müssen damit zugleich die einzelnen nothweudigen 
Massregeln desselben sich gefallen lassen. Eine dieser für den 
Seekrieg nothwendigen Massregeln ist aber das Durchsuchungs- 
recht 20 *). Jeder Staat, der überhaupt den Krieg völkerrechtlich 
anerkennt, muss auch dies Durchsuchungsrecht anerkennen. 


207. Pöbls 1. c. 1171 ff Heffter § 167 ft. Ortolan II. 202 ff. Oke 
Manning 350 ff. Pando 549 ff Nau § 163 ff. und § 214 ft. 
Wheaton droit intern, part. IV. ch III. § 29. (II. 185 ff.) 

208. Naturrechtlich suchen das Recht zu vertbeidigen Vattel, droit 
des gens II. 8. § 114. Chitty, treatise p. 190. Galiani 1. c. I. 
c. 10. § 5. Lampredi 1. c. § 12. Azuni 1. c. II. c. 3. Art. 4. 
Hübner, de la saisie des bat. neut. I. 227. Tete ns 1. c. 128. 
Nau 1. c. § 163. auch Wheaton 1. c. de Martens, droit des 
gens § 317. 321. KlUber, droit des gens $293.— Dagegen sind 
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In der Praxis ist denn auch einzig Streit über die Aus- 
führung und Ausdehnung dieses Rechts. 

III. Räumliche Schranken. — Das Recht darf selbst- 
redend nur in den Gewässern der Kriegführenden sowie auf 
offener See geübt werden. Unstatthaft ist dessen Ausübung wie 
überhaupt jede andere kriegerische oder auch nur polizeiliche 
Handlung von Seiten der Kriegführenden im Gebiete neutraler 
oder befreundeter Staaten, ja selbst der Bundesgenossen, W’ofern 
diese nicht ausdrücklich oder stillschweigend die Erlaubniss oder 
Genehmigung ertheilen * 09 ). 

Die im exemten Gebiete wie überhaupt alle unter Kränkung 
der Neutralität gemachten Prisen müssen doch nur auf Recla- 
roation des gekränkten neutralen Staates, wieder herausgegeben 
werden; denn ohne diese Reclamation erscheinen sie als gute 
Beute * 10 ). 

Kaper dürfen nach dem gewöhnlichen Gebrauche der See- 
Staaten nicht in die Flüsse des Feindes innerhalb der durch 
Seetonnen bezeichneten Grenzen eindringen und Schiffe angrei- 
fen, widrigenfalls sie als Seeräuber behandelt werden tfl ). 

IV. Alle Kauffahrteischiffe sind der Durchsuchung 
unterworfen, nicht aber Kriegsschiffe, sowie auch wohl nicht 
andere Staatsschiffe, deren unverfänglicher Charakter in die 
Augen springt. Die blosse Kriegs flagge kann aber noch 
kein Schiff zum Kriegsschifle machen* * 1 II. *). 


Pöhla 1. c. 1172. Bo me mann, over de brugelige Visitation af 
skibe, og convoyen (Kopenhagen 1801; auch Deutsch). Rayneval, 
de la libertd des mers. I. p. II. ch. 16. p. 154. — Bes. gut ver- 
theidigt es Sir W. Scott im Fall der Maria bei Robinson, rep. 

I. 360. 

209. Heffter I. e. S. 295. J a c o b s e n, 585. 

210. Heffter 1. c. Jacobsen 584. v. Kaltenborn, Kriegsschifle auf 
neutralem Gebiet (Hamburg 1850) S 37. Wheaton, droit intern. 

II. 88. 89. Robinson, adm. rep. III. Cas de l’Etrusco; Wheaton« 
reports III. 447. the Anne. 

211. Heffter 1. c. v. Martens, essai conc. les armateurs $ 18. 

112. Vergl. Verhandlungen darüber bei v. Martens, Erzählungen 
merkw. Fälle etc. II. S. 1, sowie O. Manning p. 370. Pando 
564. Heffter 295. 96. Note. 
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V. Nur die Befehlshaber der bewaffneten Land- und See- 
macht und insbesondere die Führer der Kriegsschiffe und 
Kaper der kriegführenden Machte, wahrend der Dauer 
des Krieges, dürfen das Recht ausüben; doch ist in Verträgen 
bisweilen auf den Gebrauch der Kaper gegen einzelne Staaten 
verzichtet, wie dies in den Verträgen Grossbritaniens mit den 
nordischen Mächten von 1801 in Bezug auf* convoyirte Schiffe 
der Fall war. 

VI. Spezieller Zweck ist Feststellung der völlig unver- 
letzten Neutralität wie nach den allgemeinen Grundsätzen des 
positiven Völkerrechts, so nach den besonderen Verträgen der 
durchsuchenden Kriegspartei mit dem neutralen Staate. Also 
wird durchsucht: 1) um die Neutralität des Schiffes selbst fest- 
zustellen; 2) der Ladung; 3) um das Dasein von Contreband- 
artikel aufzudecken; 4) um etwaniger Verletzung der ßlokade zu 
überführen; 5) um etwanige gänzliche oder auch nur theilweise 
Ladung von feindlichem Eigenthum zu entdecken, soweit nicht 
der Satz unter den beiden Mächten gilt: Frei Schiff, frei 
Gut; 6) um das Vorhandensein feindlicher Personen, Depeschen 
etc. darzulegen. 

Vli. Demnach soll durch die Untersuchung ermittelt 
werden: 1) die Nationalität des Schiffes; 2) die Beschaffenheit, 
Herkunft, Bestimmung, sowie der spezielle Eigenthumscharakter 
der Ladung; 3) die Nationalität der Bemannung, wofern nicht 
etwa diese vertragsmässig durch die Nationalität des Schiffes 
gedeckt wird, wie z. B. Frankreich dergleichen Verträge und zwar 
zuletzt mit Texas 1839 abgeschlossen hat; 4) die Reise, der Curs 
des Schiffes. 

VIII. Das gewöhnliche Verfahren der Anhaltuug und 
Untersuchung ist nach der Mehrzahl der hierüber geschlossenen 
Verträge, welche sich vorzüglich dem Pyrenäischen Frieden 
zwischen Spanien und Frankreich von 1659 Art. 17 als Muster 
angeschlossen haben, folgendes 


213. Heffter 1. c. 297. Pöhls S. 1175. v. Martens 1. c. §20. 21. Nament- 
lich stimmen damit die Utrechter Vertrage überein, sowie die 
übrigen Verträge des 18. und 19. Jahrhunderts. Siehe *. B. Ver- 
trag zwischen Amerika u Preuasen 1785 u. 1799 Art. 15. Frank- 
reich und England 1786 (1787) Artikel 31. Russland und Sicilien 
1787 Art. 20. Russland und Portugal 1787 Art. 25. Amerika und 
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Der kriegführende Theil gibt dem zu durchsuchendeu Schiffe 
ein Zeichen, Signal, seinen Lauf innezuhalten (coup d’assurance, 
semonce). Das Signal besteht entweder in einem blinden Ka- 
nonenschuss, im Aufziehen einer Flagge, im Zurufen oder wie 
es sonst möglich ist. Darauf nähert sich das Durcbsuchungs- 
scbiff auf ganze oder (nach besonderen Verträgen) halbe Ka- 
nooeuschussweitc und sendet von da eine Schaluppe mit ge- 
ringer Zahl von Leuten (zwei, drei, vier etc.) an Bord des frem- 
den Schiffes oder man begnügt sich auch bisweilen, den fremden 
Schiffer mit den Seebriefen zu sich kommen zu lassen. 

IX. Der fremde Schiffer muss durch die Schiffspapiere 
sich in Betreff des n. VI. und VII. Gesagten ausweisen. Wegen 
dieser Papiere siehe bereits oben $ 222 Bd. II. S. 391 , sowie 
$ 45 Bd. I. S. 90 ff. * 14 ) Es sind aber von wesentlicher Wich- 
tigkeit folgende Papiere: 1) die etwanigen Ursprungscertificate 
über Schiff und Gut; 2) die Connossemente und Certepartien; 
3) das Schiffsmannschafts -Verzeichniss; 4) das Reisejournal; 
5) möglichst genaue und offlciclle Beweise über den neutralen 
Charakter des Eigenthums an Schiff und Gut; 6) die Pässe und 
7) etwanige anderweitigen Certificate über die Heise, den Curs 
des Schiffes. 

Wegen der Nothw'endigkeit des einen oder anderen Papieres 
kommt es zuförderst auf die speziellen Verträge an. Freilich 
sind die Staaten, besonders die grössern, meist sehr willkürlich, 
ja masslos in ihren dessfallsigen Forderungen gewesen. Siehe 
oben § 222 und ganz besonders § 45. 

Indessen wenn in Verträgen nichts Genaueres festgesetzt 
ist, was für Papiere vorgelegt werden sollen und von welcher 
Beschaffenheit sie sein müssen: *so entspricht es nicht bloss der 


Spanien 1795 Art. 18. Amerika und Frankreich 1800 Artikel 19. 
Amerika und Schweden 1816 (ratificirt 1818) arg. Art. 12. Preussen 
und Dänemark 1818 Art. 19. — Merkwürdiger Weise enthalten die 
beiden Conventionen der bewaffneten Neutralität von 1780 und 
1800, abgesehen vom Convoy (siehe § 236) keine Bestimmungen 
hierüber, und selbst die Russisch-Englische Convention 1801 Art. 4. 
spricht direct nur von convoyirten Schiffen. 

214. Siehe Auch Jarobsen, Secrecht S. 22. 67. 87. 410 ff., der auch 
manche Vorsichtsmassregeln angiebt. Pando 566. 
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Billigkeit, sondern auch schon allen vernünftigen Anforderun- 
gen des strengen Rechts: dass die Papiere genügen, 
durch welche man, nach allgemeinen Rechtsgrundsätzen, die 
genügende üeberzeugung von der Unverfänglichkeit der Neutra- 
lität von Schiff und Gut sich zu verschaffen vermag** 1 ). Auf 
subtile Beweisgründe sollte es nie ankommen; am wenigsten 
der zufällige Mangel des einen oder des anderen Papiers schon 
eine Schuld begründen. Freilich die Praxis, wie gesagt, war 
hierin meist sehr streng und sogar peinlich. Siehe oben 5 222 
und 45. In der Regel kann, dies ist grundsätzlich festzuhalten, 
nach Billigkeit und Recht nicht verlangt werden, dass ein Frem- 
der, hier das fremde Schiff, alle Rechtsformen und Förmlich- 
keiten gerade unseres Staats, hier des kriegführenden, in Betreff 
der Beweise über Schiff und Gut erfüllt habe und alle einzelne 
Documente desshalb wie die Unterthanen herbeischaffe. Der 
Fremde muss hier überall billig und nach allgemeinen Rechts- 
grundsätzen beurtheilt und behandelt werden. 

X. Erst wenn sich aus den Papieren selbst oder aus dem 
Verhalten des Schiffes oder der Mannschaft der Verdacht einer 
Unrichtigkeit in der einen oder anderen Hinsicht ergiebt, darf 
der Untersuchung eine weitere und schärfere Ausdehnung gege- 
ben und Schiff und Ladung selbst durchsucht werden. 

XI. Wenn sich aber auf das Signal das fremde Schiff an- 
zuhalten weigerte oder wenn es gar z. B. durch Aufstecken aller 
Segel etc. augenscheinlich zum Entfliehen sich anschickte, so 
hat der Durchsuchende das Recht, augenblicklich Gewalt anzu- 
wenden. Doch wird in der Regel erst nur ein scharfer Schuss 
in die Segel und Masten des renitirenden Fahrzeuges geschickt 
und erst dann, wenn es auch hierauf nicht anhält, auf das Schiff 
selbst geschossen. 


215. Vergleiche Heffter 1. c. Besondere hat sich die Französische 
Prisenpraxis neuerer Zeit unter dem Einflüsse der noblen und 
billigen Requisitorien von Portalis zu diesen vernünftigen Grund* 
sätzen bekannt. Arges ist dagegen der Englischen Prisen- 
praxis in dieser Beziehung nachzusagen. Siehe v. Martens 1. c. 
$ 21. Entscheidungen von Portalis stehen auch in (Jacobsen) 
Entscheidungen der Pariser und Londoner Prisengerichte (1802 
Altona). 
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$ 236. Scbutz durch Convoy. $ 236. 

XII. Findet der Durchsucher Alles in Ordnung der Art, 
dass er das Schiff nicht geradezu aufbringen zu dürfen glaubt, 
so muss er das Schiff ungehindert weitersegeln lassen und darf 
ihm in der Regel keinen besonderen Curs vorschreiben ,,# ). 


$ 23b. Schutz durch Convoy > IT ). 

1. Begriff. — Convoy besteht in Schutz von Kauffahrtei- 
schiffen durch sie begleitende Kriegsschiffe. Es erfolgt derselbe 
in der Regel gegen Seeräuber und gegen Feinde. Wenn aber 
in einem Kriege die Neutralen ihre Handelsschiffe unter Convoy 
segeln lassen, so hat dies namentlich den Zweck, diese Schiffe 
möglichst gegen alle Beschwerlichkeiten des Durchsuchungs- 
rechtes sowie auch namentlich überhaupt gegen die Uebergriffe 
der Kaper zu sichern ; freilich ist das Recht der Befreiung der unter 
neutralem Convoy segelnden neutralen Kauffahrer von der Durch- 
suchung ($ 235) bis jetzt keineswegs so allgemein anerkannt, 


216. Utrechtcr Tractaten überhaupt und namentlich zwischen England 
und Frankreich 11. April 1713 Art. 24. und viele andere Verträge 
aus dem vorigen und diesem Jahrhundert. 

217. Pöhls I. c. 1197—1219, wo sich viele geschichtliche Erörterungen 
aus den letzten Seekriegen finden. Jouffroy 237 ff. Nau §169ff. 
Heffter $ 170. Wheaton, droit intern, part. IV. 1. $ 29. 30, 
bes. 32. (II. pag. 185 ff. 192 ff.) Wheaton, histoire II. 76—86. 
O. Manning 355. Ortolan II. 215 sq. — Siehe auch bereits 
oben $ 70. Bd. I. 182. 

Spezialschriften: Die Streitigkeiten Englands mit Schwe- 
den und Dänemark 1798— 1800 riefen folgende Schriften hervor: 
J. F. W. Schlegel, sur la visite des vaisseaux neutres sous convoi, 
trad. du danois par Mr. de Juge (Kopenhagen 1800, Lond. 1801), 
worin hauptsächlich Sir W. Scotts dessfallsige Entscheidung (bei 
Robinson, adm. report. I. 340 the Maria) angegriffen wurde, 
während selbige einen Vertheidiger fand in A. Croke, remarks 
on Mr. Schlegels work upon the Visitation etc. (London 1801). — 
Bornemann, Over de brugelige Visitation af neutrale Skibe og 
Convoyen (Kopenhagen 1801, auch Deutsch Leipzig 1801). Siehe 
auch schon Hug. Orotius, Inleyding tot holland. Rechtsgelerd- 
heit, book III. 22. p. 201 ff. 
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dass es als ein unbestrittenes und sich von selbst verstehendes 
Recht in der Praxis von jedem einzelnen Staate beansprucht 
werden dürfte. 

II. Bisherige Uebung a1 *). — Die Königin Christine 
von Schweden, durch die Convoyinstruction vom 16. August 
1653, stellte zuerst den Grundsatz auf, dass die Commandanten 
des Convoys die Durchsuchung der unter ihrem Schutz segeln- 
den Schiffe nicht leiden sollten. 

1654 10. Aug. erklärten die Generalstaaten v. Holland, 
dass wenigstens die Staatsschiffe , nicht aber die Kauffahrer des 
Convoy’s von der Durchsuchung frei sein sollten und 1656 3. Sep. 
instruirten die Amsterd. u. Rotterd. Admiralität ihren Com- 
mandeur Ruyter dahin, dass er den Englischen KriegsschiflTen 
nur gestatten solle, mit den unter seinem Schutz befindlichen 
Schiffen höflich zu sprechen, dagegen solle er jede weitere Unter- 
suchung abweisen: was zwar die Generalsta aten missbilligten, 
doch Ruyter fast ebenso instruirten. Auch blieb Holland im 
Ganzen bei dem Satze stehen, dass Convoy von Durchsuchung 
frei sei, w'ie denn noch 1762 der Holl. Kapitain Dedel eine 
Englische Fregatte mit Gewalt zurückwies und desshalb in einer 
Resolution 20. Sep. 1762 die Billigung der Generalstaaten erhielt. 
Dasselbe Princip wollte 1779 der Holl. Admiral Byland mit 
Gewalt durchsetzen, indessen wurde sein Convoy von den Eng- 
ländern aufgeb rächt* *•). Dennoch stellten 1781 26. Januar in 
einem Placat die Generalstaaten von Holland gesetzlich das 
Princip auf, dass ihre eigenen Kaper und Kriegsschiffe keine 
Durchsuchung von den unter Convoy segelnden neutralen Schiffen 
vornehmen dürften, wenn der Commandant des Convoy das 
Nichtvorhandensein von Contrebande in den Schiffen ganz be- 
stimmt versichere. Aehnliche Bestimmungen enthalten das Russ. 
Reglement 1787 Art. 13; das Schwedische 1788 Art. 1. § 8; 
das Dän. 4. Mai 1803 Art. 17; indessen beschränkte ein neues 
Schwedisches Reglement 21. Juni 1804 dies dahin, dass sich die 
Schwedischen Schiffe unter Convoy die Durchsuchung nur durch 
Staatsschi Üe, nicht durch Kaper gefallen zu lassen brauchten. 


2t8. Vergl. bes. Pöhls 1. c. S. 1199 ff. 

219. v. Martens, Erzählungen merkwürdiger Fälle aus dem Völkerrecht 
II. 15. 
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Besonders aber wurde die Frage auf Veranlassung der Wi- 
dersetzung von Dänischen und Schwedischen Convoys gegen 
Englische Durchsuchung in den Jahren 1798 — 1800 angeregt. 
1798 nämlich brachten die Engländer zwei Schwedische Kon- 
vois aa0 ), die eine unter Graf Wrangel, die andre unter Baron 
Cederström, auf und condemnirten sie. 1799 dagegen setzte der 
Dänische Kapitain van Dockum im Mittelmeere die Befrei- 
ung seines Convoy gegen die Durchsuchung der Engländer glück- 
lich mit Gewalt durch aai ), wogegen im Sommer 1800 der Dä- 
nische Kapitain Krabbe im Kanal, doch nach einem heftigen 
Kampfe mit dem ganzen Convoy (1 Fregatte, Freya, und Kauf- 
fahrern) von den Engländern aufgebracht wurde (durch 4 
Fregatten, 1 Brig und 1 Luppen). Doch gab England nach einem 
heftigen Notenwechsel Alles wieder heraus , wogegen freilich 
Dänemark seine Convoys suspendirte, und indem die Ent- 
scheidung der Rechtsfrage ausgesetzt blieb ** a ). 

In Verträgen wird der Fall des Convoy und seiner Wirkun-. 
gen erst spät Erwähnung gethan. Die erste bewaflnete Neu- 
tralität 1780 enthält noch nichts davon. Aber bereits der Trac- 
tat zwischen Russland und Dänemark v. 8. Oct. 1782 art. 18. 
19 setzt fest, dass die Erklärung des Commandeurs des Convoys 
von dem Nichtvorhandensein der Contrebande überall genügen 
und gegen Durchsuchung von Kapern wie von Kriegsschiflen 
schützen müsse, und dasselbe stipulirte seitdem Russland mit 
Oesterreich 1. Nov. 1785 art. 13, mit Frankreich 11. Jan. 1787 
art. 31, mit Portugal 9. Dec. 1787 art. 25. 26 und 16. Dec. 1798 
art. 22, mit Sicilien 5. Jan. 1787 art. 20. 21 und mit Schweden 


220. Wheaton, droit int. IV. 3. 227. v. Martens, Erzählungen I. 299. 
Jacobsen, Seerecht 577. Fall Maria, Paulien bei Robinson I. 
340. Auch nicht zu Gunsten der Hanseatischen Ladungsinteres- 
senten machte Scott eine Ausnahme. Fall Elsabe, Maas, bei 
Robinson V. 173, in welchem letztem Falle übrigens entschieden 
wurde, dass der Staat das Recht habe, aus politischen Gründen 
eine durch die Prisenacte an sich begründete Beute frei zurückzu- 
geben. Robinson V. 18. Jacobsen 541. 555. 

221. Doch veranlasste dies zwischen dem Englischen und Dänischen 
Kabinette einen Notenwechsel. 

2*22. Das Ende war die vorläufige Konvention zwischen England und 
Dänemark, 29. Aug. 1800. * . 
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1. März 1801 art. 24; ferner Preussen mit Nordamerika 1785 
art. 14, 1799 art. 14 und 1828, sowie mit Dänemark 1818 art. 19; 
sowie ferner Nordamerika mit Holland 1782 art 10, mit 
Schweden 1783 art. 12, sowie mit den südamerikanischen Staa- 
ten , nämlich mit Columbia 1824 art. 20, mit Centralamerika 
1825 art. 22 und mit Brasilien 1828 art. 22, endlich Frank- 
reich mit Texas 1839 art. 5 * aa ). 

Gerade veranlasst durch die Englische Behandlung der Dä- 
nischen Fregatte Freya und deren Convoy lud dann Russland 
die Nordischen Mächte zur Aufrechthaltung der Rechte der Neu- 
tralen von Neuem ein und die Convention zur sogenannten 
Herstellung der bewaffneten Neutralität, Decbr. 1800, zwischen 
Schweden', Dänemark, Russland, der einige Tage später 
auch Preussen beitrat, setzte fest: dass die Erklärung des, 
das convoyirende Kriegsschiff commandirenden Of- 
ficiers, dass die neutralen Schiffe keine Contrebande 
am Bord hätten, gegen Durchsuchung schützen müsse. 

Da zeigte sich endlich England nachgiebiger, wusste aber so 
glücklich zu unterhandeln, dass dieser Satz durch die Russisch- 
Englische Convention v. 5. Juni 1801 art. 4, der auch Schweden 
und Dänemark beitraten, dahin modificirt wurde: dass Schiffe 
unter Convoy zwar von Kapern gar nicht angehalten 
und untersucht werden dürfen aa4 ), wohl aber, wenig- 
stens in gewisser Weise, von Kriegsschiffen. Es sen- 
det nämlich das Schiff der kriegführenden Macht eine Schaluppe 
an Bord des convoyirenden und die Officiere legitimiren 
sich gegenseitig gegen einander. Findet sich Alles in 
Ordnung, so darf weiter nicht visitirt werden Dazu ist 


223. In diesem Artikel V. de» Vertrags zwischen Frankreich und Texas 
heisst es: La visite ne sera permise qu’k bord des bätiments qni 
navigueraient sans convoi; il suffira, lorsqu’iis seront convoyta, 
que le commandant du convoi dlclare, verbalement et 
sur sa parole d'honneur , que les navires places sous sa 
protection et sous son escorte app artiennent h l’ltat 
dont il arbore le pavillon, et qu’il dlclare, lorsque les 
navires seront destinls pour un port ennemi, qu'ils 
n'ont pas de contrebande de guerre. 

224. Vielmehr dürfen Kaper mit Gewalt zurückgewiesen werden. 
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nur ein Recht vorhanden, wenn ein motif valable de sus- 
picion vorhanden ist. 

England hat demnach bis jetzt nicht das Princip, 
sondern nur eine Milderung der strengeren Visita- 
tion der convovirten SchilTe bewilligt, nämlich zeitweilig; 
denn England wird sich gewiss nicht mehr durch die Bestim- 
mungen jener Seeconvention von 1801 , nach den Ereignissen 
und Seekriegen der späteren Jahre bis 1814, vertragsmässig hier 
gebunden halten. 

III. aa5 ) Wiewohl nun kein allgemeines gleiches Einver- 
ständniss der Mächte über den Grundsatz besteht und gar viele 
der ihn unbedingt oder modificirt festsetzenden Verträge im 
Laufe des jetzigen Jahrhunderts wieder gelöset sind: so scheint 
doch der Schutz gegen Durchsuchung neutraler Schiffe durch 
Convoy so sehr in der Natur des internationalen Itechtslebens 
im Allgemeinen , besonders aber so sehr in der Souverainetät 
jedes neutralen Staates, in der neutralen Würde, Ehre, Maje- 
stät und Glaubwürdigkeit begründet, dass es nur als eine 
selbstsüchtige und völlig ungerechtfertigte Anmassung der grös- 
seren Seestaaten und namentlich Englands erscheint, wenn sie 
den Schutz durch Convoy nicht respectiren, wenn sie den ge- 
wissenhaften Aussagen der Kriegsbefehlshaber der neutralen 
Mächte keinen Glauben schenken wollen: was mir immer als 
eine solche Beleidigung des neutralen Staats erscheinen 
mag, dass desshalb überall ein kriegerisches Auftreten des 
neutralen gerechtfertigt ist. Siehe aber n. IV. 

Mit Recht sagt N au 1. c.: Da Convoy die offene Garantie 
der Regierung sei, so könne die Uebereinkunft für keinen Theil 
ungerecht sein, dass nämlich alle Schiffe aller Nationen, welche 
unter Bedeckung eines bewaffneten Fahrzeuges ihrer Regie- 
rung passiren, durch die Aussage des Chefs des convoyirenden 
Kriegsschiffes , dass keine Coutrebande am Bord des Schiffes 
seien, von aller Untersuchung befreit seien. 

Uebrigens nur Kriegsschiffe, nicht Kaper aae ) scheinen 


225. Vergl. Heffter 1. c. § 170 in f. ; auch Nau § 171. 

226. Dies ist möglich in dem Falle, dass ein Staat zwar mit einem an- 
dern Staate (Amerika mit Frankreich) Krieg führt und gegen diesen 

y. Kaltenborn, Seerechl 11. 30 


460 Abschn. IX. Rechte des Seehandels im Seekriege. 


mir, nach der bisherigen Einrichtung der letztem, als Escorte 
eines Convoy die gehörige Garantie darzubieten und einen hin- 
länglichen die Majestät und Glaubwürdigkeit des neutralen Staats 
repräsentirenden Charakter an sich zu tragen, um das Recht der 
convoyirten Fahrzeuge auszuschliessen. 

IV. Doch versteht es sich von selbst, dass der neutrale 
Staat die unter Convoy zu stellenden Handelsschiffe vor der Ab- 
segelung der genauesten officiellen Inspection unterwerfen und 
die Führer der Bedeckung mit authentischen Legitimationen ver- 
sehen müsse. 

V. Auch können füglich nur diejenigen Schiffe auf die 
Befreiung von der Durchsuchung Anspruch machen, welche aus- 
drücklich und bestimmt, nach geschehener officieller Inspection, 
von der absendenden Staatsgewalt die Erlaubnis unter dem 
Convoy segeln zu können erhalten haben, nicht diejenigen, 
welche sich dem Convoy eigenmächtig oder erst unterwegs zu- 
fällig angeschlossen haben a * 7 ). 

VI. Selbst diejenigen Schiffe, welche unterwegs von der Be- 
deckung sich trennen oder abgetrennt werden, können sich auf 
das Recht der Befreiung nicht berufen. Doch wird eine zufällige 
zeitweilige Trennung auf offener See in der Regel nichts ändern 
und auch nicht einmal Verdacht begründen können. Dagegen ist 
eine dauernde Abtrennung ganz besonders geeignet, bei dem- 
nächstiger Betretung durch die Kriegführenden solche Schiffe als 
besonders verdächtig zu behandeln, namentlich, w'enn sie in der 
Nähe verdächtiger Küsten, Inseln oder auch auf einer in jener 
Zeit von verdächtigen oder gar feindlichen Kauffahrern frequen- 
tirten Passage betroffen werden oder gar keine durch höhere 
Gewalt erweislich bewirkte Deviation vorliegt etc. 

VII. Endlich kann füglich eine Verification der Schiffe ver- 


Kaperbriefe gibt, aber gegenüber einem dritten Staate (Dänemark), 
welcher wieder mit einem anderen Staate (England) Krieg fuhrt, 
neutral ist. So im Jahre 1807. Siehe n. VIII. dieses §. 

227. Heffter, 1. c. § 170, der mit Recht erklärt, dass aber von einem 
Recht auf Confiscation solcher eigenmächtig oder zufällig unter 
den Convoi gekommenen Schiffe nicht die Rede sein kann, son- 
dern nur von einer Durchsuchung derselben, Ortolan 1. c. II. 237 
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langt werden, wenn sie durch Zufall oder absichtlich mit anderen 
Schiffen zusammengerathen oder vermengt worden sind aas ). 

VIII. Das frei willige Segeln eines neutralen Schif- 
fes unter feindliche m Convoy scheint aber demselben un- 
bedingt einen feindlichen Charakter zu geben, das neutrale Schiff 
muss hier dass Schicksal der feindlichen Schiffe theilen, denn es 
hat durch seinen eigenen Fehler seinen neutraten Charakter 
verloren aa# ). S. § 237. Note 235. 

Als in dem Dänisch- Englischen Kriege von 1807 einige Dä- 
nische Briggs bei Norwegen einen ganzen Convoy des Feindes 
nahmen, so waren darunter viele Nordamerikanische Schiffe, von 
denen einige aus der Ostsee direct nach Amerika bestimmt 
waren. Die Amerikaner behaupteten nun, dass sie sich ihres 
Kriegstandes mit Frankreich wegen und nicht aus irgend einer 
Rücksicht gegen Dänemark, unter den Convoy eines Kriegfüh- 
renden begeben hätten. Jacobsen 1. c. will aber auch hier 
mit Recht die Regel festhalten a3 °) , denn es findet hier, trotz 
obiger Einrede, immer eine Verletzung der reinen Neutralität statt. 
Sir W. Scott verurtheilte in den oben genannten Schwedischen 
Convoy fällen auch die Hanseatischen Ladungsinteressenten, in- 
dem man annehmen müsse, dass diesen die Instructionen des 
Convoyführers wegen des beabsichtigten Widerstandes bekannt 
waren. Um so mehr muss also die Condemnation erfolgen, wo 
dieser Widerstand von Seiten eines feindlichen Covoi sich überall 
von selbst versteht. Durch das Eintreten in eine solche Con- 
voygemeinschaft unter einer feindlichen Flagge begibt man sich 


228. Vergl. Heffter § 170 in f. Ortolan II. 231. 

229. Namentlich streng ist Oke Manning 369. Wheaton, droit int. 
II. 192. (partie IV. c. 3. § 31 in f.) Wheaton, reportes II. 409. 
the Atalanta. Jacobsen, Seerecht 140. 141. Mit Recht unter- 
schieden die Nordamerikanischen Gerichte bestimmt 1) zwischen 
dem Falle, wo bloss neutrale Guter am Bord eines feindlichen 
Kriegsschiffes sich befinden, 2) von dem Falle, wo ein neutrales 
Schiff unter feindlichem Convoy segelt. Wheaton, droit intern. 1* c. 
und oben § 234 in f. 

230. Wenn auch, setzt er hinzu, der König v. Dänemark, aus Freund- 
schaft für die V. St. v. Nordamerika, in Folge der ministeriellen 
Verwendung einige der Schiffe oder deren Ertrag restituiren wUrde. 

30* 
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gegenüber dem Kriegführenden in eine kriegerische Stellung, 
und gerade dadurch, dass neutrale Schiffe an dem Convoyzuge 
theilnehmen, gewinnt der Convoy an einen gewissen grösseren 
kriegerischen Charakter. Schon durch die grosse Anzahl der 
Schiffe lässt sich die andere Kriegspartei abschrecken von Ver- 
folgung etc. Kurz es liegt hier mehr oder weniger eine 
unmittelbare Theilnahme an einem feindlichen Ma- 
növer vor. 

Damit stimmt denn auch das Dänische Prisenreglement 
von 1810 überein, indem es für gute Prisen erklärt: „les 
vaisseaux qui malgrö que leurs pavillons fussent considöräs 
comme neutres aussi bien pour la Grand- Bretagne 
que pour les puissances en guerre avec cette nation, 
se sont servi de convois anglais, soit dans l’Atlantique, soit dans 
la Baltique.“ In den Nordamerikanischen Beschwerden wegen 
jener Capturen durch Dänemark w erden zwar diese Bestimmun- 
gen der Dänischen Verordnung als einseitige Bestimmungen ge- 
gen das bisherige Völkerrecht bezeichnet und Wheaton (droit 
intern. II. 192—204; partie IV. 3. § 32) sucht weitläufig das 
vermeintliche Unrecht Dänemarks zu beweisen 231 ). Aber der 
Nordamerikanische Patriotismus liess hier in egoistischer Weise 
das allgemeine Recht vor dem individuellen Interesse hintenan- 
setzen, und nach langen Unterhandlungen ist es den Nordameri- 
kanern , nämlich erst im Jahre 1830 , einzig möglich gewesen, 
von dem Dänischen Kabinete eine ganz allgemeine Entschädi- 
gungssumme zu Gunsten der reclamirenden Eigentümer. zu er- 
langen, indem dabei die Vertheilung dem Nordamerikanischen 
Staate allein überlassen wurde. Man sieht, Dänemark erkannte 
die Nordamerikanische Prätension nicht als rechtsbeständig an 
und gab sein eignes strenges, aber gerechtes Princip durchaus 
nicht auf, wie es denn in dieser Convention express heisst, dass 
cette Convention fut d^clarde n’avoir d’autre object que de mettre 
fin ä toutes röclamations, et ne pouvoir 6t re jamais in- 
voqude par la suite par l’une ou l’autre des partie 
comme un prdc^dent ou une regle pour l’avenir“ asa ). 


231. Auch Ortolan II. 233—37 ist milder Ansicht; ebenso Heffter § 171 v 
Note, doch ohne Rücksicht auf den bestimmten Fall. 

232. Wheaton ou comte de Schimmelmann 1828. de Martens, 
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Zufälliges und zwar zeitweiliges durch die Umstände gebo- 
tenes oder gar mit Gewalt erzwungenes Segeln unter feindlichem 
Convoy, kann aber füglich dieselbe Wirkung nicht haben, recht- 
fertigt aber jedenfalls die Aufbringung und vorläufige Beschlag- 
nahme , denn der Neutrale wird sich auch in solchem Falle 
allemal erst vor dem Prisengerichte zu rechtfertigen haben. Sir 
W. Scott erklärte das Segeln unter Convoy, im Falle es durch 
eine unvorhergesehene Verlegenheit, die ein Schiff auf 
der See überfällt, erfolge, für keinen Grund zur Condemna- 
tion des einzelnen neutralen Schiffes und dessen Ladung, selbst 
wenn der Convoy wegen Widersetzung gegen die Durchsuchung 
aufgebracht worden war. Fall Elsabe bei Robinson V. 173. 


$ 237. Aufbringung und Beschlagnahme 333 ). 

I. Bei der Durchsuchung setzt sich jedes Schiff der Be- 
schlagnahme und Wegführung (Aufbringung) aus: 

1) Wenn es sich der Untersuchung thätlich wiedersetzt oder 
auch nur zu widersetzen Anstalt trifft 334 ). Franz. Ordonn. 


nouveau recueil tom. VIII. 350. Elliot, American diplomatic Code 
vol. I. 453. — Freilich liegt in dem Vorbehalt zugleich, dass auch 
. die Nordamerikaner ihr vermeintliches Recht nicht aufgegeben 
haben. 

233. Heffter 1. c. § 171. S. 301 -303. Pöhls 1. c. 1176 ff. Nau 
§ 1C6. 167. 

234. Doch war Sir W. Scott in dem Falle der Spanischen Schiffe La 
purissima Conception und St. Juan Baptista (bei Robinson V. 33), 
welche behaupteten, sie hätten die Englischen Schiffe fUr Barba- 
resken gehalten, hätten bloss desshalb die Böte nicht an Bord 
kommen lassen und hätten nach Rückkehr der sich damit be- 
gnügenden Böte, einfach nur versucht zu entfliehen, — so billig 
zu erklären: er glaube nicht, dass ein blosser Versuch 
vor der Besitzergreifung zu entfliehen, je so angese- 
hen werden könne, als folge darauf eine Condemna- 
t i o n. Ferner auch wenn die Spanier die Erklärung der Engländer, dass 
England zwar mit Frankreich und Holland , nicht aber mit Spa- 
nien in Krieg verwickelt sei, bezweifelt, rIso aus Furcht vor einem 
vermeintlichen feindlichen Kreuzer geflohen wären, so läge immer 
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de 1. m. 1681. art. 12 tit. des prises. Dän. Prisenregl. 1810. 
art. 11. Schwed. Regl. 178S. I. § 6. Span. Ordonnanz 
1718. art. 13. 

2) Das Recht der Sicherung gegen Durchsuchung durch Convoy 
ist noch so precär und namentlich von England, ausser in Folge 
besonderer Verträge, so wenig anerkannt, dass bisher im 
Fall eines Widerstandes das GeleitsschilT sammt dem gan- 
zen Convoyzuge aufgebracht worden ist. Siehe § 236 n. II. 
in med. bes. die Noten. 

Auch das Segeln eines neutralen Schiffes unter einem 
feindlichen Convoy (§ 236 n. VIII.) ist immer verdächtig 
und begründet in der Regel Confiscation a38 ). 

3) Wenn das Schiff oder die Ladung sich nicht sofort als 
neutral legitimiren kann. Siehe § 234. 

4) Wenn es sich im Fall eines offenbaren Zuwiderhan- 
delns gegen die Rechte eines Kriegführenden in 
Betreff einer Blök ade (§ 224) oder wegen Zuführung ver- 
botener Waaren oder feindlicher Güter (s. aber § 234), 
Mannschaften und Depeschen befindet (§ 225). 

Indessen w'enn das Schiff nicht selbst oder die ganze La- 
dung des Schiffes der Confiscation unterworfen ist, also wenn 
nur ein Theil der Ladung unter die verbotenen Waaren gehört 
oder feindliches Gut ist, so soll in der Regel der Kaper und 
resp. das Kriegsschiff der durchsuchenden Macht sich mit der 
Wegnahme dieser Güter begnügen und das Schiff ungestört 
weitersegeln lassen , falls die Schiffe der Kaptoren ohne Be- 
schwerde diese Güter fassen können und falls nicht anderwei- 
tiger Verdacht einer Confiscation auch der übrigen Ladung oder 
des Schiffes vorliegt. Nau § 167. Siehe n. II. u. § 225, bes. n. IX. 

5) Selbst wenn sich auch nur begründeter Verdacht einer 
oder der anderen Unrichtigkeit ergiebt; also insbesondere: 


ein entschuldbarer Irrthum vor. Die Kaptoren hätten also ihre 
Beschuldigung nicht gehörig dargethan. Jacobsen 1. c. 579. 80. 
743. Acton rep. II. 31 the Topax, Capt. Nicholl. 

235. Siehe bereits oben g 236 n. VIII. So strenger Meinung ist auch 
O. Manning. Einen absoluten Confiscationsgrund will 
darin nicht sehen Hefiter und ähnlich Wheaton 1. c. und Ortolan 
II. 233-37. 
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§ 237. Aufbringung und Beschlagnahme. $ 237. 

6) Wenn sich keine oder doppelte oder unvollständige 
Schiffspapiere, z. B. auch am Bord des Convoyschiffs 
in den Händen des Commandeurs, vorfinden, oder wenn 
der Kaper keine Markbriefe hat* 3 *), oder 

7) w r enn der Schiffer oder gar der Commandeur des Convoys 
die Schiffspapiere ganz oder theilweis vernichtet, ge- 
schehe es durch Verbrennen, Zerreissen, Ueberbordwerfen 
etc. Mag sie vor oder bei oder nach der Kaptur geschehen 
sein, immer ist sie im höchsten Grade Verdacht erregend 
und strafbar, so dass die Prisenreglements die Strafe der 
Confiscation des Schiffes und der Ladung darauf setzen und 
zwar in der Regel ohne zu untersuchen, ob das vernichtete 


236. Die Wirkung ist in den verschiedenen Staaten verschieden, die 
desswegen meist ihre Unterthanen streng verwarnen. Aufbringung 
ist in den Fällen sub 5. und 6. überall gerechtfertigt. Doch er- 
klären die Russ. u. Dän. Gesetze falsche oder doppelte Papiere 
(wenigstens nicht ausdrücklich) nicht gerade für einen Grund zur 
Condemnation (Russ. Kaperregl. 1787 Art. 6. Dän. Prisenreglem. 
1810 Art. 12. lit. b.), wohl aber die Holl. Ordnung 26. Jan. 1781 
Artikel 5. und vielleicht auch Frankreich (Arrdte du directoire 
executif. 12 Vent. an 5. Art. 5). — In England sind falsche 
Papiere nicht unbedingt ein Grund zur Condemnation; aber sie 
machen das Eigenthum desjenigen, der in culpa ist, verdächtig, 
und werden zu einem Condemnationsgrunde, sobald die Trans- 
action selbst betrügerisch ist (Calypso, Speck bei Robinson II. 
154). Ueberhaupt nimmt in England jeder Betrug das Recht auf 
besseren 'Beweis (Fälle: Eenrom, Fronien; Calypso, Speck; 
Carolina, Hart mann; Bernstorf, Velmer; Nancy, Knudsen, 
sämmtlich bei Robinson, adm. rep.), und in dem Viceadmiralitäts- 
gerichtc zu Halifax ist sogar einem Reclamanten, der in einer 
Sache meineidig befunden worden, in einer anderen Sache das 
Recht auf besseren Beweis abgesprochen worden (Three Brothers, 
Fitch bei Stewart, viceadm. rep. 99) und es ist diese Entscheidung 
(v. 9. Mai 1807) im Appellatorio am 30. Nov. 1808 bestätigt. — 
Ferner muss man es in der Ordnung finden, dass in England das 
Admiralitätsgericht Attestationen von notorisch leichtfertigen und 
gewissenlosen Magisträten, wenigstens wenn sonst Verdacht ob- 
waltete, nicht beachtet hat, namentlich ging es in den letzten 
grossen Seekriegen den Emdener Bürgerbriefen so. Emden war 
berüchtigt. Doch sagte S. W. Scott höflich nur: Der Magistrat 
von Emden lasse sich leicht täuschen. Siehe Pöhls 1. c. 1182. 
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Papier einen Aufschluss gegeben haben würde, der das 
Eigentlium feindlich macht oder nicht So in Frankreich 
und Spanien* 37 ). Doch ist nach dem Dän. Prisenreglement 
1810 Art. 12. Note c. in der Vernichtung der Papiere nur 
einfach ein Grund zur Aufbringung vorhanden, und in Eng- 
land verliert der Schiffer und wenn er darum wusste, auch 
der Eigner der Ladung, dadurch das Recht, ferneren Be- 
weis zu führen und allen Anspruch auf die Fracht, doch ist 
die Vernichtung an sich kein hinreichender Grund zur Con- 
demnation, wenn nur sonst der neutrale und unfeindliche 
Charakter klar ist 338 ). S. auch § 238. 

Auch die Verheimlichung der Papiere ist ver- 
dächtig * 39 ), kann aber natürlich nicht die Wirkung der 
Vernichtung haben, indem noch immer die Möglichkeit die 
Papiere herbeizuschaffen da ist, falls sie nur noch nach- 
träglich herbeigeschafft werden und unter Umständen und 
zu einer Zeit, ehe sie gefälscht oder vertauscht oder theil- 
weis zerstört werden konnten. 

Neutrale Staaten haben noch dazu ihren Schiffern in 
Kriegszeiten ausdrücklich streng die Vernichtung der Papiere 
untersagt und sich auch wohl gegenüber anderen Staaten 
durch Verträge zu solcher Untersagung verpflichtet * 40 ). 


237. Span. Rcgl. 1. Juli 1779 Art. 16. Span, Ordon. 13. März 1780 
Art. 8. Franz. Regl. 1778 Art. 3, doch ist nach einem Briefe des 
Königs von Frankreich an den Admiral v. 13. Dec. 1779 cs dem 
Admiral überlassen, in Fällen, wo die vernichteten Papiere keinen 
Beweis des feindlichen Eigenthums oder der feindlichen (völker- 
rechtswidrigen) Bestimmung hätten liefern können, die An- 
wendung des Gesetzes zu modificiren. Pöhls 1. c. 1179. 

238. Two Brothers, M’Clousky bei Robinson, rep. I. 131. Rising Sun, 
Wilkye ibid. II. 108. Hunter, Rogers bei Dodson, adm. rep. 
480. PöhU 1. e. 

239. Namentlich unterscheiden die Engländer von der Vernichtung der 
Papiere (spoliation of papers) i^och die Verheimlichung der- 
selben (suppression of papers) und liegt auch in letzteren an sich 
kein Grund zur Condemnation vor. Concordia, Wise und Polly, 
Casky bei Robinson II. 362 

240. Oesterr. Verordnung 7. Aug. 1803 Art. 3. Dän. Ordnung 4. Mai 
1803 Art. 17. Schwed. Regl. 21. Januar 1804 § 9. Hamb. Regl. 
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8) Wenn anderweitige, bestimmte Umstände auf eine völker- 
rechtswidrige Simulation schliessen lassen. Dahin 

9) gehört schon das Steuern eines falschen Curses, 
wenigstens in sofern die Deviation irgend wesentlich er- 
scheint und ihre durch höhere Gewalt entstandene Noth- 
wendigkeit nicht klar am Tage liegt, was durch das Journal 
und durch die Aussagen der Equipage gehörig bewiesen 
werden darf. Auch der Einwand einer alternativen und 
unfeindlichen Bestimmung, falls letztere aus den Papieren 
sich ergiebt, schützt gegen Aufbringung oder doch nachträg- 
lich gegen Condemnation. Es muss in der Deviation 
der Verdacht eines völkerrechtswidrigen Handelns liegen, 
wenn sie zur Condemnation einen Grund abgeben soll 341 ). 
Doch wird überall von keiner Entschädigung wegen der 
Aufbringung dem Neutralen gewährt werden müssen, wenn 
auch nur im Entferntesten durch seine Schuld ein Verdacht 
vorlag und desshalb die Aufbringung erfolgte, falls sich auch 
nachträglich ergeben sollte, dass kein Grund zur Condem- 
nation vorliegt. 

Namentlich ist Grund zur Aufbringung, wenn ein Schiff 
nach einem blokirten Orte zusegelt, während seine Clarirung 
nach einem anderen Hafen lautet. Doch condemniren selbst 
in solchem Falle die Engländer wenigstens die Ladung 
nicht, wenn es aus den Papieren, die zur Zeit der 
Raptur sich an Bord befanden, erhellt, dass der 
Ladungseigner keine Absicht eines Betruges hatte haben 
können 34 a ). 


18. Sep. 1778 Art. 15. Preuss. Declaration 30 April 1781 Art. 3. 
— Tractat zwischen Frankreich und Hamburg 1709 Art. 18, wo 
ausdrücklich Confiscation von Schiff und Ladung als Strafe festge- 
setzt ist; zwischen Russland und Frankreich 1787 Art. 31 ; Portu- 
gal und Russland 1787 Art 25; Russland und Sicilien 1787 Art. 20. 
Schweden und Russland 1801 Art. 29. Preussen und Dänemark 
1818 Art. 19 etc. Pöhls 1. c. 

241. Heffter 1. c. Jouffroy 307. Es kommt hier Vieles auf die Um- 
stände an und ist man selbst in England hier billig gewesen. Sir 
W. Scott in: Concordia, Wise bei Robinson II. 120. 165. 

242. Exchange, Ledet bei Edwards adm. rep. 43. 
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10) Ueberall wo ein Neutralismen vorzu liegen scheint. Siehe 
S 229. 

11) Endlich ist jedes feindliche Schiff der Aufbringung unter- 
worfen, wenn es auch unter neutraler Flagge segelt. Siehe 
S 230. 

II. Folgen. 

1) Nach n. I. sub 4. kann sich im Fall der Contrebande und 
ähnlicher Contraventionen, wobei nicht Schiff und die übrige 
Ladung verwirkt sind, das angehaltene Schiff durch Aus- 
lieferung der verbotenen Artikel, sofern sie der Nehmer in 
sein Schiff aufnehmen kann, von allen weiteren Folgen be- 
freien. Der Nehmer muss ihm über die Auslieferung einen 
Empfangsschein ausstellen. Doch darf der Fall der Contre- 
bande nicht der Art sein, dass sie eben, wenigstens nach 
dem Rechte des Staats des Nehmers, die Verurtheilung des 
ganzen Schiffes nach sich zieht a4S ). S. bes. $225 n. IX. 

Doch scheint es, dass selbst in diesem Falle der Kaptor 
nicht nur das Urtheil des competenten Richters erwarten 
müsse, ehe er mit diesen Waaren als mit seinem Eigenthum 
verfährt, sondern auch, dass wenn dieses Urtheil die Waaren 
für frei erklärt, dieselben den Eigentümern zurückgegeben 
werden müssen; denn die Abtretung von Seiten des Schiffers 
konnte hier überall nur bedingt sein und konnte nicht 
die Eigenschaft eines Lösegeldes (siehe n. 2 ) haben. 
Freilich weiss ich kein Beispiel eines solchen Falles in der 
Praxis, indem sich ein Schiffer nicht leicht zur Abtretung 
entschlossen wird, wenn er nicht die Nehmung ganz be- 
stimmt gerechtfertigt glaubt. Martens 1. c. $ 24. 

2) Auch in den Fällen, wo das ganze Schiff oder die ganze 
Ladung, namentlich wegen ihres Charakters als feindlichen 
Gutes, aufzubringen ist, pflegte man seit dem Ende des 17. 
Jahrhunderts zu gestatten, dass der Kaper und resp. das 


243. v. Martens, Kaper $ 24. ,Pöhls 1. c. 1195. S. Traetat zwischen 
Frankreich und Spanien 1739 Frankreich und Dänemark 1742. 
Russland und Dänemark 1782. Amerika und Schweden 1783. 
Russland und Sicilicn 1787. Russland und Portugal 1798 Amerika 
und Preussen 1799. Russland und Schweden 1801. Preussen und 
Dänemark 1818. Siehe auch Russ. Regl. 1787 Art. 12. 
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Kriegsschiff gegen ein Lösegeld das Schiff ungehindert wieder 
fahren lasse. Es ist das die sog. Ranzionirurig feind- 
licher Güter 244 ). Doch ist dies als eine Ausnahme zu be- 
trachten ; denn jede kriegführende Macht ist wesentlich da- 
bei interessirt, dass nicht bloss der Kaper gegenüber dem 
Feinde profitire, sondern dass der Feind durch die Weg- 
nahme seiner Schiffe und Güter geschwächt und so zum 
Frieden geneigter gemacht werde. Auch verbieten England 
(19 Georg III. 7. sect. 11 (1779) und 22 Georg III. 25. sect. 
1-3. 1782. 43 Georg III. 160, sowie 45 Georg III. 72) und 
Schweden (Regl. 1788 Art. 11. $ 7.) die Freilassung von 
Prisen auf offener See gegen Ranzion ausdrücklich und wie 
es scheint implicitc Russ. Regl. 1787 Art. 8; Dän. 1810 
Art. 16, Niederl. 314 ) Ordonnanz 7781 arg. Art. 12. — Die 
Span. Verordnung von 1779 Art. 44 erlaubt den Kapern 
dergleichen Lösegeld zu nehmen, wenn sie schon 3 Prisen 
gemacht haben, verbietet es aber in den übrigen Fällen auf 
offener See. ln Frankreich waren diese Ranzionirungen, 
durch die Ordonnanz von 1681 tit. des prises Art. 19 ge- 
duldet, in dem Falle, dass die Prise dem Kaptor lästig 
wurde, nachmals auf mannigfache Weise eingeschränkt, 
namentlich durch Verordnung ll.Oct. 1780 dahin, dass nur 
die in der Irländischen See und den Kanälen von Bristol, 
St. Georg und Nordwestlich von Schottland gemachten Prisen 
losgekauft werden könnten, endlich durch Ordonnanz 30. Aug. 
1782, wenigstens in Bezug auf feindliche Schiffe 
und Ladungen, ganz abgeschafft, aber zur Zeit der Re- 
publik wieder gestattet (Arr£td du gouv. 2 prair. au II. 
tit. I. c. 5). — Vielleicht versteht sich aber die Rechtsbe- 
ständigkeit der Ranzionirung, wenigstens gegenüber dem 
Staate des Nehmers, wenn die Prise dem Kaptor lästig 
wird, d. h. wenn er selbst ohne grosse eigene Gefahr sie 


244. v. Martens 1. c. § 23. Pöhls 1195. 96. - S. auch $ 217. S. 362. 

245. Vergl. auch schon Niederl. Placat 2. Juni 1689, 12. Januar 1690, 
28. Juni 1692. — Wenn auch Gesetze in ihren betreffenden Ver- 
boten nur von Kaputoren der Kaper Ausdrücklich sprechen, so 
darf man das Verbot auch wohl immer auf Kriegsschiffe aus- 
debnen. 
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nicht weiter transportiren kann. — Man behält gewöhn- 
lich, wenn die Ranzionssumme nicht haar bezahlt wird, 
2, 3 etc. Geissein am Bord des Kaptors zurück. — Doch wird 
diese Uanzionirung immer ungerechtfertigt sein, wenn sie 
erst geschieht in dem Augenblicke, wo der Nehmer die 
Prise aus Furcht vor einem bereits heransegelnden 
Feinde fahren lassen will, denn es fehlt hier das factische 
Fundament der Nehmung und ihrer Wirkungen, nämlich 
die physische Kriegsherrschaft über das Schiff. 

3) Wenn die Fälle von 2. u. 3. sub II. nicht vorhanden sind, 
so muss der Kaptor regelmässig die Prise in einen Hafen 
seines Landes bringen und dort von einem competenten 
Gerichte verurtheilen lassen. Nur in Not h fällen darf er 
sie in neutrales Gebiet bringen und nur wenige Staaten 
gestatten, dass die Prise dort von dem Consul des Staats 
des Nehmers oder von einem neutralen Gerichte oder aus 
der Ferne, während die Prise im neutralen Hafen verbleibt, 
von dem Prisengerichte des Staats des Nehmers condemnirt 
werden dürfe. In der Regel wird Condemnation durch ein 
Prisengericht des nehmenden Staats verlangt; aber, wenn 
diese erfolgt ist, so steht dem Verkauf der Prise selbst im 
neutralen Gebiete und an Neutrale in der Regel nichts ent- 
gegen ,4Ä ). Siehe wegen der Details bereits oben § 217 
und 221. Bd. II. S. 362. 388. 

Der Kaper muss ferner nach manchen Kaperordnungen 
möglichst seine Prise in den Hafen, wo er seinen Markbrief 
erhalten, einbringen. 

Uebrigens braucht der Kaptor seine Prise nicht selbst 
aufzubringen, sondern er kann dies auch durch ein ander 


246. Denn wenn auch bisweilen der Ankauf von Schiffen der einen 
Kriegspartei während des Krieges den Neutralen verboten ist, so 
pflegt dos nicht auf condemuirte Schiffe bezogen zu werden. So 
als England 11. Nov. 1807 den neutralen Ankauf Französ. Schiffe 
während eines Kriegs verboten hatte, so fand doch S. W. Scott, 
als das von den Franzosen zu Hamburg condemnirtc Nordamerik. 
Schiff Lucy von dem Nordamerik. Eigenthlimer wiedergekauft war, 
das Gesetz nicht anwendbar, da die Franzosen gleichfalls den An- 
kauf von Französischen Prisenschiffen in England den Neutralen 
gestatteten. Edwards rep. I. 122. S. Bd. 1. S. 1 12 11. 389. 
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Schiff bewerkstelligen lassen oder dadurch, dass er einen 
Theil seiner Leute auf die Prise setzt und selbige durch 
diese vor das Gericht führen lässt 247 ). Doch muss der 
Kaptor jedenfalls seine Prise sicher stellen. Selbst 
S. W. Scott sagte in dieser Beziehung 248 ): Wir sehen 
nicht ein, dass der neutrale Kapitain oder seine Leute die 
Pflicht hatten, für einen Kaptor ein Schiff in einen Hafen 
hineinzusteuern. Sie sind den Kaptoren zu keinem Dienste 
verpflichtet und sind, was ihr Betragen betrifft, noch immer 
als ihrem Rheder verantwortlich zu erachten. Es ist so- 
wohl die Pflicht wie das Interesse der Kaptoren, 
eine sichere Kaptur zu machen. Wenn sie dies, aus 
Begierde andere Prisen zu machen, vernachlässigen, oder 
weil sie die Stärke am Bord der Prise schon für hinreichend 
halten, so ist dies ausschliesslich für ihre eigene Gefahr. 
Im vorliegenden Falle erfüllt der Kapitain eine 
Pflicht, von derScott erachtet, dass er sie seinen 
Rhedern schuldig ist. Er will nicht gegen ihr Interesse 
handeln, allein er will auch nicht versuchen, ihr Interesse 
durch eineGewaltthat von seiner Seite oder von Seiten 
seiner Leute zu verfechten. Man sieht weder dass er, noch 
dass seine Leute Widerstand geleistet haben. — Ueber die 
Wirkung eines etwanigen Versprechens des Kapitains und 
seiner Leute, das Schiff nach Malta zu bringen, wollte sich 
hier Scott nicht weiter äussern. — Dagegen wurde das 
Schiff Franklin, Kap. Forsyth, deren Mannschaft nach 
Ueberwältigung der vom Kaptor auf das Schiff gesetzten 


247. v. Martens, Kaper § 25 in f. 

248. Nämlich in dem Falle des Amerik. Schiffes Pensylvania, Kap. 
M. Pherson. Dies segelte von Triest nach Kanton, wurde aber 
noch im Mittelmeere von einem Englischen Kreuzer genommen, 
der indessen nur 3 Mann darauf setzte, die das Schiff nach Malta 
bringen sollten. Dieselben konnten nicht steuern und Uberliessen 
dem Amerikaner das Steuer, der aber nicht nach Malta steuern 
wollte, sondern seinen alten Curs steuerte. Hierauf kamen andere 
Engländer und brachten dos Schiff nach Malta, wo es wegen des 
Betragens des Amerik. Kapitains condemnirt wurde; wo* 
gegen es die Lords den 28. Juni 1809 frei sprachen, unter Ver- 
gleichung der Kosten. Jacobsen 741. 
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Leute, ihren alten Curs fortsetzte, von den Lords in der 
Appellationsinstanz, doch erst nach langen Debatten, ver- 
urtheilt 25. Juni 1811 Ä4# ). 

III. ,so ) Die Behandlung der Prise durch den 
Kaptor betreffend, so darf er bei Verdacht der Contrebande 
die Ladung untersuchen, doch darf er nichts eigenmächtig thun, 
vielmehr hat er den Schiffer zuzuziehen. Dieser, der wohlthut, 
seine Leute zuzuziehen, muss ihm die Luken und verschlos- 
senen Behälter öffnen, und ihm liegt die Sorge ob, sie in 
Gegenwart des Kaptors wieder zu verschliessen. Insbesondere 
ist sowohl in Gesetzen wie in Verträgen den Kaptoren unter- 
sagt, die Luken oder Emballagen der Waaren gewaltsam zu 
öflnen oder Schiffer und Schiffsvolk zu insultiren, Güter oder 
Papiere zu entwenden, oder Gewalt irgend einer Art zu ge- 
brauchen, bei schweren Strafen und unter Schadenersatz. So- 
dann hat sich der Kaptor der Papiere zu bemächtigen, im Bei- 
sein des Schiffers ein Verzeichniss darüber anzufertigen, sie in 
ein Behältniss zu verschliessen und sie selbst zu versiegeln, 
sowie durch den Schiffer versiegeln zu lassen. Ebenso hat 
er die Luken wieder zu schliessen , sich die Schlüssel zu 
den Koffern und Kasten ausliefern zu lassen und auch sie zu 
versiegeln. Ueber das Ganze ist möglichst auf der Stelle ein 
Protokoll aufzunehmen. S. § 217. 

In solchem Zustande des Schiffes hat er dann dahin zu 
sorgen, dass es tüchtig geführt werde. Zu seiner Sicherheit 
kann er zwar einige Mannschaften der Prise an seinen Bord neh- 
men, doch muss er wieder andere nöthige Mannschaft auf die 
Prise setzen. Endlich hat er die Prise in einen Hafen seines 
Landes aufzubringen. (Siehe n. II. 2 u. 3 ) 

IV.** 1 ) Die Pflichten des Kapitains der Prise bei 
Aufbringungen betreffend, so ergeben sie sich zum Theil 
aus n. III. 


249. Acton, report« I. 73. und II. 111. Jacobsen S. 742. 743. 

250. Vergleiche besonders Pöhls 1. c. 1194. 95. Die Bestimmungen der 
einzelnen Prisen- und Kaperreglements und Instructionen, sowie 
der verschiedenen zahlreichen Verträge unter den Staaten stimmen 
hierin zum Theil wörtlich überein. 

251. Vergl bes. Jacobsen 1, c. 146 ff. 
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1) Der SchifTer muss auf das Genaueste das ganze Benehmen 
des Kaptors controliren und möglichst sich darQber auch 
des Zeugnisses seiner eigenen Equipage vergewissern. 

2) Er muss für gehörige Versiegelung der Papiere, Schlüssel 
etc. sorgen, sowie Alles aufwenden, dass das Schiff und die 
Ladung im besten Stande bleiben. Möglichst muss er suchen, 
am Bord seines Schiffes zu bleiben. 

3) Nach seiner Ankunft im Hafen muss er sich nach einem 
ehrlichen Correspondenten oder Rathgeber umsehen und so 
schleunig als möglich von Allem seiner Rhederei Nachricht 
geben. 

4) Er muss sich und seine Leute möglichst genau mit den 
Prisengesetzen, die er übertreten haben soll, sowie über- 
haupt mit den Rechten und Gebrauchen, besonders mit den 
prozessualischen Formen, den nöthigen Beweismitteln etc. 
bekannt machen, damit er und seine Leute im Allgemeinen 
wissen, worüber sie vor Gericht befragt werden. 

5) Er muss darauf dringen, dass nach jedem Verhör ihm und 
resp. seinen Leuten das Protokoll vorgelesen, resp. verdol- 
metscht werde, und kein Protokoll unterschreiben, dessen 
Inhalt mit seinen Aussagen nicht übereinstimmt. 

6) Ueberhaupt muss er das Interesse sämmtlicher Schiffs- und 
Ladungsinteressenten mit Einschluss der Assecuradeurs in 
jeder Beziehung zu wahren suchen und sie von jedem wich- 
tigen Acte in Kenntniss setzen. 

7) Den Advocaten, den sich der Schiffer wählt und in der 
Regel sofort, auch ohne erst seiner Rheder Befehl abzu- 
warten, wählen muss, hat der Schiffer auf das Genaueste 
zu unterrichten und muss sich von ihm vorsichtiger Weise 
die Verteidigungsschriften vor der Einreichung voriesen 
oder die mündlichen Vorbringungen desselben zuvor an- 
geben lassen; denn nur zu häufig entstehen entweder aus 
Unkunde oder Irrthum oder Missverständnissen der Advo- 
caten hier Fehler und erwachsen daraus die grössten Schä- 
den. Bei Uebersetzungen seiner Papiere, sowie wenn er 
gar der Sprache des Landes nicht mächtig ist, muss der 
Kapitain gewissenhafte Uebersetzer herbeiziehen. 

8) Namentlich muss er sich mit der Dauer der gerichtlichen 
Fristen und Dilationen genau bekannt machen und, etwa 
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unter Assistenz seines Consuls oder Gesandten, auf Be- 
schleunigung des Prozesses antragen. 

9) Soweit nicht der Staat des Nehmers sich ausschliesslich 
die Sorge für das genommene Schiff und Gut vorbehält, hat 
der Kapitain auch dafür noch im Hafen der Prise möglichst 
zu sorgen. Namentlich muss er, wenn das Schiff schadhaft 
ist, darauf sehen, dass die Beschädigung durch Vernachlässi- 
gung nicht zu bedeutend werde, sowie von den Behörden 
fordern, dass die etwa leicht dem Verderben ausgesetzte 
Ladung möglichst bald verkauft werde. 

V. Ausgenommen von der Beschlagnahme und 
Confiscation feindlicher Güter pflegen in der Praxis der vor- 
nehmsten Staaten zu sein: 

1) Die Fahrzeuge und Geräthschaften der Fischer an den 
Küsten. In Frankreich haben sich die Gerichte dem Her- 
kommen gemäss (Ortolan, II. 49) sehr bestimmt selbst da- 
hin ausgesprochen, dass nicht einmal zur Ausübung von 
Repressalien Fischerböte des Feindes als gute Prise be- 
handelt werden dürften. Sirey, recueil gen. I. 2. S. 331. 
Merlin, repertoire univers. sub v. prise maritime. 

2) Ebenso in der Regel schiffbrüchige und verschlagene Güter, 
aus, wie man in Frankreich sagt, respect pour le malheur. 
Sirey 1. c. 296. Heffter § 137. Jacobsen 551. So wurde das 
Preuss. Schiff Diana, Kap. Zieske, welches in Frankreich 
in Seenoth auf den Strand lief, zwar in der unteren In- 
stanz als Prise condemnirt, namentlich weil die Papiere 
mangelhaft waren, indessen im Prisenconseil freigesprochen 
13. Vent. an 9: wobei sich der Vertheidiger namentlich auf 
den von Raynal erzählten Fall der Englischen Fregatte 
Elisabeth, Kap. Edward, berief, die, um dem Untergange zu 
entgehen, in den feindlichen Hafen Havannah einlief, wo 
ihr aber der Span. Gouverneur unter diesen Umständen 
allen Beistand leistete und selbige, nachdem der Orcan 
vorüber w r ar, frei wieder absegeln liess. 

3) Wenigstens die Engl. Gerichte sind sehr billig in Hinsicht 
der Privatpacotillen (§ 78 Bd. I. 206) und haben sie 
selbst den feindlichen Kapitainen, z. B. beim Ausbruche 
des Dänischen Krieges im Anfang dieses Jahrhunderts resti- 
tuirt. Nur dann, wenn die Schiffsführer Theil an dem 
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Betrug der Partei, z. B. durch Meineid etc. genommen, con- 
demniren die Engländer auch Privatpacotille. 

Ueberdies ist es in den Englischen Gerichten ange- 
nommen, dass auch alles audere Eigenthum unter dem 
Werthe von 100 Pfd. Sterling nicht förmlich braucht recla- 
inirt zu werden. In dem Falle Mercurius, Kap. Jonassen 
(bei Robinson V. 127) wollte man sogar diese Regel über 
diese Summe ausgedehnt wissen; es wurde dies aber ab- 
geschlagen. Vergl. Jacobsen 556. 

VI. Im Fall dass auch nur das Schiir oder nur die Ladung 
oder nur ein Theil derselben freigesprochen, braucht der Kaptor 
nie Kosten zu tragen, denn er war überall in seinem Rechte 
gewesen. Im Fall das Schiff sammt Ladung trotz der Auf- 
bringung nachträglich vor Gericht freigesprochen wird, so trägt 
es sich, wer die Kosten zu tragen habe. Nach allgemeinen 
Grundsätzen und insbesondere auch nach der Englischen Praxis 
muss darüber folgendes feststehen. Haben die Schiffs- und 
Ladungsinteressenten, resp. der Schiffer die Aufbringung irgend 
verschuldet, also durch Ungenauigkeit oder Mangelhaftigkeit 
der Papiere, durch ein verdächtiges Benehmen irgend einer Art 
oder auch nur durch ihr verdächtiges, gewissenloses, betrügeri- 
sches Benehmen auf früheren Reisen, oder z. B. wegen be- 
trügerischer Correspondenz am Bord in Betreff einer auch nur zu- 
künftigen Reise a4a ) wegen der obschwebcn den Verdacht er- 
regt, so muss man sie von Rechtswegen zur alleinigen Tragung 
aller Kosten, Schäden, Verluste der Aufbringung verurtheilen. Die 
Kaptoren aber haben gew'iss nur dann diese Kosten zu erstatten, 
wenn sie irgend wie unregelmässig, nachlässig, pflichtvergessen 
verfahren sind. Geschah aber die nachträglich ungerechtfertigte 
Aufbringung auch nur durch Zufall, in Folge der Verkettung 
von Umständen, Kriegsbegebenheiten, wegen der notorisehen 
Gewissenlosigkeit der officiellen Aussteller der quästionirten 
Papiere etc., so heisst es auch hier Casum sentit dominus und 
von einer Verpflichtung der Kaptoren zur Entschädigung kann 
nicht die Rede sein. Der Kaptor hat ein Recht zur Aufbringung 
und nur bei ungerechter Ausübung desselben braucht er für 


252 Scott im Fall der Eliza et Katy bei Robinson VI. UM. 
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Kosten und Schäden zu haften. Nahm er im guten Glauben 
(bona fide) die Prise in Besitz und konnte er, nach dem Urtheil 
der Gerichte nach den Umständen sich für berechtigt halten, so 
ist er für keine Zufälle verantwortlich 263 ). 

Auch muss der Kaptor seine Prise sicher machen. Wenn 
also das Schiff oder die Ladung durch die Schuld des von ihm 
auf die Prise gesetzten Prisenmeisters verloren geht, so muss 
er, falls Schiff und Ladung sich nachträglich als ungerecht auf- 
gebracht erweisen, Beides ersetzen und falls auch nur das Schiff 
frei, wohl aber die Ladung sich nachträglich contiscabel erweist, 
wenigstens das Schiff ersetzen 254 ). 


253. Demnach forderte vergeblich ein Hamburger, welcher Eigenthum 
am Bord des Schiffes Nicolas et Jan gehabt hatte, Entschädigung 
von dem ursprünglichen Kaptor. Das Schiff war nebst vielen an- 
deren bei der Einnahme yoh St. Kustatius den Engländern in die 
Hände gefallen und zur Adjudication nach Europa geschickt, aber 
unterwegs von den Franzosen genommen. Der Hamburger wurde 
aber an die Franzosen (gegenüber Hamburg damals neutral) ver- 
wiesen. Es war das Engl. Gericht in Betreff der Verantwortlich- 
keit des Kaptors der Meinung, dass unter den zweifelhaften 
Umständen, in welche die St. Eustatius-Fällc verwickelt gewesen 
wären, und unter dem grossen Drange wichtiger Ange- 
legenheiten, in welchen die Commandeure sich befunden hätten, 
sie nicht die Discretion überschritten hätten, die durch die Natur 
ihres Commamlos ihnen nothwendig obgelcgcn. Jacobsen 567. — 
Ferner das Amerikanische Schiff Betsey, Kapitain Murphy war 
wegen Verletzung einer angeblichen Blokade von Guadeloupe, 
bei einer Englischen Eroberung dieser Insel genommen und hier- 
auf von den Franzosen w'iedergenommen und condemnirt. Da 
späterhin die Lords of Appeal entschieden hatten, dass keine Blo- 
kade von Guadeloupe existirt habe, so forderten die Amerikaner 
Restitution in England. Indessen sprach Scott die Kaptoren vom 
Schadenersätze frei, weil das Schiff zu einer Zeit nach Gua- 
deloupe gesegelt war, in welcher die Insel schon von den Eng- 
ländern bedroht war und die Entscheidung über die Blokade 
damals von einer grösseren Subtilität einer gesetzlichen Unter- 
suchung abgehangen, als man von Militairpersonen, die mit der 
Ausführung eines kühnen Unternehmens beschäftigt waren, erwar- 
ten konnte. Jacobsen 56S. 

254. So im Fall des Altonaer Schiffes der Mohr, Kapitain Helmer, 
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Sind nach der Aufbringung vom Kaptor Waaren der Prise 
unter gerichtlicher Autorität oder auch nur aus Gründen der 
Noth gelöscht, und haben die Kaptoren nur sonst die gehörige 
Sorgfalt angewandt, so kann man sie für die zufälligen Verluste 
dabei an den Waaren, z. B. wegen Diebstahls in den Lager- 
häusern nicht verantwortlich machen. Vergl. Sir W. Scott bei 
Robinson IV. 353 im Fall der Maria, Kapitain Yörtz, sowie 
Vrouw’ Johanna. 

VII. War der Schiller Schuld an der Aufbringung, so haftet 
er den Schiffs- und Ladungsinteressenten ; traf bloss den Rheder 
die Schuld , so muss dieser die Ladungsinteressenten schadlos 
halten, und lag die Schuld an den Ladungsinteressenten, so sind 
diese der Rhederei zur Entschädigung verbunden. 

VIII. Uebrigens sollte der in der Engl. Praxis anerkannte 
Grundsatz, dass wegen der blossen Schuld des Schiffers zwar 
das Schiff, nicht aber die Ladung in Prisensachen verfallen 
könne, allgemein gelten. Siehe bereits oben Note 111. n. 9. und 
Bd. II. S. 409. 

Das Verhältniss des Schillers zur Rhederei ist allerdings so 
enger Art und erscheint der Schiffer als ein so unmittelbarer 
Repräsentant der Rhederei, dass man diese für die Schuld ihres 
Bevollmächtigten, nämlich des Schiffers verantwortlich machen 
darf, obw'ohl auch hier in vielen Fällen besondere Umstände für 
das Gegentheil sprechen mögen. Dagegen steht der Schiffer 
nicht in so engem beamtlichen Verhältniss zu den Befrachtern, 
die ja mit dem Schiffer eigentlich erst durch die Ilhederei in 
Verbindung stehen, falls sie ihm nicht eine singuläre Stellung, 
nämlich durch Uebertragung der Supercargogeschäfte an den 
Schiffer, eingeräumt haben. Durch den Supercargo werden aber 
jedenfalls die Befrachter ganz in derselben Weise verantwortlich 
wie die Rheder durch den Schiffer; denn der Supercargo ist der 
directe Bevollmächtigte der Befrachter. 


welches, von Havannah nach Altona zurllckkehrend , von 2 Engl. 
Fregatten wegen verdächtiger Ladung aufgebracht und durch 
Schuld des Prisenmeisters verloren ging. Die Fregattenkapitaine 
mussten den Werth des Schiffes (2284 Pfd.) und die Fracht (2008 Pfd.) 
bezahlen. Vergl. auch den Fall des Amerik. Schiffes Enterprize, 
Kap. St. Barbe, wo aber der Amerikaner, wegen Versäumnis« der 
Rcclamation, nur eine Pausclisuintne erhielt. Jaeobsen 570—72. 
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§ 238. Prisengerichtsbarkeit 255 ). 

I. Begriff. — Der Kaptor muss nach der Aufbringung die 
Prise vor ein competentes Gericht bringen, welches über das 
Benehmen des Kaptors, wie über die Schuld oder Nichtschuld 
der Prise, also über die Rechtsbeständigkeit der Nehmung nach 
Völkerrecht zu entscheiden hat. Ein solches Gericht heisst 
Prisen ge rieh t. Bevor ein solches dem Kaptor seine Beute 
nicht förmlich zugesprochen hat, darf er über dieselbe in keiner 
Weise disponiren. 


255. Heffter § 272. 73. Pöhla 1219 fl*, v. Martens, über Kaper 
§ 20 ff. Jacobsen, Seerccht, bea. 537 ff. 547 ff. 557 ff. Nau, 
Völkerseerecht § 214 ff; auch Schmelziug, Europ. Völkerrecht 
(Rudolstadt 1818 — 20. 3 Theile) Thl. III. § 543. bringt manches 
Gute und Wurm, in Rotteeks Staatslexicon sub v. Prise. 

Von Spezialschriften erwähne ich nur: Traitd sur les prises 
maritimes. (Paris 1802 2 vols.) Code des prises maritimes par 
G.(uichard). Paris an VII. 2 toins; edit. II. an VIII Nouveau 
code des prises Paris an IX. 4 toms par Lebe au. Codes des 
prises par Dufriche - Foulaines. Paris an XIII. (1804) 2 toms. 
Merkwürdige Entscheidungen der Londoner und Pariser Prisen- 
gerichte (von Jacobsen). Altona 1802. Jacobsen, Beiträge zu 
dem Prisenrecht der Engländer etc. Altona 1808. Jacobsen, Be- 
merkungen Uber das Dänische Prisenrecht. Altona 1809. Ferner 
die verschiedenen Reports of court of admiralty und vice-admiralty 
Englands (siehe Bd. 1. § 27. Note 57. S. 50. 51), sowie Collectanea 
maritima, beinga collection of public instruments tending to illus- 
träte the history and praetice of Prizelaws, by Robinson (Lond. 
1801). A treatise oft the civil laws and on the laws of the admi- 
ralty, by Arthur Brown (London 1802. 2 Bde.). Formulare in- 
xtrumentorum or a formulary of nuthentick instruments, writz and 
Standing Orders used in the high court of admiralty etc. by James 
Marriot (London 1802); auch schon Laws, ordinances and in- 
stitutions of the admiralty of Great - Britain, civil and military 
(London 1740 2 Thle.). Endlich folgende zwei Bücher, die sich 
(wenigstens 1815) am Bord jedes Engl. Kriegsschiffes befinden: 
Regulation and instructions to his Majesty’s ship at sea, estab. by 
bis Majesty in council (London 1808) und vorzüglich: Collection 
of the Statutes relating to the admiralty, navy, shipping and navi- 
gatiou, down to the 15th. of George III. (Lond. 1812). 
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11 . Zuständigkeit. 

1) Wenn auch in einigen älteren Verträgen die neutralen Ver- 
letzer der völkerseerechtlichen Verpflichtungen gegen die 
Kriegführenden den Gerichten ihrer, also der neutralen 
Staaten zur Untersuchung und Bestrafung überliefert werden 
sollen* * * * * 5 *), so ist es doch in der Gegenwart allgemeine 
Praxis, dass über die den Feinden oder den Neu- 
tralen ab gejagten Prisen die Gerichte des Kap- 
tors, also des kriegführenden Staats selbst zu 
entscheiden haben, wenn auch seit der Mitte des vori- 
gen Jahrhunderts manche Publicisten, nicht die Staaten 
selbst 357 ), dagegen vielerlei Bedenken erhoben, ja dies 
Hecht den Kriegführenden zum Theil völlig abgesprochen 
haben 35B ). 


2-36. Tractat zwischen England und Dänemark 21. Juli 1670 Artikel 3, 
welcher Artikel bei Nau § 214 abgedruckt ist. 

257. Nur König Friedrich II. v. Prcussen stellte das Recht Eng- 
lands in Zweifel, eine Jurisdiction über Neutrale oder deren Schiff 
und Güter auszuüben, welche nicht an einem der Brit. Herrschaft 
unterworfenen Orte, sondern auf offener See angehalten waren. 
Er ergriff, wegen der Aufbringung und Verurtheilung neutraler 
Prcussischer Schiffe durch Engl. Gerichte, selbst Repressalien da- 
gegen, indem er Engl. Fonds in Bezug auf Schlesien in Beschlag 
nahm. Die Englische Regierung liess sich unterm 18. Jan. 1753 
von angesehenen Rechtsgelehrten (darunter Win. Murray, nachmals 
Lord Manstield) einen Bericht erstatten, der zu seiner Zeit für ein 

Meisterwerk galt, die ununterbrochene Gewohnheit aller Europ. 
Völker in der Sache nachwies und sich insbesondere auch auf den 

Prcu ss. Autor Ueineccius berief, indessen doch nicht in Abrede 
stellte, dass eine neutrale Regierung gegen offenbares, ihren 
Unterthanen widerfahrenes Unrecht (was aber hier nicht vor- 
licge) Beschwerde zu erheben. Montesquieu in einem Briefe 

5. Dec. 1753 (Oeuvres toin. 8. let. 45. pag. 136 der Zweibrückener 
Ausg. 1784), nennt diese Britische Vertheidigung: une rdponse 
sans replique. Indessen setzte doch Friedrich II. im Vertrage 
von Wcstniinster 16. Jan. 1756 in runder Summe eine Entschädi- 
gung von 20,000 Pfd. durch, ohne dass aber eine weitere Unter- 
suchung der einzeluen Ansprüche stattfand. Nau, Seerecht §215, 
wo auch die betreffenden Streitschriften notirt sind, und besond. 
Cln de Martens, causes c£I£bres du droit des gens. 1 1. 1—88. 

258. Die Utrechter Verträge und die sogen, bewaffnete Neutralität er- 
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« 

2) Diese Praxis scheint aber nach dem Wesen des heuti- 
gen Völkerrechts, namentlich Völ kerscercchts, ge- 
rechtfertigt, wenn sich auch vom idealen Standpunkte Vieles 
dagegen sagen lässt. Dass dem Kriegführenden solche Juris- 
diction über wirklich feindliche Prisen zustehe, liegt 
unmittelbar im Wesen des Kriegs und speziell des Seekriegs 
begründet, nach dessen allgemein anerkannter Satzung feind- 
liches Eigenthum zur See dem Erobernden verfallen soll, 
kaum dass es auf neutralen Schiffen geschützt ist. Da aber 
die Aufbringung auch neutraler Schiffe nur dann ge- 
schieht, wenn sie mehr oder weniger eines Bruches der 
Neutralität, also einer Verletzung der Hechte des Krieg- 
führenden verdächtig sind, so scheint schon desshalb gerecht- 
fertigt, dass sie analog den Feinden selbst behandelt wer- 
den. Dazu sollen ja Aufbringungen vorzugsweise im feind- 
lichen Gebiete geschehen, wo der Kriegführende, nämlich 
in dem seinigen kraft der Souverainetät, eine wahre, und in 
dem gegnerischen kraft des Kriegsrechts, eine analoge Juris- 
diction ausüben darf. Aber auch auf offener See, welche 
ja vorzugsweise der Kriegsschauplatz ist, den zu respectiren 
die Neutralen verpflichtet sind, kann die Fiction, dass die 
neutralen Privatschiffe, und von diesen ist ja allein die Hede, 
hier die souveraine Stellung ihres Staates repräsentiren, 


kennen das liecht an. Ebenso sehr viele andere Verträge, Pöhls 
1220 — 27. Besonders bestritt der Däne Hübner (de la saisie des 
bätim. neutres) das Recht entschieden. Modificirt Galiaui (1. c. 
lib. I. cap. IX. § 8.) und ziemlich unbestimmt v. Steck (essais. 
17Ü4 chap. XIII.), dem Tetcns (Betrachtungen über die gegen- 
seitigen Befugnisse der Kriegführenden. Abselm. VI. § 3) zum Theil 
beistimmt. Dagegen suchte namentlich Lnmpredi (1. c. § 14) 
das bestrittene Recht zu vertheidigen. Vergl. Pöhls 1. c. 1220 ff , 
der gleichfalls die Praxis anerkennt. Ileffter 1. c und Wurm 
1. c. sind neuerlich heftige Gegner der Praxis, während Nau 1. c. 
sic bereits zu stützen suchte unter Widerlegung einiger Gründe 
dagegen. — Wir können uns hier nicht in die Details einlassen, 
indem eine weitere principiclle Begründung in das öffentliche, 
nicht in das Privatsecrecht gehört. Wir können und wollen hier 
nur das Fundament unserer Erörterungen audeuten und möglichst 
sicherstellen. 
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nicht so stark sein, dass nicht der Kriegführende sic hier 
wegen Verletzung seiner Kriegsrechte aufbringen und dem- 
gemäss verurtheileu könne. Endlich ist es ein allgemeiner 
Grundsatz, dass jeder Staat die gegen ihn von fremden 
Privaten verübten Vergehungen, sobald er dieselben in seine 
Gewalt bekommt, selbst ahnden darf. Es verletzt aber der 
Neutrale durch unncutrales Verhalten nicht bloss im Allge- 
meinen das Völkerrecht, sondern speziell das internationale 
Recht des Kriegführenden. 

Demnach scheint hier überall nach juristischer Analogie 
ein forum arresti s. deprehensionis und zwar eine 
gewisse criminelle Jurisdiction, die sich aber innerhalb der 
Schranken des Kriegsrechls hält und dazu nicht die Personen 
als solche straft, sondern sich mit Confiscation des Eigen- 
thutns begnügt, gerechtfertigt. 

3) Dagegen wird in der Regel den Kriegführenden das Recht 
abgesprochen, im neutralen Gebiete durch ihre Consuln 2 5t ) 
oder auch durch neutrale Gerichte 28 °) sich die Prise zu- 


259. In England erkennt man keine Entscheidung eines Consuls als 
gültig an und überträgt daher ein in Folge derselben geschehener 
Kauf kein Eigenthum. Robinson IV. 53. Siehe aber bereits oben 
wegen Frankreich, obgleich Sir W. Scott erklärte: Die An- 
massung des Französ. Consuls in Bergen, dort auf neutralem Ge- 
biete eine Prisengerichtsbarkeit zu üben, sei unerhört und ohne 
Beispiel und sei ein solches Schiff für nicht condemnirt zu achten 
(Flad, Oyen, 17. Januar 1799 bei Robinson 1. 141). Doch nahm 
1787 Russland ein gleiches Recht für seine Consuln in Anspruch 
und nach Galiani (II. 171) früher die Englischen Consuln in 
Livorno. S. § 217. Note 40. 41 und $ 221. Note 70 sq. 

200. Einen Bruch der Neutralität sieht in dieser Erlaubnis« Heffter 1. c. 
§ 147 S. 256. Wheaton, intern. laNv II. 94. Ortolan 1. c. II. 266. 
Pando 467. cf. auch Pölils 1225. Der Tractat aber zw. Schweden 
und Sicilien 1742 Art. 28, zwischen Dänemark und Sicilien 1748 
Art. 33, zwischen Dänemark und Genua 1756 Art. 30 lässt den 
Neutralen die Wahl, ob sie die Prise in ihren Häfen aufnehmen 
und darüber entscheiden wollen oder nicht; w-ogegen schon der 
Vertrag zwischen England und Spanien 1604 und 1630 und neuer- 
lich der Vertrag zwischen Preussen und Nordamerika 1799 Art. 19 
den Neutralen das Recht absprechen. Endlich sagt zwar Black- 
stone (comment. III. 108), freilich im Völkerrecht eben keine 
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»prechen zu lassen. Ja es ist wohl geradezu und wie es 
scheint mit Recht als ein Bruch der Neutralität angesehen 
worden, wenn ein neutraler Staat das Eine oder das Andere 
gestattet, wenn man auch hierin die Praxis noch nicht 
eigentlich als feststehend ansehen darf. 

4) Ferner ist in der Praxis anerkannt, dass wenn der krieg- 
führende Staat durch seinen Kaptor bei der Aufbringung 
selbst das Völkerrecht verletzt hat , also namentlich wenn 
die Nehmung eines feindlichen und neutralen Schiffes im 
neutralen Gebiete oder unter Missbrauch dieses neutralen 
Gebietes, z. B. indem der Kaptor dort auflauerte oder rüstete, 
von Seiten des Kaptors geschah, der neutrale Staat, aber 
auch nur dieser, nicht der unmittelbar betroffene fremde 
oder heimische Eigner noch auch der feindliche Staat, 
die ganze Rechtsbeständigkeit der Nehmung anfechten 
könne. Freilich scheint dies hart , da was an einem 
principiellen Mangel leidet, nie zu Gunsten dessen, der den 
Mangel hervorgerufen, Recht sein sollte. Jedenfalls ist ein 
neutraler Staat es seiner Würde schuldig, hier immer die 
prisengerichtliche Condemnation wegen Verletzung seiner 
Neutralität anzufechten. Allerdings müsste das Prisengericht 
allemal erst untersuchen, oh nicht der Act der Nehmung, 
ganz abgesehen von dem Charakter des genommenen Schiffes 
und Gutes, ein völkerrechtswidriger sei. S. § 245 sub III. 

5) Sodann scheint festzustehen, dass wenn das genommene Gut 
noch vor der Zusprechung der Prise an den Kaptor, in das 
Gebiet desjenigen Staats kommt, welchem auch der Eigen- 
thümer angehört, dieser neutrale Staat allein zu entscheiden 


Autorität: „Im Falle des Krieges zwischen unserer Nation und 
„einer anderen, oder zwischen zwei anderen Nationen hat 
„das Admiralitätsgericht eine unbestrittene und ausschliess- 
liche Gerichtsbarkeit Uber Prisen, die zur See genommen und 
„in unsere Iläfen gebracht sind, nach dem Völkerrechte zu ent- 
scheiden.“ Aber es ist kein Beispiel bekannt, dass die Englische 
Admiralität von dieser ausgedehnten Jurisdiction in den letzten 
Jahrhunderten Gebrauch gemacht hätte, und Sir W. Scott läugnet 
wenigstens bei Gelegenheit eines ähnlichen Falles (bei Robinson 
IV. 57) gerade die Competenz des neutralen Staats. Vergl. auch 
Robinson I. 65 the Santa Cruz. S. § 217 Note 40. 41. § 2*21 N. 70 sq. 
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habe, ob und wie sein Unterthan bestraft werde. Der 
Kriegführende kann hier nur auf diplomatischem Wege 
direct durch den neutralen Staat Genugthuting erhalten. Mit 
seinem Strafrecht hat es an der Grenze des neutralen und 
nun vollends des feindlichen gegnerischen Gebietes ein Ende. 
So Pöhls 1. c. 1225. Schmelzing III. 314. Bynkershök 
(quaest. jur. publ. 1. 17). Auch Ludwig XIV. behauptete 
dieses Hecht und Valin suchte es zu begründen. Noch 
mehr muss dies gelten — und Wheaton (intern, law II. 92) 
will, in Uebereinstimmung mit der Nordamerik Praxis, das- 
selbe sogar nur in dieser Beschränkung gelten lassen, — wenn 
in die Gewalt des neutralen Staats eine Prise kommt, die 
unter Verletzung seiner Neutralität genommen ist. 

6) Dagegen hat man in der Praxis wohl den Grundsatz aufge- 
stellt, dass der Kaptor durch Aufbringung der Prise in einen 
neutralen Hafen so weit privilegirt sei, dass wenigstens 
das Prisengericht seines Landes, indem der Consul die Acten 
an dasselbe einsendet, auch aus der Ferne her über die im 
neutralen Gebiet befindliche Prise entscheiden könne. Schmcl- 
zing 1. c Lampredi I. § 34. Azuni II. cap. 4. Art 3. $ II. 
v. Martens, über Kaper § 36 aal ). 


261. Vielleicht erkennt man dies auch in England an. So im 
Fall des Hendrick et Maria, Kap. Baar (bei Robinson IV. 43), 
wobei zwar S. W. Scott das Princip für unrichtig erklärte, in- 
dessen doch das Schiff freisprach. Es war nämlich an Dänische 
Kaufleute ein vormals Engl. Schiff, welches von einem Holländ. 
Kaper genommen, nach Norwegen aufgebracht, und während es 
dort liegen blieb, in Haag condemnirt war, hierauf in öffent- 
licher Auction in Norwegen verkauft worden; und nun wurde es 
von dem Engl. Eigenthümer bei einer Engl. Aufbringung, indess 
wie gesagt vergeblich, vindicirt. Ebenso zwei andere Entschei- 
dungen, nämlich Uber den: glücklichen Peter und den» 
jonge Ja», wobei aber Sir W. Grant 7. August 1807 sagte; 
es werde aber doch dies Princip ernstlich in Ucber- 
legung zu nehmen sein (Robinson, VI. 140), so dass also 
doch in England die Sache nicht so bestimmt mehr ist, beson- 
ders da die Admiralität schon die Condemnation über das Holl. 
Schiff Hersteider, Kap. de Koe, welches Engländer nach Nor- 
wegen aufgebracht hatten, wiederaufhob, als sie nachträglich in 
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7) Selbst an die prisengerichtliche Entscheidung letzter Instanz 
ist nur der Kaptor gebunden, der ja überall sein Recht nur 
von seinem Staate herlcitet, nicht aber der Neutrale. Viel- 
mehr wenn dieser glaubt, dass die Verurtheilung dem 
Völkerrechte im Allgemeinen oder den besonderen Ver- 
trägen zwischen seinem und dem kriegführende Staate nicht 
gemäss sei , so kann er sich bei seiner eigenen Regierung 
beschweren und diese hat das Hecht, von dem Kriegführen- 
den Genugtuung zu verlangen dafür, dass sich derselbe 
bei der Ausübung seiner Prisengerichtsbarkeit nicht inner- 
halb der internationalen Schranken gehalten hat: was überall 
zuvor bewiesen werden muss. Freilich wird darüber 
zwischen beiden Regierungen nicht selten eine streitige An- 
sicht herrschen und kann hier in letzter Instanz solche Ver- 
handlung zwischen Staat und Staat nur durch Krieg abge- 
tan werden, wenn Vergleich und Vermittelung nichts helfen. 

III. Diese Gerichte sind gewöhnlich Spezial- 
commissionen; sie werden entweder zu diesem Zwecke für die 
Dauer« eines Krieges speziell eingesetzt, oder es w r ird einem 
schon bestehenden Gerichtshöfe die Cognition in Prisensachen 
zugewiesen, ln Spanien legt die Ordonnanz 1. Juli 1779 die 
Jurisdiction erster Instanz in Prisensachen dem Marineminister, 
in appellatorio dem Kriegsrath bei. — ln Frankreich hat viel 
Wechsel auch hier stattgefunden, bis durch Arrötd G germ. an 8 
und 2 prairial an 11 in Paris ein Prisenconseil eingesetzt w'urde, 
von welchem keine Appellation stattfindet ; er besteht aus einem 
Präsidenten, 8 ordentlichen Mitgliedern, einem Regierungscom- 
missar und einem Unterbeamten. — In Holland gehören die 
Prisensachen nach Instruction 13. Jan. 1781 und Priscnreglement 
26. Jan. 1781 vor den Admiralitätsrath, von welchen das Rechts- 
mittel der Revision statt hat. — In England ist in Prisensachen 
competent das Admiralitätsgericht (s. Note 276) und in den Colo- 
nien die Viceadmiralitätsgerichte; dort findet Appellation an die 
Lords of appeal, hier an das Admiralitätsgericht statt. — In 
Dänemark waren in den letzten Kriegen verschiedene Prisen- 


Erfahrung brachte, dass das Schilf nicht nach England aufge- 
bracht, sondern in Norwegen geblieben war (llobinson I. 119). 
Jacobsen 33. 34. 550. 
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gerichte in den verschiedenen Districten eingesetzt. — ln Nord- 
amerika bilden die Districtsgerichtc die erste, die Circuitgerichtc 
die zweite Instanz. — In Schweden steht die erste Instanz 
dem Admiralitätsgcricht oder Untergericht der Flotte oder wo 
solches nicht existirt, dem Magistrat zu. cf. Pohls 1228 — 30. 

IV. Norm der Entscheidung. — Diese ist nicht etwa 
irgend ein Landesgesetz, sondern einzig und allein dasVölker- 
recht***), in seinen allgemeinen Grundsätzen oder sofern 
es durch Verträge mit anderen (hier mit den neutralen) 
Staaten näher bestimmt und modificirt ist. Dies ist der Haupt- 
gesichtspunkt. Freilich sind vorzugsweise und direct die Prisen- 
reglements, Kaperordnungen und ähnliche Festsetzungen des 
nehmenden Staats von dem Prisenrichter zu berücksichtigen; 
doch einmal enthalten dieselben meist nicht viele Bestimmungen 
über das materielle Hecht und wo dies der Fall ist, da ist 
wenigstens als Hegel festzuhalten, dass „die Reglements aus 
„dem Völkerrecht entspringen müssen, nicht das 
„Völkerrecht aus den Reglements“, wie der berühmte 
Portal is als Präsident des Franzos. Prisenconseils sagte***). 
Allerdings werden diese positiven Satzungen eines bestimmten 
Staats bei der Elasticität und nicht selten Unbestimmtheit des 
Völkerreshts, vielfach Modificationen des allgemeinen Völker- 
rechts enthalten, ja nach der Ansicht anderer Staaten und deren 
Publicisten auch wohl im einzelnen Falle dem Völkerrecht wider- 
sprechende Satzungen. Aber es ist dies immer nur Ausnahme. 
Und sodann ist festzuhalten, was Portalis I. c. gleichfalls erklärt, 
dass jedenfalls diese Reglements eben nach dem allgemeinen 
Gesichtspunkte des Völkerrechts zu interpretiren sind. Schon 
jene Britische Denkschrift 1753 an König Friedrich 11. von 
Preussen (siehe Note 257) hob ausdrücklich hervor, dass man 
niemals daran gedacht habe, dass Englische Landesgesetze 


262. Verzweifelt ist die Ansicht Heffters 1. c. § 139, dass in der Praxis 
die Prisengerichte allein nach den Gesetzen und Reg- 
lements ihres Staats erkennen. Als Regel kann dies nicht 
angesehen werden, wenn nuch die Praxis zum Theil mangel- 
haft war. 

263. Fall des Amerik. Schiffes le Statira in einer Entscheidung vom 
6 Thermid. an. 8. Vergl. Wheaton, histoire du droit des gens 
I. 151. 52. 
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in solchen Fällen massgebend sein könnten** 4 ), und später 
sprach sich Sir W. Grant als Appellationsrichter mit Ent- 
schiedenheit dahin aus, es könne keinem Staate in den Sinn 
kommen, durch seine speziellen Prisenreglements anderen Staaten 
Gesetze zur Nachachtung vorzuschreiben; er selbst wolle bei 
dieser Erörterung hiermit nur das Völkerrecht, so wie er es 
verstehe, erläutern, um den Neutralen einen Wink und seinen 
eigenen Seegerichten einen Massstab der Auslegung zu geben 2 * 5 ). 

Indessen erklärte doch Sir W. Scott 7. Dec. 1798: An die 
Grundsätze des conventioneilen Völkerrechts ist man nur 
durch eine Reeiprocität der Praxis bei anderen Na- 
tionen gebunden; denn durch den Umstand, dass eine andere 
Regel bei anderen Nationen herrscht, würde es nicht bloss ge- 
setzlich, sondern nothwendig werden, gegen die anders handeln- 
den Nationen eine andere Regel zu befolgen ***). — Und dies 
scheint aus praktischem Gesichtspunkte sich zu billigen. 


264. Ch. de Mariens causes c^tebres du droit des gens II. 98. 

205. Grant bei Marahall, on insurancc I. 425. Vergl. Wheatou 1. c. 
und Wurm, Staatslexicon 1. c. 

200. Es war nämlich das Portug. Schiff Santa Cruz von Franzosen 
genommen und nach 24 Stunden von Engländern wiedergenom- 
men, die mit den Portugiesen alliirt waren. England gab nun 
eigenes und bis auf den Fall des St. Jago alliirtes wiederge- 
nommenes Eigenthum zurück, aber in der Entscheidung dieses 
Falles sagte Sir W. Scott wie oben im Text angeführt ist und 
fährt dann unmittelbar weiter fort: z. B. herrscht eine Regel bei 
anderen Nationen, dass der unmittelbare Besitz und selbst der 
Act der Kaptur den ersten Eigenthiimer seines Rechts beraubt; 
hier würde es widersinnig von Grossbritanien gehandelt sein, 
gegen sie nach einem liberalen Grundsatz zu verfahren, und es 
als eine allgemeine Regel festzusetzen, dass eine Einbringung 
infra praesidia — obgleich wahrscheinlich die wahre Regel — 
bei allen RecapturfÜllen für nothwendig gehalten werden sollte, 
um den ursprünglichen Eigenthiimer seines Rechts zu berauben, 
denn die Befolgung einer solchen Regel würde eine 
grobe Ungerechtigkeit gegen Engl. Unterthanen sein, 
und eine Regel, woraus grobe Ungerechtigkeit entspringt, kann 
nie die wahre Gesetzesregel zwischen unabhängigen Nationen sein. 
Es kann von keinem Lande verlangt werden, sich 
selbst zum Märtyrer zu machen von speculativer 
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Jedenfalls sind aber Prisengesetze, die hart an sich sind 
und als privilegia odiosa für den Neutralen erscheinen, restric- 
tive und zu Gunsten des Neutralen zu interpretiren. Portalis im 
Fall des Kepublicain. 

V. Verfahren. — Darüber steht nach allgemeinem Völker- 
recht und auch nach den Verträgen nur so viel fest, dass ein 
ordentliches gerichtliches Verfahren stattfinden, dass dasselbe 
gleichförmig, schleunig und legal sein müsse. Das Uebrige, 
namentlich die besonderen Formen hängen durchaus von der 
Willkür des Staats ab. Nur dies pflegt, was sich aber von selbst 
versteht, in Verträgen noch besonders stipulirt zu sein, dass die 
Entscheidung unparteiischen Personen übertragen werde. 

Demnach können hier in den verschiedenen Staaten manche 
Verschiedenheiten herrschen. Doch stimmen die meisten Länder 
in Folgendem überein. 

Sobald die Prise im Hafen angelangt ist, so muss der Kaptor 
oder Führer der Prise vor dem Admiralitäts- oder anderen 
competenten Gerichte erscheinen, diesem sowohl die gegen den 
Feind etwa gemachten Gefangenen, als auch alle Papiere, die er 
auf der Prise gefunden hat und die zur Erläuterung der Sache 


Zweckmässigkeit, wäre selbige auch auf klare Grundsätze 
begründet. Wo also theoretische Zweckmässigkeit auf 
der einen, und wahre praktische Justiz auf der anderen 
Seite ist, da muss die Regel des substantiellen Rechts für 
die wahre Regel des Völkerrechts gehalten werden. — 
Dies ist das Gesetz Englands. Indem es eine liberale Regel 
bei wiedergenommenem Eigenthum seiner Nation, nämlich Re- 
stitution gegen Berglohn, angenommen, gewährt es die Wohlthat 
dieser Regel seinen Alliirten, bis es erhellt, dass diese 
gegen Brit. Eigenthum nach einer weniger liberalen Regel ver- 
fahren. In diesem Falle nimmt es diese Regel an und misst sie 
nach dem Masse ihrer eigenen Justiz. Ich bin aber der 
Meinung, dnss das Princip der ReciprocitUt auf keine 
Weise bloss auf Recapturfälle bezogen wird. Man findet es 
wirksam bei anderen Fällen des Seercchts. — Bei dem Ausbruche 
eines Krieges ist es die beständige Gewohnheit dieses 
Landes, Eigenthum, welches vor Ausbruch des Krieges ange- 
halten ist, zu condemniren, wenn der Feind cs condemnirt, und 
es zurückzugeben, wenn er es zurückgibt. Hob. I. 62. Jacobseu 
553 - 555. 
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dienen können, überliefern oder eidlich erhärten, dass er keine 
gefunden habe. Dabei hat er vorläufig die Umstände der Neh- 
mung anzuzeigen und seinen Anspruch auf Schiff oder Ladung 
zu erkennen zu geben. Alsdann verfügt sich der Richter auf 
das genommene Schiff, um in Gegenwart beider Parteien ein 
Protokoll über die Papiere, über die Ladung etc. zu entwerfen, 
ein Inventar aufzunehmen und sodann Alles gehörig zu ver- 
siegeln. 

Der Kaptor übergiebt sodann gewöhnlich eine Species Facti, 
aus welcher sich der ganze Hergang der Nehmung und der 
Grund seiner Ansprüche ergibt. Der Richter aber stellt eine 
summarische Untersuchung an und kann sowohl die etwanigen 
Gefangenen und Passagiere, als auch die Mannschaft des Kapers 
wie der Prise verhören. Ergibt sich nun aus den Papieren wie 
aus diesen Verhören unzweifelhaft die Ungerechtigkeit der Neh- 
mung, so muss er, falls sich seine Gerichtsbarkeit soweit er- 
streckt, sofort die Loslassung erkennen. 

Dagegen wenn ebenso unzweifelhaft Schiff und (oder) Ladung 
als gute Prise sich ergeben, entweder weil sie als feindlich er- 
scheinen oder weil binnen einem festgesetzten Termine sich Nie- 
mand mit Gegenansprüchen gemeldet hat, so wird die Prise 
condemnirt. Ist irgend etwas zweifelhaft oder erscheinen Re- 
el am ante n (siehe n. VI.), so muss zur zu vorigen Aufklärung 
der Sache ein entsprechendes Verfahren eingeleitet werden *•*). 

VI. Reclameprozess in erster Instanz 368 ). — Wenn 
sich Jemand (Reclamant) mit Ansprüchen meldet, wie dies 
gemeiniglich zu geschehen pflegt, wenn die Prise nicht dem 
Feinde gehört, und beide Theile können sich nicht in Güte 
vergleichen, so muss ein förmliches Verfahren veranlasst 
werden. Der Prozess zieht sich dann gewöhnlich sehr in die 
Länge, und da solcher Aufschub der Ladung sehr nachtheilig 
werden könnte, wenn diese in leicht verderblichen Waaren be- 
steht, so muss der Richter, schon auf Ansuchen einer Partei 
oder auch aus eigener Bewegung solche Waaren ausladen und 
in öffentliche Packräume bringen, ja selbst, unter Umständen, 
diesen Theil der Ladung Öffentlich verkaufen lassen. Der 


267. Vergl. v. Martens, Über Kaper § 20. Pöhls 1. c. 1232. 

268. Vergl. v. Martens 1. c. § 27. 
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§ 238. Prisengerichtsbarkoit. § 238. 

Erlös sowie die übrige Ladung ist in sichere Verwahrung, nach 
einem angenommenen Inventar, zu bringen. Die weiteren Pro- 
zessformen sind in den verschiedenen Staaten verschieden, in- 
dessen doch meist die gewöhnlichen des Landes 380 ). 


269. Nach den Engl. Parlamentsactcn seit 1740, bes. durch die Acte 
19. Geo. III. 67. s. 17. 18—27, ist das Verfahren so: Der Richter 
soll binnen 5 Tagen von Zeit der ersten Anzeige Dessen, der die 
Prise eingebracht hat, das erste gerichtliche Verhör des Schiffs- 
volks, des Kaptors und der Prise beendigen, und dann inner- 
halb 3 Tagen durch öffentlichen Anschlag alle Diejenigen vorladen 
lassen, welche einen Anspruch an die Prise zu machen hätten. 
Wenn alsdann binnen 20 Tagen sich Niemand mit Ansprüchen 
meldet oder wenn ein solcher Red am aut nicht binnen 5 Tagen 
gebührende Bürgschaft leistet, dass er das Doppelte der Prozess- 
kosten bezahlen wolle, falls die Prise für verfallen erklärt werden 
würde, so sollen die Admiralitätsrichter auf vorbesagtes Verhör 
in Zusammenstellung mit den Seebriefen unmittelbar zur Abfassung 
eines ubsolulorischen oder condemnatorischen Erkenntnisses schrei- 
ten. Meldet sich aber ein Reclamant in gehöriger Zeit, leistet er 
genügende Bürgschaft und ist cs nicht nöthig, erst sehr entfernte 
Zeugen abhören zu lassen, so soll der Richter die vorgeschlagenen, 
in der Nähe sich befindenden Zeugen innerhalb 10 Tagen ver- 
hören lussen und dann ein Urtheil sprechen. Wenn indessen dem 
Richter der Fall selbst zweifelhaft erscheint und er für nöthig 
findet, den Parteien ein ordentliches Verfahren gegen einander zu 
gestatten, sowie auf Begehren der Partei die von derselben vor- 
geschlagenen Zeugen abhören zu lassen: so soll er zur Schätzung 
der Prise durch Sachverständige, welche von den Parteien er- 
nannt und von den Gerichten bestätigt sind, schreiten: zu wel- 
chem Zweck die Ladung nach vorheriger Aufnahme eines Inven- 
tars, wenn der Richter es für nöthig findet, in einen öffentlichen 
Packraum ausgeladen werden soll. Alsdann soll man von dem 
Reclamanten hinreichende Bürgschaft begehren, dass er 
im Condemnationsfall den ganzenWerth denKaptoren 
bezahlen wolle, und von den Kaptoren Bürgschaft wegen der 
Kosten verlangen, wenn vorgängig durch ein Zwischenurtheil die 
Prise dem Reclamanten ausgeliefert werden soll. — Wenn hin- 
gegen der Reclamant eine solche Bürgschaft verweigert, so soll 
der Richter dahin von dem Kaptor Bürgschaft verlangen, dass er 
das volle Taxatum der Prise dem Eigenthümer herausgeben wolle, 
w'enn die Prise für frei erklärt werden sollte, und nun soll dem 
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VII. Beweislast 170 ). Nach allgemeinen, selbst im Criminal- 
prozess, dessen Analogie hier stattfindeu möchte, gültigen Rechts- 
grundsätzen würde man vom rationellen Standpnnkte 
aus dem Kaptor den Beweis auflegen müssen, dass das Schiff 
oder die Ladung als gute Prise zu betrachten sei. Denn eines 
Theils erscheint der Kaptor als Kläger im Gericht und begehrt, 
dass seine Prise als eine gute Nehmung verurtheiit werde; folg- 
lich muss er den Grund seiner Klage erweiseu, denn das Fac- 
tum der blossen Aufbringung kann noch nicht zu seinen Gunsten 
entscheiden und kann dabei keine Präsumtion für die Rechts- 
beständigkeit derselben angenommen werden. Anderen Theils 
ist der Beweis, dass das Schiff nicht als gute Prise zu betrach- 
ten sei, ein negativer Beweis, welchen der Regel nach Nie- 
mand zu übernehmen schuldig ist. 

Nichtsdestoweniger wird in allen Prisengerichten 
dem Reclamanteu der Beweis der Unschuld aufge- 
bürdet 17 *). 

VIII. Beweismittel. — In Hinsicht der Beweismittel 
selbst scheint es dem Rechte und der Billigkeit angemessen, 
dass man alle diejenigen zulassen sollte, welche der Beklagte, 
dem hier ja schon durch die Aufbürdung des Beweises zu viel 
geschieht, überhaupt beibringen kann, ohne Unterschied, ob er 
sie zur Zeit der Durchsuchung dem Kaptor vorlegen könne 
oder nicht. Denn wenn auch gleich dem Kaptor aus dem Mangel 
des einen oder des anderen Beweisstückes ein gegründeter Ver- 
dacht und ein Recht zur Aufbringung entstehen kann, so ist es 
doch allen Grundsätzen des Rechts zuwiderlaufend, dass die 


Kaptor die Prise vorgängig ausgeantwortet werden. Wegen der 
Appellation siehe unten n. IX. dieses §. — Vergl. v. Martens 
1. c. § 27. Note. 

270. Vergl. bes. v. Martens 1. c. wegen n. VII., VIII. und IX.; auch 
Pöhls 1. c, 

271. Pöhls 1. c. 1233. 34. stellt folgende feine Unterscheidung auf: 
Sind des Neutralen Papiere in völliger Ordnung, so ist es des 
Kaptors Sache, darzuthun, dass Jener dennoch in einem illegalen 
Handel begriffen war. Sind aber Schiff und Ladung nicht ge- 
hörig documentirt, so muss man dem Neutralen Gelegenheit ge- 
ben, seine Unschuld dennoch, wenn er kann, zu beweisen. 
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Prisen gerichte auf blossen Verdacht hin und nicht nach der 
erwiesenen Wahrheit condemniren. Jeder Richter muss 
dem Beklagten die Wahl der Mittel seiner Verteidigung uber- 
lassen. Wenn dann durch die Papiere bei der Durchsuchung 
die Unschuld nicht klar erwiesen werden könnte, sondern dies 
erst durch nachträgliche Beweismittel dargethan würde, so er- 
wiese sich zwar die Aufbringung als gerechtfertigt und müsste 
man demnach den Reclamanten zur Deckung aller Kosten ver- 
urteilen 27 *); aber die Condemnation als gute Prise erscheint 
hier überall als ein schreiendes Unrecht. S. § 237 sub I. 6. 7. 

Dessenungeachtet w r erden in Frankreich sowie in Schwe- 
den und wie es scheint, in Russland nur solche Documente 
zugelassen, die schon bei der Nehmung am Bord befindlich 
waren* 7 *). Die Dänische Verordnung 1710 Art. 9. 10. war 
auch so streng, doch wurde dies gemildert durch Verordnung 
1711 Art. 10 274 ) und das Prisenregl. 1810 Art. 27. überlässt es 
wenigstens dem Ermessen des Admiralitätsgerichts, ob und wie 
weit es den Parteien besseren Beweis nachlassen wolle. In 
Spanien lässt man fernere Beweismittel nur dann zu, wenn der 
Genommene beweisen kann, dass er sie ohne seine Schuld nicht 
mitgenommen oder er sie durch ein unvermeidliches Unglück 
verloren habe. Span. Regl. 1779 Art. 16. 

In England lässt man im Allgemeinen besseren Beweis 
zu; nur darf dann kein Betrug und überhaupt kein völkerrechts- 
widriges Betragen schon vorliegen 274 ). S. § 237 sub I. 6. 7. 


272. So Engl. Praxis. Siehe auch in Note 274 die Bestimmung der 
Dän. Verordnung 1711 Art. 10. 

273. Franz ös. Reglement 26. Juni 1778, obwohl nach dem Vertrüge 
Frankreichs mit England 1786 Art. 33. wenigstens Englische 

. Prisen in Frankreich das Recht des besseren Beweises zusteht. 
Schwed. Regl. 1715 Art. 7. 

274. Dieser Art. 10. bestimmt, dass wenn die Befreiung der Prise aus 
anderen Gründen als denen, welche sich auf dem Schiffe zur Zeit 
der Nehmung befinden, hervorgeht, der Kaptor von Erstattung 
der Kosten frei sein sollte: woraus denn die Gestattung des 
ferneren Beweises erhellt 

275. Eine Menge von Entscheidungen finden sich hierüber in den 
Reportssammlungen von Robinson, Edwards und Dodsou, 
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IX. Appellat ions in stanz. — Es steht zwar jeder Partei 
frei, zu appelliren und Revision nachzusuchen und sind bereits 
oben n. Hl. die betreffenden Behörden der Appellation för die 
einzelnen Staaten angegeben. Aber diese Appellation oder Re- 
vision hat in der Regel keinen Suspensiveffect. Vielmehr 
wenn der Kaptor nur nach Fällung des ersten Urtheils ge- 
nügende Bürgschaft stellt oder doch seine Kaperkaution bis 
zum Werthe der Prise erhöht, so kann er sofort die Abtretung 
derselben erlangen, wogegen die Reclamanten, bei einem 
freisprechenden Urtheile erster Instanz, gleichfalls gegen Bürg- 
schaft, die Ausantw'ortung der Prise verlangen können. 

In den V. Niederlanden musste sonst die Appellation 
von den Einwohnern in 2 Monat, von Fremden in 4 angebracht 
werden. In England steht jeder Partei frei, innerhalb 15 lagen 
an Commissarien zu appelliren, welche der König zu dem Ende 
aus seinem geheimen Rath, unter dem grossen Reichssiegel, 
ernennt, doch muss die Partei gehörige Bürgschaft leisten, dass 


deren Benutzung wie in jeder nnderen Beziehung, so namentlich 
auch hier erleichtert wird durch: Green, digested index of the 
cases etc. contained in the reports of Robinson, Edwards and 
Dodson (London 1818); siehe be$. die Rubriken evidence und 
further proof. Fälle, wo in England fernerer Beweis verweigert 
wird, gibt zahlreich an auch Jacobsen, Seerecht 556 ff z. B. 
1) wenn durch einen für falsch gehaltenen Reclam feindliches 
Interesse mit neutralem vermischt wird: Eenrom bei Roh. II. 
15. und Rosalie und Betty ibid. II. 359. — 2) Durch falsche 
Papiere, die eine Bestimmung von einem feindlichen Hafen nach 
einem anderen verheimlichen: Jouffrouw Anna ibid. I. 126; 
Vrouw Hermina ibid. I. 165 etc. — 3) Als durch ähnliche 
täuschende Umstände Thatsachen der ausgehenden Reise nach 
feindlichen Besitzungen in Ostindien verheimlicht waren. Rosalie 
und Betty 1. c. — 4) Wenn nach fremden Kolonien Artikel mit 
einer verheimlichten Bestimmung ausgegangen waren, die für 
Contreband gehalten werden, so wird in Hinsicht der Retouren 
dafür kein weiterer Beweis gestattet; Nancy, Robinson III. 123 
— 5) Bei Unterschlagung von Papieren, die das Eigenthum des 
Kapitains betreffen, wobei aber die Ladungseigenthümer nicht 
gefährdet werden; the rising Sun ibidem II, 108. — 6) Wenn 
ein Schiff in feindlichen Ländern gekauft und unter Leitung des 
vorigen EigenthÜiners gelassen ist; Jemtny bei Robinson III. 31. 
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sie die Berufung fortsetzen und falls das erste Urthei) be- 
stätigt würde, das Dreifache der Appellationskosten bezahlen 
wolle. Stat. Georg 111. c. Ö7. v. Martens § 27 Note 176 ). 

Prisengerichte müssen ihre Entscheidungen wieder aufheben, 
wenn es sich nachträglich ergibt, dass letztere auf Irrthümern 
beruhten. Dies haben denn auch die Pariser und Londoner 
Prisengerichte gethan. Jacobson 349 ff. 

X. Prozess über einen Theil der Ladung* 77 ). — 
Die bisherigen Auseinandersetzungen beziehen sich nicht ganz 
auf den Fall, wo die Neutralität des Schills anerkannt und nur 
die Ladung oder ein Theil derselben von dem Kaptor in An- 
spruch genommen wird, entweder weil er sie für Contrebande 
hält, oder weil sie feindliches Gut ist (wo nämlich der Satz: 
frei Schiff, frei Gut nicht gilt). Hier muss es dem ge- 
nommenen Schilfe freistehen, wenn es den streitigen Theil der 


270. lieber die Unvollkommenheit des Engl. Admiralitätsgerichtes als 
Prisengericht klagt Büsch (Darstellung der Handlung. 3. Aufl. 
Hamburg 1808. Bd. II. S. 017, sowie in seiner Schrift: Bestreben 
der Völker, im Seehandel sich recht wehe zu thun. Hamburg 
1800. Kap. III. § 3 -17.) sehr und sagt im ersten Werke 1. c.: 
„Bei dem Allen ist seine (Englands) Judicatur in Seesachen 
„äusserst mangelhaft. Der Gerichtshof, welchen sie (die Eng- 
länder) mit dem Namen des high Court of Admiralty 
„beehren, besteht nur aus einem einzelnen Richter nebst 
„einem oder zwei Schreibern, und das gerichtliche Verfahren in 
„Seesachen ist so willkürlich, als eben dieses Volk in der 
„Civil- und Kriminaljustiz strengen (formellen) Regeln und 
„Gesetzen unterworfen ist. Wenn die Gerichte anderer Staaten 
„auch in der Absicht zahlreich besetzt sind, damit man mehrere 
„Rechtshändel zugleich zur Relation an mehrere Mitglieder, und 
„zur Entscheidung an Klassen derselben oder sog. Senate geben, 
„und diese beschleunigen könne: so hat dieser Mann so 
„wenig Zeit, aber auch so wenig Eile, und macht 
„zwischen seinen Sitzungen so öftere und so lange 
„Ferien, dass auch in den klärsten Sachen die Ent- 
scheidung Monate, ja zuweilen Jahre lang ausblcibt, 
„und die Kosten des mit seiner Besatzung aufgehal- 
„tenen Schiffes in die Tausende anlaufen. u Dazu gibt 
denn Büsch in der anderen Schrift 1. c. viele Belege. 

277. Vergl. besonders von Martens 1. c. $j 29. 
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Ladung gelöscht hat, mit dem Ueberreste seiner Ladung fortzu- 
segeln, ohne das Ende des Prozesses abzuwarten, in Ansehung 
dessen es genug ist, dass der Schiffer einen Procurator bestellt. 
Es ist nun zwar dieser Grundsatz nicht ausdrücklich in den 
Prisenverordnungen der einzelnen Staaten berührt, aber er fliesst 
aus der Natur der Sache, sowie daraus, dass sich in den ge- 
nannten Fällen der Schiffer schon bei der Nehmung selbst durch 
Ueberlieferung der streitigen Güter an den Kaptor (falls dieser 
sie bergen kann) befreien darf (siehe oben § 237 sub II. 1.), und 
ist endlich in sehr vielen Verträgen festgesetzt. 

Aehnlich sollte es gehalten werden, wenn, ohnerachtet der 
auf das Schiff gemachten Ansprüche, die Ladung für frei aner- 
kannt würde. Freilich wo der Satz: Unfrei Schiff, unfrei 
Gut gilt, kann davon nicht die Rede sein. 

XI. Kosten. — Im Fall der Nehmer oder der Reclamant 
unterliegen, so muss der Eine oder resp. der Andere die Kosten 
aus den geleisteten Bürgschaften bezahlen. Ebenso wenn der 
Reclamant zwar freigesprochen, aber gerade doch in die Kosten 
verurtheilt wird. Hierüber ist bereits § 237 sub VI. nachzu- 
sehen. Die Neutralen haben in den letzten Seekriegen besonders 
oft Veranlassung gehabt, sich über die ungeheure Last der auf- 
laufenden Kosten in Prisensachen, besonders gegenüber Eng- 
land, zu beschweren 21 8 ). 

Doch hat sich in den letzten Kriegen in dem Falle der ohne 
Grund erfolgten Aufbringung England, wie billig, am geneigtesten 
gezeigt, den Kaptor zur vollen Entschädigung zu verurtheilen; 
der Eigner soll alle Kosten und Schadenersatz mit Inbegriff des 
Liegegeldes (demurrage) erhalten. Auch muss der Kaptor in 
England, mit Rocht, wegen des Schadens aufkommen, der dem 
Eigner durch des Kaptors Schuld und Leichtsinn oder Unge- 
schicklichkeit zugestossen ist. a,# ). — In Schweden ist es ge- 


278. Worüber Büsch, Bestreben der Völker, einander in ihrem See- 
handel recht wehe zu thun (Hamburg 1800), viele Beschwerden 
und Exempel anzuführen weiss. 

279. Vergleiche die Fälle: Corier M aritimo bei Robinson, rep. 
I. 287; Sally ibid. II. 228; Zee Star ibid. IV. 71. Triton 
ibid. VI. 78. Madonna dcl Burso ibid. VI. 109. Peacock 
ibid. 185; ferner Wilhelmsberg bei Robinson V. 143. Was- 
hington ibid. VI. 275; Nemesis bei Edwards, udm. rep. 50. 
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sctzlich ausgesprochen, dass die Krone für den Befehlshaber 
ihrer Schiffe aufkomme, dass aber die ganze Flotte, zu der er 
gehört, ihr dafür haftet * #0 ). Indessen ist man bis jetzt nicht in 
allen Ländern immer so gerecht und billig gewesen; kaum dass 
durch diplomatische Vermittelung eine kärgliche Entschä- 
digung bewilligt wird, wenn der Kaptor zum Schadensersatz un- 
fähig ist 

XII. Ueberhaupt kann durch diplomatische Vermittelung seines 
Staats der Heclamant selbst gegen das Erkenntniss der Appellations- 
instanz noch auftreten; doch zieht sich dann gewöhnlich die 
Sache sehr lang hin und entscheiden Gründe der Politik', nicht 
des Rechts. Höchstens dass eine kleine Pauschsumme als eine 
Entschädigung und Abfindung erlangt wird. Siehe bereits obeii 
§ 236 in f. und § 238 Note 257. 

XIII. Analogisch ist die Prisengerichtsbarkeit auch auf die 
im Sklavenhandel betroffenen Schiffe in neueren Zeiten durch 
besondere Verträge (s. oben $ 215 i. f.) angewandt worden. 
Indessen ist über die Art und Grenze dieser Anwendung noch 
grosser Streit a#l ). 


Principe, Athonelante bei Edwards 1. e. 70. William bei 
Robinson VI. 316. Portsmouth ibid. 317. Art. 9. Thames 
ibid. V. 345. cf. Pöhls 1239. S. bereits § 237 sub II. 3. 

280. Schwedisches Reglement 1788 Art 1. $ 11. Dasselbe ist stipulirt 
in dem Tractat zwischen Schweden und Russland 1801 Art. 30. 

281. Vergl. besondeis die Erörterungen bei Gelegenheit der Hamb. 
Bark Louise in: Ilandclsgerichtliches Verfahren und Erkennt- 
niss über die Hamb. Bark Louise wegen Verdachts der Betheili- 
gung im Sklavenhandel (Hamburg 1842). 
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Wenn kein besonderes einzelnes Landesgeaetz angegeben ist, so ist 
unter dem Ausdrucke : Prcussisches Recht oder Neuestes Preuss. 
Recht stets das Allgemeine Preuss. Landrecht und zwar in 
der Regel Theil II. Titel 8. zu verstehen; ferner unter H o 1 1 ä n d. 
oder Neuestem Holland. Recht stets das Handelsgesetzbuch 
von 1838 (Wetboek vau Koophandel): ferner unter Französischem 
oder Neuestem Franz. Recht der Code de commerce; ferner unter 
Spanischem oder Neuestem Spanischen Recht das Spanische 
Handelsgesetzbuch von 1829 (gültig seit I. Januar 1830; Cödigo 
de Comercio). — Unter S c h w e d. Recht ist das S c h w e d. Seerecht 
von 1667, unter Dänischem Recht das Dän. Gesetzbuch 1683 
(Leges Danicae) und zwar in der Regel Buch IV. zu verstehen, welches 
in 9 Kapiteln das Seerecht abhnndelt. 

Das Citat Pardessus ohne HinzufUgung eines Werkes bezieht 
sich in den ersten 35 §§ auf dessen Collection de lois maritimes, 
später aber auf Tome troisi^mc von dessen cours de droit 
commercial (ddit. III. Paris 1825), welcher das Seerecht unter den 
Rubriken ( = Paragraph oder Nummer) 596 — 965 abhandelt. — Die 
Verweisungen auf Abbott (treatise of the law relative to merchant 
ships and seamen) beziehen sich regelmässig auf die 6. Aufl. von 1840 
und nur wo es ausdrücklich gesagt, auf die 8. von 1847. — Das Citat 
Jacobsen ohne Zusatz bezieht sich stets auf dessen Seerecht von 
1815. — Das Citat Pöhls ohne Zusatz auf dessen Seerecht (4 Theile 
mit durchlaufenden Seitenzahlen), welches zugleich den dritten Theil 
von dessen Handelsrecht bildet. 

Das Citat Ke nt bezieht sich auf dessen Commentaries on american 
law (2. Aufl. Newyork 1832) tom. III. oder Part. V„ worin vorzugsweise 
das Seerecht abgehandelt wird. — Das Citat Ben ecke, System be- 
zieht sich auf Benecke’s System des Assekuranz- und Bodmereiwesens 
(Hamburg 1805 — 1821. 5 Bde.), wovon jetzt eine neue Ausgabe besorgt 
wird durch Vincent Nolte; das Citat Benecke, principles auf 
Benecke’s treatise on the principles of indemnity in marine insurance 
(London 1824). — Unter Martens, recueil de trait^s ist, wenn 
nicht ausdrücklich das Gegentheil gesagt ist, die Sammlung der Völker- 
verträge des (älteren) G. F. v. Martens, fortgesetzt von Saalfeld und 
Murhard zu verstehen, nicht die neuere auszügliche, übrigens zum 
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Handgebrauch ganz vortreffliche, mit sehr übersichtlichen Registern ver- 
sehene von Charles de Martens et Ferd. de Cussy. Recueil ma- 
nuel et pratique de traitls, conventions etc. depuis 1760—1846 (5 toms. 
Leipzig 1846 — 49). 

Wo sonst der Kürze wegen ein Schriftsteller bloss mit Namen und 
Angabe einer Seiten- oder Paragraphenzahl angeführt ist, da wird man 
das bezeichnete Werk leicht in den Literaturangaben, welche sich für 
jede Materie unter den betreffenden Abschnitten, Kapiteln oder 
Paragraphen als Rubrik oder in der ersten Note finden, auf- 
suchen können oder bei Hauptwerken eines Autors Band I. $ 38 ff. in 
der Literatur des Privatseerechts, sowie Band II. § 211 in der 
Literatur des öffentlichen Seerechts. 

Da« Citat bei den im Register verzeichneten Autoren be- 
zieht sich auf den Ort, wo die in diesem Seerecht citirten Werke der- 
selben dem Titel nach vollständig angeführt sind. 

Es ist zwar im Werke selbst bei allen einzelnen Materien auf Pa- 
rallelstellen aufmerksam gemacht und namentlich auf controverse Fragen 
(z. B. in Bezug auf die Fälle, welche bald zur Havariegrosse, bald zur 
Havarieparticulftr gerechnet werden) hingewieaen. Indessen muss zu 
diesem Behuf« von dem Leser lieber noch das Register zu Rathe ge- 
zogen werden. 
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Die Römische Zahl bezieht sich auf den Band. 
Die Deutsche Zahl auf die Seite des Bandes. 
Der Lateinische Buchstabe n. auf die Noten. 


uebrigens möge man das Register besonders zum Nachschlagen 
von Parallelstellen und Controversen (namentlich z. B. in Bezug 
auf die vielfach bestrittenen Fälle der grossen und der particulären 
Havarie) benutzen. Zur Vervollständigung der Angaben Uber manche 
ältere Autoren der einzelnen seerechtlichen Materien mögen die 
Litcraturangaben in der jedesmaligen ersten Note und in den Ru- 
briken der einzelnen Abschnitte und Kapitel, sowie zum Theil der 


Paragraphen nachgesehen werden. 

A. 

Abandon, bei Bodmereien durch 
den Nehmer II. 316. 317. bei 
Leckage strict I. 373. beim Schiff- 
bruch durch die Mannschaft II. 
19. 20. Havariegrossfall II. 127. 
gegenüber dem Versicherer II. 
31. 65. gegenüber dem Berger 
II. 36. 

Ablader I. 294 und I. 244 mit II. 
335 ff. 353 sub II. Begründung 
der Rechte u. Pflichten des Ab- 
laders (Destinatärs, Correspon- 
denten) I. 278 ff. Stellung bei der 
Fautfracht I. 353 ff. 


Abbott (Lord Tenterden) 1. 5 n. 
48 n. 51 n. 

Ab brechen d. Reise 1. 211.213. II. 
291. Einfluss auf die Gage s. Gage 
u. Reise, auf die Fracht s. Fracht. 
Abbringungskosten 11.98. 99. 
Abfindung s. Ranzionirung. 
Abkürzung der Reise 1.214. 
Abreu II. 397. 

Accord s. Ranzionirung. 

Acton 1. 50 n. 

Admiralschaft I. 182. wegen 
Bergung II. 38 mit 45. Kosten 
in Havariegross II. 123. 11.95. 121. 
Aegtiisches Meer II. 344 n. 
Alewyn II. 19 n. 
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Albertazzi L 62 n, 

Alleinrheder L 129. 

Altona L 39. 

Amalfi L. 63 n. 

Amsterdam, Seerechtsgewohn- 
heiten L. 20. Assecuranzordnung 
II. 2. u. II. Addend. 

Ancona L 61 n. 

Anker L 62. 

Ankergeld L 9a, 

An - und Uebersegelung II. 5 ff. 
Unterscheidungen II. 5, Wirkun- 
gen II. 2, Art der Repartition 
dabei II. 10. Verhaftung für den 
Schaden II. 13 mit II. 122. Be- 
weis dabei II. 15, Analoge Fälle 
II. 17. Ilavariegross II. 122 mit 
126 n. 2. 

Appenrade L 35 n. 

Aragonisches Scerecht L 64 il 

Arndt L 42. 

Arrest I. 95 fl. 

A’ssecuranz u. Havarie II. 68 im 
Unterschied von Havariegrosso 
II. 7 L 229 u. II. 156. von Bod- 
merei II. 246 u. II. 15ü. Warum 
die Assecuranz in diesem Werke 
nicht abgehandelt II. 23L Assc- 
curanztaxe II. 209. Assecuranz- 
prämie II. 183. Der Director 
ist zur Versicherung des Schiffes 
nicht befugt L 125. Interesse der 
Versicherer v. Schiffer wahrzu- 
nehmen L 167. ihr Interesse bei 
Strandung II. 31. s. Bodmerei u. 
Gage. 

Assiss en des Königreichs Jerusa- 
lem I. 17. 

Aufbringung von Schiffen bes. 
II. 469 ff, Pflichten des Kapitains 
dabei L 165. II. 478 ff. Pflichten 
desKaptorsII.476ff. Aufbringung 
durch Kaper II. 362. in neutrale 
Häfen II. 362. 63 mit II. 388487. 


von England sonst nach Livorno, 
Lissabon, Porto II. 388 n. mit 

362 n, u. 487. 

Ausrüster L 107 n, verschieden 
vom eigentlichen Rheder L 137 n. 
und HB, 109. 153. ist nicht selten 
der Kapitain L 109, Befrachtung 
an einen Ausrüster L 241 sub VI. 
mit 153. persönliche Verpflich- 
tung des blossen Ausrüsters ibid. 
Ausrüstung des Schiftcs, Pflich- 
ten des Kapitains L 161. gegen- 
über dem Befrachter L 256 ff. 
Auswandererschiff L 229 233. 
236, 

Azuni L 13. 73 II. 340, 

B. 

✓ 

Baakengclder L 94, 

Bajot L 13, 

Baldasse roni II. 240 il. 

B a rat erie L 223, 

Barch holz L 8L 
Beaussant L 47 n 
Be cane L. 46, n. 

Befrachter, Begriff L 213 darf 
jeder sein L 244 sub III. auch 
der Mitrheder L 240. auch der 
Director ibid. auch der Kapitain 
L 241 sub VII. auch ein sogeu. 
Ausrüster L 241 sub VI. Pflicht 
zur Lieferung der Ladung L 265, 
I 282 sub Lj L 349 sub II. 
L 350 sub IV. wenn er am 
Wohnort der Rhederei mit dem 
Schiffer contrahirt L 245 sub V. 
Rechte in Bezug auf die GWsse 
und Trächtigkeit des Schiffes L 
254 ff. L 283. 84. in Bezug auf 
die Ausrüstung und Seetüchtig- 
keit L 256 ff in Bezug auf Ort 
der Ladung u. Löschung L 257 ff. 
in Bezug auf Liegetage L 259. 
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in Bezug auf sachgemässcs Ein- 
und Ausladen I. 282 und I. 338 
in f. in Bezug auf die Kosten 
des Ladens und Löschens I. 271 
sublll. namentlich durch Lichter- 
schiffe I. 338 sub 3 u. 4. und II. 
64 sub 15. auch II. 85 u. 202 ff. 
Rechte bei Ganz- oder Theilbe- 
frachtung I. 253. Rechte in Be- 
zug auf den Curs des Schiffes I. 
271 sub II. in Bezug auf die Ab- 
gaben I. 27 1 sub IV. bei Stück - 
gütcrfracht I. 273 ff. und 282 
sub II. Recht in Bezug auf die 
Identität des Schiffes I. 254. 
Rechte bei Connossementen und 
deren Uebertragungen s. Con- 
nossement. Rechte u. Pflichten 
bei Zurücknahme der Güter I. 
299. Pflicht bei nicht vollständi- 
ger Lieferung der Ladung I. 349 
sub II. bei Lieferung nicht zur 
gehörigen Zeit I. 349 sub III. 
Haftung Uber den Werth der 
Ladung II. 201. Pflicht bei Lie- 
ferung der Ladung durch den 
Correspondenten I. 350'sub IV. 
Pflicht zur Benachrichtigung des 
Schiffers I. 350 sub V. zur rich- 
tigen Angabe der Ladung I. 351 
sub IX. Recht zur Afterver- 
miethung I. 350 sub VI. Pflicht 
dem Schiffe und der übrigen 
Ladung keine Gefahr zu bereiten 
I. 351 sub VII. u. IX. Beziehung 
zum Schiffer 1. 350 sub VII. VIII. 
IX. Sorge für einen gehörigen 
Empfänger I. 351 sub X. bei 
Rückfracht I. 352 sub XII. Ein- 
fluss höherer Gewalt und Zufalls 
I. 187 ff. 277. 78. 362 ff. Schuld 
des Befrachters bei Aufhebung 
des Contracts I. 360. Schuld des 
Schiffers I. 362 mit 333. Mildere 


Behandlung desselben gegenüber 
dem Befrachter I. 277. 78. 
Befrachtung siehe auch Fracht- 
contract. Befrachtung auf eigene 
Rechnung des Rheders I. 240 
sub I. I. 253. der Mitrheder 1.240 
sub II. Befrachtung des Schiffes 
I. 239. durch den Eigenrheder 
I. 240 sub I. durch Mitrheder 
I. 240 sub II. durch den dirigi- 
renden Rheder I. 240 sub III. 
244 sub IV. 245 sub IV. durch 
Fremde ibidem sub IV. zum La- 
gern ibidem sub V. eines nicht 
ausgerüsteten Schiffes I. 241 sub 

VI. an den Kapitain I. 241 sub 

VII. 244 sub V. zum Fischfang 
I. 241 sub VIII. in Kriegszeiten 
als Transportschiff 242 sub IX. 
zur Kaperei I. 241 sub X. zur 
Beförderung von Passagieren I. 
241 sub XI. zum eigentlichen 
Gütertransport I. 241. 42. allge- 
meine Grundsätze über Befrach- 
tung I. 243 ff. Aftervermiethung 
1. 246 sub VIII. Schriftlichkeit 

I. 247. durch Mäkler I. 247 sub 

II. Totalbefrachtung 1.248. Theil- 
weise Befrachtung I. 249. Stück- 
güterbefrachtung 1. 250 bes.273ff. 
durch Certepartie I. 250 ff. 

v. Be hm er II. 397. 

Belgien II. in Addendis. 

Belt, grosser, kleiner II. 343. 
Benecke II. 240 n. und ganz bes. 
II. 503. 

Bergung II 30 ff. Geschichtliche 
Notizen und particularrechtliche 
Bestimmungen II. 25 ff. Völker- 
verträge in Bezug auf Bergung 
II. 49. Rechte und Pflichten der 
Berger II. 38 ff. Bergpflicht und 
Berglohn der Mannschaft II. 32. 
33. mit I. 203 u. 218. 332. Berg- 
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lohn fUr Menschenleben II. 32, 
Gemeinschaftliche Bergung II. 
35 ff. 38 mit 45. durch Staats- 
schiffe II. 35. Frachtanrechnung 
II. 3fL Höhe des Berglohns II. 
33. 34. 38 mit II. 28 ff und 45. 
Berglohn nicht Uber den Werth 
des Geborgenen II. 36. Reten- 
tionsrecht wegen Berglohn II. 36. 
39. Verhaftung des geborgenen 
Guts II. 36, 39. Vorzugsrecht des 
besitzenden Bergers vor späteren 
II. 40. Wiederaufgeben des Ge- 
borgenen II. 39, 40, Stellung des 
Versicherers II. 31 Fall dass der 
Schiffer ein Übermässiges Berg- 
lohn versprochen II. 35. Gage 
und Tagelohn II. 33 — Berg- 
lohn in Kriegsfällen II. 40 ff. 
Ranzionirung II. 41 ff. (s. Ran- 
zionirung). Wiedemehmung II. 
42 ff. (siehe diesen Artikel). Ana- 
loge Fälle (z. B. bei Meuterey) 
II. 40 i, f. Wiedemehmung durch 
die Mannschaft od. durch Fremde 
II. 45, Voraussetzung letzteren 
Falles ibid. Zufälliges Erscheinen 
ohne Thätigkeit ibid. Neutrales 
Eigenthum II. 44, Grösse des 
Berglohns für Wiedernehmer II. 
45. Gemeinschaftliche Wieder- 
nehmung II. 45. Particularrechtc 
in Bezug auf Wiedemehmung II. 
45 ff. Unterschied zwischen Ka- 
pern u. Kriegsschiffen dabei ibid. 
und II. 368, Berglohn an Kriegs- 
schiffe und Kaper Havariegresse 
II. 116. S. auch Wiedemehmung. 

Beschlagnahme v. Schiffen durch 
Kriegführende II. 469 ff. 

Bestftdter L 83 

Beuterecht II. 365. 

Biedermann II. 392, 

Bielbrief, Bylbrief L 85, 98 mit 


48. II. 234. 238, in Bezug auf 
Werthausmittelung II. 208. siehe 
auch Schiffspapiere. 

Bilboa L 65. 

Blackstone L 15n. 49n. II. 487 n. 

Blokade L 184 n, bes. II. 398 ff. 
Begriff II. 398, Erfordernisse ibid. 
399 in f. 409, Complete Bl. II. 
398 ff. Kurze Entfernung des Ge- 
schwaders II. 399. Nähe des Ge- 
schwaders II. 400. Declaration 
der Bl. II. 400, Notification und 
factischc Blokade II. 410. Ab- 
sicht des Blokadebruchs 401 i f. 
Auslaufen II. 404. Landtrans- 
port II. 405. Durchbrechung 
wegen höherer Gewalt II. 405. 
Aufhebung der Blokade II. 406. 
Erneuerung nicht präsumirt ibid. 
Haftung d. Ladungsinteressenten. 
11.41 1.483. Ausserordentliche Aus- 
dehnung der Bl. IL402, b locus 
sur papier II. 408. Blokade 
ganzer KUsten II. 409. Englische 
Entscheidungen in Blokadesachen 
II. 410-13. 

Boden, Bodcm II. 242. 243 

Bodmerei 1. 98. II. 232 ff. Name 
II. 54. 56, 242. 43 Allgemeine 
Begründung II. 232. Veräusse- 
rungs- u. Verpfändungsbefugniss 
in Betreff von Schiff u. Gut der 
Eigner II. 232 des Rhederei- 
directors II. 233 ibid. mit L 125, 
des Kapitains II. 233 mit II. Ml 
und L 157. Der Kapitain darf 
nicht die ganze Ladung verkau- 
fen, wohl aber verpfänden II. 234. 
der Kreis der hier einschlagen- 
den Verhältnisse II. 234, Foenus 
nauticum II. 234. Grossavanturci 
II. 236 ff. und 239 in f. deren 
Verwandtschaft mit Bodmerei 
II. 238. Bielbrief II. 238 ff. mit 
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L 98. Bodmerei im engeren 
Sinne II. 239 ff. sie ist best, die 
des Kapitains im Nothhafen II. 
241 mit 2t) 1 ff. Nothhafen ist nicht 
bloss Zwischenhafen II. 24L 
Wirkliche Aussetzung der Seege- 
fahr II. 241 ff. Verbot der Bod- 
mereiscbliessung zu einer Zeit, 
wo die Sachen bereits der Ge- 
fahr exponirt II. 242. Allgemeine 
Natur der Bodmerei II. 244 ff. 
Historisches II. 242 ff. Name II. 
243. Pfandrecht dabei schon im 
Mittelalter ibid Bodmerei ähn- 
lich der Versicherung II. 244. 
245. verschieden davon II. 246 ff 
mit 252. von Pacotille II. 249. 
Gegenstände, die uuf Bodmerei 
geliehen werden können II. 250 fl’, 
mit 281. Gegenstände, die ver- 
bodmet werden können II. 251 ff. 
verkäufl. Sachen II. 252. körper- 
liche ibid. noch nicht eingeschiffte 
ibid. vom Beweis der wirklichen 
Verwendung des Darlehns II. 
252 sub IV. mit 268 sub V. der 
Nothwendigkeit der Bodmerei* 
aufnuhme II. 253 sub V. mit 261 
und 268 sub V. Fall der in rem 
versio II. 268. 69. 

Bodmerei auf das Schiff II. 253. 
Schiffspart 254. auf die Fracht 
II. 254 ff. auf die zu verdienende 
II. 255. auf den zu machenden 
Gewinn II. 255. auf Fracht allein 
verboten II. 255. Ist mit dem 
Schiff an sich zugleich die Fracht 
verbodmet? II. 255. 56. Verbod- 
mung der Ladung 257 ff. der 
Pacotille ibid. Ladung u. Schiff 
Einheit? 11.257 ff. mit26L Ver- 
bodmung von Schiff, Gut und 
Fracht zugleich II. 258. Ver- 
bodmung eines Werththeiles ibid. 


Verbodmung Uber den Werth 
des Gegenstandes II. 258 fl. 294 
«nd «5, sowie 269 sub VII. 303 
init. und 316 sub III. Verbod- 
mung zum vollen Werth ver- 
sicherter Objecte und umgekehrt 
verboten II, 259 sub VI. mit 329. 
27 und 267 sub XIII, im Noth- 
hafen erlaubt II. 267 und 329. 
Versicherung der Bodmereigelder 
nebst Zinsen II. 326. 27. der 
Prämie ibid. Verbot der Ver- 
bodmung der Volksheuer II. 2fiO. 
Verbodmung der sog. Führung 
II. 261. 

Bodmereibefugniss des Schif- 
fers im Allgemeinen II. 233 mit 

II. 261 ff und L 15L 15L bei 
Anwesenheit aller oder einiger 
Rheder II. 262 mit 266 sub X. 
und 267 sub II. des Correspon- 
denten II 263 mit 269 sub VIII. 
Nothwendigkeit der Geldauf- 
nahme II. 253 sub V. 263 anb 

III. Unmöglichkeit leichter Gel- 
der aufzunehmen II. 263 sub IV. 
auf Schiff und (oder) Gut II. 
263 in f. Förmlichkeiten dabei 
II. 264 mit 271 ff Vermerk auf 
den Schiffsurkunden und Con- 
nossementen II. 273. 74. Bod- 
mereiaufnahme z. Besten bloss 
des Schiffes oder bloss eines 
GUtertheils II. 265 in f. Ver- 
bodmung der Part und Güter 
des Kapitains II. 266 mit 268 
sub IV. Fall dass der Schiffer 
selbst Mitrheder ibid. sub XII. 
Gelder des Kapitains ibid. Gel- 
der Fremder in des Kapitains 
Händen II 266 ÖL Verbodmung 
versicherten Guts im Nothhafen 
II. 267. Unterlassung der Förm- 
lichkeiten II. 267. 68 mit 21L 72. 
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Verbodmung bereits versicherter 
Objecte II. 2ß7 sub XIII. Ver- 
bodmung über den Werth II. 
269 mit 258. 264. 65. 310 sub III. 
Anfechtung durch die Rheder 
II. 269. Untersuchungsrecht der 
Rheder II. 269 i f. Verbodmung 
verursacht durch Schuld des 
Schiffers II. 270. Bodmerei für 
eigene Gelder des Kapitains II. 
270. Ankauf des Bodmereibriefes 
durch den Kapitain II. 271 mit 
311. Constituirung von Pfand- 
rechten für den Kapitain II. 270. 
Persönliche Haftung des Schiffers 
II. 289. 

Bodmereibrief II. 274 in f. Be- 
stand theile desselben II. 275 ff. 
nothwendige II. 275 n. und zwar 
Name der Contrahenten II. 275. 
Angabe der Summe ibidem, des 
Werths der Objecte II. 276 init. 
Prämienbestimmung II. 276sub4. 
Benennung des Objects ibidem 
sub 5. des Schiffes ibidem sub 6. 
Name des Schiffers II. 277. Zeit 
der Wiederbczahlung II. 271. 78. 
Seegefahrübernahme II 278. Art 
der Gefahr 11.278 sub 10. Unter- 
schriften II. 279. Ort und Tag 
des Abschlusses ibid. Interpreta 
tion zu Gunsten des Nehmers 
ibid. Bodmereibrief an Ordre II. 
279 sub 14 mit 305 ff. Bodmerei- 
brief ist veräusserlich II. 304 L f. 
durch Cession und Delegation 
II. 305 init. ist negociabel II. 
305 sub II. s. Bo dmereibrief- 
Negociabilität. 
Bodmereibrief-Negociabili- 
tät, bes. II. 304 ff. nicht an 
Ordre gestellter Briefe 11.305. 
306. Indossirung nicht an Ordre 
gestellter Briefe II. 305 ff. See- 


wechsel 11.306 mit 274. Einrede 
aus der Lex Anastasiana II. 306 
in med. Andere Einreden bei 
Stellung an Ordre oder Indossi- 
rung des Bodmereibriefes II. 306 
sub III. Analogie des Wechsels 
ibid. Beobachtung der Wechsel- 
förmlichkeiten II. 307 sub IV. 
Eviction II. 308 ff. 322 323 ff. 
Blosse Haftung für die Verität 
der Bodmereiforderung II. 308. 
namentlich bei zufälligem Unter- 
gang ibid. aber auch bei Unter- 
gang, den an sich der Geber 
nicht tragen müsste, haftet nur 
der Schuldige II. 308 in f. und 
ündet allgemein kein Regress 
statt ibid. doch particularrecht- 
lich II. 309 ff. Nähere Charak- 
teristik dieses (particularrechtli- 
chen) Regresses 309. 310. Ankauf 
des Bodmereibriefes durch die 
Eigenthümer des verbodmeten 
Schiffes und Guts 11. 310 sub VI. 
durch den Schiffer II. 311 mit 
271. durch den Agenten des 
Rheders und Befrachters ibidem. 
Pall wo der Schuldner wegen der 
Vernegocirung des Bodmerei- 
briefes nicht weiss, an wen er 
zahlen soll II. 320. 21. 

B o d m e re i - Concurrenz mit 
Asse cu ranz II. 326 ff. Ver- 
bot der Verbodmung der zum 
vollen Werthe versicherten Ob- 
jecte und umgekehrt II. 259 sub 
VI. mit 326 und 267 sub XIII. 
im Nothhaien erlaubt II. 267 sub 
XIII. mit 329. Versicherung der 
Bodmereigelder nebst Zinsen etc. 
II. 326. 27. der Prämie ibidem. 
Theilung des Objects zwischen 
Bodmeristen und Versicherer II. 
328. Wenn der spätere Bodmcrist 
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resp. Versicherer in mala fitle war 
ibidem — Concurrenz mehrerer 
Bodmereien untereinander 
II. *329 ft*, die jüngere geht der 
älteren nur unter der Voraus- 
setzung: salv&m fecisse pignoris 
causam, vor II. 329. .*30 nament- 
lich die im Nothhafcn geschlos- 
sene II. 330 sub II. die im zwei- 
ten Nothhafen geschlossene ibid. 
sub III. Concurrenz mehrerer 
im Abgangshafen geschlossenen 
Bodmereien II. 331 . mehrerer 
in demselben Nothhafen ge- 
schlossenen II 351 init. die zum 
Bchufe der letzten Reise aufge- 
nommenen Gelder gehen denen 
wegen einer früheren vor II. 331 
sub VI. die unterwegs aufge- 
nommene Bodmerei geht nicht 
schlechthin vor II. 332 sub VI. 
in f. In Ermangelung eines Vor- 
zugsrecht linden die Hegeln der 
Concurrenz von mehreren Pfand- 
rechten überhaupt statt II. 332. 
333. — Concurrenz der Bodmerei 
mit anderen Forderungen 
II. 333 fl*. Vorzug des Berglohns 
II. 334. des Loots-, Tonnen-, 
Hafengeldes etc. II 334. der 
Volksheuer ibid. gewisser nach 
der Zeit der Bodmerei unter- 
wegs aufgenommener Gelder II. 
334 L f. Vorzug der Havarie- 
grosse II. 333 Concurrenz dieser 
privilegirten Forderungen unter- 
einander II. 335. 

Bodmerei - Erfüllung, bes. II. 
311 ff. Befreiung des Nehmers 
im Fall des gänzlichen Unter- 
gangs II. 312. 13. Die Bodmerei- 
klage steht zu im Fall völlig 
glücklicher Ankunft wie der Ver- 
schlechterung des Bodmereiob- 


jectes II. 312. 313, 314, Die 
ganze Bodmercischuld ist nur im 
Verhältniss des Werths des be- 
haltenen Objects zu zahlen II. 
313. nicht weil der Gegenstand 
überhaupt angekommen ibidem. 
Natur u. Ausdehnung der B.klage 
II. 313. LL Der Nehmer kann 
auch im Fall des partiellen Ver- 
lustes durch sofortige Zahlung 
der (ganzen) Schuld das Bod- 
mcreiobject sich erhalten II. 314 
in f. Verfahren II. 315 init. Fall 
der gänzlichen oder theihveisen 
Nichtaussetzung der Gefahr II. 
3 1 ü mit 241. 42. .*100 sub L mit 
302 Der Nehmer muss jeden 
Lnglücksfall dem Geber anzeigen 
II. aifi sub IV. 303 sub VI. Haf- 
tung zur Sorge für das Bodmerei- 
object auch im Fall des Aban- 
dons 11. 316, doch nur zur Höhe 
des Werths zu jener Zeit ibidem. 
Haftung trotz des Unterganges 
II. 310 sub V. Beweis des Neh- 
mers vom Bestehen und Nicht- 
bestehen der Gefahr II. 247. 48 . 
304 sub VII. 315 sub II. Beweis- 
mittel dabei 311 suc VI. Schiff, 
Fracht, Gut speziell verpfändet 
II. 317 sub VII. und VIII. in f. 
Abandon von Seiten des Neh- 
mers II. 31 1 sub VIII. Abtre- 
tung der Vortheile aus Havarie- 
grosse und Assecuranz ibid. Der 
Abandon des Schifts umfasst auch 
Geräthe, Ammunition, Frachtetc. 
ibid. Verhaftung dessen, durch 
dessen Schuld das Object unter- 
gegangen II. 318 mit II. 286 sub 
II. und 288. Münzsorte der Zah- 
lung II. 323 Oit der Zahlung 
II. 3IH sub X. Zeit der Aus- 
zahlung II. 319. Billige Frist 
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Überall II. 319. Verzugszinsen, 
namentlich innerhalb dieser Fris- 
ten II. 320. Vorläufige Sicherung 
des Gebers durch Arrestirung II. 
320. Verbindlichkeiten, Zinsfor- 
derung, Gefahrstragung, Deponi- 
rung im Fall, wo der Schuldner 
wegen der Negociabilität des 
Bodmereibriefs nicht weiss , in 
wessen Httnden derselbe etc II. 
320. 32L Löschungsrecht oder 
resp. Deponirungsrcclit des Schif- 
fers in diesem Falle II. 321 init. 
Wirkung unredlicher Löschung 
II. 322 sub XV. Verjährungs- 
fristen für Bodmereiforderungen 
II. 321. Haftung des Bürgen II. 
312 init. mit 281. 82. Haftung 
der einzelnen Bodmereiobjecte 
II. 322 mit 317 u. 320 init. Bei 
ausbleibender Zahlung kann der 
Bodmerist nur auf gerichtlichen 
Verkauf an tragen II. 322 in f. 
Wirkung der lex commissoria II. 
325 sub XXII. Recht des Bod- 
meristen, das Object auch iu den 
Händen Dritter zu verfolgen II. 
323. Beim Untergang des Schiffs 

* auf der Rückreise haften die be- 
reits in Sicherheit gebrachten 
Waaren der Hinreise II. 322 sub 
XVII. Bei einer Verbodmung 
der Güter für Hin- und Rück- 
reise kann sich von selbst der 
Bodmerist an die Rückfracht hal- 
ten II. 324. 25. 

Bodmereiförmlichkeiten II. 
271 mit 264. Unterlassung der- 
selben II. 26L68. 221. 22 Makler- 
abschluss ersetzt Schriftlichkeit 
II. 272 L f. Mündlicher Abschluss 
II. 223 init. Vermerk auf den 
Schiffsurkunden und Connosse- 
menten wegen des dinglichen 


Rechts II. 223. 74 mit 321 init. 
Seewechsel II. 272. 306. 

Bodmereigeber II. 245. 

Bodmercigefahr, deren Ueber- 
nahme für den Geber nothwendig 
II. 228 sub 9. Nähere Bezeich- 
nung derselben II. 228 sub 10, 
Beginn und Dauer des Risicos 
II. 278 mit 299. Dauer des Risi- 
cos im Nothhafen II. 299 mit II. 
314. Für Hin- und Rückreise II. 
278 in f. Im Allgemeinen sind 
es alle Zufälle und unwidersteh- 
liche Gewalt II. 286. Reiner 
Zufall in Bezug auf den Nehmer 
und die Seeleute II. ^6 sub II. 
mit ÄJ8 und 218. Innerer Ver- 
derb II. 2&1 init. Fall desSchleich- 
handeis ibid. in med. Conven- 
tionelle Ausdehnung u Beschrän- 
kung der Gefahr II. 287 mit 298 
i. f. Fall, dass der Geber beim 
Abschluss weiss, dass die Sache 
bereits in Sicherheit ganz oder 
zum Theil sei II. 282 88. Fall, 
dass der Nehmer Umstände ver- 
schweigt II. 288. Tüchtigkeit des 
Schiffes II. 282. Persönliche Haf- 
tung des Schiffers II. 289. Inne- 
haltung der Reiseroute II. 289 
sub IV. mit 29L 92. Identität 
des Schiffes II. 226 sub 6 mit 
289, 90. Slitage trägt der Bod- 
merist II. 290 sub VI. Der zu- 
fällige Untergang befreit den 
.Nehmer II. 290 sub VIL mit 
311 ff. Völlige zufällige Verhin- 
derung der Reise II. 290 in f. 
Durch Schuld des Gebers oder 
Nehmers oder seines Repräsen- 
tanten II. 291 sub IX. und 292 
init. Abbrechung der bereits be- 
gonnenen Reise II. 291. Fall 
der Nichtverladung der Bodmerei- 
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objecto II. 292 init. Theilweiser 
zufälliger Untergang 11. 292. Bei 
Verbodmung eines ideellen Theils 
II. 292. Bodmerei zahlt keine 
Haverei , doch Bergung« kosten 
abzuziehen II. 292 i f. und zwar 
Verschiedenheit der Particular- 
rechte hierin II. 293. 94. Recht- 
fertigung des Satzes: Bodmerei 
zahlt keine Havarie II. 122. 294. 
weder bei Havarieparticulär II* 
295, noch bei Havariegrosse II. 
295. 96. auch nicht die Bodmerei- 
p r ämi e II. 296 mit 298 sub XIII. 
Prämie im Fall des partiellen 
Verlustes II. 297. 98. Benach- 
richtigung der Unglücksfälle an 
den Geber II. 300 init. Bei Weg- 
fall aller Gefahr ist keine Bod- 
merei vorhanden II. 3QQ sub L 
mit 241* 242 und 302. Wirkung 
des theilweisen Wegfalls ibid. mit 
Prästirung des gesAmmten In- 
teresses II. 300 in f. Fall, dass 
der Nehmer nicht die ganze ge- 
liehene Summe aufwendet 11.302. 
Der Nehmer muss dem Geber 
die gänzliche odertheilweise Nicht- 
realisirung des Vertrags stets so- 
fort anzeigen II. 303 sub VI. 
Wirkung der Anzeige nach vol- 
lendeter oder angetretener Reise 
ibid. Der Nehmer muss beweisen, 
dass das Risico ganz oder theil- 
weis vorhanden oder nicht vor- 
handen gewesen II. 247. 48. 304 
sub VII, mit 315 sub II. Beweis- 
mittel dabei II. 316 sub VI. Der 
Geber trägt die Gefahr des Ob- 
jects, wenn es in Folge einer 
Seegefahrausgeladen, gelagert etc. 
werden muss II. 314 in med. 
Durch Erklärung des Abandon 
v. Kaltenborn Seerecht II. 


befreit sich der Nehmer u. sein 
Repräsentant nicht von der vor- 
läufigen weiteren Sorge für das . 
Object II. 316 sub IV. Höhe 
der Haftung wegen Nachlässig- 
keit hiebei ibid. Haftung dessen, 
der den Untergang verschuldet 
II. 318 mit 286 sub II. und 

Bodmereihaftung 11.279 ff. mit 
300 ff. auch persönliche Haf- 
tung II. 280. 81 mit 299 u. 289 
u. zwar zur blossen Erfüllung 
II, 280. 81. Wechselbrief dabei 
II. 28JL Bürgschaft dabei II. 
281. 82 mit 322 init. persönliche 
Haftung des Schiffers II. 289 mit 
II. 2$6 sub II. Haftung für Sorge 
um das Bodmereiobject auch im 
Fall des Abandons II. 316. doch 
nur zur Höhe des Werths zu 
jener Zeit ibid. Haftung dessen, 
der den Untergang verschuldet 
II. 318 mit l&ö sub II. und 288. 
Fall wo der Schuldner (Schiffer) 
nicht weiss, in wessen Händen 
der Bodmereibrief II. 320. 21. 
Fall dass der Nehmer den Gegen- 
stand eigenmächtig veräussert II. 
322 sub V. Verjährung II. 321. 
Recht des Bodmeristen, den Ge- 
genstand auch bei Dritten zu 
verfolgen II. 323, — Siehe auch 
Bodmereiconcurrenz , B. prämie, 
B.erfüllung. 

Bodmerei miethe II. 245. 25L 
275. 

Bodmereinehmer II. 245. 

Bodmereiprämie, bes. LL 282ff. 
255. 303. deren Zinsennatur II. 
245. Bestimmung derselben im 
Bödmereibriefe II. 276. Die Höhe 
steht im Belieben der Parteien 
II. ^2 in f. Bei Vermehrung 
33 * 
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der Gefahr keine Erhöhung II. 

283 >ub III. Nähere Bestimmung 
nach dem Eintritt gewisser Er- 
eignisse II, 283 L f. oder nach 
dem Curs von Waaren oder 
Papieren II. 283, 84, Bestimmung 
in runden Summen oder Pro- 
centen II. 284 sub V. Voraus- 
zahlung ibid. mit 285 in f. Die 
Prämie muss bedungen sein II. 

284 sab VI. Bei ihrer Ermange- 
lung verstehen sich Zinsen nicht 
immer von selbst ibid. mit 300 
sub L doch ist eine Bodmerei 
vorhanden, keine Schenkung od. 
blosses Darlehn ibidem mit 300 
sub L Die stipulirte aber nicht 
bestimmte Prämie kann ander- 
weitig bewiesen werden II. 284 
in f. Die in einer Summe be- 
stehende Prämie ist nach ein- 
maligem Beginn der Gefahr stets 
ganz zu zahlen II. 285 sub VII. 
mit 291 sub X. und 303 sub V. 
Einfluss des Nichteintrittes der 
Rückreise ibid. Zinsen von der 
Prämie und von den Bodmerei- 
geldern II. 5Ä5 in med. Verhält- 
niss zur Assecuranzprämie II. 286 
sub VIII. Wegfall der Prämie 
II. 288 init. Von Bodmerei- 
prämie keine Havarie II. 122. 
294. 296 in f. mit 298. Prämie 
im Fall des partiellen Verlustes 
II. 291. 98, sowie im Fall des 
gänzlichen oder theil weisen Nicht- 
eintretens der Gefahr II. 300 sub 
I. mit 302. 315 u. 241. 42. Fall 
dass der Nehmer nicht die ganze 
geliehene Summe aufwendet II. 
302 in f. Fall der Verbodmung ' 
Uber den Werth des Objects II. 
253 ff. 264. 65 269. 303. 316 
sub 111. Der Nehmer muss die 


gänzliche oder theilweise Nieht- 
realisirung dem Geber sofort an- 
zeigen, sonst haftet er in totum 
II. 303 sub VI. mit 316 sub IV. 
Wirkung dieser Anzeige erst nach 
beendigter od. angetretener Reise 
ibid. Der Nehmer muss bewei- 
sen, dass das Risico ganz oder 
theilweis nicht vorhanden gewe- 
sen II. 247. 48. 304 sub VII. 315 
sub II. Beweismittel dabei II. 
317 sub VI. Fall dass der Geber 
den Contract einseitig rückgängig 
macht II. 304 sub VIII. Ort der 
Zahlung II. 318 sub X. Zeit der 
Zahlung II. 319. Billige Fristen 
überall ibid. Vorläufige Siche- 
rungen des Gebers durch Arres- 
tirung II. 320. Bürgschaft II. 
322 mit 281. 82. Münzsorte der 
Zahlung II. 324. Verjährung II. 
323. 24. 

B odmerei - Ristorno, bes. II. 
300 ff. Name u. Begriff II. 301 
in f. Gänzlicher oder theilweiser 
Nichteintritt der Gefahr II. 300 
sub I. mit 302 u. 241. 42. Fälle 
des Ristorno II. 290 sub VIII. 
und 291 sub IX. mit 302 sub IV. 
Der Geber kann sofort das Ka- 
pital zurückfordern II. 301 sub 
11. Der Geber hat ein Pfand- 
recht II. 302 init. mit 300 sub L 
und 304 sub VIII. Fall wo die 
Bodmereisumme nicht ganz auf- 
gewandt wird II. 302 in f. Fall 
wo dieselbe höher als der Werth 
der Objecte war II. 303 init. 
Sobald die Gefahr begonnen, ist 
von Ristorno nicht mehr die Rede 
II. £0 sub V. Der Nehmer muss 
dem Geber die gänzliche oder 
theilweise Nichtrealisirung der 
Bodmereibedingungen sofort an- 
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teigen II. 3Ü3 sub VT. mit 3i0 
sub IV. Wirkung der Anzeige 
nach beendigter od. begonnener 
Reise »bid. Der Nehmer muss 
den Beweis führen, dass das Ri- 
sico ganz oder theilweis nicht 
vorhanden gewesen II. 304 sub 
VII. mit 315. 16. Fall dass der 
Geber den Contract einseitig 
rückgängig macht lL3Q4subVIII. 
J. H, Böhmer II. 55, 

Bone I. 31 n. 

Boot L82, II. 8L 66 init. 96, IM, 
Bootsmann, Hochbootsmann L 
142. 

Bordarsen L 223 n, 

Bord in g s. Lichterschiffe. 

Borei II. 353 n, 

Bornemann II. 457 n. 
Bothnischer Meerbusen II. 344. 
Boucher L 47 n, 

Boulay-Paty L 47 n, 

B o y e L 1 66 in f. Boyengeider L 94, 
Brake, Freihnfen L 37. 
Brasilianisches Seerechts- und 
SchiflTahrissvstcm L 68. 

w 

Bravard-Veyrtfres L 75. 
Bressoies II. 240 n. 

Bremen, Seerecht u. Schiffahrts- 
system L 28. II. Addend. 
Brindisi, Freihafen L 64, 
Brocke» L 22. 

Brorson L 38 n, 

Brown L 55 n. II. 432. n. 484 n. 
Brunshäuser Zoll L 36. 
Bürgschaft bei Bodmerei II. 28L ' 
Büsch L 77, IT. 4Ü9 u. Addend. 
Bugsiergelder L 94. 

Bursotti II. 353 n. 

Bynkershök JL 76. 

C. 

Cabotage oder KUstenhandel in 
Prcussen JL 32. in Mecklenburg 
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L 34. in Hannover L 36, Olden- 
burg L 37. Russland L 42. Schwe- 
den L 43 init. Frankreich L 48. 
Oesterreich L 50 init. Kirchen- 
staat L 50. Neapel L 64, Spanien 
L 67, Portugal L 68. Brasilien 
L 69, Türkei L. 70, — in Friedens- 
Zeiten regelmässig nur National - 
schiffen gestattet U. 346. Wirkung 
der ausnahmsweisen Gestattung 
in Kriegszeiten II. 426. 

Cajüte L 156. 238, 269. II. 158. 
192. 

Camphell, reports L 263 n, 

v. Cancrin II. 19 n, 

Capmany I. 14. 26 n. 

Cargadeur L. 141. 346. oft der 
Schiffer L 145. 163. 

Cargo JL 83. 

Casaregis L 73. 

Casco L 83. II. 253. 54. 55 n. 

Cas tilho-Barreto II. 353 n. 

Casti lian ische Seerechte I. 65 n. 

Catharina, Kaiserin v. Russland 
II. 393 mit I. 42. 

Certepartie od. Chartepartie, 
deren Natur L 250. 251 ff. Er- 
fordernisse L 251. Gedruckte 
Formulare L 253. - Nähere ein- 
zelne Bestimmungen darin über 
Befrachtungsweise L 253 ff. über 
Grösse, Trächtigkeit des Schiffes 
L 254 ff. über Seetüchtigkeit u. 
Ausrüstung L 256. über Ort der 
Ladung und Löschung L 257, 
über Liegetage 1.259 ff. Fracht- 
bestimmung I 265. Anderweitige 
Bestimmungen in der Certepartie 
L 2ZQ ff. Ausfertigung der Certe- 
partie L 272. 73. über strengere 
Pflichten des Schiffers wegen der 
Ladung I 270 sub L Uber den 
Curs des Schiffes L 2Z1 sub II. 
über die Kosten und Ortwdes 
33* 
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Aus- u. Einladens ibid. sub III. 
über Ein- und Ausklarirung ibid. 
sub IV. Bei Stückgütern ist die 
C. nicht üblich L 250. Beweis- 
kraft der Certepartie bei See- 
schaden II. 140. 

Cesarini L 1)0 n 

Chitty II. 378 n, 

Clarirung L 167. 271. 328. 337. 

Cleirac L 14. 26. 

de Cock II. 234 n. 

Colbert L 45. 

Commis- oder Commissionsbriefe 
II. 361. 364. 

Gommodore L 138 n. 

Concurrenz und Collision der 

. seerechtlichen Quellen L 16. der 
Assecuranz und Havariegrosse II. 
68. 74. 329. der Assecuranz und 
Bodmerei II. 326. C. mehrerer 
Bodmereien unter sich II. 229 
mit 246. der Bodmerei mit an- 
deren Forderungen 11. 333. Con- 
currenz mehrerer Forderungen 
an Schilf und Gut überhaupt L 
97 ff. 

Condemnation L 114 II. 484ff. 
Rechte der Gläubiger L 114. 

Connossement L 5&5 ff. Name 

• L 285 n. Definition L 286 init. 
299. Unterschied von Recief 
L 236. • Stellung zur Certe- 

.1 partie L 286. 87. 297. Con- 
nossement nicht absolut noth- 
wendig I. 287. fehlt in man- 

• chen Seehandelsarten und in an- 
deren Fällen L 287 in f. Form 
und Beweiskraft des Connosse- 
ments L 288 ff. Schriftlichkeit 
ohne öffentliche Ausfertigung L 
288. Uebereinstiramung mehrerer 
Exemplare L 288. 89. Zahl der 
Exemplare und der empfangen- 
den Personen L 288. 89. Frist 


für die Unterzeichnung L 289. 
Unterzeichnung vor Einnahme 
der Ladung L 290 init. u. Note 
13. Wer unterzeichnet? L 290 
und 291 init. auch L 296 sub 9. 
Formulare L 290 ^Verpflichtung 
des Verfrachters durch die Unter- 
schrift des Schiffers L 29L Ab- 
weichungen der Connossement- 
exemplare L 291.92. Beweiskraft 
übereinstimmender Exemplare L 
292. namentl. gegen Dritte L 293. 
Notate des Schifters auf dem C. 
L 293. Rückgabe des Reciefs L 
293 in f. Beweiskraft des C. bei 
Seeschäden II. 140. 182 ff. 188. 
190. 212 ff. Güter ohne Con- 
nossement L 287 und II. 81. 190. 

Connossement, Inhalt, Wesen 
desselben L 294 ff. Name des 
Schiffes, Schiffers etc. L 294. 
Waarenverzeichniss L. 294. Name 
des Befrachters L. 295. Adresse 
des Empfängers L 295. Bestim- 
mungsort L 295. Verpflichtung 
des Schiffers L 295 in f. u. 296 
sub 3. L 302. Frachtbestimmung 
L 296. Verhaftung des Schiffes 
ibid. Unterschrift des Schiffers 
ibid. Formel bei Existenz meh- 
rerer Exemplare L 296 sub 9. 
Nebenbestimmungen L. 296 sub 
10 u. 297 L f. Ergänzung durch 
Certepartie 1.297. Connossemente 
im Fall der Zurücknahme der 
Güter L. 299. Wesen des Con- 
nossement* L 299. Es dient zur 
Legitimirung des Empfängers der 
Güter 299 i. f. -XX) in med. Stel- 
lung des Kapitains durch das 
Connossement zum Ablader und 
zum Destinatär L 302 ff. zum 
Repräsentanten des Destinatärs 
L 303 in med. 
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C o an ossement Übertragungen 

1. 300-302. 306 ff. durch In- 
dossement, durch blosse Aushän- 
digung L 301. bei C. an Ordre u. 

. ohnedem möglich ibid. u. L 306. 
307 init. 315. Uebertragung durch 
Cession und anderweitig JL 304. 
306. 315. Einreden L 304 in f. 
Uebergang der Rechte des Be- 
frachters auf den Destinatär L 
299. 301. 303. bes. 305. Verhält- 
nis des Schiffers zum Ablader 
L 300. 302. 3. bes. 304. 316 sub 
IV. in f. 308. 0. 325 sub III. 
zum Destinatär L 300. 303 bes. 
305. 308. 3 325 sub III. 316 
sub IV. in f. i 

Connossementsübertragungs- 
Wirkungen L 307 ff. sehr be- 
stritten L 307. Wirkung im All- 
gemeinen 307. 3, Ob symbo- 
lische od. vorläufige Ueber- 
traguug des Besitzes od. Eigen- 
thums L 308. Welche Rechte 
der Empfänger des Connosse- 
menU erhalte L 309. verschieden 
als Spediteur, Agent, Commissio- 
när, als Kauf er 1. c. Der Käufer 
erwirbt dadurch kaufmänni- 
sches Eigenthum L 309. 310. 
319. Natur des sog. kaufmänni- 
schen Eigenthums L 110. 111 n. 
♦ 15. Befugnisse daraus I. 309. 10. 

, Kauf und Tausch als Grund der 
Uebertragung gleich L 310. Fall 
des bedingungsweisen Verkaufs 

. JL 310. Der Inhaber des Con- 

4 * 

. nossements kann nie mehr Rechte 
an den Gütern haben als der 
Autor L 310 sub L Fall, dass 
der blosse Commissionär seine 
dessfallsigen Befugnisse über- 
schreitet L 311. Einlösungsrecht 
des wahren Eigenthümers L 310. 


311. 315 und 316. Concurrenz 
mehrerer Connossementinhaber 
L 311 sub II. auch L 325 sub 
III. und I 292. u. zwar Befug- 
niss des Kapitains dabei L 325 
sub III. und 302. 303. sowie 316 
sub IV. in f. Der Inhaber kraft 
Eigenthumsanspruch geht vor 
und bei mehreren der Art ent- 
scheidet das Alter 1. 312 sub II. L 
Wer den Kaufpreis bezahlt hat 
L 312 in f. Bei Compensation 
L 313 init. Bei Acceptation von 
Wechseln ibid. Bei blossem Vor- 
schuss auf die Waare JL 313 sub3. 
Wenn der Inhaber des ersten 
Connossem. bereits voller Eigen- 
tümer der Güter geworden L 
313 sub 4, so kann der Absender 
durch ein zweites C. keine Rechte 
mehr vergeben ibid. Insbesondere 
Wirkung der Uebertragung bei 
C. nicht an Ordre L 315 sub 
III. L an Ordre L 315. 16, Vin- 
dicationsrecht des Eigenthümers 
im Fall des Bankeruts des In- 
habers des C. L 316 mit 97—106. 
Siehe Stoppage in transitu. 

Cousignation, dem Schiffer eine 
machen L. 207. 

Consolato del mare L 22 ff. 
und 63 II. 445 n. 

Consuln, ihre Rechte u. Pflichten 
II. 352 ff deren zweifelhafte Ge- 
richtsbarkeit in Prisensachen II. 
362 mit II. 388 ff. u. 487. 

Contrebande L 163. 249. 257, 
351 mit 349. 36L II. 2hL 413ff. 
s. Kriegscontrebande. 

Contribution s. Havariegrosse- 
Contribution. 

Convoy u. Admiralschaft L 182, 
Convoy schütze gegen Durch- 
suchung II. 461 ff Segeln unter 
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feindlichem Convoy L 183. 333. 
II. 467. Kosten in Havariegrosse 
II. 123. II 95. 121. 

Correspondent L 350 sub IV. 

Corsica L 61 n, 

Cranch L 5 2. 

Croke I. 51 n, II. 397. 401 n. 
406 n. 461 n. 

Crom well L 5L 

Cropp u Heisse L 146 n. 359 n. 

Curs, Schiffers Pflicht dabei L 165. 
271. II. 289. 473. 

de Cussy L 226 n, siehe auch 
Martens u Cussy, sowie recueil. 

D. 

Dänemark L 3L II. 343 fl. 

Damme, Seerecht von, L 19. 

Dampfschiffe L &L 

Deck, Verdeck L 82 init. wo aber 
fälschlich Dock steht; s. Verdeck. 

Delvincourt II. 310 n. 

D e m u r r a g e L 264 n. 

Destinatär, Empfänger JL278ff. 
Begriff L 278. Rechte und deren 
Erwerb L 279. Pflichten L. 280. 
352 sub XI. bei Connosseraenten 
Überhaupt L 302. u. zwar Ueber- 
gang der Rechte und Pflichten 
des Befrachters gegen den De- 
stinatär auf den Schiffer L 304 ff. 
Rechte beim Stoppage in tran- 
situ L 307 ff. hes. 322. Doch 
sind hier seine Rechte verschie- 
den je nachdem er bloss als 
Agert, Spediteur oder Eigen- 
tümer gegenüber dem Befrachter 
auftritt l c. siehe Connosse- 
ment, Stoppage in transitu, 
Schiffer, Befrachter, Ver- 
frachter. 

Deutsches Seerecht L 2 m 6 
init. 9. 10, Vorwort III. IV. Nord- 


deutsches L 9. Süddeutsches L 

10. und Vorwort mit 57 n. und 

32 n. 

Diaz de Roman L 26 n, 
Director, dirigirender Rheder 
L 123 ff. seine Stellung L 124. 
seine Befugnisse L 124 ff. 143 
240. 244, zum Verkauf, zur Fest- 
setzung einer neuen Reise, zur 
Versicherung nicht befugt L 125. 
Verhaftung der Rhederei L 127 ff. 
Dispache, Dispacheur II. 153. 
154, 215 n. Natur der Dispache 

11. ^2 ff. Beispiel einer Dis- 
pacherechnung II. 216 ff. Name 
II. 215 n, Kosten der Auf- 
machung JI. 214. 

Docks L 102. 

Dodson I. 50 n. 

Dreimaster L 8L 
D reyer II. 19 n. 

Duchten L 82. 

Durchsuchungsrecht L 182, 
II 351 456. Schutz dagegen 
durch Convoy II. 461. zur Unter- 
drückung des Sklavenhandels II. 

351. 

E. 

Edelsteine s. Kleinodien. 
Edwards I. 50 n. 
Eigenthumsmeere II. 343 ff. 
Falsche Ausdehnung II. 345 mit 

341 n. 

Eigenthumsübertragungen, 
nach kaufmännischer Ansicht 
I. 110 ff, 111 n 308 ff. 314 init 
319. juristisch L 11 1 n. 308 ff. 
314. 319. Erfordernisse in Pri- 
sengerichten I. 111 n. mit II. 
362. 388- 99 sowie II. 492 ff. 
Eisenhart II. 297 n, 

Einmaster L 81, 


Embargo. • 

Embargo L 365. 383. II. 1U. 
440 ff. 

Emden II. 433 n. 411 n. 

Emerigon II. 240 n. 

Enchuysen, Seerechtsgewohn- 
heiten L 20. 

Engelbrecht L 14. 71. 

Englisches Seerecht u. Schiffahrts- 
system L 48 ff. auch II. 3 93. 

Entwurf eines Preussischen See- 
rechts I. 32 n. eines Niederlän- 
dischen v. 1826 L 41 mit 132 n. 
eines Oesterreichischen L 59 n, 

Equipage L 137. siehe Schifis- 
kinder. 

Escaten II. 116. 

Eulhardt II. 240 n. 

Europäisches oder Europäisch- 
Amerikanisches Seerecht L 45. 

Evictionsleistuug L 113. bei 
Bodmerei II. 308. 322. 323 ff. 

Extralootsgeld II. BKl 

P. 

Facturen, deren Beweiskraft bei 
Seeschäden II. 140. 166. 182 83. 
188 ff. 190 ft. 193 ff. 212 ff. 

Falk L 35 n. 

Fautfracht L 352 ff. im Fall der 
Befrachter am Ladungsorte die 
Ladung nicht liefert L 352 sub L 
im Fall der Ablader am dritten 
Orte nicht liefert L 353 sub II. 
Protest des Schiffers 354 ff. Der 
Schiffer muss die Liegezeit ab- 
warten L 355 sub L Der Schiffer 
muss keine andere Fracht erhal- 
ten können L 357 sub 2* sonst 
Abzüge L 357. Fall dass der Ab- 
lader nur zu geringerem Fracht- 
preise liefert L 358. Wenn das 
Schiff auf der Rückreise unter* 
ging,. L 358. Berechnung der 
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Fautfracht L 358. 59. Die Faut- 
fracht geniesst die Privilegien der 
Fracht L 379. 

Ferreira-Borges L 68 n. 

Ferrcttus L 72. 

Feuersbrunst auf der Rhede II. 
126. im Schiffe II. 125. 

Fischerei 11. 346 mit 345. 429. 
an den Küsten in Kriegszeiten 
II. 346. 480. Befrachtung zum 
Fischfang L 194. 214. 

Flaggen der Schiffe L 90. Segeln 
unter fremder Flagge II. 348 u. 
434 ff. 

Flensburg L 35 n. 

Flintberg L 43 n. 

Florenz L 62 n. 

Flotson II. 24 n. 

Formeln, Clausein. Parö- 
mien, Sprüch Wörter : das 
Schiff haftet für die Waare und 
die Waare für das Schiff L 98. 
376. Fracht ist die Mutter der 
Gage L 217 n, Gewicht und In- 
halt unbekannt L 268. 341. Wenn 
Gott eine glückliche Reise gibt 
und Aehnliches L 188. 295. Ge- 
fahren der See L 188. Wenn 
einem Connossement Genüge 
gethan, so sind die anderen ohne 
Werth L 296. nach Massgabe 
meiner Certepartie L 297. Hand 
muss Hand wahren und wo du 
deinen Glauben gelassen hast, 
musst du ihn wiedersuchen L 
311. frei von Beschädigung L 
342. frei von Leckage L 342. 
37 5. frei von Bruch L 375. frei 
vou Havarie II. 85. 86. von Bod- 
merei zahlt man keine Haverei 
II. 294- die auf einem Schiffe 
zur See sind, sind alle gleich 
reich II. 10. Frei Schiff, frei 
GutL 364, 11. 387. 447 ff. 453 ff. 
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Unfrei Schiff, unfrei Gut II. 385. 
387. sowie II. 446. Frei Schiff, 
unfrei Gut II. 444. Die Flagge 
deckt das Schiff II. 449. Der 
Verkäufer muss das Schiff frei auf 
allen Häfen u. Strömen liefernL 1 1 3. 

Foenus nauticuui oder pecunia 
trajectitia II. 234 ff. Heutige An- 
wendung II. 236. Beginn der 
Gefahr II. 235. Der Gläubiger 
hat kein Pfandrecht am Schiffe 
II. 235. Foenus quasi naut. II. 
236. Bestehen der Gefahr ist 
nothwendig II. 236. 

Französisches Seerecht u. Schiff- 
fahrlssystem 1. 44 ff. II. 446 u. Add. 

Fracht I. 243. 351 sub X. Durch- 
schnittsfracht, höchste Fracht L 
245. 266. in der Certepartie L 
252 sub 5. Frachtbestimmung 
L 265 ff. Die Kaplaken sind 
Accessorium der Fracht L 268 
sub IV. Gratification, Gratiale 
L 269. Fautfracht L 352 fT. 
Frachtzahlung L 370 ff. 380. 81. 
Frachtzahlung, wenn der Con- 
tract rückgängig wird L 380. 
Frachtzahlung im Fall der höheren 
Gewalt L 381 ff. mit L 187. im 
Fall der Leckage L 373 ff. Zeit 
der Bezahlung L 375. Rechte 
der Fracht L 376. Fracht con- 
tribuirt in Havariegrossefällen 
II. m II. 111 ff. II. 209 ff. II. 
210 ff. siehe auch'Havariegrosse- 
Contribudon und Havariegrosse- 
Werthausmittelung. Fracht in 
Prisensachen II. 454. Fracht bei 
der Bodmerei II. 254 sub II. 
Fracht ist Mutter der Gage L 
21 7 n, Stückgüterbefrachtung L 
273 ff. Rückfracht L 352 sub 
XII. Siehe auch Befrachter, 
Verfrachter. 


Frachtcontra ct L 239 ff. Natur 
desselben L 243 ff. bes. 246 sub 
VII. L 271 sub L. und L 350 
sub VII. Befugniss des Rheders 
I 240 sub I — III. des Directors 
L 240 sub II. III. 244 sub IV. 
des Schiffers L 244 sub V. Be- 
fugniss zur Aftervcrraiethung L 
246 sub VIII. Schliessung des 
Frachtcontractes L 247 ff. mit 
Schriftlichkeit L. 247 sub L durch 
Mäkler L 247 sub II. Arten des 
Frachtcontractes L 248 ff. Ganz- 
befrachtung und deren Arten L 

248 sub L und II. Theilweise 
Befrachtung und deren Arten L 

249 sub III. Stückgüterbefrach- 
tung L. 250. bes 273 ff. durch 
Certeparde L 250 ff 

Frachtcontracts- Aufhebung 
im Allgemeinen L 359. 60, sowie 
schon 187—89. durch Schuld des 
BefrachtersUIßQff durch Schuld 
des Schiffers L 362. durch Zu- 
fall oder höhere Gewalt im All- 
gemeinen L. 187 — 89. L 362 ff. 
und zwar vor dem Beginn der 
Reise L 365 sub L nämlich in 
Betreff des Schiffes ibid. sub L L 
in Betreff der Ladung L[366 sub 
L 2. gemeinsam in Betreff von 
Schiff und Ladung L 366 sub L 3. 
Wenn bei Befrachtung auf Hin- 
und Rückreise der Zufall erst 
auf der Rückreise passirt L 

367 sub II. Zufall während 
der Reise in Betreff des Schifies 
L 367 sub III. L in Betreff der 
Ladung JL 367 sub III. 2. ge- 
meinsam in Betreff von Schiff 
und Ladung L 368 sub III. 3. 
Bei blosser Verzögerung L 

368 in f. Der Schiffer muss Er- 
satzfracht annehmen L 369. 

* 
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Frachtzahlung im Allgemeinen 
L 370. sie versteht sich von selbst 
L 265. Der Kapitain kann sie 
nicht erlassen L 265. namentlich 
auch nicht bei Fautfracht L 355. 
höchste Fracht u. laufende Fracht 
L. 266. 372. Höhe wenn sie nicht 
stipulirt ibid. Fracht en blocq 
ibid. u. 372. für Hin- u. Rück- 
reise ibid. mit 367. bei monats- 
weiser Befrachtung L 266. 67. 
373. nach Mass, Zahl, Gewicht 
II. 267. 371. die Quantität, die 
Gewichts- und Massart des La- 
dungsplatzes massgebend L 267. 
Zusatz: Gewicht unbekannt L 
268. 371. nach ausgeliefertem 
Gewicht ibidem. Einschluss des 
Gewichts der Fustage ibid. Ueber- 
und Untergewicht L 371. Kap- 
laken L 268—70. Gratiale, Pri- 
mage L 269. Kosten des Aus- 
und Einladens II. 271. 338. bei 
Stückgütern Zahlung der gan- 
zen oder keiner oder der halben 
Fracht wegen Zurücknahme der 
Güter L 274. 15, 76. u. Zahlung 
trotz Nichtlieferung L 276. Ein- 
fluss der Veränderung des La- 
dungs- oder Löschplatzes L258. 
59, wegen Frachtausfall nach Ab- 
wartung der Liegetage L 262. 
63 mit 368. Fall dass die Liege- 
tage der Ladung überschritten 
L 249 mit 262. 63 und 349, Be- 
sondere Entschädigung wegen der 
Liegetage L 262 in f. Fall dass 
der Empfänger die Güter nicht 
annimmt L 344. oder nicht Fracht 
zahlt L 343. 44, 35L. bei Ver- 
ladung aufs Verdeck L 344 mit 
33L wenn Beschädigung ver- 
muthet L 344. 45. Fall dass die 
Güter an einem anderen als dem 


Bestimmungsorte ausgeladen L 
345. 46. Der Schiffer darf die 
Güter nicht am Bord retiniren 
wegen Fracht L 344. 376. II. 206. 
Wenn der Befrachter allzuwenig 
liefert , wegen Ballastkosten L 
349. Wenn die Angabe im Con- 
nossement höher als die wirk- 
liche Lieferung L 349. Fall der 
Fautfracht L 357, im Fall hier 
das Schiff auf der Rückreise 
unterging L 358. Fall dass die 
Fracht nur theilweis Fautfracht 
ist L 358. Der Befrachter darf 
andere Güter liefern L 361. Fall 
dass der Schiffer anderweitige 
Fracht erhält, namentlich höhere 
I. 357. 58. 361. 39, Höhe und 
Berechnung des Fautfrachtan- 
spruchs überhaupt L 358. 59. 
Fall der Aufhebung durch Schuld 
des Befrachters L 360. 6L durch 
Schuld des Schiffers 362. durch 
höhere Gewalt L 187. 362 ff. 
381 — 8 3 n, VI. und zwar für 
Schiff allein L 365, für das Gut 
allein L 366. für Schiff und Gut 
zusammen L 396 sub 3 Einfluss 
der höheren Gewalt aul Hin- u. 
Rückreise etc. 367. Zufall wäh- 
rend der Reise L 367 sub III. 
für Schiff allein ibid. für Ladung 
allein ibidem, für Beides L 368. 
Blosse Verzögerungen der Reise 
L 368 n. Der Destinatär zahlt 
erst, weil er die Güter ange- 
nommen L 370. Fall des Trans- 
ports lebendiger Thiere und 
Sklaven L 371. 12 unterwegs 
geborene L 312 mit I, 231. Pas- 
sagiergeldzahlung L 231 ff. Ver- 
ladung von mehr Gütern als 
verabredet L 372 Fall der zu- 
fälligen Beschädigung von Gütern 
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L 373. Fall der Leckage 1. 373 ff. 
Zusatz: frei von Leckage, frei 
von Bruch L 375. Zeit der Fracht- 

* Zahlung L 375. 76. Rechte der 
Fracht L 476 ff. Verhaftung des 
Schiffs für das Gut und umge- 
kehrt 326. Cautiouslcistung L 
376. Fall dass der Schiffer über- 
liefert ohne Zahlung L 376 ff. 
378 mit II. 206. und zwar Par- 
ticularrechte L 377. Die Rechte 
der Fracht haben auch Kaplaken, 
Havarie, Primage, Kühlgeld, Un- 
kosten L 378. ebenso Fautfracht 
321L Frachtzahlung wenn der 
Contract rückgängig wird L 380. 
Fracht für abgelieferte Güter L 
381. für geworfene und im Noth- 
hafen verkaufte Güter L 382 mit 
II. 108. 175. 212. 213. für ge- 
borgene Güter L 383. Fracht- 
abzug bei Havariegrosse II. 186. 
189. 190. 191. Fi&chtzahlung bei 
Ranzionirung L 383. 

Frachtfahrt L 242. 

F redenberg L 43. 

Freibeuter II. 360 n. 

Frei Schiff, frei Gut II. 4536. 
Unfrei Schiff, unfrei Gut II. 385. 
siehe F o rmeln. 

Freihäfen, Brake L 32. Mar- 
seiile L 47 n. Genua L 61 . Li- 
vorno L 62. Messina L 64. Brin- 
disi ibid. 

Fremde II. 49. 154. 460. 487. 

Frem ery II. 240 n. 

Fret, Affretement L 243 n. 

Führung der Seeleute I. 205. 22L 
frei von Contribution in Havarie- 
gross IJ. 159. 160. 162. 179. darf 
verbodmet werden 11. 261. 

Furneaux II. 443 n. 

Fustage L 268. 340. 374. 


- Glashoflf. 

G. 

Gage, Volksheuer L 207 ff. 217 ff 
frei v. Gontribution II. 161. auch 
bei Ranzionirung II. 161 n. Gage- 
ansprüche von früheren Reisen 
L 220. Einfluss der Veränderung 
des Schiffers L 200. der Reise 
ibid. des Schiffes ibid. Handgeld 
L 199 mit 219 und 196 n. Ver- 
bot der Verbodmung und Ver- 
sicherung L 216. 211. II. 260. 
Rechte der Gage 207 ff 211 ff. 
Verbesserung 1.203. weg. früherer 
Reisen L 220. Hin- und Rück- 

1 reise L 219. Einfluss eines Em- 
bargos, Handelsverbots L 199. 
siehe Schifler und Schiffskinder 
und Havariegrosse. 

Galeere L 8L 

Galiani II. 318 n. 

Garnirung L 162 257. 281. 

Gatt II. 344 n. 

Geburten auf Schiffen L 178 u. 
231. auch 235. 

Geld 8. Kleinodien; wegen Münz- 
sorte V 1I. 324. contribuirt nach 
Gcldwerth, Curswerth etc II. 157. 
250. Beweis verauslagter Gelder 

H. 210. 

Genua L 61. II. 341 n. 

Gerichtsgebrauch L 50 mit L 

5. 6. 

Gesetze der einzelnen Staaten über 
Seerecht L 28 ff. Bedeutung für 
das allgemeine Seerecht L 7—10 
mit 49 n. und Vorwort, des Orts 
der Aufmachung II. 151 ff. 

Gewohnheitsrecht, Uianz L 
7. 8. 14. 15. 16. 48 ff des Orts 
der Aufmachung U. 151 ff. 

Giberaltar, Meerenge II. 345. 

Glashoff L 184 n. 
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Gold s. Kleinodien. 

Gothland JL 20. 

Graab L TL 
Gr&gäs I, 41 n, 

Gratiale, Gratitication L 269, 
Greene L 50 n. 

Gre ilich II. 19 n, 
Griechenland II. U00 in Add. 
Groddeck L 32 il 
Grönland II. 343 n. 
Grossavanturei II. 236 ft. r 239 
in f. eine Art der pecunia tra- 
jectitia L 238. Verwandtschaft 
mit Bodmerei I 238 mit 234, 
Grotius, Hugo II. 340 und II. 

240 n. 461 n. 

Groul t L 13. 75. 

Grundrecht oder Grundruhrrecht 
II. 21 24, 

Grundsätze des Seerechts I. 4 tf. 

mit Vorwort. 

Günther II. 340 n, 

Guichard II. 389. 

Guidon de la mer L 2tL 


H. 

Hadersleben I. 35 n. 

Hafen, Abgangshafen II. 150. 193. 
209. 

Hafen- oder Revierkosten 
II. 52. Was dahin gehört II. 
58 ff. 

Haffs, die an der Ostsee sind 
Eigeuthuinsmeere II. 344. 
Hagemeister L 43, 

Haiti II. in Add. 
üalbirung der Reise II. 182. 183. 
van Hall L 146 n, 

Hamburg, Seerecht und Scliifl- 
fahrtssystem L 28. 
Handelsrecht, Beziehung zum 
Seerecht L L 9, 28, 


Handgeld für Seeleuts L 199. 
196 n. 

Hannoversches Secrccht und 
Schiffahrtssystem L 36. u. II. Add. 
II anseat i sch e s Seerecht, altes L 
27. neues H. Seerecht u. Schiff- 
fahrtstystem I. 28 ff. 
Hautefeuille II. 343 n, 379 n, 
Havarie, Begriff, Name, Abstam- 
mung II. 51 ff. Eintheilung II. 
57. Clausel: frei von Havarie 
II. 65, vom Beweis der Seeschä- 
den 11. 129 ft', s. auch Havarie- 
grossebeweis. 

Havariegrosse II 65, bes. II. 
20 ff. allgemeiner Charakter der 
Havariegross II. 20 ff. Geschicht- 
licher und politischer Charakter 
H. 22 ff. Erfordernisse II. 26 ff. 
Pflichten des Schifters dabei II. 
91 mit 20 ff 22 ft’. Ladung auf 
Verdeck, Schanze, Boot, Ueber- 
lauf II. 81. 85. 86. 90. 97. 123. 
179. 190 mit I. 331. 344. 
Havariegrosse; einzel neFälle 
U. 92 ft. Insbesondere Seewurf 
H. 22 ff. II. 92 ff. Der Schaden 
durch Seewurf II. 94, 95, Be- 
schädigung beim Seewurf II. 95. 
Ueberhaupt freiwillige Beschädi- 
gung zur Rettung von Schiff u. 
Gut II. 95. 96. vom Kappen des 
Boots II. 96, 92, Stranden II. 
92, Abbringungskosten II. 99, 
Prangen U. 101. Einlaufen in 
einen Nothhafen II. 102 ff. auch 
II. 62, Unkosten im Nothhafen 

II. 103 ff. Lichterschiffe II. 84, 
85. 103, 202— 205 mit L 221 sub 

III. 252 — 59 338, Reparatur- 
kosten im Nothhafen II. 106. 
Verkauf von Gütern im Noth- 
hafen II. 102. Fracht für ver- 
kaufte und geworfene Güter II. 
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108 ff. Lohn ftir Wasserauspum- 
pcn II. 110. Ranzionirungskosten 
II. 110 ff. Beschädigung und 
Kosten bei Vertheidigung gegen 
Feinde u. Seerftuber II. 1 13-15. 
und II. 121. Entschädigung und 
Auslösung der im Dienst des 
Schiffes und der Ladung Abge- 
sandten II. 1 15. Berglohn bei 
Wiedernehmnngen II. 116. Re- 
clamekosten II. 117—121. Fall 
einer aussergewöhnlichen Quaran- 
täne II. 12L Kosten, welche in 
unmittelbarer Verbindung mit 
der Havariegrosse stehen, z. B. 
die der Aufmachung II. 121. 122. 
Bodmereiprämie in gewissen Fäl- 
len II. 122. Kosten der Admiral- 
schaft und des Convoy II. 123. 
Beschädigung bei Löschung eines 
im Schiffe zufällig ausgebrochenen 
Feuers II. 125. Analogie einer 
Feuersbrunst auf einer Rhede u. 
ähnliche Ausdehnung der Havarie- 
grosse II. 126. 12X Nichter- 
schöpfung der bieher gehörigen 
Fälle und Aeusserungen der Par- 
ticularseerechte darüber in einer 
allgemeinen Clausel II. 122. Fall 
der freiwilligen Beschädigung auf 
Veranlassung des inneren Verderbs 
oder der Schuld der Mannschaft 
etc. II. lffi. auch II. 76. sub L 
78 sub III. 65 sub IX Ausdeh- 
nung der Fälle durch Verträge 
der Parteien II. 128. 129. 

Havariegrosse u. Assecuranz 

II. 229 ff. 

Havariegrosse; Aufmachung 
derselben II. 214 ff. Ort der Auf- 
machung II. 146 ff. im Lösch- 
plätze II. 148. 168 ff. 185. im 
Nothhafen II. 150. 168. 176. 184. 
im Abgangshafen II. 150 ff. 116. 


193 ff. 197 sub III. Analoge Aus- 
dehnung des Abgangshafens II. 
195 sub II. 197 sub III. Mass- 
gebende Gesetze und Gewohn- 
heiten sind die des Orts der Auf- 
machung II. 151 ff. 

Havarie grosse; Beispiel einer 
Berechnung II. 216 ff. siehe auch 
Dispach e. 

Havariegrosse; Beweis II. 
129 ff. namentlich durch Ver- 
klarung II. 136 ff. Beweiskraft 
der Verklarung II. 137 ff. Gegen- 
beweis gegen Verklarung II. 141 ff 
Beweis des Eigenthums und der 
Grösse des Schadens II. 139 ff 
Ort des Beweises sowie des Pro- 
zesses überhaupt II. 146 ff. der 
Löschplatz als dieser Ort II. 148. 
168 ff 185. der Nothhafen II- 
150. 168. 176. 184. der Abgangs- 
hafen L 150 ff 176. 193 ff Ana- 
logie des Abgangshafens II. 195. 
197. Massgebende Gesetze und 
Usanzen am Orte der Aufmachung 
II. 151. 

Havariegrosse; Bezahlung 
derselben II. 224 ff. Rechte der 
Interessenten II. 225 ff. Pflichten 
des Schiffers II. 225. Vorzugs- 
rechte II. 226. Pfandrechte II. 
226. des Destinatärs Pflichten II. 
226. Pflicht des Befrachters, der 
vom Frachtcontract zurttckgetre- 
ten II. 227 ff. Klage II. 224. 
228. 

Havariegrosse; Sachen frei 
von Contribution II. 157 ff. 
auch II. 179. fälschlich II. 152. 
58. Mit Recht: Sachen am Leibe 
der Seeleute und Passagiere II. 
158. Provision und Ammunition 
II. 159. Kleider, Gage, Führung 
der Seeleute II. 159 ff, Gage im 
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Fall der Ranzionirung II. 161 n, 
Kleider und Reiseefiecten der 
Passagiere II. 151 ff. Alle diese 
Sachen werden aber nichtsdesto- 
weniger ersetzt II. 152. Frei 
von Contribution sind ferner 
Havarie - und Bodmereigelder 
II. 162. Vor dem Havariegross- 
unfall geloste oder später erst 
geladene Güter II. 162. in Be- 
treff des durch Taucher Gerette- 
ten II. 162. 

Havariegrosse; Contribution 
des Schiffes II. 153 ff. Nach 
welchem Werth hat das Schiff 
zu contribuiren? II. 153 ff in den 
einzelnen Staaten verschieden II. 
153 ff. Principielle Grundsätze 
155 in med. 156 ff. Thunlichkeit 
der Werthsannahme auf dem 
Fundament des Werthes im Ab- 
gangshafen II. 166 ff. siehe aber 
II. 151 sub III. Besseres Funda- 
ment ist aber der Werth im 
Löschplätze II. 158 ff., womit 
auch Autoren u. Particularrechte 
Ubereinstimmen II. 159 ff. 

Havariegrosse; Contribution 
der Fracht II. 171. der ganzen 
Fracht II. 171. Abzug des Soldes 
II. 1 11 ff. des rückständigen II. 
113. Abzug der Hafenunkosten 
und Aehnliches II, 174. bloss die 
halbe Fracht II. 175. Andere 
particuläre Eigenthümlichkeiten 
II. 175 in med. Fracht für ge- 
worfene und im Nothhafen ver- 
kaufte Güter II. 175 ff. für im 
Nothhafen oder Zwischenhafen 
für diese neugeladenen Güter II. 
116. Bei Aufmachung im La- 
dungsplatze selbst II. 116. 
11L Fracht für Hin- und Rück- 
reise 11. 177. 178. 


Havarie grosse; Contribution 
der Ladung II. 179 ff- alle am 
Bord zur Zeit des Havariegross- 
unfalles befindlichen Güter II. 
179. auch die geworfenen, im 
Nothhafen verkauften, an Kap- 
toren zum . Loskauf gegebenen 
II. 179. geworfene und wieder 
geborgene Güter contribuiren 
nach manchen Seerechten eigen- 
tümlich 1L 199. 200. auch schon 
II. 88 ff. — Die contributions- 
freien Effecten (II. 157 fl’.) ge- 
hören eigentlich nicht zur La- 
dung II. 179. Bescheidene Füh- 
rung II. 179. Auch die Güter 
contribuiren , welche geworfen 
nicht ersetzt werden, behalten 
II. 119. Falsch: Was keine Fracht 
zahle, contribuire nicht II. 162. 
179. Die Güter contribuiren nur 
nach ihrem Geldwerte II. 180, 
Affectionswerth II. lüQ. Fälsch- 
lich nach dem Werte im be- 
schädigten Zustande II. 181. Nach 
dem wahren Werte im Augen- 
blick des Havariegrossuufalles II. 
18L Dessen Ausmittclung mittelst 
eines Fundamentes II. 181. Rö- 
misches Recht II. 181. 182. An- 
dere Particularrechte, besonders 
ältere II. 182. Einkaufspreis als 
Fundament II. 182. 183. Unter 
Halbirung der Reise II. 183. 
Wefth im gesunden Zustande 
der Güter am Löschplätze als 
Fundament II. 183. 184. 185. u. 
zwar selbst im Nothhafen II. 184 . 
selbst für geworfene etc. II. 185. 
Abzüge von diesem Fundamen- 
talwerth II. 185. 185. 187. Ueber- 
einstimmung mit den neueren 
Particularrechten II. 187 — 193. 
Dies ist die Regel II. 193. Es 
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folgen nun die besonderen Fülle 
II. 193 ff., nämlich: 

Hav ariegrosse, Contribution 
der Ladung, besondere 
F ä Ile II. 193 fl. Hei Aufmachung 
im Abgangshafen II. 1tt3. 
Fundament ist dey Facturenpreis 
II. 193 fr. Ebenso bei Aufmachung 
in der Nähe des Abgangshafens 
durch Abbrechung der Reise II. 
195 ff, bei Vermengung contri- 
butionspflichtigcr Sachen II. 197 
sub IV. bei geworfenen, aber 
nachher geborgenen Effecten II 
197 sub V. Wenn sich die Ha- 
varie mehrmals zuträgt ibidem. 
Wenn das Schiff und Gut in 
einer späteren Gefahr unter- 
geben, doch unter Rettung von 
Gütern II. HB sub VI. mit II. 
90. Wenn trotz des Opferns das 
Schiff in der Havariegrossnoth 
untergeht oder genommen wird 
II. 200 sub VH. VIII. Im Fall 
der Wiederfreiwerdung II. 90, 
Im Fall des nachträglichen (gänz- 
lichen) Unterganges der Güter 
II. 200 sub VIII. Im Fall des 
nachträglichen Unterganges 
des Schiffes unter Rettung der 
Güter II. 202 sub IX. mit 11.90. 
In Betreff der vor Aufmachung 
ausgeladenen Güter II. 90 in f. 
im Fall der Bergung von Gütern 
nach ab gethaner Aufmachung 
II. 8L 22ft. in Betreff der erst 
nachträglich geladenen oder 
bereits zur Zeit der Havarie aus- 
geladenen Güter II. 202 sub X. 
ln Betreff der Ladung in Lichter- 
schiffen beim Löschen, nicht beim 
Laden II. 202 — 5 sub X. mit 
II. 04. 80. 95. 9b. 103. 189 und 
I. 271. 257. 338. 


Havarieparticulär. 

Havariegrosse-Regulirnngll. 
loo lf. Fundament II. 155. Fall, 
dass nach abgethaner Regu- 
iirung noch gerettete Sachen an- 
kommen II. KL 220. Klage in 
Bezug auf Regulirung II. 224 ff. 
Retentionsrecht, kein Pfandrecht 
II. 225. 220. Vei^Ührung der 
Klage II 228. 29, 

II avarieg ross-Ve r schrei b ung 
II. 225. 

Hav ariegrosse; Werthaus- 
mittelung der contribu- 
tionspflichtigen Sachen II. 
207 ff. insbesondere des Schiffes 
II. 2J!S. der Fracht II. 209. der 
Ladung II. i&9 ff. 
Havariegrosse; Werthaus- 
mittelung des Schadens II. 

210 fl’, bei aufgelaufenen Un- 
kosten II. 210 sub L bei Ver- 
lust an Fracht ibidem sub II. 
Scheidung der particulären von 
den grossen Havarieschäden II. 

211 sub III. Beschädigungen am 
Schiff II. 212 sub IV. an der 
Ladung II. 212 ff. sub V. in Be- 
treff der Kosten der Aufmachung 
II. 214 sub VI. 

Havaricordinär oder uneigent- 
liche Havarie 11. 57 ff. 
Havarieparticulär II. 00 ff. 
Beweis II. 129 ff. siehe auch 
Havariegrosse - Beweis. Einzelne 
Fälle der particulären Havarie 
II. 01 ff. und zwar innerer Ver- 
derb II. 01 sub L 05 sub 17 mit 
« . * 

II. 128. Berglohn u. Bergungs- 
kosten II. 01 sub 2 vergl. mit 
II. HO in f. Specification ein- 
zelner Beschädigungen am Schiff 
II. 01 i. f. Ausgaben zur Deckung 
.jener Verluste u. Beschädigungen 
II. 02 sub 4. Kost u. Unterhalt 
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der Besatzung bei Aufbringungen 
II. 62 «ub 5 u. M sub 13. vergl. 
aber mit II. 117 sub XXI. Kosten 
im Nothhafen II. 63 sub 6, vergl. 
aber mit II. 102ff. Kosten wegen 
irregulären Weitertransports der 
Güter auf anderen Schiffen II. 
63 sub 7. Gewisse Quarantäne- 
kosten II. 63 sub 8. vergl. aber 
mit II. 12J sub XXIII. Wegen 
Verkäufen im Nothhafen II. 63 
sub 6. vergl. mit II. 107. Schä- 
den durch Nachlässigkeit der 
Seeleute II. 63 sub lü. durch 
Ansegeln und Zusammenstossen 
II. 63 in f. Plünderung durch 
Kaper und Seeräuber II. 64 sub 
12 mit II. 111) in f. bis 1 16. 
Strandung in der blossen Ab- 
sicht, Leben und Freiheit zu 
retten II. 64 sub 1A Lichterlohn 
II. 6A. 85, sub 15 und 16 mit L 
338. L 211 sub III. und 257-59. 
sowie IL 103. 202—5. Fall dass 
die gemeinschaftliche Gefahr für 
Schiff und Gut und die Opferung 
durch Schuld der Seeleute ge- 
schah II. 65 Hub 17. vergl. aber 
mit II. 76. 128. 

Heffter L 4 n. II. 339. 

Heineccius L 76 n. und II. 000. 

Heise und Cropp L 146 n. mitL 
359 n. 

Helling L. 102. 

Hennings II. 378 n. 

Heuern L 193. siehe Schiffskinder 
und Schiffer. 

Holcom he L 57. 

Holländisches Seereeht u. Schiff- 
fahrtssystem L 4L II. Add. 

Holst I. 77. II. 340. 

Holsteinisches Seerecht 1.34.40. 

Holt I. 56 n. 

Hoitius L 308 n. 


van Hoorn II. 344 n. 
Hoyelsinus L 38 n. 

Hübner II. 3 97. 

Hülfs Wissenschaften des See- 
recht« L 78. 

Hudtwnlcker II 234 n. 
llutt II. 346 iL 

X. 

Jacobscn L 51 n. L 77 mit II. 

4 .‘14 n. und 484 n. 

Juusseau oder Jüsseau L 46 n, 
Jenkinson, Charles II. 396. 
Jerusalem, As>issen des König- 
reichs L 17. 

Jetson II. 24 n. 

Indossirung s. unter Connosse- 
ment und Bodmerei. 

Inholz L 8L. 

Innerer Verderb s. Verderb. 
Internationaler Charakter der 
Seeschiffe II. .‘146 ff. des Seerechts 
L 1 ff. 

Johnson, reports II. 192 n. 
Jorio L 63. ’ 

Jouffroy L 75. II. 340. 

Journal siehe Schiffsjournal und 
Schiffspapiere, bes. L 169 ff. 
Island L 41 n. sowie II. 343 n. 
Italienisches Seerecht L 22 ff 
57 ff 

Jütische Lov L 35. 

» j. j 

K. '' 

Kaimes II. 180 n. 

Kajüte s. Cajüte. 
v. Kaltenborn L 7J n. und II. 

337. 

Kamin L 40. 
v. Kamptz L 34 n. 

Kanal zwischen England u. Frank- 
reich II. 345. 


I 
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Kanonenschussweite II. 341. 
Kaperei I. 194. 242. II. 359 ff. 
Unterschied von Seeräuberei II. 
360 n. Rechtfertigung u. Reform 
derselben II. 36J n. Aufbringung 
der Prisen in neutrale Häfen II. 
360 mit 388. Ranzionirung oft ver- 
boten II. 362. 475. Ranzionsgelder 
in Havariegrosse II. 110 ff. aber 
wenn der Kaper die Ranzion 
nicht hält II. 200. ihnen ge- 
machte Versprechungen II. 111. 
112. Plünderung in Havariepar- 
ticulär II. 64 mit II. 115. Neh- 
mung durch Kaper oder Kriegs- 
schiffe II. 45 ff. II. 368. 455-466. 
Kaperbriefe L 36L 364. 
Kapitain s. Schifier. 

Kaplaken I. 208 ff. auch 156. 
165. 378. II. 54. 59. sind ein 
Accessorium der Fracht L 208. 
378. haben die Rechte der Fracht 

I. 378. 

Kappen II. 17. 80. 95. 96. 121 . 
125. 126. 200 217. 

Kfirseboom II. 440 n. 

Katze u. Hunde am Bord I. 271. 

sub I. 329. 331. 332. 

Kaufbrief bei Schiffen L 110 ff. 
gehört zu den Schiffspapieren L 
00 ff. ist nothwendig ibidem in 
Bezug auf die Werthausmittelung 

II. 208. 

Kent L 57. 

Kiel I. 81. II. 166. 243. 253. 254. 
255 n. 

Kielholen L 223 n. 
Kirchenstaatliches Seerecht u. 

Schiffahrtssystem L 60. 
Kleidungsstücke der Seeleute 
II. 159 mit 162. der Passagiere 
II. 161. 

Klefeker II. 2 n. 

Kleinodien» Silber» Gold» Geld, 


Ringe, Uhren, Perlen, Edelsteine, 
Kostbarkeiten L 188. 359. II. 82. 
83. 157. 158. am Leibe II. 83. 
Klüber II. 340 n. mit 394 n. 
Kniphausen I. 37. 

Koch I. 84 n. 

Koje, Kiste, Koffer der Seeleute 

I. 206. 

Kolberg L. 40. 

Kolonialhandel, gewöhnlich den 
Nationalschiffen Vorbehalten II. 
346. wegen Dänemark L 39. Eng- 
land L 54. in Kriegszeiten II. 

427. 

Kopenhagen, Assecuranzord- 
nung II. 2. 

Kostbarkeiten s. Kleinodien. 
Krieg, juridischer Charakter des- 
selben II. 337 mit 395. Unter- 
schied vom Land- und Seekrieg 
ibid. mit II. 386 ff. Zufälligkeiten 
des Kriegs II. 395. 
Kriegscontrebande (siehe auch 
Contrebande) II. 413 ff. Positive 
Anerkennung II. 413. Begriff 
414. unstreitige Artikel II. 414 
mit 415 n. streitige Artikel II. 
415 ff. Aufzählung derselben im 
Einzelnen II. 411 ff. Nicht der 
Handel überhaupt, sondern die 
Zufuhr an den Feind damit 
verboten II. 414 423. 424. Strafe 

II. 422. Particuläre Bestimmun- 
gen II. 417 ff. Analoge Fälle II. 
424. 

Kriegsschiff.e I. 80 n. 81 n. und 
im fremden Seegebiet II. 349. 50. 
Strafen darauf L 223. frei von 
Durchsuchung II. 236. Nehmung 
durch Kriegsschiffe oder Kaper 
II. 45 ff. 368. 

Kriegsschiffe od. Kaper 11.455. 

456 ff. 461 ff. 475 n. u. 465. 466. 
Kriegsseerecht UL u. II. 337 ff. 
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Kühlgeld. 

Kühlgeld L 378 mit 104. 270. 71 
und 331. 

Küstenfischerei II. 346. 429.480. 

Küstenhandel s. Cabotage. 

Küttenmeere II. 34L 42. 

Kuricke L 27 n, 

L. 

Ladeb uch, Ladeschein. Mani- 
fest, Recief L 169. 170 n. 284. 
32L Recief negotiabel L 285. 

Ladung und Löschung, Ort 
derselben L 257 ff. Veränderung 
desselben durch den Befrachter 
L 258. durch Zufall L 259. siehe 
auch Liegetage. Kosten des 
Ein- und Ausladens L 271 sub 
III. wenn Lichterschiffe noth- 
wendig L 338 sub 4 und II. 64 
sub 15, auch II. 85. 202 ff. Das 
Schiff deckt im Kriege die La- 
dung oder nicht II. 449 ff. 

Lagan II. 24 n. mit 23. 

Laganum II. 23. 

Lampredi II. 378 n. 

Lange I. 14. 

Langenbeck I. 28 n, 

Lawes L 239. 

Leckage L 339 sub 8 a. bes. L 
373 ff. bei Havariegrosse II. 186 
und II. 219 sub III, 2. 

Lemonius II. 346 n. 

L’Estocq L 22. 31 n. 

Leuchtthurmgelder L 95. als 
Havarieordinär II. 58. 

van Leeuwen II. 2 n. 

Lex mercatoria L 15 n. L 49 n. 

Lex Rhodia II. 73 mit L 17. 

Licenzen II. 429. 

Lichterschiffe, Bordings II. 64. 
85. 95. 98. 103. 189. 202 - 205 

v. Kaltenborn, Seerecbi II. 
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mit L 271 sub III. 257 — - 259 . 

338. 

Liegetage L 259 fl. der Ladung 
L 259. der Löschung L 260. 264. 
Ueberliegetage L 260. 263. 264. 
Dauer der Liegetage L 261. Ur- 
sache derselben L 262. Liege- 
und resp. Ueberliegegeld L 264. 
Liege - und Ueberliegetage bei 
der Fautfracht L 353. 356 ff. 
Literatur des Seerechts L 71 ff. 
wegen der einzelnen Länder L 
78. insbesondere des öffentlichen 
Seerechts II. 340. des Völker- 
rechts II. 339 mit L 71 n. und 
L 4 n. Literatur über Havarien 
und Seeschäden II. 1 u. 2 Uber 
foenus nauticum 1L 234 n. Uber 
Bodmerei II. 239 n. Uber die 
Neutralität II. 378 n. mit 396 n. 
Uber Consuln 11. 353 n. Ausser- 
dem siche die Literatur-Angaben 
in den Rubriken jedes Abschnitts, 
resp. Kapitels etc. 

Livorno L 62. II. 362 n. 388 n. 
Loccenius L 76. 

Lösegeld s Ranzionirung. 
Lootsen L 225 ff. Pflicht cur 
Annahme des Lootsen L 164. 
Versehen der Lootsen L 188. 
Lootsengelder L 94. 226. bei 
Havarieordinär II. 58. bei Havarie- 
gross als Extralootsgeld II. 103. 
Locrl, Esprit de Code de com- 
merce L 151 n. 

Lucchesi-Palli JL 74 II. 340. 
Liibeckisches Seerecht u, Schiff- 
fahrtssystem L 2& u. II. Add. 
Ludwig XIV. von Frankreich L 
45 und II. 393. 

Luken L 331 mit 164. 270. 271. 
378. II. 125. 478. 
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Mählbrief. — Nachlass. 


M. 

Mahlbrief L 84, 

Makler bei Abschliessung von 
Frachtcontracten L 242, 222 
Schiussnote und Manifest des 
Makler« L 248 mit 212. Schiffs- 
makler-Dolmetscher L 241 n. 
Wirkung, wenn der Schiffer durch 
den Makler seine Papiere be- 
sorgen lasst L 346 Abschluss 
des Bodmereibriefes durch Makler 

ii. m 

Ma gelanstrasse II. 345. 
Magens II. 165 n, 

Mailand L 58. 

M ajorka L 24 und 65 n, 

Malta II. in Add. 

Manifest L 248. 284. 322. auch 
wegen der Mäkler L 248. 
Manning, Oke II. 339. 

Mariot II. 40. 

Markbriefe II. 36L 364. 

M armormeer II. 344. 

Marseille L 25, 44. Freihafen L 
42 n. 

Mar s hall, the law of insurance 
(London 1802 u. öfter) II. 123 n. 
Q. F. y. Martens L 132 n. II. 
339. II. 359 n. auch I. 307 n, 
408 n, 500. Ch. de Martens et 
Ferd. de Cussy, recueil de traitls 
L 34 mit 40. 

M arville oderMerville I. 46 n. 
Masten L M. Kappen II. 95, 

96. 212, 

Maules et Selvyn, reports II. 

101 n. 

Mecklenburg, Seerecht u. Schiff- 
fahrtssystem L 34, 

M eer, See L ln, Eigenthum 
daran II. 340 ff. Eigenthums- 
meere II. 343 ff. Rechte darin 


II. 345 346. Küstenmeere II. 
34L 42, Leere Herrsch aftsprft- 
tensionen II. 340 in f. 341 n. 
345. Hoheitsrechte Uber die eige- 
nen Schiffe in unseren u. fremden 
Gewässern II. 341. 348. über 
fremde Schiffe in unseren Ge- 
wässern II. 348 sub III Recht 
der Nacheile in die offene See 
II. 352. Über fremde Schiffe auf 
offener See in Friedenszeiten II. 
350. 5L 52 in Kriegszeiten 351. 
Schiffsgruss II. 346 init. 
MeerschHumer II 360 n, 
Meerenge zwischen Schottland 
und Irland II. 344. von Messinn 
ibid. von Giberaltar II. 345. 
Memel II. 344 n. 

F. A. v. Mensch II 353 n, 
Messinal.14. Meerenge ist Eigen- 
thumsmeer II. 344. 

Messbrief L 85 init. 

Mexico II. in Add. 

Meyer L 14, 

Miliar II. 55, 
v. Miltitz II. 353 n. 

Miruss I. 30 n. und II. 353 n. 
Mitrheder L 108, bes. L 116 ff. 

143. 240. siehe auch Rhederei. 
M ittelalterliche Seerechte L 
15, bes. 12 ff. ihre Stellung zum 
heutigen Seerecht L 15 ff. 
Mittermaier L 14, 

Modena II. in Add. 

* Montpellier L 44, 

Molloy L 25» 

Munition, Mundvorrath siehe 
Proviant und Schiffskinder. 
Murhard II. 346 n. mit II. Add. 
Musterrolle L 193. 

N. 

Nachlass der Seeleute L. 128. 
Passagiere I. 235. 
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N achverklarung II. 138. 39. 
Napoleon, Kaiser L 45. 46. 
Napoleonische Contineutalsperre 
II. 394. 

Nationalcharakter u. National* 
eigenthum der Schiffe im Allge- 
meinen und nach den Erforder- 
nissen der einzelnen Staaten L 
85 ß. und II. 340 ff. 39L vergl. 
mit wegen Hamburg I. 28. 30. 
Bremen L 30. Lübeck L 30. 
Preussen L 33. Dänemark und 
Schleswig - Holstein L 39. 40. 
Holland L 4L Russland L 42. 
Schweden und Norwegen L 42. 
43. Frankreich L 48. England 
L 54. Oesterreich L. 59. Kirchen- 
staat L 00. Sardinien L 0L 02. 
Neapel L 04 ff. Spanien L 07, 
Portugal L 08. Brasilien L 09. 
Türkei L 20, Beweis der Natio- 
nalität II. 39L Internationaler 
Charakter der Seeschiffe II. 346 ff. 
Erwähnung dar Schiffsnationalität 
in der Certepartie L 252. 253. 
Strenge vor Prisengerichten L 
85 ff. L llOff. 170. 71. II. 346ff. 

Narrow-Seas II. 341 n. 

Naturr recht, Verhältniss zum 
Seerecht L 2, 8. 15. 49 xl zur 
sog. Natur der Sache Lß,14i,f. 
15 n. 49 n. zur sog. lex merca- 
toria L 15 n. 49 m) 

Nau L 77, II. 34 qT 
Nauticum foenus siehe foenus 
nauticum. 

Neale L 55 n. 

Neapolitanisches Seerecht und 
Schiffahrtssystem L 02. II. Add. 
Negociabilität des Reciefs L 
285. siehe auch Connossement 
und Bodmerei-Negociabilität. 


Nehmung s. Wiedemehmung. 
Nehrung II. 344 n. 

Neutraler Seehandel und sein 
Recht II. 392 ff. Allgemeiner 
Charakter II. 338. 392. Geschicht- 
licher Ueberblick II. 392 — 95, 
Precäre Natur II. 394. 95, Ueber- 
sicht der einzelnen Materien II. 
395. 90, Literatur II. 396. 397. 
Fälle der Blokade II. 398 ff. s. 
Blök a de. — Cabotage an feind- 
lichen Küsten II. 340, sowie II. 
420, siehe Cabotage. Handel mit 
feindlichen Kolonien II. 346. so- 
wie II. 427. siebe Kolonialhandel. 
Licenzen II. 429. siehe Licenzen. 
Segeln unter fremder Flagge II. 
434. siehe diesen Artikel. Neu- 
tralisiren II. 432. siehe diesen 
Artikel. Besondere Arten des 
neutralen Verkehres II. 430 ff. 
Dauer des Strafrechts der 
kriegführenden Mächte II. 438. 
Kriegscontrebande II. 400. siehe 
diesen Artikel. Embargo II. 440. 
s. diesen Artikel. Durchsuchungs- 
recht II. 456. siehe diesen Art. 
Schutz durch Convoy II. 461. 
Art und Fälle der Aufbringung 
u. Beschlagnahme 11.469. Prisen- 
gerichtsbarkeit II. 489. s. diesen 
Artikel, insbesondere neutraler 
Frachtverkehr II. 443ff. Frei Schiff, 
frei Gut II. 448 ff. Unfrei Schiff, 
unfrei Gut II. 440 ff. Unfrei Schiff, 
frei Gut II. 444 ff Französisches 
schwankendes System II. 447. 
Englisches System II. 444 ff. Con- 
solato del mare II. 444. System 
der bewaffneten Neutralität II. 
449 ff, dessen jetzige Gültigkeit 
II. 450 ff. heutige Praxis II. 
451 ff. 
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Neutralismen. — Passagegeld. 


Neutralismen L 112 n. bes. II. 

432. 

Neutralität, in wie fern sie hier 
abgehandelt II. 378. Literatur 
378 n. Begriff II. 379. precäre 
Natur der unvollständigen Neu- 
tralität II. 380. allgemeine und 
partielle Neutralität ibidem in f. 
bewaffnete N. II. 381 mit 393. 
449 ff. 464. Besondere Ver- 
träge über Neutralität JI. 381. 
sub D. 390. 91. Grund der N. 
ibid. sub IV. Ende der N. ibid. 
»ub V. Idee und Zweck der N. 
II. 382. Bedingungen der N. 

382. Pflichten der Neutralen II. 

383. Rechte derselben II. 384. 
Neutralität der Privaten u. ihres 
Eigenthums II. 386. namentlich 
im Seekriege II. 386-91. Beweis 
der (neutralen) Nationalität L 85. 
II. 391. 459. Ausübung der Prisen- 
gerichtsbarkeit im neutralen Ge- 
biet durch Consuln L 113n. II. 
388 ff. mit 362, sowie II. 487 ff. 
neutrale Prisengerichtsbarkeit L 
1 13 n. II. 388 ff. mit 362 , sowie 
11.487 ff. Verkauf feindl. Schiffe 
an Neutrale L 112, namentlich 
der Art, dass die Schiffe im feind- 
lichen Handel beschäftigt bleiben 
II. 390. Verkauf in transitu II. 
390 mit L. 112 ff. Fall dass der 
Feind Eigenthumstheile an Schif- 
fen hat II. 390. Verletzung der 
Neutralität hei Prisen II 457. 488. 

Niederland siehe Holland. 

Nolis und Nolissement L 243 n. 
Nordamerikanisches Seerecht 
und Schiflahrtssystem L 56. 
Norden in Ostfriesland II. 433 n. 
Norwegisches Seerecht L 44. 
Nothhafen, Anlaufen desselben 
L 165. auch 155. 167. 333. II. 


67 ff. in Bezug auf Havariegrosse 
II. 102 ff. Aufmachung derselben 
im Nothhafen II. 150. 168 mit 
176. 184. in Bezug auf Bodmerei 
II. 241 ff. siehe auch Havarie- 
grosse und Bodmerei. 

Nothrecht II. 82. 


O. 

Oeffentliches Seer. 1. 3. II. 339. 
Oehlrich L 209 il 
Oegterreichi sch es Seerecht 1.57. 
Oldenburg L 37, 

Olrfron, rooles d' L 18. 21. 49. 
Oleron, Olyron, Leyron L 18 n. 
Seerecht dieser Insel L 44, 
Olonne, us et coutumes d’ 1. 44. 
v. Ompteda 1. 71 n. 
Ordonnance de la marine 1681 
L 45, II. 393, 

Ortolan L 75, 

P. 

Pacotille, Natur des Vertrags L. 
206 ff. Unterschied von Bodmerei 
II. 249. vor Prisengerichten II. 
480. kein Connossement L 287. 
Pacotille des Supercargo L 348, 
dem Schiffer eine Consignation 
machen L 207. 

Pando II. 339. 

Pardessus L 14, 4L 
Park, Allan, II. 340 n. 

Parker L 55 n, 

Parma II. in Add. 

Parömien s. Formeln. 

Part, Schiffspart L 109 n. 

P nrticularrech te L 7 — 10 mit 
49 n. und Vorwort. 
Passagegeld 11.231 ff. Recht des 
Schiffers darauf I, 156. 238. kein 
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Passagegeld für das unterwegs 
geborene Kind oder Thier L 322 
mit 231. 

Passagiere I 141. ff. 240. 
242. beim Bergen II. 32. 

Pattyn L 24. 

Peckius L Iß. 

Pecunia trajectitia siehe foenus 
nauticum. 

Penterbalken II. 06. 

Perlen s. Kleinodien. 

Persenninge L 331. 

Pesario X 60 il 

Piantanida L 74. 

Pi 11 au II. 354 xl 

Pilot L 225 s. Lootse. 

Pinheiro -Ferreira II. 339. 340. 

Piraten s. Seeräuber. 

Pisa L 62 xl 

Pöhls L 28 und II. 2xl u. Add. 

Polen II. in Add. 

v. d. Poll II. 381 n. 

Police de cargaison X. 285. 

Pommersches (Schwedisches) 
Seerecht X 3L 

Porten L 82. 

PortugisischesSeer. 1.67. II. Ad. 

Pothier X 239. 

Praejudicien,precedents 1.5056, 

Prämie, Primage X 156. 378. s. 
auch Bodmereiprämie. 

Prangen II. SO. 101. 211. 218. 
Name II. 101 xl 

Prasca L 61 n. 

Preis s. Werth. 

Pretiosen s. Kleinodien. 

Preussisches Seerecht u. Schiff- 
fahrtssystem X 30 ff. II. Add. 

Primage L 156. 

Prise, unter Verletzung der Neu- 
tralität II. 457.488. der Staat darf 
sie 8 1 e t s restituiren 1 1 . 363. 463 xl 
8. Wiedernehmung. Allgemeine 
Natur II. 362 mit 366 ff. vom 


Beuterecht Überhaupt II. 365. 
Wegen Reprisen siehe Wieder- 
nehmung. Prisen durch Kauf- 
fahrer ohne Kaperbriefe II. 364. 
Der Kaptor muss die Prise sicher 
machen 1 1. 477. 482. 

Prisen gerich t L 110 — 114. 223 
init. II. 484 ff. 

Prisengerichtsbarkeit der 
Neutralen II. 388 ff. mit II. 362 
und L 113 n. sowie II. 487 ff. der 
Consuln I. 113 il II. 398 ff. mit 
362, sowie II. 482 ff. der Krieg- 
führenden 11.388 mit 362. sowie 
11.484 ff Normend. Entscheidung 
1X491 Verfahren II 493. Reclame- 
prozess in erster lustanz II. 494. 
Beweislast II 496. Beweismittel 
ibid. Appellation II. 498. Prozess 
über einen Theil d. Ladung 11499. 
Kosten ibul beim Sklavenhandel 
II. 501. Diplomatie II. 500. 

Privatseerecht L 3. 1 II. 339. 

Privilegien segelfertiger Schiffe 
L 95. 

Privilegirte Forderungen an 
Schiffen X 92. 

Protest L 175. Protest wegen 
Mangel an Fracht L 354. auch 
X 343. 380. siehe Verklarung. 

Proviant, Mund-, Kriegsvorrath 
X 82. 155. 162. 165. II. 84. 93. 
105. 114. 159. 162. 167 n. 120. 
174. 191. 

Th. Piltter II. 154 il 

Q* 

Quarantäne II. 03 mit 121. auch 

X 186. 

Quellen des Seerechts X 13 ff. 
im Allgemeinen X 14. des Mittel- 
alters X 12. der einzelnen See- 
staaten in der Gegenwart X 28 ff. 
Sammelwerke und Uebersichten 
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Ramponirtes Gut. — Rhodische Seegesetze. 


dieser Quellen L 13. 14. Siehe 
auch Naturrecht u. lex mercatoria. 

Quittung L 342. 

R. 

Ramponirtes Gut L 162. 

Ranzionirung, Lösegeld IL41 .415. 
wegen gefangener Seeleute L 204 
mit II. 115. 116. Fall dass die 
Ranzion nicht gehalten wird II. 
200. Kosten der Ranzion von 
Schiff und Gut in llavariegrosse 
II. 110 ff. 115 ff. Kapern in der 
Regel verboten II. 362. sowie II. 
475. Volksheuer soll hier in 
Havariegrosse contribuiren II. 
161 n. wegen Frachtzahlung 1. 383. 

Raum I. 82. II. 125. 192. 

Rayneval II. 397. 

Re ale I. 59 n. 

Recepisse L 284 in f. 

Recief L 284. 327. negociables 
Papier L 28h. 

Reclamekosten II. 117. 499. 

R e c u e i 1 de traitls L 34 init. u. 
40. II. Addenda. 

Re d die L 75. 76. 11.340. 392 n. 

Reeves L 56 il 

Registrirung der Schiffe 1.85 ff. 

Regulirung der Havariegrosse 
II. 155 ff. siehe Havaricgrosse- 
Regulirung. 

Reise, Veränderung der Reise 
beim Heuercontract L 200. Ab- 
brechen und Einstellen dabei L 
211 ff. Kurze Verzögerung L. 
199. Aufschieben 1.214. AbkUrzen 
L 214. Verlängern I 215. Hin- 
und Rückreise L 219. II. 177. 
GageansprUche aus früheren Rei- 
sen L 220. Abbrechen der Reise 
bei Passagier- und Auswanderer- 
schiffen L 232. 233. Verlängerung 
der Reise bei Befrachtung L 249. 


Ende der Reise L 185. Halbirung 
der Reise II. 183. 

Reisejournal s. Schiffsjournal. 

Reparatur s. Verzimmerung. 

Reports, Englische L 50, L 57 
mit I. 263 n. II. 101 n, II. 192 n, 
und 325 n. 484 u. 

Reprise s. Wiederaehmung. 

Respondentia L 98. II. 237. 
239. 

Retentionsrecht aus Havarie 
II. 206. 225 ff. wegen Fracht, 
doch dürfen die Güter dabei 
nicht am Bord zurückbehalten 
bleiben L 344. 376. Fall dass es 
der Schiffer nicht ausübt L 378 
in f. mit II. 206. 

Retouren machen bei Pacotille 

I. 297. 

R e t u 1 e - Dispache II. 215 n. 

Rheder, Begriff, Name, ver- 
schiedene Bedeutungen L 107. 
108. Haftung mit dem Schiff L 
12$ ff. 190 ff. II. 88. 202. 

Rbederbrief L 117. Mangel 
desselben 1. 118. zu den Schiffs- 
papieren L 90 ff. mit II. 459. 

Rhederei, Begriff L 107 ff. 
Constituirung des Verhältnisses 
L 109 ff. Verhältniss unter Mit- 
rhedern L 117 ,ff. mit L 12$ ff. 
143. 240. Verhaftung der Rhe- 
derei an sich und durch ihre 
Repräsentanten L 12$ ff. L 190 ff. 

II. 88. 203. Stellung zum diri- 
girenden Rheder L 123 ff 240. 
244. 245. 246. Befreiung des 
Rheders von seiner Verbindlich- 
keit L 187 ff siehe Verfrachter, 
Schiff, Schiffer etc. 

Rhedereidirector oder diri- 
girender Rheder (siehe diesen) L 
123 ff 143. 

Rhodische Seegesetze L 17. 
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Ribeiro dos Santo« II. 353 n. 
Richebourg L 46 n. 

Riga L 42. 

R i m i n i L 60 n. 

Risico s. Bodmereigefahr. 

R i s t o r n o II* 301 s. Bodmerei* 
Ristorno. 

Robinson L 50 n. 

Roccus L 72. 

Römisches Recht I. 8. 15. 17. 
Vorwort V. für das Deutsche 
Seerecht L 8n. 

Rof ii. m 
Rooles d’Ollron L IS. 
Rostock L 34. 40. 

Rothe Tonne L 209. 
Rotterdam. Assec. - Ordnung 
II. 2. 

Ruderschiffe L 84 
Rumpf I. 81 II. 254. 
Russisches Seerecht u. Schiff- 
fahrtssystem L 42 mit I. 85 ff. 
II. 393. und Add. 


S. 

v. Sahme I. 31 n. 

Saint-Joseph L 14. II. Add. 

Sanfourche-Lapo rte 1 47 s. 

Sardinisches Seerecht L ftL 

Schanze II. 81. 190. 

Scheiterung II. 20 n. vergl. mit 
Schiffbruch etc. ibid. 

Scherer L 40. II. 346 n. 

8chiffahrts-, Handels-, Zoll* 
System Hamburgs L 29 mit 36. 
Lübecks L 29 mit 44 init. Preus- 
sens 1. 32 ff. Mecklenburgs L 34. 
Hannovers L 36. Oldenburgs L 
37. Dänemark - Schleswig • Hol- 
stein L 38 — 40. Holland L 4L 
Russland L 42. Schweden und 
Norwegen L 42 ff. Frankreich 


L 47 ff. England L 51 ff. Nord- 
amerika L 56. Oesterreich L 
59 ff. Kirchenstaat L 60. Sar- 
dinien L 64 Toskana L. 62, 
Neapel und Sicilien L 64 Spa- 
nien L 66 ff. Portugal L 68. 
Brasilien L 69. Türkei L 70. 

Schiffbau L. 83 ff 85. 

Schiffbruch (Strandung, Ber- 
gung) II. 18 ff. Begriff u. Arten 
des Schiffbruchs II 18—23. Ha- 
varieparticulär II. 64 in Bezug 
auf Auswandererschiffe L 233. 
Bergungspflicht der Seeleute L 
233. 

Schiffe, Begriff u. Arten L80ff. 
Zubehör L 81 mit II. 253. 54 
55. zu den Mobilien L 82. Schiff- 
bau L 83. 85. Schiffe im frem- 
den Seegebiete II. 347 — 349. 
Hoheitsrecht des Staats Uber seine 
Schiffe II. 347. auf offener See 
II. 348 ff Verfolgung fremder 
Schiffe wegen Vergeben in die 
offene See II. 352 init. inter- 
nationaler Charakter der Schiffe 
II. 346. Nationalität L 85 ff. 
Beweis der Nationalität II. 85 ff. 
90 ff. II. 391. Papiere L 90. II. 
459. Abgaben I. 94. Name I. 83. 
Privilegien segelfertiger Schiffe 
L 95. Privilegirte Forderungen 
an Schiffen L 97. Erwerb von 
Schiffen I 109 ff. durch Erbauung 
L 109. durch Kauf L 110. ver- 
schiedene Wirkungen des Ver- 
kaufs L Hin. Kauf in tranaitu 
L 112 u H. 387 L f. freiwilliger, 
gezwungener Verkauf L 98 — 110. 
119ff Kauf LKriegszeiten bisweilen 
verboten L 142 mit II. 389. be- 
sondere Erfordernde gegenüber 
Prisengerichten L. 111. 112. 114. 
II. 387 —90. Wirkung de« neu- 
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traten Kaufs eines feindlichen 
Schiffes, das im feindlichen Ver- 
kehr beschäftigt bleibt L 1 13 u. 
II. 390. Feindlicher Antheil am 
Schiffe II. 390. Verkauf der Prise 
nach prisengerichtlichem Er- 
kenntniss L 112. II. 362. 388. 
Verkauf der Prise nach consula- 
rischer Zusprechung L 113 II. 
362. 388. 487. durch neutrale 
Gerichte L 114. Evictionsleistung 
L 113. Erwerb durch Tausch, 
Schenkung, Erbgang, Condem- 
nation, Confiscationl. 114. Rechte 
der Gläubiger bei Condemnation 
der Prise ibid. durch Verjährung 
L 11a. Veräusserung durch Mit- 
rhederbeschluss L 1 19. Verpfän- 
dungsbefugniss H. 232 ff. Ver- 
äusserungs- und Verpfänduugs- 
Befugniss des Schiffers II. 233 
und L. 156 ff. mit II. 108. Ver- 
änderung des Schiffes durch den 
Schiffer L 118 sub 19 u. L 20Q. 
329. 333. Vcrtheidigung des 
Schiffes L 18L 198 mit II. 11 3 ff. 
115 ff Verzimmerung L 124. 135. 
167. 333 ff II. 106. Verbodmung 
des Schiffes II. 233. 253. Havarie- 
grosse des Schiffes II. 163 ff 
208 ff 212 ff — Siehe Schiffer, 
Bodmerei, Havariegrosse. 

Schiffer oder Kapitaiu L 136. 
bez. 138 ff. Verhältnis;* zur Rhe- 
derei L 141 ff. und zwar Begrün- 
dung dieses Verhältuisses L 142 ff. 
Natur desselben L 144 ff. Ver- 
pflichtung der Rhederei durch 
den Schiffer L 146 ff. Umfang 
dieser Verpflichtung L 149 ff. 
Rechte des Schiffers im Allge- 
meinen L 155 ff. Dispositions- 
befugniss des Schiffers Über Schiff 
und Gut L 156 ff L 16 2 sub 18. 


II. 233. Recht zur Ausbesserung, 
Verfrachtung des Schiffes L 167 
sub 18 und L 244 sub V. Recht 
der Kapitainsgage L 156. 22L 
II. 161. 271. Rechte u. Pflichten 
in Betreff der Mannschaft L 164 
sub 4, L 165 sub 5. L 223—24. 
Repräsentant der ganzen Mann- 
schaft L 190. Haftung des Schif- 
fers L 19L Strafrecht des Schif- 
fers L 164 sub 5. I. 197. 223 24. 
Pflichten des Schiffers vor der 
Reise 161 ff. während der Reise 
L 164 ff. Schiffers Stellung zu 
den Passagieren L 228 ff. in Be- 
zug auf Passagegeld 231 ff. bes. 
237 ff. Stellung zum Lootsen L 
225 ff. Pflichten beim Schiflbruch 
und Bergung II. 21 ff. 32 ff. mit 
L 208. 332. Pflichten nach Be- 
endigung der Reise L 185 ff. 
insbesondere Pflichten vor der 
Reise in Betreff der Ladung L 
^0 ff. 329 ff in Betreff des 
Manifestes L 284. 322. in Betreff 
der Clarirung L. 228. 332. der 
Schiffer kann Befrachter sein L 
241 sub VII. Pflicht zum Con- 
voy L 184 mit 182. bei Con- 
nossementübertragungen L 327. 
besondere Pflichten in Betreff der 
Ladung während der Reise L 
331 ff. nach Beendigung der Reise 
II. 335. Bodmereibefugniss des 
Schifters L 151. 157. II. 233. 
261 ff Unbefugte Bodmerei des 
Schiffers II. 262 ff. Pflichten bei 
der Havariegrosse II. 2L 78. 91. 
205 ff. sub X. 225 ff Befugniss 
und Pflicht des Schiffers in Be- 
treff ihm nicht dedarirter, ver- 
ladener Güter L 248 sub III. 
Verantwortlichkeit wegen dolus 
L. 187. Einfluss höherer Gewalt 
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auf die Stellung des Schiffers L 
187 ff. Befreiung des Schiffers 
und Rheders von ihrer Verbind- 
lichkeit L. 187 ff. Retentionsrecht 
wegen Havarie IL206. 225. wegen 
Fracht L 344 mit 376 ff. wenn 
es der Schiffer nicht ausUbt JL 
178. Siehe auch besonders unter 
Connossement und Stoppage in 
transitu, sowie Bodmerei und 
Havarie. 

Schiffer, seine Befugniss über 
Schiff und Out L 156 ff. mit 
II. 233. zur Versicherung II. 247. 

Schiffer; seine besonderen 
Pflichten vor der Reise, siehe 
schon unter Schiffe L 161 ff. L 
28ß ff. L 229 ff. Sorge für tüch- 
tige Seeleute L 161. für See- 
tüchtigkeit des Schiffes L 162. 
28Q sub L für sachgemässe La- 
dung, Garnirung, Stauung L 162. 
281 sub III, zur Verfrachtung 
L 163 sub 4. Sorge für Papiere 
L 163. Aufenthalt tarn Bord L 
163. Sorge für die Abgaben L 
163. Haftung für sachgemässe 
Aus- und Einladung L 282. L 
338 in f. Pflicht zur Annahme 
der Güter L 282 ff. und zwar in 
Betreff der Zeit L 282. bei Stück- 
gütern L 283 sub II. Manifest, 
Ladeschein L 284. 327. in Be- 
treff der Connossemente L 285 ff. 
Pflicht zur Säuberung des Schifles 
von Ratten etc. L 329. 331. 32. 
Befugniss für eigene Rechnung 
oder ohne Fracht Güter einzu- 
nehmen L 329. Haftung wenn 
der Schiffer Güter liegen lässt L 
*330. Verantwortlichkeit wegen 
Lagerung auf dem Verdeck etc. 
L 331 und 344 sub 14. Fall, wo 
der Schiffer die Ladung erst am 


dritten Orte einnehmen und dort 
erst hinsegeln soll L 335. 

Schiffer; seine besonderen 
Pflichten während der Reise, 
siehe schon unter Schiffer, so- 
wie L 164 ff. L 331 ff. Er soll 
den Wind nicht verliegen L 164. 
Lootsen nehmen L 1**4. das Schiff 
nicht verlassen ibid. Aufsicht u. 
Sorge über Schiff, Ladung, Mann- 
schaft L 164 sub 4. 5. I. 331. 
L 165 sub 2. soll den Curs 
festhalten, doch darf er Noth- 
hafen suchen und wegen Con- 
voy abweisen L 165. 332. Schiffs- 
rath L 165 sub 8, Beobachtung 
der Hafenordnungen L 166. Boye 
ibid. Benachrichtigung an die 
Rheder L 167. Befehle darf er 
in der Regel nur vom dirigiren- 
den Rheder annehmen L 167. 
Recht zur Ausbesserung , Ver- 
frachtung des Schiffes, Ernennung 
neuer Mannschaften , Vcräusse- 
rung etc. L 167 sub 18 und L 

332 ff. Miethung eines anderen 
Schiffes L 168 sub 19 u. L 329. 

333 ff. darf in der Regel keinen 
Stellvertreter sich setzen L 68 
sub 20. Notarielle und be&mt- 
liche Functionen L 168 sub 2L 
Haftung wegen Versehen L 169. 
Journal L 169. Verklarung oder 
Seeprotest L 171 und 172 ff. ein- 
facher Protest L 175. Pflichten 
bei Geburts- und Sterbefällen L 
177. Hülfeleistung an andere 
Schiffe L 180. Verteidigung des 
Schiffes L 1 81 . Convoy u. Ad- 
miralschaft L 182. 183. 333. II. 
46L in Kriegsfällen L 183 333 
II. 478. Pflicht bei Aufhaltung 
auf der Reise L 332 ff. Pflicht 
bei Aufbringungen L 333. II. 478. 
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— Siehe auch Connossement, 
Bodmerei, Havarie etc. 

Schiffer; besondere Pflich- 
ten nach Beendigung der Reise 
L 185 ff. und 335 ff. Respecti- 
rung der Hafenordnung etc. L 

185. 337 sub 2. Verklarung L 

186. Reisebericht L 186. Rech- 
nungslegung L 182. Fall, wo der 
Schiffer die Ladung erst am 
dritten Orte einnehmen soll L 
335 ff. Pflichten am eigentlichen 
Löschplätze L 336 sub II. Fall, 
wenn der Schiffer aus besonderen 
Gründen nicht an den regel- 
mässigen Ausladeplatz gelangen 
kann L 332 sub 3. und zwar 
insbesondere Lichterkosten L 338 
sub 4 u. II, 64 sub 15, Abgabe 
der Güter an den richtigen 
Empfänger L 338 sub 5. Haf- 
tung für sachgemüsse Löschung 
I. 338 in f. Güter - Ablieferung 
im Zustande des Empfanges L 
339 sub 2. und zwar in Betreff 
einer bestimmten Quantität 
der Güter L 339. bei Ladung 
ohne Inhaltsangabe 1. 34Q sub b. 
bei fungibelen Sachen ibidem 
sub c. in Betreff der Qualität 
L 34Q d — e. Haftung für die 
äussere Beschaffenheit derFustage 
L 340 sub f. Einrede der Nicht- 
verladung L 341 sub g. Clausel: 
Gewicht und Inhalt unbe- 
kannt L 341 sub h. Clausel: 
frei v. Beschädigung; frei 
von Leckage L 342 init. Ver- 
mehrung und Zuwachs der La- 
dung L 342 sub 9. Quittung, 
reine Quittung bei der Abgabe 
der Güter L 342 sub 10. Beweis 
der zufälligen Beschädigung, der 
Werfung, der Uebergabe an See- 


räuber etc. L 343. Verweigerung 
der Empfangnahme L 343 sub 12. 
Zurückhalten der Güter am Bord 
für Fracht, Unkosten, Havarie- 
grosse verboten L 344 sub 15. 
dagegen Deponirung erlaubt ibid. 
Vermuthung einer Beschädi- 
gung der Güter L 344 sub 16. 
Fall, wo der Schiffer aus Noth 
Güter an einem anderen als dem 
Bestimmungsorte löschte L 345 
sub 12. Zuziehung eines Mäklers 
wegen der Schiffspapiere L 346. 
Wirkung für den Schiffer ibid. 
— Siehe auch Connossement, 
Stoppage in transitu, Bod- 
merei, Havarie. 

Schiffsbuch, unterschieden vom 
Journal I. 169. 120 n. 

Schiffsfreunde, Schiffspartner 
L 116. 

Schiffsgeistlicher L. 1AL 

Schiffsgeräthe, ihre Ersetzung 
in Havariegross II. 191. 192. 
212 . 

Schiffsgruss II. 346 init. auch 
II. 114. 

Schiffsjournal, Journal, Reise- 
journal, gehört zu den Schiffs- 
papieren L 90 ff. II. 459. Wesen 
desselben II. 129 ff 223. gesetz- 
liche Bestimmungen der einzelnen 
Staaten darüber ibidem und L 
170 n. Unterschied vom Lade- 
buch L 169. vom Schiflsbuch 
L 169. Einrichtung I. 170. 171. 
Grundlage und Controle der 
Verklarung oder des Seepro- 
testes I. 171. 172. 176. H. 136. 
und bes. beim Gegenbeweis gegen 
Verklarung II. 142 ff. 

Schiffsjunge L 140. 

Schiffsleuchte L 166. 

Schiffimäkler s. Mäkler. 
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Schiffsmäkler- Dolmetscher 

I. 247 n. 

Schiffskinder, Schiffsmann- 
schaft, Schiffsvolk, See- 
leute, Equipage L 136 ff. 
Verpflichtung der Rheder durch 
die Schifismannschaft L 190 ff. 
Stellung zum Schiffer L 190. 
Pflichten der einzelnen Personen 
L 137 ff. mit 197. Pflichten im 
Allgemeinen I 199 ff Annahme 
des Schiffsvolks L 193. Dauer 
des Contracts L 199 ff. bei Reise- 
hindernissen u. Zögerungen ibid. 
Rechte des Schiffsvolks im All- 
gemeinen L 202 ff. insbesondere 
in Bezug auf Logis L. 202, auf 
die Kost L 203. Verbesserung 
namentlich bei der Bergung L. 
203 sub 3 mit II. 33. bei Krank- 
heit und Verwundung im Dienst 
L 204 mit II. 113. bei Gefangen- 
nehmung L 204 sub 5 mit II. 
115. bei Todesfällen L 205. 
Rechte in Betreff der sogenann- 
ten Führung L 205 sub 7. Recht 
der Pacotille L 206 ff. von der 
Volksheuer L 207 ff. und zwar 
bei Vermiethung auf Antheil an 
dem Gewinn oder der Fracht L 
208 sub L bei Monatssold oder 
sonst bestimmten Summen (Gage) 
L 208 sub II. bei freiwilligen 
Abbrechungen der Reise L 211 
sub L bei unfreiwilligen L 213 
sub 2. bei freiwilligen Abkür- 
zungen L 214 sub 3 bei Auf- 
schiebungen der Reise L 214 
sub 4. bei schuldbaren Verlänge- 
rungen L 215 sub 5, Zeit der 
Auszahlung der Gage L 216 
sub 6. Verbot der Versicherung 
und Verbodmung der Gage L 
216 sub 7, II. 260. Privilegirung 


der Gageforderungen L 97 ff. 
auch 95 ff. Verhaftung von Schiff 
und Fracht für die Gage L 217 ff. 
Persönliche Haftung der Rheder 
dafür L 220. Die Kapitainsgage 
L 256. 22L II. 27L Einige be- 
sondere Privilegien des Schiffs- 
volks L 221 ft. Verbrechen der 
Seeleute L 222 ff. Insbesondere 
Baraterie L 223 Eigenthümliche 
Strafen der Seeleute L 223 n. 
Strafbefugnis» des Schiffers L 
223 224. auch L 164 sub 3 
Sorge des Schiffers für die Mann- 
schaft L. 164 sub 4, 165 sub L 
Handgeld , Draufgeld auf die 
Gage L 199 mit 196 n. 219. 
Extrabelohnungen der Seeleute 
bei Bergung L 208 sub L. in f. 
218. Pflichten bei Schiffbruch 
und Bergung II. 21 ff. 32 ff. auch 
L 298. 332 Lohn- und Unter- 
halt, Verpflegung der Mannschaft 
in Bezug auf Havariegrosse II. 
105. 114. 117. 170. 172. 173 174 
mit II. 162 Kleidungsstücke der 
Seeleute ebenso II. 159 mit 162 
Wegen Verwundung, Gefangen- 
schaft, Geissein ebenso II. 113. 
115. Gage frei von Contribution 
II. 16L 

Schiffsofficiere I. 137 ff. Schif- 
fer oder Kapitain L 138. übrige 
Officiere L 139 ff. Mehr zufällige 
Personen auf Schiffen L 141. s. 
Schiffer. 

Schiffspapiere L. 90 ff. II. 346. 
391 ,459. 47 1 . s. auch Schiffsjournal. 

Schiffs partner L 116. 

Schiffsrath L 156. 165. bei Ha- 
variegross II. 78 ff. 83 bei Bod- 
merei II. 264. 

Schiffsschreiber L 141 mit II. 361. 
auch II. 81 mit 83 
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Schiffszimmermann L 142. 
Schiffszubehör L 81. II. 255 n. 
Schiff und Fracht haften für 
Gage L 2LZ ff. Schiff und Fracht 
bei Bodmerei 11. 255* 

Schiff u. Ladung keine juristische 
Einheit II 10.455. bei d. Bodmerei 
II. 252, bei Havariegrosse II. 

10. 70. 76. 88. 202 ff. Verhaftung 
beider gegenseitig L 38, 

Schlegel II. 392, 
Schleichhandel II. 287, 
Schlussnote L 222. 
Scbmidt-Ph iseld eck II. 397* 
Schout oder W asse rschout 
I. 195 n. 

Schriftlichkeit des Frachtcon- 
tracb» L 242. bei Verladung auf 
das Oberverdeck L 331 mit 344. 
bei Bodmerei II. 272 
Schuback II. 13 n, 
Schumacher II. 4L 66, 
Schwarzes Meer II. 344. 
Schwedisches Seerecht u. Schiff- 
fahrtssystem L 42 Schwedische 
Assecuranzordnung II. 2 
Schwedisch - Pommersches 
Secrecht L 3L 

Scott, Sir William L 50 n, II. 

398 n. 492. 

See, Meer Lims. Meer. 

Seece remoaiel L 333, II. 114. 
346. 

Seeeinbrüche II. 343. 

Seefund oder Seetriften II. 25, 
Seegefahr s. Bodmereigefahr u. 
Havariegrosse. 

Seehandel, Fundament L 10 fl. 
mit II. 337. 38. in Kriegszeiten 

11. 337 ff. Rechte des neutralen 
Seehandels im Allgemeinen II. 
392 ff. Vom neutralen Fracht- 
verkehr II. 443. Frei Schiff, frei 
Gut II. 447 fl'. Unfrei Schiff, un- 


frei Gut II. 445. Unfrei Schiff, 
frei Gut II. 444'. S. auch Neu- 
tralität und neutraler Seehandel. 

Seekrieg, Charakter 1L 337 ff. 

Seekriegsrecht II. 337 ff. 

Seeprotest s. Verklarung. 

Seeräuber, ihre Verkaufe L 114 
in f. Vertheidigung gegen sie 
L 181. 198. Ranzionirung von 
ihnen II 41. 44. 110 475. wenn 
sie die Ranzion nicht halten II. 
200. ihnen gemachte Verspre- 
chungen II. 111. 112 gegebene 
Geisscln II. 113. Plünderung u. 
Beschädigungen vou Schiff und 
Gut durch sie II. 123 ff. mit II. 
64, in Bezug auf Reprisen II. 
372. Unterschied von Kapern 
II 360 n. 

Seerecht, dessen Bedeutung L L 
Eintheilungen I 2 das praktische 
Europ. • Amerik. 1 4-i Ent- 
wicklung der Grundsätze L 6—8 
mit 14—17, sowie L 48 ff. Ge- 
wohnheitsrecht , Usanz ibidem. 
Völkerverträge ibid. Landesge- 
setze ibid. Naturrecht ibidem. 
Völkerrecht ibidem. Verhältnis® 
zum Handels- und Völkerrecht 
L L 7, 9, 78. Philosophie des 
Seerechts L 2 Deutsches See- 
recht L 2 n. 9. 10, auch 6 init. 
Vorwort III. IV. Norddeutsches 
und Süddeutsches L 0, 10, 57 
mit 32 nebst Vorwort III. IV. 
Berücksichtigung der Particular- 
seerechte. I 9 mit 14. 18. Fun- 
dament des Seeverkehrs L 10 ff. 
Quellen des Seerechts L 13 ff. 
Literatur des Seerechts L 11 ff. 
II. 339. Bedeutung der mittel- 
alterlichen Seerechte für die 
jetzige Praxis L 15 ff. 
eeschäden II. 1 ff. bes. II. 20. 
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Seeuntüchtigkeit L 159, 181. 
162. 165. 188. 255. 256. 332. II. 
22. 288. 

Seeverkehr, Fundament der- 
selben L 10 ff. mit II. 392 ff. 
auch II. 283 ff. 

Seewurf II. 71—73. 72 ff. 78-88. 
92 ff. Werfen ist nicht Dereliction 
II. 87. s. Havariegrosse. 

Segel L 82. Hartsegeln, Schwer- 
segeln II. 101. s. Prangen. 

Segelschiffe L 8L 

Seevölkerrecht oder Völkersee- 
recht I. 3. 4. II. 339. 4a 

Setzschiffer L 138 n. 

Sevilla L 65. 

Siciliunisches oder Neapoli- 
tanisches Seerecht und Schiff- 
fahrtssvstem L 02, 

9 

Silber s. Kleinodien. 

Silva Lisboa L 6L 

Sirey II. 374 n, 

Sklaven, Fracht für unterwegs 
gestorbene L 371. dürfen nicht 
geworfen werden II. 82. contri- 
buiren aber nach ihrem Geld- 
werthe II. 150. Fall, dass ein 
Seemann in Sklaverei gerathen 
L 204 mit II. 115. LOL. 

Sklavenhandel, Durchsuchungs- 
recht zur Unterdrückung des- 
selben II. 351 mit 501. Völker- 
vertrÄge in dieser Beziehung II. 

351 n, Brasilianischer Protest II. 

352 n, Nordamerikas Weigerung 
II. 352 n, Analoge Anwendung 
der Prisengerichtsbarkeit II. 50L 
Fall der Hamburger Bark Louise 
II. 352 n. 501. 

Slitage II. 166. 169. 209. 

8oe tbeer L 17 init. auch L 36 n. 

Spani sch es Seerecht und Schiff- 
fahrssystem L 64, 

Spille L 82. 


Sprüch Wörter s. Formeln. 

Staatsseerecht L 3 

Stader Zoll L 36, 

Stauung L 162. 257. 281. 

Stavern, Seerechtsgewohnheiten 

L 2, 

v. Steck II. 378 n. 397. 413 n. 

Sterbefälle auf Schiffen L 178 
mit 205 und 168. 

Steuer oder Ruder des Schiffes 
L 81. 

Steuermann L 139. 284. 327. 

Stevens II. 9Z n. mit 101 n. 

Stewart L 51 n, 

Stoppage in transitu L 316ff. 
Name L 316 n, Begriff u. Grund 
L 317. Das Recht ist nur dem 
absendenden Eigenthümer zu- 
ständig L 317 mit L 323 init. 
und 324 sub X. Recht des Schif- 
fers dabei L 323 sub IX. mit 
325 in f. 326 ff. Recht des ab- 
sendenden Nichteigenthümers da- 
zu L 324 sub X. Der Absender 
braucht selbst nicht wieder wirk- 
lichen Besitz zu erlangen L 325 
in med. In welcher Form muss 
der Absender das Recht ausüben 
L. 326. 327. nicht bloss Engl. 
Institut 316. 317. 321 init. Be- 
schränkung und Rechtfertigung 
L 317 in f, bis 32L Bankerut 
des Destinatärs L 317 in f. und 
322 sub V. mit 324, 325. keine 
Besitzergreifung desselben darf 
vorliegen L 319. 320. 322 sub VI. 
mit 324, 325 Das Recht gehin- 
dert durch Zahhfng und Com* 
pensation L 32! sub L nicht 
durch gegebenen Credit ibidem. 
Einfluss theilweiser Zahlung L 
321 sub II. mit 313 sub 5 des 
Wechselaccepts L 322 sub III, 
Einfluss einer Bedingung L 322 
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Usanzen. 


Story. — 

sub IV. Einfluss der anderwei- 
tigen Uebertragung des C. durch 
den Destinatär I. 318 u. 322 i. f. 
Ausdrücklicher Vorbehalt des 
Stoppagerechts I. 324 sub I. Er» 
klärung des Ausdruckes in trän» 
situ ibid. sub II. bei Lagerung 
der Güter ibidem, beim Weiter- 
transport su Wasser 'oder zu 
Lande I. 224. 325. Fall, dass 
der Destinatär das ganze Schiff 
gechartert hatte 1. 325. Fall eines 
Connossements nicht an Ordre 
I. 32b in f. Uebertragungsfor m 
des Absenders gleichgültig I. 326. 
327. 

Story I. 57. 

Stracha I. 72. 

Strafen für Seeleute I. 223. Straf- 
recht des Kapitains I. 164 sub 5. 

I. 197 und I. 223. 224. Strafe 
des Bloksdebruches 11. 406. der 
ContrebandeII.420ff. des Wider- 
stands gegen Durchsuchung II. 
460. 69. d. Unredlichkeit in Prisen- 
sachen II. 472. 496 ff. des Segelns 
unter feindl. Convoy II. 467. Dauer 
des Strafrechts der Kriegführen- 
den II. 438. Strafe des Neutra- 
lisirens II. 432. 

Strandrecht im Allgemeinen II. 

23. Darin begriffene Befugnisse 

24. Geschichte des Strandrechts 

II. 25 ff heutige Praxis II. 30. 
Bergung II. 31. s. auch Bergung. 

Strandung II. 18 ff. in Havarie- 
particulärll 61. in Havariegrosse 
II. 97. Kosten der Abbringung 
II. 99 in f. 

Stuckgüterbefrachtung 1.249. 

250. 273 ff. 282. 

Stypmann I. 77. 

Süddeutsches Seerecht I. 9. 10. 
57 mit 32 n. sowie Vorwort IV. 


Sundzoll I. 39 ff. 95. II. 345. 
Supercargo I. 141. 346 ff. oft 
der Schiffer I. 145. 163. 

Surland I. 77. 

Symons I. 56 n. 

T. 

Takel I. 82. 

Targa I. 73. 

Taucher II. 162. 

Tellegen II. 340 n. 

Tenterden, Lord s. Abbott und 
I. 48 n. sowie I. 5. 
Testamente auf Schiffen I. 178 
mit 168. 221 in f. 

Tete ns II. 378 n. 

Thöl I. 2 n. 71 n. 285 n. 

Ton nen ge 1 der 1.94. rothe Tonne 
I. 209. 

Tonnies II. 2 n. und 74. 
Toskanisches Seerecht I. 62. 
Totze II. 397. 

Trani I. 63 n. 
Transportschiff L 242. 
Triest I. 58. 

Trollope I. 56 n. 
Türkisches Seerecht I. 69. 


TJ. 

Ueberladen I. 154. 163. II. 76 n. 
Ueberlauf 11.81.190 mit I. 331. 
Ucbersegelung H. 4. siehe An- 
segelung. 

Unfrei Schiff, frei Gut II. 
444 ff. 

Unfrei Schiff, unfrei Gut II. 

444 ff. frei Schiff, frei Gut II 444 ff. 
Unkosten oder kleine Havarie 
II. 57. 103. 173 ff I. 378. 
Uhren s. Kleinodien. 

Usanzen siehe Gewohnheitsrecht. 


Valin. — Verklarung. 
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V. 

Valin I. 75. II. 359 n. 

Vattel II. 340 init. 
Venetianisches Seerecht I. 57 n. 

58 n. II. 341 n. und Addenda. 
Verbrechen der Seeleute I. 222 ff. 
Eigentümliche Strafen I. 223. 
Strafrecht des Kapitains I. 164 
sub 5 mit I. 223. 224. 
Verdeck, Deck, Oberverdeck I. 
82. I. 331 mit 344. II. 81. 85. 
96. 97. 125. 179. 190. 

Verderb, innerer Verderb 1.259. 
340. 344. 373. bei Havariegrosse 
II. 104. 200. bei Havariepart. 

H. 61. bei Bodmerei II. 28 7. a. 
Leckage. 

Verfrachter I. 243. Befreiung 
von seiner Verbindlichkeit 1. 187ff. 
277. 78. Wer es sein könne I. 
243 sub II. Der Director I. 244. 
sub IV. 245 sub VI. Der Schiffer 

I. 244 sub V. I. 329. Der Ver- 
frachter darf in der Regel das 
Schiff nicht ändern I. 254. haftet 
für freie Benutzung des Schiffes I. 
271 sub IV. für Grösse, Träch- 
tigkeit und andere Eigenschaften 
des Schiffes I. 254 ff. I. 283. 84. 
für Ausrüstung und Seetüchtig- 
keit I. 256 ff. Pflichten in Be- 
treff des Orts der Ladung und 
Löschung 1. 257 ff. in Betreff der 
Ladungsannahmezeit I. 282. der 
Liegezeit I. 259 ff »Er hat An- 
spruch auf Fracht, selbst wenn 
der Schiffer umsonst zu liefern 
versprach I. 265 sub 2. 3. Pflicht 
wegen des Curses I. 270 sub II. 
und 332. wegen der Ein- und 
Ausladekosten I. 271 sub III. 
wegen Stückgüterfracht 1. 273 ff. 


Pflichten gegenüber dem Be- 
frachter bei Aufhaltungen des 
Schiffes durch Schuld etc. I. 
332 ff. Einfluss der höheren Ge- 
walt I. 187 ff. 362 ff der Schuld 
des Schiffers I. 362. des Be- 
frachters 360. Retentionsrecht 
wegen Havarie II. 206. 225 ff. 
wegen Fracht I 344 mit 376 ff. 
wenn es der Schiffer nicht ausübt 
I. 378 mit II. 206. Siehe auch 
Befrachter, Fracht, Fracktcon* 
tract, Schiffer. 

Verjährung beim Schiffserwerb 
I. 115. bei Havariegrosse II. 228. 
bei Bodmerei II. 321. 

Verkauf, namentlich in transitu 
etc. von Schiffen siehe Schiffe, 
von Gütern s. Connossement u, 
Stoppage in transitu. Verkäufe 
von Seeräubern I. 1 14 in f. 
Kautelen des Kaufbriefes I. Hin. 
Verschiedene Formen und ver- 
schiedene Wirkungen des Ver- 
kaufs bei Kaufleuten, bei Juristen, 
vor Prisengerichten I. 1 1 1 n. mit 
I. 309. 314. vor Prisengericbten 

I. 98 ff. 110 ff. 273. II. 362. 388. 
bei gestrandeten Gütern II. 31. 
Verkaufsrecht des Schiffers in 
Bezug auf Schiff und Gut II. 
233 und I. 156 ff. mit II. 108. 
Rechte der Gläubiger bei Prisen- 
gerichtlicher Condemnation I. 
114. Verkauf während eines 
Krieges durch Feinde I. 112. 
namentlich wenn das Schiff im 
feindlichen Handel beschäftigt 
bleibt I. 113 II. 390. Verkauf 
im neutralen Gebiet II. 383. 388. 

Verklarung, Seeprotest I. 
156. 171. bes. 172 fl'. 343. Wesen 

II. 92. 129 ff. 223. Beweis bei 
Seeschäden , bes. Havariegrosse 
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Versicherung. 


Wiedernehmung. 


II. 129 ff. 136 ff. Beweiskraft II. 

137. Gegenbeweis gegen dieselbe 
II. 141 ff. Nachverklarung II. 

138. 139. Wegen der Spezialien 
s. Havariegrossebeweis. 

Versicherung s. Assecuranz. 
Verwer I. 14. II. 240 n. 
Verzimmerun g des Schiffes durch 
den Schiffer I. 155. 162. 167 i.f. 
332. II. 333. durch den Director 

I. 124. 125. im Nothhafen bei 
Havariegross II. 106. 

Vinnius I. 127 n. 
Völkerseerecht oder sog. See- 
völkerrecht I. 3 ff. 11. 330. 340. 
Völkerrecht I. 7. 9. 11. 14. 71 n. 
78. II. 337 ff. Literatur dessel- 
ben II. 339 mit I. 71 n. und I. 
4 n. Verschiedenheit der Grund- 
sätze im Landkriege u. im See- 
kriege II. 337. Reciprocität 11.492. 
Völkerverträge , Stellung im 
Seerecht I. 6. I. 79 n. II. 112. 

II. 339. 379. Sammlungen, re- 
cueils de traitls 1. 34 init. u. 40. 
und die grössere Sammlung von 
dem (älteren) G. F. v. Martens, 
recueil de trait£s II. 503. 

Volksheuer I. 207 ff. s. Schiffer 
und Schiffskinder, Gage. 
Volkslogis I. 202. 

Volksrolle I. 94. 
Vorkaufsrecht der Mitrheder I. 
110. 119 ff. im Kriege II. 423. 


W. 

Wanten I. 82. 

Ward II. 378 n. 413 n. 
Warden II. 353 n. 
Wasserschout I. 195 ff. 
Wedderkop I. 76 mit 132 n. 
Wegorst I. 38 n. 


Wenck II, 354 n. 

Werfen s. Seewurf. 

Werften I. 82. Werftengelder 

I. 95. 

Werfgeld II. 72. 

Werth; Werthausmittelung; 
Geldwerth der Güter bei Con- 
tribution IJ 180.81. des Schiffes 

II. 208 mit 163 ff. und 212. der 
Ladung II. 209 mit 179 ff. 193 ff. 
und 212 ff. der Fracht II. 209 
mit 171 ff. und 210 ff. Affections- 
werth II. 180. 210. Kunst- und 
Antiquitätenwertb II. 210. Werth 
bei Verbodmung II. 258. 264. 
265. 269 sub VII. 303 init. 316 
sub III. Einkaufspreis II. 181. 
182. Marktpreis II. 165. 182. 
nach Facturen II. 140. 166. 183. 
188. 189. 196. Werth der Schiffs- 
geräthe II. 191. 192.212. Werth 
nach der Versicherungstaxe II. 
209. nach dem Bielbrief II. 208. 
nach dem Kaufbriefe II. 208. 

Wesket II. 180 n. 

Westcapelle, Seerecht von 1. 19. 
Westerveen I. 76, auch 73. 

Wey tsen II. 2 n. 

Wheaton I. 4 und 57. II. 339. 
Wicquefort II. 353. 
Wiedernehmung II. 365 ff. in 
Betreff des Berglohns II. 40 ff. 
45 ff. siehe auch Bergung. — 
Begriff der Wiedernehmung II. 
42. 365. vom Beuterecht über- 
haupt ibid. Prisen im Seekriege 
II. 366. (Charakter u. Wirkung 
der Erbeutung überhaupt II. 367. 
Verjährung II. 367 i. f. 24stUn- 
diger Besitz ibid. prisengericht- 
liche Condemnation II. 368 init. 
Blosse Bringung in Sicherheit 
II. 368. gleichgültig ob die Prise 
durch Kaper oder Kriegsschiffe 
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gemacht sei II. 368 mit II. 45 ff. 
und 373 ff. gleichgültig, ob viel 
oder wenig Aussicht auf Ver- 
urtheilung vorhanden war bei der 
Reprise II. 368 mit II. 44 und 
47 n. Wirkung des Friedens» 
Schlusses bei Prisen II. 308 in f. 
Theorie der Wiedernehmung II. 
369 ff. Verzweifelte Ansichten 
mancher Autoren II 369 n. Un- 
bestimmtheit der Praxis II. 309 
mit 372 sub V. Verschiedenheit 
der Fälle II. 370 ff. Wieder- 
nehmung durch Kriegsschiffe od. 
Kaper 11.370. durch die Mann- 
schaft des Schiffes sel^t II 370 
sub 3. durch eine dem Kaper 
fremde Gewalt II. 371. Fall des 
blossen Auffindens einer verlas- 
senen Prhe II. 371. Fall, dass 
die Prise der Nation des Wieder- 
nehmers angehört II 371 sub B. 
oder einem Bundesgenossen ibid. 
oder einer hülfeleistenden Macht 
ibid. oder einem neutralen Staate 
II. 371 sub B. i. f. mit 372 sub F. 
Fall der zweiten Wiedernehmung 
II. 371 sub C. Fall, dass die 
Prise völkerrechtswidrig war 


II. 372 mit 457. 488. Prise eines 
Seeräubers II. 372. sub E. Be- 
stimmungen des Consulats II. 
373. Spanisches Recht II. 373. 
Franz. Recht II. 374. Engl. 
Recht II, 375. Nordamerik. 
Recht II. 375. Schwedisches 
Recht II. 376. Dänisches 
Recht II. 377. Preuss. Recht 
II 377. 

Wilkinson I. 56 n. 
Windvieringe II. 96. 
Wisbysches Seerecht I 20. in 
Holland I. 41. 

Wodarch II. 19 n. 
Wohlinstruirte Schiffer, der (ein 
Buch) I. 77. • 

Wrack I. 125. 158 II. 24. 36. 

I <* I ’ l. : \ 

2 , 

*• ■ . . .1 

Zoll; Brunshäuser od Stader 

Zoll I. 36 95. Sundzoll I. 39. 
95. II 345. 

Zusam menstossen der Schiffe 

'ii 

siehe Ansegelung. 

Zuy dersee II. 343 n j 
Zweimaster I. 81. 
Zwischenhafen II. 176. 241. 

I / - V 


v. Kaltenborn, Seerecbt U. 


35 


I 
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Addenda et Corrigenda. 


Bd. I. S. 5. Z. 21. 1. Ten t erden st. Truterden. — S. 11. Z. 5. 1. 
sterile st. steile. — S. 42. Z. 11. 1. Peter I. st. Peter II. — S. 42. 
Z. 12. 1. 1781 st, 1782. — S. 46. Note 51. Z. 6. 1. Commentator st. 
Commentar. — S. 82. Z. 1. 1. Decke st. Docke. — S. 98. letzte Zeile 
der Note 1. 1826 st. 1828. — S. 144. Z. 2 in § 59. 1 Schiffsherr (Rheder) 
st. Schiffer. - S. 259. letzte Z. in § 94. 1. § 97. st. 7. - S. 265. Z. 15. 
1. § 121 st. 112. — S. 324. 1. § 113a. st. § 113. 

Bd. II. S. 240. Note Z. 6. 1, Baldasseroni st. Baldaasaroni. 

ln Bezug auf die Quellen des Seerechts der ein- 
zelnen Staaten gebe ich noch folgenden Nachtrag ad § 19 ff. 
Bd. 1. S. 30 ff. und zwar: 

Ad § 19. In Bremen gilt die Amsterdamer Assecuranzordnang 
von 1744, die Übrigens 1756 u. 1775 zu Amsterdam revidirt ist (Deutsch 
von Engelbrecht 1789), vergl. Bd. II. S. 2. Siehe Gerber, Deutsches 
Privatrecht (2. Aufl. Jena 1850) S. 456 Note. 

Ad. $ 20. Die Satzungen des Preussischen Allgemeinen Land- 
rechts 1794 gelten auch zum Theil in Hannover (s. $ 21 sub III.), 
nämlich in Ostfriesland sowie in den Übrigen, wenigstens zu Anfang 
dieses Jahrhunderts kurze Zeit lang Preussisch gewesenen Landestheilen 
Hannovers, namentlich in den Amtsbezirken Hildesheim, Verden, 
Hoya, Diepholz, Osnabrück und Lingen, zufolge einer die Gel- 
tung des Preussischen Rechts bestätigende Verordnung Georgs IV. vom 
23. Juli 1822. Vergl. Antoine de Saint-Joseph, concordance entre 
les codes de commerce etrangers et le c. d. c. frang. (6dit. augm. Paris 
1851 in 4.) pag. 279. 

Uebrigens ist in Bezug auf die letzte Ausfeilung der Handels- 
und insbesondere seerechtlichen Bestimmungen des Preussischen 
Ailg. Landrechts von dem, bei der Abfassung so thätigen Groaskanzler 
von Carmer der berühmte Kenner des Handels, der Hamburger Büsch 
herangezogen worden, welcher in Verbindung mit den Hamburgern 
G. H. Sieveking und U. Möller, sowie mit dem Lübecker J. H. 
Gädertz eine Kritik des Gesetzentwurfs ausarbeitete und dem Gross- 
kanzler einsandte. Vergl. Büsch, Darstellung der Handlung (Ausg. 
v. Norrmann, Hamburg 1808) I. 605 ff.; sowie Bender, Handelsrecht 
L 32. 
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Ad $ 26. Der Napoleonische Code de commerce fran^ais 
ist seit der Kaiserzeit in den wieder von Frankreich 1814 unabhängigen 
Ländern zum Theil beibehalten, und gilt jetzt in Rheinbaiern, 
Rheinpreussen, Baden (in einer Umarbeitung von 1809), Luxen- 
bürg, Parma, Modena, Lucca (wo noch eine Verordnung vom 
6. Mai 1840 die fortdauernde Gültigkeit des Code de c. fr. anerkannte,', 
Kirchenstaat (in einer Ueberarbeitung von 1821; s. $30), Toskana 
(*. $ 32), Sicilien und Neapel (s. § 33), Sardinien (wo zwar nach 
der Restauration 1814 der Franz. Code (mit Ausnahme für Genua) 
abgeschabt, indessen 1843 1. Juli in einer guten Ueberarbeitung unter 
Benutzung der neueren Französischen Gesetze von 1817, 1833, 1838 und 
1841, sowie namentlich der Urtheile des Franz. Cassationshofes wieder- 
aufgelebt ist; siehe § 31), in Belgien (w-o er fortdauernd trotz aller 
politischen Wechselfälle des Landes in Gültigkeit geblieben ist), 
Griechenland (ln einer treuen Nachbildung 1. Mai 1835), in Haiti 
(seit 1828), im Lombardisch-Venetianisch en Königreich (s. aber 
$ 29), Krakau (seit 1808 bis jetzt), Königreich Polen (für welches 
wenigstens 1812 eine fast wörtliche offizielle Uebersetzung gemacht 
wurde; doeh scheint dort das Franz. Recht nicht mehr zu gelten), auf 
den Jonischen Inseln (in einer Ueberarbeitung von 1841). 

Die neueren Handelsgesetzbücher Hollands (s. $ 23), Spaniens 
(s. § 34) und Portugals (s. $ 35) lehnen sich zwar vorzugsweise an 
den Code de com. f^. an, sind jedoch in vieler Hinsicht selbstständige 
Arbeiten. Der Portugisische C6digo 1833 ist wesentlich eine Umarbei- 
tung des Niederländischen Gesetzentwurfes von 1826. 

In Mexico und in einigen Sudamerikanischen Staaten gilt 
jetzt noch die Ordonnanz von Bilboa (s. § 34). 

Was in Malta in Bezug auf den Handel Rechtens ist, beruht zum 
grossen Theil auf Usanz und war oft schwer anzugeben, bis 1841 von 
einigen Juristen eine Sammlung erschien unter dem Titel: Compen- 
dio di Diritto commerciale maltese (Malta 1841). 

Vergl. überhaupt A. de Saint -Joseph 1. c. p. XIII. und unter 
den Rubriken der einzelnen Länder p. 137 ff. 


Druck vou J. ürseger in üerlln, Adlcrotr. 9 . 


